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Die 
Politik des Nechts und das Necht der Politik, 


Bon 


Heften. 


Di. Ichten Sahre haben auch den deutfchen Richterſtand 
aus feinem vormaligen politifchen Sorgenfrei aufgerüttelt 
und in die Wogen der Zeitaufregung hineingezogen. Polis 
tiihe Händel, Berbrechen und Prozefie waren ehedem 
eine Eeltenheit. Wurden fie nicht etwa dem ordentlichen 
Richteramt ganz entzogen, fo verfühlten fie fih auf dem 
Yangen Wege der Procedur zu völliger' Gleichgiltigkeit oder 
fie ftarben dahin ohne Erledigung. Der Character der 
Rechtöverwaltung war ein wefentlich gouvernementaler, troß 
aller ehrbaren Redensarten der Rechts- und Landesgeſetze, 
welche die neuere Sdee der Selbfländigfeit;des Richter: 
amted ausdrücken. Hin und wieder durchkreuzte einmal 
ein Reichs- oder Landesgericht, oder ein Preußifches Cam: 
mergericht oder eine Suriften: Sacultät durch unerfchrodene 
Feſthaltung eines Rechtöprincips oder auch einer thatfäch- 
lichen Veberzeugung den gounernementalen Willen; es hatte 
jedoch damit fo viel nicht auffich, denn wie gejagt, die Falle 
waren felten und ein gouvernementales Beiſpiel zu ſtatui⸗ 
ren war fein Betürfniß, wurde auch, wo es die Folgerich⸗ 
tigfeit forderte, keineswegs geſcheuet. Em agentur 
Archiv d, Er, R. 1852. 1. St. W 
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Riß trat erft feit 1819 ein, als einerfeitd die alte Staats⸗ 
‚weisheit von den Gerichten und Spruchcollegien ein un: 
bedingted Eingehen aufdie Marimen der damaligen Dema: 
gogen: Verfolgung verlangte, andererfeitd aber die mo: 
berne Idee des Staated, nämlich möglichfte Befreiung des 
Individuums und des Volkes von Staatszwang, in den Ge: 
finnungen des Richterſtandes, allerdings in einer nicht gleich: 
mäßigen Weife, eine practifche Berückſichtigung fand. Zuleht 
hat das Jahr 1848 zu einer Criſis geführt, deren Ausgang 
und wo möglich auch richtige Behandlung unfere Auf: 
merkſamkeit verdient. 

Mährend die Richter aus der alten Schule, die Män: 
ner des Herkommens, alle Schöpfungen der Neuzeit, fo 
weit fie fic) überhaupt noch erhalten haben, nur mit einer 
gewiſſen Scheu und mit Borurtheilen gegen fie, ald Mo- 
dificattionen des Beſtehenden beachten, ihnen nur fo wenig 
ald möglich Raum vergönnen, giebt es eine andere Frac- 
tion in der Staatögefelichaft, obwohl nicht vorherrſchend 
im Richterftande vertreten, welche gerade von dieſem einen 
Fräftigen Schuß für die neuen Inftitutionen und Grund: 
füge erwartet und fordert, endlich aber auch noch eine 
befannte dritte Richtung, welche allem Beftehenden den 
Krieg erklärt, den bisherigen Richterſtand für obfolet 
erachtet, ihn nur als ein Glied in der Kette der Büreau: 
cratie anfieht und durch völlig andere Elemente zu erfegen 
mindeflend dem Princip der Abfeßbarkeit zu unterwerfen 
trachtet, natürlich in Verbindung mit dem Umflurz jeder 
bergebrachten Staatsordnung. 

In diefem Strudel der Ideenbewegung ift ed doppelt 
wichtig, dad Bemußtfeyn von der Aufgabe und den Pflich- 
ten des Richteramtes, welches an fich doch niemals zu ent> 
behren feyn wird, zu bewahren und geltend zu machen. 
Sein Beruf aber liegt unerfchütterlich darin, in den feiner 
Entfheibung unterworfenen Fällen das. im Staot wirklich 
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geſetzte Recht im Einn der höhern Gerechtigkeit, d. h. mit 
Weisheit und Muth in Anwendung zu bringen. Man 
muß erfennen,, daß die Gerichte nicht dazu da find, um: 
ein neues Recht zu fchaffen, fondern zu finden in lauteren 
und anerkannten Quellen, nicht um neue Sdeen zu ver: 
breiten, fondern die umlaufenden, welche fie als geltendes 
Recht ſetzen wollen, zu prüfen, zu fichten und abzuflären, 
nicht mit dem Strome der Zeit oder in einzelnen Strös 
mungen mitzufhwimmen, fondern fih an das Steuerrus 
der mitzuftellen und den Compaß der Gerechtigkeit in. der 
Hand das Staatsfhiff ganz und unverlegt an Klippen 
und Brandung vorbei führen zu helfen. 
Könnte man deöhalb wünfchen, den Richterſtand 

möglichft allen f. g. politiihen Einflüffen zu entziehen, 
wie man vorgefchlagen, hin und wieder auch, obwohl nur 
theilweis, in Ausführung gebracht hat, fo ift doch bei 
näherer Erwägung eine derartige mönchifche oder kaſten⸗ 
artige Abfonderung eines Beamtenftandes von dem übrigen 
Staatöleben weder durchführbar noch felbft rathfam zu er> 
achten. Denn wie in aller Welt fol vermieden werden, 
daß der Richter an dem öffentlichen Leben als Menfch und 
Staatbürger Theil nehme, ohne ihn zugleich der vollen 
Berufsfähigfeit und eines Theiles der allgemeinen bürger> 
lichen Berechtigungen zu berauben, ohne ferner dem übris 
gen Staatdorganismus ein Element vorzuenthalten, wel: 
thes in feiner Befonderheit beachtenswerthe Stimmen fo 
wie eine Stüße der ordnungsmäßigen Ein = und Durchfüh⸗ 
tung neuer Marimen darzubieten vermag, Nur ge: 
wifle richterliche Aemter, 3.3. bei einem oberften Staatös 
gerichtähofe, desgleichen die Stellen der Vorfigenden mögen 
vielleicht als folche zu bezeichnen feyn, die eine Incompa; 
tibilität mit jeder andern oder gewiflen politifchen 
Zunctionen begründen; es mag ferner der gleihel- 
tigen Uebernapme ‚von politiſchen Zunctionen neben 
4 * 
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dem Richteramte gegen längere Dauer und daraus ent: 
fiehende Verfäumung des leßteren ein Ziel gefeßt werden; 
jedoch eine unbedingte Incompatibilität wirt weder al 
nothwendig darzuthun noch als nüglich zu bevorworten feyn. 

Suchen wir nun für eine Uebergangsperiode, wie uns 
fere Zeit wenigftend mehr ald eine andere feyn dürfte, eine 
Richtſchnur für das correcte Verhalten der Gerichte, fo 
wird fich eine folche am eheften ergeben, wenn wir einer: 
ſeits dad Recht oder die Berechtigungen der Politif und 
andererfeits die Politik, den politifchen Standpunct der 
Gerichte in Erwägung nehmen. 

Das Recht der Politik, d. i. der Staatöverwaltung, 
die ſich behaupten will, ift ein ernfted und entfchiedenes 
Handeln, in Symmetrie mit der ihr vorgezeichneten Rich: 
tung. Sie darf und muß dabei alle Kräfte des Staats: 
organismus in Anfprud nehmen; fo aucd, die Gerichte, 
freilich nicht über deren Beruf hinaus. Diefen finden wir 
in der Regelung der im Befisftand angegriffenen Rechts: 
verhältniffe der Sndividuen nach den Sefeben und Inſtitu— 
tionen des Staated. Etehen diefe auf einem ſchwankenden 
Boden, unfertig, unvollendet, fo kann wie in andern 
zweifelhaften Rechtöverhältniffen wenigftens fürs Erſte nur 
der Status quo maaßgebend feyn, ja er wird das Recht 
feibft definitiv firiren, wenn der frühere Nechtöfland ein 
völlig zerbrochener und durch eine herrfchende Macht außer 
Wirkſamkeit gefebter if. Die Gerichte finden fich dabei 
freilich in einer fchlimmen Lage. Gewöhnt an eine Ste: 
tigkeit des Rechtd oder doch an eine legitime Gontinuität 
ber Rechtsbewegung, vermögen fie den rein thatfächlichen 
Zuftänden, welde fi) an die Stelle des in ſolcher Conti⸗ 
nuität Hergebrachten geſetzt haben, eine rechtliche Meihe 
und Geltung nicht anzuerkennen; und hinwiederum mit 
ber Thatfache in Widerfpruc zu treten, nachdem fie eben 

zu befeftigen ſich angefangen und. eine Außere Ordnung 
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aus einem Chaod gefchaffen hat, würde nur eine neue 
Beunruhigung erzeugen und einen Widerfpruch bervorrus 
fen, welcher bie thatfächlihe Macht vielleicht zu weiteren 
Mebergriffen und Berlegungen anreizte. Die Erfahrung 
lehrt denn auch, daß faſt allenthalben bei totalen politi= 
{hen Ummälzungen die Gerichte, ohne daß fie felbft um: 
gewandelt werden, gar leicht auf dem noch rauchenden oder 
Schwanfenden vulfaniihen Boden, von welchem das Alte 
hinweggeſchemmt war, ihre Zelte aufgefchlagen und dem» 
nacht dad Neue mit dem Dergebrachten möglichft zu vermits 
teln gefucht haben. Srankreich hat darin, wie in fo vies 
len andern Stüden, ein glänzendes leichtfinniges Beifpiel 
wiederholt gegeben; ohne ihr eignes Kleid zu wechfeln find 
Die Serichte in das über Nacht verwandelte Staatöwefen 
eingetreten, abgefehen dabei von einzelnen Männern biefer 
Gerichte, welche einen folchen Wechfel mit Ehre, Pflicht 
oder Sefinnung im Widerftreit fanden. Aehnliche Erfahs 
rungen find freilich auch anderweitig gemacht worden und 
nachzuweiſen. Worin fie eine Rechtfertigung finden föns 
nen, it bereitö angedeutet. Ob Diele jedoch allenthalben 
zutreffen, ob nicht andere Motive zu derartigen Erfcheis 
nungen mitgewirkt haben, ift nicht unferd Ortes in biefen 
Blättern anzudeuten. — Eine entgegengefeßte Wahrneh⸗ 
mung hat fich wieder in denjenigen Staaten dargeboten, 
wo zwar feine totale Ummälzungen, wohl aber bedeu⸗ 
tende Neuerungen in den öffentlichen Zuftänden eingetreten 
find. SDier wird ſich meiftens gezeigt haben und noch jetzt 
bemerklich machen, daß die Gerchte, in ihrem Fefthalten an 
eine fichere Continuität des Rechts, dad Hergebrachte und 
Angewöhnte möglichft als Bafis gebrauchen und der Neue: 
tung, ohne in die dad Alte vernichtende Idee einzugehen, 
fo wenig ald möglich Boden einräumen, wenn nicht Die 
Advocatur fich der Neuerung annimmt und eine Fortbewe⸗ 
gung auf bem-neugeöffneten Wege erzwingt, vder einmal 
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bie Öffentliche Meinung ein Opfer fordert und dabei einem 
Gerichtshof die Ehre anthun will, ein nur felten gebraud» 
te8 Geſchütz abzufeuern, wie dem Gaffationshofe zu Paris 
in Beziehung auf den von Louis Philipp nad) Maaß⸗ 
gabe älterer Gefeße angeordneten Belagerungdzuftand zw 
Theil ward! 

Mag nun immerhin dad Syſtem einer bebächtigen, die 
Zeitverhältniffe möglichft fhonenden und den Einzelnen fo 
wenig al& möglich verlegenden Ausgleichung des Alten und 
Neuen in dem Wefen der Gerechtigkeit begründet und 
beifallöwerth feyn, fo läßt fich doch hiervon im Gebiete 
des Strafrechtd Feine Anwendung machen, fo oft es ſich 
nämlich um die Verhängung einer Strafe handelt. Denn 
weldyer Theorie der Strafgerechtigfeit man ſich immer zus 
Neigen mag: darin werben ohne Zweifel Alle übereinftims 
men, daß weder ein von einer illegitimen Gewalt noch 
auch ein auf illegitimen Wege ausgegangened Gefeb zu 
einer Strafe berechtigen Fönne. Hier darf fein Status quo 
beruhigen, bier gilt es deffen Rechtmäßigkeit zu prüfen — 
freilich aber nicht blos nach privatrechtlichen Gründen und 
Combinationen — hier gilt es, geleifteter Eide eingedenk 
zu fein und ſchließlich auch feiner gewiflenhaften Ueberzeus 
gung das Amt felbft lieber zum Opfer zu bringen. An: 
dererſeits wird fich Fein Gericht leicht entfchließen, Seman:» 
dem Etwas ald ein Verbrechen zuzurechnen, was zwar nad) 
der älteren legitimen Verfaffung ein ſolches feyn würde, 
nach deren thatfächlicher Befeitigung aber und dem Status 
quo gemäß nicht feyn fann N. 


1) Dies ift unter Andern der Sefihtepunct, aus welchem die 

: Handlungen der ausführenden Verwaltungsbeamten "während 
eines Verfaffungsitreires beurtheilt werden müflen, wenn fie 
nicht etwa zum Widerftand gegen die verfafjungsmwidrigen 
Befehle ihrer Vorgeſetzten verpflichtet fenn follten; 3. B. Ein⸗ 
sichung von Steuern, welche die im Streit befangener oder 


— 
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Handelt es ſich um Aubnahmegefege gegen verfap 
fungsmäßige Grundſatze, fo hat zwar, die verfaflungemds 
Bige Siltigfeit jener. vorauögefeßt, die Regierungsgewalt 
oder der Staat ein volllommened Recht zu erwarten und 
dahin zu wirken, daß. auch derartige Gefebe bei den Ges 
richten zur Geltung gelangen, nur verfteht ſich von felbft, 
daß hierbei die ſtrengſten Interpretationsregeln Platz greis 
fen. Ueberdies aber möchten wir ald Recht der Politik 
in Anfpruch nehmen, daß fie in jedem einzelnen Falle zu . 
befchließen habe, ob die Vollziehung des Ausnahmeges 
feßes, namentlich auch eined derartigen Strafgefebed zu 
beantragen fey oder nicht; denn bie Ausnahmefehung if 
nur ein Nothmittel, ein Interimifticum, welches wieber 
zur vollen Anwendung der Regel führen fol. Die Regie⸗ 
rung muß es auf diefe Weife in der Hand behalten, gegen 
nicht ſchaͤdliche Verletzungen der Ausnahmebefttimmungen 
Schonung und Nachſicht zu üben, auch wohl zeitweilig fie 


factifch befeitigte Conflitution nicht autorifirt. Won jeher tft 
es — wurde in den Gründen eines Urtheils über einen folchen 
Fall in der Zeit des hannoverfchen Verfaflungsftreites gefagt — 
ein Srundfag des öffentlichen Rechts geweſen, daß bei einger 
tretenen Störungen in Staatenverhältniffen, wie in Private 
verhältniffen der jeweilige Befisftand, das uti possidetis, der 
status quo zu berüdfichtigen fey, und bis zur weiteren Ents 
fheidung gelten müffe, als das ficherfte Mittel, diefe ſelbſt her⸗ 
beizuführen und den Unfrieden zu entfernen. (Klüber 
Öffentl. N. des d. 3. 8. 65. 76.) So im Bölferreht CH. 
Grot. de J. B. I, 4, 20) in mancherlei Anwendungen, 58. 
auf das Gefandtfchaftsreht (V attel dr. d. @. IV, 5, 68). 
So im deutfchen Bunde bei Streitigkeiten unter Bundesge⸗ 
nofien (Wiener Schl. Acte, Art. 19. Klüber.a. D. 9.172) 
und in Beziehung auf die in anerkannter Wirkfamkeit beſte— 
benden landſtändiſchen Verfaſſungen (Schl. Acte, Art. 56). 
Sucbefondere war es aber nochein in der ehemaligen RStaats⸗ 
praris geltender Satz, daß bei Streitigkeiten sol jchen deuts 
fhen Landesheren und deren Ständen oder Unterthanen über 
Ausdehnung oder. Mifbraudy der Iandesherrlichen Rechte von 
den Unterthbanen einftweilen der Gehorfam nicht verweigert 
werden Dürfe. MBaßlcapit. XIX, $. 6.7. . 
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ganz einfchlafen zu lafien, bis eine Gefahr zu ihrer Wie⸗ 
deraufnahme drängt. Dagegen läßt fich freilich einwen⸗ 
den, baß die Regierung mit diefem Syſtem ihre Parteige 
noffen, oder doch Einzelne aus Parteilichfeit auf Koften 
Anderer begünftigen und fomit eine Ungleichheit ded Rechts 
in der Rechtdanwendung herbeiführen könne. Wir feßen 
indeß voraus, daß in diefer dad freie germanifche Anklage: 
recht wieder zur Geltung gelangen und die Staatdanwalt« 
fchaft in dieſem Syſteme ihre gegenwärtige Stelle nur theil: 
weis behaupten werde. 

Ald der beflagenswerthefte Anfall an bie Gerichte 
durch die Vorgänge ver Neuzeit ift die Verwendung derſel⸗ 
ben zur Bildung von Staatsgerichtöhöfen für politifche Pros 
zeffe, deögleichen zur Ausübung der Disciplin theild in den 
Kreifen der richterlichen Beamten, theild auch der Verwal⸗ 
tungsbeamten zu bezeichnen. Man wird wohl ziemlich allents 
halben die Bemerkung machen, daß die Richter ſich dabei 
nicht in einem gewohnten Kreife bewegen, daß fie fich der 
Mehrzahl nach mit Verluft jenen $unctionen unterziehen. 
Der Grund leuchtet ein. Das Gefeß giebt in ſolchen Sa⸗ 
chen gewöhnlich einen weiten Spielraum; die allgemeine 
objective Anfhauung verliert ſich in fubjectiven Auffaflun- 
gen; dad Urtheil wird beinahe ganz ein politifhes; man 
fühlt auf der einen Seite, mie nöthig ed fey, gewille 
fittliche und politifche Principien aufrecht zu erhalten und 
auf der andern die Unficherheit, welche es damit hat, wenn 
nun eine ganze Perfönlichkeit, Gefinnungen und Hand: 
lungsweiſe im Ganzen darunter geftellt werden follen; wie 
bedenklich es ift, hierüber befonders im Bewußtſeyn fei: 
ner eigenen Fehlerhaftigkeit ein Urtheil zu fällen; wie man 
leicht auf der einen Seite zu viel, auf der andern zu we: 
nig thun kann; es ift endlich unvermeidlich, daß dabei 
den Beitverhältniffen hier und dahin Rechnung getragen 
wird, indem eine Zeit die Aufrechthaltung gewiffer Prin- 
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cipien mit befondrer Strenge zu fordern ſcheint, eine ans 
dere wiederum größere Nachficht geftattet. Der Richters 
ftand findet fi daher in folhen Sachen in einem andern 
Elemente, und ed wäre gewiß zu feiner eignen Reinerhals 
tung höchſt wünfchenswerth, wenn er von diefer Zugabe 
wieder befreit werden könnte. Erſt in ruhigen wohlgeords 
neten Berhältniffen ohne politifche Zerriffenheit wird fie leich⸗ 
ter zu beftreiten feyn, weil ſich dann bie objective Ans 
ſchauung vorherrfchend und gefahrlos zur Geltung brin» 
gen läßt. 

Aber auch in dem eigentlichen Gebiet des Richters 
amtes haben fih in einem großen Theile Deutfchlands 
wichtige Veränderungen ergeben, einmal nämlich durch 
die Befreiung von gefeblichen Beweisregeln bei Feſt—⸗ 
ftelung der Beweisergebniffe, und zum Anderen durch die 
Berbindung mit dem Inſtitut der Schwurmänner. Es 
wird noch längerer Uebung bedürfen, um die richtige Idee, 
welche jenen Snflituten einwohnt, zur äußeren Reife zu 
bringen, um den Geift ſich anzueignen, mit welchem fie 
allein zu einer Außerlichen Geltung berechtigt find, und 
noch mancher Erfahrungen und Beobachtungen, um auf 
dem Wege ber Gefebgebung und Juſtizverwaltung die 
Mängel und Hinderniffe zu befeitigen, welche der Ver⸗ 
wirflihung der Idee entgegentreten und ihr allgemeine 
Zuflimmung und Anerfennung zu verfchaffen. 

Zunächſt dürften nun wohl folgende nicht ganz uns 
bedenflihe Wahrnehmungen nicht abzuleugnen feyn. 

Wie bereits unter der Herrfchaft ded Legal Beweis s 
Syſtemes dad Streben dahin ging, die Regeln jenes Bes 
weis: Syftemes zu brechen und feine Schroffheiten zuerft 
durch die außerordentliche Strafe, dann durch die Hervor⸗ 
hebung ded Anzeige: Beweifes zu umgehen, fo ift mit der 
Emancipation von allen Beweisregeln, welche nicht rein: 
bin die Ausfchliegung gewiſſer Beweismittel betreffen, 
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vielfach und befonderd bei den mit jüngeren Richtern befeßtem 
Stellen.eine allzu = leicht fertige Ueberzeugung von der Schuld ' 
eined Angeklagten bemerflich, ohne daß die firengere Gewöh⸗ 
nung von Richtern aus dem alten Syſtem, die ſich bei Gerichs 
ten erfter Inſtanz meiſt in der Minderzahl befinden, ein Ge: 
gengewicht zu halten vermag, wie man vielleicht hätte erwars 
ten fönnen. Nimmt man hinzu, daß die Zulaffung von Be: 
weismitteln häufig noch Durch ältere Sefege geregelt ift, die 
auf den Unterfuchungsproceß und aufeine Beſchränkung ded 
Richteramtes hauptfächlich erft bei der Entfcheidung der 
Sache berechnet, binfichtlih der Mittel der Unterfuchung 
aber keinesweges ängfllich waren; daß ferner auch die Auf 
nahme der Bertheidigungsbeweife wie in den älteren Geſetzen 
ber vorherigen. Erheblichkeitsprüfung der Gerichte anheimges 
geben ift, hierbei aber nur zu leicht die Anficht der Unerheb: 
lichkeit durchgreift, um möglicher Weife überflüffige Verhand⸗ 
Jungen oder Verzögerungen zu vermeiden: fo kann man bie 
Klage nicht für unbegründet halten, baß das neue Sy⸗ 
ſtem, weit entfernt die Forderungen der Gerechtigkeit zu 
befriedigen, theilweis wenigftens zu einer Art von Ber: 
waltunddjuftiz geführt hat, wo man die Sachen, und 
welhe Sachen! ſchnell ad mentem — um mid) eines 
curtaliftifchen Ausdrudd zu bedienen — .abmadıt. Sol 
chen Uebelftänden kann durch Feine Procedurformen oder 
Nichtigkeitövorfchriften gefteuert werden , fondern hier kann 
nur eintüchtig beftellted Anklage: und Vertheidigungsamt in 
Gemeinſchaft mit der Deffentlichkeit Der Verhandlungen dazu 
beifen, Daß das Richteramt in voller Befonnenpeit erhal: 
ten und zu weifer Gewöhnung hingeleitet werde; auch 
wird ſich eine höhere Inftanz nicht entbehren laflen, um 
etwanige thatfächliche Mißgriffe der erften Inftanzrichter 
zu rectificiren. 

Zu anderen Betrachtungen geben wieder bie neuen 
deutſchen Schwurgerichte Anlaß. Es ift nicht der Zweck 
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diefes Aufſatzes alle Gebrechen derfelben hier aufzubeden, 
weiche fchon die biöherige Erfahrung hat erkennen laffen und 
welche allerdings nicht verfchwiegen werden dürfen, wenn 
dad Inſtitut erhalten und reif werden fol, von deffen Dar 
ſeyns-Berechtigung auch der Verfaſſer dieſes Auffages 
fortdauernd durchdrungen iſt; es find nur Gebrechen des 
Organismus und der Zeit, welche hoffentlich gemildert 
und überwunden werden können; allein ed fordert Died eine 
umfaffendere und ſelbſtändigere Betrachtung; hier kann 
nur davon die Rede feyn, wie fich das eigentliche Richters 
amt zu dem neuen Inftitut geftellt hat und ftellen follte, 
um würdig mit demſelben zu beſtehen. 

Wiederholte Beobachtungen der Schwurgerichte möch— 
ten nun leicht die Behauptung rechtfertigen, daß es denſel⸗ 
ben vielfach noch an einer ganz ſichern und würdevollen Lei⸗ 
tung mangelt; daß das leitende Richteramt ſich nicht ſel⸗ 
ten einer polizeilich inquiſitoriſchen Tendenz hingiebt; daß 
man der Staatsanwaltſchaft und der Advocatur gegenüber 
noch nicht zu der vollen Sicherheit des richteramtlichen 
Characters gelangt iſt, welchen dieſe Inſtitute in ihrem 
eigenen Intereſſe anerkennen müſſen, eines Characters, 
der auf dem Bewußtſeyn der höchſten und letzten Verant⸗ 
wortlichfeit des NRichteramtes beruhet, ohne dabei die colle: 
gialifche Gleichheit jener andern gerichtlichen Sunctionen in 
Beziehung auf Willen und Beſtrebungen zu verfennen. 
Das Wichtigfte endlich möchte feyn, daß es noch an der 
rechten Vermittelung oder Verbindung des eigentlichen 
Richteramtes mit den zugezogenen Gefchwornen "und dem 
Verdict gar fehr ermangelt. In England wird diefe 
Bermittelung durch die Achtung des hergebrachten Rechte 
und durch die volfsthümliche Autorität des Richterftandes, 
als des eigentlichen Depofitars dee Rechtes bewirkt, ber: 
geſtalt, daß man fich auch nicht ſcheut, die ganze Schuld: 
frage obne Unterſchied der Rechte: und Thatfrogt 9 
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Gefchwornen zu überlaflen, während in Sranfreich dieſe 
beiden Bragen von einander gefchieden find und dadurch ſo⸗ 
wohl, wie durch die Procedur : Einrichtung, durch die polis 
tifche Influencirung des Gefchmornen : Inftitutes dem Bor: 
figenden mehr nur eine funftmäßige rhetorifche Einwirfung 
auf die Geſchwornen übrig gelaffen if. In der nämlichen 
Lage befindet fih die Sache auf deutfcher Erde, nur mit 
dem Unterfchiede, daß ed an der ebenbezeichneten Kunſtfer⸗ 
tigkeit noch gar fehr mangelt und daß ferner bie Einführung 
des Schwurgerichtö gerade in einer Zeit erfolgt ift, wo 
Rechtsgefühl, Achtung des Beſtehenden und rechtlicher 
Autorität gar fehr niedergedrüdt war. Es wird die Bank 
der Geſchwornen durch Alles Died nur zu fehr darauf hin: 
gewieſen eine eigene völlig unabhängige Autorität zu feyn 
und die Juftizpflege in den wichtigften Sachen bei ber Uns: 
thunlichkeit , die Rechts- und Zhatfrage fcharf zu trennen, 
in einen Conflict zwifchen rechtlicher und freier menfch: 
licher Beurtbeilung gebradht, hiermit aber die nothwen= 
dige Einheit der richterlichen Gewalt gebrochen. 

Ich bin nun feineswegs der Meinung , daß die Ber: 
mittelung diefer Gegenfäße auf einem mechanifchen Wege, 
3. B. durch äußerliche Fuſion von Richtern und Gefchwors 
nen hervorgebracht werden könnte oder müßte; weil damit 
zugleich oder alöbald die Vernichtung des ganzen Inſtitu⸗ 
tes der Gefchwornen herbeigeführt werden würde, ich fehe 
vielmehr die Heilung der Uebelflände wefentlih nur in 
einer wohlgeregelten Auswahl tüchtiger Schwurmänner und 
in der moralifhen Haltung des Richterftandes, 

Was diefe legtere betrifft, worauf wir und nach ber 
Abficht diefes Auffages allein zu befchränkten haben, fo hat 
man fchon öfter und wie ich glaube in treffender Weiſe 
zwei Richtungen in der richterlichen Praxis als vorherrfchend 
oder influencirend und natürlich auch wohl mit einander in 
Conflict gerathend erkannt , bei den Einen naͤmlich da 
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Princip der Autorität, nach welchem man fich im richter: 
lichen Berfahren und bei Entfcheidung einzelner Fälle 
weniger auf den Boden der Einzelgefege ftellt, ald vielmehr 
bie Fälle der verliehenen richterlichen Macht unter den ge: 
gebenen Umftänden nad freier rechtlicher Ueberzeugung 
in Anwendung zu bringen fuchtz; bei den Andern das Sy 
fiem der Legalität, welches fih an die Geſetze allein und 
an deren Auslegung in der Ausübung beö richterlichen 
Amtes hält, weil daffelbe nur der Diener des Geſetzes feyn 
Dürfe. Zu dem erfteren verleitet Talent, höhere Stellung 
und politifche Energie, zu dem letzteren führt Quietismus, 
auch wohl ein oppofitionelles Streben. Die Uebertreibungen 
und Fehler des einen wie des anderen Syſtemes bedürfen 
bier feiner Auseinanderfegung; darüber jedoch wird ſchwer⸗ 
lid) ein Didfens Statt finden, daß das Richteramt nicht 
etwa ein blos puppenartiger, mechanifcher Dienft feyn, 
fondern auch eine autoritative Energie entwideln müffe, 
und zwar als die lebte verantwortliche Autorität, welde 
die mitwirfenden Kräfte in möglichfter Uebereinftimmung 
mit dem Willen des Gefeges und des Staates zu erhalten 
bat. Eine folche Autorität Fann freilich nicht von Außen: 
ber gegeben, fondern vielmehr durch fittlichen Character, 
Zalent und Geſchick begründet werden. Hierin ruhet der 
Schwerpunct aller Rechtöverwaltung. Daß fie auch dei 
Ehmurgerichten geltend zu machen fey, wenn überhaupt 
eine Einheit der Rechtspflege beftehen fol, daß es befon- 
der5 die Aufgabe des Vorfigenden fey mit Achtung vor 
dem Geſetz zu erfüllen und deflen wahre Bedeutung zu 
entwideln, ift dem Berfafler diefer Abhandlung nicht zwei: 
felhaft; er glaubt, daß darin ?) fo wie in der Auswahl 
der Gefchwornen das Hauptproblem des Schwurgerichtd 


2) Einen Reihthum von Auffchlüffen gerwährt "hierüber Mits 
 termater’s engl, ſchott, nordam. Strafverfahren. 
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liegt. Daß, was das Verhältniß der eigentlichen Richter 
zu den Gefchwornen betrifft, England zwar eine hohe 
Achtung vor dem Landesgefeb und vor dem Richterftande 
voraus hat, jedoch keinesweges fchon ein ganz geficherte® 
Syſtem darbietet, darüber belehrt und noch die neuefte 
gründliche und unbefangene Schrift Rüttimann's ?), 
und noch lange wird ſich der Scharffinn der practifchen 
Staatömänner und Juriften daran zu erproben haben. 
Aber ed wäre ein arger Fehler, wollte man hier bei uns 
erſt abwarten, bis die Löſung anderweitig gefunden tft, 
‚oder wähnen, daß, wenn das Eine, was ein anderes 
Land im Griminalverfahren voraus hat, bei uns nicht 
ebenfalls befteht, darum auch dad Andere, was fich dort fin: 
det, bei uns Fein Recht zu beftehen habe. Wer eine fitt: 
liche und rechtliche Gewalt hat, muß fie im Sinn der 
Sittlichfeit und Gerechtigkeit gebrauchen. Alfo wird es 
auch dem vorfißenden Affifenrichter, der die Sache den 
Geſchwornen zu präpariren und zu überliefern hat, wohl 
geziemen, ed mag ihm ein Refüme gefeglich geftattet feyn 
oder nicht, Geſetz und Gerechtigkeit, als eine lebendige 
Stimme des Rechts, energiſch zu vertreten und zu im: 
Preffioniren . 


3) Der engl. Eivils Proceh $. 387 fgg. , 

4) Eine damit übereintreffende Anficht findet fih in der fo eben 
. erfchienenen Echrift: Ueber die Preufifhen Schw⸗G. Ein 
Votum des Herrn Dr. Götze ꝛc. mir Zufägen von Keller. 
(Berl. 1851), 


I, 


Der neue belgiſche Geſetzesentwurf 
über 


Unterſuchungshaft und Befreiung von der Haft 
durch Sicherheitsleiftung 

in Bergleihung ne 

mit den neueften Gefebgebungen Deutfchlande. 


Von 
Mittermaier. 


Di. gefeglichen Beftimmungen über die Unterfuchungshaft, 
ihre Dauer und die Mittel die Haft abzuwenden, grei- 
fen tief in die focialen Verbältniffe, in das Schickſal 
und den Wohlftand der Samilien ein, fie bedingen wefent: 
lid dad Vertrauen der Bürger zu dem Strafverfahren, 
zu feiner Macht, Verbrechen zu entveden, aber auch zu 
dem Willen der Staatöregierung, möglichft die perfönliche 
Freiheit der Bürger zu ſchützen; fie üben felbft den größ: 
ten Einfluß auf das Verhältniß der Losfprechungen und 
Verurtheilungen aus, weil nad) langen Erfahrungen 7) 
die Geſchwornen fehr geneigt find, da loszufprechen oder 
; , wenigſtens Milderungsgründe anzunehmen, wenn ber 


1) Dies bemerkt namentlich ein franzöf. Affifenpräfident, Dr. 
Poirel, in feinem Werke: Projets de Code d’organisation 
Jadiciaire, de Code d’instruction crim. Paris. 185. p. 3. 
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Angeflagte fchon lange Unterfuchungshaft erduldet bat. 
Alle diefe Rüdfichten machen e& zu einer der wichtigften 
Aufgaben der Gefeßgebung , genaue Vorfchriften über Un: 
terfuchungshaft und den Umfang der Befugnifle der ver: 
fhiedenen Beamten zu erlaflen und dabei ebenfo zu forgen, 
daß e3 ber bürgerlichen Gefellfhaft nicht an den Mitteln 
fehle, kräftig die Schuldigen zur verdienten Strafe zu 
bringen, aber auch möglichft die individuelle Freiheit der 
Bürger vor Gefahren zu ſchützen, die fie von dieſer Seite 
am meiften bedrohen. Die Vergleichung der gefeßlichen 
Borfchriften in England und Amerifa und der Rechts⸗ 
übung über diefen Punkt lehrt 2), daß die bürgerliche Ge: 
fenfhaft mit den reichiten Mitteln der Sicherheit ausge: 
ftattet und dennoch die bürgerliche Freiheit, wie in feinem 
andern Eande, vor gefeßwidrigen Verletzungen geſchützt ift. 
Mir haben in diefem Archive 3) die neueften Gefeß: 
gebungsarbeiten aus den Sahren 1849 und 1850 und die 
Vorſchläge, die in wiflenfchaftlichen Arbeiten gemacht 
wurden, angegeben. Seit diefer Zeit haben zwar die 
über den Schuß perfönlicher Freiheit in den Grundrechten 
enthaltenen Beflimmungen die Schiefale diefer Grund: 
rechte getheilt; allein die dort enthaltenen Anfichten find 
nicht ganz untergegangen und werden ihren Eingang in bie 
Gefeßgebung ber einzelnen Länder finden. Schon liegen 
feit 1850 viele neue Gefeggebungen oder Entwürfe von 
Strafprogeßordnungen vor, in welchen genaue Vorfchrif: 
ten über Unterſuchungshaft fich finden. Dahin gehören 
bie braunſchweigiſche GStrafprozeßordnung ?), die 
öfterreihifche Strafprogebordnung °), dad hanno: 


2) Meine Schrift: Das englifhe, ſchottiſche, nordamerifanifche 
Strafverfahren. Erlangen 1851. ©. 161. 177 u. ©. 216, 


3) Sahrgang 1850. ©. 480. 
4) Braunſchweig. Strafprozeß $. 37. 
8) Dellerreih. Strafprozeh s Orion. S.1EI’—W, 
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verifche Strafprozeßbuch ©), die bernifche Strafpro⸗ 
zeßorbnung 7), das preußifche Geſetz zum Schu der pers 
fönlichen Sreiheit®) , eine Strafprogeßordnung für Frans 
furt ꝰ), dad bremiſche Geſetz '%), dad Geſetz für die 
Bundes: Strafrechtöpflege der Schweiz *"), und bie 
Entwürfe von Strafprozeßordnungen für Preußen 2 
und Baiern”?), 

Wie bei allen Umgeftaltungen bed Strafverfahren, 
fo richtet fi) auch bei den Vorfchriften über Verhaftung. 
der Blick vorzüglich auf das franzöfifche Strafgefegbuch, deſ⸗ 
fen Vorfchriften fo großen Einfluß auf den Entwicklungs⸗ 
gang des deutfchen Strafverfahrens feit mehreren Jahren. 
ausübten. Diefe Gefeßgebung beruht auf folgenden 
Säßen. 1) Es werden 4 Arten von Befehlen unterfchies 
den: a) Erfcheinungs:, b) Vorführungs:, c) Verwah⸗ 
rungd=, d) Verhaftöbefehl 1). 2) Dem Befchuldigten: 
muß der Befehl zugeftellt werden. 3) Der Unterfuchungds 
richter iſt es, der die verfchtedenen Befehle zu erlaffen be⸗ 
fugt if. 4) Bei Anfchuldigungen wegen Verbrechen 
wird immer, bei den wegen Vergehen nach dem Ermeflen, 
des Inftructiondrichterd Haft erfannt. 5) Dad Geſetz 





6) Hannov. Strafprozeß⸗Ordn. v. 8. Nov. 1850. Art.58— 70, 

7) Bernifhe Str. Pr. D. v. 2. März; 1850, $. 143— 181, 

8) Preuß. Geſetz v. 17. Gebr. 1850. 

9) Frankfurter Entwurf v. 1850. Art. 98, 103. (mit den Bes 
merkungen von Dernburg S. XVI.). 

10) vom 7. Februar 1851. Art. 34 — 36, 

11) Sefeg v. 1851. Art. 23, - 

12) Baier. Entw. der Str. Pr. D. v. 1851. Art. 269 fgg. 

13) Preuß. Entw. v. 1851. Art. 77. und darüber Abeglg in der 
Schrift: Der Eutw. der Str. Pr. O. ©. Al. 

14) Nachweiſungen in meinem Strafverfahren Th. J. 6. 75. 
und dazu Morin Repertoire du droit criminel, vol. II. 
p. 341 u. 371, und Verbeſſerungsvorſchläge des franzöfifchen 
Prozeffes in Ruppenthale Materialien zur Revifion der 

rheinpreuß. Strafprozeß⸗Ordn. Art. 9 — 177. 


Archis d. Gr. R. 1802. 1. Ot. B 
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unterſcheidet a) die Mittel eine Perfon vor Gericht zu ſtel⸗ 
fen (dahin gehören die zwei oben 1. unter a u. b ger‘ 
nannten Befehle); b) Mittel, um bie vorläufige Ergreis 
fung und Bewahrung einer Perfon zu verfügen (dahin 
die Befehle unterb u.c); c) Mittel, wodurch erfannt wird, 
Daß der Angefchuldigre während der Unterfuchung in Haft’ 
bleiben muß (dahin gehört der als gerichtlicher endlicher: 
Ausfpruch erfheinende Haftbefehl, den nur der Unter: 
fuchungsrichter erfennen kann). 6) In Fällen des föges 
nannten flagrant delit hat nicht blos der Staatsanwalt, 
fondern auch jeder Beamte ber gerichtlichen Polizei das 
Hecht, die vorläufige Feſthaltung des Angefchuldigten zu 
verfügen, worauf erft der Unterfuchungsrichter über die Fort⸗ 
bauer der Haft zu entfcheiden hat. 7) Ob ein Verhaſtsbefehl 
wieder aufgehoben werden kann, hängt nur von der Ent⸗ 
ſcheidung ber Rathöfammer ab. 8) Die Freilaffung gegen’ 
Sicherheitsleifturfg darf bei Anfchuldigungen wegen Verbre⸗ 
hen nie, fie kann, wenn die Anfchuldigung auf Vergehen‘ 
gerichtet tft, von der Rathskammer bewilligt werden, darf 
aber nicht unter einer gewillen Summe betragen. Diefe 

Vorſchriften, fo richtig die Grundideen waren, auf wel⸗ 
chen fie beruhten, wurden in Frankreich von allen unabs- 
hängigen und verfländigen Männern feit vielen Jahren 
ald ungenügend und die individuelle Kreiheit vielfach be: 
drohlich erfannt, um fo mehr, als es an befonderen Ge: 
feßen nicht fehlte, weldye die Unwirkfamfeit ded Code 
vernichteten 1%), Die Grundfehler waren 1) daß bei der . 


Tiefer eingreifend find die Vorfchläge in Leue?’s motivietem 
Entwurf der Errafprogeh = Ordn. Art. 30 —37 u. 53. Mes 
tive ©. 129. u. 154. 
15) Dahin gehörte das Decret von Napoleon v. 3. März 1810 
über die Etaatsgefängniffe; dort war anerfannt, daß die 
Regierung ihr gefährlich fcheinende Perfonen , ohne fieden Ges 
richten abzuliefern, in den Etaatsaefängniffen beliebig vers 
wahren fann ; das Geſetz vom 25. März 1820 gab dem Mis 
nifterrath die — „ gefährliche Perſonen verhaften 
au laſſen. 
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großen abfichtlich gewählten Unbeftimmtheit des Ausbruds 
flagrant delit 26), die Befugniffe des Staatsanwalts und 
der fogenannten Agenten der gerichtlichen Polizei zu weit aus⸗ 
gebehnt waren. 2) Die Vorfchrift des art. 91 des Code; 
nach welcher jedem eined Verbrechens Angeichuldigten ein 
Borführungsbefehl von dem Unterfuhungsrichter erlaflen 
werden muß, zeigt fich regen ihrer Allgemeinheit häufig zu 
hart, wenn man erwägt, wie wenig der Titel eines Vers 
brechens, z. B. Anklage auf Faͤlſchung, ficher leiten kann, 
da oft vorausfichtlich die nähere Unterfuchung nachweifen 
wird, daß doch nur eine geringere ſtrafbare Handlung vor 
liegt und weil häufig die Verhältniſſe des angefeflenen; 
vermöglichen, durdy Kamilienbande zurüdgehaltenen ehrens 
werthen Angefchuldigten nicht zur Anhahme berechtigen, 
daß er fich durch die Flucht der Unterfuchung entziehen 
werde. 3) Ein [hr bevenflihes Mittel in der franzöfls 
fen Gefeßgebung ift der obengenannte Verwahrungsbes 
fehlt (mandat de depöt). Unbekannt der früheren frans 
zöfiſchen Geſetzgebung wurde diefe Art erft Durch Geſetz. vom 
7. Pluvipse Jahr IX. eingeführt und hatte einen vorübers 
gehenben, mit der Stellung ber damaligen magistrats de 
sürete zufammenhängenden Charakter, fo daß nach der 
Anfiht des damaligen "Suftizminifterd dieſe rein proviforis 
ſche Zefthaltung nicht mit der vermöge des Verhaftbefehld 
eintretenden Haft vermwechfelt werben durfte: Bei der 
Berathung über den jebigen Code !7) fchien die Abficht 
vorzuliegen, daß man bdiefe Art. nicht beibehalten wollte: 
allein da das Geſetzbuch (art. 95. 97. 107 — 116) von 
vem mandat de depöt fpricht , fo befteht er in der Rechts⸗ 
übung, leider aber mit einer (wohl abfichtlichen) Unbe⸗ 


16) Trefflich in neuerer Zeit darüber He&lie in feinem Traite . 
de Pinstruction criminelle Vol. IV. p. 89 — 98. 


17) Locre& XXV, p. 128. 
B 2 
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fiimmtheit, fo daß diefer Befehl trefflich dient 1°), Die 
Zwecke durch eine Verhaftung eines Angefchuldigten im 
Faͤllen zu erreichen, in welchen ein Verhaftsbefehl nicht 
zuläffig gewefen wäre. Der gefeglihe Schuß, den ber 
Verhaftete eben bat, ift fehr gering; denn in dem ers 
wahrungsbefehl bedarf e8 weder der Angabe der Hands 
lung, teren Jemand befchuldigt wird, noch des Ges 
feges 1%). Der vermöge eines folhen Befehls Verhaftete 
kann feine Berufung an dad Bezirkögericht einlegen, 
außer im Falle der Unzuftändigfeit des Unterſuchungsrich⸗ 
ters 29) ; auch der Staatdanwalt kann foldhe Befehle er» 
laſſen *). Da über die Bedingungen der Zuläffigkeit 
und die Dauer dieſes Befehls gefeglich nichts beſtimmt iſt, 
ſo kann er ſehr gefährliches Mittel der Beſchränkung 
ber Freiheit werden 2%. Nach der Auffaſſung würdiger 
franzöſiſcher Praktiker iſt dieſer Befehl ein Mittel, die 
Verhaftung in einem der Fälle zu bewirken, wo nicht fo» 
gleich der durch einen Vorführungsbefehl vor Gericht Ges 
brachte vernommen, oder wo auch nach der Vernehmung 
nicht auf der Stelle entfchieden werden kann, ob ein Vers 
haftöbefehl zuläffig ift, und daber vorübergehend der An» 
geſchuldigte an einem nicht zur Verhaftung beftimmten 
Orte ficher verwahrt wird ?). 4) Ein anderes großes 
Gebrechen des Code ift, daß für den Schuß gegen rechts⸗ 
widrige Verhaftungen und Verlegung der gefeglichen For⸗ 


. 18) Mangin de l’instruction écrite 1 nr. 147 nennt ihn einen 

invention du despotisme. 

19) Morin Repertoire II, p. 380. 

20) Rechtsſpruch des Eaffationshofs v. 5. Mat 1828, 

21) Dies folgt aus art. 100. 106— 107 des Code. 

22) Mol&nes des fonctious du Procureur du Roi p. 304, 
avantpropos p. XX, 

23) Dies ift die Anficht von Hölie in feiner Note zur Auss 
gabe von Mangin (Bruxelles) II. p. 14 (zu ur. 147). 
Baitard legons sur le Code d’instr, criminelle p. 157. 


©. noch Höhfter Lehrbuh S. 12. 
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men dem Angefchuldigten Feine genügenden Mittel ges 
geben werden, die geftgwidrigen Handlungen nicht als 
nichtig erklärt find und die Anfielung von Schadendflagen 
ober Anklagen fo beichräntt ift, daß, auf Erfolg faum ges 
sechnet werden kann *), um fo weniger ald die Unbe— 
fimmtbheit und Lüdenhaftigkeit ded Code eine Entſchuldi⸗ 
gung für den gefeßwidrig handelnden Beamten leicht ges 
währt. 5) Noch drüdender wird died Syflem, da bie 
nothwendige Befreiung von der Haft gegen Sicherheitds 
leiftung in breifacher Beziehung fehr erfchwert ift, theils 
a) indem felbft bei Anfchuldigungen wegen Vergehen ber 
Serichtöhof blos nach feinem Ermeflen die Befreiung be: 
willigen oder abfchlagen kann *), b) theild bei manchen 
Arten von Angelhuldigten felbft bei geringen ftrafbaren 
Dandlungen dad Geſetz jede Möglichkeit der Befreiung 
ausfchliegt 2°). 6) Das Geſetz macht ed nicht möglich, 
daß da, wo die Anihuldigung auf ein Verbrechen (crime) 
gerichtet iſt, eine Befreiung gegen Caution eintritt, mag 
auch die Wahrfcheinlichkeit noch fo groß feyn, daß wegen 
vorhandener Milderungd: oder .felbft Aufhebungsgründe 
ber Zitel ded Verbrechens nur täufchend ift 27), fo daß bie 
größte Härte in die Rechtsübung eintritt *). Da das 


24) NRachmelfungen in Morin Repertoire ll. p. 337. 


25) Wegen des Worts ponrra im art. 114 Code f. Nachwei⸗ 
fungen in meinem Strafverfahren 1. ©. 476 und Morin 
Bepert. U. p. 343. 

20) 3.8. bei den Repris de juntice, — Ueber die Unbeflimmts 

eit des Ausdruds f. mein Strafverfahren. ©. 476. Not. 19% 
Mangin nr. 176. Morin p. 341. 

27) Der Code fpricht auf eine ganz unpaffende Weife vom titre 
d’accusation, ta ja während der Morunterfuhung ned) 
aidı „ueftoeitettt ift, welches Berbrechen vorliegr, Mangin 


* ) Beben in meinem Strafverfahren I. &. 476, Ratte 
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Sefek ein Minimum angiebt, unter welchem die Cautiond« 
fumme geftattet werden darf, fo iſt das Ermeflen der 
Gerichte fehr befchräntt. 


An Frankreich felbft fühlte man früh die Nachteile 
dieſes Syſtens; in den Kammern hatte Hr. Roger 
Vorſchläge zur Abhülfe gemacht *) und im Jahr 1848 
batte dad Minifterium die Gerichtöhöfe und Rechtsfakul⸗ 
täten zum Gutachten aufgefordert 9%). Die politifchen 
Kämpfe hinderten die Fortfchritte der Gefebgebung. Im 
Februar 1848 hob ein Decret vom 22. März wenigftens 
die Bellimmung des art. 119 Code auf, nach weicher 
ein Minimum der Caution feflgefest war. Wie mwohls 
thätig diefe Beflimmung wirkte, lehren die neueften Cri⸗ 
minaltabellen Frankreichs. Während in Frankreich unter 
dem alten Gefebe 1847 von 82247 Berhafteten nur 452 
Befreiung von der Haft gegen Caution gegeben wurde, 
fam 1848 diefe Befreiung fhon 1416 (von 66865 Vers 
hafteten) und 1849 1935 (von 74839 Verhafteten) zw 
Statten. Ron den im Jahr 6983 1849 wegen Ber 
brechen Verhafteten ?!) wurden 2774 nicht fchuldig er⸗ 
fannt, und von 46503 wegen correctioneller Vergehen 
Verhafteten wurden 24221 Iosgefprohen. Man fragt 
bilig, ob durch eine beffere Gefeßgebung dieſen juriftifch 
als ſchuldlos zu betrachtenden Angefhuldigten nicht bie 
fhweren Nachtheile der Beraubung der Freiheit und dem 
Staate die großen Koften nicht hätten erfpart werden kön⸗ 
nen. Die Haft der 27748 eingezogenen und fpäter außer 
Verfolgung geftellten oder losgeſprochenen Perfonen dauerte 


29) Nachweiſungen im Strafverfahren I. ©. 477. Art. 41. 


30) Das Gutachten des Seflattonebofs ſ. in Morin Journal 
du droit criminel 1847. p. 2 


31) Nah der Criminalſtatiſtik p. 273 wurden 1849 in Paris 
9073 Perfonen unter maudats de depöt in Saft gehalten. 
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bei 19863 einen Monat, bei 4664 zwei, bei 1375 drei, 
bei 1439 brei bis 6 Monate, 


In Belgien, in weldhem das franzoͤſiſche Gelebbuc 
in Kraft iſt, zeigte die Erfahrung die nämlichen Gebre⸗ 
hen, welche in. Sranfreich gerügt wurden. Xrefflich hatte 
Hr. Hoorbecke) (der jehige Minifter) die Mängel 
der franzöfifchen Gefehgebung in Bezug auf Verhaftung 
nachgewieſen. Im 3.1849 ftellte Hr. Lelieore in der 
Kammer der Repräjentanten den Antrag, ein Gefeb über 
Unterfuhuhgshaft - zu erlaflen und legte einen ausführ 
lichen Sefeßedentwurf vor 22). Der jebige Juſtizminiſter 
Belgiens, Hr. Teich, ein energifcher und gebildeter Zus 
rift, erfannte die Nothwendigkeit ver Abhülfe, und verans 
loßte, daß die zur Revifion der Strafprozeßordnung ers 
nannte Commiſſion einen Gefebesentwurf über den Gegen: 
fand bearbeitete. Der von dem tücdhtigen Griminaliften 
Nypels in Lüttich erflattete Bericht über den Geſetzes⸗ 
entwurf ift beachtungswürdig, da er gewiflenhaft bie 
franzöſiſchen Erfahrungen und den Stand der Willen 
ſchaft und Nechtsübung angiebt, und bie einzelnen Vor 
fchläge begründet. Der Minifter legte am 20. Suni 
41851 einen Gefebedentwurf; mit einem einleitenden Vor⸗ 
trage, und im MWefentlihen auf den der Commiſſion 
gebauten, jedoch mehr abgefürzten Entwurf und Be 
richt der Commilfion vor. Die zweite Kammer hat be: 
reit8 mit wenigen Aenderungen ihre Zuflimmung gegeben. 
Bir wollen vorerfi den Entwurf und dann die Begrüns 
dung und den Gang ber Berathung über die einzelnen 
Punkte mittheilen. 


32) Conridsrations & Vappuf d’un projet de reforme de 
Vinstruction crim. Bruxelles 1846. p. 25-61. 


33) Wir haben ihn in dieſem Archive 1850 ©. 493 wüguihelt. 
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: Ber Entwurf Iatıtet: 

Art. 1. Nach dem mit dem Angeſchuldigten boeholte⸗ 

Men Verhöre tritt ſtatt des Erſcheinungs⸗ ober Vorfüh⸗ 
rungsbefehls noch ein Werwahrungd: oder Haftbefehl ein, 
äe nachdem der eine oder andere zuläffig ifl. 
Art. 2. Wenn die Anfchuldigung correctionelled Ge 
fängniß nach fich zieht, fo kann der Unterfuchungsrichter 
ginen Verwahrungsbefehl nur erkennen, wenn exrſchwe⸗ 
sende und außerordentlihe Umſtände vorliegen , ober 
der Angelchuldigte Feinen Wohnfis hat. In ſolchen Fäl 
Jen muß aber der Richter binnen 5 Zagen von Erlaflung 
bed Befehld an der Rathskammer Vortrag erftatten, und 
#5 bleibt bei dem Befehle nur, wenn die Rathskammer 
ihn beftätigt. 

Art, 3. Wenn die Anfchuldigung auf eine mit ents 
ehrender Strafe, mit Zuchthaus oder Zwangsarbeit be 
drohte Handlung gerichtet ift, fo erläßt der Richter einem 
Berwahrungsbefehl. - Mit Zuftimmung ded Staatdan- 
walts kann jedoch der Angefchuldigte frei von Haft gelaß⸗ 
ſen werden. 

: Art. 4. Iſt bie Handlung, welche den Gegenfland 
der Anfchuldigung bildet, mit einer anderen entehrenden 
Gtrafe bedroht, fo erläßt der Unterfuchungdrichter nach 
Vernehmung des Staatdanwalts einen Verhaftsbefehl. 

- Art. d. Iſt ein Verwahrungsbefehl erlafien, fo kann 
der Unterfuhungsrichter während der Unterfuhung nad) 
dem zuflimmenden Antrage des Staatdanwalt5 den Befehl 
aufheben, unter der Verpflichtung, daß der Angefchuldigte 
fih bei Gericht auf jede Vorladung ftell. Auch kann ims 
mer wieder, wenn es erforderlich ift, ein neuer Verwah⸗ 
rungsbefebl erlaſſen werden. 

“Art, 6. Der Angeſchuldigte kann durch eine Bitt⸗ 
ſchrift an die Rathskammer um Aufhebung des Verwah—⸗ 
rungsbefehls nachſuchen. Im Falle des art. 2 iſt der 
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Unterſuchungsrichter nur verpflichtet, feinen Bericht 10 Tage 
nad) der Verfügung ber Rathskammer über die Beftaäti⸗ 
gung ded Befehls, und im Falle ded art. 3 nach 5 Tagen 
von Erlaſſung ded Werwahrungsbefehle an zu erſtat⸗ 
ten. Die Rathskammer entfcheidet nach Vernehmung des 
Staatsanwalts. Wird das Geſuch verworfen, ſo kann 
es erſt wieder nach 10 Tagen erneuert werben. Die 
Rathskammer kann aber jederzeit von Amtöwegen die Aufs 
bebung der Haft verfügen. 

Art. 7. &orbern die Umftände bes Falles nach Auf 
hebung bed Verwahrungsbefehls wieder die Verwahrung 
des Angelchuldigten, fo kann nach Zuftimmung der Rath 
fammer der Unterfuchungdrichter wieder einen ſolchen Bes 
fehl erlafjen. 

Art. 8. Die vorläufige Befreiung von der Haft 
foun in jeder Lage des Streitd bei der Anklagefammer, 
wenn bereits die Sache an fie gelangt iſt, oder bei dem 
correctionellen Gerichte, oder dem Appellhofe, oder dem Ges 
richte , welches die Strafe des Gefängniffes erkannte und 
der Verurtheilte im Falle der Berufung in Sreiheit bleiben 
will, nachgefucht werden. Iſt eine Strafe von einem 
Affifenhofe erfannt worden, fo geht das Geſuch um Be 
freiung an das correctionelle Gericht. 

Art. 9. Die Aufhebung eines Bermahrungäbefehts 
in Zällen der art.2 u. 3, fo wie die Freilaflung von ber 
Haft, kann von der Bedingung der Stellung einer Sicher: 
heit abhängig gemacht werden. 

Art. 10. Wenn die Handlung, worauf die Anfchuls 
digung geht, Strafe des Zuchthaufes, oder der Zwangs⸗ 
arbeit, oder eine entehrende Strafe nach fich zieht, fo ift 
das Geſuch um Sreilaffung der Eivilpartei an ihrem orbents 
lihen oder nad) art. 68 des Code zu erwählenden Wohn: 
ſitze zu eröffnen. Handelt e8 ſich nur um eine correctio⸗ 
nelle Sefängnißftrafe, fo fann die Givilpartei ihre Wer 
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merkungen über bie ‚Sicherheit bei der Rathskammer 
vorbringen, 

‚ Art, 11. In der Verfügung über die Aufhebung bes 
Bewahrungsbefehls und in der Anordnung ber einftmwei: 
ligen Freilaſſung wird der Betrag der Sicherheitöleiftung 
nah den Umftänden und nad) der Beichaffenheit des Ber 
brechens feſtgeſetzt. Begründet die ftrafbare Handlung 
Anſpruch auf Entfhädigung, fo wird zu diefem Zwecke 
die wahrfcheinlihe Entfchädigungsfumme und darnady 
auch der entfprechende Betrag der Sicherheitäleiftung feft: 
geftelt. Died gefchieht jedoch nur, wenn in der Sache 
eine Civilpartei aufgetreten ift. 

Art. 12. Die Sicherheitsfumme gewoährleiftet 1) die 
Stellung des Angefchuldigten bei Gericht zu den Unter: 
fuchungshandlungen und zur Vollſtreckung des Urtheils, 
2) die Zahlung der Koften, Geldftrafen und der Entſchädi⸗ 
gungöfumme (11). Die richterliche Verfügung beftimmt ab: 
gefonbdert die fürjede diefer 2 Richtungen trefffende Summe, 

Art. 13, Ueber den Betrag der Sicherheitäleiftung, und 
und ob diefelbe zureicht , wird vor dem Gericht von dem 
Staatsanwalt und der Givilpartei verhandelt. 

Art. 14. Die Zahlungsfähigfeit des Bürgen wird 
durch freie Liegenfchaften, deren Werth noch um die Hälfte 
der Cautionsſumme überfleigen muß, beftellt, wenn nicht 
der Bürge ed vorzieht, in der Depofitenkaffe den Betrag 
baar zu hinterlegen. 

Art. 15. Wird die Caution in Liegenfchaften befteltt, 
fo hat derjenige, welcher fie ftellt, bei dem Gerichte fich zu 
verpflichten, den Betrag dem Hypothefenbewahrer, im Falle 
der Angeſchuldigte füch nicht gebührend flellt, einzuhändigen, 
Diele Verpflichtung zieht perfönliche Haft nach fich. 

Art. 16. Der Ungefchuldigte kann felbft die Sicherheit 
leiften, entweder durch baare Hinterlegung oder Anweifung 
auf Liegenſchaften (in berin $. 14. 15 beflimmten Weife). 


über Unterfuhungsbaft und Befreiung ıc. 37 


Art. 17. Die baar zur Volljiehung be nr. 2 
art. 12 hinterlegte Summe ift zur Zahlung ber Entfhädi 
gung und ber von der Givilpartei ausgelegten Koſten und 
der Geloftrafe beftimmt (die Staatökaffe hat jedoch ein 
Vorrecht wegen der von der Staatdbehörbe verwendeten 
Koften). Iſt die Caution hypothekariſch auf Liegenfchaften 
beſtellt, fo haftet fie für die bezeichneten Forderungen und 
für Die Rechte des Staats, auf Stellung des Angelchuldigten, 


Art. 18. Die Staatöbehörde und die Eivilpartei kön⸗ 
nen auch vor Erlaffung des Endurtheilg Hypothekareintra⸗ 
gungen bewirken. 


Art. 19. Der Angeſchuldigte wird erſt in Freiheit 
geſetzt, nachdem er durch gerichtlichen Aft feinen Wohnfig 
(dem Orte, wo das Unterfuchungsdgericht oder dad ent» 
ſcheidende Gericht fich befindet) gemählt hat. 

Art. 20. Der Präjident ded Gerichts, welches bie 
Sreilaflung verfügte, erläßt auf Antrag der Staatöbehörde 
und Betreiben das Directors das Enregiftrement einer Vers 
fügung zur Zahlung der Cautionsſumme. 

Art. 21. Der erfte Theil der Sicherheitäfeiftung vers 
fällt dem Staate von der Zeit an, ald der Angefchulbigte 
ohne gefeblich genügende Entihuldigungsurfachen ungehors 
fam bei Gericht ſich nicht ftellt, oder der Vollftredung des 
Urtheils fich entzieht. Wird das Verfahren gegen ihn eins 
geftellt oder er Losgefprochen, fo kann das Urtheil die 
Rüdgabe diefed Theils der Sicherheit nach Abzug ber 
Summe verfügen, welde zur Dedung der außerorbents 
lichen Auslagen erfordert wird, die durch das ungehorfame 
Ausbleiben des Angefchuldigten veranlaßt wurden. Der 
zweite Theil der Sicherheit bleibt in allen Fällen, in 
denen ein Etrafurtheil ergeht, zur Zahlung der Koften, 
Geldftrafen und Entfhädigung beftimmt. Der Webers 
ſchuß wird zurückgegeben. Im Falle der Losſprechung oder 
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wenn das Verfahren eingeftellt wird, erfolgt bie Rüdgabe 
dieſes Theils der Sicherheit. 

Art, 22. Außer den Zwangsmaaßregeln gegen dem 
Bürgen wird der Angefchuldigte feflgenommen und ?raft 
eined Haftbefehld des Unterfuchungsrichterd oder des Ge 
richts in Haft gehalten. 

Art. 23. Der Staatsanwalt fo wie der Angefchub 
digte kann Berufung an die Anklagefammer gegen bie 
Verfügungen der Rathskammer über Freilaſſung ergeri: 
fen. Die Givilpartei kann nur jenen Theil der Ver 
fügung angreifen, welcher den fie betreffenden Betrag der 
Caution angeht, jedoch kann durch diefe Berufung die 
Steilaffung des Angefchuldigten nicht aufgefchoben werden. 

Art. 24. Die Berufung muß binnen 24 Stunden in 
Bezug auf den Staatdanmwalt vom Tage der Erlaffung 
ber Verfügung an, und die Berufung des Angelchuldigten 
und der Civilpartei, gerechnet vom Zage der Eröffnung der 
Verfügung an, ergriffen werden. 





Unfere Lefer werden fich überzeugen, daB dies bels 

giſche Geſetz die meiften Fehler des franzöfifchen Geſetzbuchs 
in Bezug auf die Anordnung ber Unterfuchungshaft vers 
meidet, vielfache in der Rechtsübung wegen ber Unbeftimmts 
beit der franzöfifchen Borfchriften vorfommenden Streitfras 
gen entfcheidet und Lüden ausfült. Der Entwurf bleibt 
aber dem franzöfifhen Syſteme, melched vier Arten von 
Befehlen unterfcheidet, treu. Von den neuen deutſchen 
feßgebungen hatdie badifche*), die öfterreichifche*®), 





34) Bad. Prozeß D. von 1845 Art. 169 — 176. Der Art. 173 
ſpricht von vorläufiger Verwahrung. 


35) Defterr. St. 9. D. $. 185—193. Der 8. 187 giebt eine 
vorläufige Verwahrung zu, und $. 191 fpricht don eigentlie 
der Unterfuhungshaft. 
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die thüringifche?‘, und bannnoverfche 7) Strafe. 
prozeßorbnung das franzöfifche Syſtem, jedoch mit mans 
hen Abweihhungen, aufgenommen. Der franktfurs 
tiſche Entwurf 3°) nimmt ebenfo die verfhiedenen Bes 
fehle, die der franzöfifche Code kennt, an; er beftimmt 
aber genauer, als died im franzöfifhen Rechte geichiebt,. 
daß der Unterfuchungsrichter, wenn ſich aus ber Verneb:, 
mung bed Angefchuldigten weitere Verdachtsgründe für daB, 
Verbrechen ergeben, oder es unmöglich ift, die begonnene 
Bernehmung des Angefchuldigten an einem Tage zu Ende 
zu bringen, einen Verwahrungsbefehl erlafien kann, daß 
aber diefer Befehl nach Ablauf von 8 Zagen feine Kraft 
verliert und der Angefchuldigte freigelaflen ift, wenn nicht 
in der Rathskammer eine Verlängerung des Verwahrungs⸗ 
befehls oder ein Verhaftöbefehl auödgewirft wurde. Eine 
zweimalige Verlängerung wird al& unftatthaft erklärt, 
Ein Berhaftöbefehl kann nur durch Beichluß der Rathskam⸗ 
mer erlaflen werden, nachdem der Angefchuldigte vernoms 
men ift und fich gegen ihn dringende Anzeigen ergeben und _ 
die That mit höherer Strafe ald Geldftrafe bedroht if. — 
Sehr belehrend find bier die gutachtlichen Bemerkungen, 
des durch lange. Praxis mit dem franzöfifchen Rechte bes 


.36) Ihüring. &t. 9. D. 8. 108-111 u. 8. 131. Diefer letzte 
5 ftellt den Sap auf, daß eine Unterfuchungshaft nur eins. 
teitt, wenn der Angefchuldigte nad feiner Vernehmung des 
Verbrechens verdächtig bleibt und gewiſſe Erforderniſſe, die 
das Geſetz angiebt, hinzukommen. Der Art. 111. handelt von 
der vorläufigen Verwahrung zum Behufe der Vorführung. 


37) Hannov. St. Proz. D. $. 58 (von vorläufiger Verwahrung) 
und $. 61, nad welchem eine Verhaftung nur mittelft ſchrift⸗ 
lichen Befehls des Gerichte und in der Regel erfl nade 
dem der Befchuldigte vernommen wurde, Statt finden fol. 


38) Der Entwurf handelt von Art. 78 an von Vorladungen 
und Worführungsbefehlen, von Art. 98 an von Verwah⸗ 
rungss und Verhaftsbefehlen. 
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trauten Seneraladvolaten Dernburg 2) über die Mißs 
beäuche, welche die Unbeilimmtheit erzeugt, oder (wie 
Hr. Dernburg mit Redtfagt) der franzöfifche Geſetzgeber 
abfichtlich in Bezug auf den Aufbemahrungsbefehl wegließ, fo 
daß das Schidfal des Angeſchuldigten ganz in die Willkühr 
des Unterfuchungsrichters geftellt if. — Der neue 
preußifche Entwurf von 1851 *): fpricht zwar von 
einem Borführungäbefehl, aber nicht mit der nöthigen 
Ktarheit*') (8. 82—84 und 248), giebt auch der Staats⸗ 
anwaltſchaft einen zu großen Einfluß, Indem der vorläus 
fig Seftgenommene vor den Staatsanwalt zu bringen ift, 
welcher verfügen fann (8.79. 80). Bon dem Verwahrungs⸗ 
befehl wird nicht befonderd gehandelt und nur einmal 
(8.81) verfügt, daß der Keftgenommene vorläufig in Ver: 
wahrung genommen werden kann; dagegen fpricht $. 89 
aus, daß die Unterfuchungshaft nur Praft fchriftlichen richs 

terlichen Befehls und nicht eher verfügt werben fann, als 
nachdem der Belchuldigte über den Gegenftand der Be 
[huldigung vernommen wurde. 

Der neue baierifche Entwurfvon1851 nimmt die 
franzöfifchen, wie die Motive ausfprechen *?), unpraftifchen 
Refultate zwedtofen Unterfcheidung der verfchiedenen Be— 
fehle nit an, indem die Zwedlofigkeit des mandat de depöt 
auch von franzöfifchen Juriſten anerfannt werde und die 
Ausfheidung eined Vorführungsbefehld Giberflüffig fey, 
da die Vorführung dem Wefen nach doch nur eine Verbaf: 
tung fey, bie nach dem Entwurfe immer wieder aufgehoben 


39) im ar des Ausihufles an die gefeßgebende Verſamm⸗ 
ung 
40) im Zitel VIII. von der Entziehung der Freiheit und von 
der Sreilaffung. 
41) Abegg in feiner Schrift: Der Entwurf der Strafproz. O 
©. 51 bemerkt, daß der Ausdrud von dem Bearbeiter des 
Entwurfs in einem verfchiedenen Sinne gebraucht ift, 


42) Motive ©. 67. 


/ 
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werden fann. Der Entwurf *°) ſtellt darnach alle Faͤle, 
wo eine Fefthaltung des Angeſchuldigten eintritt, unter’ 
einen Geſichtspunkt, naͤmlich ven der Verhaftung. | 
Wir glauben, daß der Verfaffer ded baterifchen Ents 
wurfs mit Unrecht dur Mängel der Ausführung des Ey: 
flemed in der franzöfifchen Gefebgebung fich bewegen ließ,‘ 
auch die richtigen leitenden Grundfäße zu verwerfen, auf' 
welchen die franzöfifche Unterfcheidung der Befehle beruht. 
Unfehlbar werden alle Intereffen des Schuges der Staats⸗ 
ordnung und der perfönlichen Freiheit vereinigt, wenn man 
der Grundidee, welche dem franzöfifchen Syſteme vorfchwebt, 
treu bleibt, daß man der Staatögewalt 1) das Mittel 
giebt, Durch Vorführungsbefehl mittelſt Zwanges die Stels 
lung des Angefhuldigten vor Gericht zu bewirken, 2) durch: 
den Werwahrungdbefehl dad Mittel gewährt, in Fällen, 
in denen nicht fogleich fiber die Zuläffigkeit der eigentlichen 
Verhaftung entfchieden werden kann, die Freilaffung aber” 
die Entdedung ded Verbrechens gefährden Fönnte, eine’ 
vorläufige Feſtnehmung des Angefhulbigten auf kurze 
Zeit zu bewirken, und wenn 3) der Grundfaß feftgehalten 
wird, daß eine Verhaftung nur kraft richterfichen Be: ' 
fchluffeß erfannt werden Fann, wenn bereitö der Ange: 
ſchuldigte volle Gelegenheit zur Rechtfertigung erhielt, und’ 
dringende Verdachtsgründe ungeſchwächt vorliegen, und‘ 
die Größe der wahrfcheinlich drohenden Strafe die Verhaf⸗ 
tung rechtfertigt. Alles kömmt nur darauf an, daß der 
Befeßgeber recht ſcharf den Unterfchied zwifchen dem Ver⸗ 
wahrungs= und dem eigentlichen Verhaftsbefehl auch 
in der Vollſtreckung der Feſthaltung hervortreten laſſe, 
©. in fofern die Verwahrung in andern Räumen 
als die Verhaftung und mit geringeren Beſchränkungen 
als diefe vollzogen wird. Es wird dann im Volke ſich die 





2) Enswutf Art. 293 — 339, 
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Rechtsanſicht bilden, daß die Verwahrung nicht der Ber: 
baftung gleichgeftellt wird. 

Doppelt wichtig ift es daher, wegen des Einfluffe 
des franzöſiſchen Syſtemes auf die neuern Geſetzge⸗ 
bungen genau die Verbeſſerungen zu beachten, welche die 
belgiſche Geſetzgebung in Bezug auf das franzöſiſche Sy 
ſtem einführt. 

I, Das belgifche Gefeß behält in Bezug auf die Erfchei: 
nungs: und Vorführungsbefehle die Beſtimmungen des 
franzöfifchen Code bei. Eine Unterfuhungshaft kann nicht 
eintreten, wenn nicht der Angefchuldigte vorerft vernom⸗ 
men ober in die Lage gefeßt wurde fich zu rechtfertigen, 
Der Code ſtellt den Sat auf, daß der Unterfuchungsrich- 
ter da, wo die Anfchuldigung auf crime gerichtet iſt, einen 
Vorführungsbefehl erlaffen muß. Die beigifche Commif: 
fion ſchlaͤgt vor, diefe Worfchrift beizubehalten, weil bie- 
rechtzeitige Feſtnahme eines Angefchuldigten das ficherfte 
prozeflualifche Mittel ift, den Angefchuldigten überrafcht, 
ehe er die Spuren ded Verbrechens vertilgen kann, ihn 
von feinen Mitfchuldigen trennt und den Zeugen Muth 
giebt. . Diefe Vortheile aber würden, wie die Commif: 
fion meint, verfchwinden, wenn man den Unterfuchungs: 

richter in die Lage des Zweifeln fegt und ed ihm möglich 
macht, den Vorführungsbefehl zu unterlaffen, und das 
durch der bürgerlichen Gefelfchaft einer gewichtigen Waffe 
zu berauben. Ohnehin lafte (erklärt der Bericht) auf 
dem Unterfuchungsrichter eine große Berantwortlichkeit, die 
nicht vermehrt werden darf, indem man ihm bie 
Wahl zwifchen zwei Arten von Befehlen läßt, Als in 
Frankreich der Suftizminifter über die Borfchläge von Ro⸗ 
ger Gutachten der Gerichte forderte, erklärte fich die Mehr: 
heit für die Beibehaltung des franzöfifchen Grundfages 
(nämlich der Caflationshof, 25 Appellationshöfe und 5 
Serptöfafultäten). Dennoch wollte die belgifche Commiſ⸗ 
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fion eine Auönahme eintreten laflen, fo daß auch bei Ans _ 
fhuldigung wegen Verbrechen, die nur reclusion nach fi) 
ziehen, ein Erſcheinungsbefehl erlaffen werden darf, weil 
unter den mit diefer Strafe bedrohten Verbrechen mehrere 
fi) befänden, bei welchen fo viele mildernde Umftände vors 
handen feyn fünnen, daß die Schwere des Verbrechens 
fehr herabſinkt. Die Commiſſion hatte in ihrem Entwurfe 
diefe Beflimmung aufgenommen, eben fo audgefprochen, 
daß ein Vorführungsbefehl erlaffen werden muß, fo 
oft der Angefchuldigte nicht Wohnfik im Lande hat; und 
um leichtfinniger Erlaflung von Vorführungsbefehlen vors 
zubeugen, wurdeim Art.4. erflärt : daß die bloße Anzeige 
Feine genügende Vermuthung begründe, um darauf gegen 
einen Angefchuldigten, ber Wohnſitz hat, einen Vorführungs⸗ 
befehl zu erlaffen. Der Regierungdentwurf läßt (wie der 
oben mitgetheilte Entwurf lehrt) diefe Vorfchläge der Com⸗ 
miffion weg und behält fo die ganze ausnahmsloſe Strenge 
bes franzölifchen Code bei, daher auch die Vorſchrift, daß 
bei Anfchuldigung wegen crime ein Vorführungsbefehl er: 
laſſen werden mug. — Wir können diefe Anficht nicht 
billigen und die oben angegebenen Gründe nicht als genü⸗ 
gend erfennen. Ein weifer Gefebgeber wird bei den Vor: 
ſchriften über Strafverfahren das Princip der Zweckmäßig⸗ 
feit zum Grunde legen, und feinen Beamten, wenn fonft 
nur die nöthigen Garantieen aufgeftelt find, möglichft 
freied Ermeflen in Bezug auf die Anwendung von Formen 
zuerfennen, indem er auf einer Seite die nöthige Ermäch⸗ 
tigung zum Gebrauche von Mitteln giebt, welche die Ent⸗ 
dedung der Schuld fichern, aber dabei auf die verfiändige 
Erwägung der Umſtände des einzelnen Falles rechnet, das 
mit nur dad dem Bedürfniffe des Falles Entſpre⸗ 
chende verfügt und fein drüdenderes Mittel angewendet 
werde, wenn der Zweck durch ein weniger drückendes ebenfo 
erreicht werden Fann. 8 ift freilich fehr beauen , rat 
Archiv d. Er. A. 1892. 1. St. C 
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ber Gefeßgeber dem Unterfuhungsrichter die Verantwort⸗ 
lichkeit abnimmt, und flatt ihm die Wahl der zweckmä—⸗ 
Kigften Mittel zu überlaffen, abfolut die Anwendung eines 
beflimmten Mitteld in gewiffen Källen vorfchreibt, in des 
nen der Mehrzahl nach das mildere Mittel ebenfo hingereicht 
haben würde. Der Unterfuchungsrichter darf nicht zur 
Maſchine gemacht werden. Inder deutfchen Rechtsübung 
und nach den Gefeßgebungen Eann der Richter einen Bor: 
führungsbefehl erlaffen, er muß es aber nicht. Die Er: 
fahrung in Deutfchland hat nicht gezeigt, daß dadurch ein 
Nachtheil für die bürgerliche Geſellſchaft entſtanden ifl. 
Nichts kann aber unpaflender feyn, als wenn die Ver: 
pflihtung gewille Mittel anzuwenden davon abhängig ge: 
macht wird, ob die Anfhuldigung auf ein Verbrechen oder 
Bergehen gerichtet if. Die Gränze zwifchen beiden ift 
nicht Durch die Natur der Sache gezogen; bei der Einlei: 
tung einer Unterfuchung ift e8 in vielen Fallen gar nicht 
möglich zu beflimmen, ob ein Verbrechen oder Vergehen 
vorliegt; felbft in den Fällen, in welchen dem objectiven 
Beftande nah ein Verbrechen vorzuliegen fcheint, kann 
fhon anfangs der Unterfuchungsrichter Gründe der Ueber: 
jeugung finden, daß die Anfchuldigung durch nähere Er: 
forfchung fehr herabfinfen wird; er fann aus der Perfön- 
lichkeit und allen VBerhältniffen des Angefrhuldigten Gründe 
fhöpfen, welche der fchweren Befchuldigung entgegentres. 
ten, oder die Bermuthung begründen, daß der Angefchul: 
digte nicht entfliehen und Feine Mittel, der Unterfuchung und 
Entdedung der Wahrheit entgegenzumirken, anwenden werbe. 
Der einfache Erfcheinungsbefehl wird hier genügen; jeder 
Praktiker weiß aber auch, daß edihm an Mitteln nicht fehlt, 
ben Borzuladenden beobachten zu lafjen, und ta, wo die 
fer Verſuche macht zu entfliehen, rafh der Ausführung 
entgegenzumirken. 
4 Fortfegung im nächften Hefte. 
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III. 


Ueber 


die Beſtrafung hochverraͤtheriſcher im Auslande 
begangener Handlungen. 


Von 


9. A Zachariaͤ. 


Es⸗ iſt bekannt, daß in der Theorie ſehr verſchiedene An⸗ 
ſichten über die Beſtrafung der im Auslande begangenen. 
Verbrechen aufgeflelt worden find, was fich befonders dar⸗ 
aus erflärt, daß ed an beflimmten pofitivrechtlichen Ans 
haltspunften in den gemeinrechtlihen Quellen fehlt. Denn. 
wenn auch einige Bellimmungen des gemeinen Rechts 
hierher gezogen worden find, fo mußte man doch bald ers 
fennen, daß fie fih nur auf die Competenzverhältniffe des 
verfchiedenen Suridictionsinhaber eines größern (flaatlis 
hen oder Eirchlihen) Organismus beziehen. Dies gilt 
namentlich von den Auöfprüchen des römiſchen Rechts, 
daß nur da geftraft werben folle, wo belinquirt wurde 
(Ausfchließlichkeit de forum delicti commissi), fowie 
von ber Cap. 2. de constit. in VItO (I. 2.) gegebenen 
Enticheidung, wonach, unter Berufung auf den Saß: 
„cum extra territorium jus dicenti non pareatur im- 
pune”, die von einem Bifchof hinſichtlich eines außerhalb 
feiner Diöces begangenen Delicts ausgefprochene Ercoms 
munjcation für unwirkſam erklärt wird. Ganz unpaß 
fend ift auch die Bezugnahme auf clem. 2. de sen, 
C 2 
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et re judicata (II. 11.) Seitend Derjenigen, welche das 
Recht zur Beftrafung der im Auslande begangenen Ber: 
brechen negiren, fowie anderer Seitd die Anerkennung des 
forum domicilii und deprehensionis nichts für die ent- 
gegengefeßte Anficht beweifen Fann. MUeberdies ift die in - 
mehrern deutichen Reichögefegen vortommende Verpflichtung 
der. Obrigfeiten zur Beftrafung gewiffer in ihrem Gebiete 
betretener Lebelthäter (Reichsabſch. v. 1559. $.26, Reiche: 
münzordn. v.1559.$.161, Reichspol.⸗Ordn. v. 1577. Zit. 
23.8. 2.) mit der Auflöfung der deutfchen Reichsverfaf: 
fung erlofhen. Denn war dies eine auf dem Subordina- 
tions⸗-Verhältniß der Zerritorial: Gewalten zu SKaifer 
und Reich beruhende Berpflihtung, aus welcher jeßt feine 
Rechte gegen den einzelnen Bundesſtaat mehr abgeleitet 
werden fönnen, wenn man auch vielleicht die fortdauernde 
Gültigkeit jener Rechtsnormen für die Gerichte eines und 
beffelben Landes in fofern fefthalten will, als fie zu inte: 
grirenden Beſtandtheilen bes Zerritorial: Strafrechtö ge: 
worden find. 

Für Folgerungen aus beliebigangenommenen Border: 
fägen und f. g. ftrafrechtlihen und politifchen Theorieen. 
blieb deshalb in der gemeinrechtlichen Doctrin der freiefte 
Spielraum, und man muß befennen, daß in diefer Be: 
ziehung die verfchiedenen Doctrinen viel weiter divergiren, 
als dies in Betreff der neuern deutfchen Etrafgefeßgebun: 
gen der Fall ift, die doch in den Hauptpunkten ziemlich 
übereinftimmen. Während der Eine von der Sdee- einer 
Beſchränkung der Wirkfamkeit des Gefeßes auf die Grän: 
zen des Staatögebietes ausging, gleichſam ald würden 
bie Sefeße für dad Gebiet und nicht für die zum Staate 
gehörigen Perfonen gegeben und demnad) confequenter 
Meife gar fein im Auslande begangenes Verbrechen ftra> 
fen durfte, wollten Andere, von der Idee eines natürli= 
oben, überall geltenden Strafrechtes geleitet , dem Staate 
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das Recht zur Beſtrafung eines jeden im Auslande begans 
genen Verbrechens beilegen, fobalder den Verbrecher in feis 
ner Gewalt habe. Wieder Andere befchränkten das Straf: 
recht auf die von Unterthanen im Audlande begange: 
nen Verbrechen. ie geben zu, daß Gefeße den Unters 
than als ſolchen verpflichten, und folgerten Daraus richtig ein 
Strafrecht des Staatd in Betreff dervon feinen Unterthanen 
. im Auslande begangenen Verbrechen. Allein, weil ihnen 
die Nothwendigkeit der Verlegung eines vom Staate zu 
ſchützenden Rechts zum Begriffe ded Verbrechens im 
Kopf fpufte, fo beichränften fie jened Strafrecht unnatürs 
licher Weiſe auf die an Mitbürgern oder an dem heimifchen 
Etaate felbit begangenen Verbrechen. (Feuer bach, Lehrb. 
des peinl. Rechts $. 31. $. 40.) 

Es ift nicht der Zweck diefer Abhandlung, die theoe 
retifchen Streitigkeiten über dieſe Frage weiter zu verfol⸗ 
gen, oder eine die ganze Lehre umfaflende Darftellung zu 
geben, fondern nur nach einer Seite hin, in Beziehung 
auf eine in der neuern criminaliftifchen Prarid mehrfach 
aufgetauchte Frage, einen Beitrag zu liefern, der befons 
ders die Beftrafung der im Auslande begangenen hochver⸗ 
rätherifchen Handlungen eines Staatöunterthanen zum Ges 
genftand hat. 

Wir gehen dabei von dem allgemeinen Grundfage 
aus, welder aus der Natur des pofitiven Geſetzes übers 
haupt und des Strafgefeßes insbefondere abzuleiten ift, 
und in fofern auf der Bafid des pofitiven Rechts felbft be: 
ruht, daß der Staat das Recht und die Pflicht hat, die 
von feinen Unterthanen im Auslande begangenen Verbre 
chen in foweit zu ftrafen, alö in der im Auslande began- 
genen Handlung eine Verlegung des einheimifchen Gefeged - 
gefunden werden muß. Dazu hat der Staat dad Recht, 
ohne Unterfchied, ob fich der Unterthan zur Umgehung bed 
einheimifchen Geſetzes ind Ausland begeben hat, Wex WIRT. 
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Denn dad Gefeb begründet eine perfönliche Verpflichtung 
des Unterthans, ihm zu gehorchen, und feine Wirkfam: 
feit ift von den Gränzen bes Staategebietes unabhängig. 
Nur die Acte der Staatögemwalt find in fofern local, oder 
auf die Gränzen des Staat eingefchränft, als die Ueber: 
fchreitung derfelben mit einem Eingriff in fremde Oberherr⸗ 
lichkeit verbunden feyn würde. Die durch das Geſetz ver: 
Sflichteten Staatsbürger verlieren diefe Eigenfchaft nicht 
durch temporäre Entfernung, und fowie fie Unterthanen 
bleiben und aud) den Schuß des heimifchen Staates bean: 
fpruchen können, fo find fie auch fortwährend durch deflen all: 
gemeine und fpecielle Verbote und Gebote verpflichtet 1). — 
Bon einer Pflicht kann aber theild in fofern gefprochen 
werden, als die Beftrafung der Verbrechen überhaupt 3 u: 
nächft Pflicht und nur folgeweife ein Recht des Staates 
iſt; (der Staat ift auch hier nicht weiter berechtigt, als 
ee verpflichtet erfcheint), theild deshalb, weil es den 
änternationalen Berhältniffen der Staaten widerfprechen 
würde, wenn in Fällen, wo der Verbrecher vom Strafge: 
richt des Staatd, innerhalb deſſen Gränzen er das Ber: 
brechen verübte, nicht zu erreichen ift, und nad) den Se: 
fegen feines Heimathslandes auch nicht ausgeliefert wer: 
den Tann, die Ahndung des Verbrechens ganz unterblei: 
den follte, obwohldie That auch nach dem Rechte 
de8 Staat, dbeffen Unterthbanerift, als Ber: 
drehen bet rachtet werden muß. 

Letzteres muß aber freilich ſtets als die unumgänglich 
nothwendige Bedingung und Schranke des Strafrechts des 
Staats in Betreff der von ſeinen Unterthanen im Auslande 


1) So ſagt ſchon Böhmer ad Carpzovium Qu. XLI. nr. 
17 ganz richtig, es fen einerlet, ob der Unterthban innerhalb 
oder außerhalb der Staatsgränzen confpirire gegen feine Res 
gieraung, „cum locus delicti nexum subjectionis tollere 
nequeat.” 
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begangenen Verbrechen betrachtet werden. Denn ber 
Staat kann nur Wächter und Vollzieher feines eigenen 
Geſetzes ſeyn, und ed würde der im Staatöbegriff liegen: 
den Selbfiftändigkeit und Unabhängigfeit widerfprechen, 
wenn er ſich je zum Erecutor eines fremden Willens machen 
lofien, oder nach auswärtigen Geſetzes-Vorſchriften ſtra⸗ 
fen wollte, 

So wenig man e8 aber einer Seitö nach der hier feſt⸗ 
geftellten Grundlage des Strafrechtd für im Anslande bes 
gangene Handlungen ald eine fireng rechtliche Forderung 
betrachten kann, daß die Handlung aud da Verbrechen 
oder pofitivrechtlich firafbar fey, wo fie begangen wurbe, 
oder daß der Richter an das mildere ausländifche Recht bei 
der Beltrafung verwiefen werden müßte 2), — fo ergeben 
fich anderer Seits aus diefem Principe von felbft die Aus: 
nahmöfaälle, in welchen ein von einem Staatdunterthan im 
Auslande begangened Verbrechen in feiner Heimath nicht 
beftraft werden kann, nämlich dann nit, wenn fi) dad 
einheimische Strafgefeb auf die im Auslande begangene 


2) Daß dies in den neuern Strafgefeggebungen,, unter verfchies 
denen Modificationen, angeordnet ft, darf als bekannt 
betrachtet werden. Uebereinftimmend und der Fordes 
tung der Gerechtigkeit ensfprechend ift die Satzung, daß dur 
die im Auslande erlittene Strafe auch die Schuld im Vers 
hältnig zum heimifhen Staare getilgt werde. Weniger ft 
der Fall einer im Auslande nur theilmweife erfolgten Bes 
firafung berüdfihtigt. und auch die Wirkung einer im Auss 
lande erfolgten Begnadigung, — die wir freilich nach dem 
obigen Princip an fich nicht auf den heimifchen Staat bezie⸗ 
ben Eönnen, — befprochen. Vergl. v. Klende in deffen 
und Grefe’s Magazin für das Hannov. Recht, Bd. I. 
©. 85 f. Das neue Preußiſche Strafgefegbuh v. 14. 
April 1851, welches die Beftrafung (mit Ausnahme der 
Staatsverbrehen) überhaupt dadurch bedingt, daß die Hands 
lung auch durch die Gefege des Orts, wo fie begangen wurde, 
mit Strafe bedroht fey , legt auch der im Auslande erfolgten 
Begnadigung die Wirlung bei, daß dann Feine Berfols 
gung oder Beftrafung in Preußen mehr zuläffig ſey. Es be⸗ 
zieht fich Dies aber nur auf die Begnadigung IM Farta 
Einne, ober Erlaß ber rechtskräftig erlannten Stroke. 


- 
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verbrecherifche Handlung gar nicht beziehen läßt, 
oder es in der Heimath des Thäterd an einer darauf an: 
wendbaren ftrafrechtlichen Norm ganz fehlt. Zu diefen 
Ausnahmöfällen gehört 3. B. ganz zweifellos die Claſſe 
der eigentlihen Polizei: Delicte und die Defraude 
im fremden Zollgebiete, indem alle Polizei: und Zollftraf: 
gefeße immer nur die concrete Staatdeinrichtung und nicht 
die gleichen oder ähnlichen fremder Staaten zum Gegen: 
ftand haben. Daſſelbe muß aber audy vom Verbrechen 
des Hochverraths behauptet werden, wobei fich jedoch 
von felbft verfteht, Daß, wenn in der Handlung zugleich 
der Begriff eines gemeinen Verbrechens, wie Mord, 
Brandftiftung, Gewaltthat, erfüllt ift, für dieſes die 
allgemeine Regel in Kraft bleibt, wonach der Staat das 
von feinem Unterthban auch im Audlande begangene Ber: 
brechen zu beitrafen berechtigt ift. 

Bon einem Hochverrath kann nämlich offenbar 
immer nur in Beziehung auf denjenigen Staat gelprochen 
werden, gegen welchen der in feindfeliger Abficht gegen 
einen Srundbeftandtheil deffelben unternommene Angriff 
gerichtet war. Diefer Staat mag dann auch den Aus: 
länder, welcher fich an einem wider feine Regierung, Ber: 
faffung, Integrität und Selbftftändigfeit gerichteten Unter: 
nehmen betheiligte, als Hochverräther ftrafen, obwohl 
nicht blos eine verbreitete Theorie ?), fondern auch noch 
neuere Gefeßgebungen, wie 3. B. das Hannoverfche 
Erim. Gefegb. Art. 118 zum Begriff des Berbrechens 
einen Staatöunterthan verlangen, was jedoch fat 
keine praftifche Bedeutung hat, weil fie nachträglich aud) 


3) So fagt 3. B. fhon Carpzov. Pract. Qu. 41. nr. 16: 
„Quamvis enim indubitatum sit, hoc crimen nonnisi a 
subditis perpetrari”, unter Berufung auf ältere Autoren ; 
namentlich auch Clarur Sent. recept. $. laes. maj. nr. 6. 
Dagegen erklärt ſih Böhmer ad Carpzov. Qu. XLI. 
ar. 17% 
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den Ausländer (Hannov. Erim. Gef. Art. 121.) deniel: 
ben Strafbeflimmungen unterwerfen, „ſoweit nicht Ver⸗ 
bältniffe eintreten, welche lediglich nach den Grundſätzen 
des Völkerrechts beurtheilt werden müflen” *). — Allein 
ein anderer Staat kann niemald Handlungen als Hochver: 
rath ftrafen, die niht gegen ihn felbft gerichtet waren, 
und alfo auch feine Staatdangehörigen nicht wegen feind: 
feliger Unternehmungen gegen fremde Staaten ald Hoch⸗ 
verräther proceffiren, wobei es felbft einerlei ift, ob diefe 
Handlungen auf eignem oder fremdem Staatögebiet 
vorgenommen wurden, obmohl im erften Salle ein ande: 
res gegen ihn felbft gerichtetes Delict z. B. unerlaubter 
Werbung u. |.w. vorliegen kann. Denn fremde Eitraf: 
gefege können für ihn fein eigenes Strafrecht begründen, 
und die eigenen Geſetze wider den Hocwerrath haben, 
wie auch der Auddrud der ältern und neuern Gefeggebun- 
gen beftätigt, immer nur den eigenen Staat, deſſen 
Oberhaupt, Verfaſſung, Integrität und Selbftftändigfeit 
zum Gegenftand. Deshalb wird ſchon im römifchen Recht 
nur derjenige ald Majeftätsverbrecher bezeichnet, welcher 
fi) gegen dasrömifche Volk, die römifche Republik, 
oder fpäter den römifchen Princepd in der in den Ge: 


dd 


4) CA. Feuerbach's Lehrb. des pein!. Rechts 6. 163. und das 
m Mittermaier’s Note IV — Dos Preuß. Etrafges 
fegb. v. 1851 macht den Begriff des Hechverrathbs gar nicht 
von der Eigenfchaft eines Preußen abhängig und beftraft 
felbft Den Aurländer (8. 4.) wegen des im Auslande bes 
gangenen, gegen Preußen gerichteten Hochverraths, fomie we⸗ 
gen Majeflärsbeleidigung und Münzverbrechen. Wei der f.g. 
Landesverrärherei ($. 67. 69.) fordert es zwar, daf die Hands 
fung von einem Preufen verübt fen, beftinmt aber dann 
im $. 70: „Segen Ausländer ilt wegen der in den 6$. 67 
und 69. erwähnten Handlungen nad) dem Kriegsgebrauche au 
verfahren. Begehen fie aber ſolche Handlungen, während fie 
unter dem Schuge Preußens in deffen Gebiete ſich 
aufhalten, fo kommen die in den 88. 67 und 69. beftimmten 
Strafen zur Anmendung. 
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feßen beftimmten Weife vergeht, während von auswärtigen 
Staaten nur in foweit bie Rede ift, als fie zu Feinden 
des römiſchen Volks gemacht werben folten )). Dad auf 
Deutfchland übertragene römifhe Recht fonnte daher auch 
nur mit diefer in der Natur der Sache liegenden Beſchrän⸗ 
fung gemeined Recht werden. Abgefehen von ben parti: 
eularen Beftimmungen der alten Volksrechte, welche unfere 
Regel nur beflätigen ®), kennt das ältere Recht nur einen 
Hocverrath an Kaifer und Reich, weil nur das Reich den 
Begriff des Staatd erfülte.e Die goldene Bulle 
Kap. XXIV. ftellte aber-nur die Kurfürften, ald we 
fentliche Beftandtheile des Reichöförperd 7), dem Kaifer 
in fofern gleich, als auch durch Verſchwörungen gegen ihr 
Leben dad mit dem Tode bedrohte Majeftät3: Verbrechen 
-begangen werde. Auch die peinl. Gerichtdorbn. Karls V. 
v. 1532, welche wohl aus Rüdfiht auf die damaligen 
politifgen WBerhältniffe den Art. 132 der Bamberg, 
H. G. O. von 1507 nicht aufnahm, und auch den folgen- 


5) L. 4. D. ad L. Jul. maj. (48, 4.) — „cujusve opera dolo 
malo hostes populi Romani armis — aliave qua re adjuti 
erunt, utve ex amicis hostes populi Romani 
fiant, cujusve dolo malo factum erit, quo rex exter- 
nae nationis populo Romano minus obtemperet.” 


6) Lex Saxon. Tit. III. c. 1. Lex Ripuar. Tit. XLIX. c. 1. 
Lex Bajuvar. Tit. IL. c. 1. 8. 1. Rotharia Leges c. 1. 
Lex. Alamaunor. Tit. XXIV. Archiv des Criminalr. 1838. 
©. 533, 


7) Die goldene Bulle bedient fih dabei auch des aus der L. 5. 
Cod. ad L. Jul. maj. entlehnten Ausdrudes: „nam et ipsi 
para corporis nostri sunt.” In einem Decrete Kaifers Rus 
dolph II. heißt es: „Daß der Ehurfürften Hoheit und Autori- 
tät mit eines Römifchen Kayfers Gewalt und Hoheit, daher o 
fie auch fleuft, dermafen verbunden, daß eine ohne bie 
andere nicht verfchmälert werden, auch ohne die andere nicht 
befteben Eann.” 
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ven Artifel 133 wegließ ®), erwähnt nur gelegentlich des 
Majeſtaͤtsverbrechens gegen den Kaifer (Art. 218). Verrath 
am eigenen Herrn, Land oder Stadt wurde als daß 
nicht auf den Staat oder die Obrigkeit befchränfte Verbre: 
hen der Berrätherei geftraft. 

Mit der weitern Entwidlung ber ftaatlichen Selbft: 
ftändigkeit der Zerritorien und der Unabhängigkeit ber 
deutfchen Zürften, denen die Juriſten nach und nad) die 
Rechte ded römifchen Princepd und alle Attribute einer 
oberften Staatögewalt, in fomweit die Reichsverfaflung nicht 
eine Befchränfung fefthielt, beilegten, wurde nun freilich, 
unter Anwendung der Beflimmungen ded römifchen Rechts, 
über Diejenigen, „qui aliquid contra rempublicam 
vel principem moliti sunt”, auch jede Zerritorial : Ge: 
walt und ihr Inhaber zum Gegenftand des Verbrechens 
des Hochverraths gemacht ?), — allein mir dem Rechts⸗ 


8), Bamb. H. ©. D. Art. 132: „Item fo einer Römifhe Keys 
ferlihe oder Königliche majeltät vnſer aller gencdigfte Herren 
leftert, verbündnuß oder eynigung wider diefelben majeftät 
Dermaflen macht, das er damit zu latein genant Crimen 
lefe majeftaris gethan hat, Sol nach fage der Kevferlichen 
gefchrieben recht an feinen eren, leben vnd gut geitrafft wer⸗ 
den.” — Art.1133: „Item leftert einer funft feinen Herren 
mit wortten oder werfen, der fol (fo das pennlich geclagt 
vnd aufgefürt wurdet) nach gelegenheit und geftalt der leſte⸗ 
rung an feinem leyb oder leben nach Rate der rechtverftändis 
gen geitrafft werden.” Offenbar verfteht die Bamb. H. G. O. 
unter „Herren? bier nicht blos den Landesherrn, fondern 
nimmt den Ausdrud in demfelben weitern Sinne, wie im 
Art. 149. bei der Verrätherei und im Art. 162. beim Mord. — 
Offenbar hält die P. ©.:D. den Art. 133 der Bamb. 9. ©. D. 
wegen der (in Art. 124 und 137.) recipirten Beſtimmun⸗ 
gen über Verrätherei und Mord für überflüffig. 

9 Daß dies die Bamb. 6. G. D. noch nicht auszufprechen 
wagte, ergiebt fich aus der in der vorigen Note angeführten 
Stele. Aber auch in der Theorie zögerte man damit nod) 
lange. &o erklärt fih z. B. noch Carpzov in feiner Pract. 
rer. crim. aus allgemeinen Gründen dagegen. Ausgehend von 
dem Begriff der majestas beim crimen laesae \wayestalis 
(08. XLi.ur.83.), nimmt er dieſe für identifcy mit einer woittlis 
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grunde, der Dies möglich machte, der Unabhängigkeit und 
Selbſtſtändigkeit der Zerritorien im Verhältniß zu einander, 
war auch entfhieden die Folge verfnüpft, Daß bie 
Landeögerichte, die nur hinfichtlih der Werbrechen ge: 
gen Kaifer und Reich ald Gerichte eines Staats zu 
betrachten waren und hier die Reichögefebe zur Anwen: 
dung zu bringen hatten, nur den Verrath am eigenen 
Lande oder am eigenen Herrn als Hochverrath zu 





hen Staatsgewalt („Sed per majestatem jus ipsum , quod 
in summa potestate consistit, intelligendum est”). Sie ift 
ihm die „„summa, indivisibilis, perpetua legihusque soluta 
potestas.” Er geitcht fie deshalb keinem zu, der noch einen 
Oberherrn hat, erklärt die Beſtimmung der goldnen Bulle in 
Betreff dee Churfürften für eine finguläre, und fagt nr. 66: 
„Quantum vero ad reliquos Principes, Comites, Barones 
atque Status Imperii, si quis forsan eos offendat, non 
perpetrari crimen laesae Majestatis, ex antea dictis se- 
qui videtur. Quia istis Principibus seu Superiorem re- 
cognoscentibus Imperatoren;, cni immediate subsunt, Ma- 


‚ Jestas non adscribenda est, ut quae Ssuperius supra se 


nil agnoscit.” Plöglich nimmt aber Carpzov's Deduction 
doch eine andere Wendung Weil nämlih in L. 5. Cod. ad 
C. Jul. maj. verordnet ſey, daß das Crimen majestatis aud 
von demjenigen begangen werde, „qui de nece consilia- 
riorum ac Seuatorum Imperatoris cogitat”, fo meint er, 
es werde Niemand fo ignarus in rebus politicis feyn, um 
zu leugnen, daf die Fürften, Grafen und die übrigen Stände 
des Reichs „„Consiliarios ac Senatores esse Caesareae Ma- 
jestatis, qui in Comitiis Imperialibus de commodo et uti- 


litate Imperii una cum Imperatore consultant.” Auch feyen 


fie, wie er weiter ausführt, als Stände des Neihs Mirins 
baberder Reihsgewalt und deshalb aub Theilha⸗ 
ber der imperatoria majestas. „Quo intuitu consideran- 
tur et memhra Imperii, quia cum Imperatore constituunt 
Imperium eoque respectu Majestateın habent, nec subditi 
aunt.?” In ihrer andern Eigenfchaft freilich als Landes 
herrn komme ihnen feine Majestas ;u; da feyen fie, als 
Einzelne betrachtet, nur subditi ac vasalli von Kaifer und 
Reich. — Man erficeht aber hieraus, daß Carpzov die Lans 
Desherrn als ſolche nicht als Gegenitand des Maieftäts s 
Verbrechens betrachtete, und in foweit bleibt das Zeugniß defs 
felben für die Rechtsanſchauung feiner Zeir immer noch von 
Bedeutung. (Die zum Theil fehr bedenflichen fcholaftifchen 
und reichsftantsrechtlichen Doctrinen Carpzov's zu widerlegen, 


- ME wicht unfere Aufgabe.) Was aber nah Coxvior leugs 
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firafen berechtigt feyn konnten 10), und daß mithin das, in 
Ermangelung befonderer Landesgeſetze hierbei angewendete, 
römifche Recht hierbei auch nur auf den eigenen kan: 
desherrn und die heſondere Lanbesverfaflung zu beziehen 
war. Das materiell gemeine Recht Deutſchlands konnte 
daher in die ſer Beziehung ſchon zur Zeit des Reich nur 
als ein die fpecielle Landedverfaflung fchügendes Particu⸗ 
lar:Gefeb zur Anwendung fommen. 

Noch mehr mußte dies nach Auflöfung der deutſchen 
Reichsverfaſſung, womit die Erlangung einer vollftändigen 
Souveränetät für die der Mediatifirung entgangenen Stände 
verbunden war, ber Fall feyn. Die ſchon im Reiche vol⸗ 


nete, lehrt fhon Böhmer ad Carpzov (Qu. XLI. nr. 88.) 
mit Entfchiedenheit, indem er fagt: die goldne Bulle fprecdhe 
zwar nur von den Shurfürften; „id vero non officit, quo 
minus contra eos (sc, reliquos imperii principes) in ip- 
sorum territoriis verum majestatis crimen 
committatur. — Debitur enim illis intra terrarum 
suarum districtum talis suprematus, qui jura ma- 
jJestatica complectitur; siquidem jura sua non de- 
pendentes, sed ex legım Germanicarum »anctione et 
sic jure proprio excercent, in quo praecipuus majesta- 
tis character consistit.” Es Eomme wenig darauf an, fagt 
Böhmer, wenn man e6 in diefem Falle nicht crim. laesae 
majestatis , fondern laesae superioritatis nenne, wie [ho 
Beyer, Synopsis jur. crim. Jenae 1731. kurz referirt: 
„Adversus reliquos Imperii status videtur istud a solis 
aubditis territorialibus committi; unde et a nonnullis cri- 
men laesae superioritatis Territ. appellatur.” (Lih. II. 
Tit. X11. $.7.3 Auch Engau Elem. jur. crim. (Jen. 1753) 
S. 478 lehrt, dab das Majeftäts: Verbrechen in Deutfchland ges 
gen den Kaifer, den römifchen König und die Churfürften 
von Zedermann, gegen die übrigen Reichsftände aber nur von 
einem ihrer Unterthanen begangen werden könne. Ebenſo: 
Rod, Instit. jur. crim. Jen. 1758. $. 567. 


10) Daraus erklärt fih auch die in der vorigen Note documens 
tirte Anficht der Eriminaliften des vorigen Sahrhunderts, daß 
der Hochverrath gegen einen Landesherrn nur von einem 
Untertban beffelben begangen werden fünne, wobei auch 
die Gleichſtellung des vaſallitiſchen und Iandfaffiattfchen Were 
— von Böhmer und Andern ausdrüdlich zurütgons 
em wird. . 

. 6 
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endete Abfchließung der Territorien zu felbftitändigen und 
von einander völlig unabhängigen Staatögebieten war 
jegt auch nach Oben hin vollzogen, und die deutſchen Staa: 
ten erkannten nunmehr feine andern, als die abgemeinen 
völferrechtlichen und die durch Bertrag befonders übernom: 
menen Pflichten gegen einander an. Dies wurde auch bei 
der Sründung des deutfhben Bundes im Sabre 1815 
feftgehalten und eine ſtaatsrechtliche Organifation befs 
felben in keiner Weife beliebt. Auch die für den deutfchen 
Bund feftgeftellte, fehr dehnbare allgemeine Zweckbeſtim— 
mung (Bundedacte Art. 2. Wiener Schlußacte Art. 1, 2.) 
nahın Doch die „Unabhängigkeit” der einzelnen Staaten von 
einanberin fih auf. Dabei wurde der Bund ausdrüd: 
lich alö ein völferrehtlicher Verein bezeichnet und bie 
Beſchränkung der Souveränetät der „telbitftändigen, 
unter fi unabhängigen Staaten” für die Zwecke des Ganz: 
zen auf das unentbehrlichite Maaß zurückgeführt. Es läßt 
fi) daher auch, was unfere fpecielle Srage betrifft, aus 
dem Bunde sverhältniß, in welchem die deutfchen Staa: 
ten feit 1815 zu einander flehen, gar fein Rechtsgrund 
dafür entnehmen, daß der eine Staat Angriffe, welche 
einer feiner Angehörigen gegen einen andern deutfchen 
Bundesftaat unternommen hat, als Hochverrath zu 
firafen berechtigt oder verpflichtet fey. Ueberhaupt giebt 
es nur einim Staate begründeted, alſo nur ein ſtaats⸗ 
rechtliches Strafrecht. Aus der f. g. Wölfergemein: 
fchaft laßt fich Fein Strafrecht ableiten, indem die na: 
türliben Rechte der Vertheidigung und der Zwangübung 
zur Abwehr oder Verhinderung zufünftiger Berleßungen 
vom wirklichen Strafrecht ſich wefentlich unterfcheiden. 
Daher hat auch der deutfche Bund als bloßer Staatenbund, 
als „völferrechilicher Verein”, der der Megel nach mit der 
Aufrehthaltung der innern Ruhe und Ordnung in den 
Bunbesftaaten nichts zu thun bat (Wiener Schlußacte 


) 
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Art. 25,61.), fih fein Strafrecht und keine firafs 
gefeggeberifche Befugniß beilegen können, und bisher 
auch wirklich nicht beigelegt. Nur in einzelnen Beziehuns 
gen haben Bundedbefchlüffe die Bundesftaaten gegen 
den Bund für verpflichtet erklärt, gewiſſe Handlungen, 
die aus dem Gefichtöpunfte der Gefährdung der innern Sis 
cherheit Deutſchlands aufgefaßt wurden, ihrem eignen 
(faatlihen) Strafrecht zu unterwerfen 11). Insbeſondere 
war es natürlich), daß der Bund für fich felbft und feine 
Berfaflung auch einen ſtrafrechtlichen Schuß von Sei: 
ten der Einzelftaaten zu gewinnen und auf diefe Weiſe der 
bisher geführten Bontroverfe, ob auch am deutſchen 
Bunde ein Hochverrath begangen werden 
tönne?!?) die Spike abzubrechen fuchte, indem er bie 
Bundeöglieder im Befchluß v. 18. Aug. 1836. Art. 1. ver: 
pflichtete, Unternehmungen gegen die Eriftenz, Integrität, 
die Sicherheit oder die Berfaffung des Bundes nach Maaß—⸗ 
gabe der in den einzelnen Bundesſtaaten beftehenden oder 
künftig in Wirkſamkeit tretenden Gefeße über Hochverrath, 
Landeöverrath u. ſ. w. zu firafen. Dabei Eonnte gewiß 
der fchon in der Theorie geltend gemachte Grund angegeben 
werden, „daß wegen des wejentlihen Zufammenhanged 
der Bundeöverfaffung mit den Landesverfaffungen jeder 
Angriff auf den Bund zugleich einen Angriff gegen jeden 
einzelnen Bundesſtaat in fich begreife.” Aber umgekehrt 
fonnte nicht gefagt werden und ift auch niemals behauptet 
worden, daß jeder Angriff auf die Verfaflung eines Einzels 
ſtaats zugleich ein Verbrechen gegen den Bund oder gegen 
die übrigen Bundeöglieder fen. Auch würde für eine folche 


11) Heffter, über den Einfluß'der deutfchen Bundesverfaff. auf . 
die Strafrechtspflege der Einzelnftaaten. Archiv des Erim.R. 
Jahrg. 1840. ©. 223 f. 

12) Mittermaier zu Feuerbach's Lehrb. $. 164. Note I. II. 

BAHT im Archiv des Griminalrchte, Jahrg. 1838 
e 500 . 
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Behauptung aus dem Art. 2. jenes Bundeöbefchluffes vom 
18. Aug. 1836 durchaus nichtd entnommen werden koͤnnen; 
denn er macht lediglich Beftimmungen über die gegenfei- 
tige Verpflichtung der Bundesglieder zur Auslieferung 
politifcher Verbrecher; und wenn dabei einer Seits der 
Vorzug der Prävention anerkannt, anderer Seits in Bes 
treff der eigenen Unterthanen des requirirten Staates eine 
Ausnahme von jener Verpflichtung gemacht wird, fo folgt 
doch daraus in Feiner Weife, daB dem lebtern dadurch bie 
Verpflichtung zur Beftrafung von Handlungen nad) feinen 
Geſetzen habe aufgelegt werden follen, hinfichtlich deren für 
ihn ein Strafrecht gar nicht alö begründet erfcheint. Ueber _ 
haupt ift fo viel ganz Far, daß jener Bundesbeſchluß 
materiell fein neues Strafrecht begründen, fondern nur: 
die Ausuͤbung des ohnedies beftehenden bei politifchen Ver⸗ 
brechen fichern wollte. 

Es foll aber durch die bisherige Ausführung dem 
Staate in keiner Weife die Befugniß abgefprochen werden, 
feindliche Angriffe feiner Unterthanen gegen Berfaffung und 
Regierung anderer, befonderd verbündeter Staaten, 
infeinen®efeßen mit Strafe zu bedrohen. Die hier 
vertheidigte Anficht geht nur dahin, daß ein folches Straf: 
recht fich nicht von felbft verfteht und daß ed an einer An: 
erfennung beflelben im gemeinen Rechte durhaus 
fehlt. Mas aber jene Berechtigung betrifft, fo ergiebt 
fie fich von felbft daraus, daß der Staat aud) feine völfer: 
rechtlichen Beziehungen zu andern Staaten durch Strafges 
fege gegen Verlegung durch eigene Unterthanen ſchützen und 
fidy bei der Erlafjung derfelben von ber politifchen Erwä: 
gung leiten laffen muß, daß folche Angriffe, wenn fie 
fortwährend flraflos bleiben, ihn felbft in Nachtheile und 
gefährliche Verwickelungen verfegen fönnen. Deshalb 
{ft auch gegen die pofitivrechtliche Ausdehnung des Straf: 
rechtö in ben neuern deutichen Strafgeleßgebungen 
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- mit Grund nichts einzuwenden. Indem fie aber folche 
Angriffe gegen fremde resp. verbindete Staaten und Res 
genten dem Hochverrath gegen dad eigene Staatsoberhaupt, 
gegen die eigene Verfaſſung doch nicht gleich ftellen, fon- 
dern fie unter der Rubrik der ſtaatsgefährlichen Hand» 
lungen befonderö bedrohen, enthalten fie Feine Wider» 
legung, fondern vielmehr eine Beftätigung ber obigen 
Doctrin, welche übrigens auch noch darin gefunden wer⸗ 
den fann, daß bie neuern Strafgefebe bei der Begriffsbe⸗ 
fimmung des Hochverrathbs ausdrüdlid nur ben eige⸗ 
nen Staat, daS eigene Staatsoberhaupt und bie 
eigene Verfaffung erwähnen 1%). Die vorhin erwähnte 
befondere Bedrohung der wider andere (verbündete) 
Staaten gerichteten Angriffe findet fich übrigens in ziemlich 
übereinflimmender Weife in den feit 1838 erfchienenen 
Strafgefeßgebungen. So disponirt dad Königl. Säſch⸗ 
fifhe Erim. Gefeßb. Art.89. unter derRubrif: „Staats: 
gefährliche Handlungen”: „Wer die im Art. 81 und 87.1*) 
angegebenen Handlungen gegen einen auswärtigen 
verbündeten Regenten oder Staat unternimmt, 
ift mit Zuchthauöftrafe erflen oder zweiten Grades von 2 
bis 20 Jahren zu belegen” — Das Gefeß beftimmt alfo 
eine viel geringere Strafe, ald es für Hochverrath und 
Staatöverrath feftgefebt hat. Ebenfo hat unter derfelben 
Rubrik der „ſtaatsgefährlichen Handlungen” das Braun: 
fhweig. Erim. Gefesb. $.86. über den Fall Beſtimmung 
getroffen, wenn Semand gegen einen auöwärtigen verbün⸗ 
deten Regenten oder Staat ſich einer Handlung fhuldig 


13) Vergl. 5. B. Baierifches Strafgefest. Th. I. Art. 300. 
und alle fpärern deutfchen Strafgefeßbücher. 

14) Art. 81. bedroht den Hochverrath mit der Todesftcafe, 
Art. 87. den davon unterfchiedenen Staatsverrath mit 
zreijähriger bis Iebenslänglicher Zuchthausſtrafe eriten eder 
zweiten Grades. 


Archiv dB. Cr. M. 1868, ı, Et. D 


WM Ueber die Beltrafung hochverr. Verbr.:c. 


macht, welche gegen bad Staatöoberhaupt oder das Her: 
zogthum verübt, ald Hochverrath oder Landesverrath anzu: 
fehen feyn würde, — und ebenfalls ein bedeutend niedrigeres 
Strafmaaß feftgefegt. In derfelben oder ähnlichen Weife, 
mit erheblich niedrigerem Strafanſatz, disponiren Das 
Hannov. Crim. Gefegb. Art. 128. Nr. 4, Art. 129. Nr. 3, 
das Badiſche Strafgefebb. Art. 596, dad K. Preu: 
ßiſche Strafgefesb. v. 1851. $. 78 f. (mit der Rubrik: 
„geindliche Handlungen gegen befreundete Staaten”), wäh: 
rend z. B. nad Würtemberg. Strafgefebb. Art.3. gar 
Feine Strafe flattfindet, „wenn das an einem fremden 
Staate oder deflen Behörden begangene Verbrechen, falls 
ed von einem Angehörigen befielben an dem würtembergi- 
fhen Staate oder deſſen Behörden verübt worden wäre, 
nad den Geſeten des erſtern Staates ſtraflos bleiben 
würde.” 


IV, 


Mertwürbige 
Nechtsſprüche ausländifcher Gerichtshöfe 


"zur 


Erläuterung wichtiger Rechtsfragen, 


dargeflelt und geprüft 
von 
Mittermaier. 


1. Wenn der Urheber eined Berbredend 
von einem Shwurgerihhte ſchuldig befunden 
und vondem Gerihtöhofe verurtheilt wurde, 
und fpäter ein Theilnehbmer am Berbres 
ben vorGericht geftelt wird, — können die 
Gefhwornen in dem zweiten Prozeffe nod 
über das Daſeyn bes Verbrehens, auf wel; 
he3 die Berurtheilung des Urhebers gebaut 
war, befragt werben? 

Ludwig Laquemann wurde wegen Verſuchs des 
Mordes durch Urtheil des Affifenhofes von Hennegau (in 
Belgien) vom 30. Nov. 1849 zur Zodeöftrafe verurtheilt 
und hingerichtet. Erft nad) einiger Zeit wurde die Ans 
Mage gegen Adrian, Marie und Philipp Vico als 
Zheilnehmer an jenem Morde erhoben und die Unterfu: 
hung eingeleitet. Der Affifenpräfident ſtellte an die Ge⸗ 
ſchwornen die Frage: Iſt der angeflagte Adrian fehuldig, 
an dem Verſuche eined von Ludwig Laquemann in Maus 
bry am 3. März 1849 verübten Morded gegen Serantin 

D 2 


52 Merkwürdige Rechtöfprüche 


Dourcelet, welcher Verſuch durdy äußere, einen Anfang 
der Ausführung enthaltende Handlungen, deren Erfolg 
nur durch zufällige und von dem Willen des Urheberd un: 
abhängige Umftände gehindert wurde, durch Gefchente, 
Berfprehungen, Aufforderungen zu der Handlung oder 
durch Ertheilung der Anweifung zur Verübung Theil ge: 
nommen zu haben? Die nämliche Frage wurde wegen Mas 
rie und Philipp Vico geftellt, nur bei dem Erften auf Her: 
geben von Waffen, bei dem Zweiten auf Hülfeleiften bei 
der Ausführung gerichtet. Die Gefchwornen bejahten die 
ragen, und die Angeklagten, welche verurtheilt wurden, 
legten Gaflation ein. Der Generaladvofat hielt die Stel: 
lung der Fragen für tadellos, weil fie nicht complet feyen 
und der Präfident die Hauptanflage nicht noch zum Ge- 
genftand einer Frage machen durfte, ohne die Grundfäße 
von der Rechtökraft zu verlegen. Nach der Anficht der 
Staatsanwaltfchaft kann die Frage über das Dafeyn der 
Hauptthatfache nicht zweimal Gegenftand einer Entfchei: 
dung feyn, da, wenn fie in Bezug auf den Urheber ent- 
fhieden ift, fie als vorhanden gegen Sedermann angefehen 
werden muß, weil fie zwifchen der vom Staatsanwalt 
vertretenen bürgerlichen Gefelfchaft und demjenigen, der 
für die That unmittelbar verantwortlich. ift, verhandelt 
wurde und als entfchieden gilt. Da dies unfehlbar da 
befteht, wenn Urheber und Zheilnehmer gemeinfchaftlich 
gerichtet werden, wo wegen der That nicht eine befondere 
Frage in Bezug auf die Theilnehmer geftellt wird, fo muß 
died auch gelten, wenn die Theilnehmer erft nach recht: 
Fräftiger Verurtheilung des Urheberd vor Gericht geflellt 
werden. Die in diefem Falle berufenen Gefchwornen 
haben Fein Recht, den Ausfpruch der erften Jury einer Re: 
difion zu unterwerfen , fie müffen ihn fo annehmen, wie 
er rechtäfräftig entfchieden vorliegt, und haben nur mehr 
Aber bie Theilnahmshandlungen zu entfceiden. Der 
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Saffationshof in Brüſſel hat hierauf am 23. Juli 1850 
das Nichtigkeitögefuch mit der einfachen Erwägung ver: 
worfen,, daß dad Verfahren regelmäßig vorgenommen 
war und die weſentlichen fowie die unter Strafe der Nich 
tigkeit worgefchriebenen Sörmlichkeiten beobachtet wurden. 
Wir können die diefem Rechtsſpruche zum Grunde liegen: 
den Anfichten, die auch in Belgien in der Preffe Wider: 
ſpruch gefunden haben !), nicht im vollen Umfange billis 
gen und halten fie für fehr gefährlih. Die Frage hängt 
zufammen mit den in Frankreich felbft fo fehr beftrittenen 
Grundfägen von der Rechtskraft der Strafurtheile °). 
Wenn wegen eines Verbrechens der Thäter in Unter: 
ſuchung gezogen und ein Urtheil darüber gefällt wurde, 
fpater erft gegen eine andere Perfon wegen Theilnahme 
an diefem Verbrechen die Verhandlung eingeleitet wird, 
fo muß. die Srage über die Wirfung des in Bezug auf 
den Urheber ergangenen Urtheild in zweifaher NRüd: 
fiht aufgefaßt und eine zweifache Trage geftellt werden: 
1) Wenn der Urheber nicht fchuldig erfannt wurde, — kann 
der wegen des Verbrechens der Theilnahme in einer fpätes 
ren Unterfuchung Angeklagte fi auf die gegen den Ur: 
heber ergangene Freifprechung berufen? 2) Wenn der Urs 
heber eines Verbrechens fchuldig befunden wird und fpäter 
gegen eine Perfon als Theilnehmer eine Unterfuchung ein: 
geleitet ift, — Fann die Srage: ob dad Verbrechen verübt 
und gewifje im Urtheile gegen den Urheber feftgeftellte Merk: 
male an fich trägt, in der Unterfuchung gegen die Theil: 
nehmer noch Gegenftand einer Verhandlung und befondes 
ren Entfcheidung feyn ? 


1) Belgique judiciaire 1851. nr. 73 v. 11. Sept. 1851. 


2) He&lie trait& de Pinstruction crim. Morin Repertoire 
du droit crim. 1. p. 416. 


*8 
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Mir find überzeugt, daß Feine Rechtskraft des in 
Bezug auf den Urheber ergangenen Urtheild dem in einer 
fpäteren Berhandlung in Unterfuchung gezogenen Zheil- 
nehmer nüßen oder fchaden fann. Dies folgt aud dem 
allgemeinen Grundfage von der Rechtöfraft, die nur unter 
den nämlichen Parteien wirken fann. Der Irrthum der 
auch von dem Generaladvofaten behaupteten Anſicht, daß 
die Staatöbehörde alle Mitglieder der bürgerlichen Ge: 
fenfchaft vertrete, ift von Helie?) in Bezug auf bie 
Stage, ob ein gegen eine Perfon ergangenes Strafurtheil 
auch rechtskräftig für die im Givilgericht angebrachte Klage 
werde, widerlegt. Daß in dem Falle, in welchem der 
Urheber und der Theilnehmer an einer gemeinfchaftlichen 
Berhandlung vor Gericht geftellt werden, wegen des Theil: 
nehmers nicht eine befondere Frage geftelt wird , ob 
Das Verbrechen verübt fey, erflärt fich leicht daraus, daß 
bier die nämlichen Gefchwornen über Urheber und Theil: 
nehmer urtheilen, und da wo fie eine Perfon als Urheber 
eines Verbrechens fchuldig finden, freilich nur die Frage 
über Theilnahme bei dem derfelben Mitangeflagten zu be 
antworten haben, da fie durch ihren Wahrſpruch feſtſtell⸗ 
ten, daß ein Verbrechen verübt worden fey, während bei 
einer fpäteren nurgegen den &heilnehmer eingeleiteten Ber: 
handlung andere Gefchworne zu urtheilen haben. Man 
muß davon ausgehen, daß in Bezug auf jeden einzelnen 


. Angeklagten, über welchen ein Urtheil gefällt werden foll, 
‚eine felbftftändige Verhandlung geführt werden muß, in 


welcher die geftellte Anklage volftändig gegen ihn bewiefen 
und ihm die Vertheidigung möglich gemacht werden muß, 
ohne Rückſicht auf die wegen des namlihen Verbrechens 
gegen eine andere Perfon geführte Verhandlung und dar: 
auf gebautes Urtheil. Die Wahrheit diefes Satzes tft 


3) Helie trait& de Vinstruction M. p. 781. 


ausländifchee Gerichtähöfe. 30 


am ſicherſten anerkannt, wenn gegen einen als Urheber 
eines Verbrechens Angeklagten bereits eine Unterſuchung 
geführt war und der Angeklagte nicht ſchuldig erklaͤrt 
wurde, in der Folge aber eine andere Perſon wegen 
Theilnahme an dem Verbrechen angeklagt wird. Hier 
kann der Zweite ſich nicht darauf berufen, daß der Urs 
heber losgefprochen wurde; denn in dem Wahrfpruche: 
nicht ſchuldig, liegt ein fehr verfchiedener Sinn, er kann 
foviel bedeuten, daß die Gefchwornen die in Frage ftehende 
Handlung nicht ale verübt annehmen, oder daß die Hand» 
lung fein Verbrechen fey, oder daß der Angeklagte nicht 
der Thäter war, oder daß ein Strafaufhebungdgrund im 
Bezug auf ihn vorhanden war. Darnach kann aus dem 
Urtheil, daß der einer Handlung als Thäter angeflagte A 
nicht ſchuldig ſey, nicht der Ausfpruch gefolgert werben, 
daß die Handlung nicht gefchehen fey, und der ald Theil: 
nehmer angeflagte B Fann fich nicht darauf berufen. Es 
kann Semand auch blos ald Zheilnehmer angeklagt wer: 
den, ohne daß eine Anklage gegen den Urheber des Wer: 
brechens erhoben wird, 3. B. wenn der der Urheberfchaft 
Berbacdtige geftorben oder geflohen iſt y. Daß eine Los⸗ 
fprechung des als Thäter Angeflagten den fpäter ald Theils 
nehmer des Verbrechens Angeklagten nicht ſchützt, iſt von 
dem franzöfifhen Gaffationshofe in mehreren Redhtöfprüs 
hen z. B. bei Anflagen wegen Bankeruts, wegen Dieb: 
ftahlö u. %. anerkannt. Auh Merlin ?) billigt diefe 
Anſicht. 

Erkennt man aber dies an, ſo muß man auch folge⸗ 
richtig das Urtheil, welches eine Perſon als Urheber eines 
Verbrechens ſchuldig erkennt, nicht als rechtskräftig in 


4) Daß dies autäifg ift, ſ. Mor im Repertoire du droit cri- 
minel I. p.5 


5) Arrets 0. 5. Mars 1841 u. 21. Nov. 1841, 
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Bezug auf eine andere Perfon erkennen, welche wegen 
Theilnahme an diefem Verbrechen in Unterfuchung gezogen 
wird. Die Richtigkeit diefer Anficht wird nicht verfannt 
werden können, wenn man erwägt: 

1) daß jede Verurtheilung nur auf die Beweiſe ge: 
gründet wird, melche gegen den Angeklagten in dergegen ihn 
geführten ftrafgerichtlichen Verhandlung vorgebracht wur: 
den, und daß fie von der Art feiner Bertheidigung gegen 
die Anklage und die Beweiſe abhängt. Der Angeklagte 
fann die ganze That oder einzelne Umftände geftehen, er 
Fann gegen Zeugen nichtö einwenden, er Fann durch fein 
auffallendes Benehmen den vorgebrachten Beweifen Stärke 
verleihen; Alles dies kann aber nur auf diefen Angellag: 
ten ſich beziehen und nur ihm fehaden, die Gefchwornen 
ober Richter nur bei ihrem Urtheil über ihn beftimmen, 
kann aber Feiner andern Perfon fehaden, die nicht gehin: 
dert werden darf, befiere Beweiſe vorzubringen, z. B. 
Entlaftungdzeugen, welche der al3 Urheber Angeflagte 
nicht Fannte oder nicht vorbringen Eonnte. 


2) Wollte man dies nicht anerfennen, fo würde bie 
größte Härte gegen den Angeklagten und zugleich eine Ver: 
letzung der materiellen Gerechtigkeit vorliegen, 3. B. wenn 
ber ald Xheilnehmer Angeklagte in der gegen ihn eingelei- 
teten Unterfuchung neue Beweife vorlegen Tann, welche 
bie Anklage wegen des Hauptverbrechens zerftören oder 
erfhüttern ©), 3. B. die Unmöglichkeit, daß das Verbre⸗ 


6) Wir Eennen einen Fall, wo wegen Brandftiftung ein Anges 
£lagter als Urheber verurtheilt wurde. Erft fpäter murde 
die Unterfuchung gegen eine andere Perfon als Theilnehmer 
eingeleitet ; dem Vertheidiger des Angeklagten gelang es Bez 
weife aufzufinden, daß das Haus von dem Eigenthümer defs 
felben angezündet war. In einem anderen Falle wurde A 
wegen Ermordung des C, deffen Leiche nicht aufgefunden wer⸗ 
den Eonnte, und B wegen Zheilnahme angellagt. Da B abs 
welend war, fo wurde nur gegen A die Unklage gerichter 
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chen verübt wurde, nachweifen, oder die Falſchheit der in 
der vorigen Unterfuhung vorgelommenen Zeugenaudfagen 
nachweifen. 


3) Die Vertheidigung des der Theilnahme Angeflagten 
muß im vollften Maaße ihm möglich gemacht werden, fiemuß 
daher gegen jedes Element, worauf die Anklage beruht, 
alfo a) darauf gerichtet werden fünnen, daß die Hand: 
lung, welche die Grundlage des Verbrechens bildet, nicht 
verübt, oder die Thatfache, weldhe der Handlung zum 
Grunde liegen müßte, nicht vorhanden ift, z. B. daß der 
angeblich getödtete A nicht todt iſt; oder b) daß fie nicht 
die verbrecherifchen Merkmale enthält, z. B. daB A durch 
Selbftmord um dad Leben fam; oder c) daß fie nidht 
jene Merfmale an fich trägt, die zu dem Verbrechen ges 
hören, worauf die Anklage gerichtet iſt, 3. B. daß fein 
Mord verübt wurde; oder d) daß der Angeflagte jene 
Handlungen, in welchen die Theilnahme liegen fol, nicht 
verübte; oder e) daß diefe Handlungen nicht eine verbreche: 
rifhe Theilnahme begründen. Wer nun behauptet, daß 
in Unterfuchungen gegen den Xheilnehmer dad Verbrechen, 
wegen weldye& ein Anderer als Urheber verurtheilt ift, 
auch dem als Zheilnehmer Angeflagten gegenüber rechts: 
kräftig feftgeftellt ift, muß zugleich erflären, daß die Ver- 
theidigung in Anfehung der oben unter a — c bezeichneten 
Punkte nicht zuläffig tft, und daß Beweife in Bezug auf 
biefelben in der fpäteren Verhandlung nicht mehr vorge 
bracht zu werden brauchen, da es fi nur um die Anklage 
wegen Theilnahme handelt und das Dafeyn ded Verbre⸗ 
chend ſchon rechtöfräftig feflfteht. Wer dies behauptet, ver: 


und A verurtheilt. In der fpäteren Verhandlung gegen B_ 
brachte diefer Zeugen vor, weldye den C noch vor Aurzem im 
fremden Lande gefehen hatten. Sollten diefe Beweife nicht 
geftattet werden? | 
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letzt auf das empfindlichſte die Rechte der Vertheidigung, 
ſetzt willkürlich durch einen Sprung, um dem formellen 
Rechte der ſogenannten Rechtskraft zu huldigen, den mich: 
tigften Theil der Anklage ſchon als bewieſen voraus, ent: 
zieht dem Angeklagten das Recht, durch neue Beweiſe die 
Anklage des Verbrechers zu zerſtoͤren, oder nachzuweiſen, 
daß die Zeugen, welche zuvor ausſagten, in Bezug auf 
ihn unglaubwürdig z. B. Todfeinde find. 


4) Die Meinung, welche in folhen Sallen die Bera- 
thung der Gefchwornen nur auf die Frage über die Theil: 
nahme des Angeklagten befchränfen will, fügt aber auch 
den Gefchwornen einen harten Zwang zu, indem fie ge 
nöthigt werden, die wefentlichften Theile der Anklage ald 
erwiefen annehmen zu müffen, felbft da, wo fie von der 
Wahrheit derfelben nicht überzeugt find, während doch in den 
Kreis der Berathung der Geſchwornen, die über die Anklage 
wegen Zheilnahme zu richten haben, die Prüfung der fünf 
unter Nr. 3 bezeichneten Elemente der Anflage fallen muß, 
damit ein der Ueberzeugung der. Gefchwornen gemäßer 
Wahrſpruch gegeben werden fann. Wir find daher über: 
zeugt, daß in den Fallen 7), deren Natur die vorliegende 
Frage: Erörterung betrifft, 1) in der gegen den Zheilnehmer 
eingeleiteten Verhandlung auch alle Beweife vorgebracht 
werden müflen, welche fich auf dad Dafenn und die Art 
bes Verbrechens beziehen, an deſſen Verübung der Ange: 
Hagte Theil genommen haben fol; 2) daß der Ungeflagte 


7) Die Frage kann auch vorkommen, wenn das Urtheil, das 
gegen den Thäter und gegen einen Zheitnehmer oder Begüns 
fliger erging und nur das in Bezug auf den Letzten gefällte 
Urtheil caffirt wird, mo dann nur cine neue Verhandlung 
gegen den Mitfchuldigen beginnt. S. weitere Verhandlung 
dieſer Art in der öfterreich. Gerichtszeitung Nr. 148. Hier 
wurde noch die Frage wichtig, ob bei diefer neuen Verbands 
lung der verurtheilte Thäter wieder als Angeklagter oder als 
Zeuge erſcheint. Das Lepte wurde angenummen. 
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in feiner VBertheidigung unbefchränft ift , und Entlaftungs: 
beweife vorbringen kann, um die Annahme der VBerübung 
des Verbrechens zu zerftören; 3) daß die Gefchwornen unbes 
fhränft bei ihrer Berathung nach den unter Nr. 3 bezeich- 
neten Elementen der Anflage prüfen müffen, ob fie begrün- 
det find, daß fie durch das Urtheil, welches gegen den Ur- 
heber des Verbrechens gefällt wurde, nicht gebunden wer: 
ben und den der Zheilnahme Angeklagten als nicht fchul- 
dig erkennen dürfen, wenn fie überzeugt find, daß das 
Berbrechen nicht verübt wurde. — Sn vielen Sällen, in 
denen der al3 Theilnehmer Angellagte die Verübung des 
Berbrechens nicht beftreitet und nur darauf die Vertheidi—⸗ 
gung richtet, daß er nicht der Theilnahme ſchuldig fey, 
wird freilich die Sache einfach) und die Berathung ver 
Geſchwornen abgekürzt ſeyn; beftritt aber der Angeklagte 
die Berübung des Verbrechens oder der Art deifelben, 
wenn die Sejchwornen das vorige Urtheilannahmen, fo muß 
der Prafident in feinem Schlußvortrage 8) diefelben beleh: 
ren, daß ihre Berathung frei ift, daß fie auch zu prüfen 
haben, ob das Verbrechen verübt, und wie es verübt ift. 
Die Frage an die Gefchwornen wird dann aud) fo geftelt 
werden müſſen, daß darin nicht dad Verbrechen ſchon als 
erwiefen vorausgeſetzt, fondern daß die völlige Freiheit der 
Geſchwornen, alle Elemente der Anklage zu prüfen, aners 
kannt wird 9), 


8) Hier hängt Alles von dem Landesgefege ab, ob dies und ia 
welchem Umfange einen Schlufvortrag vorfchreibt. Der engs 
liſche Präfident ift hier unbefchränft. 


9) Die Frage fann auch in den, in Franfreich zumeilen vors 
gefommenen Fällen wichtig werden, wo der Afiifenhof die Aus 
fiht bat, daß in Anfehung des der Mitfchuld Angeklagten 
die Geſchwornen fich irrten, und nur in Bezug auf ihn die 
Sache an eine neue Jury weiſt. Morin Repertoire I. 
p. 542. 
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2. Wie iſt die Handlung desjenigen zu 
beurtheilen, der als Miethsmann in einem 
meublirten Zimmer wohnt, einer als Meu— 
ble in feinem Zimmer befindlichen Sache 
fih gewinnfüdhtig bemädtigt und fie dem 
Eigenthümer entzieht? Wie ift die Hand— 
lung desjenigen zu beurtheilen, welder in 
Bezug auf die auf foldhe Art entzogene 
Sache fih einer Verhehlung fhuldig madt? 


In einem in Belgien vorgefommenen Kalle!) wurbe 
A, welcher aus dem von ihm gemietheten meublirten Zim: 
mer Gegenftände weggenommen hatte, wegen Diebftahls, 
und die Ehefrau des B wegen mwiffentlicher Verhehlung der 
geftohlenen Sachen verurtheilt. Nur die Ehefrau ergriff 
Berufung, und der Appellationshof nahm in der Hand: 
lung. des A weder Diebftahl noch Unterfchlagung an, und 
ſprach die B frei. Auf die von der Staatöbehörde einge: 
legte Gaffation vernichtete der Hof durch Rechtsſpruch vom 
26. Mai 1851 daS lebte Urtheil. 


Die juriftifche Begründung des Antrags des General: 
advofaten ift fo tief eingehend und zugleich belehrend, um 
den Standpunft der Beurtheilung der franzöfiichen Gefeb- 
gebung über Diebftahl zu bezeichnen, daß wir ihre Mit: 
theilung im diefer Zeitfchrift für geeignet halten. Der Ge: 
neraladvofat erflärt: „Die Vorftellung vom Diebftahl tft 
eine einfache, welche der Feinheiten der Wiffenfchaft nicht 
bedarf.” Der Code penal im art. 379 ſchien eine Defini: 
tion gewählt zu haben, um die Schwierigfeiten zu befeitt: 
gen; allein man unterließ e& zu den Quellen des Tertes 
aufzufteigen, und beachtete nicht das was in der alten 
Geſetzgebung feftftand, und verwidelte gleihfam abſichtlich 








1) Belgique judiciaire 1851. nr. 65, 


ausländiicher Gerichtähöfe. 68 


das einfach Vorliegende. Wenn Paulus erklärte: fur 
est qui dolo malo rem alienam contrectat , fo fagte 
der Code penal: quiconque a soustrait frauduleuse- 
ment une chose, qui ne lui appartient pas, est cou- 
pable de vol. Man fragt nun: wann iſt soustra- 
etion vorhanden? und antwortet am richtigften: überall, 
wo zu feinem Vortheil der Thäter fi) die Sache aneignet. 
Das Grundmerkmal des Diebftahls ift daher Aneignung 
fremder Sachen mit fraude, mit Bewußtfeyn deflen was 
man thut, und mit dem Willen zum Nachtheil ded Ans 
dern fich zu bereichern. — Go erfcheint der Diebftahl 
einfah. Nun kommen aber die Unterfcheidunger der Wifs 
ſenſchaft. Man unterfchied die Diebflähle nach der Leiche 
tigkeit der VBerübung, nach dem Werthe des Gegenftans 
des, und fand die Namen: abusde confiance, larcin, zur 
Bezeichnung von Handlungen, die eigentlich gewinnfüchtige 
Aneignung fremder Sachen waren, und fam am Ende dazu, 
daß Handlungen, wie die in Frage flehende , da fie weder 
Diebftahl noch Unterfchlagung wären, und fo der Strafe 
entgingen. Da der römifche Juriſt von contrectatio, 
alfo von Entfernung von ber Stelle, von Wegnehmung 
ſprach, fo forderte man zum Diebftahle ein von der Stelle 
Tragen zur Zeit der Befikergreifung. (Der Generaladvo: 
fat nennt dies eine feine Subtilität, welche dem Code 
widerfpricht.) — Die soustraction oder die Beſitzent⸗ 
fegung des Eigenthümers (fahrt der Generaladvofat fort), 
beginnt mit der Handlung der Aneignung. In den YAeuße: 
rungen der Rede über den Code ift Feine Andeutung, daß 
man von der Vergangenheit ſich entfernen möchte. Die 
Ausleger des römifchen Rechts Fonnten feinen Zweifel laflen ; 
denn wenn man im römifßen Recht findet, daß auch der 
furtum begeht, qui sciens accipitabignoranteindebitum, - 
alfo der Gewinn aus einer freiwilligen Handlung des Ans 
dern zieht, welcher ihm die Sache, die ihm nicht gehört, ya 
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fellte, fo kann ed nach römifchem Recht nicht zweifelhaft 
feyn, wie der Fall zu beurtheilen ift, wenn der Mieths: 
mann dem VBermiether jum Nachtheil eine Sache bed letz⸗ 
tern fich aneignet. — Wir begreifen, (fagt die Staats: 
behörde), wie 1832 der franzöfifche Gefebgeber die Hand⸗ 
lung, des untreuen Miethsmanns ald abus de confiance 
mit Strafe bedrohen Fonnte; allein fo lange nicht die 
Handlung eine folche gefegliche Zaufe erhält, muß fie als 
Diebftahl betrachtet werden. — Das abus de confiance 
ift nur eine Art des Gattungsbegriffes vol. Nach der ges 
feßlichen Definition von vol eignet fi der Miethsmann, 
welcher die Sache feines Vermiethers für den legten befißt, 
die Sache an, entzieht das Eigenthbum dem Vermiether 
und handelt frauduleusement, indem er wie über feine 
eigene Sache über die fremde verfügt. Der Generaladvo- 
Sat beruft fih zur Rechtfertigung feiner Anficht auf Die 
Definitionen des vol bei Amyat de Vouglans und 
Dormat, und meint, daß wenn das römifche Recht eine 
andere Anficht über den Fall aufftellte, man fich etwa Dar: 
auf berufen Eönnte, um die weite Faſſung des Code eins 
zufchranfen; allein dies fey nicht der Sal, denn das römi⸗ 
fhe Recht, welches fehon den rechtöwidrigen Gebrauch der 
vermietheten Sache als furtum betrachtete, habe gewiß 
noch mehr die völlige Entziehung derfelben als Diebftahl 
betrachten wollen. Schon Sarinacius und Sauffe hät: 
ten dies anerkannt. Hélie bemerkt, daß diefe Straf: 
vorfchrift nicht im Code von 1791 und dem von 1810 ent: 
halten fey; allein der Code hat (wie der Generaladvokat 
fagt) die römische Definition, an welche auch die alte 
feanzöfifhe Surisprudenz ſich anſchloß, wiederholen und 
fi) an die franzöfifche Praris Anfchliegen wollen. Die 
Vorbereitungsarbeiten zu dem Code berechtigen nicht, das 
Gegentheil anzunehmen. Im Jahr 1811 fand der Caſſa⸗ 
tionshof in ber Handlung einer Frau, welche im Hötel 
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garni wohnte und Mobilien daraus entzog, Diebftahl uns 
ter erfchmerenden Umftänden. Wenn fie, fragt der Ges 
neraladvofat, aus dem benachbarten Zimmer einen Spiegel 
genommen hätte, fo würde fie Diebftahl begangen haben; 
warum foll dies nicht feyn, wenn fie aus dem von ihr be: 
wohnten Zimmer die Sache nimmt? Im Jahr 1820 ent 
fchied der Gaflationshof, daß der Pachter einer unter bail 
a chepteil ihm vermietheten Heerde, wenn er einen Xheil 
des Viehes verkauft, Feinen vol verübt (wohl weil man 
den Pachter hier alö legitimus possessor anfah). Der 
Miethsmann ift aber nur Befiger im fremden Namen 
und praecano jure. — Der Generaladvofat, der zur 
Begründung feiner Anficht fi) auf die Definitionen der 
contrectatio . bei. Carpzop, Weſenbeck und Mas 
thäus bezieht, fragt: warum, wenn die Dandlung 
des Miethömannd vor dem Code von 1810 vol war, fie 
e3 je&t nicht mehr feyn fol; die römifche contrectatio fey 
noch immer begründet. Er ftügt fih auf die neuere 
Anficht des franzöfifchen Caſſationshofs, der die Hands 
lung einer Perfon, welche ein Kabriolet miethete und dies 
dann zu ihrem Vortheil verkaufte, ald Diebftahl erklärte 
(Arrêt vom 19. Suni 1846). Auf den Grund diefer Con⸗ 
clufionen der Staatsbehörde caflirte der belgifche Caſſa⸗ 
ttonshof das vorige Urtheil, indem er annahm, daß der 
Miethsmann nicht den bürgerlichen Beſitz der Mobilien 
babe, welche in ven gemietheten Zimmern fich befanden, 
vielmehr der Vermiether feinen Befiß fortfegte, daß daher 
der Miethömann, wenn er doch die ihm nicht gehörigen und 
nur zum Gebrauche überlaflenen Mobilien zum Nachtheile 
des Vermietherd veräußert, eine soustraction fraudu- 
leuse verübte, daß der Code penal an den Grundſätzen 
des Code civil 2228 fg. nichtö änderte, daß ja auch nad) 
Code penal art. 386 der Dienftbote an der Sache bed 
Herrn einen Diebftahl verübt, daß der Gerihtähet vn 
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Lüttich mit Unrecht das Dafeyn des Diebflahld aus dem 
Grunde, weil der Miethsmann die Sachen a un titre ldgi- 
“me inne habe, läugnete, da dieſer titre ldgitime nur 
auf dad Recht die Sache zu benugen fich’beziehe. 

In der deutfchen Rechtfprechung ift der Sal, wel: 
her die Veranlaffung zur angeführten Entfcheivung gab, 
- aur einmal Gegenftand eines zur öffentlihen Kennt: 
niß gefommenen Urtheild geworden, nämlich in Berlin, 
wo das Criminalgericht in einem dem Obigen ganz ähn- 
lihen Falle Unterfchlagung annahm ?); indem bad Ge: 
richt davon ausging, daß der Miethömann die Gemahr: 
fam der Sache hatte und ihm die Sache anvertraut war, 
da man nicht fagen Eönne, daß der Vermiether, der ja 
nicht beliebig in das vermiethete Zimmer gehen Eonnte, bie 
Möglichkeit gehabt hätte, in jedem Augenblid über feine 
Sache zu dißponiren, daß auch eine Zurüdbehaltung der 
Gewahrfam der Sadye nicht angenommen werben dürfe. 

Diefe Anfiht wurde von einem audgezeichneten Ju⸗ 
riften, Hrn. Temme, in der angeführten Zeitfchrift für 
bedenklich erklärt, weil die Gewahrfam des WBermiethers 
Durch. die des Miethsmanns nicht ausgefchloffen werbe, 
indem der Erfte leicht in das Zimmer des Zweiten gelan- 
gen Fonntee Darauf, ob der Vermiether dad Recht be: 
balten habe, auf die vermiethete Sache beliebig einzuwir: 
fen, komme ed nicht an. Wollte man in dem Falle Eei: 
nen Diebflahl annehmen, fo müßte man auch da feinen 
folhen annehmen, wenn ein Reifender in einen Gaft: 
bof einfehrt und über Nacht heimlich mit einem im Zim⸗ 
mer fiehenden Leuchter fich entfernt. Hr. Temme 
fommt dazu, überhaupt die Aufhebung des in die Gefeg: 
gebungen aufgenommenen, zu befländigen Streitigkeiten 


2) Criminaliſtiſche Zeitung für die preufifchen Staaten 1843, 
Pr. 16. ©, 124. 
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führenden und auf feiner rechtlihen Grundlage mehr. feit 
dem Wegfallen der deutfch rechtlichen Anfiht von ber Ger 
were beruhenden Unterfchieded von Diebftahl und Unter: 
ſchlagung vorzufchlagen. 

Mir find überzeugt, daß in dem erwähnten Kalle 
weder nad) gemeinem beutfchen noch nach franzöfifhem 
echte, noch nach den neuen deutfchen Geſetzgebungen Dieb; 
flahl liegt. Die obige Ausführung der beigifchen Staats» 
behörde zeigt Mar, wie ehrenwerthe franzöfifche Juriften 
von den römifchen Anfichten fich. nicht losmachen können 
und deswegen weil eine Handlung in römifchen Rechte 
ald furtum betrachtet wurde, fie jetzt noch als vol (Dieb: 
ftahl) anfehen wollen. Das römifche Recht kannte die 
Unterfchlagung ald eigenes Verbrechen nicht, fondern be: 
zieht die jebt dahin gerechneten Falle unter furtum , def: 
fen Begrifffo weit gefaßt war, daß dahin auch viele Fälle ges 
zählt wurden, die bei und ebenfo wie nach franzöf. Rechte 
entweder ftraflos find oder Arten des Betruged bilden, 
oder ald befondere Vergehen ald flrafbar erklärt werden. 
Wie mag man ſich in Frankreich) auf das römifche furtum 
berufen, und behaupten, daß der art. 379 ded Code nur 
eine Wiederholung der römifihen fogenannten Definitionen 
von furtum fey? Man müßte dann auch behaupten, daß 
die Annahme. einer Nichtfchuld vol fey, weil fie bei den 
Römern furtum begründete. Die Unterfcheidung von 
Diebftahl und Veruntreuung ift im germanifchen Rechte 
durch die Rechtdanfichten über Gewere veranlagt, indem 
nur derjenige, welder aus fremder Gewere eine Sache 
nahm und fich aneignete, Diebftahl beging, während die 
Handlung desjenigen, welcher eine ihm anvertraute oder 
fonft in feinem Gewahrſam befindliche Sache veruntreute, 
des dieblichen Behaltens fchuldig war. Mochten auch ſpaͤ⸗ 
ter die Grundfäße von der Gewere verdrängt werden, ſo 
war doch bie Unterfheidung von Diebitayl und Bram 

Brio d. Er. A. 1888. 1. ©t. € 
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treuung (Unterfchlagung, mit der Anficht daß die zweite 
geringer firafbar fey) in dad Hechtöbewußtfeyn des 
Volkes und in alle Gefebgebungen übergegangen. Das 
englifche Recht handelt vom embezzlement, daß ita- 
lienifhe von truffa?) und daS franzöfifhe von abus 
de confiance. Als der Code penal im art. 408 
das zulebt genannte Vergehen ald befonderd heroors 
bob, war zugleich ausgefprocdhen, daß die römiſche De 
finition von furtum in Frankreich nicht paßt. Ohnehin 
fland die römifche contrectatio nicht dem franzöfifchen Aus⸗ 
drud soustraction glei *). Die Unterfheidung bes 
Diebftahld von der Unterfchlagung in der Art, daß regels 
mäßig °) die zweite geringer firafbar ift, liegt in der Na- 
tur der Sache ©), denn bei der Unterfchlagung befindet fich 
ber Thaͤter nicht blos in der Lage, in welcher er durch die 
Yeichte Gelegenheit zur Verübung der That bewogen wird; 
der Beſchaͤdigte muß fich felbft, da er freiwillig ein Vertrags: 
verhättniß mit Dem Andern machte, die Solgen feiner Unvor 
ſichtigkeit zufchreiben, und ift, da er an denjenigen, welchem 
er die Sachen anvertraute, fich leicht im Falle der Verun⸗ 
treuung. halten kann, durch daS Vertragsverhältniß civil: 
rechtlich gefichert. Der Code von 1808 hatte im art. 408 
zu enge dad Verbrechen aufgefaßt; die Nachtheile zeigten 
fi bald, und 1832 wurde bei der Revifion art.408 fehr aus: 
gedehnt, indbefondere auch auf die Fälle, wo die Sache & 


3) Der neue Entwurf für den Kirchenftaat 1847 art. 396. umd 
der Entwurf für Toskana (1850) art. 427 fprechen bdiefe 
Anfiht aus. Das ältere ttalienifche Recht ifprach bier von 
furtum improprium. 


4) Birnbaum in diefem Archiv 1843. ©. 11. 14. 


5) Es giebt Fälle, in welchen derz Geſetzgeber Gründe hat, die 
Unterfchlagung auch mit härtereri Strafe zu bedrohen, wo eine 
Verlegung befonderer Pflichten vorliegt, und derjenige, welcher 

die Sache dem Andern anvertraut, hierzu genöthigt iſt. 


€) Helle Theorie du Code penal Wit. p. 8b. 
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titre de louage anvertraut war; nach dem allgemein gefaßs 
ten Ausdrud begreift der art. 408 alle Fälle der Miethe 7), 
daher aud den, wo der Miethsmann eines hötel garni die 
- in dem von ihm gemietheten Raume befindlichen Mobilien 
fi) rechtöwidrig aneignet. Die Sache befand fih in ber 
Sewahrfam ded Miethsmanns, ohne daß deswegen ber 
Ufucapionsbefiß des Wermietherd aufhörte; für dad Da- 
ſeyn des Verbrechend der Unterfchlagung genügt ed, daß 
dur den Willen des Vermiethers die Sache in die Ges 
wahrfam ded Miethömanns fam, der dafür vermöge des 
Vertrags verantwortlich blieb ®), Dugegen wird bie 
Handlung als Diebftahl erfcheinen, wenn der Mieths⸗ 
mann Sachen fich aneignete , die nicht in den ihm vermies 
theten Räumen, aber in folcher Lage fich befanden, daß 
er durd fein Mietheverhältniß Gelegenheit erhielt, ſich 
leichter ald Andere die Sache anzueignen ®), oder wenn 
das Verhältniß, durch welches die Sache in der Ge: 
wahrſam des Miethers war, rechtlich aufgelöft war und 
der Thäter nur dad Verhältniß benutzt, um fich die Sache 
anzueignen 19). 


7) Morin Repertoire, 1. p. 40. 


8) Iſt bei Beendigung der Miethe die Sache nicht mehr da, fo 
muß (wenn er nicht vis major nachweifen fann) der 
Miethsmann dafür entfchädigen, mag er fie felbft veruntreut 
oder durch feine Nachläffigkeit verloren haben. 


9) Bei der Berathung des in Note 2 angeführten Falles kam 
es zur Sprache: wie es zu halten, wenn A ein meublirtes 
Zimmer miethet, das neben einem andern von dem Haus: 
eigenthümer bewohnten Zimmer fich befindet, aber durch einen, 
vor die beide Zimmer feheidende Thüre geſtellten Schranf ges 
trennt ift. Räumt bier der Mierhsmann den Schrank weg, 
um in das nebenftehende Zimmer zu fommen, und nimmt er 
daraus eine Sache, fo ift er allerdings Dieb. 


10) Er befaß fie dann nicht mehr à titre de louage. Das 
nordamerifanifche Recht (Entwurf des Code von Maflachufs 
fets, Titel: Embezzlement p.2 not.6) hebt ausdrücklich diele 
Rückſicht, ob das Rechtsverhältnig noch fortvauerte , YRTONt. 


E 2 


⸗ 
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Die Frage wird oft ſehr ſchwierig; wenn der A ein Pferd 
miethete auf 1 Monat und nach Ablauf deffelben nicht zurüds 
giebt und dann rechtswidrig verkauft, fo nimmt das englifche 
Recht doch embezzliement an (ausdrüdlich in dem 1849 dem 
Oberhaufe vorgelegten Entwurfe pag. 153. art. 3). Treff⸗ 
lihe Erörterungen und Sergliederung vieler Falle f. in 
fourth Beport of the commissioners on criminal law 
1839) p. LXXI. — Das neuelte englifche Geſetz v. 7. Aug. 
1851. art. XIII beſtimmt, daß, wenn Semand eines Diebs 
ftahls angeklagt war und die Jury die Handlung für Unters 
fhlagung hätt, oder umgekehrt, die Geſchwornen das not zuilty 
wegen des angeklagten Verbrechens und das Schuldig wegen 
des Verbrechens ausfprechen follen, das fie in dem Falle bes 
gründer finden. Dies ift wichtig, weil fo leicht in vielen «ins 
zeinen Fällen Zweifel entftcehen kann, ob Diebftahl oder Uns 
terſchlagung begründet fl. 


V. 


Die organiſche Natur 
des 


frauzöſiſchen Strafproceſſes. 


Von 
Herrn C. v. Stemann, 
d. 3. zu Frankfurt *). 


Der franzöfifche Strafproceh, auf deffen Grundlagen die 
neueren deutfchen Geſetzgebungen im Gebiete der Strafrechts⸗ 
pflege entftanden find, bildet durch feine organifche Natur 
den reichſten Gegenfaß zum gemeinrechtlichen Strafverfahs 
ven. Sn diefem finden wir kaum die erften Spuren einer 
organifchen Entfaltung, einer angemeflenen foftematifchen 
Durchführung des leitenden Principd. Won dem richtis 
gen Grundgedanken auögehend, daß der Staat ed nicht 
dem Einzelnen überlaffen dürfe, die Verfolgung und Be. 
ftrafung von Verbrechen herbeizuführen, fondern ſelbſt⸗ 
thätig die factifhen Umftände des Verbrechens, fo weit 
fie ihm rechtliche Beziehungen zu haben fcheinen, in mög⸗ 
lichſter Vollkommenheit zu erheben habe, wurde das Ver⸗ 
fahren von Anfang bis zu Ende ald Unterfuchungsverfahs 
ren aufgefaßt, indem fich daS allgemeine Princip überall 


*) Der RBerfafler ift dem Publicum als Verfaſſer der trefflichen 
Schrift: Die Jury in Straffahen, Hamburg 1847, befannt. 
Bir werden in diefem Archive Auffäge über die mwichtigften Fras 
gen des Serafverfabrens liefern. Anm. d. Redarttion. - 
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auf die nämliche Weife äußerte, und ein und daffelbe Or: 
gan mit denfelben Mitteln feinem endlichen Ziele entge⸗ 
genftrebte, unbefümmert um die verfchiedenen Intereflen, 
welche im Strafproceß ihre Befriedigung fuchen, und ohne 
Rückſicht darauf zu nehmen, ob ed fich um die äußere oder 
innere Seite ded Verbrechens handelte. In feiner ur: 

fprünglich Fanonifchen Form hatte der Unterfuchungsproceß 
- die Unterfcheidung in zwei Abfchnitte, der General: und 
Sperialunterfuhung, aufgenommen, von denen Die 
. erftere die Aufgabe hatte, fich der Eriftenz eines Verbrechens 
zu verfihern und Anzeigen gegen den Thäter zu fammeln, 
während lestere dazu beflimmt war, gegen den als vers 
dächtig Anerfannten dad Verbrechen nach feinem gefamm: . 
ten fubjectiven und obectiven Thatbeftande im Wege der 
Unterfuchung klarzuſtellen. Mit der Specialunterfuchung 
waren nun nicht blos diejenigen Eingriffe in den Recht 
freid der freien Perfönlichkeit verbunden , welche Feine 
Form des Strafverfahren ganz entbehren kann, fondern 
zugleich die Ausdehnung der Unterfuchung auf dad Innere 
des Angefchuldigten. Won dem eigenthümlichen Stande 
punkte der Kirche aus mar hiegegen auch nichts zu erinnern, 
da fie keineswegs mit Zwang zu wirken, fondern mit fube 
jectiven Mitteln des Vorhaltens, der Ermahnung u. |. m. 
den Verbrecher zum Geftändnifle, Reue und Buße zu füh—⸗ 
ren fuchte. Als aber der Staat fi) dad Firchliche Verfah⸗ 
ren in feiner vollen Ausdehnung aneignete, konnte die die 
fen zum Srunde liegende Richtung wider das Innere des 
Angefchuldigten nur noch im Wege des Zwanges verfolgt 
werden. Daher fehen wir, von diefem Zeitpuncte an, dem 
weltlichen Richter mit directem und indirectem Zwange in 
die Gedanken und Gefinnungen ded Angefchuldigten ein: 
dringen, der dem Römifchen Rechte entlehnten Tortur ald 
eined Mittel3 zur Erforfchung der Wahrheit fich bedienen, 
die freie Perſönlichkeit zum Unterfuchungsobject herab⸗ 
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ſetzen, und dadurch die gefährlichften Folgen für die bür⸗ 
gerliche Freiheit de8 Angefchuldigten herbeiführen. Die 
irrige Vorausfeßung, daß dad Innere bed Angeklagten 
grade ebenfo ein Gegenfland der zwangsweiſen Unters 
ſuchung bilde, wie dad äußere Factum, führte die Praxis 
ganz folgerichtig zur allmähligen Verwifchung des Unter 
fhiedes zwifchen General: und Specialinquifition, der nur 
dann von Bedeutung feyn Fonnte, wenn er auf zwei qua⸗ 
litativ verfchiedenen Seiten des Berfahrend hingewieſen 
hätte. „Die Unterfuhung, welde Alles im Proceß 
zum Object ihrer Thätigkeit macht, Tann fih, wie Za⸗ 
chariä in feiner Schrift: „Die Gebrechen und die Res 
form des deutfchen Strafverfahren, Göttingen 1846”, 
mit Recht bemerkt, zwar im Hinblick auf ihren endlichen 
Zwed in verfchiedenen Stadien befinden, auch wird fie 
hienach ihre Anforderungen an den Snquifiten immer mehr 
und mehr fteigern, feine Lage nad) Umftänden immer drücken⸗ 
der machen, um von Stufe zu Stufe zu ihrem Zwecke 
fortzufchreiten, allein fie kann ihrem Weſen nach Feinen 
durch ein beftimmtes Merkmal zu charakterifirenden Ab: 
ſchnitt machen, weil ihr Wefen von Anfang bi zu Ende 
ein und bdaffelbe bleibt, und felbft der Moment, wo fie 
fih gegen beflimmte Perfonen richtet, deshalb in der That 
bebeutungslos bleiben muß, weil auch diefe Perfonen nur 
blos zu Objecten der fortfchreitenden Inquifition werben.” 
Politifche Momente förderten diefen Entwidlungsgang ber 
Prarid. Das Aufftreben der Landeshoheit zur ſchranken⸗ 
Iofen Staatögewalt, die Audbildung ded Beamtenwefens, 
die Verbindung der Juſtiz mit der Verwaltung, die rein 
polizeiliche Richtung der lebteren und ihre Rückwirkung auf 
die Rechtöpflege, Died Alles drangte dahin, den Strafs 
proceß zu einem völlig unterfchiedslofen, von jeglicher 
Feſſel befreiten Verfahren zu fiempeln, und daſſelbe im- 
mer mehr aus dem_Gebiete der Zuftiz in dad ber Verwal 
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tung binüberzuleiten. Mit biefer grundfäglichen Ver⸗ 
laugnung des Rechts der freien Perfönlichkeit flanden in 
engem Zufammenhange die Heimlichkeit und Schriftlich⸗ 
feit ded Verfahrens, die rechtlofe Stellung des Angefchul: 
digten, die fchrankenlofe Gewalt des Unterfuchungsrichters, 
Die Ungehorfamäftrafen, felbft die dem römifchen Rechte 
entlehnte Beweistheorie, in fofern fie für ausreichend erach⸗ 
tet wurde, um darauf das Erfenntniß in Straffachen zu 
bauen. Es würde und zu weit führen hierauf näher ein⸗ 
zugehen, wir verweifen in biefer Beziehung auf die lehr⸗ 
reihe Schrift von Köftlin: „Der Wendepunct ded deuts 
fhen Strafverfahrend, im 19ten Sahrhundert, Tübingen 
1849.” Wie indeß die Ausdehnung der Unterfuchung 
auf das Innere des Angefchuldigten den Ausgangspunkt 
der zahlloſen Uebelftände bildete, welche feit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts den gemeinfchaftlihen Strafpros 
ceß zum Gegenftand allgemeiner Anfeindung machten, ſo 
hinderte fie auch die Sonderung ded Verfahrens in feine 
“innerlich verfchiedenen Beftandtheile, und bie organifche 
Stiederung deffelben nach den verfchiebenen Zunctionen, 
die einer felbfiftändigen Vertretung bedürfen. So lange 
der Zweck der Rechtöverwirklichung zur gänzlichen Mißach⸗ 
tung des Rechts der freien Perfönlichkeit führte, fo lange 
die Perfon bed Angefchuldigten als blos untergeorbnnetes 
Mittel betrachtet und der Unterſuchungszwang gleich 
mäßig. über das ganze Verfahren bis zum Urtheil bin 
erftrebt wurde, fonnte von einem abgefonderten Beweis⸗ 
verfahren nicht die Rede ſeyn; dazu hätte es der Erkennt 
niß bedurft,, daß das Innere des Angefchuldigten von aller 
jwangdweifen Einwirkung frei bleiben müſſe, dann erft 
hätte dad Bedürfniß fich entwickeln können, nach gefchloffes 
nem Unterfuhungsfladium ein anderweitiges Verfahren 
eintreten zu laffen, um auch die innere Seite des er: 
brechens zu ermitteln. England war es vorbehalten, 
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diefe Sonderung des Beweisverfahrens vom übrigen Ver⸗ 
fahren im Anſchluß an dad altgermanifche Beweisrecht 
und unter Mitwirfung mannigfaltiger Momente der eng⸗ 
liſchen Rechts⸗ und Staatögefchichte nach und nady herans 
zubilden, und beide Abfchnitte durch die von einem eigens 
thümlichen Organe audzufprechende Verfeßung in den Ans 
Mageftand zu fcheiden. Der franzöfifche Strafproceß hat 
aber diefe Einrichtung nicht nur als wefentlichen Beftands 
theil in fi) aufgenommen, fondern ihm ift zugleich eine 
foftematifche Entwidelung zu Theil geworben, wobei er 
die organifche Natur ded Verfahrens ſtets im Auge behal⸗ 
ten bat, ohne durch die Berüdfichtigung der partheilichen 
Intereflen einerfeitd, und der bürgerlichen Freiheit andrers 
feitö zu Confequenzen des Anklageprincips zurüdzufehren. 
Diefe organifche Ausbildung des Unterfuchungsprincips 
innerhalb feiner begriffsmäßigen Grenzen begründet den 
unbeftreitbaren Vorzug des franzöfifhen Strafprocefles, 
felbft vor dem englifchen. Zwar finden wir in England, wie 
in allen germanifchen Ländern, fhon früh das Beſtreben, 
die Verfolgung der Verbrechen zur öffentlichen Angelegens 
heit zu machen, und bie geeigneten Elemente, aus denen 
dad Unterfuchungsprincip zur unbeftrittenen Herrſchaft fich 
hätte heranbilden Fönnen. Der Vorrang, welden das engs 
lifche Strafverfahren dem Rechte der bürgerlichen Freiheit 
vor dem Rechte ded Staatd einräumte, hat dies verhindert, 
und e& bei einzelnen Erfcheinungen, welche allerdings auf 
jened Princip zurüdgeführt werden müfjen, wie dad Ins 
flitut dee Gefchworenen, bewenden laffen, in anderen Bes 
ziehungen dagegen dem Anklageprincip einen überwiegens 
den Einfluß geftattet. Das englifche Verfahren ift noch 
zu fehr von privatrechtlichen Rüdfichten durchzogen, es 
nähert ſich ſtark den Formen des bürgerlichen Proceffed 
und erfcheint mehr als ein Streit zweier Partheien, die 
fih auf gleichem Boden mit gleichen Waffen begequeni 
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weniger ald eine Entfaltung ber verlesten Gerechtigkeit, 
welche ben Verletzer zur Rechenfchaft zieht. In mannig- 
faltigen Erfcheinungen deflelben zeigt fi und der Kampf 
zweier entgegengefegten Principien,, der bier zu inquiſito⸗ 
rifcher , dort zu accufatorifcher Thätigkeit führt, welche 
die gefchichtliche Entwicklung ald eine fragmentarifhe und 
unfyflematifche erfeheinen und den Mangel feſtbeſtimmter 
Srundlagen erkennen läßt. So viel Zreffliched auch im 
Einzelnen der englifche Strafproceß audgebildet hat, wie 
3. B. in der Lehre vom Beweife, in den Bedingungen für 
die Wirffamkeit des Schwurgerichtö,, in den Anordnungen, 
welche die harmoniſche Thätigkeit des Nichterd und der 
Geſchworenen begründen: jener unverfennbare Mangel 
macht dad englifche Verfahren unbrauhbar, um es in ſei⸗ 
ner Totalität auf fremden Boden zu verpflanzen. Die 
oft gehörte Behauptung, daß man ſich in Deutfchland 
die englifchen Einrichtungen zum Mufter nehmen folle, 
fann daher nur in befchränftem Einne als richtig zuge 
geben werden. Die Bermifchung des Wefentlichen mit 
dem Zufälligen, die Vermengung von Gonfequenzen vers 
ſchiedener Principien, und mande Lüden und Einfeitigs 
feiten, welde wir im englifchen Verfahren vorfinden, 
würden den Geſetzgeber in große Verlegenheit bringen, 
dem bie Aufgabe zufiele, eine Strafproceßortnung nad 
englifchem Borbilde zu entwerfen, während die Kenntniß 
des englifchen Rechts bei Abfaffung der Detailbefliimmun- 
gen allerdings feiner Arbeit fehr förderlich werden Fann. 
Nach meiner Ueberzeugung ift es daher auch nicht zu beflas 
gen, daß die deutfche Gefebgebung der legten Jahre den 
Strafproceß im Wefentlichen den Beſtimmungen des frans 
zöfifchen Rechts nachgebildet hat, welcher von einem feſten 
Grundprincip ausgehend, bafielbe folgerichtig durchzufüh⸗ 
ren verfudht, und überall darauf Bedacht genommen bat, 
des verfchiebenen ftaatlichen Zunctionen, die einer ſelbſt⸗ 
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fländigen Vertretung bedürfen, eigne Organe zu verfchafs 4 
fen. Nur darin haben wir Deutſche wieder gefehlt, daß 
wir mit den werthvollen Grundzügen auch manches Man⸗ 
gelhafte und der Verbeſſerung dringend Bedürftige in un- 
fere Gefebgedungen aufgenommen haben, welches feine _ 
Sanction im franzöfifhen Geſetzbuch dem Umftande vers 
dankt, daß man bemüht war, die an und für fich trefflichen 
Inſtitutionen im Geifte des Abfolutismus und zum Nach⸗ 
theil der bürgerlichen Freiheit wieder zu verfälfhen. So 
iſt eine gewifle Einfeitigkeit in der Durchführung des 
Unterfuchungsprincips nicht zu verfennen, der Staats⸗ 
behörde eine zu ausgedehnte Wirkſamkeit gegeben, das 
Berhältniß zmifchen Staatsanwalt und Richter nicht burche 
gängig richtig beſtimmt; ig der Vorunterfuchung iſt Vie: 
led unbeftimmt gelaffen, wodurch eineötheild dem Unters 
fuhungsrichter eine zu weit gehende Gewalt eingeräumt, 
anderntheild Ungründlichfeit bei Vornahme der wichtigften 
Unterfuchungshandlungen veranlaßt wird; die Vertheidi⸗ 
gung ift inzu enge Schranken gewiefen, die Staatöbes 
hörde vielfady vor dem Angeklagten begünftigt, der discre⸗ 
tionären Gewalt des Affifenpraäfidenten zu viel überlaffen ; 
die Bufammenfeßung der Schwurgericdhte giebt endlich zu 
mancherlei Bedenken Veranlaſſung. Diefe und andre 
Gebrechen follen keineswegs ignorirt werden, fie hätten in 
Deutſchland, wo man fie kannte, in den neuen Gefeßs 
gebungen eine Abhülfe finden follen; leider ift dies in aus⸗ 
reihendem Maaße nicht gefchehn. Bei Allem dem aber 
wird eine unbefangene Betrachtung fehr bald erkennen, 
daß es hier nur auf Vervolllommnung eines auf richtigen 
Grundlagen aufgeführten Gebäudes anfommt, daß die zw 
erftrebende Berfchiedenheit nur dem Grade, nicht der Art 
nach einzutreten braucht, und die obwaltenden Mängel 
zum größeren Theil darauf beruhen, daß dad Verhältniß 
ber einzelnen Organe zu einander nicht fcharf genug aaa 





“ Die: organifche Natur 


h grenzt und; noch zu verfchiedene Functionen mit einan: 
der vermifcht find. Dadurch ift zugleich "der Wiflenfchaft 
ihre Stellung gegenüber den neueren Reformen auf dem 
Gebiete der Strafrechtöpflege angewiefen. Es bedarf nicht 

af ihrer Vermittlung, damit neue Principien vom Staate 
anerkannt und in pofitive Rechtöfäbe umgewandelt werden, 
fe kann fi an das gegebene Grundprincip halten, da fie 
dafielbe vom Standpuncte der Rechtäidee zu rechtfertigen 
vermag; fie wird die daraus abgeleiteten Elemente in 
ihrem Zufammenbange mit der erforderlichen Klarheit auf: 
zufaffen und feflzuftellen haben, und in weiterer Berfol- 
gung der organifchen Entwidlung für eine richtige Verthei⸗ 
lung der verfchiedenen öffentlichen Thätigkeiten zu forgen, 
auch dasjenige auszuſcheiden ußd durch Angemeffeneres zu 
erfegen haben, was fremdartigen Einflüffen feine Entfte 
hung verbanft. Wie fehr die organifhe Durchbildung 
des franzöſiſchen Strafprocefies der Wiffenfchaft zu ftatten- 
kommt , hoffen wir Durch nachfolgende Bemerkungen noch 
näher zu zeigen. 

Das Princip des Verfahrens von Staatöwegen be 
berrfcht den gefammten franzöfifchen Strafproceh. Nicht 
dem Einzelnen bleibt es überlaffen die Verfolgung und 

Beſtrafung von Verbrechen herbeizuführen, fondern ber 
Staat entwidelt aus eignem Antrieb eine felbftftändige 
Zhätigfeit in Beziehung auf begangene Verbrechen behufs 
Wiederherftellung der zerflörten öffentlichen Rechtsordnung 
durch Beftrafung des Schuldigen tim einzelnen Zalle. 
Man bezeichnet das Princip als Unterfuchungsmarime, ein 
Ausdrud, ber in neuerer Zeit fowohl an fih, wie im Ber: 
bältniß zu dem ihm entgegengefeßten Anklageprincip, zu 
mancherlei Mißverftändniffen Anlaß gegeben hat, weshalb 
is zu wünfcen wäre, daß die Wiffenfchaft diefem Aus: 
druck einen anderen fubftituirte, zumal da derfelbe, feits 
dem bas Strafverfahren nicht mehr ausichlieglich ein. Uns 
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terſuchungsverfahren iſt, dem Weſen der Sache nicht völ⸗ 
lig entſpricht. Es iſt nämlich von äußerſter Wichtigkeit, 
dies ſogenannte Unterſuchungsprincip, wie es dem franzöſi⸗ 
ſchen Strafproceß zum Grunde liegt, nicht mit der Geſtalt 
zu verwechſeln, welche daſſelbe im gemeinrechtlichen Inqui⸗ 
fitionsverfahren angenommen hatte. Die hiſtoriſche Be⸗ 
handlung des Strafproceßrechts wird uns davor bewahren 
können, indem wir durch Zurückführung der Gebrechen 
des gemeinrechtlichen Proceſſes auf ihre Entſtehungsquelle, 
wovon oben andeutungsweiſe die Rede war, in den Stand 
geſetzt werden, den Umfang des Unterſuchungsprincips 
richtig zu beſtimmen. Als die Wurzel aller Uebelſtände 
bezeichneten wir dort die Erſtrebung des Unterſuchungs⸗ 
zwanges auf das Innere des Angeſchuldigten. So gewiß 
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muß, ſo entzieht grade dieſe Eigenſchaft die innere Seite 
des Verbrechens ihrer Thätigkeit. Der Grund davon liegt 
in der Begrenzung der Staatsgewalt, ſelbſt wie ſie aus 
dem Begriffe und Weſen des Staats geſchöpft wird, der 
nur die äußeren Verhältniſſe des irdiſchen Lebens zu 
ordnen, zu fördern und durch das Recht zu beherrſchen 
hat, die Form des Zwanges aber nur in ſofern anwenden 
darf, als eine rechtliche Nothwendigkeit dieſen begründet: 
ein Fall, der der Rechtsidee zufolge in Bezug auf das ins 
nere Wefen der Menfchen gar nicht ftattfinden kann. In die: 
fem befchräntteren Sinne bildet aber dad Unterſuchungs⸗ 
princip, oder richtiger dad Princip ded Verfahrens von 
Staatöwegen die allein angemeffene Grundlage des Straf: 
procefied, da diefer es nicht mit der Verletzung verzichts 
barer Rechtsanſprüche Einzelner, fondern der gefammten 
Öffentlichen Rechtsordnung zu thun hat, deren Träger der 
Staat ifl. Alles was möglicher Gegenftand einer Unter 
ſuchung ift, fol von Amtswegen unterfucht werben, bie 
Staatsbehörden follen von Anfang an felbfttgätig für die 
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Sammlung der Beweismittel Sorge tragen, unb bad Ge 
. sicht an das Vorbringen der Partheien als foldher in kei⸗ 
ner Weife gebunden feyn. Es ift aber wohl zu beachten, 
daß der franzöſiſche Strafproceß, um den Schuß der per 
- fönlichen Freiheit mit den Forderungen des öffentlichen In⸗ 
terefied in angemeflener Weife zu verbinden, drei wefent- 
liche Beſtandtheile auch äußerlich unterfcheidet: die Unter: 
ſuchung, dad Beweiöverfahren und die Aburtheilung, ale 
deren fich von felbft verftehende Folge die Vollſtreckung 
erfcheint, und daß das leitende Princip in diefen verfchie: 
benen Stadien auf verfchiedene Weife fich dußert, indem 
jeded Stadium feine eigenthümliche Aufgabe mit eigen: 
thümlichen Mitteln zu erfüllen hat. Die durchgängige 
Anerkennung ded allgemeine Princips ift indeß, wie das 
Franzöfifche Verfahren unwiberleglich beweift, völlig ver: 
einbar mit accufatorifchen Sormen, ‚welche dem höheren 
Grundſatze ſich unterordnen, und nur zur Scheidung ber 
-mannigfaltigen Sunctionen dienen, welche dem Staate im 
Strafprocefie obliegen. Es handelt fich hier um verfchie: 
dene Intereflen, denen, der organifchen Gliederung gemäß, 
‚eine relativ felbftfländige Vertretung einzurdumen tft, ohne 
daß die darauf berechneten Einrichtungen dem Anklage: 
princip zugefchrieben werden bürfen. Daß died gar häufig 
-gefchehen, hat der richtigen Einficht in die Natur des Straf: 
verfahren wefentlihen Abbruch getban. Bald ift man 
der gefchichtlichen Entwidlung, bald der logifchen Confes 
quenz zu nahe getreten, indem man entweder verlangte, 
das Anklageprincip dem Unterfuchungdprincip zu fubftitui: 
ren, oder beide Principien mit einander verfchmelzen 
wollte. Um eigene Organe für die Auffuchung und Ver 
folgung der Verbrechen einerfeitd und für die Unterfuchung 
andrerfeits aufzuftellen, bedarf ed aber der Herbeiziehung 
des Anklageprincips gar nicht, welched vielmehr voraus: 
Je6t, ba8 bie Verfolgung bed Verbrecheys von ver Prinat- 
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willführ abhängig gemacht, und der Verlauf des Procefs 
ſes nach der Marime des bürgerlichen Verfahrens einges 
richtet wird. 

Betrachten wir näher die einzelnen Beftandtheile 
des franzöfifchen Strafprocefied, fo hat das erfte Stadium 
defielben,, „die Unterfuchung” als die allgemeine Voraus⸗ 
feßung des Urtheild die Aufgabe zu erfüllen, das Factum 
nach allen feinen für die rechtliche Beurtheilung einfluß: 
reihen Momenten möglichft vollftändig zu ermitteln. Um 
ber dazu erforderlichen Unpartheilichfeit willen, verlangt 
die Eröffnung derfelben eine eigne Behörde zum Organ, 
welche dad befondere Interefle des Staatd an der Auf: 
fuhung und Verfolgung begangener Verbrechen vertritt. 
Die Staatöbehörde hat zwar im Verlaufe des Proceſſes 
nicht einfeitig den Standpunct der Parthei feflzuhalten, 
feineswegd nur die Momente des Verdachts und der 
Schuld hervorzuheben, fondern auch die Gründe für die 
Unfchuld oder für die Milderung der Schuld zu erwägen 
und zu berüdfichtigen; doch ift immerhin ihre Stellung eine 
weniger unbefangene ald die des Richters, weil fie vors 
zugöweife mit der Anklage beauftragt, im Namen ber 
Gerechtigkeit vorerft den Streit mit dem Angellagten zu 
führen genöthigt if. Aus dem einfeitigen flaatlichen In⸗ 
terefie an der Auffuchung und Verfolgung ded Verbrechens 
ergiebt ſich zunächft ein der fogenannten Vorunterfuhung 
vorausgehendes und dieſelbe vorbereitended Werfahren, 
von mehr polizeilicher als richterlicher WBefchaffenheit. In 
diefem entwickelt fich die Thätigfeit des Hffentlichen Anklä⸗ 
gerd in Verbindung mit den Beamten der Strafpolizei, 
um Wahrnehmungen, Anzeigen und Mittheilungen über 
Bergehen zu fammeln, die Spuren derfelben zu erfunden, 
alle keinen Auffchub geftattenden vorbereitendben Ans 
ordnungen zur Aufklärung der Sache unb vorläufigen 
Sicherftellung des Thatbeftandes und Werwahrung eh 
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Thaͤters zu treffen, und demnächſt ſofort das Gericht zu 
requiriren. Mit diefer der Staatöbehörbe zugewielenen 
Aufgabe, wonad) regelmäßig erft auf deren Antrag ein 
Berfahren in Straflachen eingeleitet werden Fann, ift es 
nicht wohl verträglih, wenn das franzöfifche Hecht den 
Berichten noch die Befugniß beläßt, auch ihrerfeits Die 
erften einleitenden Schritte zur Sicherung ber Rechtsver⸗ 
folgung unaufgefordert vorzunehmen. Die unentbehrliche 
Wirkfamkeit der Strafpolizei innerhalb der gebührenden 
Schranken zu halten, und die Befolgung des an und für 
fib allgemein als richtig anerfannten Grundfages zu 
fihern, daß die Wornahme richterlicher Unterfuchhungs: 
bandlungen außerhalb der dem öffentlichen Ankläger und 
feinem Hülfsperfonal zugewiefenen Sphäre liegt, ift aller: 
dings mit praftifchen Schwierigkeiten verbunden. Die 
franzöfifche Gefeßgebung hat daher im Intereffe fchleuniger 
Rechtöverfolgung Ausnahmsfäle flatuiren zu müflen ge 
glaubt, in welchen e8 den Staatdanwälten und Polizel: 
beamten geftattet fey, wefentliche richterliche Unterfuchung& 
handlungen felbftfiändig anzuordnen und vorzunehmen. 
Nach einer Seite hin ift diefe Befugniß fchon im franzöfi: 
ſchen Recht dadurch zweckmäßig beſchränkt worden, daß 
die fraglichen Handlungen, wenn fie von der Staatöhe 
hörde auögehen, fo lange den Charalter vorläufiger 
Maafnahmen behalten, bis fie die gerichtliche Betätigung 
gefunden haben. Es bedarf aber dringend einer weiteren 
Beichräntung durch eine engere Begriffsbeflimmung ber 
„Ergreifung auf frifcher That.” Nach dem vagen Be 
griff bed fogenannten „flagrant delit” im franzöſiſchen 
Geſetzbuch kann die Staatöbehörde faſt immer, wo es ihr 
ein folched anzunehmen einfällt, ohne Weiteres zur Ber: 
baftung ded Verdächtigen fchreiten, Augenfcheinseinnaße 
men vornehmen, Daudunterfuchungen veranftalten, Zeus 
senverhöre abhalten, kurz Alles ſih erlauben, was dem 
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Unterfuchungsrichter beitommt. Es dürfte genügen, wenn. 
„Ergreifung auf frifcher That‘ nur da angenommen würbe, 
wo der Zhäter bei Ausführung der firafbaren Handlung oder 
gleich nach verfelben entweder auf bem Schauplaße des Ber: 
brechend oder auf der Flucht betroffenwird. In andern Kal: 
len würden die öffentlichen Ankläger und Polizeibeamten be 
hufs Entdedung von Bergehn und Sicherung ihrer Beflrebun: 
gen nur infoweit auf gefeßliche Weile polizeilich einzu 
ſchreiten haben, als der Zweck diefed Einfchreitend durch die zu; 
erwartenden richterlihen Dandlungen nicht mehr erreicht 
werden kann, und dad Ergebniß des Strafverfahrend nicht ges. 
fährdet wird. Sobald dagegen irgend eine weiter gehende 
Handiyng vorgenommen, fobald einBerhaftöbefehl oder Steck⸗ 
brief erlaflen, eine Borladung verfügt, eine Hausfuchung oder 
Beſchlagnahme von Papieren und fonftigen Effecten angeord- 
net werden (ol, hat Die Staatöbehörbe ihre deöfälligen Anträge 
an dad Bericht zu fielen, welches dann je nach den Umſtaͤnden 
und ben vorgebrachten Gründen, denfelben entweder entſpre⸗ 
chen oder fie verwerfen fol. Es erfcheint von aͤußerſter Wichtig⸗ 
feit, firenger vote ſolches im code d’instr.er. gefchehn,die Func⸗ 
tion der Verfolgung von der der Unterfuchung zu trennen, und 
den betheiligten Beamten ihre Attributionen fo genau als 
thunlich abzugrenzen, um Uebergriffe zu vermeiden, Colliſio⸗ 
nen vorzubeugen, und dafür zu forgen,daß jeder Beamte fireng 
in den Kreis feiner natürlichen Amtöverrichtungen gebannt, 
harmoniſch zur Erreichung des Ziels mitwirke. 
Den vorbereitenden Schritten der Staatsbehoörde folgt 
im regelmäßigen Gange ded Verfahrens die gerichtliche Vor⸗ 
unterfuhung. Diefelbe wird nur da unterbleiben, oder rich⸗ 
tiger gefagt, mit dem Hauptverfahren zu einer Geſamthand⸗ 
lung verfehmolzen werden dürfen, wo eine eigentliche Wer: 
fegung in den Antlagefland nicht erforderlich ift, und dierein 
polizeilichen Erhebungen ſchon ein fo vollftändiges Material 
ergeben haben, daß darauf eine feftbeflimmte Anfhuldigung 
Urie d. We. W. 1898. 1, @t. x 
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gebaut werden kann. In allen andern Fällen erfcheint uns 
die Vorunterfuchung als abgefonderter Proceßabſchnitt uner:- 
laͤßlich, weil nur auf Grund einer richterlichen Unterfuchung: 
die förmliche Anklage erfannt werben darf *). 

Die Aufgabe, die indiefem Stadium des Procefled zu er: 
füllen, ift die: indie eigenthüümliche Beſchaffenheit des fragli- 
chen Vorfalls jo weit einzubringen, als dies Durch Feſtſtellung 
der äußerlich erfennbaren Momente thunlidy iſt. Inner: 
halb diefer Grenzen ift die Anwendung birecter und indirecter 
Zwangsmittel geflattet, um des Gegenftanded der Unterfu: 
hung habhaft zu werden, umandem äußeren Factum alle 
Seiten hervorzukehren, welche über die verbrecherifche That 
und die Perfon des Thaͤters ein Licht verbreiten. Es bat ſich 
aber der Unterfuchunggrichter nurin diefer objectiven Sphäre 
zu bewegen, um dad Innere des Angefhuldigten handelt ed 
ſich hier noch nicht, dies bildet feinen Gegenftand zwangsweiſer 
Unterfuchung; die innere Seite des Schuldverhältniffes zu: 
veranfchaulichen iſt vielmehr die dem Beweisverfahren.vorbe. 
haltene Aufgabe. Rurunter fleter Vergegenwaͤrtigung die: 
ſes wichtigen Unterfchieded wird es möglich, dem Rechte der 
freien Perfönlichkeit die gebührende Anerkennung zu zollen. 
Die hiſtoriſch⸗kritiſche Betrachtung des gemeinrecdhtlichen Un- 
terſuchungsverfahrens erweift fich als beſonders geeignet, um 
in dieſer Hinſicht die leitenden Geſichtspuncte aufzufinden.: 
Es iſt dies um fo unerläßlich, er als hierüber felbft in ber Theo⸗ 
rie noch manche Unklarheit herrſcht, welche befürchten IAßt, 
daß für Diefen Theil des Verfahrens die Praris die Lebelftände 
zurüdführen wird, um deren Befeitigung es fich bei derReform 
unferer Strafrechtöpflege hauptfächlich handelt.- Diefe Ger 
fahr liegt umfonäher, als diejenigen Perfönligfeiten ‚denen: 





”) aAndrer Meinung iſt Hepp „Reform des deutfchen Rechtele⸗ 
bens“ ©. 106 m. f., weil er einerſeits die Unterſuchung zu 
weit ausdehnt, andrerſelts mit der Verfolgung verwechſelt und 
Srmungt. 4 
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die Verwaltung ded Richteramts auch in Zufunft in Deurfch: 
land anvertraut werden muß, zum größeren Theil dienämli- 
chen feyn werden, welchen es wegen vieljähriger Sewöhnung 
an das alte Verfahren fehr fchwer fallen wird, inden Geift 
der neuen Sefeßgebung vollftändig einzubringen. 

Daber iſt denn auch eine detaillirtere Befchreibung der 
Snftructionshandlungen in der Vorunterſuchung, als ſolche 
der franzöfiiche Gefeßgeber gegeben, fehr zu empfehlen, und 
eine bloße Berweifung auf die beflehenden Regeln des Unter: 
ſuchungsproceſſes, womit mehrere beutfche Sefeßgebungen fich 
begnügen , entſchieden zu widerrathen. Freilich wird auch 
dann noch in der Haren Erkenntniß der zu verfolgenden Zwecke 
die befte Schugmwehr gegen willtührliche Ausdehnung der dem 
Staate unentbehrlihen und unter Vorausſetzung ſchützender 
Formen aud) nicht gefährlichen Eingriffe in den Rechtskreis 
Anderer zu finden feyn. Nurdarin, daß diefe weit über dad 
durch den richtigen Begriff der Unterſuchung vorgefledte Maaß 
hinaudgehn, concentriren fich die fühlbarftlen Mängel des ges 
meinrechtlichen Procefied. 

Nicht minder haben wir vor der vielfach verbreiteten Ans 
ficht zu warnen, daß die Segenftände der Vorunterfuchung in 
diefem Stadium des Verfahrens nur einer oberflächlichen, un: 
volftändigen Feftftelung bedürfen, deren Ergänzung dem 
Hauptverfahren vorbehalten bleibe. Wird letzteres in feiner 
wahren Bedeutung aufgefaßt, fo wird ſich daraus von ſelbſt er- 
geben,daß allein die äußere Erfcheinung getretenen Seiten 
des Begebenheit, wie ale die Schuld Au Berlich indicirenden 
Zhatfachen vom Unterfuchungsrichter auf das vollftändigfte zu. 
conftatiren find. Weder die Einnahme eined Augenfcheins, 
noch die Bernehmung der Zeugen und Sachverſtaͤndigen darf, 
wo fie dem Zweck ber Unterfuchung förderlich iſt, unterblei: 
ben, unbüber alle Erhebungen find mit Sorgfalt glaubhafte 
Protocolle zu führen, um die äußeren Momente der ganzen Ber 
gebenheit, ald Grundlage für das weitere Berfahren, nmäht 
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für die Berfeßung in den Anklageftand, durch die Schrift zu 
fixiren. Das Hauptverfahren hat alddann bie objectiven Ers 
gebniffe der Unterfuchung mit der Subjectivität des Angellag- 
ten zu vermitteln. Daffelbe zerfällt felbft wieder in zwei Ab» 
ſchnitte, inda3 eigentliche Beweisverfahren u, die Einleitung 
bazu, um über die Eröffnung der Hauptverhandlung zu be: 
ſchließen, gefchehe dies nun wie in England durch die große Ju⸗ 
ry, oder wie in Frankreich Durch die Anklagefammer. Allemal 
firirt Die Verfegung in den Anflageftand den Uebergang von 
dem Unterfuchungsverfahren in das Beweisverfahren und be: 
rechtigt ben Staat den Angefchuldigten nunmehr öffentlich als 
eined Verbrechens verdächtig hinzuflellen und zu behandeln. 
In diefem Zwiſchenſtadium wird aber auch dem Betheiligten 
zu feiner Bertheidigung Gelegenheit gegeben werden müffen. 
Bon richtigem Tacte geleitet beflimmte das franzöfifche Ge 
ſetzbuch, Daß ed dem Angefchuldigten frei ſtehe eine Denkfchrift 
bei der Anklagekammer zuübergeben, doch unterblieb es für 
einen ungefchmälerten Gebrauch diefer angemeffenen Befug: 
niß, zurmöglichen Abwehr einer richterlichen Entfcheidung, 
welche die ganze bürgerliche Stellung bes in Unterfuchung Se: 
zogenen fo wefentlich afficirt, die nöthige Sorge zu tragen, in- 
dem dem Unvermögenden durch Beiordnung eined Vertheidi⸗ 
gerd von Amtöwegen nicht geholfen, und weder dem Beſchul⸗ 
digten noch feinem ſelbſtgewaͤhlten Vertheidiger Einficht der 
Acten oder beiden die Erlaubniß zur Beſprechung mit einans 
der gewährt wurde. Das Eine wie dad Andere aber müßte 
geſchehen, und die obgedachte Denkfchrift nicht nur zur Abs 
wendung der Berweifung vor die Affifen zugelaſſen werben, 
fondern auch dazu dienen können, um auf Vervollſtändigung 
derUnterfuchung und Aufnahme erheblicher Beweiſe anzu- 
tragen, deren Gebraud) im Intereffe des Angefchuldigten Liegt. 
In Bezug auf das öffentlich = mündliche Hauptverfah: 

sea kommt ed vorallen Dingen darauf an, daſſelbe ald Be: 
weisverfahren aufzufaflen, und feinen Innet darin nu (eken, 
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durch die möglichft lebendige Wiebervorführung der That nad 
allen ihren Seiten als eines zufammengehörigen Ganzen bie 
objective Macht der Wahrheit auf dad Gewiſſen derjenigen wir: 
ten zu laſſen, welche das Geſetz zu Richtern der Schuldfrage 
beftellt hat. Die Erfenntniß der Mängel unſeres biöherigen 
Beweisſyſtems rechtfertigt ein Verfahren, welches bazu bes 
ſtimmt ifl, dem Endurtheil in Steaffachen eine zuverläffigere 
Srundlagezugeben. Als man fich der Thatſache nicht mehr 
verfchließen konnte, daß die hiftorifche Weberzeugung, welche 
der Verfland durch Schlußfolgerungen bildet, nur einen hoͤ⸗ 
heren oder geringeren Brad von Wahrfcheinlichkeit zu bieten 
vermöge, führte das Bedürfniß darauf, die durch Beweisregeln 
geſchützte Reflexion über die Beweismittel des äußeren That⸗ 
beftandes nur als vorbereitende Grundlage gelten zu laflen, 
und für den Beweis der concreten Schuld, der biöherigen mehr 
negativen Gewähr, eine pofitive hinzuzufügen, in dem aufdem 
Wege unmittelbarer Anfchauung gewonnenen Gefamtein- 
drucke aller objectiven Momente der That auf dad Gewiſſen. 
Eine Einhaltung diefed Weges um die Frage zu entfcheiden, 
ob der Angeklagte fchuldig fei oder nicht, wird die Schwierig: 
keiten der Aufgabe, um die es fich hier handelt, nicht verfennen 
laffen, und alle Einwände befeitigen, bie darauf hinaudgehn, 
der moralifchen Ueberzeugung Unficherheit und Unklarheit vor: 
zuwerfen; fürihre Bildung tft die Anwendung negativer Be 
weißregeln unentbehrlich aber nicht genügend, das reine Er: 
zeugniß logifcher Operation bedarf noch der Vermittlung durch 
den Gefamteindrud auf dad Gewiſſen, um die That inihrer 
Totalität aus den einzelnen hinterlaffenen Spuren und zer: 
fireuten Stüden des Thatbeftandes zufammenzufeßen, um 
ihren concreten Inhalt als individuelle Wirklichkeit, ald eine 
einem freien Subject zur Schuld zuredhenbare Handlung zu 
erkennen. DenAusbrud diefer fubjectivenlleberzeugung giebt 
der Spruch über die Schuldfrage, welcher gleichmäßig bie du: 
Bere und innere Seite des Verbrechens befaßt. 
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Bei dieſer Auffaſſung der Beweisführung in Strafſa⸗ 
chen, die in der Mangelhaftigkeit aller objectiven Wahrheit: 
riterien, dem menfchlichen Bewußtfeyn gegenüber, ihren 
Grund hat, wird bieReconftruction des gefamten Factums, 
ſamt der Entfcheidung durch das richterliche Gewiffen in fol: 
chen Straffällen überflüffig erfcheinen müffen, wo ein glaub: 
würdige3 Geftändniß des Angeklagten vorliegt. Dieſe theo⸗ 
retifche Eonfequenz hat denn auch im ertälifchen Rechte prac- 
tifche Anerkennung gefunden, während in Sranfreich bie aller: 
dingsnahe liegendeBeforgniß, daß ed ter richterlichen Prüfung 
noch an geeigneten Mitteln fehlen werde, um die volle Glaub⸗ 
würbigfeit des erfolgten Geſtaͤndniſſes richtig zu würdigen und 
zu beurtheilen, davon abgehalten hat, dem Geſtaͤndniſſe glei⸗ 
chen Einfluß zu geſtatten. 
| Das Princip des Verfahrens von Staatöwegen äu: 
Gert ſich auch in dieſem Proceßabfchnitte in dem Streben nad 
materieller Wahrheit ; die organifche Gliederung der verfchie 
denen Functionen verlangt einerfeits eigene Organe für die 
Entfcheidung der Schuldfrage, für die Anwendung derRechts⸗ 
regeln, infofern fie davon unabhängig, für die Leitung des 
Berfahrens, das die Wiedervorführung derThat bezwedt, und 

für die Thätigkeit der partheilichen Intereſſen. Soll die Er⸗ 
mittlung der Schuld nicht begünftigt erfcheinen vor der ber 
Unſchuld, fo ſtellt fich die Gleichſtellung des Antlägerd und 
Bertheidigerd als dringendes Bedürfniß heraus, die Natur 
des Verfahrens beftimmt zugleich die Art und Weife , wie ihre 
Vorträge einzurichten find; unabhängig von beiden, und ihre 
Thaͤtigkeit überwachend wird der vorfigende Richter, gemäß 
demPrincip des Verfahrens von Staatömegen die Beweisauf⸗ 
nahme felbftftändig zu leiten, ſich aber dabei aller richterlichen 
Unterfuhungshandlungen zu enthalten, und hievon ver 
möge feiner discretionären Gewalt nur dann eine Ausnahme 
au machen haben, wenn die Beranlaffung zur Auftlärung et: 
nes Yunctes nicht Schon vor der Sfentlihen Siaung verlag, 
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:.fanbern in ihr erfi gegeben murde. Die naturgemäße Stel: 
lung der beiden @lemente des Affifenhofes , des Präfidenten 
und feiner Beifiger wird ed mit fich bringen, daß Alles, was zyr 
. Snftruction der Sache gehört, dem Erfteren, ben Letzteren aber 
die eigentlich richterliche Thaͤtigkeit anbeimfält, die Aufftel» 
lung der $ragen an die Gefchworenen, wie die Entfcheidung 
aller rechtlichen Incidentpuncte. Je unpartheiifcher und 
unbefangener dadurch die Stellung des Affifenpräfidenten ge: 
. worden, um fo leichter wird eö werden, fein Verhaͤltniß zur 
Jury richtig zu beſtimmen, dasim Wefentlichen darin befteht, 
derfelben die Entfcheibung der Beweisfrage zu erleichtern. 
Wie fchon aus dem früher Angeführten folgt, fol das Verdict 
der Befchworenen auf einem zweifachen Wege zu Stanbe kom: 
men, auf dem der logiſchen Berflandesoperation und dem 
ber unmittelbaren Anfchauung, weil erfinach Befeitigung der 
den äußeren &hatverhältniffen entnommenen, aufein Ander®: 
fein gerichteten Bedenken die fubjective Gewiſſensüberzeu⸗ 
gung. durch den Sefamteindrud rein und unverfälfcht ſich 
bilden kann. Wegen der mit dem Inftitut der Geſchworenen 
unvermeidlich verbundenen Schwierigkeiten, welche aus ihres 
oft mangelhaften Bildung und ungeübten Dentweife bezüg⸗ 
lich derihnen zugewielenen Berfiandedthätigkeit fich ergeben, 
follen die factifchen Prämiffen des Verdicts, fpweit ed dem 
Verſtande und nicht dem Gewiflen angehört, der Jury vom 
Dräfidenten in feinem Schlußvortrage überfichtlich, deutlich 
und praͤtis vorgeführt, und bamit eine Zergliederung der Be⸗ 
weiöregeln wieeine Belehrung über bie einfchlagenden Rechts: 
puncte verbunden werden. Den legten Beflandtheil des Ber- 
fahrens bildet endlich Die Aburtheilung, welche den Wahr: 
fpruch der Befchworenen und die Subfumtion feines Inhalts 
unter dad Strafgeſetz umfaßt. Auch in diefem Stadium er: 
geben fi) manche Anforderungen aus der organifchen Natur 
des Procefles, indem wir beifpieldweife nur als ihr widerſpre⸗ 
hend die Beflimmung erwähnen wollen, der zufolge Kihter 
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ſchaft und des Angeklagten bei dem einen und dem andern 
Verfahren zu erörtern, oder der beſſern Anwendbarkeit an: 
derer, eben in den Vordergund geftellter proceſſualiſcher 
Elemente bei dem einen oder anderm Berfahren Rechnung 
zu tragen; und nach biefen Richtungen hin wurde dann 
die Frage fehr gründlich namentlich mit Dinweifungen auf 
bie Erfahrungen in der Gerichtöprarid erörtert. Da aber 
dad Inquifitionsprincip nicht überall in voller Reinheit 
durchgeführt war, fondern bald da, bald dort ein Ele 
ment des accufatoriichen Procefies fich erhalten hatte, wäh: 
vend umgekehrt diefer in dem Lande, deflen Einrichtun« 
gen zunaͤchſt zum Vergleihungspunfte dienten — in Franf: 
rei) — mit inquifitorifhen Elementen in hobem Grade 
verfeßt war: konnten alle diefe @rörterungen nur wenig 
dafür thun, den Begriff. des reinen Accufationdprozefled 
in feiner vollen Schärfe zu entwideln, und irrige Auffaf 
fungen zu befeitigen, zu denen vorzüglich, bie beiden os: 
fungöworte der ftreitenden Partheien: Accuf atiom unb 
Inquifition, Anlaß gaben. 


Micht darauf nämlich kommt es im Weſentlichen 
an, ob bie Staatsgewalt unaufgefordert für die Beſtrafung 
ber Verbrechen Sorge trägt, oder Die Klage bed Werlegten 
"oder eines anderen Privaten abwartet; ferner wird weber, 
"in was immer für einer Weiſe die Schuld feſtgeſtellt und 

das Urtheil gefchöpft wird, in weitaus ben meiften Fällen 

ohne Nachſuchung die Beſtrafung von Verbrechen 
| möglich feyn, noch ift ein Zuſtand der Strafrechtöpflege 
denkbar, in dem nicht die Anklage, unter was immer 

"für Zormen die Technik fie verduckt, die Hauptrolle fpielte. — 
Es handelt ſich in lekter Inftanz immer darum, ob ein 
Vroceß, ein Rechtöftreit geführt, — das heißt, über 
“einander widerflreitende Rechtsanſprüche ein richterliches 
Artbeil gefucht und erlangt wird, — oder vð Recht und Un: 
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Seiten noch iſt durch langjährigen Gelehrtenftreit fo wenig 
für die Klärung bed Begriffes, um den der ganze Streit 
fich drehte, gefchehen,, als durch die Polemik über die Wie: 
dereinführung des Accuſationsprozeſſes; ja, man fann bes 
haupten, ed habe diefe Polemik eben recht dazu geholfen, 
den Begriff ind Unklare zu ziehen. on erbitterten Gegs 
nern auf der einen, von fchüchternen Verfechtern, die 
mit der Forderung deö vollen Ganzen nicht durchzudringen 
oder wenigftend Aergerniß zu geben fürchteten, auf ber 
anderen Seite, ward flatt des Weſens des Anklageproceſſes 
nur demſelben Aeußerliched hervorgehoben, und zwar bald 
‚das eine, bald dad andere. Acußerlihe, fo daß eigentlich 
nur das conftant war, — daß dad Anklageprincip dem Ins 
quiſitionsſyſtem entgegengeflellt wurbe. Bald war ed ber 
erſte Anſtoß zur Eröffnung des Strafverfahrend, bald der 
mehr oder minder feierliche Moment der Endentfceidung, 
um den die.Bergleichung fich drehte; bald handelte es fich 
darum, die gegenfeitige Stellung ber bürgerlichen Geſell⸗ 
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Nur daraus, baß wir noch weit, fehr weit von na: 
türlihen Zufländen in diefem Gebiete der Rechtsübung 
entfernt find, läßt ſich's erklären, daß die Wiſſenſchaft 
‚über eine Srage noch im Unflaren feyn fann, die bei ge: 
ſunder Gliederung des Procefied gar nicht aufgeworfen 
werden koönnte, über die Frage nämlih: wann einge: 
gebener Proceß beginnen, und wann er als 
eröffnet zu betrachten ſey? 

So lange nämlich im Proceß der Richter nur bad 
Vorbringen zweier Partheien zu hören und darüber zu ent: 
fcheiden bat, fo lange vor ihm nur zwei mit gleihen Waf- 
fen fämpfende, ihm gleich fern flehende Partheien erfcheis 
nen: ergiebt ed ſich ganz von felbft, daß der Proceß ers 
öffnet ift, fobald der Ankläger fih zum Beweife der Schuld 
bereit erklaͤrt; — die Thätigfeit, die nöthig feyn follte, 
um dem Anfläger die Führung ded Proceſſes möglich zu 
machen, nimmtein der Regel nicht den Richter, fondern 
eben nur den Ankläger in Anfpruch, und gehört deshalb 
nicht in das Bereich des Proceſſes ſelbſt. Nur wo das Ge: 
ſetz, um den Partheien die Aufbringung der Beweife mögs 
lich zu machen, ihnen gewifle Rechte überträgt, wird eb 
natürlich) nöthig, daß, um Willfürlichfeiten vorzubeugen, 
jeder, der ein ſolches Recht beanfprucht, vor dem Richter 
die Erfüllung der gefeglichen Bedingungen nachweifen 
müfle. Daß aber diefe richterliche Thätigkeit dem eigent: 
lichen Proceſſe nicht anheimfalle, ergiebt ſich ſchon daraus, 
daß dad von der Parthei in Anfpruch genommene Recht 
(3. DB. eine Hausſuchung vorzunehmen, Zeugen zu laden, 
oder bad in Schottland anerfannte Recht, von den als 
Zeugen Vorgeladenen im voraus über den Umfang ihrer 
Ausfagen Audfunft zu fordern, und fie für den Kal, 


— — — — — — 


3) Alison, Practice of the Criminal Law of Scotland. (Edinb. 
5633) pag. 398. 
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nicht einmal immer auf die Pearfon oder das Beſitzthum 
der Gegenparthei direfte Einwirkung haben muß. — So 
lange ferner der Richter, ohne Parthei nehmen zu müffen, 
zwifhen den beiden mit gleichen echten ausgerü⸗ 
fleten, mit gleichen Waffen flreitenden Gegnern fteht, 
fo lange alfo ein Leid dem Angeflagten erft vom 
Ausgange des Procefled droht, während auch der Anklä⸗ 
ger diefem Ausgang nicht mit voller Ruhe entgegenfehen 
fann ®): wird natürlich die Erhebung der Anklage blos 
vom Ermeſſen des Antlägerd abhängen können, und dem 
Angellagten faft nie geftattet werben, die Exheblichfeit der 
Anklage im voraus zu beftreiten, mithin auch der Rich: 
ter nicht berechtigt werden, darüber ſich auszufprechen, ehe 
es zur Sndentfcheidung fommt. In diefem Stadium bleibt 
indeß der Strafproceß nie lange ſtehen; gewöhnlich befin: 
det ſich nämlich bei Völkern, die das Strafrecht noch fo 
vollfommen als Privatfache anfehen, das ftrafrichterliche 
Amt in den Händen großer, nicht ohne bedeutende Opfer 
zu verfammelnder Körperfchaften, vielleicht ded ganzen 
Volkes; begreiflicherweife wird da bald eine Vorkehrung nd: 
thig gefunden werden, damit nicht wegen von vornherein frü- 
ber unzuläffigen Anklagen der Gerichtshof verfammelt wer: 
de®). Ferner wird bei ſolchen Völkern in der Regel das Recht 
anzuflagen als eines ber — wenn dad Wort noch erlaubt 
ift — Grundrechte bed Bürgers angefehen, und es fann 
daher nöthig werden, vor Beginn des Proceffed fich Darüber 
zu entfdeiden: wen von mehreren Bewerbern eigentlich 


2) Die römifhen Calumnienftrafen (L.1. 6.1. L. 3. 6.4. D. 
ad 8. C. Tarp: (48.16) find bekannt ; ähnliche ofr fehr fcharfe 
Anorduungen in den Lexg. Barb.: zufammengeftellt in Fi- 
langieri, Scienza di Legislat. Ill c. 2. 

3) 3. B.: weil der Angeklagte eben vom Gtaatsdienfte in Ans 
fpruch genommen ift und erft nach Ablegung feines Amtes bes 
langt werden darf. &. Geib, Geſchichte des rom.: Crimi⸗ 
nalproceſſes. CEriyzig 1849) ©. 266 f. 
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im gegebenen Falle dad Recht zuftehe, die Anklage zu er: 
beben? Endlich werden in den erſten Zeiten der Völker 
weit mehr Verbrechen mit offener Gewaltthat, als mit 
Schlauheit audgeführt ; der Thatbeſtand ift daher ein fehr 
einfacher, die Beweisführung jedenfalld nicht complicitt, 
ja oft unnöthig, weil nicht felten der Angeklagte viel zu 
troßig ift, feine That zu läugnen. Wie aber nun bie 
Berhältniffe fich einigermaßen verwideln, und aus dem 
urfprünglichen Zuflande der Rohheit fi) herausheben, wird 
natürlich audy die Beweidführung eine viel complicirtere, 
die Gefahr ungerechtee Verurtheilung nimmt zu mit der 
Anzahl heimlich und liſtig vollführter Verbrechen; bei noch 
fo günftiger Stellung des Angeklagten wird der Fall im: 
mer denkbarer, daß durch fcheinbare, ja durch gänzlich 
verfälfchte Beweismittel ber Richter irregefüihet werde, und 
bei der Größe der drohenden Gefahr iſt ſchon der Zufland des 
Staats ein höchſt peinlicher. Nun wird es’ wünfchenswerth, 
unzuverläffige Perfonen fogleich von der Erhebung ber Ans 
age abzufchneiden, und ed wird deshalb vor Beginn bed 
Procefled eine richterliche Entſcheidung darüber nöthig, ob 
nicht nach den Beflimmungen der Gefege der Anfläger vom 
Anklagerecht im Allgemeinen oder im gegebenen Falle voll: 
fommen auszufchließen fey? 

Wir fehen diefe Zuftände des Strafprocefied vielleicht 
am audgeprägteften im Strafverfahren Roms zur Zeit ber 
Republik. Die Erhebung der Anklage ſteht in der Re: 
gel jedem Bürger zu; — nur nach und nach wurden im⸗ 
mer mehr und mehr Perfonen von diefem Rechte ausgeſchloſ⸗ 
fen, dad nun auf Andere als Pflicht überging*). Konnte 
bier der Ankläger Sicherheitsleiftung vom Angeklagten for: 
dern, fo laftete doch auf ihm auch die Verpflichtung zur 
Durchführung der Anklage; hatte er das Recht, Nach: 


4) Gelb a. a. D. S. 315-5. 
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fuchungen anftellen zu laſſen, fo durfte der Gegner ihn un- 
ter Ueberwachung fielen Wurde es fpäter-, bei weiterer 
Ausbildung der firafrechtlichen Begriffe nöthig, die Ans 
age durch die inseriptio zu präcifiren, und wurde des⸗ 
balb :der Angeflagte angehalten, der bloßen Behauptung 
ſchon Rede zu fiehen ®), fo konnte er fich Doch ganz in der 
Weile des beim englifhen Avraignment üblichen Berfabs 
rens auf eine allgemeine Berneinung befchränten ©), und 
mußte nach Analogie der interrogatio in jure im @ivils 
proceß nur fo weit auf die Fragen fich einlaflen,, als noͤ⸗ 
thig war, um auch im Snterefle der Wertheidigung den 
Gegenftand der Beweidführung feflzuftellen . — Der 
Magistratus ‚hatte, fobald entichieden war, wer als Ans 
Pläger auftreten folle, und fobald von diefem die Anklage 
feftgeftelt worden, nur noch die Proceßfriften zu beftim- 
men, und bamit nahm denn der eigentliche: Proceß feinen 
Anfang. 

An dem Maße jedoch, als die Ueberzeugung ſich 
Bahn bricht, daß durch jedes Verbrechen weit mehr als 
daB Recht des Einzelnen, .der öffentliche Rechtözuftand ver⸗ 
legt werbe, daß, ed daher mit der. Anklage im Strafver- 
fahren eine andere Bewandtniß haben könne, ald mit der 
Klage im Eivilrechtöftreite, macht fich die Anficht mehr und 
mehr geltend, daß es nicht blos vom Ermeflen der Pris 
vatperfonen abhängen dürfe, ob eine .gewifle Anklage un: 
terbleiben ſolle, und daß es nicht mehr ein Alt der Qu: 
ſtizoerweigerung iſt, wenn nicht jede Privatperfon in der 
Bage fich befindet, eine Anklage zu erheben, bie dem 


— — — — — 


34. B. etio te Siculos spoliasse. ©. Geib a. a. O. S. Fer 

6) Bi negasset, petehatur a magistratu dies inquirendorum. 
eriminum et instituehatur accusatio heift es in der oft die 
-firten Orelle in (Pfeudos) Aſconius, Commentar zur Actio I. 
in Verrem. 

7), © Santany Snftem ©. 305. 11 B. SWu. —Filan- 
gie 
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Richter zur Pflicht machte, ein entſcheidendes Urtheil aus: 
zufprechen. — Wie ferner die Wirkſamkeit der Staats⸗ 
behörden fich Immer weiter außbreitet, und ihr Intereſſe 
an der Beſtrafung von Gefehübertretern immer deutli⸗ 
cher erfannt wird, wird bie Lage des Angeklagten immer 
ungünfliger; er wird nicht mehr ald Parthei behandelt; 
der eine andere zur vollen Beweisführung verpflichtete 
Parthei gegenüberſteht. Zunächſt wird feine Ehre dadurch 
angegriffen, daß die öffentliche Meinung ihm nicht eine 
bloße Privatperſon gegenüberſtehen ſieht, und deshalb 
jetzt ſchon am Anfange des Proceſſes für gewiß annimmt, 
was erſt durch das Endurtheil zur Gewißheit wird. Der 
Angeklagte wird jetzt ſelbſt zum Beweisſtück, an dem der 
Anklaͤger mit Genehmigung des Richters vielleicht gar der 
partheinehmenden Richter ſelbſt Experimente aller Art vor⸗ 
nimmt, um aus ihm Beweiſe gegen ihn zu gewinnen. 
Je günſtiger biebei die Stellung des Anflägers if}, deſte 
länger wird das Eintreten jener Periobe verzögert, wo 
enblich doch, allerdings geflügt auf das gewaltige Mater 
rial, dab mit Hilfe einer flarken.Erecutiogewalt und vie 
leicht auch durch die Schwäche. des Angeklagten felbft zu⸗ 
fammengebracht wurde, der Anklaͤger auf den eigentlichen: 
Proceß ſich einlaffen muß, d. b. auf ein Verfahren, in. 
dem dem Richter zwei Partheien gegenüberftchen,, deren: 
eine noch dazu eine rechtliche Vermuthung für fich haben 
fol. — Bu gleicher Zeit vermehren und verwideln ſich 
bei vorrückender Civiliſation die Berbrechen einerfeitd, an⸗ 
berfeitd die Strafgefege; immer mehr Handlungen wer: 
‚den zu verbotenen; und wie ed fchwerer wird, daß eigent: 
Lich Borgefallene feftzuftellen, fo wird jegt auch viel haͤu⸗ 
figer als fonft die Frage aufgeworfen: ob wohl die vielleicht 
vollfommen beutlicd erkennbare Handlung eine verbotene, 
eine firafbare gewefen? Hiedurch nun ftellten fi nad 
und nad in ber Strafrehhtöpfiege folgende Ariome ſeſt: 
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1) In der Regel fol nur die Staatöbehörde die 
Einleitung eined Strafproceffed gegen ein beftimmtes In⸗ 
dividuum veranlaflen Fönnen. 


2) Inden nun nicht bloß gefährlichen, fondern auch 
böchft peinlichen Anklagezuftand fol niemand. anders als 
unter Beobachtung gewiffer, gefeßlich feſtgeſtellter Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln verſetzt werden. 


3) Zur Aufbringung der Beweismittel geht dem 
eigentlichen Proceffe ein immer mehr an Ausdehnung zu: 
nehmendes Vorverfahren voran; der Angeklagte muß alfo 
die Mittel erlangen, diefem ein Ende zu machen, und 
fein Recht, nur einer deutlich feftgeftellten Anklage Rebe 
ftehen zu müffen, zur Geltung zu bringen. | 


4) Nicht bloß die diefer Anklage zu Grunde liegende 
Thatſache, fondern auch deren rechtliche Natur muß feftge 
ſtellt und endlich im Zweifelöfal entfchieden werden, von 
welchem Richter der Proceß zu führen fey. 

Zur Erreichung dieſer Zwede finden wir nun in ben 
Ländern, in denen dad Anflageprincip gilt, oder nad) 
Befeitigung des Inquifitionsprocefies nominell wenigftens 
wieber zur Geltung gelangte, verſchiedene Wege einge: 
fhlagen. Der Act, mit welchem der eigentliche Proceß 
eröffnet wird, ſtellt fich uns in drei verſchiedenen Haupt⸗ 
formen dar. Am nächſten den Formen des reinen Ankla⸗ 
geprocefied fleht das fchottifche Werfahren; etwas mehr 
inquifitorifches Element enthält fchon das aud ganz eigen: 
thümlichen Verhältniſſen entwidelte in England und, im 
Wefentlichen, auch in Nordamerifa beobachtete Verfahren. 
Von beiden wefentlich verfchieden, obgleich zum Theil 
unter dem Einfluffe des letzteren herangebildet, zeigt fich 
bie franzöfifche Anklageſtandoerſebung (Mine en accu- 

sation). u 


Sinbio , er. R 1888. L. 86, . & .- 
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I. 2. 

Sn Schottland ſteht in der Regel die Anklage 
nur den Kronanwälten, dem Lord Advocate und deſſen 
Stellvertreter zu. Die Einleitung des ausfchließend im 
Intereſſe der Anklage und unter derem Einflufle geführten 
Borverfahrens wird vom Fiscalprocurator bewirkt. Der 
Fiscalprocurator fammelt die vorhandenen Beweismittel, 
und führtfie dem Sheriff vor, theild allerdings zu deren 
Beglaubigung für den Fall, daß fie fpäter nicht unmittel: 
bar wieder hergeflellt werden könnten; vorzüglicy aber, 
um vom Richter die Einziehung des Angeklagten und allen: 
fallö die Erlaubniß zur Vornahme von Hausfuhungen zu 
erlangen ®). Freilich wird nicht felten der Vorführungs: 
befehl ertheilt, ehe eine Zeugenvernehmung. ftattfindet; 
ia felbft die Vernehmung ded Angefchuldigten findet häufig 
früher ftatt. Diefer Vernehmung kann ſich der Angeflagte 
allerdings entziehen; allein da angenommen wird, daß 
fie eben nur zu feinen Gunften ftattfinde, würde feine 
Weigerung, auf diefes gefährliche Vertheidigungsmittel ein: _ 
zugehen, feine Freilaflung in den meiften Fällen unmöglich 
mahen?). Das ganze übrige Strafverfahren wird, mie 
ſchon bemerkt, ausdruͤcklich als ex parte’proceeding, als 
Berfahren zu Gunften des Anflägerö, vorgenommen und 
hat zunädhft nur den Zweck, dem Sheriff zu beweifen, 
daß die Staatsanwaltſchaft allerdings genügende Gründe 
habe zu fordern, daß durch Bürgfchaft oder Verhaftung des 
Angefchuldigten deſſen Erfcheinen vor Gericht gefichert 
werde. Die Aufzeichnung der in diefer Abficht erhobenen 
Zeugenaudfagen, die übrigens unter Aufficht des Sheriffs 
der Fiscalprocurator beforgt, hat dabei noch einen anderen 


8) Alison a. a. D. ©. 121 und 146. 

9) Die Fragen ftellt meiftens der Ankläger; der Angeklagte muß 
über fein Recht, die Antwort zu verweigern, belehrt werden. 
Alison pag. 131. Hume li. 83. 
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Zwed. Diefe Acten werten nämlich dem Lord Advo- 
cate oder deſſen Stellvertreter für den betreffenden Affifen: 
bezirk vorgelegt; Diefer, je nachdem er die (ihm pers> 
ſönlich obliegende) Durdführung der Anklage für 
möglich hält oder nicht, verfügt entweder die Freilaflung 
des Angefchuldigten, oder erhebt (nachdem er die allenfalls 
noch nöthigen Nachforfchungen angeftellt und, wo es fidy 
um eine nur mit geringer Strafe belegte &hat handelt, bie 
Sache dem zufländigen Untergericht übergeben) die förm⸗ 
liche, genau feltgeftellte Anklage gegen den Angefchuldig- 
ten in einer an diefen gerichteten Zuſchrift, die zugleich die 
Aufzählung ſämmtlicher Beweismittel enthält 1). Nur 
wenn diefe Anflagefchrift funfzehn Tage vgr bem zur 
Hauptverhandlung beftimmten Termine (diet) dem Ange: 
flagten zugeftellt wurde, ift diefer zu erfcheinen und fich 
zu verantworten verpflichtet, wie er umgefehrt, fobald er 
in Haft oder Bürgſchaft gezogen wurde, durch die Acte 
von 1701 die Mittel erhält, den Anfläger zur Einbrin- 
gung der Anklage binnen fehzig und zur Durchführung 
derfelben binnen weiterer vierzig Tagen zu nöthigen, und 
bei Richteinhaltung diefer Friften feine augenblidliche Frei⸗ 
laffung zu erlangen. Bon dem Augenblide an, wo ber 
Angeklagte vor den Schranken des Gerichtshofs erfcheint, 
fann der Ankläger an der Anflagefchrift nur zu deffen Bor: 
theil Veränderungen (d. h. Auöftreichungen) vornehmen. 
Hat dann der Angeklagte „Nicht fehuldig” plädirt, fo 
flieht e8 ihm frei, gegen die Erheblichkeit der Anklage Ein: 
wendungen vorzubringen; jebenfalld muß der Gerichtähof 
ein Snterlocut über die Erheblichfeit (Interlocutor of Re- 


10). Ueber die Förmlichkeiten der Anklagefchrift ſ. mein engl. 
ſchottiſches Strafverfahren (Wien 1850) 8. 264. Kine fehr 
intereffante Anklageſchrift iſt mitgetheilt in Mittermaiet, 
Das s engl, Schott. und nordam. Strafverfahren. Erlanarn 181. 
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levancy) erlaffen, wobei er zu erwägen hat, ob die Ans 
Flagefchrift formell richtig if, ob fie auf ein in den Straf: 
gefegen vorgefehenes Verbrechen geht; ob die in derfelben 
auseinandergefegten Zhatfachen den Zhatbefland des an: 
gegebenen Verbrechens enthalten und in der gefeglich vor- 
gefchriebenen Weife dargelegt find. ,„Denn”, fagt ein 
ſchottiſcher Schriftfteller, „es ift nicht billig, eine Parthei 
der Dual, Angit und den Koften einer Schwurgerichtöver: 
handlung wegen foldyer Angaben auszufegen, welche am 
Ente nicht erheblich genug befunden würden, um Schuld 
nachzuweifen, ober daß die Sum an die Erfüllung ihrer 
geheiligten Pflichten unter Formen gehe, die vielleicht nie 
zu einem praftifchen Refultate führen.” 11) 

So iſt in Schottland für die Einhaltung der oben 
angegebenen Geſichtspunkte bei der Verſetzung in Anklage: 
ſtand geſorgt. Die Erhebung der Anklage ift den Beam: 
ten der Erecutivgewalt überlaffen 1%. Gegen allzu leicht: 
finnige Anflagen [hust in höchſt wirkſamer Weife die An: 
ordnung, daß der Advocat, der eine Anklage vorbringt, 
in ‚der Regel auch die Verpflichtung übernimmt, fie vor 
den Affifen durchzuführen; laſtet gleich in diefer Bezie⸗ 
bung Feine fo ſcharfe juriftifche Verantwortung auf den 
Kronanwälten, wie auf dem Fiscalprocurator oder auf 
einem Privatankläger, fo ift Doch die moralifche Verant: 
wortung und die Gefährdung des Rufes ald Fachmann bei 
der uneingefchränften Deffentlichfeit der Verhandlungen 
um ſo größer; ‚nicht leicht wird ein Kronanwalt einen Fall 
vor den Circuit court bringen, ohne wenigftend einige 


11) Alison pag. 373. 
. 12) Dies geht fo weit, daß felbft diejenigen Privatanklagen, 
die gegen deren Willen eingebracht werden, nur mit ihrer 
Mitwirkung zuläffig find; allerdings ift dann diefe Mitwir⸗ 
kung eine bloße Kormfache und wird im Falle gegenfeitiger 
Anflagen. beiden Partheien gewährt. en 
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Ausficht auf Erfolg zu haben. Uebrigens läßt fich diefes 
am beften durch Ziffern nachweifen. In den Jahren 1821 
bis einfchließlich 1823 belief fich die Anzahl der jährlich - 
auf Anordnung ded Lord Advocate Angeflagten im Durch: 
ſchnitt auf 128 1%) bei einer Durchfchnittözahl von 589 
Angeſchuldigten (alfo ungefähr 21/0); dazu fommen noch 
137 vom Staatsanwalt vor Uebergerichte Gewieſene (bei: 
läufig 22 %/,); während von 216 vor die Jury Geftellten 
nur 25 (8"/a°/o) fraffrei erklärt wurden. (1830 ftand 
das Berhältniß wie: 1416 : 142, alfo beiläufig 10%.) 1) — 
Vergleihen wir damit die Ergebniffe der - entfprechenden 
Gerichtsacte in England während derfelben Jahre, fo 
zeigt fih, daß von 16,000 in Haft oder Bürgfchaft Ge: 
nommenen (committed) durdy den Ausſpruch der Grand 
Jury ungefähr 1600 befreit wurden (10°), und daß 
von 14,500 vor die Eleine Jury Geftellten beiläufig 2400 
(alfo 162/300) freigefprochen wurden. Im Sahre 1843 
wurden 28 °/, der vor die Feine Sury gebrachten Ankla⸗ 
gen zurücdigewiefen 1%). Noch günftiger für das in Schott: 
land beobachtete Verfahren ift die Vergleihung mit den 
franzöfifchen ftatiftifchen Daten; dort waren den Anflages 
fammern im Sahre 1847 6586 Anflagen vorgelegt, und 
nur 432 (6”/2 0/0) wurden gänzlich verworfen. Die Frei: 
fprehungen durch Geſchworne verhielten fich zu den Ber: 
urtheilungen wie 33:67, alfo beinahe wie 1:29). 
Bergleichen wir noch die Refultate analoger Verfahrungs⸗ 
weifen unter der Herrfchaft des Inquifitiondprocefled, fo 
hatten diejenigen öfterreichifchen Provinzen, in welchen das 
Strafgefebbuh von 1803 in Wirkfamteit ift, im Jahre 


13) Alison XXVIII. 

14) Mittermaier a.a. O. ©. 198. 
. 3) ©. Mittermaier: Ueber Mündlichteit u. |. w. S. 3. 
20) ©. Geridtsfaal, Juni 1851. ©. 551 u. 559%. 


102 Ueber die Verſetzung in Anklageſtand 


1846 nach Abzug der im Laufe des Jahres Entwichenen 
(23) und Verſtorbenen (220), ſowie der noch am Ende des 
Jahres in Unterſuchung Stehenden (6250), im Ganzen 
21,650 Inquiſiten. Die Einſtellung der Unterſuchung, 
die man ſo ziemlich der freiſprechenden Entſcheidung der 
franzöſiſchen Raths- und Anklagekammer gleichſetzen kann, 
ward verfügt in 395 Fällen, wobei noch zu bemerken iſt, 
daß unter dieſer Zahl die Verweiſungen an andere Gerichte 
mitbegriffen ſind. Von den übrig gebliebenen Angeklagten 
wurden zwar nur 382 gänzlich, dagegen 5042 ab instan- 
tia loögefprochen, was im Verhältniffe der Anklagen zu 
den Loöiprechungen ergiebt, wie: 21,291:5424 (unge: 
fähr 25%). 

Eben fo wenig ift aber auch zu fürchten, daß bie 
Kronanwälte allzu ängftlich bei Beurtheilung der Anfla- 
gen feyn und zu viele Verbrechen ftraflos laffen könnten. 
Zunächſt fliehen die Kronanmwälte unter der Aufficht des 
politifch verantwortlichen Lord Advocate und mit demfels 
ben unter Controlle der öffentlichen Meinung; ihr Fach 
männerruf würde ſchwer darunter leiden, wenn fie eine 
offenbar haltbare Anklage zurüdgewiefen hätten, oder 
wenn ein Privatankläger eine Verurtheilung in einem Falle 
erlangte, wo fie ohne gewichtige Gründe einzufchreiten fi 
weigerten. Der duch ein Verbrechen unmittelbar 
Verletzte kann nämlich gegen die Weigerung des Lord 
Advocate, ein angebliche Verbrechen zu verfolgen, beim 
pberften Gerichtöhofe Befchwerde führen: Diefer fordert ben 
Lord Advocate zur Angabe feiner Gründe auf, und er 
mächtigt, fofern die Anklage nicht prima facie ald un: 
zuläffig erfcheint, den Privatankläger (der Bürgfchaft lei: 


17) S. GStatiftifhe Mittheilungen, herausgegeben von der E. k. 
" Birestion den abminiitvativen Statiſtik (Wien 1850). X. Heft 
. 594 u, 


x 
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fien und den Galumnieneid ſchwören muß) zur Einbrins 
gung der Anklage !®), die allerdings vom Affifenhofe genau 
geprüft wird, ehe das Erheblichkeitserfenntniß erlaffen 
wird. — Nur rücfihtlih gegen Organe der Regierung 
gerichteter Anklagen wäre bei der Strenge, mit ber jeder 
nicht unmittelbar vom Verbrechen Betroffene von der An: 
klage auögefchloffen wird, ein Mißbrauch der der Staat: 
anwaltſchaft zuftehenden Rechte denfbar. — Wie gut 
für rafche Beendigung der Unterfuchungen geforgt ift, er: 
giebt fi daraus, daß in fo vielen Sällen die Freilaffung 
fogleich von der Staatsanwaltfchaft verfügt wird und aus 
dem oben, rüdfichtlih des Statutes von 1701 Sefagten; 
da der Angeklagte, wenn er von den ihm dort eingerdum: 
ten Rechten Gebrauch macht, die Beendigung des Pro: 
ceſſes in ungefähr drei Monaten erlangen Tann !). Für 
genaue Individualifirung der Anklage forgt die Strenge, 
mit welcher die Gerichtöhöfe.die in diefer Beziehung durch 
Prajudicate und Geſetze feftgeftellten Regeln fefthalten, 
und der Eifer, mit welchem der WBertheidiger zweifellos 
jede Ungenauigfeit zum Vortheil feines Clienten geltend 
machen würde. — Für die richtige juriftifche Bezeichnung 
der in ber Anklage angegebenen Zhatfachen bürgt wohl 
vor Allem die Gefchäftöfenntng des anflagenden Kron⸗ 
anwalts, der die von ihm ausgefprochene Anficht der Ver: 
theidigung gegenüber vor dem Gerichtöhof verfechten muß; 
viel trägt auch zur Wahrung des Nechted der Umftand bei, 


18) Der Inhalt der Anklagefchrift ift ganz analog den ähnlis 
hen von der Staatsanmwaltfchaft ausgehenden Actenftüden ; 
die Form ift die der Criminal Letters, die im Namen des 
Gerichtshofes ausgeſtellt find. 

19) Die dem Commitment vorangehende eigentliche Unterfus 
hungshaft währt wohl nur felten 14 Tage. Allerdings ſteht 
indeß dem Ankläger wie. dem Angeklagten das Recht zu, uns 
ter Angabe wichtiger Gründe Wertagung der Hauptoerhants 
lung zu fordern. 


104 Ueber die Verſetzung in Anklageftand 


daß der Gerichtshof alle Fragen diefer Art gewifiermaßen 
in thesi, ehe die individuellen Berhältniffe des Angeflag: 
ten und feiner That erörtert wurden, und für oder gegen 
ihn einnehmen konnten, entfcheiden muß; ed mag dieſes 
auch Eollifionen zwiſchen Richtern und Gefchwornen vor: 
beugen und letzteren die Aufgabe oft erleichtern. 


g. 3. 


Wenden wir und nun zur Betrachtung deö in Eng⸗ 
land bei der Berfegung in Anklagefland Geltenden, fo 
finden wir auch hier den Srundfaß feflgehalten, daß der 
König ald erſter Wahrer des Friedens der einzige Antläs 
ger im Strafproceß ift; die Anklage wird daher immer 
im Namen bed Königs, in der That aber von theild freis 
willig, theild gezwungen ald Verfolger (prosecutor) auf: 
tretenden Privaten erhoben. Jedoch muß in der Regel 
diefe Anklage, von wem immer fie ausgeht, von ber 
Grand Jury beftätiget werden. — Diefe verfammelt fich am 
Eröffnungstage der Affifen und prüft die gegen jeden in 
Haft oder Bürgfchaft Genommenen eingelaufenen Ankla⸗ 
gen. Die Anklagen find vom Ankläger oder vom Gerichts: 
fecretair abgefaßt 29), und werden durch die Ausſage des 
Antlägers und ber Entlaflungszeugen, welche die Grand 
Juri vornimmt, unterftüßt. Die Anklage kann von det 
Anklagejury nur angenommen oder verworfen werben; 
voird fie verworfen, fo hat dieſes die Freigebung des An: 
gefchuldigten zur Folge. Jedoch kann der Gerichtöhof die 
Sefthaltung deffelben und die Einbringung einer neuen 
Anklage in der nächſten Aſſiſe anordnen 2), wie denn 


120) Ueber die Form der Anklagefhrift und das Verfahren vor 
der Grand Juryıf. eine kurze Zufammenftelung in meiner 
angeführten Schrift ©. 222 — 246. 
21) Cottu, Admininistration de la Justice en Angleterre. 
Ueberfegt von Hornthal, ©. 121. 
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überhaupt der Ankläger feine Anklage fo oft erneuern kann, 
is fie von der Jury angenommen wird. Wird die An- 
lage angenommen, fo können die Anklagegefchwornen fie 
auf die Weife mobificiren, daß fie einzelne, auf gewiſſe 
Handlungen bezügliche Abfchnitte (counts) ftreichen , oder 
die juriftifche Bezeichnung der That verändern ®). Die ans 
genommene Anklage muß, wie immer fie aus ben Händen: 
der Geſchwornen hervorging, vom Ankläger bei empfind- 
licher Geldbuße von der petty Jury verfochten werden, 
wenn er nicht vom Gerichtöhof Gaffirung des Indictmentd 
erlangt; der Gerichtähof kann davon zunächſt, fofern die 
Grand Jury nichts Dagegen einwendet, Formveraͤnderun⸗ 
gen anbringen. Erhebt der Angeklagte Einwendungen 
gegen die Zuftändigkeit des Gerichts, oder Giltigfeit des 
Indictments, fo muß der Gerichtöhof auch darüber ent: 
fcheiben. Gegen diefe Entfcheidung fteht den Partheien 
die Befchwerbeführung durdj Plea in Arrest of Judgment 
offen; der Angeklagte ift jedoch verpflichtet, inzwifchen ſich 
weiter zu vertheidigen (to plead over). Bei gewiflen die 
Regierung unmittelbar berührenden Vergehen, fowie bei 
Gefegübertretungen,, die in allgemein befannten Thatſa⸗ 
hen liegen (3. B. Preßvergehen), tritt eine anomale 
Borbringung der Anklage (Information) beim Gerichtd: 
hof King’s (Queen’s) Bench ein — was wir, ebenfo 
wie die an die Stelle der Grand Jury zuweilen tretende 
Coroners Inquest, aus Gründen des Raumes unerörtert 
lafjen müflen. , 

Die Vortheile, die diefe troß mannichfachen Beben: 
fen und Beſchwerden in England höchſt populären Einrich: 
tungen für die Erreichung der Zwecke der Juftiz gewähren, 
find einleuchtend. Während das Princip, daß der Staatd: 


22) Phillips, du pouvoir et des obligations de Juryn. 


(Trad. par Comte. Par. 1838.) pag. 355. 
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gewalt dad Recht und die Pflicht zufomme, den öffentli: 
chen Frieden zu fhügen, gewahrt ift, werden nicht nur 
die beträchtlichen Koften, die mit der Aufitelung fländiger, 
öffentlicher Anfläger verbunden wären, erfpart, Tondern 
ed wird auch dem Widerwillen der Bevölkerung gegen zu 
große Beamtengewalt Rechnung getragen, fomwie ber 
zu einer der Grundlagen der Staatöverfaffung gewordenen 
Regel, daß die Regierung unmittelbar nur das beforgen 
fole, was durch die Thätigkeit von Privatverfonen oder 
burch die moralifchen Perfonen von geringem Einfluffe 
nicht zu erreichen wäre. — Während alfo factifch das 
Recht, anzuflagen , in den Händen jedes Staatsbürgerd 
liegt, wird willfürliden Anlagen von Seiten diefer for 
wie ernflen und unmotivirten Berfolgungen durch die 
Regierung dadurch vorgebeugt, daß die Anklage durch 
mindeftens zwölf vollfommen unabhängige Männer ald 
zuläffig und begründet anerfannt werden muß, ehe der 
Angefchuldigte angehalten wird, fich zu verantworten; 
es wird durch diefe Einrichtung dem, offenbar ohne Grund, 
vielleicht gar um vermerflicher Motive willen Angeklagten 
bie gerade in England fehr hoc) angefhlagene Qual einer 
Verhandlung vor der Eleinen Jury und bei Misdemea- 
nors in den Graffchaften oft mehrmonatliche Haft er: 
fpart. — Mit der Bezeichnung der dem Angeklagten 
zur Zaft gelegten Zhatfachen wird es in England allerdings 
fo genau nicht, wie in Schottland, genommen; indeffen 
ift Durch das gemeine Recht vollfommen dafür geforgt, 
daß niemand auf irgend eine allgemein gehaltene Be: 
ſchuldigung hin vor die Schranken des Schwurgerichts ge⸗ 
ſtellt werde; nahme ſelbſt die Grand Jury eine ſolche An: 
Hagefhrift an, fo würde doch ohne Zweifel der Ange 
Plagte Dagegen feine Einwendung geltend machen und vom 
Richter die Vernichtung ded Indictments erlangen. Bes 
Fannt iſt, daß die Aengftlichkeit im dieſer Hinficht eher 
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zu weit geht, und nicht felten Kormfehler im Indictment 
entweder deflen Bernichtung oder gar die Freiſprechung 
bed Angeklagten durch die Urtheilsjury bewirken. — 
Die ausdrückliche Benennung des Verbrechens, wie ſie 
die ſchottiſche Anklageſchrift giebt, kommt im engliſchen 
Indictment nicht vor; ed wird jedoch gefordert, daß alle 
im Begriffe ded Verbrechens liegenden Merkmale mit den 
dafür gemeinrechtlih oder durch Statute angenommenen 
Ausdrüden bei Befchreibung der That aufgezählt werden. 
Namentlich in diefer Beziehung ift das Recht der Partheien, 
Einwendungen gegen dad Indictment vor dem Gerichtöhof 
geltend zu machen, von Bedeutung; indeß kann befon- 
derd zum Nachtheil ded Angeklagten nicht leicht eine Aende: 
sung am Indictment oder gar deflen Annullirung erlangt 
werben, und ed fommt, wenn troß der Belehrung, die ihr 
der Richter ertheilt, die Grand Jury eine falfche juriftifche 
Bezeichnung annimmt, oder felbft einfügt, dieſer Irrthum 
meiſt dem Angellagten zu flatten. ft nämlich die Ans 
klage gemildert, fo kann die Urtheilgjury nicht darüber 
hinausgehen; ift fie zu hart, fo fteht der letzteren nur feit 
Kurzem und nur in wenigen genau bezeichneten Fällen das 
Recht zu, mildernde Aenderungen im Wahrſpruch anzu: 
bringen, und da fie dad „Schuldig” im vollen Umfange 
ber Anklage nicht ausfprechen kann, fieht fie fich zumeilen 
genöthigt, durch ein „Nicht Schuldig” den Angeklagten 
freizufprechen, und ihn (bei frenger Handhabung der 
Regel: non bis in idem,) für immer von aller Verantwor⸗ 
tung für eine immerhin flrafbare Handlung zu befreien. — 
Die Eompeten; in der Anklage feftzuftellen, ift fchon darum 
minder nöthig, ald in Schottland und Srankreich, weil 
gefeblich die Wirkungskreiſe der verfchiedeneh Gerichte nicht 
darf gefondert find, und dad Recht ber King’s Bench, 
ale Straffälle an fich zu ziehen, audgleichend einwirkt; 
es Tann ſich alfo meift nur darum handeln, ob vie Fury 
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der einen oder der andern Graffchaft im gegebenen Kal zu: 
ftändig fey; die Entfcheidung fällt durch das Recht des An 
geflagten, Einwendungen in diefer Beziehung (plea to the 
jurisdiction) vorzubringen, dem Gerichtähofe anheim, ber 
in der Regel dariiber mit Vorbehalt der dem Angeklagten 
zuftehenden Rechtsmittel ſogleich entfcheidet; wie denn 
überhaupt das Verfahren ein ungemein raſches und ba 
forgfamfter Beachtung der Förmlichkeiten von allen Ber: 
ſchleppungen freies ift. 

So viele unläugbare Bortheile aber biefed Syſtem 
bieten mag, ſo drängen ſich doch ſchon, noch ehe auf die 
in der Rechtsübung vorkommenden Mißbräuche Rückſicht 
genommen wird, einige ernſte Bedenken dagegen, nament: 
lich aber gegen die Uebertragung diefes Syſtems anderer 
Länder auf. Es wird merfwürdiger Weife die große Jury 
(allerdings aus hHiftorifhen Gründen) des Königs Jury 
genannt, und doch betrachtet man auch fie ald Bollwerk 
der Freiheit und namentlich als eine Schußwehr der Ange- 
klagten. Man follte wehl eher dad Gegentheil vermuthen, 
wenn man die Elemente betrachtet, aus denen die über 
den Werth der Anklage urtheilende Jury zufammengefeht 
ift, und wenn man die Regeln in Erwägung zieht, bie 
ihre Thätigkeit beftimmen. Geſetzlich ift zwar wenig bar: 
über feftgeflelt, wer zum Mitglied einer Grand Jury be 
fähigt ſey; da indeß bei den Affifen in den Graffchaften 
die Anklagegefchwornen längere Zeit beifammen bleiben müſ—⸗ 
fen, und diefer Aufenthalt im Hauptort der Graffchaft 
mit nicht unbeträchtlichen Koften verbunden ift, wurbe eb 
Sitte, nur die vermöglichften Einwohner der Graffchaft 
zu diefem Amte zu berufen *). Die Mitglieder der zum 
Schutze des Angeklagten berufenen Körperfchaft gehen alſo 
‚gerade aus derjenigen Elaffe der Bevölkerung hervor, bie 





323) Mittermaier a. a. D. S. 260. 
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am wenigſten Angeklagte ſtellt, und der uͤberwiegenden 
Mehrzabl der Verbrechen (Eigenthumsverletzungen) vor: 
zugsweiſe ausgeſetzt iſt. Iſt nun ſchon aus dieſem Grunde 
kaum große Strenge bei Beurtheilung der Anklagen zu er: 
warten, jo wird dieſe Erwartung eben nicht gefteigert, wenn 
man die Verfahrungsweife der Anflagejury in Erwägung 
zieht. Sie hat nur den Anfläger zur hören, nur die von 
ihm vorgeführten Zeugen zu vernehmen, und fieht weder 
den Angeklagten, noch deſſen Vertheidiger, noch eine fhrift: 
lihe Rechtfertigung deflelben; von den entfcheidenften Be: 
weifen für die Unfchuld des Angeklagten Eönnte fie nur 
durch Zufall (etwa Durch das eigene Willen eines Geſchwor⸗ 
nen) Kenntniß erhalten. Die Fälle alfo, in denen eine 
Grand Jury im gewöhnlichen Lauf der Dinge in die Lage 
kommt, eine Anklage zurüdweifen zu koͤnnen, find äußerſt 
felten ; nur wenn der Beweis des Anfläger5 fchon in fich 
feloft zerfällt, ehe noch jemand ihm entgegentritt, oder 
wo etwa dad Uebelwollen defjelben notorifch ift, wird die 
Wirkſamkeit der Anklagegefchwornen ſich für den Unge: 
klagten günfliger geſtalten koͤnnen. 

Wie weit die Strenge der Anklagegeſchwornen bei 
Prüfung der Anklagen gehen ſolle, iſt gänzlich unbeſtimmt 
gelaſſen. Die Richter verfehlen nie, die Anklagegeſchwor⸗ 
nen in ihrer Anrede bei Eröffnung der Sitzung (Charge) 
darauf aufmerkſam zu machen, daß ihre Stellung eine von 
der der Urtheilsgeſchwornen gänzlich verſchiedene ſey. So 
viel iſt auch gewiß, daß alle jene Anklagen zurüdgewiefen 
werben müflen, die in ſich unmwahrfcheinlich find; ferner 
alle diejenigen, die auf geſetzlich unzuläffige Beweismittel 
ſich fügen *), wobei wohl, da eben die Lehre vom Be 
weis den Kernpunft aller englifchen juriftifchen Bildung 
ausmacht, nicht recht abzufehen, wie die Geſchwornen, 


4) Dittermaier a a O. ©. 276. 
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felbſt mit der Beihilfe des Richters, alle in diefer Beziehung 
fi bietenden Schwierigkeiten überwinden follten. Wie 
weit aber ber Beweid gehen müſſe, mit dem die Anflages 
gefchwornen fid begnügen müflen, vermag niemand zu 
fagen. Genügt e3, daß fie die in der Anklage angegebe: 
nen Thatfachen für wahrfcheinlich halten ? oder müffen fie 
vor ihrer Wahrheit überzeugt fein? „Die Grand Jury”, 
heißt es in einer vielbenußten englifchen Rechtdencyflopädie, 
„kann darauf beftehen, daß ihr ein eben fo fcharfer Be 
weis vorgelegt werde, wie er in der Hauptverhandlung ges 
fordert wird; obgleih dies nicht üblich ifl.” 
„Sie rihtet den Angeflagtennidt..... aber 
fie follte Doch vollfommen vonder Wahrheit 
des Indictments überzeugt feyn.”?) Diefe 
beiden faft unmittelbar an einander flehenden Stellen bes 
zeichnen recht deutlich, wie ſchwankend die Anficht über bie: 
ſen Punkt if. In Nordamerifa fcheint die lebte Anfidht 
durchgedrungen zu ſeyn; fehr beflimmt Tautet folgende 
bort aufgeftelte Norm: „Die Grand Jury fol die Anklage 
zulaffen, wenn alle vorliegenden Beweife zufammengenom: 
men nad) der Anficht der Sefchwornen die Verurthei— 
lung des Angeklagten durch die Urtheildjury 
rechtfertigen.“26) Sn der That follte man wohl diefe 
Meinung für die richtigere anfehen,- wenn man bebentt, 
wie viel Gewicht darauf gelegt wird, daß Fein Engländer 
verurteilt werden könne, wenn nicht 24 Mitbürger ein 
flimmig feine Schuld anerfannt haben. Einen andern 
Grund maht Phillips geltend, der fi) wohl am entfchie 
denften für dieſe Auffaflung der Sache ausſprach. Die 
Anklagejury, meint er, müffe, ehe fie eine Anklage für 


25) Tomlins, Law Dictionary (4ter Band) London 1833. 
v. Grand Jury. 
26) ‚Beitfhrift * Geſetzaebung des Auslandes, Band xl 
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begründet erkläre, von der Wahrheit alles deſſen überzeugt 
feyn, was in derfelben enthalten fey; der Anfläger müffe 
die ganze Thatfache Far und unwiderleglich feftgeftelt ha: 
ben. Es ſey dies deßhalb unbedingt nöthig, weildie An- 
Mageium nur die Beweife gegen den Anges 
klagten fenne, und alfo jeder Zweifel diefem zu 
ftatten fommen müffe ?”). 

Died führt und auf die tiefer liegende Urfache die: 
fer fonderbaren Zweifel — auf den Zwielpalt in der 
Stellung der Anflagejury, wie biefe biftorifch fich ent: 
widelte. Bisher haben wir mit der ganzen Snftitution 
nur in fomeit uns befchäftiget, als fie gegen leichtfinnige 
und veratorifche Anflagen ſchützen fol; der Anklagejury 
kommt aber nicht bloß diefe richt erliche Thaͤtigkeit, die 
Entfheibung über den Anſpruch des Anklägers auf Zulaf: 
fung zur Anklage und den ftillfehweigenden de3 Angeklagten 
auf Zurückweiſung deffelben zu, fondern fie tritt zu 
gleicher Zeit felbfial8 Anflägerinn auf. Ohne 
. und (was fchon der Raum nicht geftatten wiirde) auf die 
in tiefes Dunkel gehüllten Urfprünge der Jury in England 
näher einzulaffen, weifen wir bloß auf die in England all: 
gemein verbreitete Anficht hin, daß die Grand Jury aus 
jener Zeit flamme, wo man fich genöthigt fah, viele Richter 
wegen der von ihnen verübten Willfürlichkeiten hinrichten 
zu laffen; wo es alfo rathlich fehien, gegen dieſe dadurch 
fi zu ſchützen, daß die Richter nur über jene Gewalt ha: 
ben follten, die ihnen von der Gemeinde gemifjermaßen 
preisgegeben waren. Ferner ift aber auch, namentlich durch 
beutfche Forſchungen, feftgeftelt, daß der Gemeinde die 
Verpflichtung oblag, die Verbrecher den Richtern audzu: 
liefern 5; wir ſehen fchon von ben Zeiten Alfreds die ganze 
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Gemeinde (hundred) für gewiffe in ihrem Bezirfe began⸗ 
gene Verbrechen verantwortlich gemacht, und wiflen, daß 
fie fi) von diefer Verantwortung nur durch Angebung des 
Thäters befreien fonnte, Um die Zeit der normännifchen 
Eroberung war indeß der Flagende König an die Stelle der 
büßenden Gemeinde getreten, ohne jedo deren Thätigkeit 
oder Mitwirkung aufzuheben?). Das Recht der Anklage 
fallt dest dem König anheim, und in der Zeit, wo die 
erfte unzweideutige gefegliche Anerkennung der Grand 
Jury vorfommt (Stat. 5, 25. Edw. III. c. 4) ift die 
Privatanflage (Appeal) fhon zum großen Theil außer 
Uebung und jedenfalls fehr beſchränkt. Diefe Privatanklage, 
welche dem Anfläger alle Rechte des anflagenden Königs, 
felbft dad Begnadigungsrecht, gab, war zu Feiner Zeit 
der Prüfung durch die Grand Jury unterworfen; dafür 
nöthigte fie, fo lange der Zweikampf eine allgemein übliche 
Beweidart blieb, zur Bloßftellung der eigenen Perfon, und 
war auch nach allgemeiner Einführung des trial per pais 
mit dem Mißftande verbunden, daß im Fall der Sreifprechung 
der Ankläger zur Verantwortung gezogen ward. Man 
zog es daher begreiflicher Weife vor, die Verfolgung dem 
Könige zu überlaffen, oder richtiger: in feinem Namen 
anzuflagen. Damit aber nicht jeder des Föniglichen Nas 
mend zur Bemäntelung feiner eigenen Rache oder fonfti: 
gen Pläne nad) Belieben fi) anmaßen könne, ward bie 
Tönigliche Anklage nach und nad) ungefähr in derfelben 
Weiſe an die Beftätigung durch die Grand Jury gebunden, 
wie etwa im conftitutionellen Staatörecht die Vollziehbar: 
feit einer Verordnung des FZürften von der Gegenzeichnung 
derfelben durch einen Minifter abhängt. Die Geſchwor— 


28) Sundermann: Meber die Einftimmigfeit . der Sum. 
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nen nahmen alſo ſtatt des Königs (deſſen 
Geſchworne ſie ja im Gegenſatze zu Jury des Landes, 
zur Urtheilsjury, heißen) die Anklage von den Schul— 
tern der anzeigenden Privatperſonen oder 
des Friedensrichters abund auf ihre eigenen; 
„ſie“, fo lautet die officielle Formel, „beeidiget und beaufs 
tragt, für den König und für die Geſammtheit der Graf: 
ſchaft (pro corpore comitatus) Unterfuhung anzuftellen, 
zeigen bei ihrem Eid an (present) u.f.w.” Während ale 
die öffentlihe Meinung und die Doctrin in ihrer ganzen 
Zhätigkeit nichtd anderes fieht, als eine Prüfungsbehörde, 
welche die redlich gemeinte und beachtungäwerthe von den 
verwerflihen Anklagen zu fondern hat, von ber man kei⸗ 
nen Ausſpruch über die Wahrheit der Thatfachen, fondern 
nur bie Erklärung erwartet, daß eine gewifle Perfon eined 
gewiflen Verbrechens mit Recht angeklagt fey: erzählt die 
Sury bei ihrem Eid, ohne dem geringften Zweifel zu 
äußern, daß A. eine gewiſſe Handlung begangen habe, 
was offenbar vorausſetzt, daß fie von der Wahrheit ver 
angegebenen Zhatfahen vollfommen überzeugt 
feyn müffe. So fhmwanft jetzt des Königs Jury zwis 
ſchen ſtaatsanwaltſchaftlicher und richterlicher Junction, 
zwifchen reblicher aber doch nur einfeitiger Nachforfchung, 
die eine einfeitige Behauptung zum Refultat haben fol, 
und billiger, Allen gerechter Beurtheilung eined noch nicht 
volfländigen Materiald, eine Beurtheilung,. deren Ergeb: 
niß ein unpartheiifcher, aber keineswegs entfcheidendeg 
Ausfpruc ſeyn fol; und wenn aud) diefe letztere Richtung 
ihrer Thatigfeit Längft den Sieg Über die. andere davon ges 
tragen’, fo find bei der Zähigkeit, mit ber in England Als 
leö feftgehalten wird, was einmal vorhanden ift, viel zu 
viel Vorausſetzungen der erfteren übrig geblieben, als daß 
viele Anklageverwerfungen von der englifchen Sury zu ers 
warten feyn follten, 
Srdte 4. ©. A. 1808. 1. ®e. 9 
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: : Worin befteht indeß in dem für ben Angefchuldigten 
günftigflen Kalle der Vortheil, welchen diefem die Nichrzu: 
laſſung der Anflagefchrift gewährt? Er wird um einige 
©tunden, und nur in minder ernſten Kallen, wo meift nur 
Bürgfchaftäleiftung gefordert wird, um einige Monate früher 
freigefprochen,, ald wenn die Anflage unmittelbar der Urs 
theilöjury vorgelegt worden wäre. Will man nicht anneh: 
men, (was in Cngland niemand behauptet,) daß bie 
Derfönlichkeit der Anflagegefhwornen überhaupt mehr Bes 
tuhigung gewährt, ald die dee Urtheilsgeſchwornen, fo 
kann man aud nicht befürchten, daß eine Urtheildjurg, vor 
der der Angeklagte feine volle Bertheidigung führen fann, 
und welcher der Richter mit feinem Rathe unmitttelbar beis 
fleht, in einem Falle ein „Schuldig“ fprechen könne, in dem 
die Anklagegefchwornen fchon die unwiberfprochene 
Anklage ungenügend unterftügt finden. Der AngePlagte 
gewinnt alfo durch die Zuruͤckweiſung der Anklageſchrift nur 
einige Tage (oft nur einige Stunden) und verliert dagegen 
den Vortheil, jeder fünftigen Anflage die Einrede früher 
"Sreifprehung (Plea of autre fois acquit) 2?) entge 
genſetzen zu können. In der&hat hat ſelbſt in diefem Kalle 
weit mehr der Anfläger ald der Angeflagte Grund, der Ans 
Magejury dankbar zu ſeyn; er erfpart, wenn feine Anklas 
ge ganz haltlos war, zunächft die nicht unbedeutenden 
Koften des Trial, die nur im Falle der Ueberführung des 
Angeklagten die Graffchaft erfeßtz er entgeht den Anfprüchen, 
bie der freigefprochene Angeklagte vielleicht gegen ihn erhe⸗ 
ben könnte. Während ferner die Urtheildgefchmornen feiner 
vielleicht nur aus Nachläffigkeit fdlecht begründeten Ankla— 
ge fir immer ein Ende gemacht hätten, ift dad Ignoramus 
der Grand Jury eigentlich nur eine Art Warnung für den 
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Anfläger, der fpäter beffer gerüftet einen neuen Angriff 
verfuchen kann. — 

Den Dienſt, den indeß die Anklagejury in dieſer 
Weiſe der Anklage leiſtet, läßt fie dieſe theuer bezahlen; 
wir haben ſchon früher erwähnt, wie durch einen Mißgriff 
der Anflagegefchwornen der Ankläger, der mit diefen feine 
Rechte gewilfermaßen theilen muß, in die Lage verfeht 
werden kann, entweder felbft die Gaflirung der von. 
ihm eingebrachten Anklagefchrift verlangen, oder eine 
ibm fremde Ueberzeugung vor Gericht durchführen und 
verfechten zu müſſen; ferner bleibt ihm, wenn während 
der Verhandlung ed fich zeigt, daß die von ihm und ber 
Anflagejury übereinftimmend angegebene Handlung eine 
minder firafbare geweſen, als die Anflagefchrift vorausfegt, 
kein Mittel, aud eigener Macht eine Veränderung an dem 
von berGrand Jury einmal feftgeftelten Wortlaut der Ans 
Plage vorzunehmen, und er muß, wenn nicht ein ſpecielles 
Geſetz der Fleinen Jury im gegebenen Fall eine Aenderung 
geftattet, die gänzliche Freifprechung des Verbrechers ges 
wärtigen. 

Nebſt diefen gewiflermaßen a priori bei bloßer Be: 
trachtung der SInftitution an fich beftehenden Bedenken, er: 
geben fib noch andere aus der Art, wie diefes in ber 
Rechtsübung fich geftalte. Es ift von einem der audge 
zeichnetften englifhen Suriften?®) bervorgeheben morden, 
Daß die englifche Grand Jury „eine Körperfchaft fey, die 
aller Verantwortung fich entziche und fehr oft gegen alle 
Gerechtigkeit einen Proceß anfange.” Was ben erften 
Theil diefes Vorwurfes betrifft, fo ftüßt er fi) darauf, Daß 
die Ausiprüche der Grand Jury nur auf Stimmenmehrheit 


3) Lord Brougham; f. Foelix, Revue de droit frangais, 
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beruhen; während die Engländer gerade deßhalb auf die 
Einftimmigteit des Wahrfpruched der Fleinen Jury ein fo 
großes Gewicht legen, weil fie jeden Einzelnen für fein 
Benehmen wenigftend moralifh verantwortlich wiffen wol⸗ 
fen. Sol ferner die Aeußerung, daß oft Proceffe gegen 
alle Gerechtigkeit begonnen werben, in dem Sinn gemeint 
fein, daß die Anklagejury oft unbegründete Anklagen ges 
nehmige, fo muß auch dies zugegeben werden. Zwar fällt 
hier zunächft fehr fchwer ber von Mittermaier?!) hervors 
gehobene Umftand ind Gewicht, daß vor der Anflagejury die 
Zeugen höchſt unzuverläffig ausfagen, weil fie nicht beeis 
Diget werden, und weil (wad gewiß auch noch in Betracht 
fommt) dad Verfahren vor der Grand Jury geheim ifl, 
und felbft die von den Mitgliedern derfelben beforgten flüch⸗ 
tigen Aufzeichnungen der Beugenausfagen noch am Abend 
defielben Tages vernichtet werden müflen; aber gewiß 
trägt die vorerwähnte factifche Unverantmortlichkeit bes 
Gefhwornen nicht wenig dazu bei, daß fo viele Anlagen 
vor die Urtheildjurg fommen , die nie dahin gelangen foll« 
ten. Die meiften Anflagefchriften werden von der Fury 
mit einer Haft erledigt, die den Gedanfen an gebührende 
Erwägung derfelben gar nicht auffommen läßt. Wie 
wär's fonft auch denfbar, um auf den fchon früher anges 
fiellten Bergleih mit Schottland zuruͤckzukommen, wie 
wär's fonft auch denkbar, daß die Jury nur 1096 der ihr 
vorgelegten Anklagen zuruͤckweiſt, während der öffentlis 
che Ankläger in Schottland, feinem eigenen Ermeſſen übers 
laſſen, 21%, ia ftreng genommen 43 %/,%) der auf 
Grundlage eines ziemlich analogen Verfahrens ihm zuge 
kommenen Anzeigen ablehnt? und daß unter den vom 
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diefem Angeflagten nur 8— 10°, Unfchuldige fich befins 
ben, während durchfchnittlich 16°/, %/u der von der Grand 
Jury beftätigten Anlagen verworfen werden? — In 
neuerer Zeit zeigt fich die Anklagejury noch weniger ſtrenge: 
ſo wurden in London 
im Jahre 1845 von 2817 Anklagen 175 
— — 1846 — 2735 — 116 
— — 12847 — 3322 — 266 
alſo durchſchnittlich 5— 6°/o zurüdgewiefen??); 1849 wurden 
in Eondon und Middlefer von 3861 Anklagen 135 ver 
worfen ?*), alfo nur 31/4 0. Freilich zeigt fich in den 
Grafſchaften im Ganzen mehr Eifer, da in bemfelben 
Sahre in ganz England von 27,816 Anklagen 1636 
(6°/,%/0) befeitiget wurden. 
Trotz alledem ift an bie Aufhebung der Anklagejury 
in England nicht zu denken; denn wenn ſie auch zunaͤchſt 
ihre Aufgabe nicht allzu ſcharf faßt, und im Vertrauen auf 
die Pflichttreue der kleinen Jury mit ihrer eigenen Pflicht 
ed nicht allzu genau nimmt; fo iſt doch ſchon ihr bloßes 
Beſtehen hinreichend, eine Menge unnöthiger oder böswil- 
liger Anklagen hintanzuhalten; und namentlich in politis 
ſcher Beziehung dient ſchon ihr Vorhandenſeyn zu großer 
Beruhigung. Wir laffen ed dahin geftellt feyn, ob bie 
politifche Stellung der Grand Jury ſich fo genau bezeichnen 
lofle, wie es SGundermann®®) thut. „Der König wird 
nach engliſchem Rechte ald einziger Ankläger betrachtet”, was 
„freilich nicht anders zu verftehen, ald der Satz: daß ber 
König der einzige Gefeßgeber fey. Wie hier an die Zus 
flimmung des Parlaments, fo iſt er dort an das Verdict 
der rügenden patria gebunden.” Es ift nicht zu uͤberſehen, 
dag durch die Zulaſſung der Informationen in dies Prin⸗ 
33) geitfehrift für Gefeßgebung des Austande6, Bd XXI. ©. 328, 
: 3) Mittermaier a. a. D. ©. 
35) Einſtimmigkeit der Jury, ©. 170. 





f18 Ueber die Verſetzung in Anklagefland 


eip eine gewaltige Breſche gefchoffen wäre. Fuͤrs erfte aber 
fteht fo viel zur allgemeinen Beruhigung feft, daß die Re: 
gierung die einzige mit ernfter Strafe betrohende Anflage, 
die in der That von ihren eigenen Organen audgeht, die An: 
Mage auf Hochverrath, nur mit Zuflimmung einer Grand 
Jury einbringen koͤnne. Eben ber Umftand, daß tie Pflich⸗ 
ten der Anflagegefhmornen bei weitem nicht fo Har bezeichnet 
find, wie bie der Vrtheilsgeſchwornen, würde es moͤglich 
machen, daß felbft an fi nicht ganz ungegründete Ankla⸗ 
gen verworfen würten, fobald gegründeter Verdacht obmal: 
tete, daß die Regierung bei deren Anftelung ein gewifles, 
den Zweden der Rechtöpflege fremdes Syſtem befolge, ober 
fobald irgend eine Unbilligfeit mit der Anklage verbunden 
wäre. Wenigſtens würde ein folder Ausſpruch der An: 
Hagejury weniger Aergerniß geben, als gewifle aus ähn: 
lichen Erwãgungen hervorgegangene franzöfifche Wahrfprüche. 
(Wir erinnern nur an die Freifprehung der Mitfchuldigen 
Louis Napoleon Bonapartes). SIndeß hat auch in diefer 
Beziehung dad bloße Vorhandenfeyn der Grand Jury fhon 
vorbeugend gewirkt; Xendenzproceffe find in England im: 
mer äußerft felten gewefen, und fo gehört denn auch menig- 
ftend der politifch einflußreichfte Ausfpruch einer englifchen 
Jury einer Urtheildjurg an; — es ift das Verdict in dem 
berühmten Bifchofsproceffe unter Zacob 11.3). So lange. 
ferner noch der König, ber That und nicht bloß dem Na: 
men nad, der einzige Ankläger ift, fo fange nicht wir: 
lich alle Anflagen von Staatöbeamteten ausgehen, ift nad 
dem, was früher gefagt wurde, die Anflagejury durchaus 
unentbehrlich; und es fcheint, daß man in England die 
Sefahren und Unannehmlichkeiten, die mit der Aufftelung 
fo vieler und fo einflußreicher Beamteten nothwendig ver: 


— 


36) Macaulay, History of England Ch. VIII. (Leipzig 
1849) v. III. p. 189 sq. . 
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knuͤpft find, höher anfchlägt, ald die von niemand ge 
läugneten Uebelftände des jebigen Syſtems, welches es 
bei vielen Verbrechen doch mehr oder weniger vom Zufall 
abhängen läßt, ob eine Anflage anzuftellen fey oder nicht, 
während in anderen Fällen ebenfalld der Zufall darüber 
entſcheidet, wem dad Recht oder bie" Pflicht, anzuflagen, 
übertragen werden foll, und nicht felten der durch. ein Ver⸗ 
brechen Verletzte gezwungen wird, nebſt dem ihm zuge: 
fügten Schaden die Mühen und Gefahren einer Crimis 
nalanflage zu tragen. 


(Schluß im nädften Hefte.) 


„ Meber die | 
Graͤnze zwifchen Diebftahl und Selbfthülfe,. 
— Von J 


Heren Dr. €. Brackenhoeft, 
Privatdocenten in Heidelberg. 


$. 1. 


Win Selbſthülfe) durch Angriffe auf fremden Beſitz 
beweglicher körperlicher Dinge verübt ?), fo hat ihre Bege- 
hung mit der Begehung eines Diebftahls, oder (beif. g. qualis 
ficirter Selbfthülfe) beziehungsweife eines Raubes, eine fo 
große Aehnlichfeit, daß die Verfchiedenheit beider Thatbe⸗ 
flände einzig und allein von der Meinung bed Thäters 
über fein Recht abzuhängen ſcheint; und zwar nicht über 
fein Recht zu der Handlung, fondern über fein Recht 
an dem Gegenftande, oder auf den Gegenfland, feiner 
Handlung und des fremden Befiged. Die Schwierigkeit, 
welche die Ermittelung der Meinung des Thäterd über 
fein Recht haben kann, ift zwar Sache des Beweifed; und . 
wenn die Begehung in einer Weife gefchieht, welche die 
Abfiht an den Zag legt, dem Einfprudye eined Berechtigten 
gegen die aneignende Handlung auszuweichen, fo wird der 
Thäter fhon den Beweis gegen ſich haben, daß ihm diefe 


1) Dder beffer: Selbhülfe. Denn felber hilft man fi) durch 
fie, und nicht ſelbſt oder: fogar. 

2) Was denn von Seiten eines Detentor freilich nicht möglich 
if, da die zur Seibhülfe erforderliche Meinung des Rechts 
aris der Abficht alieno nomine zu detiniren unvereinbarlid) iſt. 


Ueber Die Graͤnze zwiſchen Diebſtahl u. Selbfihälfe. 121 


Meinung fehlte). Allein wenn es umgefehrt erwiefen 
if, daß der Xhäter, in der Meinung ein Recht an jenem 
Gegenftande oder auf denfelben zu haben, den Angriff auf 
den fremden Beiig unternahm; wenn alfo die Vorauss: 
fegungen der Selbhülfe gegeben erfcheinen , fo läßt fich doch 
noch immer die Trage denken: ob nidhtein animus 
Iucri faciendi vorhanden gewefenfey,, welder 
die That zum Diebftahl qualificire? wenn ungeachtet je 
ner Meinung des Thäterd von feinem Rechte ein animus 
lucri faciendi folcher Art bei ihm möglich ift, wie der 
Diebſtahl ihn erfordert. Man muß diefe Frage ſchon gra= 
dezu bejahen, wenn man mit dem animus lucri faciendi 
den animus rem sibi habendi für. gleichbedeutend hält *). 
Denn deranimus rem sibi habendi, die Abficht, die Wirk⸗ 
famteir?) eines Rechts in Anfehung feinet Gegenftandes®) 
für fi) in’d Dafeyn zu rufen, muß doch nothwenbig mit 
einer Selbhülfe immer verbunden feyn, da das Dafeyn je: 
ned Rechts, oder die Meinung von jenem Dafeyn, zwar für 


3) So ganz gleichgültig ift die Heimlichkeit der Verübung doch 
nicht, wie man neuerdings will, 3. B. Wächter in Weise 
ke's Rechtslex. 111. ©. 295. Auf Heimlichkeit deuten Hin: 
L. 1. pr. D. de furt. 47. 2. „Furtum .... dictum Labeo 
alt, quod clam et ohscure fiat”; Sächſ. kdr. 1. 89... 
„Halt he it denne in deme wann dat it fine fi unverbos 
len. .. mach man’s wol under inne beflagen; düve aver 
unde roves, of man inne des fhüldiget dar an, des untfcüls 
deget he fir uppe’n hilgen.” . . Für das ältere deurfche Recht 
nimmt Heimlichfeit als Merkmal an: Eropp in Hudte 
walders und Trummers crim. Beitr. II. ©. 10ff.; au 
Söfhen: die Soslarfhen Etat. ©. 308. 319.. 


4) So Häberlin Srundf, d. Erim. R. IV: ©. 6 fi. 


5) Nicht die Verwirklichung, nämlich die Begründung des Recht 6s 
verbältniffes. 


6) D. h. des Stoffes, der dem Berechtigten nicht als Stoff, d. 5. 
bloß als Mirrel für gewiſſe Smede, fondern als ein abges 
ſchloſſener und ausfchliefinder Rechisfreis unterworfen X. 
meine Grundlagen bes gem; deutſch. Rechts ©. 2%. 
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jenen animus gleihgültig ift 7), aber doch feinesweges ihn 

ausichließen kann. Allein auch die Abficht, etwas andereß, 

als bloß jene Art der Wirffamfeit des vermeinten Rechts, 
den unmittelbaren Gegenftand der richterlichen Amtöver: 
waltung ®), durch die That zu gewinnen, läßt fich bei der 

Selbhülfe immerhin denfen. Sie kann das einzige Mit: 

tel feyn, um den Beſitz des Gegenftanded des wirklichen 

‚oder ded vermeintlichen Rechts fo zeitig zu erlangen, um 

ibn mit Gewinn verwerthen zu können. Sa ed kann bie 

Herftelung der Wirkfamfeit des Rechts durd die Selbs 

bülfe felber ein Gewinn feyn, derdem Erwerbe des Rechts 

gleichfleht, wenn der prozeflualifche Vortheil des Beſitzes 
in Ermangelung anderer Beweiſe dad einzige Mittelift, 
fie zu erlangen, und der Mangel des Beweifes der 

Selbhülfe und der darauß entipringenten Fehlerhaftig⸗ 

feit des Befibed den Gegner außer Stand ſetzen wird, bem 

Urheber der Eelbhülfe jenen prozeflualifchen Vortheil zu 

entziehen. Diefe Folge fegt aber voraud, daß der Act der 

Selbhülfe verborgen wird, und die Selbhülfe wird 

durch diefes Verbergen ein Mittel, einem Gegner das Mit: 

tel zur rechtlichen Erhaltung der Benugung eined Rechts⸗ 
ftoffes®?) zu entziehen. Und wenn man biefes Mittel, in 

‚ T) Er braucht nicht auf den Rechtsbegriff des Eigenthums 
gerichtet zu feun, wie dv. Savigny in der Lehre vom Beſitze 
es ausdrüdt. Jedoch ift diefe Bezeichnung nicht ganz treifend. 

8) Nämlich die Adminiftration der Juſtiz überhaupt, als Regies 

-  rungsinftitur, verfchieden von der Richterfunction in einem 
einzelnen Prozeffe (m Crörter. zu Linde’s Lehrb. d. Proz. 
©. 370. 271), welche nur ale Mittel zu jener Atminiftrarion 
dient und unmittelbar die prozeſſualiſchen Befugnifle der Pars 
theien zum G-genitande hat. Die daraus hervorgehende Dops 
pelftelung des Ricters beftreiter indeE v. Linde: Arch. für 
civ. Pr. XXVI. ©. 44 45. 

9) Nicht eines Nechtegegenftandes (oben Not. 6), indem mittelft 
des richterlichen Schußes (oben Nor. 8)‘, nicht die Verwirkli⸗ 
hung eines Rechreverhältniffee (oben Not 5.). fondern wur 
die Mirkfamkeir eines folchen (oben Wet. 8), erlangt werden 


Eann; die nur Rerwirflihung eines Zuflandes iſt: m. Grundl. 
d. gem. d. R. ©. 2 f. ©. di. U 
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germanifcher Auffaffung ben gemwerenben Zuftand 19%), mit 
dem Rechte felber indentificirr, fo ift die Entziehung eines 
folchen Zuftandes immer eine Entziehung eined Gutes, oder 
eine Aneignung fremden Gutes, gleichviel in welcher Meb 
nung fie vorgenommen wird. Dann liegt in einer folchen 
Entziehung auch immer die Verwirflihung eined animus 
Iucri faciendi, und ed ift dann fein Unterfchieb zwifchen 
diefem und dem anımus rem sibi habendi, und nuch fein 
Unterfchied zwifchen Diebftahl und Eelbhülfe, wenn er 
nicht in einem andern Momente, als in dem animus, ge 
funden werben kann. Ä 
8. 2. 

Man Eönnte indeß der Anſicht ſeyn, daß die eben bes 
feitigte Unterfcheidung dann, wenn man jene Identität des 
Rechts und des gewerenden Zuftandes aufgebe, fi) dadurch 
ermitteln laffe, daß bei dem Diebftahl die Abficht auf eis 
nen unrehtmäßigen!) Gewinn, gerichtet feyn müfle, 
dei der Eelbhülfe aber dad Merfmal der Unrechtmäßigfeit 
fehle Und wenn man diefe Vermittlung für unzureichend 
erachten wollte, weil ja ein Gewinn, der durch Selbhülfe 
verwirklicht werde, vermöge ded Werboted der Selbhülfe 
ein unrechtmäßiger fey; fo ließe fich darauf wieder antwors 
ten: daß hier eine ſolche Unrechtmäßigfeit gemeint fey, bie 
auch abgefehen von der befondern Straffanction, welde 
durch die Handlung übertreten fey, fi als eime unrecht 
mäßige darſtelle. Dann entfteht aber wiederum die Frage: 
wie denn eine Abficht zu gewinnen ohne eine folche Straf 
fanction unrechtmäßig feyn könne? Eo lange man eine foldhe 
Abfiht an und für fich nicht ald etwas unrechtmäßiges nach⸗ 
weifen Fönnte, würde man auf die Begriffsbeftimmung 


10) Der die Befugniß gewährt, erhobene Anfprüche anderer mit 
Eid (vergl. Sähf. Ldr. a a. D.oben Not. 3) abzuwehren: m. 
Grundl. d. 9. d. R. ©. 133. 


1) So Bad. Strafgeſetbuch $. 376. 
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verwieſen feyn, daß Diebflahl und Selbhülfe durch An- 
griffe dee fraglichen Art fi) dadurch non einander unter: 
ſcheiden, daß jener Gewinn, dieſe Geltendmachung eines 
Rechts bezwecke. So unterfhheidet auch das Badiſche Straf: 
geſetzbuch $. 279 und 276; nur mit der Abweichung, daß 
ed die Unrechtmäßigfeit des Gewinnes zum Erforberniffe 
bed Diebſtahls macht; ein Erforderniß, welches aber mit 
gleichem Zuge für die Geltendmachung eined Rechts gefor: 
dert wird, damit fie eine Strafe begründe, fo lange nicht 
nachgewiefen wird, daß Unrechtmäßigfeit beim Diebftahl 
ſchon aus der Befchaffenheit der Handlung folge, bei ber 
Selbhülfe aber auh ohne Unrehhtmäßigfeit Etrafbarkeit 
begründet fey. Und wollte man fagen: die Verfchiedenheit 
liege darin, daß der Diebftahl mit einer wahren rationalen 
Rechtsnorm?) in Widerftreit?) trete und deshalb ſich 
ald unrechtmäßig im wahren Sinne darftelle, die Eelbhülfe 
aber nur einen gewerenden Zuftand angreife, und daher 
nicht im wahren Sinne unrechtmäßig fey, fo wird es fehr 
fraglih, ob denn auch die neuere ftrafrechtliche Anficht auf 
einer folhen Unterfcheidung beruhe. Denn bald legen fie 
der Selbhülfe gleichen verbrecherifchen Character bei, wie 
dem Diebftahl, und betrachten fie dann ald Vergehen gegen 
die richterlihe Gewalt?), bald aber faflen fie die Selb: 
hülfe nur ald Verlebung von Privatrechten auf). Als Ge 
genftand der zum Diebftahl erforderlichen Abficht erfcheint 
indeß immer die Bereicherung, die bald dahin geben foll, 
Eigentbum zu haben ©), baldbahin, einen Gewinn zu 


DM) Meine Grundl. d. 9. d. R. ©. 4 ff. 
3) Dief. Arch. Sahrg. 1840. ©. 410. 
4 Würtemberg, Bayern, Fraunſchweis „Oldenburg: Häbers 
lin a. a. O. II. S. 214 f. 
. 5) Darmſtadt, Baden ad: ebendaf. 


6) Oeſtreich, Darmitadt, Raven, Braunfdhweig, Oldenburg: 
Häberlin aa. D. IV. S. 8 6. 
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erlangen”). Der Bedeutung der Abficht ſich zu bereichern, 
nämlich irgend einen Bortheil für den Verkehr mit anderen 
zu erlangen, wird fi) daher die Unterfuchung zunächſt aus 
wenben müflen. 

8. 3. 

Die Möglichkeit jener Abficht ‚bei Entziehung eine 
Gegenftandes fest einen Werth deſſelben voraus, weil der 
Werth eben dasjenige ift, worauf ſich der Vortheil für dem 
Berfehr mit anderen gründet. Die Frage über den Werth 
ift aber anderer Natur, wenn man einen Gegenftand als 
Rechtögegenftand, und von einer andern, wenn man 
ihn als Gegenftand einer Handlung, nämlich ald Mittel 
für Zwecke oder Stoff einer Berechtigung auffaßt. 
Es giebt feinen Segenftand, durch deflen Gebrauch nicht 
unter diefen oder jenen Umftänden irgend ein Vortheil era 
langt werden könnte. Und da ein dauernded der Idee nach 
ewiges Angeeignetfeyn ed ift, was einen Gegenfland zum 
Rectögegenftande macht!), fo fann eine vorübergehende 
Unmöglihyfeit, von ihm einen vortheilhaften Gebrauch zu 
machen, keinen Einfluß auf feinen Werth üben. Der Werth 
eines Rechtsgegenſtandes als eines folchen ift aber auch eben 
Daher unfhäßbar, weil er!an feinen beflimmten Zeitpunkt 
geknüpft ift, und der Werthbetrag ſich mit der Zeit, d. h. 
mit den Umftänden, welche die Zeit mit fich führt, verän—⸗ 
dert. Wo alfo ein Gegenftand ald Rechtögegenftand bes 
handelt wird, d. h. wo es ſich nur um dad Verhältniß eine 
Trägers des Rechts, dem der Gegenftanb unterworfen ift, 
zu diefem, handelt, wie dieö beim animusrem sibi habendi 
der Fall ift?); da mußder Werth volfommen gleichgül⸗ 





7) Baden, Sahfen: Häberlin a. a. D. IV. ©. 6f. 
1) M. Grundl. d. g. d. R. ©. 2. 33. 


‚2),Denn ift ee auch nicht nothwendig auf den Nechtsbegriff gen 
richtet, d. h. erfordert er auch nicht die Meinung des Rechts 
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tig ſeyn?). Eofern nun biefed Verhaͤltniß in Frage ſteht, 
kann von einem animus lucri faciendi in rechtlicher Be⸗ 
deutung nur die Rede feyn, wenn ed fih um einen neuen 
Rechtserwerb, oder, was daffelbe ift, um ben Erwerb eines 
neuen Rechtögegenftandes, handelt, und man ihn mit dem 
animus rem sibi habendi identifch betradhtet. Darum 
handelt es fich aber beim Diebftahl, wenn man auf deffen 
snmittelbare Folge fieht, nie, weil der Dieb durch den 
Diebftaht das geftohlene Gut. rechtlich nicht erwirbt. Be 
fände alfo der hier erforderliche animus lucri faciendi in 
der Abficht, einen neuen Rechtöerwerb zu machen, fo würde 
der Diebftahl immer die Meinung des Urhebers ) vorans= 
feßen, daß er fich daS geftohlene Gut erwerbe. Der Dieb: 
ſtahl würde alfo immer die irrige Meinung feines Urhebers 
erfordern, daß der Diebftahl eben nichtd anderes fey, ald ein 
vereinfachter einfeitiger Nechtderwerb an fremtem Gute 
Es verfteht fich aber, dag zum Thatbeſtande eines Verbre⸗ 
hend nicht Irrthum über deſſen rechtliche Felgen gehören 
Tann. Der animus lucri faciendi, den der Diebftahl vor⸗ 
ausſetzt, kann alfo auch nicht durch die Richtung auf jener 
unſchaͤtzbaren Werth des Rechtögegenftandes bedingt und 
von ihm abhangig feyn. Es fann für das Dafeyn deſſel⸗ 
ben. vielmehr nur auf. den relativen ſchätzbaren Werth anz 
fommen, den der Gegenftand ald Gegenftand der Befigents 
ziehung, als Stoff oder ald Mittel für Zwede hat, und ber 
(oben $. 1. Not. 7), ſo muß er doch nach der römifchen Rechts⸗ 
bildung, in welcher wir ihn finden, auf einen Rechtegegens, 
ftand gerichtet fenn , werhalb er denn auch als der animus 
domini bezeichnet wird. Es hängt die Entwidelung diefer rö« 
mifchen Anfhauung mit dem Einfluffe des Formelprozeſſes zus 
fammen, worüber das Nähere einem andern Orte vorbehalten 
bleiben muß. 

3) Auch das Dafenn eines Intereſſe ift gleichgültig für das Das 
fegn eines Reis, und kommt nur für die Zuftändigkris einer 
Klage in Frage. 

9 Der Zhärer iſt der eigentliche Urheber. A. M. 3ahariä 
"in bief. Arch. Jahrg. 1850. ©, % 
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mit den Zeitumfländen wechſelt. Es iſt dieſer Werth nicht 

ſowohl der Werth des geſtohlenen Gegenſtandes, als viel⸗ 
mehr der gebrauchenden Handlung, welche mittelſt des Dieb⸗ 
ſtahls vorgenommen wird, Hat auch der entwendete Ges 
genftand jenen abfoluten unfhäßbaren Werth ded Rechts⸗ 
gegenftandes, kann aber mit der. gebrauchenden Handlung 
überall feine Werthaneignung erreicht werden, fo fehlt es 
auch an der Vorausſetzung für dad Dafeyn ded animus 
Jucri faciendi; und es könnte ein folcher animus nur 
- ald Folge eines Irrthums gedacht werden, und nicht geeigs 
net feyn, die Entziehung zu einem Diebſtahl zu qualificiren ®): 
Der heut zu Tage ein Echwefelholz oder eine Stednabel 
entwendete, in der Meinung, taß erfie für einen Preis vers 
faufen könne, wiirde einen Gegenftand zum Gegenftande 
eined Diebftahls gemacht haben, an dem dermalen fein 
Diebftahl möglicy wäre. Selbſt wenn er die Entwendung 
in der Abficht vorgenommen hätte, um durch andere gleiche 
Entwendungen eine verwerthbare Quantität folder Ges 
genftände zu erlangen, mürde er feinen Diebflahl began⸗ 
gen haben; ed fey denn, daß die einzelne Entwendung nur 
einen Beftandtheil einer planmäßigen Entwendung der vers 
verwerthbaren Quantität bildete. Denn ift leßteres niche 
der ZU, fo kann der Gewinn erft Durch ein zerfeßendes ® 
Anfammeln vermittelt werden, das die Gegenftände, obs 
gleich fie als Rechtögegenftände diefelben kleiben, in einer 
andern Stoff verwandelt, und als einen andern Stoff: 
in den Verkehr einführt; fo daß das Mittel zum Gewinn 
ein anderes ift, als der geftohlene Gegenftand. Dahinger 
gen leidet e3 feinen Zweifel, daß man durch Entziehung 
eines Echwefelholges oder einer Sıednabdel, an denen mar 


5) Ueber Las Erfordernif eines Werthes |. Thilo: Etrafse: 
f. Baden mit Moriven ©. 321 

6) Im 3rfammenf. pen wird das einzelne Etüd zerfest. Das 
iſt Sonfumtion, nicht Specificauon. 
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Eigenthum zu haben vermeint, eine Selbhülfe begeht, 
wenn man die Entziehung wider den Willen des Be: 
figerö vornimmt. In fofern nun die Strafe der Selbhülfe 
in einer Entridhtung eined Einfachen oder Mehrfachen 
ded relativen Werthes der gebrauchenden Handlung, ded 
dermaligen Stoffwerthed, des Gebrauchs⸗, oder Zaufch >, 
oder Verkehrswerthes, befteht, wirb fie freilidh in einem 
derartigen Kalle auf nichts reducirt. Allein fonft ift Died 
anderd; und nah Bad. Strafgefebb. $. 279 würde eine 
Selbhülfe an einem foldhen Gegenftande eine Geldftrafe 
bis zu 150 Gulden nad) ſich ziehen können. 
. 4 

Unterfcheidet man. zwifchen einem factifchen und eis 
nem rechtlichen Erwerbe, oder zwifchen der bloßen Derftel: 
lung der Wirkſamkeit eined Rechtd getrennt von deſſen Ver: 
wirflichung gedacht, und defien Verwirklichung; fo gehört 
die Berwirklihung des Werthed eines Gegenſtandes eben 
fo, wie die Selbhülfe, in das erfte Gebiet. In der Auss 
führung diefer verfchtedenen Thätigkeit ift aber der factifche 
Erwerb von dem rechtlihen nur dann unabhängig, wenn 
ber rechtliche Erwerb ihm vorbergegangen ift., Iſt dies nicht 
der Fall, fo kann der factifche Erwerb nur dadurch vermits 
telt werten, daß an die Stelle des Rechts, welches durch 
ben rechtlichen Erwerb verwirflicht werden Eönnen und fol 
Ien, eine Erfheinung des Rechts, namlich ein bloßer 
Zufland, der die Geftaltung des Rechts annimmt, gefeßt 
wird. Es muß die Herfielung der Wirffamkeit eines 
NRechtöverhältniffes durch die Verwirklichung eined Zuftans 
Des vertreten, und demnach der factifche Erwerb durch eine 
Vertauſchung von Recht und Zuftand vermittelt werben. 
Durch die Richtung der Abſicht auf eine ſolche Vertaufchung 
unterfcheidet der römifche Diebftahl fich von der Selbhülfe; 
und in diefer Auffaflung geftaltet fi) der animus lucri fa- 
eiendi zu einem widerrechtlichen animus furandi. Eine 
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ſolche Bertauſchung fann aber von rechtlicher Bedeutung, 
und im Rechtsfinne möglich nur dann feyn, wenn es eine 
Berſchiedenheit zwifchen Rechtöverhältniffen und Zuftänden 
giebt. Im germanifchen Rechte, wo nur durch Gewerung 
geſchützte Zuftände beftehen!), ift nur eine Vertauſchung ˖ 
der Gewerung oder des gewerenden Zuftandes ald Aequis 
pollenz der Bertaufchung von Recht und Zuftand möglid. 
Bertaufhung eined gewerenden Zuftandes iſt aber nur zu 
vermitteln durch eine Entziehung eines folchen Zuſtandes 
gegen andere, und eine folhe Vertaufhung tritt auch bet 
der Seibhülfe ein?). Kann demnach der animus feine 
Gränze zwifchen Diebftahl und Selbhülfe ziehen ?), fo fan 
anbererfeitöS auch wiederum jener animus furandi der Roͤ⸗ 
mer zur Ausführung nur gebracht werden in demjenigen 
Gebiete, in welchem die Herftellung der Wirffamfeit eines 
Rechts wiederum mit einer Verwirklichung fich identificirt. 
Diefes Gebiet ift das der Verwirklichung des Werthes ei: 
ned Gegenftandes, dasjenige in dem der Gegenftand ale 
Stoff behandelt wird; eine Behandlung die ald der Ge: 
brauch eined Mitteld für Zwecke immer nur Verwirklichung 
eines Zuſtandes ift, und zwar des Zuftandes des verwer⸗ 
thenden Verkehrsgenoſſen zur Verkehrsgenoſſenſchaft. Die 
Bedeutung, welche die Befibentziehung für diefed Gebiet 
bat, muß über die Möglichkeit des animus furandi ent: 
fcheiden ; die dann gegeben ift, wenn fie fih zum Mittel ei⸗ 
ner Werthöverwirflichung geftaltet, die nicht ebenfall8 eine 
Herftellung der Wirkſamkeit eines verwirklichten Rechtsver⸗ 
hettniffes, und durch deffen Verwirklichung von diefer, dem 
rechtlichen Erwerbe, unabhängig geworden iſt. Damit der 
den animus furandi bedingende animus lucri faciendi 
möglich fey, ift ederforderlich, daß der Gegenſtand als Stoff 





1) M. Grund. d. g. d. R. S. 7. S. 18 f. ©. 121 ff. 


2) Oben 8. 1. bei Not. 10. 
Arqiv d. Gr. A. 1852. 1. ©t. J 
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einen Werth habe vom einheitlichen Gefichtöpunkte der Ger 
fammtheit der Werkehrögenoffen aus, d. h. dem Geſichts⸗ 
punkte derjenigen, die zur Wermittlung der Befriedigung 
ber Bedürfniffe des Lebens mit einander in gewerbliche Be: 
ziehung zu freten veranlaßt find. Die ideelle Gefammt: 
heit des Verkehrs- oder Tauſchwerthes aller Stoffe, der auf 
ihrem Gebrauchöwerthe beruht, welcher legterer wiederum 
von dem Bedürfniffe abhängt, gehört allen Verkehrsgenoſ⸗ 
fen. Was aber allen gehört, das gehört keinem; aber jeber 
ift befugt einen Antheil daran mit den dazu rechtlich geeig: 
neten Mitteln fih anzueignen und dadurch Gewinn zu ers 
werben. Diefer Erwerb ift nichtö andered ald eine Aus: 
behnung des Antheild des Erwerberd an jenem Gefammt: 
werthe, und diefer Antheil ift rechtlich gränzenlos, fo daß es 
keine Ausdehnung deſſelben giebt, Die eine rechtliche Gränze 
überfchreiten Fönnte. In diefem Gebiete ift die Uebervor: 
theilung, das circumvenire, rechtmäßig; es gilt hier ein 
Recht der Eroberung mit der Waffe der Verſchlagenheit. 
Die Stoffe, welche hier durch ein einzelnes Gefchäft gegen 
einander umgefeßt werden, haben für dieſes Gefchäft unter 
deſſen Urhebern einen und denfelben, nämlich den unter 
ihnen verabredeten, Werth, welcher dem Marktpreife äquis. 
pollent ift, gleichviel ob er mehr oder weniger beträgt. Setzt 
jemand 1 Malter Getreide gegen 20 Guldenſtücke um, wäh: 
rend der allgemeine Marktpreis 10 Gulden beträgt, fo ift 
in der Sphäre diefed Gefchäfts entweder der Marktpreis des 
Getreide 20 Gulden für den Malter gewefen, oder die 20 
Guldenſtücke haben nurden Courswerth von 10 Gulden No: 
minalmerth gehabt. Welche diefe beiden Alternativen man 
annimmt, iſt ganz gleichgültig, fobald einmal der Cours 
werth als ein Geldwerth gilt. Erkennt man dahingegen 
nurden Nominalwerth, nämlich den gefeglichen Werth, als 
den Geldwerth an, fo ift man freilich auf die erfte Alterna: 
Five beſchraͤnkt; und diefe Beſchränkung allein läßt die Er: 
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tennbarkeit einer Webervortheilung übrig, da, fo lange beide 
Alternativen neben einander ftehen, ed überall feine Vers 
. fohiedenheit des Werthes geben kann; und die Aequipollenz 
bes Gouröwerthes mit dem Geldwerthe nothwendig beide 
Alternativen neben einander aufrecht erhält, weil es feis 
nen Couröwerth ohne einen von ihm verfchiedenen Nominal 
werth geben kann, der fein Maaß beftimmt. 


8. 5. 

Man barf ſich Dadurch nicht irre machen laſſen, daß 
die römifche emtio venditio in einer andern Seftalt auftritt, 
als jener Stoffumfaß; da ihre Verfchiedenheit von diefem 
auf einem gefchichtlihen Grunde beruht. Das Mittel zur 
Begründung der römifchen emtio venditio war urfprüng> 
lich das nexum, welches die mancipatio begleitete!). Im 
nexum war die Verhaftung für dad habere licere, die 
Auctorfchaft, welche der Verkäufer dem Käufer gegen ben 
Preis, gegen einen Nominalwerth?), auswechfelte, ald ein 
Antheil an feiner pecunia®), Geldwerth und dem Preife 
rechtlich Aäquivalent. Als mit dem Untergange bed alten 
‚commercium juris civilis und des nexum jene Verhaf: 
tung diefe Eigenfchaft verlor, und nur ald Unterwürfigkeit 
des Verhafteten unter den Erecutiondzwang da fand, welche 
die Verbindlichfeit zur Bewirfung des habere licere trug, 
wurden bie beiderfeitigen Zeiftungen ungleicher Natur. Wäh: 
rend urfprünglich der Kauf von einer Tauſchberedung fich 
dadurch unterfchied, daB Werth gegen Werth, nicht Stoff 
gegen Stoff oder Gegenftand gegen Gegenftand *) umgefeßt 





⸗ 


1) Mein Aufſ. im Arch. f. civ. Praris XXXIII. No. XVI. $.9. 
2) L. 1. pr. D. de contrah. emt. 18. 1. . . „materia forma 
publica percussa.” 
3) M. Auff. im Arch. f. civ. Pr. a. a. D. $. 6 ff. 
4) Nicht pretium gegen pretium, wie v. d, Pfordien Abs 
handl. aus dem Pand. Rechte ©. 251 «6 autfakt. "gs 
ww: 
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„wurde, beftand jegt das unterſcheidende Merkmal des Kau: 
fe8 darin, daß Verbindlichkeit gegen Werth übernommen 
- ‚und gegeben wurde. Und follte diefe Verſchiedenheit aud) 
bei Zungibilien fefigehalten werden, fo mußte der Preis 
immer nomineller gefegliher Werth ſeyn; weil im Cours: 
werthe die Münze ebenfalls nur eine Zungibilie iſt. Diefe 
Art des Umſatzes, die den eigentlichen Handelsverkehr bilder, 
umgeht die römifche Rechtöbildung gänzlich, da ihr Zaufch 
vielmehr Umfag von Gegenftand gegen Gegenftand, oder, 
was eben fo viel fagt, von Eigenthum gegen Eigenthum, ift?). 
Jene Ungleichheit der jefeitigen Leiſtung bei Der emtio ven- 
ditio machte denn auch ein rechtliches Mißverhältniß zii: 
ſchen beiden Leiftungen möglich, und bahnte den Weg dazu, 
dem Berfäufer im Falle einer laesio ultra dimidium durd) 
Refciffion feiner Verhaftung auf den Grund der Ungültig: 
feit feiner Verbindlichkeit zu helfen. Daß aber das römi- 
Ihe Recht auch dem Verkäufer eine folche rechtliche Gränze 
‚für den Betrag des Kaufpreifes gezogen und dem Käufer 
Hülfe geleiftet hätte, wenn er zu viel verjprochen oder gegeben, 
dafür finder fich, vom Falle des dolus abgefehen ®), fein Zeug: 
niß. Dem Verkäufer ift dad circumvenire gradezu erlaubt; 
fofern er ſich als Mittel dazu feiner Entftellung ?) bedient, 
darf er fich fo viel Geldwerth für feine Verhaftung durch 





. 5) Der römifhe Tauſch ſetzt bekanntlich Eigentham beider Theile 
voraus. Umd er erfordert diefe Borausfegung, um ein Contract 
fegn zu Fünnen. Denn da Fein Zheil einen Preis für ein 
sBewirfen eines habere licere empfängt, fo ift eine Berbind⸗ 
Lichfeit dazu, fofern fie übernommen ift, eine causa übers 
nommen, und wer kein Eigenthum gegen das von ihm geges 
bene Eigenthum wieder empfangen hat, der hat gar feinen 
Elagbaren Anfpruch auf eine Segenleiftung befonmen. Man 
könnte ihm einen folchen nur verfchaffen durch ein Verwan⸗ 
dein feiner Eigenthumsabtretung in das Geben eines Preifes. 
Das römifche Recht giebt als Acquivalent dafür eine iu fa- 
ctum actio: L. 1. $. 2. D. de rer. perm. 19. 4. 


..6) Paul: R. S. 11. 12. $.6. L.13.$.4. D.de act. emti 19. 1. 
7) Diefes Archiv Jahrg. 1848. &. 238 f. 
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das Sefchäft eringen, als er befommen kann. Nur ber 
"Käufer ift durch die Worfchrift gebunden, daß ein justum 
pretium gegeben werden müffe, und es iſt dies erforderlich, 
damit die Verbindlichkeit des Verfäuferd gültig fey®). Denn 
‘in fo weit ald er diefe Verbindlichkeit ohne ein pretinm 
übernahm, welches ihren Werth dedit, hat er Feine Gegen: 
leiftung empfangen; während da, wo nur irgend eine Ge: 
genleiftung für das pretium bedungen-ift, dieſes zu feinem 
Theile ohne Segenleiftung fenn kann, weil bie Feſtſetzung 
des pretium eben nur eine Schäßung der Gegenleiftung 
von Seiten ded Käufers ift. | 


$. 6. 


Der Verkäufer kann aber durch die Verwerthung fel: 
ber, die er mittelft des Kaufgeſchäfts bewirkt, eine Vertau⸗ 
ſchung des Rechts mit einem Zuftande, oder eines gewe: 
renden Zuftandes in rechtöwidriger Weife ‚nie begehen !). 
Denn den Character der Rechtswidrigkeit erlangt diefe Ver: 
taufhung nur durch das Umgehen des rechtlichen Erwerbes 
bei der Ausführung des factifchen Erwerbes; nämlich des⸗ 


8) Oben Not. 5. 

1) Sie kann aber durch eine folhe Vertauſchung vermittelt wer⸗ 
den, oder in ihren Folgen dahin führen, wenn das Mittel 
oder die Folgen darin beftehen, einem andern ein Mittel für 
Zwecke zu entziehen, während die Entziehung eines fremden 
Rechtsgegenftandes als folhen gegen deflen Eigenthümer eine 
Unmöglichkeit ift, da er der Entziehung ungeachtet Eigenthüs 
mer bleibt. Daher begeht der Verpfänder, melcher das bes 
mwegliche Pfandgut einem Dritten verkauft, ein furtum: L. 19. 

. 6. L. 66. pr. D. de furtis 47. 2. Denn er giebt feiner 
Verhaftung als Auctor, die dem Pfandgläubtger als Mittel 
für die Sicherheit feiner Forderung dient, an einen andern. 
Es ift bier eine Vertauſchung in Anfehung des gemwerenden 
Snftandes gegeben. Bet dem Verkaufe eines fremden Rechtt⸗ 
gegenſtandes findet eine folche Vertauſchung nicht ftatt. Sie 
kann in Anfehung eines folchen nur durch eine Entzichung der 
Detention vermittelt werden, deren es bei jenem Wertaufe üb 
Dfonpgures überall nicht bedarf, um ein furtum herbeiutühe 
ern: L. 19. $. 6 L. 66. pr. h. qt. ne 
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zenigen rechtlichen  Erwerbed, der die Rechtmäßigkeit des 
factifchen bedingt, oder durch das beabfichtigte Umgehen ber 
‚rechtlichen Vorausſetzung des leutern. Denn biefe Voraus⸗ 
ſetzung ift hier keine andere, als die Uebernahme der Ver⸗ 
baftung, ohne welche der Verkauf ald ein folcher nicht ge⸗ 
fchloffen werden Tann, wenn nicht der, welcher den Erwerb 
des pretii zu verwirklichen ſich anheifchig macht, der Käus 
fer, dazu einwilligt. Die Abficht eines folchen Umgehens, 
welche ven Diebſtahl bedingt, kann alfo durch den Verkauf 
nie verwirklicht werden , und ift ebenfallö bei der Selbhülfe 
durch die Meinung von dem Dafeyn jener rechtlichen Vor⸗ 
audfeßung audgefchloffen, wenn diefe Vorausſetzung in dem 
Dafeyn eined Rechtöverhältnifies beſteht. Beſteht fie aber 
in dem Daſeyn eines gewerenden Zuftandes, fo kann diefe 
Abficht auch bei der Selbhülfe nicht fehlen, weil fie ohne 
dad VBertaufchen eines gemerenden Zuftandes überall nicht 
ausführbar iſt. Jene Abficht oder deren Mangel hört 
demnach auf, ein Unterfcheidungsmerkmal zwifchen Dieb; 
ſtahl und Selbhülfe zu feyn, wo diefer Fall eintritt. Die: 
fer Fall ift nun im germanischen Rechte gegeben. Die recht: 
Uche Vorausſetzung des factifchen Erwerbes befteht hier nur 
darin, daß man den Stoff geweren kann, fey ed dadurch, 
daß man ihn erzeugt zu haben beweifet,, oder daß man durch 
einen Auctor gewert wird?). Hier entfpricht alfo dem 
Unternehmen ber Verwirklichung des unerlaubten animus 
lucri faciendi dad Umgehen der Gewerung, fey ed nun daß 
man anderen den gemwerenden Zuftand entzieht, ohne von 
ihnen gewert- zu werben, ober anderen gegenüber nicht bie 
erforderliche gewerende Thätigkeit außert, und einer Ent: 
werung von ihrer Seite fich preisgiebt. Denn in dem 
Kettenverhältnifle einer Organifation von gewerenden Zu: 
fländen ift die Entwerung des Dabenden, die ohne beffen 


DM. Grundl. d. 9. d. R. &. 3. Gil. Taır. 11... 
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Gewerung. geihieht, dem ‚rechtlichen Character nach dem 
‚eignen Entwertwerden äquivalent?), Der Germane ſtiehlt 
grade ebenfo, wie der Römer. Aber er flieht in einer ans 
‚bern Rechtsorganiſation. 

§. 7. 


Im germaniſchen Rechte laͤßt ſich da, wo biebiſche 
That nicht mit einer Strafe zu Hals und Hand belegt iſt, 
kein Unterſcheidungsmerkmal derſelben von der Selbhülfe 
finden. Hierher gehoͤrt der Fall, wo es nur Buße und 
Wette zur Folge hat, naͤmlich das bloße diebliche Verhal⸗ 
ten in Anſehung von gefundenem, zugefloſſenem, oder von an⸗ 
deren geraubtem oder geſtohlenen, beweglichen Gutes mittelſt 
Unterlaſſens der rechtsgebraͤuchlichen Belanntmacdung!). 
Gleiche Folge, wie dieſes, hat der Mangel der prozeſſuali⸗ 
ſchen Gewerung wegen desjenigen beweglichen Gutes, wel⸗ 
ches man in den Kreis ſeiner phyſiſchen Herrſchaft aufge⸗ 
nommen bat ?), und hält 8); und die Weigerung jener 
Gewerung wegen desjenigen beweglihen Gutes, welches 
man einem andern ohne Erlegung einer Gewerung gegen 
die Obliegenheit der Gewerung?) gefländig verkauft hat). 


3) Weshalb denn auch der Auctor im Zuftande der Dieblichkeit 
fich befindet, wenn er dem Käufer die Pflicht zur Gewerung 
des beweglichen Gutes erfolglos beftreitet: Sächſ. dr. II. 4. 
S$. 2. Auf den Verfäufer von unbeweglihem Gute kann das 
Deshalb nicht gehen, weil, foweit er gemerleiftungspflichtig 
it, der Käufer noch überall keinen gewerenden Zuftand er⸗ 
langt bat, die Weigerung der Gewerung alfo auf einen ſol⸗ 
Ken auch keinen Einfluß üben kann. 

1) Sächſ. dr. 11. 29. 37. $. 1. Vol. L. Rip. tit. 75. 

2) Wenn e6 fo Elein iſt, daß ihm das Hereinbringen durch ans 
dere verborgen geblieben ſeyn kann, wird durch das Auffinden 
keine handhafte That hergeftellt: Sächſ. Ldr. I. 35; wie «6 
fonft unter gewiſſen Umftänden der Fall it: Sächſ. dr. II. 

6. 1. Die Handhaftigfeit feheins aber auch die Folgen 
* Unterliegens „erfhwert zu haben: unten Not. 7. — 
3) Sächſ. dr. II. 36. ©. 1. 5. 
4) a, edr. II. 4. $. 2: „he ne hebbe fie wtarleeiden ik 


3 ÖABE Ir. 0. 0. D. oben $. 6. Not. 2. 
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‚Kerner gehört der Sal hierher, wenn ber Diebftahl nur 
-eine Strafe gu Haut und Haar zur Folge hat®), wie werm 
‚er bei Tage ober durch die Weigerung eines Angefprochenen 
fi wegen des bei ihm ergriffenen Gutes der progefiualifchen 
Gewerung zu unterwerfen?) an einem geringfügigen Ge: 
genflande®) von einem Urheber begangen ift, der die voll 
‚Sommene Befähigung zur prozefiualifchen Gewerung noch 
‚nicht verloren hat ?). In diefen Fallen laßt fich der Hanb: 
lung überall Fein anderer rechtlich verleßender Character ab: 





6) oa ben Foelſchungen im Handelsverkehr: dieſ. Arch. Jahrg. 


—* ie  andbafter Diebftahl behandelt wird: Sächſ. !dr. 
86. 8.2. Handhafter Diepftahl ift auch dann vorhanden, wenn 
* geſtoblen⸗ But am Iten Tage nad) der That bei jemandem 
gefunden wird, der es verheimlicht hat: Sächſ. Xdr. 11.36. $. 1; 
vgl. oben Not. 2. Handhafter Diebſtahl fcheint aber immer 
eine Strafe zu Haut und Haar oder deren Ablöfen zur Folge 
gehabt zu haben: Sächſ. Ldr. II. 13. $. 1. 

8) &o 3 Schillinge: L. Sax. tit. 4. Sächſ. edr. II, 13. 8. 1. 
mit II. 28. $. 3. Wilda Strafr. d. Germanen S. 10%; 

5 Shillinge: Gosl. St. bei Söfhen ©. 37. 


9, Derjenige, welcher „vorlumde“ ift: verm. Sip. III. 8, 8. bei 
Böhme, dürfte eben identifch fenn mit dem „nerleumbten” 
Diebe der C. C. C. 162; und er foll, gleich dem der die Zeis 
chen einer Strafe zu Haut und Haar an ſich trägt, oder von 
dem es erwiefen iſt, daß er bereits ein Verbrechen begangen, 
welches mit einer Strafe der gedachten Art belegt iſt, wegen 
jedes eigentlichen Diebſtohls mit dem Strange beftraft wers 
den: verm. Sfp. a. a. D. Das Erleiden, fo wie das Ablds 
fen des Erleidens einer foldhen Strafe mit Geld, 309 aber 
KRechtlofigkeit nach fi), und diefelbe Folge fcheint auch den ges 
treffen zu haben, der nur genöthigt worden, Gut herauszugeben, 
welches als geitohlenes oder geraubtes begründeterweife in Ans 
fprudh genommen war, fofern er es heimlich gehalten hatte: 
Sächſ. !dr. I. 38. 8. 65. 8. 2 mit II. 36. 6. 1. Sedoch mag 
diefer nur von ihr betroffen fenn , wenn handhafte That vors 
handen war: oben Not. 7. Folge der Rechtlofigkeit wegen Vers 
brehen war auch Berluft der Befähigung zur Gewerung 
gegen Auflagen mittelft des Reinigungscides, wovon die weis 
tere Folge die war, daß der Anfläger ihn nöthigen- Eonnte, 
durch den Kampf mit Lohnfämpfern die Entfcheidung herbei⸗ 
auführen : Sächſ. dr. I. 38. 8. 1; IL. 13. 8. 1; ; 1.39 
mit 48. $. 3. Ein Zufammenhang der Größe der Strafe mit 
Diefer Enrfcheivungsart iſt wentaftens möglich. Lmt. Rot. 10. 


zwifchen Diebflahb und Selbfthülfe.e "187 


gewinnen, ald der bed Umgehens ber Gewerung, und welche 
fonftige Abficht oder Meinung dabei zum Grunde liegt, ft 
‚rechtlich gradezu gleichgültig. Es frägt fich aber, ob nicht 
in anderen Fällen, wo der Diebftahl eine Strafe zu Hal 
und Hand zur Folge hat und in die Categorie bed Friedens: 
bruches gehört, eine Unterfcheidung beffelben von der Eelb: 
huͤlfe möglih fy? Das Zufammenfaffen unter den ge: 
meinfamen Begriff des Friedensbruches fehließt eine ſolche 
Unterfcheidung nicht aus, da der Character ded Friedens: 
bruches in diefem Sinne, der den Diebftahl umfaßt, in den 
Rechtsbüchern eine prozeffualifche Grundlage hat, und dies 
jenigen Berlegungen begreift, wegen welcher der Antläs 
ger dem Angellagten den Entfcheidungsfampf anfra= 
gen fonnte 10); wiewohl die Handhaftigfeit der That 
ihm der Nothwendigfeit dazu überhob, da fie ihm 
ben Weg zur Ueberführung mit Eid und Eideshuͤlfe 


10) Sächſ. Xdr. I. 63. $. 15 verm. Sſp. VI. 1. (IV. 21, 3); 
meine Erört. zu Linde’s Lehrb. d. Proz. S. 20. Not. 49. Es 
feßt das voraus, daß die Anfchuldigung auf eine Verlegung 
geht, die eine Strafe zu Hals oder Hand zur Folge hat: 
Bähf. Ldr. a. a. O. u. II. 16.8. 5.6. 1.68. $. 3; verm. 
Sſp. a. a. D. und III. 4 pr. 1. 10; 6. pr. 1—3, Die Uns 
fiht, daß ſolche Verbrechen Friedensbrüche feyen, die eine 
Strafe zu Hals und Hand nach fich ziehen : Wilda a. a. O. 
S. 284-304; Budde: über Rechtlofigfeit u. f. w. ©. 106—115; 
Hilleprand: Entziehung der bürg. Ehre nah den R. 2. 
d. M. A. S. 2, fällt zwar im Nefultate damit zufammen; 
allein die Art und Weile der Anfchuldigung ift es doch, mas 
die Eigenfchaft des Kriedensbruches zur Verwirklichung erhebt 
oder eine Gewerung für diefelbe heritellt; und auch hei ges 
ringen Berlegungen, 3. B. wegen einer Wunde die nur einen 
Nagel rief oder ein Glied lang iſt (verm. Sfp. II. 4 pr.), 
eine Strafe zu Hals und Hand herbeiführt, worin der Kal 
des Ergriffenjeyns in der Werfaffung der Anfchuldigung des 

tedenshruches gleich fteht: Sächſ. Landr. 1. 68.9.5; Gosl. 

tat. b. Göſchen ©. 57. 3. 12—14, ©. 59. 3. 10, ©. 

477. Rot. 8; verm. Sip. IV. 18, 2. Auh Zöpfl: Banıb. 

St. R. ©. 108 f., weifer auf einen Zufammenhang der Uns 

terfcheidung der Verletzungen mit dem Gerichtsverfahren hin, 

net ihn indeß durch die Verfchicdenheit der zuftändigen 
te. u 
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„bahnte!!). So wie Heimlichfeit der Entziehung eines be: 
‚weglichen Gutes immer eine Entziehung derjenigen Gewe: 
rung ift, welche dad Innehaben des Gutes vorausſetzt 12), 
‚so kann auch bei anderen Verlegungen die Heimlichkeit eine 
folche Entziehung mit fi führen. Dies ift der all, wenn 
das Vorbringen des Leichnams des Getödteten vor Gericht, 
‚gleich der Handhaftigkeit der That dem Ankläger ein Mit: 
‚tel zu überführenden Gewerung gewährt 13), und der Thaͤ⸗ 
‚ter den Leichnam dur Werbergen dem Auffinden entzo: 
‚gen hat. Für diefen Fall findet fi) zuweilen eine Er: 


11) Die Handbaftigfeit der That ſetzt das Ergreifen tes Anges 

ſchuldigten bei der That unter Schreien des Gerüchtes und die 
Bornahme der Anklage und des überführenden Schwurs am 
Zage der That voraus: Sächſ. Kdr. I. 66. $. 1; verm. Sſp. 
u. 4., 15 5.pr.; 6,2; Sch. Urth. b. Böhme dipl. Beitr. 
VI. 142. 123. 124. 144. 134. 138. 139. 143. Das Schreien 
des Gerüchtes ift ein Anfang der Klage, welches dem Anfchuls 
diger die Nothwendigkeit zu deren Durchführung auferlegt: 
verm. Sip. VI. 9. pr. Die Handhaftigkeit verlegt fonach die 
hat gleihfam in das Gericht. 


: 32) Nämlich derjenigen, die oben $. 6. Not. 2. angeführt if. 
Fehlt die Heimlichkeit, fo iſt wenigftens die Möglichkeit offen 
gelaffen, daß dur Handhaftigkeit die Gewerung erhalten 
bleibt. 


13) So wird die Befugniß des Anflägers, welche die Handhafs 
tigkeit der That ihm gewährt, begründet durch das Vorhan⸗ 
denfeyn der Spuren des Erfchlagenfenns nach 24. frief. Lands 
rechte $. 19; das Vorbringen der manus mortua nad) Eis 
ſenach. Stadtr. von 1283. $. 11. Dahingegen erfcheint es als 
eine Vorausfeßung der Zuläffigkeit einer Anklage auf Morbd, 
daß am Zage der That der Leichnam von dem Gerichte bes 
ſchaut, und wenn die Entfcheidung übernächtig wird, ein Zei⸗ 
chen von demfelben, fo fein Gewand, vor Gericht gebradt 
worden, nah Bamb. St. R. $. 150—154 mit 8. 139. Allein 
vielleicht bedingt Liefer Umftand nur die Befugnif des Anklägers 
zur Beweisführung : Anh. 11.C. 8. 27; bei Zöpfl: d. Bamb. 
St. R. ©. 136; und die Nothwendigkfeit für den Angeklagten, 
in deren Ermangelung fich mit Eiderhelfern wahren zu müſ⸗ 
fen: Bamb. ©t. R. $. 157. Denn daß er im Falle der Abs 


wefenheit des Legtern eine Veruriheilung in contumaciam hers . 


vorgerufen: Zöpfl a. aD. S. 137 |. iin rich, 


zwifchen Diebflahl und Selbſthülfe. 139 


böhung des Wergeldes auf den dreifachen Betrag vorge⸗ 
ſchrieben 2). 


(Schluß im nächſten Hefte.) 





14) Lex Rip. tit. 15. L. Sal. em. tit. 43. 8. 2. 3., nnd die 
correfpondirenden Stellen in and. Zerten der L. Sal. Auch 
wird der Hfache Berrag des Antheils des Thäters genannt: 
L. Fris. tit. 20. $. 2., L. Sax. tit. 2.9.6. Es ift bier vom 
verheimlichten Zodtfchlage (mordridus, mordritus, mordrito- 
ton) die Rede. Die L. Sal. ex Cod. Fuld. tit. 44. $. 18 
mit $. 11 bar als derartigen Kal die Erfäufung. Nur wenn 
Handlungen folcher Art die Entjiehung einer Gewerung bes 
wirkten, erklärt es fich, daß, wien. Woringen, Belt. z.Ge⸗ 
ſchichte d. deutfch. Strafr. S. 67 annimmt, darin eine Ver⸗ 
größerung der Beleidigung gelegen. Die L. Bajuv. tit. 18, 
c. d. kennt eine folche Erhöhung für den Fall, wo durch Vers 
brennen die ordentliche Beerdigung verhindert wird, die ja 
ebenfalls ein Moment für das Begangenfeyn der That hers 
ſtellte. Auch finder fih diefe Erhöhung wo die Zödtung an 
einem befonders gemwerten Drte, fo innerhalb des Hofraums 
(intra septa): L. Angl. tit. 10. 6. 7; innerhalb des Haufe 
collecto contubernio: 'L. Sal. em. tit. 44. $. 1. 2.; vgl. 
Wildaa. a 9. ©. 616 —621; oder im Heere des Königt 
(in hoste): L. Sal. em. tit. 66. $. 1, L. Rip. tit. 6. ©. 1, 
verübt wird. Nur von diefem Gefichtepunfte aus crfcheinen 


diefe Beflimmungen von Bedeutung für den Character des 
Strafrechts. 
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sit der Mittheilung des belgifchen Entwurfs im vorigen 
fte ift diefer Entwurf Gegenftand der Berathungen in 
" Kammer der Abgeordneten 1) und im Senate?) gewor: 
I, und ift, da die Kammern, die mit unmwefentlichen 
weichungen ihre Zuflimmung dem Entwurfe gegeben 
ten, am 18. Sebruar 1852 als Gefe& verfündet wor: 
&. Wir werden die wichtigften Punkte der Abweichun: 
ı von bem oben mitgetheilten Entwurfe angeben, ver: 
ilen aber vorerft bei den einzelnen Hauptfragen, welche 
biefer Lehre Gegenftand der Berathung werben. 





I) Annales parlamentaires 1851 — 52 Chambre des Roprösen- 
tants p. 147— 184. 

BD Annales parlamentaires Senat p.183, seance du 24. Jan- 
vier. 

“is » &r. NR. 1853. IL St. K 
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II. Ein Hauptpunft, der das neue Gefeß befchäftigt, 
ift die Regelung des fogenannten Verwahrungsbe— 
fehls (mandat de depot), defjen Unbeftimmtheit in der 
franzöfifchen Geſetzgebung wir bereits oben nachgewiefen 
haben. Die beigifhe Commifjion (Rapport p. 17) ge 
fteht auch, daß diefe Art von Befehl in der Rechtdanwen: 
dung das regelmäßige Mittel wurde, die Unterfuchungs: 
haft zu bewirfen, während er der Sarantieen beraubt ift, 
welche der Arreftbefehl (mwenigftens einigermaßen) giebt. 
Das belgifche Geſetz bezwedt nun, fcharf den Unterfchieb 
hervorzuheben, daß der VBerhaftöbefehl den Angefchul: 
digten en Etat de detention preventive permanente 
ftelt, aber daher auch als ein Aft der Strafjuftiz, als 
ein Urtheil nad) vorgängigen Anträgen bed GStaatsan- 
walts erlaffen werden muß, während das mandat de 
depot nur ein vom Unterfuchungärichter allein ausgehender 
Aft der gerichtlichen Polizei ift, als proviſoriſch erfcheint 
und von dem Richter immer wieder zurüdigenommen wer: 
den Fann, aber die ganze Unterfuchung hindurch fortwirft, 
bis er zurüdgenommen iſts). — In Bezug auf dieſe 
Zurüdnahme enthält nun daS belgifche Geſetz (art. 5. 6) 
drei Säße, die eine nähere Prüfung fordern: 1) Der Un: 
terfuhungsrichter fol diefen Befehl nur aufheben können, 


3) Da wo in Fällen, in denen nur correctionelles Gefängniß 
dem Vergehen gedroht ift, mandat de depot erlaffen wurde, 
fol nah art. 2 der Befehl nur aufrecht erhalten werben, 
wenn er binnen 5 Zagen auf den Bericht des Unterfuchungss 
richters von dem Bezirksgericht beftätigt wurde. In der 
Commiffion des Senats (Annales parlament. Senat 9. Janv. 
1852. p.117) wurde angenommen, daß, wenn der Unterfuchungse 
richter binnen 5 Tagen feinen Bericht nicht erftattet, nicht ohne 
Weiteres der Angefchuldigte entlaffen werden muß, fondern 
der Director des Gefängniffes die Ordre des Richters abzu⸗ 
warten bat. Auch bier baut man zuviel auf die Verant⸗ 
wortlichkeit des Nichters, die nach der Erfahrung häufig nur 
auf dem Papiere ftcht. Die Erklärungen an den Senat vom 

u Fr a (Annales p.185) fagen nicht recht Elar, was geſche⸗ 
en fol. | 
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wenn der Staatsanwalt zuftimmt. — Wir wünfchen 
nit, daß eine folche Anſicht in die fünftige Gefeßgebung 
Deutfchlands übergehe. Ste hängt mit franzöfiihen Vor: 
flelungen zufammen, nach welchen man der Etaatöbehörde 
eine Stellung giebt, nach welcher fie nicht blos die Be: 
wahrung des öffentlichen Intereffe durch Verfolgung der 
Anklage, fondern auch die amtliche Eigenfchaft hat, die 
gerichtliben Beamten zu beauffichtigen,, fie zu controliren, 
und felbft in der Vorunterfuchung manche Handlungen 
. vorzunehmen, welche entfchieden nur richterliche Afte find. 
Man will eine Garantie geben *) durch die Controle der 
Beamten. — Die Commiflion erklärt daher auch, daß 
man dem Unterfuchungsrichter nicht die Gewalt geben 
bürfe, felbft die action publique unwirkffam zu machen: 
was aber der Kal fein würde, wenn der Unterfuchungd: 
richter gegen die Meinung desjenigen, dem die Ausuͤbung 
der action publique zufteht, berechtigt wäre, Den Ange: 
fhuldigten in Freiheit zu feßen. Wollte man die Auf: 
hebung des Befehls nicht an die Zuftunmung des Staats: 
anwalt5 binden, fo müßte man doch dem Etaatsanwalt 
die Befugniß geben, gegen die Freilaflung Oppofition 
einzulegen, welche fuspenfive Kraft haben müßte; dies 
aber würde der Schnelligfeit‘ der Unterfuhung ſchaden 
und Verwickelungen herbeiführen?), während der Vor: 


4) In der Commiffien des Senats bemerkte man felbft die 
Härte, die eintreten würde, wenn der Unterfuchungsrichter da, 
wo er nach dem Verhöre die charges ilsuffisantes findet, 
fe doch wegen des Widerfpruchs des Staatsanwalts nicht fort- 

laſſen dürfte; allein die Verficherungen des Maaßes über die 
eintretende milde Auslegung bewirkte, daß es bei der Fafz 
fung des Regierungsentwurfs fein Bewenden behielt (annales 
p. 186). 

5) In Frankreih wurden bei Gelegenheit der Motion von 
Roger die Gerichtshöfe und Nechtsfafultäten über die gar 
liegende Frage befragt; Roger hatte einen er 
ſchlag, wie die belgifche Eommiffion gemacht; der Gafit —8 
und 15 Appellhöfe und 4 Rechtsfakultäten Fr 
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fchlag der Commiffion das Verfahren fehr vereinfachte. 
Die vorliegende Trage hängt mit einer andern zufam: 
men, deren Erörterung die Commiffion (Rapport p. %9) 
befchäftigte. Es war der Vorſchlag gemadt, daß die 
Erlaffung des Vorfuͤhrungs- und Verwahrungsbefehls 
von dem Unterſuchungsrichter abhaͤngig gemacht, dagegen 
nur der Rathskammer die Erlaſſung des Verhaftsbefehls 
uͤberlaſſen werden ſollte, ſo daß die Verwahrungsbefehle 
binnen einer gewiſſen Friſt, wenn ſie fortdauern ſollten, 
von der Rathskammer beſtaͤtigt ſein muͤßten. Die belgi⸗ 
ſche Commiſſion verwarf dieſen Vorſchlag, weil dadurch 
die ſeit vielen Jahren als ſo wohlthaͤtig nachgewieſenen 
Grundlagen der Strafprozeßordnung erſchüttert, die In: 
tereffen der Repreffion gefährdet würden, ohne daß der 
Angefchuldigte Vortheile davon hätte, weil feine Miß— 
bräuche des bisherigen Syſtems fich ergeben hätten, meil 
die Mängel des Code verbefiert werden Fönnten, ohne daß 
jest zum Grunde liegende Syitem umzuftürzen. Wir kön 
nen das Gewicht diefer Gründe nicht anerkennen und 
wiſſen aus der ung bekannten Statiſtik der Länder, in 
welchen das franzöfifche Syſtem befteht, welche ſchwere 
Klagen fich erheben. Wir wollen und auf England nit 
berufen, weil fo viele Perfonen, die das englifche Recht 
gar nicht kennen, fich einbilden, daß ed nicht die nöthige 
Kraft der Repreffion der bürgerlichen Gefellfehaft ge 
währt. In Bezug auf Deutfchland aber hat Niemand 
noch behauptet,. daß unfere Unterfuchungsbeamten zu 
wenig Öewalt haben, und nur die öffentlichen Intereſſen 
gefährdende Milde in Bezug auf Unterfuchungshaft herr⸗ 
ſche. Wir bitten nun die Geſetzgebung deutſcher Staaten 
zu beachten, welche anerkannt den nothwendigen Emſt 


“für; 3 Rechtsfakultäten verlangten nur, daß der Staatsanwalt 
gehört werde, und 12 Appelhöfe und 2 Fakultäten erklärten 
fih gegen den Vorfchlag. | 
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der Gefebe bewahren, und man wird finden, daß darin ®) 
anerkannt ift, daß zur Verfügung der Verhaftung nur 
das Gericht, dem die Unterfuchung zufomınt,, befugt ift, 
und daß, wenn in dringenden Fallen der einzelne Unter: 
fuchungsrichter Verhaftung verfügt, der Richter binnen 
24 Stunden den Beſchluß zur Kenntniß des Unter: 
fuhungsgerichtö bringen muß, und diefes über die Korts 
Dauer der Haft innerhalb drei Zagen einen Beſchluß faffen 
muß. Don den neuen deutfchen Gefeßgebungen enthält 
ber öflerreichifche Strafprozeß 8. 193 die Vorfchrift, daß 
der Unterfuchungdrichter über jeden von ihm auf Verhaͤn⸗ 
gung der Unterfuchungshaft gefaßten Befchluß längftens 
binnen 3 Tagen dem Bezirkfscollegialgerichte Vortrag zu 
erftatten hat, und diefed nach Anhörung ded Staatsan⸗ 
walts entfcheidet, ob die Haft fortdauern fol. — Nie: 
mand glaubt in Deutfchland, daß die Intereſſen bürger- 
licher Sicherheit dadurch gefährdet würden. Es verdient 
eine ernfte Erwägung, ob nicht dem Unterfuchungsrichter, 
eben weil ev Richter ift, bei feiner Werantwortlichfeit 
überlaffen werden muß, die Gründe, ob eine Haft fort; 
dauern fol, ebenfo wie er die Gründe erwog, ob Haft zu 
erkennen ift, allein zu erwägen und feiner Ueberzeugung 
zu folgen, und nicht erft bei dem Staatsanwalt anzufra= 
gen; was nothwendig nach der Erfahrung zu Verzoͤgerun⸗ 
gen, und bei der Stellung, die den Staatsanwalt (mir 
bitten befonders politifche Unterfuchungen zu beruͤckſich⸗ 
tigen) zum Widerftreit der Meinungen führt, in welchem 
ber Richter nicht feiner Meinung folgen darf, Will 
man aus grundlofem Mißtrauen dem Unterfuchungsrich- 
tee nicht die Gewalt einräumen, gegen den Antrag bed 
Staatsanwalts die Freilaſſung zu verfügen, fo hindert 
doch nichte, vorzufchreiben, daß, im Falle des Widerftreitd 


6) Didenburgifches Geſetz vom 4. April 1842. 
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der Meinung des Unterfuchungsrichterd und Staatsan⸗ 
walts, der Erfte unverzüglich die Entfcheidung des Bezirks: 
gerichtd einholen muß”). Die belgifhe Commiſſion be: 
hauptet, daß, wenn man dem Staatsanwalt das Recht 
einräumen will (was doc zur Sicherung der Öffentlichen 
Intereſſen nothwendig wäre), gegen die Freilaſſung Oppo— 
fition einzulegen, eben fo viel Zeit verloren gehen würde; 
allein ein gutes Mittel der Beſchleunigung liegt hier darin, 
daß, wenn der Staatsanwalt gegen den Beſchluß ber 
Nathösfammer?) Oppofition einlegen will, diefe nur dann 
auffchiebende Wirkung haben fol, wenn der Staatsan: 
walt feine Befchwerde fogleih bei Eröffnung jenes Bes. 
ſchluſſes anmeldet und Tängftens binnen 3 Tagen aus: 
führt 9). 

Das belgifche Geſetz will in dem Kalle, in welchem 
wegen Widerfpruchs des Staatsanwalts der Unterfuchungs: 
richter den Verwahrungsbefehl nicht aufheben durfte, den 
Angefhuldigten nicht ſchutzlos Laffen, und giebt ihm das Recht 
(art.6), ſich dann an die Rathskammer zu wenden; allein 
der Unterfuhungsrichter foll dann erft feinen Bericht 10 
Tage nach der Vollſtreckung des Befehls erftatten. Die 
Commiſſion rechtfertigt diefe Vorſchrift Durch die Gründe, 
daß die Vorunterſuchung geheim feyn muß, indem dies 
Geheimniß die wefentlihe Bedingung der Entdedung der. 
Wahrheit fey, und eben bei den erften Aften der Unter 
ſuchung dies Geheimniß herrfchen müffe, fo daß das Be: 


— 


7) Dies fchreibt vor die öfterreichifhe Strafprozefordnung $. 201. 
Zhüringifhe Str. P. O. $. 138. Baierifher Entwurf von 
1851. $. 334. 

8) Achnliches könnte vorgefchrieben werden, wenn der Staats⸗ 
anwalt gegen den freilaffenden Befchluß des Unterfuchungss 
tichters Oppofition einlegen will. 

9) Dies ſchreibt die öfterreichifche Strafprozefordnung 6. 208 
por. Läßt der Staatsanwalt die Frift von 3 Tagen frucht⸗ 
ea heeichen, fo ift der Ungeihyuldiare (gleich in Freiheit 

zu feßen. 
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dürfniß der Repreffion die Geheimhaltung der Aften gegen 
Sedermann, alfo auc gegen die Mitglieder der Raths— 
Ffammer fordere. Da diefe Kammer aus drei Mitgliedern 
(mit Einfchluß des Unterfuchungsrichters) beftehe, fo wür: 
de, wenn man bie Sreilaffung nad) Stimmenmehrheit ge: 
ftatten wollte, die Meinung von zwei Mitgliedern, welche 
die Akten nicht Fennen, gegen die Anficht von zwei andern 
magistrats 1%) (fagt der Bericht), welche die Procedur 
und die Bedürfniffe Fennen, den Sieg dbavontragen kön: 
nen. Nach 10 Zagen Eönnte man nach der Anficht des 
Berichts annehmen, daß das Verfahren ſchon foweit fort: 
gefchritten wäre, daß der Unterfuchungsrichter ohne Nach: 
theil der Rathöfammer die nothmwendigen Aufflärungen 
aus den Akten geben Fonnte. Alle diefe Gründe beruhen 
auf der umnfeligen Anfiht, daß ohne Geheimniß der Vor: 
unterfuhung die Wahrheit nicht entdeckt werden Fann. 
Wir bitten die Anhänger diefes Syftems ihren Blick auf 
England zu richten, und zu beachten, daß dort ungeachtet 
dee Deffentlichfeit der Vorunterfuchung mehr Verbrechen 
entdeckt und mehr Schuldige beftraft werden als in Frank⸗ 
reich und Belgien, daß bei einer neuerlichen Bernehmung 
der erfahrungsreichſten Polizeimagiftrate vor dem Ober: 
bauscommiffar diefe Richter für die Deffentlichfeit der 
Borunterfuchung fich ausfprachen. Will man aber aud) an 
diefem Geheimniß fefthalten, fo ift es doch fchwer zu 
begreifen, wie der Unterfuchungärichter , der ein Mitglied 
bed Bezirksgerichts ift, vor feinen Collegen dad Geheim: 
niß bewahren muß. Sind denn diefe Männer nicht ebenfo 
betheiligt, die Intereſſen der öffentlichen Sicherheit zu be: 


10) Bei diefer Erklärung begreift man nicht, wie auch der 
Staatsanwalt magistrat genannt wird Cer ift doch nicht Rich⸗ 
ter); auch paßt die Anficht der Commiſſion nicht, wenn der 
Unterfuchungsrichter felbft für die Freilaſſung war und nur 
feiner Meinung nicht folgen durfte, weil der Stantsonmolt 
nicht zuftimumte. 
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rüdfichtigen und dad Amtsgeheimniß zu halten? Da, wo 
der Unterfuchungsrichter über feine Handlungen vorträgt 
und über ihre Gültigkeit entfcheiden fol, erfannte man 
doch auch fehon in Frankreich, daß es völlig unzweckmaͤßig 
iſt 11), den Unterfuchungsrichter mitflimmen zu laflen; 
daher in mehreren neuern beutfchen Geſetzgebungen 1?) 
weife verordnet ift, daß der Unterfuchungsrichter nicht bei 
dem Befchluffe des Collegiums (da dies ihn controliren 
ſoll) mitfimmen darf. Wir halten alle gefeglichen Bor: 
fchriften, wodurch das Ermeflen eines redlichen und vers 
ftändigen Richterd da befchranft wird, wo er die Inter: 
eflen individueller Freiheit geeignet beachten will, für fehr 
nachtheilig. Seder, welcher den Gang der Unterfuchuns 
gen Fennt, weiß, wie oft am Anfang, wenn gewiß bie 
Anzeige eines Straffalled an das Gericht gefchieht, der 
Handlung ein höchit gefährlicher Charakter beigelegt und 
daher der Unterfuchungsrichter veranlaßt wird, ftrenge 
Maapregeln z.B. durch Verhaftung zu verfügen, . B. 
bei Tödtungen, bei Zälfhungen, bei politifchen Unter: 
fuchungen '3), während fchon in den nachften Tagen durch 
Bernehmung unpartetifcher Zeugen der Fal einen andern 
milderen Charakter annimmt, 3. B. nur eine Zahrläffigkeit 
bei der Zödtung, ober ftatt Faͤlſchung höchftens einfacher 
Betrug vorliegt, und der Unterfuchungsrichter Dann gern 
die Verhaftung aufhebt, aber es nicht kann, weil ber 
Staatsanwalt nicht zuftimmt und nach belgifchem Gefebe - 
vor 10 Zagen die Sache nicht an die Rathöfammer ge 
bracht werden Eann. 


11) Berenger de la justice criminelle p. 109 in Robil- 
lard consider. sur le ministere public p. 102. 

12) 3.3. badifche Str. P. 2. Defterreichifche Str. P. DO. 9. M. 
Zhüring. Str. P. O. 8.7 

13) Man weiß, wie häufig arteienwuth und andere ſchlimme 
Motide ſo leicht übertriebene leidenſchaftliche Anzeigen und 
Seugniſſe in ſolchen Fällen veranlafien, 


über Unterfuchungshaft und Befreiung ꝛc. 149 


Sehr gut rechtfertigt Die &ommiffion (Rapport 
p. 21) die Beflimmung, daß die Givilpartei !*) fein 
Recht haben fol, gegen die Freilaffung des Angefchuldig: 
ten von ber Haft fich zu widerfegen, weil im Strafpro; 
zefle nur das Intereſſe der Repreffion die Hauptfache fey, 
und da, wo dies feine Einfperrung verlangt, dad Privat: - 
geldintereffe nicht genügen Fann, um die Forderungen ins 
dividueller Freiheit zu vernichten. 

IH. In Bezug auf das Verhältniß ded Verwahrungs⸗ 
und des Verhaftsbefehls geht das belgifche Geſetz nad) 
den Motiven der Commiſſion davon aus, daß das Ergeb: 
niß des mit dem Angefchuldigten abgehaltenen Verhoͤrs 
entfcheiden muß, ob der durch einen Erfcheinungs: oder 
Vorführungsbefehl vor Gericht geftellte Angefchuldigte fo: 
gleich entlaffen ?), oder ob ein Verwahrungs- oder Ver: 
haftsbefehl erlaflen werden fol. Nach dem franzöfifchen 
Code handelt hier der Unterfuchungsrichter völlig frei und 
kann dadurch großen Nachtheil dem Angefchuldigten zu: 
fügen. Das beigifche Gefeß (art. 2) wollte diefe Willfür 
befeitigen, und baut auf die Durch das franzöfifche Gefeg 
bindurchlaufende Unterfcheidung von delit und crime; 
bei dem Erften follte die Verhaftung nur ausnahms⸗ 
weife Statt finden, aber auch dann nur ein mandat 
de depot erlafjen werden, jedoch nur dans les circon- 
stances graves et exceptionelles, oder wenn der Ange: 
fhuldigte feinen Wohnfig im Kande hat; um aber auch 


14) Die Commiffion bemerkt, daß fie die Frage: ob man übers 
haupt das Syſtem der Intervention der Eivilpartei im Strafs 
prozefje beibehalten fol, forgfältig geprüft, aber für jegt in 
dDiefem vorläufigen Geſetze das franzöfifche Syitem beides 
halten babe. 

15) Der Code vom 3. Brumaire Jahr IV. art. 66 beitimmte, 
daß, wenn der Verhörte gänzlich die Anſchuldigung zerftört, 
der Richter ihn freilaffen muß. Der Code Läht diele Box⸗ 
ſchrift weg. 


150 Das belgifche Gefeg vom 18. Febr. 1852 


bier eine Schutzwehr dem Angefchuldigten zu geben, follte - 
der Richter binnen 5 Tagen über die Erlaffung des Be: 
fehls der Rathskammer Bericht erflatten, fo daß der Ve: 
fehl erft endlich befteht, wenn er beftätigt wird. Bei 
Anfhuldigung wegen crime follte der Verhaftbefehl die 
Regel bilden, allein die Commiſſion erwog, daß auch bei 
Verbrechen oft fehr bedeutende Milderungägründe vor: 
handen fein koͤnnen; daher geftattet art. 3 die Erlaffung 
eined mandat de depot, wenn die hat nur Zuchthaus 
oder zeitliche Zwangsarbeit nad fich zieht; bei Anfchuldi- 
gungen, die andere fehwere Strafen nach fidy ziehen, fol 
der Nichter (art. 4), nachdem er den Staatsanwalt ver: 
nommen hat, einen Berhaftöbefehl erlaſſen. — Unſere 
Lefer werden bemerken, daß dieſe Vorfchriften gehörig 
elaftifch find; fie geben aber doch einige Anhaltspunkte 
dem Ermeflen des Richters, und erweitern die Schran: 
fen, bie leider in Frankreich dem Unterfuchungsrichter 
unmöglich machen, z. B. bei Verbrechen, mildere or: 
men zu wählen. Das Schlimme ift nur, daß auch nad) 
dem belgifchen Geſetz eda wo ein Verhaftöbefehl erlaflen 
ift, dieſer als wirkſam für die ganze Unterfuchung befte: 
ben bleibt und der Richter felbft im Einverftändniffe mit 
dem Staatsanwalte nicht den Werhaftsbefehl aufheben 
kann, wenn er auch noch fo fehr im Verlaufe der Unter: 
fuhung davon ſich überzeugt, daß die Anfchuldigung fehr 
berabfinft. Hier fann dann nur durch einen Befchluß der 
Rathskammer geholfen werden. Wir geben der deutfchen 
Anficht, bei welcher der Unterfuchungärichter größere Rechte 
hat (vorzüglich wenn der Staatsanwalt zuflimmt), den 
Vorzug. 

IV. Die Commiſſion hatte in ihrem Entwurfe noch 
einige Artikel (30 — 32) uͤber die ſogenannte mise au 
secret (ſtrenge geheime Haft) aufgenommen. Der den 
Kammern vorgelegte Entwurf enthält die Vorſchriften 
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nicht. Der franzöfifche Code fpricht von diefer mise au 
secret nicht; allein da der art. 613 Code dem Unter: 
ſuchungsrichter das Recht giebt, alle ihm nöthig feheinen- 
den Verfügungen im Gefangnißhaufe zu geben, fo leitete 
die franzöfifche Praris (mit Hülfe minifterieller Inſtruc⸗ 
tionen) daraus das Recht ab, auch in Fällen, in welchen 
die deutfhe Gefeßgebung von der Collufionshaft fpricht, 
Verhaftung eintreten zu laffen und die gewöhnliche Haft 
durch daß ftrenge Verbot jeder Communication zu verfchär: 
fen. Die Commilfion, weldhe die Mittel für die Ent: 
dedung der Wahrheit zuweilen für nothwendig hält 16), 
wünfchte jedoch durch einige Vorfchriften den Mißbrauch 
zu befeitigen, und beflimmte, daß, wenn der Richter die 
interdiction de communiquer für nothwendig hält, er 
einen Beſchluß darüber erlaflen, die Maaßregel nur für 
10 Zage anordnen, fie zwar wieder auf 10 Tage verlän: 
gern kann, aber dann dem Generalprocurator Bericht er: 
flatten muß; e8 foll dann auch der Angefchultigte, feine 
Berwandten und Freunde an die Rathöfammer, die 
dann zu entfcheiden hat, ein Gefuch um Aufhebung brin- 
gen koͤnnen. | 
In dem verfündeten von beiden Kammern ange 
nommenen Gefeße gehören hierher die artt. 29 — 31. Der 
art. 29 beſtimmt, daß der Unterfuchungsrichter die inter- 
dietion de communication durd) eine Ordonnance verfügen 
kann, die Maaßregel nur 10 Tage dauern, aber wieder er: 
neuert werben fann, dann aber der Angefchuldigte oder für 
ihn ein Verwandter oder Sreund ein Geſuch um Aufhebung 
bei der Rathskammer einreichen darf. Binnen 2 Tagen muß 
darüber entfchieden, aber bei abfihlägiger Entfcheidung 


———— — — — 


16) Sie giebt ſelbſt zu, daß die geſetzlichen Vorſchriften den 
Zweck haben ſollen, d’averter le juge d'instruction, que la 
loi exige qu'à regret cette mesure severe, et qtiüne 
doit en faire usage qu’avec une extr&me reserve. 
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vor 10 Tagen das Aufhebungsgefuch nicht erneuert werben. 
Bon der Erneuerungsverfügung muß der Unterfuchungd: 
richter Bericht an den Generalprocurator erftatten. 

V. Wefentlihe Berbefferungen des Code enthält das 
beigifche Gefeb in Bezug auf die Mittel, die Aufhebung 
der Haft zu bewirken. — Die von der Regierung er: 
nannte Commiffion hat darüber einen fehr guten Bericht ' 
erftattet. Man weiß, daß vor der Revolution die Geſetz⸗ 
gebung über die Geftattung der Gaution fehwierig, bie 
Praxis aber die Freilaffung möglich machte, jedoch ohne 
fefte Regeln; da, wo die Anfchuldigung auf ein ſogenann⸗ 
teö crime public ging und fehwere Strafe drohte, wurde 
die Caution nicht leicht zugelaflen. Die Assemblee con- 
stituante ſchwankte in den Anfichten, fie geftattete zuerft 
nur wegen gewiffer (im Gefeße bezeichneter) Vergehen 
die Gaution, deren Minimum 3000 und das Marimum 
20000 Livres betragen ſollte; fpäter wurde dad Minimum 
aufgehoben, und nach der Gefeßgebung unter der Berfaf 
fung von 1791 war anerkannt, daß wegen correctioneller 
Fälle eine Verhaftung da, wo peine infamante drohte, 
Freilaffung gegen Caution, dagegen nie bei fchwereren 
Berbrehen eintreten könnte.” Sm Code vom Brumaire 
wurde bie Verhaftung in allen Fällen, wo die Strafe über 
3 Tage Gefangniß dauerte, vorgefchrieben,, jedoch Cau⸗ 
tionsleiftung, wenn die Strafe nur eine infamirende ift, 
zugelafien und der Betrag auf 3000 Liores geſetzt; noch 
im nämlichen Jahre wurde aber die legte Vorfchrift auf: 
gehoben. Die fehr befchränfenden Vorfchriften des jetzigen 
Code wurden bereit oben angegeben. Die belgifche Com⸗ 
miſſion erfannte die Nothwendigkeit, die Freilaſſung gegen 
Caution audgebehnter zu geftatten, und fo kann nach dem 
belgifchen Gefege die Freilaffung gegen Caution geftattet 
werden, fo oft die Anfchuldigung nur Gefängnig nad 
fich zieht, aber auc wenn darauf Zochthaus oder zeitliche 
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Zwangsarbeit ſteht und die Rathöfammer dad Verbrechen 
correctionell zu behandeln erklärt. Dies hängt mit dem 
beigifchen Gefege vom 13. Mär; 1849 zufammen, nad 
welchem die Rathöfammer und die Anklagefammer ermäch: 
tigt ift, die zwar als crime mit Zuchthaus oder Zwangs⸗ 
arbeit bedrohte Handlung nur ald Vergehen zu behandeln, 
fo daß der Fall nur vor dad Zuchtpolizeigericht gewiefen 
wird, welches dann nur Strafe eines Vergehens erfennen 
fann. Man bemerkt leicht, daß darnach nur bei Anſchul⸗ 
digungen, welche lebenslängliche Zwangsarbeit oder To⸗ 
desftrafe nach fich ziehen (alfo in fehr feltenen Fällen), die 
Caution ausgeſchloſſen if. Die Commiffion wollte aber 
wie der Code von der Wohlthat der Kreilaflung gegen 
Caution die nit Domicilirten 17) und Vagabunden und 
sie repris de justice!8) ausnehmen. Man weiß, wie 
in Frankreich die Frage: ob der Angeſchuldigte in den cor⸗ 
rectionellen Fällen die Sreilaffung gegen Caution zu fors 
dern berechtigt ift oder Alles vom Gerichte abhängt, 
ftreitig ift, und das Wort pourra fo verfchiedne Auslegun: 
gen leidet. Die Commiffion will dem Angefduldigten 
feinen rechtlichen Anfpruch geben, weil dies gefährlich feyn 
würde, da immer nur bie befonderen Umftände des einzels 
nen Falles entfcheiden mü,ıen; die Commilfion meint den 
Streit befeitigen zu können, wenn fie den Ausdruck wählt: 
Finculpe pourra obtenir la liberte, S'il y a lieu”). 


17) Eine Härte liegt darin, daß dann jeder Ausländer, mag er 
notoriſch noch fo vermöglich und ehrenwerth ſeyn (z.B. ein 
in Preußen dicht an der belgifchen Gränze wohnender Kabris 
kant) und noch fo ſtarke Gaution fiellen, nie von der Haft 
fret werden Eann. 

18) Um die Zweifel, welche in Frankreich über den Sinn diefes 
Worts vorfommen, zu befeitigen, bezeichnet die Commiſſion 
als repris die, welche vorher zu einer peine affiicture ou 
infamante oder Sefängnig über 1 Jahr verurtheilt wurden. 

19) In der Commiſſion des Senats war die Trage verhantelt, 
eb man nicht In correctionellen Fällen die Zrrilafuna ran 
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fig nehmen muß, wo da8 Gericht feinen Si& hat, welches 
über die Uebertretung erkennen fol 9). 

VIII. Eine andere Lüde im Code befteht in Bezug auf 
die Frage, ob der Staat, wenn der Angefchultigte, wel: 
cher Caution ftellte, aber nicht feiner Pflicht gemäß bei 
Gericht erfchien, unter dem Titel einer Strafe die ganze 
Gautionsfumme zurüdhalten kann, felbft wenn nach Zah: 
lung der Progeßfoften, Geldftrafen, des Schadens, noch ein 
Neft bleibt. Während einige franzöfifhe Schriftfteller, 
3. DB. Legraverent, annehmen, daß die ganze Gau: 
tionsfumme dem Staate zufällt, nehmen Andere, z.B. 
Mangin, an, daß der Staat von der Caution nur foviel 
behalten darf, ald zur Zahlung der Koften, Geldſtrafe, 
Schaden nöthig ſei; eine dritte Partei, 3. B. Carnot, 
macht Unterfcheidungen, je nachdem der Angefchulbigte 
verurtheilt oder losgefprochen wird. 

Die .belgifche Commiffion geht Davon aus, daß ber 
Angefchuldigte, indem er gegen Caution Freilaflung er 
hält, eine zweifache Verpflichtung eingeht: 1) die, der buͤr⸗ 
gerlichen Gefellfchaft gegenüber, fich jederzeit zur Unter 
ſuchung und Urtheilsvollftredung zu ftellen, 2) die gegen 
den Fiskus und die Civilpartei, wenn eine ſolche aufgetre: 
ten ift, die Koften, Geldftrafe und Schaden zu zahlen; 
daher zerfällt auch die Caution nach der zweifachen Bers 
pflihtung in zwei Theile: der erfte Theil gehört, ſo⸗ 
bald fich der Angefchuldigte nicht ftellt, ganz dem Staates 
der zweite Theil haftet nur fo weit ald ed nöthig ift, um 
die Summen zu deden, zu deren Zahlung Sicherheit 





20) Warum will man nicht geftatten, daß der Angefchufbtete 
auh an feinem regelmäßigen Wohnfige ſich aufhalten darf, 
da, wo er allein feine Gefchäfte beforgen kann und die 
laſſung einen Werth für ihn bat? 3. B. wenn ein Gewerbt⸗ 
mann von Lüttich in Brüffel abgeurtheilt wird. Man kann 
ja leicht den Angefchuldigten dann unter die befondere Auf⸗ 
Adt der Behörde in Lüttich fielen. 
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m leiſten iſt. Es hängt alfo bei diefem heile Alles von 
yem Ausgange des Prozefles ab. — Nach diefen Grund: 
äßen iſt auch der oben mitgetheilte Artikel 23 (Entwurf 
21) des beigifchen Geſetzes gefaßt. 

IX. Wenn der Angefchuldigte, der nicht ſich ſtellt, 
ingeachtet er durch Gautiongleiftung dies verfprach, in der 
Koige freigefprochen wird, fo rechtfertigt fich die Vorfchrift, 
baß dennoch der erfie Theil der Cautionsſumme dem Etaate 
verfällt, weil der Ungefchuldigte feiner Pflicht nicht nach: 
gekommen ift, und die Strafe diefer Unterlaffung eben im 
VBerlufte der Gaution liegt, fo daß daS Ergebniß der In: 
erſuchung feinen Einfluß auf die Etrafe des verübten Un: 
:echtd fich zu ftelen ausüben kann; allein wir freuen 
and, daß ber beigifche Gefeßgeber diefes Princip nicht in 
feiner ganzen Strenge (Entw. 21) durchführte. Nach 
ırt. 24 fann im Falle, wenn der Angefchuldigte von der 
Unfchuldigung entbunden oder losgefprochen wird, das Ur: 
theil zugleich verordnen, daß ein Theil der Gaution zu: 
rüdgegeben wird. Die Commiffion feßt die Falle voraus, 
auß denen ſich ergiebt, daß die Abweſenheit des Angefchuk 
bigten nicht den Gang der Unterfuchung gehindert hat; 
weil dann dad Motiv, wegen welches tie Baution zur 
Strafe verfallen fol, nämlich der Nachtheil, daß die Richter 
die Unterfuchung nicht fortfegen können, wegfält. Der 
Berfafler diefed Aufſatzes erinnert fich eines Falles, in wel: 
dem der Angefchuldigte Caution von 10000 Gulden ftellte, 
nachdem er bereitd 6 Monate im Gefängniffe und die Vor: 
unterfuchung ſchon faft beendet war. Der Angefihuldigte 
war fich feiner Unfchuld bewußt, wollte fich aber doch nicht 
fielen ; die urtheilenden Richter erkannten, daß die Hand: 
Iungöweife des Angeſchuldigten eine völlig geſetzliche fey, 
und die Zeugen beftätigten feine Unfchuld. Er wurde frei: 
geſprochen. Sollte er hier dennoch die Eaution verlieren ? 
Leider muß, felbft nach mehrern neuen Gefeßgebungen, Vie 

Yecbio d. Er. M. 1858. II. æt. £ 
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Stage bejaht werden, Derbelgifche Gefeßgeber giebt we: 
nigftend den Gerichten die Möglichkeit, den billigen For: 
derungen Gehör zu geben. Wir fürchten freilich, daß die 
Gerichte nach einer Art Transactionsſyſtem zum Durchhauen 
des Knoten fommen und bie Summe theilen. Nach dem 
belgifhen Geſetze (Nachſatz des art. 23) follen auf jeden 
Sall die außerordentlihen Koften, welche die Unterlaf: 
fung des Angefchuldigten, fich zu ftellen, verurfachte, vor: 
erſt aus, der Cautionsſumme getilgt werden. 

Mag man auch wünfchen, daß das belgifche Geſetz 
noch mehr auf der Bahn des Kortfchritts geleiftet hätte, fo 
muß man doch gerechter Weife erfennen, daß große Ver: 
befferungen gemacht wurden. 





IX, 
Die 
Beſtimmungen der neuen Gefehgebungen 


über 


das richterliche Milderungsrect 
geprüft von 


Mittermaier. 


._ nn — —— — 


(Als Fortſetzung der Aufſätze Nr. VI. XIII. XIX. XXIV. 
in dieſem Archive Jahrg. 1851 über den gegenwärtigen Zuftand 
der Strafgefeggebung.) 


® 
Der wichtigſte Punkt bei jeder Strafgeſetzgebung iſt das 
Verhaͤltniß, in welchem das richterliche Ermeſſen geregelt 
wird. Es wird keinem Geſetzgeber gelingen, alle mögli: 
chen Falle, die bei der Anwendung eines gewiſſen Straf: 
gefeßes vorfommen können, vorherzufehen, und darnad) 
die Strafdrohung zu berechnen. Die Art, mie in Gefeb: 
gebungs: oder Prüfungs:Commiffionen der Regierung oder 
der Kammern über vorgelegte Entwürfe 'ınd in Stände: 
verfammlungen die Gefebe zu Stande gebracht, zeigt bei 
der Beſtimmung ber Strafgrößen oft ein nicht erfreuli: 
ches Marften und ein Conceſſionsſyſtem, indem irgend ein 
ſchwererer (vielleicht ‚neuerlich vorgefommener, Auffehen 
erwedender) Fall bei der Abflimmung die Steigerung ber 
Strafgrößen veranlaßt, während die Anführung eined he- 
82 
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fonders milden mit Wärme von einem Mitgliede zerglieder: 
ten Salles bewirkt, daß bei der Abftimmung das Minimum 
der Strafen geringer feftgefegt wird. — So lange die Ge: 
feßgeber nur durch das Abfchrefungsprinzip geleitet wur: 
den, fo lange vorzüglich die Feuerbachſche Theorie zahlreiche 
Anhänger hatte, mußte man lieber zu fehr hohen Straf: 
drohungen gelangen, um defto ficherer abzufchreden; und 
die mißverftandene Anficht von der nothwendigen Beſtimmt⸗ 
heit der Strafgefege führte zur Drohung vieler, abfolut be: 
fiimmter Strafen, und zu einem unbegränzten Raume zwi: 
fchen Marimum und Minimum. Man weiß, wie in Frank⸗ 
reich die Feſtſetzung folcher Gränzen ald eine große Con: 
ceffion gepriefen wurde, wie bei der Einführung der Be: 
fhwornen nur eine unverfländige Auffaffung der Stellung 
der Gefchwornen die Durchführung der feftbeftimmten Stra: 
fen in dem Gefege v. 1791 veranlaßte !). Eine ebenfo grund: 
loſe Auffaffung des Unterfchieds von Werbrehen und 
Vergehen und entfchiedenes Mißtrauen gegen die Geſchwor⸗ 
nen bewirften bei der Abfaffung des Code von 1808, daß 
man bei crimes fein Milderungsrecht geben wollte, während 
man durch den art. 463 des Code eine folche Befugniß bei 
Vergehen einräumt. Warum verfchweigt man, daß bald 
nach dem Erfcheinen des Gefeßbuches die Stimmen ber 
audgezeichnetften Männer?) fih für die Nothwendigkeit 
erklärten, den Affifenhöfen die nämliche Befugniß zu 
geben, die der art. 463 den correctionellen Gerichten gab? 
Warum beachtet man nicht, daß bald darauf im Minifle 
rium befchloffen wurde, einen folchen Antrag beidem Staats⸗ 
rathe zu machen, und daß die Vorlagen des Gefebedent: 


(1 Un das Expose des motifs zum Gefege v. 1791 erinnert 
9. Nypels in der Zeitfchrift für auslandifhe Gefeggebung 
AXII. ©. 393 in Not. 


2) Carnot Comment. sur le Code penal Art, 48 Nr, 1. 
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wurſs nur durch zufällige Umftände aufgefchoben wur: 
de?), bid man endlich 1832 zu dem befannten Syfteme der 
mildernden Umftände Fam? 

Man muß eö beklagen, daß unfere Gefeßgeber noch 
immer die Aufgabe der Strafgefeßgebung nicht recht erfaf- 
fen, und nicht erfennen, daß es zur Erreichung des Zwecks 
ber Strafen weniger darauf anfommt, daß den Schuldigen 
eine gewifle fehwere Strafe treffe, fondern darauf, daß . 
überhaupt der Schuldige der Strafe nicht entgehe, und 
eine gerechte mit feiner Berfchuldung in Verhältniß ftehende 
Strafe leidet). Ein folches intenfiv ftarfes, zugleich die 
abfchredenden und beffernden Wirfungen der Beftrafung 
möglicher Weiſe herbeiführendes gerechtes Strafurtheil ift 
aber nur möglich, wenn diejenigen, welche auf den Ausſpruch 
der Größe der Strafe einen Einfluß haben, den unendlich 
vielgeftaltigen, die Verfchuldung eines Angeklagten modi⸗ 
ficirenden Umftänden geeignet Rechnung tragen Fönnen. | 

Um die Anwendung von ungerechten unverhältniß: 
mäßigen Strafen zu vermeiden, giebt es zwei Wege: 
1) den, durch Begnadigung nachzuhelfen, 2) den, durch eine 
geeignete Kaffung der Strafgeſetze und gewifle Ermächti- 
gungen dem richterlichen Ermeflen einen hinreichenden Raum 
zu geben. — Noch immer hört man bei den Berhandlun: 
gen über neue Strafgefeße, daß den Anträgen auf Erwei⸗ 
terung bed richterlichen Ermeflens von Seite der Verthei: 
diger firenger Gefege die Hinmeifung auf die Gnade ent: 
gegengefeßt wird. Wir halten das Begnadigungsrecht für 
nothwendig, aber die Einrichtung , nach welcher der Geſetz⸗ 
geber vie Fehler, welche er durch feine harten Strafdro⸗ 
bungen macht und leicht hätte vermeiden Fünnen, durch 


3) Rypels in der angef. Zeitfchrift S. 397. 


4) Zrefflih bat der bedeutendfte Eriminalift Franfreihs ©. 
ra in der Revue de legislation 1847, 1. p. 248 ib 


durchgeführt. 
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Begnadigung heilen laffen will, erflären wir für ein Un: 
glück, weil dadurch nicht gerechte Strafurtheile, 
fondern nur Ausfprüche einer nicht richterlichen Gewalt ver: 
anlaßt werden, weldye das richterliche Urtheil ald materiell 
ungerecht anerfennen muß. Durch die Begnadigung wird 
die Suftiz in das Kabinet verlegt; das Anfehen der Richter 
feidet, die Entfcheidung des Schickſals des Angeflagten 


wird verzögert, und z. B. wenn ein Zodeöurtheilerging, eine 


nicht zu rechtfertigende Härte durch die fortgefegte Todes: 
angft ded Verurtheilten herbeigeführt. Das Volksrechts⸗ 
bewußtfein, welches ein gerechtes Strafurtheil des Ge: 
richt s erwartet, wird durch da3 karte Urtheil verlegt und 
durch die Vertröftung auf die fehr zweifelhafte Gnade nicht 
beruhigt. Niemand kann verfennen, daß dem Regenten 
und feinen Rathgebern die Materialien fehlen, um mit Si 
cherheit entfcheiden zu Fönnen, ob der um Gnade Nachfu: 
chende.würdig derfelben if. Wir bitten die Lefer an die 
Erfahrungen fih zu erinnern, welche in Bezug auf dies 
Berfahren, welches eintritt wenn die Akten eingefendet 
werden und die Schwierigkeiten über Begnadigungen zu 
entfcheiden, im preußifchen Juſtizminiſterium gemacht wur: 
den?) Die Sache erhält aber noch eine ganz andere Be: 
deutung in Ländern, in welchen das mündliche Verfahren 
eingeführt ifl. Während in dem fchriftlichen geheimen Ber: 
fahren die Richter, welche das Urtheil fällen, nur an bie 
Akten fi halten mußten und die nämlichen Akten dem 
Minifterium vorliegen, können bei dermündlichen Verhand⸗ 


lung dem Minifterium nur die dürftigen Akten der Vor⸗ 


unterfuhung und die mageren Aufzeichnungen während 


der Affife vorgelegt werden; was in der Sitzung felbfl. 


borging, was am meiften dient, über die Verſchuldung des 


8. 


Angeklagten ein gerechtes Urtheil zu fällen, fann dem Be 


5) Preuß. Zuftizminifterialblatt 1848, Nr, 30. 
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gnabiger nicht vorgelegt werden. In England, wo ber. 
präfidirende Richter die genauefte Aufzeichnung aller in der 
Sitzung vorgefommenen Ausfagen macht und dieſe Auf: 
zeichnungen dem Staatöfecretär mittheilt, wo der Richter 
es eigentlich ift, von dem es abhängt, ob ein Zodesurtheil 
durch) Gnade abgeändert werden fol, tritt wenigftens das 
Verhältniß ein, daß der Staatöfecretär eine vollfländige 
Aufzeihnung der Verhandlungen vor ſich hat; in anderen 
Ländern aber ift die Einrichtung noch weniger geeignet, dem 
Minifter, von beffen Vortrag an den Regenten die Bes 
gnadigung abhängt, die Tragung ber furchtbaren Verant: 
wortlichkeit zu erleichtern und dem Regenten die qualvolle 
Zwangdlage zu erfparen, in welcher er fich befindet, wenn 
er gewiſſenhaft ift, und entfcheiden fol, ob ein zum Tode 
Verurtheilter begnadigt werden fol. 

Bilde ſich Niemand ein, daß die Gefchwornen dadurch 
daß etwa Hoffnung eröffnet ift, daß das Urtheil, deffen 
materielle Ungerechtigkeit fie erkennen, nicht zur Vollziehung 
fommen werde, eher in die Stimmung verfeßt wer: 
den, in welcher fie willig find, den harten Wahrſpruch zu 
fallen; fie werden, wenn nur von der Gnade -Hülfe erwar: 
tet werben fol, entweder gegen den vorliegenden Beweis 
und das Gefeß losfprechen, oder doch wenigſtens jeden 
Audweg ergreifen, durch welchen fie die harte, zwar formell 
gerecht erfannte Strafe umgehen können. Auf jeden Fall 
darf nicht verfannt werden, daß bei der Begnadigung leicht 
im Volke Mißtrauen entfteht, ob nicht bei den Ausſprü— 
den, welche Gnade bewilligten oder abfchlugen, Gunſt und 
ähnliche Einflüffe wirkten? *). Nur der zweite oben anges 


Ha) Mir erinnen an die Aeußerungen der Preffe z. B. in Eng» 
land und Belgien, wenn oft bei einem Zodesurtheil Gnade 
abgefchlanen und bei einem andern in die nämliche Zeit fals 
lenden Urtheile Gnade ertheilt wird. Die Wergleihung 
fällt oft nicht günftig für die Regierung aus. 
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gebene Weg entfpricht darnach dem Zwecke der Straf- 
juftiz, wenn die Gefeggebung felbft ſchon forgt, daß die: 
jenigen, welchen das Urtheil obliegt, nur eine Strafe aus: 
Iprechen Fönnen, welche nach ihrer Ueberzeugung als eine 
gerechte der Größe der Verſchuldung des Angeklagten 
‚entfpricht. Dies wird entweder bewirft: 1) wenn die Ge- 
feßgebung Fein Minimum feftfeßt, 2) oder wenn neben: 
einander verfchiedene Strafarten gedroht werden, unter 
welchen der Richter wählen kann; 3) oder wenn wegen 
verminderter Zurechnung ein Milderungdrecht gegeben wird; 
4) oder wenn bem Gerichte (oder den Geſchwornen) die Be⸗ 
fugniß gegeben wird, bei dem Dafeyn mildernder Um: 
ftände von der ordentlihen Strafe abzugehen und bie 
Strafe unter dad Minimum herabzufeben; 5) oder wenn 
wenigftens bei einzelnen Verbrechen‘ der Strafdrohung bie 
geringere Strafe im Sale der mildernden Umftände bei: 
gefügt wird. 


Die Frage, wie diefe Wege benußt werben follen, 
wird verfchieden beantwortet werden, jenachdem in Län: 
dern, in welchen Schwurgerichte beftehen,, die Einwirkung 
auf die Anwendung einer milderen Strafe nur den Staats⸗ 
richtern oder den Geſchwornen überlaffen wird. Sn Srank 
reich find es die Gefchwornen, welche nicht blos dadurch, 
daß fie die fehwerere Hauptanklage verwerfen und eine 
eventuelle mildere Anklage gegründet finden, daher z. B. wes 
gen Mordes nichtfchuldig, wegen Todtfchlags ſchuldig er: 
fennen, fondern auch ihrem Wahrfpruche der Schuld den 
Zufag mit mildernden Umftänden beifügen können, wo 
dann die Richter gefeglich verpflichtet find, eine geringere 
Strafe auszufprechen. 


Das Nämliche tritt ein in England und in Scott: 
land, jedoch nur fo, daß die Gefchwornen tem Wahrfpruc 
ber Schuld eine Empfehlung zur Milde des Gerichtö beis 
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fügen ®), jedoch willen, daß dies bei der Ausmeſſung der 
Strafe die Wirkung hat, daB der Richter nur möglichſt 
milde Strafe ausfprechen wird. In Preußen erfennen die 
Gefchwornen über das Dafeyn mildernder Umftände, in 
Baiern ebenfo über den Milderungdgrund der verminder: 
ten Zurehnung und über Dafeyn der Milderungsgründe bei 
Dreßvergehen, mogegen in Defterreich, in Hannover, in 
Braunſchweig, in Belgien, die Staatörichter entfcheiden, 
ob mildernde Umſtände anzunehmen jind. 

Wir find noch immer überzeugt, daß folgerichtig 
eine Gefeßgebung ”), welche von dem Dafeyn von Milde: 
rungsgründen das Eintreten geringerer Strafen abhängig 
macht, den Geſchwornen die. Entfcheidung über das Das 
feyn diefer Gründe übertragen muß; denn mag aud der 
Sefeßgeber unter einem beftimmten Ausdrud ein 
Verbrechen aufftelen, fo find es doch immer unendlich 
viele Abſtufungen, die unter einem Ausdruck begriffen 
find; der Begriff ver Schuld ift fein abftracter, fondern 
ein auf die einzelne Handlung bezogener; die Gejchwor: 
nen, welche über die Schuldfrage uriheilen follen, müflen 
zugleich urtheilen, ob der Angeklagte, eines größeren oder 
geringeren Grades des Vergehens fchuldig if. Der Ge: 
feßgeber , welcher den Nachtheil der Caſuiſtik vermeiden 
will, flelt entweder bei einem Verbrechen verfchiedene Ab: 
flufungen auf, und droht bei jeder eine gewifle Strafe, oder 
er faßt alle möglichen Grade in einer weitgefaßten Straf: 
drohung zufammen; wenn nun die Gefchwornen, welde 
über die Echuld des Angeklagten urtheilen, in dem vor: 
liegenden Falle Combinationen vorhanden finden, auf de 
sen Dafeyn der Gefeggeber bei feiner Strafdrohung nicht 
sechnete,, fo fprechen fie, indem fie gewifle Thatfachen als 
Ergebnif der Verhandlungen vorhanden finden, durch An: 


6) Meine Schrift: das englifche Steafoerfahren S * 488. 
7) Gründe f. oben in diefem Archiv 180, ©. 1 
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nahme von mildernden Umftänden aus, baß der Angeklagte 
in einem geringeren Grade [huldig ift, als der Gefeßgeber 
durch feine allgemeine $ormel annahm. Dem Strafrichter 
bleibt dann immer noch ein bedeutender Wirkungskreis, 
durd Erwägung aller Umflände des Falles die entfprechende 
Strafe zu finden. — Viele Gefeßgeber haben jedoch für 
ihre Borfchrift, daß nicht die Gefchwornen, fondern die 
Staatörichter über dad Daſeyn von mildernden Um: 
ftänden entfcheiden follen, die Gründe theild in der Be 
forgniß gefunden, daß die Gefchwornen auf eine gefähr: 
liche Weife die Befugniß mißbrauchen, theild darin, daß 
"die Entfcheidung über folhe Umftände nur auf die Art 
und Weife der Strafanmwendung fich bezieht, und diefe nur 
den Richtern zuftehen fann®). Uns fcheint, daß bei dem 
legten Grunde eine Verwechſelung der Strafminderungd: 
mit ben Milderungsgründen vorliegt ; daß man die Gefchwor: 
nen nicht. über jeden einzelnen Minderungögrund, 3. B. 
Berführung , Reue, entfcheiden laffen kann, ift völlig ge: 
gründet; allein, wenn das Geſetz anerkennt, daß da, wobei 
einem gewiffen Verbrechen ein befonderer Milderungdgrund 
geſetzlich aufgeftellt ift, 3. B. Provocation bei der Tödtung, 
Geſchworne entfcheiden follen, fo muß es folgerichtig auch 
annehmen, daß da, wo bad Geſetz überhaupt wegen deö 
Dafeyns mildernder Umftände zu derHerabfeßung der&trafe 
ermächtigt, Gefchworne entfcheiden müffen, weil das Ge: 
feß durch diefe Geſtattung erfennt, daß es unmöglich ift 
jeden einzelnen Milderungsgrund im Gefege vorherzufeben, 
und daß in manchen Fällen durch Zufammenwirfen vie: 
ler Umflände, die an fih nur Minderungsgründe find, 
die Berfchuldung fo herabgedrüdt werden fann, daß bie 
im Minimum gedrohte Strafe eine ungerechte feyn würbe. 


8) Diefer Grund entfchied in Braunfhreig. Deoener, ‚die 
größeren Zuftizorgantlattonsarieke U. ©. 8 
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Merkwürdig ift, daß der neue von der Kammer der Reprä- 
fentanten bereit8 angenommene Entwurf des Strafgefeg: 
buche für Belgien?) bie Würdigung der Milderungs: 
gründe den Gerichten überträgt!®), und die Commiffion zu: 
fiimmt, weil die Annahme von Milderungsründen bie 
Schuld des Angeklagten beftehen läßt, ohne fie wefentlich 
zu ändern, und die Strafausmeflung nur der richterlichen 
Gewalt zufommt. In den Verhandlungen der Kammer !!) 
erflärte fowohl der Juftizminifter als einzelne Mitglieder, 
daß fielieber den ganzen Artikel fallen laffen würden, wenn 
die Entfcheidung über die Milderungsgründe den Sefchwor; 
uen überlaffen werden folte. Wir wiffen wohl, daß es 
beſonders in Deutfchland zur Mode gehört, über die gro: 
Ben Mißbräuhe zu Flagen, welche die Gefchwornen in 
Sranfreih durd Annahme von Milderungsgründen ver: 
üben. Uns fcheint aber, daß Viele den von Einigen bes 
haupteten Satz nachſchwatzen, ohne felbft zu prüfen. Das 
hohe Anfehen von Helie!2), der in feiner Stellung im Mi: 
nifterium am beften den Gang der Rechtfprechung beurthet: 
len fonnte, follte doch aufmerffam machen, daß die Sadıe 
auch eine andere Seite hat. Es ift zwar richtig, Daß 1849 
die Gefchwornen bei 3586 Angeklagten dem Wahrfprud) 
der Schuld die Annahme von Milderungsgründen beifüg: 
ten (alfo bei 70 von 100 15), daß in manden Fallen 
falfched Mitleiden, oder nur der Wunſch die fonft drohende 
Todesſtrafe zu befeitigen, den Ausfpruch der Milderungs— 


9) Projet art. 110. 
10) Schon in dem Gefege vom 1. Mai 1849 art. 3 war dies 
Ir Srundfag ausgefprochen. Nypels in der Zeitfchrift XXIL, 
398. 


11) Annales parlamentaires 1851/52 Chambhre des Represen- 
tants (seance du 24. Nov. 1851) p. 101. 

12) Borzüglich-fprach er ſich darüber in der Revue de legisla- 
tion 1847. vol. 1I. p. 443 aus. 

13) Im Jahre 1846 und 1847 war das Verhältviß 73, im Sorte 
1843: 738. 
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gründe erzeugten; allein vergleicht man genauer bie Zalle, 
in denen diefer Ausfpruch erfolgte, fo überzeugt '*) man 
fi bald, daß er in Fällen eintrat, in denen der Code auf. 
die empörentfte Weife die unverhältnißmäßig harte Strafe 
drohte, und dad Gewiſſen der Gefchwornen ſich gegen den 
furchtbaren unbedingten Ausſpruch der Echuld fträubte. Es 
ergiebt fih aber auch, daß feit der Geftattung ter Annahme 
der Milderungdgründe die Kraft der Repreffion durch Ber: 
mehrung der Verurtheilungen zunahm und fo die bürger: 
liche Sicherheit gewann; es zeigt fich, daß die Affifenrichter, 
von denen ed abhängt, wennMilderungsgründe angenommen 
find, die Strafe um einen Grad oter um zwei Grade her: 
abzufeßen, haufig Died Legte ausfprachen 18), dadurch alfo 
erfannten, taß die fonft einzutretende gefebliche Strafe 
um zwei Grade zu hoch war, und daß die Richter in cor: 
rectionellen Fällen ebenfalls (ungeachtet der ſchlecht und zu 
enge gefaßte Artifel 463 fie befchränfte) von dem Milde: 
rungsrechte haufig Gebrauch machten !®), 
Alles fommt darauf an, ob die Richter, Denen dab 
Geſetz die Entfcheidung über das Dafeyn von Milderungd» 
gründen zumeift, durch ihre unabhängige Stellung, vor: 
züglich durcch ihr wohlwollendes menfchliches, auf Peine Lei: 
denfchaft deutendes Benehmen das Bertrauen den Ge 
ſchwornen einflößen, daß auch bei ergangenem Wahr: 
ſpruch der Schuld die Richter mit Billigkeit und zarter 
Würdigung der die Verſchuldung beſtimmenden Umftände 
die Milderungsgründe beachten werden !7). 


14) Wir haben in der Zeitfchrift für ausländifche Gefeßgebung 
XXIV. ©. 169 eine genaue Zufammenftellnng gemacht. 

15) 3m 3. 1849 erfolgte bei 1051 Verurtheilten die Reduction 
der Strafe um vier Grade. 

16) 3. B. von 1000 wegen Diebftahls correctionel Verurtheil⸗ 
ten, wurden 786 mit mildernden Umftänden von den Richtern 
ſchuldig erkannt. . 


17) Dies Bertrauen iſt in England um Schottland begründet. 
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Mir wollen nun prüfen, inwiefern die neuen Gefeß: 
gebungsarbeiten von den verfchiedenen oben angedeuteten 
Mitteln, das richterlihe Ermeſſen zu erweitern, Gebrauch 
gemacht haben. 

I. Die Anordnung, nach welcher das Gefeb Strafe 
überhaupt ohne Seftfegung einesMinimums droht, 
ft nur in dem ungarifchen Entwurfe!®) , in der Gefeß: 
gebung von Genfwenigftens feit 1843, theilweife 19), in den 
neueften Sefeßen von Bremen ?®) und in der neuen engli: 
ſchen Strafgefeßgebung ?!) durchgeführt. Das neue preu: 
Bifhe Strafgefegbud hat davon bei einzelnen Verbrechen 
Gebrauch gemacht 22). Es ift nicht immer einzufehen, aus 
welchen Gründen nur bei diefen Vergehen das Geſetzbuch 
fein Minimum drohte, wahrfcheinlich deswegen, woeil 
vorzüglich die Ueberzeugung fich aufdrängt, daß nach der 
Erfahrung bei diefen Vergehen die Verſchuldung oft fo 
gering feyn fann, baß eine, Durch eine wenn auch geringe 
Strafe audgefprochene Mipbilligung der Handlung am 


18) Darüber meine Schrift: die Etrafgefeggebung in ihrer Forts 
bildung 11. ©. 236, 

19) Zeitfchrift für ausländifche Gefeggebung XVIII. ©. 137. 

20) Sn diefem Archiv 1851. ©. 285, 

21) Noch in der neueften englifchen Gefesgebung v. 3. Juli 1851 
(Zeitfehrift für ausländifche Gefeggebung XXIV. ©. 79) ift 
3. B. für die gefährlichiten Befchadinungen von Eifenbahnen 
Zransportation auf Lebenszeit oder Gefängniß bis 3 Sahre . 
gedroht. Neuere fehr milde Källe haben gezeigt, daß dadurch 
dem Richter möglich wurde, einige Monate Gefängniß zu 
erkennen. 


27) Hicher gehören $. 95 Befreiung vines Gefangenen durch 
Kahrläffigfeit), $. 97 (Bildung bewaffneter Haufen), $. 98 
(Zheilnahme an geheimen Verbindungen), $. 109 (falfchı Ent⸗ 
fhuldigung der Gefchwornen), 8. 112 (Michtanzeige einer 
Defertion), $. 130 (Berleitung zur Abgabe falfcher Verſiche⸗ 
zung an Eidesftatt), $. 135 Herabwurdigung der Religion), 

. 190 (vorfägliche Mifhandlung oder Körperverlegung), $. 
212 Zpens gegen eine Perſon), $. 281 (Wermögensbeiis 
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Plage ift; inöbefondere tritt die Anorönung bei Vergehen 
ein, die nur Gefängnißftrafe nad) fich ziehen. Uns fcheint, 
baß bei den Vergehen, bei welchen das Geſetz Gefängniß von 
einer Woche bis 2 (3, 6) Monaten droht ??), eben ſowohl 
das Minimum hätte weggelaffen werden fönnen, weil eben 
fo oft Fälle vorkommen werden, in welchen ein wöchentli- 
ches Gefängniß offenbar zu hart ift. Vergebens fucht man 
einen Grund, warum in $. 135 für Läfterung der Gott: 
heit oder Werfpottung der Gegenſtände religiöfer Vereh— 
rung fein Minimum gedroht ift, und in $. 136 bei dem, 
der in der Kirche durch Lärmen den Gottesdienft oder eine 
gotteödienfiliche Verrichtung flört, ein Minimum von einem 
Monat gedroht ift, da gerade bei diefem legtern Vergehen 
oft fehr gering ftrafbare Störungen vorfommen *), 

1. Der zweite Weg, daß verfihiedene Strafen ge: 
droht werden, zwifchen welchen der Richter wählen kann, 
wird vorzüglich von Bedeutung 1) da, wo dad Geſetzbuch 
eine entehrende Sreiheitöftrafe und außer ihr eine nichtent- 
ehrende Strafe droht, oder 2) wo das Gefek die Unter: 
ſcheidung von Verbrechen und Vergehen flrenge durchführt 
und gewiſſe Strafarten (3.3. Zuchthaus) ald Strafen der 
Verbrechen und andere als Strafen der Vergehen aufftellt; 
3) da, wo die Gefängnißftrafe alternativ nebeneinander 
gedroht iſt. Während einige Gefeßbücer 3. B. das ba- 
diſche nebeneinander entehrende und nicht entehrende Stra: 
fen häufig drohen und dies Syſtem fih wohlthätig bewährt, 





3) 3. B. Art. 102. 108. 118. 156. 


24) Das hannoverfche Strafgefegbuch Art. 180 droht bei der Stö⸗ 
rung des Gottestienftes nur Gefängnißftrafe. In einem Falle 
hatte während der Predigt ein Mann, zu welchem der Nach⸗ 
bar höhnend fagte: Der Pfarrer (welcher heftig gegen eine 
gewiffe Sünde predigte) meint Sie, dem Nachbar laut und 
heftig zurief: Halten Eie das Maul und fümmern Sie fid 
um fich felbft. Der Pfarrer hatte Anzeige gemacht, und der 
Angefchuldigte tourde mit 2 Tagen Gefängniß beftraft. 
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fcheinen andere Gefeßgeber dies bedenklich zu finten, weil 
dadurch eine zu große Gewalt in die Hände der Richter ge: 
legt werden müßte und die folgerichtige Durchführung der 
Elafjification von Verbrechen und Vergehen gehindert 
würde. Das preußifche Strafgefeßbuch droht Zuchthaus: 
ftrafe (ald Berbrechensftrafe)nie neben einer Vergehensſtrafe 
alternativ, und die alternative Drohung der entehrenden 
Zuchthausſtrafe neben der nicht entehrenten Einfchließung 
fommt nur in einigen wenigen Fällen vor??), fo daß die 
legte nur erkannt werden darf, wenn mildernde Umftände 
da find. Häufig ift nur Zuchthaus im Minimum ohne 
Zuſatz (alfo 1 Jahr, da dies das gefegliche Minimum ift), 
oft Zuchthaus bis 10, bis 15, bi8 20 Jahren, in anderen 
Fallen mit Minimum 5 bis 20 gedroht; fo daß der Rich: 
ter einen fehr weiten Raum für fein Ermeffen hat. — 
Häufig ift Gefängniß alternativ mit Geldftrafe gedroht ), 
wo jedoch die legte nur erfannt werben fann, wenn mil: 
dernde Umftände da find ?”). 

II. Die wichtigfte Vorfchrift in einem Gefegbuche 
ift die, daß in Fällen, in welchen im geringeren Grade ein 
Zuſtand vorhanden ift, welcher im höchſten Grade die Zu: 
rechnung aufheben würde, das Gericht ermächtigt wird, 
eine geringere (daS Geſetz bezeichnet dann ein neues Mi: 
nimum) Strafe zu erkennen. Alle neuen Strafgefeßbücher 
Deutſchlands *8) aber auch Italiens 29) haben diefen Milde: 


—— — —— 


25) im Art. 63. 64 (bei Verabredung eines hochverrätheriſchen 
Unternehmens), im Art. 65 (Aufforderung zum Hochverrath), 
66 (Vorbereitungshandlungen zum Hochverrath), 68 (Waffen⸗ 
tragen in fremden Kriegsdienſten gegen Preufen), 74. 76 
Majeftätsbeleidigung), 73 (feindlihe Handlung gegen bes 
freundere Staaten). 

26) 3. B. Art. 100. 101. 105. 107. 110. 122. 152. 155. 201. 270. 

2 Preuß. Sefegbuh $.18. Soltdammer Materialien. ©. 193. 

23) NRachweifungen in neuerer Ausgabe von Feuerbachs Lehrbuch 

. Note VI. zu $. 9. u 
29) In Neapel, in Parma. Im Gefegbuche von Sardinien von 

1839 art. 100, in dem tosfanifchen neuen Entwurf 8.81. 
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rungsgrund aufgenommen; diejenigen Gefegbücher, welche 
überhaupt wegen des Dafeyns von Milderungdgründen die 
Etrafe mildern laflen, 3. B ber belgiſche neue Entwurf, 
bedurften dieſes befonderen Milderungsgrundes nicht; die 
hamburgifchen Entwürfe halten ed aber für zweckmäßig, 
ſowohl die allgemeine Ermächtigung wegen zufammentref: 
fenter Milderungdgründe, als die wegen verminderter Zu: 
rechnung in das Gefeß aufzunehmen ®?°), 

Sn Baiern, deflen Gefegbuch weder den allgemeinen 
noch den befonderen Grund der verminderten Zurechnung 
aufgenommen hatte, führte die Erfahrung auf die Noth: 
wendigfeit, im Gefeße von 1848 diefen zulegt genannten 
Grund aufzuftelen®). Um fo auffallender ift ed, daß 
Dad neue preuß. Geſetzbuch diefen Grund nicht aufgenom: 
men hat. Man erfährt au der fchon oft gerühmten Dar: 
ſtellung von Goltdammer?®!), daß der Entwurf von 1845 
eine bdiefen Milderungsgrund anerfennende Vorſchrift 
enthielt, daß diefe jedoch inder Smmediatcommilffion Wi: 
derfpruch erlitt, indem der Richter nur prüfen dürfe, ob 
Zurehnungsfähigfeit vorhanden wäre, die Geftattung, auf 
ſolche Mitrelzuftände Rücficht zu nehmen, felbft für den 
Angeklagten zu Härten führen könne, bei deren weiten 
Raume von Minimum und Marimum der Milderungs: 
grund unndthig würde, bei abfoluten Strafen durch Be: 
gnabigung geholfen werden Fönne, vor Geſchwornengerich⸗ 
ten die Sache unausführbar wäre. Bei dem vereinigten 
fländifchen Ausfchuffe Fam die Frage wieder zur Sprache ; 


292) Hamburg, Entw. v. 1849. Art. 52. 53, Entw. von Zrums 
mer $. 54. 55. Emw. v. 1850 Art. 61. 


30) S. Nachweiſungen in diefem Archive 150, pr 344. Indem 
neuen 1851 den Kammern vorgelegten Entwurfe 6. 94 findet 
fich der Milderungsgrund. 


31) Materialien ıc. ©. 48. 
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man forberte Die Aufnahme des Milberungsgrundes; ber 
Regierungdcommiflär widerfprah 2). Der neue Entwurf. 
von 1850 nahm den Milderungsgrund nicht auf, und da 
dad fo haufig angewendete Syitem der mildernden Um- 
ftände geftattet, auch auf die verminderte Zurechnung Rüd: 
fiht zu nehmen, fo hielten die Kammern die Aufnahme 
der Milderungsgründe nicht für nöthige. Wir beforgen, 
daß durch die Weglaffung diefes Milderungsgrundes eine 
bedenkliche Lüde entfteht, eine Härte in die Strafanwen- 
dung fommen wird, bie um fo weniger zu rechtfertigen ift, 
als fchon feit Sahrhunderten die Rechtsübung in Deutſch⸗ 
Land den Milderungögrund (unter verfchiedenen Ausdrücken) 
anerkannte. Der Gefeßgeber täufcht fih, wenn er hofft, 
daß durch die angeblich weiten Räume das gefegliche 
Marimum und Minimum nur durd, die Geftattung der 
mildernben Umflände der Milderungdgrund wegen vermin- 
berter Zurechnung entbehrlich werde; wir werben nachwei⸗ 
fen, dag in manchen Fällen das Minimum zu hoch beflimmt 
ift, und die Berüdfichtigung der Milderungsgründe in zu 
wenig Fällen zugelaflen wurde. Die Ausfchließung bed 
eben bemerkten Milderungsgrundes erklärt fich bei manchen 
Gefeßgebern durch die große Anhänglichkeit an das fran- 
zöfifche Recht und durdy dad Fortwirken jener auch von 


32) Man hatte gegen die Behauptung, daß fchon das preuß. Land⸗ 
recht U. Tit. 20 6. 18 auf das Syſtem der mildernden Um⸗ 
ftände hinweiſe, geltend gemacht, daß in der Praris der Ar: 
titel nur dahin verftanden worden, daß der Richter bei Arbi⸗ 
trirung der Strafe auf die geminderte Zurechnung Rückſicht 
nehmen müſſe. Wir erlauben uns auf den Fall an Manns 
kopfs Sahrbücher für die Criminalrechtspflege in Preußen 
1. Bd. 2. Heft S. 199 hinzumelfen, mo das Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht einen Mann, der zum Selbftmorde eines Andern Bei⸗ 
fand ieiſtete, zu 3 Sahren Zeftung verurtheilte, indem es den 
$. 18 des Landrechts fo auslegte, daß ber Richter bei vers 
minderter Zurechnung freies Ermeflen habe. 

rdie b. Er. MÆ. 1852. II. &t. 
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Feuerbach vertheidigten unrichtigen Anficht, mit der man 
vor etma 50 Sahren meinte, durch fcharf beflimmte Regeln 
and fchroff im Geſetze beflimmte Kategorieen das Anfehen 
der Strafgefege fichern zu müflen. in Ueberbleibfel bie: 
fer Anfichten find die Vorfchriften mancher Gefeßbücher 
über die Jugend ald Minderungsgrund. Man ahmte (aud) 
in dem preuß. Gefebb. $. 43) dem Code penal nad), in: 
dem nur bis zum 16. Jahre die Frage geftellt wird, ob 
der Angefchuldigte mit Unterſcheidungskraft gehandelt habe, 
fo daß nach dem 16. Sahre die Tugend die Strafe nicht 
mildern darf. Während fchon die alte Rechtswiſſenſchaft die 
Minvderjährigkeit überhaupt als mildernd berüdfichtigte, 
während deutfche Gefebgebungen bis 21 Jahre 3%), andere 
bis zum 18. Sahre”*), die italiänifche Gefeßgebung 'bis 
zum 20. Jahre”), der neue belgifche Entwurf ?$) bis jum 
21. Jahre (wenigftend in Bezug auf die Todesſtrafe) Die 
Jugend ald Milderungdögrund erkennen, muß der preußi: 
ſche Richter gegen einen jungen Menfchen von 17 Zahren 
die gefeglich gedrohte Todesſtrafe erkennen 3”). Ein wei: 
terer Grund, aus welchem einige Gefebgeber den Milde: 
rungögrund wegen verminderter Zurechnung nicht auf: 


33) Braunfchmweigifches Gefegbuh Art. 62. Die öfterreichifche 
Straf⸗Prozeß⸗Ordnung $. 345 läßt gegen Perfonen unter 20 
Sahren keine Todes⸗ und lebenslängliche Strafe eintreten. 

34) Shüringifches Geſetzbuch Art. 58. 


35) Entwurf des päpftlichen Gefegbuches art. 34. Der toskanifche 
Entwurf art. 43 läßt bis zum 18. Jahre Milderung zu. Das 
fardinifche Gefegbuch v. 1839 6. 92 läßt die ordentliche Strafe 
nur bei Großjährigen (21 3.) zu, und erkennt mit (95) einer 
geringeren Strafe bei jedem unter 18 Jahren. 

36) Entwurf art. 99, 


37) Dies war in Frankreich fchon öfter der Kal. Im 3. 18297 
fah der Verfaſſer in Paris einen 19jährigen jungen Mann 
wegen Mordes Binrichten. Wir wünfchten, daß die Gefepges 
pe damals die Stimmen der verftändigen Männer gehört 

en. 
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nehmen, liegt in der irrigen Anficht, als wenn eine getheilte 
Zurechnungdfähigfeit anerfannt werben follte, während 
bei jenem Grunde nur die Richtigkeit der wiflenfchaftlichen 
Forſchung?*) anerkannt wird, daß das Bewußtfeyn, auf - 
deflen Wirkſamkeit das Gefeß rechnet, wenn es den Ber: 
bredyer der vollen Strafe unterwerfen will, unendlicher 
Steigerung aber auch Herabfeßung, fähig ift, und zwifchen 
dem Zuflande, bei deſſen Annahme das Gefeb volle Ver; 
antwortlichfeit ausfpricht, und demjenigen, der die Zurech: 
nung autfchließt, unendlich viele Abftufungen bemerkbar 
ind, welche die Verfchuldung verfchieden beftimmen, daß 
vorzüglich bei Seelenftörungen durch Hallucinationen, 
durch noch nicht völlig ausgebildete Krankheiten, durch die 
Säle, in welchen in den fogenannten hellen Bwifchenräu- 
men der Bahnfinnige Verbrechen begeht, dur) Taub— 
ſtummheit, Blödfinn, Trunkenheit Zuftande herbeigeführt 
werben, in welden auch daS gefesliche Minimum oder die 
abfolut gedrohte Strafe nicht angewendet werden kann, 
ebenfo wie in den Fällen, wo ein Zwang, jedoch nicht 
völlig aufhebend, aufden Angeklagten wirkte, oder die That 
in einem Zuftande verübt wurde, wo Schlaflofigkeit, Ge: 
müthsanfleengung und Beraufchung zufammenwirften ®9). 
Wenn man in Preußen behauptete, daß von Gefchwornen- 
gerichten die Vorfchrift unausführbar wäre, fo lehrt die 
Erfahrung von Baiern 7°), Würtemberg, Heffen, Braun: 
ſchweig, daß die Frage an die Gefchwornen häufig geftellt 
wurde, und gut fich bewährte, daß die Gefchwornen nicht 


—— — — 


38) ©. auch Stahl Philoſophie d. Rechts II. Bd. ©. 140. Baus 
meifter Bemerkungen zur Strafgeſetzgebung ©. 69. 106. 


39) Merkwürdiger Fall in der öfterreichifchen Gerichtszeitung 
1851 ©. 854. 





9a) Nach den uns vorliegenden Tabellen bejahten im Königr. 

Baiern in den Jahren 1849, 50, 51 die Geſchwornen bie —* 

über Daſeyn geminderter Zurechnung in 51 Fällen ; die Ver and: 

lungen lehren, daß diefe Wahrfprüche wohl gegründet wWAten. 
M2 
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felten die Frage wegen Unzurechnungdfähigfeit verneinten 
und die eventuelle Frage wegen verminderter Zurechnung 
bejahten, und dabei in dem Volförechtöbewußtfeyn volle 
Billigung fanden, indem fonft die nachtheilige Lage ein: 
getreten wäre, einen keineswegs gänzlich Unzurechnungs: 
fähigen von Strafe freifprechen, oder gegen bie Ueberzeu⸗ 
gung bie volle Schuld anerfennen und das Eintreten einer 
ungerechten Strafe herbeiführen zu müffen?%). Wir bitten 
zu beachten, daß eben nad) der Erfahrung in Hannover") 
der Nachtheil des Mangels gefeslicher Geſtattung des frag: 
lichen Milderungsgrundes fich zeigte. 

IV. Die Geftattung der Strafe wegen des Daſeyns 
mildernder Umftände überhaupt anzunehmen, fann entwe⸗ 
der fo vorfommen, daß A) das Geſetz nur bei beflimmten 
Berbrechen dieſen Milderungsgrund anerkennt, B) ober. 
allgemein bei allen Verbrechen aufftellt. Dies Iekte Sy 
flem liegt der franzöfifchen Gefeßgebung feit 1832, der bet: 
giſchen feit 1849 22) und im neuen Entwurfe ber neuen 
öfterreichifchen Geſetze *) (jedoch nicht auf die Fälle ausge: 
dehnt, in welchen Todesſtrafe gedroht ift), dem braunfchwei: 
gifchen Gefegbuche Art. 62), dem medlenburgifchen Ent: 
wurfe jedoch nur bei Vergehen, deren höchftes Strafmaaß 
5 Sahre nicht überfchreitet **), zum Grunde. Das Erfle 
ift in dem hannoverfchen Gefeßbuhe??) und im neuen 


40) Die Motive zu dem neuen baier. 1851 den Kammern vor⸗ 
gelegten Entwurfe des Strafgefegbuchs zu Art. 94 vedhtfertte 
gen dadurch auch die Aufftellung des Milderungsgrundes. 

41) Ein hannoverfcher Praktiker, Juſtizrath Meyer, bat in der 
jurift. Zeitung für Hannover 1850. Art. 19. ©. 295 zc. ſehr 
gut gezeigt, daß die Geftattung des Milderungsgrundes wegen 
verminderter Zurechnung nothmwendig fey. 

42) Nypels in der Zeitfehrift XXI. S. 397. 

43) Defterreichifche Straf⸗Prozeß⸗Ordnung v. 1850. $. 346. 

44) Erachten über die Einführung eines Griminalgefeghuches in 
Medlenburg ©. 47. 144. geſebbuch 


45) Darüber meine Schrift: die Strafgeſetzgebung IL. S. 141. 
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preußifchen Gefeßbuche angenommen ?d), Aus der Ver: 
gleihung der Verhandlungen über das Gefegbucy?7) be- 
merkt man, daß man vorzüglich mit Berüdfichtigung der 
angeblich unerfreulichen Erfahrungen in Frankreich das 
bort feit 1832 gewählte Syſtem für bedenklich hielt, daß 
in der Commiffion der zweiten Kammer zwar gegen die 
beſchraͤnkte Auffaſſung Bedenken ſich erhoben, allein zu: 
legt die Kammern dem Entwurfe, der nur bei einzelnen 
Berbrehen Milderungsgründe zuließ, zuftimmten, jedoch 
den Krgjd ber Zälle, in denen die mildernden Umftände 
anerkannt werden durften, erweiterten. — Wir können 
der Anficht des preußifchen Gefegbuches nicht zuftimmen ; 
wir haben gewiflenhaft geprüft, durch Vergleichung der 
Sommilfionsberichte Gründe aufzufinden, aus welchen die 
Geſetzgeber bei einigen Verbrechen Milderungsgründe zu 
berüdfichtigen geftatteten, und bei andern dies auöfchloffen. 
Wir erfahren nur, daß bei einigen Verbrechen die geftell- 
ten Anträge auf einen Zufaß wegen mildernder Umſtände 
verworfen wurden, 3.3. bei der zweifachen Ehe, weil 
man erflärte, daß fonft leicht die Anficht von einer gerin- 
‚geren Smmoralität des Verbrechens undeine allzu lare rich 


46) Wegen mildernder Umftände darf die Strafe herabgefegt 
werden (d. 5. das Geſetz droht eine geringere Strafe): Art. 
63 (bei Berabredung zum Hochverrath), 64. 65. 66 (bei Vor⸗ 
bereitungshandlungen zum Hochverrath), 68 (bei Zragen der 
Waren gegen Preußen), 74. 76 (Majeftätsbeleidigung), 79 
(feindliche Handlungen gegen fremde Regenten), 102 (Beleidis 
gung von Körperfchaften), 153 (Anjurien wenn Ermwiederung 
vortam), 156 (Berleumdung), 187 (‚KRörperverlegung), 216 
217. 218 (Diebftahl), 227 (Unterfchlagung), 237 (Hehlerei), 
211 (Betrug), 959.260 (Berrunfenheit). Auffallend iftes, daß 
in einigen Zällen (74. 76) nad) der Drohung der gewöhnlichen 
Strafe beigefügt ift: in minder fchmeren Fällen (mit Dro⸗ 
hung einer geringeren Strafe), und dann es heißt: aber mil⸗ 
dernden Umftänden. 

4) Soltdammer Materialien ©. 944 ff. Beisier Come 
mentar ©. 24. 32 ff. 
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terliche Praris befördert werben koͤnne *)). — Nah un: 
ferer mehr als vierzigiährigen Beobachtung der Rechtös 
übung in Europa muß anerkannt werden, baß bei jedem 
Verbrechen die Schuld in unendlich vielen Abftufungen vor: 
kommt, die felbft in einer außerordentlichen Gombination 
der Umftände eintreten können, daß diejenigen, welche 
Sirafgefege vorfchlagen oder fie berathen, wenn fie red: 
lich fein wollen, zugeben müflen, daß fie in dem vorlie: 
genden Salle an Feftfegung der Strafdrohung nicht dachten. 
Die Gerechtigkeit aber fordert, daß Seder nur bie feiner 
Verſchuldung entfprechende Strafe leide. Erkennt bie 
Geſetzgebung die verminderte Zurechnung gehörig als einen 
Milderungsgrund allgemein an, fo ift fhon viel gefchehen ; 
allein gewiß ift es, daß dadurch nur den fubjectiven Mil: 
derungsgründen Rechnung getragen wird ?9), während offen: 
bar auch objective Milderungsgründe vorkommen *0) und 
einzelne al5 Minderungsgründe anerkannte Umftände in 
einzelnen Fällen eine folche Stärke gewinnen, ober fo viele 
. folcher einzelnen Gründe, von denen jeder für fich nicht ge: 
nügen würde, Durch ihr Zufammentreffen bie Ber: 
ſchuldung fo herabbrüden Fönnen°!), daß das gefehliche 
Minimum unverhältnigmäßig hart feyn würde, daher auch) 


— — — — — 


48) Oft verwirft die Commiſſion den Antrag mit der Grflärung 
im Berichte, daß fie Dafür halte, daß felbft in mildernden 
Fällen En gedrohte Strafe gerecht fey; Gründe aber erfährt 
man nicht. 


49) Der Berichterftatter des Ausfchuffes der zweiten Kammer in 

Baiern erklärt zu Art. 90 — 94 (worin die verminderte Zus 
rechnung als Milderungsgrund vorkommt) feine Ueberzeugung, 
. . daß man mit diefen Fällen nicht ausreiche. 


50) Erachten über den medlenburg. Entwurf ©. 47. 


51) Daher genügt auch die Aufftellung des Grundes der vermin⸗ 
derten Zurechnung nicht, weil oft viele Zuftände zufammens 
treffen Eönnen, fo daß durch die auf das Dafeyn eines ber 

fi mmten Zuftandes geftellte Frage nicht geholfen werben 
ann. 
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neue Gefege?”) und Schriftfleller *) es noch für nöthig 
halten, neben dem Milderungögrunde wegen verminderter 
Zurechnung nod) den allgemeinen Milderungsgrund wegen 
Zufammentreffend mehrerer Gründe für nothwendig erach: 
ten. Dadurch, daß das preußifche Sefeßbuch den Mil: 
derungsgrund der verminderten Zurechnung nicht aufge: 
nommen hat, ſetzt es fi in die Lage, daß in einer Reihe 
von Verbrechen, bei denen das Strafgefeb den Zufaß der 
mildernden Umftände nicht aufgenommen hat, die Gerichte 
genöthigt find, die unverhältnißmäßig und fo materiell 
ungerechte Strafe auszufprechen, während der Srund einer 
beginnenden Seelenftörung, Blödſinn in geringerem Grade, 
Trunkenheit in gleicher Art, Zwang und Einfchüchterung, 
ohne daß die Zurechnung ganz aufgehoben ift, in dem Falle 
vorliegt; die Gefahr wächlt in Preußen noch, da man 
über das 16te Jahr hinaus der Sugend einen mildernden 
Einfluß giebt und die Taubftummheit*) im Geſetze nicht 
befonders berüdfichtigte. Am ſchlimmſten zeigt fich dies, Da 
in Preußen nicht felten abfolut beflimmte Strafen und 
hohe Minima, vorzüglich bei der entehrenden Zuchthausſtrafe, 
gedroht find, To daß dieſe Strafe in Fällen audgefprochen 
werden. muß,. in denen nach den befonderen Umfländen des 
Falles eine entehrende Strafe ungerecht if. Der Nach: 
theil wird fich beſonders auch in Fällen zeigen, in welchen 
nur der Verfuch des Verbrechens eines Andern vorliegt. 
Das preußifche Geſetzbuch hat, im MWiderfpruche mit der 
feit vem Mittelalter in der Prarid und in der Gefeßgebung 
aller deutfchen Staaten anerkannten Anficht, und an dem 





52) Braunfchweig. Gefegb. und die hamburg. Entwürfe. 

53) Baumeifter Bemerk. ©. 117. Geib Reform des deutfchen 
Rechtslebens ©. 152. 

54) Warum, hat man nicht die weife (durch die Erfahrung über 
den franzdf. Code für nöthig befundene) Beitimmung des brl- 
aiſchen Euswurfs art. 106 aufgenommen? 0 
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in Frankreich felbft fchwer getadelten®”) Srundfage feſthal⸗ 
tend, die Beflimmung aufgenommen (31. 34), daß der 
Verſuch wie das Verbrechen felbft beftraft werden fol. 
Zwar wurde beigefügt, daß, wenn das Verbrechen mit To⸗ 
des- oder lebenslänglicher Zuchthausftrafe bedroht ifl, ber 
Verſuch mit zeitigem Zuchthaus von mindeftend 10 Jahren, 
und bei Theilnahme die nämliche Strafe, und wenn außer: 
dem mildernde Umftände bergeftellt find, Gefängniß von 
2 bi8 10 Jahren eintreten fol. — Wir erinnern daran, daß 
in den ändern, in welchen das Minimum der Verſuchs⸗ 
firafe im Gefeße fehr hoch geftellt war, die Erfahrung ben 
großen Nachtheil folcher Beftimmungen lehrt, und daß bie 
Griminaliften vorfchlugen, Fein Minimum bei Verſuch zu 
drohen. Jeder Praktifer weiß, wie bei dem Verſuche fo 
häufig ein völlig untaugliches Mittel gebraucht, oder bad 
Verbrechen an einem Gegenftande, an dem daffelbe nicht 
verübt werden Fann, begangen wird: für Säle diefer Art, 
haben andere Gefeßbiicher geringere Strafen gedroht; das 
preußifche Geſetzbuch wollte darüber nichts beſtimmen, «6 
wollte der Doctrin die Entfcheidung überlaffen °®) ; woraus: 
fihtlih werden die preußifchen Praktiker dem ungeheu- 
ren Widerftreit der Anfichten der Wiffenfchaft, nicht felten der 
firengen Theorie, welche Beftrafung fordert, zuſtimmen, und 
dann ift dad Gericht genöthigt, z.B. wenn der zum Morde 
Entſchloſſene aus Irrthum Zuder ſtatt Gift gab, mindeſtens 
Zuhthaus von 10 Jahren anzumenden. Ohnehin giebt 
25 ſo viele Säle, in welchen die Antwort auf die Trage: 
ob Anfang ber Ausführung vorliegt, fehr fchwierig FM, 
und wo dad Minimum von 10 Jahren offenbar zu bart 


85) Helie theorie II. p. 17— 20. Rossi III. p. 10. Boi- 
tard lecons de droit criminel p. 54. ©. die treffliche Aus⸗ 
Ananderfegung in dem Berichte zu dem neuen belgiſchen Ent⸗ 


wurfe. 
56) Befeler Commmt. ©. 144. Helttammer®, TR— 74. 


über dad richterliche Milderungsreht. 181 


ift, während das Volksrechtsbewußtſeyn entfchieden einige 
jedoch mildere Strafe verlangt. 

Bergleiht man aber die einzelnen Verbrechen, bei 
welchen das preußifche Geſetzbuch keine mildernden Um: 
ftände zu berüdfichtigen geftattet,, fo iſt es nicht fchwierig 
nachzuweiſen, daß dadurch häufig unverhältnißmaßig harte 
Strafen veranlaßt werden. 

1) Wenn beidem Hochverrath (61) Todesſtrafe unbe- 
Dingt gedroht ift, fo ift unberüdfichtigt geblieben, daß eben 
bei dieſem Berbrechen in der Richtung die Staatöverfaflung 
zu ändern, wo in aufgeregten Zeiten die Bewegung all: 
gemein fich verbreitet, fo häufig eine Einfchüchterung und 
Zwang wirkt, wodurch aud) der Nichtverborbene genöthigt 
werben kann, ſich anzufchließen, oder Waffen zugeben, oder 
Stellen anzunehmen, oder an Berfammlungen fich zu betheis 
gen, oft um größeres Uebel abzuwenden, oft von den der Orb: 
nung treu ergebenen Bürgern aufgefordert, um nicht ben 
Aufrührern Alles zu überlaflen. Soll hier unnahfichtlich 
auch bei fehr geminderter Verſchuldung Xodeöftrafe ein: 
treten, fo ift Dies ungerecht. | 

2) Wenn im Art. 70. Nr, 5 Todesſtrafe Jedem ge: 
droht wird, der feindliche Spione aufnimmt oder ver 
birgt, fo dürfte nicht unbeachtet bleiben, daß eben hier 
auch durch Zwang und Furcht, aber auch durch menfchliche 
Motive des Mitleidensd°”), die Handlung fehr gemildert 
werden fann. 

3) Bei Widerfegung, um einen Beamten zurlinter: 
laffung einer Amtshandlung zu zwingen, ift das in $. 90 
gedrohte Minimum von 3 Monaten zu hoch, wenn man 


37) Der Berfaſſer kennt den Fall, wo im Kriege in Tyrol ein 
Boier, zu dem ein Tyroler Fam, der, wie fi) ergab fein Bers 
wandter war, von dem Tyroler als Spion gebraucht, aber von den 
heranftürmenden franzöfifhen Soldaten entdedt wurde und 
in Lebensgefahr war, den Spion verbarg, um ihn zu ven, 
Der Baier war ein feinem Baterlande treu ergebmer Mona, 
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12) Das preußifche Geſetzbuch 8. 250 droht der Ur: 
fundenfälfhung im Minimum 5 Sahre Zuchthaus; Fein 
Zufag wegen mildernder Umſtände ift beigefügt, und dieſe 
Lücke wird zu großen Harten führen, wenn man die Fälle 
erwägt, in denen zwar dem Buchſtaben nad) Faͤlſchung 
vorliegt, aber theils der Betrag ſehr unbedeutend ift, 
theil& die gewinnfüchtige Abficht mehr eine mittelbare und 
die Handlung eine ohne allen möglichen Schaden für An: 
dere vorgenommene war ?®). 

13) Bei der Brandfliftung, der (8.285) im Mini: 
mum 10 Sahre Zuchthaus gedroht ift, wird die Weglaflung 
der mildernden Umftände zu fehr harten Strafurtheilen 
führen, in allen Fällen in welchen der Schade nur ein 
‚geringer feyn Eonnte, entweder wo bie Abficht mehr Muth; 
wille, oder der Gegenftand ein folcher war, daß dei: 
fen Anzündung, durchaus auf feine Art dad Feuer anderen 
Gebäuden mittheilen konnte ?®), ober wo rechtzeitige thä= 
tige Reue 80) des Thäters alle Gefahr abwendete. Noch 
verdient die wichtige Frage Erörterung: ob die Frage über 
das Dafeyn mildernder Umftände in der Allgemeinheit, wie 
fie in Sranfreich den Gefchwornen vorgelegt, nicht viel mehr 
fpeciel auf diejenigen Xhatfachen gerichtet werden fol, 
weldhe als Grund zur Annahme eines mildernden Um: 


78) Darum hatte das badifche Sefegbuch $. 423 in leichteren 
ällen eine Arbeitshausftrafe bis 2 Sahre gedroht und in 
.426 Milderungsgründe zugelaffen; auch das thüringifche Ges 

fegbuch $. 263 macht milde Strafe möglid. 


"79 Daher nahm das badifche Gtrafgefegbuh Art. 550 einen 
Milderungsgrund an; das thüring. Geſetzbuch Art. 163 be= 
droht milde die Fälle, in denen die Abficht des Brandes nur 
darauf ging, Andere zu fchreden. 

80) Alle neuen Geſetze, z. B. $. 561 des badifchen Geſetzbuches, 
167 desthüring., erkennen die Reue als großen Milderungsgrund; 
das neue Öfterreichifche Gefeß vom 17. Januar 1850 Art. VI. 
nimmt felbft die thätige wirffame. Reue als Strafaufhebungs: 
grund an. 
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flande5 vorgelegt wurden. Mit Recht?!) hatte man daß 
erfie Verfahren gebilligt, weil fonft das Geſetzbuch, was 
unzwedmäßig gemwefen wäre, die einzelnen Umftände, die 
es als mildernd berüdfichtigen laſſen wi, aufführen mußte; 
weil den Gefchwornen bie freie Prüfung der Verſchuldung 
überlaffen werden muß; weil es oft nicht ein oder zwei 
einzelne Gründe find, welche die mildere Strafe rechtfer: 
tigen, fondern das eigenthümliche Zufammentreffen vieler 
Gründe den Eindrud macht, daß die fonft eintretende 
Strafe zu hart iſt, und weil bei Geſchwornen die Abftim: 
mung über einzelne Gründe zu manden Störungen ge: 
führt Haben würde °2). 


81) Soltdammer, Materialien ©. 42. 

32) In diefem Sinne ift auch eine gut motivirte Anweifung des 
Minifteriums in den preuß. -Zuftisminifterialblättern 1852 
Art. 6. S. 47 enthalten. 


X. 
Weber die praftifche 


Begründung des Strafredts 


und 
daB Verhältniß defelben zur Gefebgebung. 


Bon | 
Hern Alerander Ärans, 
Hofgerichtsadvofat In Darmſtadt. 


Hiemand wird verfennen, daß unfere Zeit unendlich 
Bieles für Die Theorie des Strafrechts geleiftet hat. Den: 
noch ift neuerdings wiflenfchaftlich und überzeugend nach⸗ 
gewiefen worden, daß jede Theorie bed Strafrechtd nur 
ein Phänomen fey, welches von dem folgenden Zuftgebilde 
wieder verdrängt werde"), 

Die neueren Gefeßgebungen in Deutfchland haben 
fi) bemüht, das Richtige, was fich in allen Theorieen finde, 
herauszuziehen und auf eine praktiſch fruchtbare Weiſe zu 
benugen. 

Worin liegt der Grund diefer Unbeflimmtheit und 
Unficherheit , in welcher man glauben follte, daß entweber 
die Praris Feiner Theorie bedürfe, oder daß fie aus der 
Mehrzahl in einem dunklen Gefühl den Grundſatz fchöpfen 


1) Berner im Archiv des Eriminalrechts 1845. ©. 144 fog. 
über die begriffsmäßige Vereinigung der relativen Theorieen 
nit ber abfoluten, vergl. ©. 163 — 171. 
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könne, in welchem fie grade bei dem Strafrecht die Pflicht 
der Gerechtigftit zu erfüllen im Stande fey ? 

Die Gerechtigkeit iſt die Sahne, unter welcher fich die 
Sünger und Meifter des Rechts fiharen, was in dem Zweck 
der Sache, Gerechtigkeit zu üben, das Unrecht wie den im 
Innern ded Körpers nagenden Wurm zu vermeiden, feine 
tiefe Begründung findet. 

Zwar muß von der fo bezeichneten Gerechtigfeitötheo: 
rie anerfannt werden, daß fie die Strafe auf die vergan- 
gene Handlung gründet und daß fie die Schuld diefer 
Handlung in ber Strafe verföhnt, daß fie das Unge: 
rechte wiberfpricht, was alle relativen Theorieen jede in 
ihrer Art mit ſich führen, daß fie die Möglichkeit ge 
recht zu feyn nicht ausfchließt. 

Warum befriedigt fie dad Bedürfniß nicht, in wel⸗ 
chem die Eroͤrterung dieſer Frage bis zu ihrem letzten Grund 
ſtets von Neuem wiederum und wiederum hervorgerufen 
wird? 

Die Erfahrung, welche ſich bei dem Verfaſſer auf 
eine 16jährige praktiſche Laufbahn gründet, zeigt in ein- 
zelnen Anwendungen die Fehler einer herrfchenden Richtung, 
und die Hoffnung, ven Gedanken der Berföhnung zmifchen 
Theorie und Prarid in ber Anwendung zu begründen, hat 
den Berfafler zu Refultaten geführt, die mit dem herrfchen: 
ſchenden Geift des Strafrecht5 zum Theil in einen offenen 
Kampf treten. 


Die Natur des Gegenfiandes ald eines unmittelbar 
praktiſchen ift indeflen geeignet, die Erfüllung der Aufgabe 
wenigftend zum großen Theil ganz ähnlich der Erfüllung des 
täglichen Berufs zu behandeln. 

In diefer Uebung wird es gerechtfertigt feyn, ein we: 
niger geübtes Gebiet, das ausfchließlich der Theorie anzu⸗ 
gehören fiheint, mit einer neuen Idee zu betreten. 

Yrdio V. @r. A. 1853, II. Bt. 
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§. 1. 
Das Strafredt im Syftem des Rechts. 


Mir finden häufig die Bemerkung, daß das Strafrecht 
und das Obligationenrecht zwei fehr getrennte Theile des 
Syſtems ſeyen 10). So leicht e8 auch ift, das Obligationen: 
recht im Syſtem aufzufinden, ſo ſchwierig iſt dieſe Aufgabe 
für das Strafrecht. 

Die Römer ſagen?): 

Omne jüs, quo utimur, vel ad personas pertinent 

vel ad res vel ad actiones. 
Es ift nicht zweifelhaft, daß fie die Strafe ald einen 
Theil des Rechts anerkannt haben, weßhalb fie nothwen⸗ 
dig in dieſem Syſtem gefunden werden kann. Wir pfle⸗ 
gen die Strafe in das öffentliche Recht einzureihen, womit 
indeſſen dem Syſtem nicht Genüge geleiſtet wird. Wollte 
man zugeben, daß es nur ein oͤffentliches Strafrecht gebe, 
wovon doch die actio injuriarum als dem Privaten für 
ſeine Perſon zuſtehendes Recht das Gegentheil nachweiſt, 
ſo haben ja die Römer ein öffentliches Strafrecht über⸗ 
haupt ebenſo wie wir gehabt. Es muß alſo insbeſondere 
auch dieſes Mecht fich entweder beziehen auf die Perfonen 
oder auf die Sachen oder auf die Klagen. 

Wir dürfen annehmen, daß das Strafrecht bei und 
von dem Syſtem des Rechts getrennt worden ift, was ſich 
felbft praftifch nachweifen laßt. 


12) v. Löhr Theorie der culpa 6. 2. vergl. Hugo ern 
des civiliſtiſchen Eurfus B. S. 545; B. S. 

ſagt hier: „wer den, Andern "niderreihtlich behält der 

ihm Fſat [hutbig." Dagegen fagt das preufifche Landredit 

Th. 2. $. 7: „Wer durch eine freie Handlung Je⸗ 

—8 wiberrechtlich Schaden zufügt, der begeht ein Ver⸗ 


prehen —”. Siche auch Thibaut Lehrbuch der Serhiäte 


und Snflitutionen des römifchen Rechts $. 193. $. 1 
2) Gaj. Inst. 1. $. 8 — $. 12. J. 1, 2. (de jur. nat.) ver. 1. 
Dig. 1, 5 (de stat. hom.). 
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Um das Recht der Strafe theoretifch zu begründen, 
hat man fi) einen Begriff der Strafe aus der Erfahrung 
* abftrahirt und hat diefen Begriff zur Grundlage der gan: 
zen Unterfuchung genommen?). Es ift dies bis in die 
neuefte Zeit nicht aufgefallen ?), fo daß dieſes Verfahren 
auch für eine abfolute Theorie feinen Anftand gefunden 
bat®). Unmöglich läßt es fich aber zugeben, daß wir auf 
diefem Wege über das Wefen und den Grundcharafter der 
Strafe eine Ueberzeugung gewinnen. Sa wenn wir von 
dem richtigen Begriff ausgingen, fo könnten wir doch zu 
einem Bewußtfeyn über diefen zufälligen Fund fo wenig 
gelangen, ald wir den Urfprung eines verborgenen Schages 
fennen , den wir von ungefähr entdeden. Wir können 
dies insbeſondere auf Den mit der Strafe verbundenen Ber 
griff als eines Uebels anwenden. 

Würde es Jemand gelingen, einen NRechtöbegriff zu 
conftruiren, in welchem ein Recht aufeinlüebel begründet wäre, 
fo würden wir in diefem Falle eine Ueberzeugung von diefem 
Begriff gewinnen fönnen. Wenn aber Jemand fagt: 1) die 
Strafe iſt ein Uebel, 2) die Strafe ift ein Recht; fo wird fich 
philofophifch ein Grund davon 3) in einem Uebel von felbft 
finden, fo daß dann rückwärts die Uebelthpat — male- 
ficium — als der Grund einer Uebelthat fich darftellt. Ueber 
den Begriff der Strafe felbft fol damit auch nur negativ 
nichts gefagt feyn, wiewohl wir nach dem Refultat unſe⸗ 
ser Unterfuchung gerne befennen, daß wir die Begriffe 
von Recht und Uebel nicht zu vereinigen vermögen. 


3) Feuerbach Revifion I. insbefondere ©. 2 —_ 5. Tafin⸗- 
ger im juridifchen Archiv. Tübingen 1804. Bd. 4. 9. 4. 
©. 583. $. 18. 


4) Freytag die Gonceffionalgerechtigkeitstheorie Kap. 1 u. 2. 

5) Köftlin, neue Revifion ©. 809, bemerkt, daß die Erörtes 
rung Feuerbachs (Not. 3) eben fo gut an der Spige lust 
abfoluten Theorie ftehen Eönne. N2 
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Wir finden imrömifchen Recht nur eine Andeutung, 
in welcher aus dem Gegenfaß von Belohnung und Strafe®) 
der Begriff eines Webeld abgeleitet werben könnte. Allein 
ed ift das nur eine philofophifche und zudem trügerifche 
Betrachtung. Die Belohnung, wenn fie nicht etwas Zur 
fälliges ift, gründet fih auf ein Recht, welches Dem: 
jenigen zufteht, welcher die Belohnung empfängt. 
Wenn fie eine Wohlthat enthält, fo läßt fich nicht umge: 
kehrt hieraus auf ein We bel fihließen, das inder Strafe 
liegen fol. Ohnehin hat die Wohlthat in der Belohnung 
nur etwas Zufälliges, es ift alfo der umgekehrte Schluß 
auf die Strafe ald etwas in dem Weſen derfelben Gelege: 
nes um fo weniger gerechtfertigt. Hoch erhaben über bei: 
ben, der Wohlthat und dem Uebel, fteht dad Recht in fet- 
ner Begründung und feiner nothwendigen Anerkennung. 

Seneca fagt zmar von der Strafe: medetur specie 
nocendi ’). Er hat auch den Satz von Plato: nec ho- 
mini nocebimus, quia peccavit, sed ne peccetur, nec 
unquam ad praeteritum sed ad futurum poena refer- 
tur). Wenn es denn feyn müßte, Jemand zu ſcha⸗ 
den, fo würde die Mahl, ob es zu dem Zweck gefchehe, 
Damit er in Zukunft fich hüte, oder auf den Grund, weil 
er gefehlt hat, nicht fehwer fallen. Daß aber die Auffaſ⸗ 
fung des Begriffs der Strafe a priori als eines Webels 
geeignet ift, eine wahrhafte Verirrung der Gedanken her 
vorzurufen,, davon giebt die Anficht eines der größten Phi 
Iofophen?) Zeugniß, welcher den Verbrecher für vogelfrei 
erklärt 10); was nur infofern natürlich ift, als ein rechtlo: 





6) Fr. 1 $. 1. Dig. 1, 1 (de just. et jur.). 
7) deira L, 3. } 
8) I, 16. I, 31. vergl. Abegg die verfchiedenen Strafrechtes f 
theorieen ©. 100 — 101. ot. 107 ſch frech 
9) Fichte Grundlage des —5 Th. 2. 6. 20. (Sämmts 
liche Werke. Berlin 1845. 3. ©. 
10) Vergl. auch) Rotted ehe des Bernunftrechts I. S. 237. | 
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fer Zuſtand vorausgefegt werben muß, um Semand wehe 
zu thun. 

Sowie wir alfo überhaupt vermeiden müffen, bei der 
Unterfuhung über die Begründung bes Strafrechts den Be: 
griff ber Strafe mitzubringen, fo müflen wir auch inöbe- 
fondere von dem Begriff eines Uebels wenigftens vorerft 
Umgang zu nehmen fuchen, wovon und auc) Feine Aucto: 
ritaͤt 11) abhalten kann. 

Wir müflen alfo, um zu dem pofitiven Refultat zu 
gelangen, die Strafe im Syſtem des Rechts auffuchen. 
Auf diefe Weife erlangen wir den Vortheil, daß wir und 
die Richtigkeit in dem Ergebniß unferer Unterfuchung ver: 
fihern. Es find nur die zwei Falle möglich: entweder 
wir finden im Syftem des Rechts die Strafe, oder wir finden 
fie nicht. Bon biefem Ausgang ift abhängig, ob die Strafe 
einen Beftandtheil des Rechts bildet oder nicht. Daran 
knüpft fich noch der weitere Vortheil, daß, wenn wir bie 
Strafe im Syſtem des Rechts gefunden haben und dad We⸗ 
fen und der Grundcharakter derfelben dadurch begriffsmaͤ⸗ 
Gig fih darftelt, ohne Rüdficht darauf, ob die Begrün⸗ 
dung volftändig gelungen ift oder nicht. 


$. 2, 
Ueber die praftifhe Begründung 
des Strafredt®. 
Wenn ed richtig wäre, daß das Strafrecht die ties 
fere Bedeutung hätte, im Lauf der Zeit der Ausdrud, die 
Berwirffihung einer Bernunftidee und Forderung gewor: 


— — — 





11) Hugo Grotius jus bell. et pac. II. 20. 4. und faſt 
alle folgenden Schriftſteller. Welder die legten Gründe 
€. 127 — 1238. Abeg!g im Archiv des Criminalrechts 1845 
€. 262 fog. Unter den wenigen Ausnahmen vergl. Tru m⸗ 
mer in feinen und Hudtwalder’s criminatiftiihen Beitrda 
gen MI. 23. &. 133 — 136. 
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den zu feyn!), dann könnte das Strafrecht praktifch nicht 
begründet werden. Es hat aber ald Recht an und für ſich 
gar feine Exiſtenz. Die Strafe ift die Folge eines Ver: 
gehend, dad ift allgemein anerfannt. Das Verbrechen ift 
alfo die Urfache und die Strafe die Wirfung. Es wird ebenfo 
anerkannt, daß das Verbrechen ein Unrecht iſt, wovon 
wir nur wiflen, daß es in einer Handlung befteht. Wir 
können aber nicht wiffen, was ein Verbrechen ift, wenn 
wir nicht zuvor ein Recht kennen, an welchem ein Verbre⸗ 
chen zu begehen möglich wird. 

Diefes Recht, wenn es eriftirt, bat ı an fi ein 
felbftfländiges Dafeyn, und nur wenn ed verlegt wird, 
gelangt das Strafrecht !in diefem befondern Falle zu feiner 
Eriften;z. : 

Der Streit, ob die Strafe eine Rechtöverlegung vor: 
ausſetze, Fonnte nicht entflehen, fo lange dad Verbrechen 
ald ein Unrecht anerfannt war. Wie wäre ein Unrecht 
- denkbar, wenn dad Recht nicht verlegt if. ES kommt 
nur darauf an, den Gegenftand des Rechts richtig auf: 
zufaflen. 

Ebenfowenig läßt ſich anerkennen, daß es nicht noth: 
wendig fey, immer ein beftimmtes, am wenigften einer be 
flimmten Perfon zuflehendes Recht zu verlegen). Sowie 
überhaupt Fein Recht gedacht werden kann, welches nicht 
einer beflimmten Perfon'zufteht, fo ift die Eriftenz des von 
Jemand behaupteten Rechts und daß es ihm zuftehe nur 
eine und Diefelbe Zhatfache?). 

Die Begründung des Strafrechtö als eine rein praf: 
tifche Aufgabe fcheint hiernach vollftändig nachgewieſen 
zu feyn. 


— 





1) So fagt 5. B. Abegg im ey $. 34 Anmerf. 

2) Abegg im Lehrbuch $. 63 

3) Bethmann-Hollweg gBerfuche ©. 83. gräte Borles 
fungen über das heutige vimiide Keht II. S. 285: „Jedes 
Recht fest zu feiner Eriften, din Subjekt vertont? 
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Ueber das verurfachte Unrecht wird Befchwerde ge: 
führt und an diefe Befchwerde die rechtliche Wirkung in der 
Form der Strafe gefnüpft. 

Hiernach vermögen wir am wenigften in derjenigen 
Rechtsverletzung die Urfache der Strafe zu finden, in de: 
zen FJolge eine Störung eintritt, die entweder gar nicht 
oder doch nur unvollfländig wieder aufgehoben werden Fann. 
An die Stelle des Rechts würde dadurch ein Wächter für 
die dergrößeren Gefahr audgefeßten irdifchen Güter beftellt, 
befjen Beruf grade dann eintreten fol, wenn feine Wach: 
ſamkeit eingefchläfert *) war. Da eraber die Störung nicht 
befeitigen Tann, worin fol nun fein Beruf im Recht 
beftehen ? 

Die Eöfung der praftifchen Aufgabe bietet die nicht 
häufige Erfcheinung, daß das Recht, welches dem verbreche: 
rifhen Unrecht zu Grunde liegt, ein fo unzweifelhaftes ift, 
daß es felbft im prozeffualifchen Verfahren nicht in Streit 
gezogen zumwerben pflegt. Findet fich auch in fofern Fein regel: 
maͤßiges praktiſches Bedürfniß zur Begründung jenes 
Rechts, fo Läßt fich doch die faktifche Frage feiner Ber: 
les ung nurunter Borausfeßungeines vollftändigen Rechts: 
bewußtſeyns beurtheilen. 

So lange indefien alle einzelnen Strafgefeße mehr 
nicht find, als einzelne Emanationen einer Idee, dieim San: 
zen nicht aufgefaßt worden ift?), fo lange bietet die Lö— 
fung der Aufgabe einen wiffenfchaftlichen Reiz. Diefer 
Zuſtand laͤßt fich bis heute nicht widerfprechen, indem jedes 
Berbrechen in fofern ein gefchloflened Ganzes für fich bildet, 
ald die drei Fragen fich wiederholen und befonders beant: 
wortet werden: nach welchem Strafgefe& die Handlung 


4) Bergl. 3. B. Preufhen Verfuch über die Begründung des 
Strafrechts ©. 67. 

5) Zafinger a. a. D. ©. 579. $. 12%, vergl. Berart im 
Arhiv 1849. ©. 448. 
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zu beurtheilen ift, wie ſih Dan ach feineigenthümlicher 
Thatbeftand herausftelt, und endlich welche Strafe 
ihm durch dad fpecielle Strafgefeg beſtimmt ift®). 

Bei Erfüllung der hier bezeichneten Aufgabe tft die 
Zahl der Strafrechte von der Zahl der Rechtsgründe bedingt, 
wie eö die nothwendige Einheit des wifjenfchaftlichen Grund: 
ſatzes erfordert. 


8. 3. 
Veber den Rehtsgrund der Strafe 

Obwohl es der wiflenfchaftlihen Form entfprechen 
würde, unferer Unterfuchung den oberften Grundfag des 
Rechts überhaupt zu Grunde zu legen, um von bie: 
fem Standpunkt die Störung desjenigen Gegenftandes im 
Rechtöbegriff nachzumeifen, deſſen Wiederherſtellung zur 
thatfähhlihen Anerkennung des Rechts Dasjenige nöthig 
macht, wad Strafe genannt zu werben pflegt; fo möge e3 
uns einmal geflattet feyn, auf eine empirifche Weife dem 
Rechtögrund der Strafe nachzuforfchen. 

Wer das Recht zu ftrafen für fih in Anſpruch nimmt, 
ber muß von Jemand beleidigt worden ſeyn. Er ver: 
langt von dem Beleidiger Genugthuung; er will das Un: 
recht, welches ihm diefer verurfacht , von dieſem verföhnt 
haben; er will, daß ihm der Beleidiger fein Recht thats 
fächlich anerfenne. 

Welches ift dieſes Recht ? 

Die Möglichkeit des Rechts wird bedingt durch bie 
gegenfeitige Anerkennung der Perfönlichkeit. Auf 
diefer Grundlage beruht mit der durch fie gebotenen gegen: 
feitigen Achtung der Perfon die Möglichkeit des vechtlichen 

Nebeneinanderbeftehens'). 


6) Marezoll das gemeine deutfche Criminalrecht $. 56. vergl. 
Abegg Lehrbuch $. 55. 
1) Abegg im Lehrbuch, $. 387. 
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Der mit Anerkennung der Perſönlichkeit verbundene 
Wille bildet den Inhalt des Rechts: — die Perfon ift die 
Sorm, der Wille die Materie. 

Die Perfönlichkeit objectiv ift die Möglichkeit, fub: 
jectiv die Fähigkeit des Rechts — status ?). 

Es ift merkwürdig, daß derfelbe Gedanke, welcher 
in der Literatur des Civilrechts ald etwas Unbeftreitbares 
feftgehalten, in der £iteratur des Strafrechtö umgangen und 
wiberfprochen wird®). 

Die Perfönlichkeit ift auf dad Dafeyn des Men: 
fhen gegründet und fie begreift in der Freiheit als ihrem 
Gegenftand die Gefammtheit aller denkbaren Befugniffe. 

Der römifche Bürger hat feine existimatio, 

Hier haben wir den einheitlichen Begriff des der Ins 
jurie zu Grunde liegenten Rechts, und es ift vor Allem feft: 
zubalten, baß der Begriff der bürgerlichen Ehre und der 
bürgerlichen Freiheit ſich nicht unterfcheiden laſſe *). 

Diefelbe Sache hat zwei verfchiedene Bezeichnun: 
gen, deren Gebrauch dadurch verfchieden ift, daß der Ge: 
genftand des Rechts vorzugsweife dann alö die bürgerliche 
Ehre bezeichnet zu werden pflegt, wenn das Recht ald vers 
lest, fein Gegenftand ald geftört vorausgeſetzt wird °). 
Ohne diefe Vorausſetzung wird vorzugsweiſe der Recht: 
grund der Freiheit die Perfönlichkeit genannt ®). 

Verſchieden hiervon iſt die Ynfigt, welche von dem 
telbfiftändigen Begriff einer auf den präfumirten Werth 
des Menfchen fich gründenden und durch einen guten Na⸗ 
men bedingten gemeinen Ehre ausgeht”). 


—— un 


2) Bergl. Feuerbach civiliftifche Verſuche I. * 182. v. eöhr 
Magazin für Rechtswiſſenſchaft IV. ©. 2? —3 
3 


4) Bergl. Abegg Lehrbuch x 287. Heffter Lehrbuch $. 296. 
5) Cicero pro Caec. c. 12. 

6) Callistratus fr. 1. Dig. 50, 13 (deextraord. cog.). 
7) Zeuerbad im Lehr uch $. 272 272. 73. 


198 Ueber die praktifche Begründung 


Bon den Anwendungen des römifchen Rechts?) find 
inöbefondere hervorzuheben die bürgerliche Ehre des Wahn: 
finnigen, des Pupillen®) und der hereditas'P), in wel: 
chen die hier vertheidigte Anficht ihre wefentliche Unter: 
ftüßung findet. 

Es würde au fhwierig werden, eine Theorie über 
die angebliche Präfumtion ihrer Entftehung und rechtlichen 
Begründung nah aufzuftelen, zumal die Präfumtion 
durch die Ueberzeugung des Publikums, daß fich Semand _ 
durch eine Handlung der gemeinen Achtung unwürbig ges 
macht habe, wieder fol umgeftoßen werden können. Es 
würde felbft die Confequenz nicht leicht zu vermeiden feyn, 
daß die Rechtöfähigfeit überhaupt auf der mehrerwähnten 
Präſumtion beruhe: eine Anficht, die in einer diefem Ge: 
genftand gewibmeten, durch ihre treffliche Arbeit ausgezeich⸗ 
neten 1) Schrift ſich auch ausgefprochen findet 12). 

Es möchte kaum nöthig feyn, aus der Erfahrung 
hervorzuheben, nach welcher zum Zweck ber Störung 
der bürgerlichen Freiheit der Urheber dieſes Unrechtö fehr 
häufig bes der verlegten Perfon am empfindlichfien Mit: 


8) Vergl. 3 B. Feuerbach a. a. D. $. 275 (1). Seine uns 
richtige Vorausfegung hat ihn zu dem Nefultar geführt, daß 
die Darftelung aller Verlegungen diefes Rechtöbegriffs nad 
römifchem Recht eine Guriofität für das deurfche Recht fey, 
wobei zu dem Worte injuria befonders bemerft werden muß, 
dag Feuerbach grade bauptfächlich ſolche Beifpiele anführt, 
die insbefondere von der Störung der bürgerlichen Freiheit 
handeln, daß er aber alles Dasjenige, was die Römer fonft 
unter injuria überhaupt verftichen — vergl. Haſſe die culpa. 
des römifchen Rechts S. 56 —59 — hier weſentlich nicht her= 
vorhebt. Weber die Anficht Feuerbach's vergl. Mittermater 
im Lehrbuch $. 271 Not. I. 

9) Fr. 3. $. 1. Dig. 47, 10 (de injur. et fam. lib.). 

10) Fr. 1. $. 6. Dig. eod. 
117 Neues Archiv des Criminalrechts B. 4. S. 108 Not. * 


12) Walter dafelbft $. 2 a. E. „Ehre tft nichts andercs wie-die 
Rechtsfähigkeit, welche auf der präfumirten Würdigkeit eines 
Menfchen beruht.” 
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tels ſich bedient, diefe verachtungswürdig darzuſtellen und 
ihr den guten Namen abzuſchneiden. 

In Abſicht auf den Begriff der bürgerlichen Ehre iſt 
dies ohne Bedeutung. Sie iſt nichts anderes als die bür- 
gerliche Freiheit: libertas, insbeſondere in der Anwendung 
auf den roͤmiſchen Bürger: existimatio’). Eine zweite 
Bedeutung von existimatio läßt fich bei den Römern nicht 
nachweifen '*). 

Unterfuchen wir hiernach, wie das Recht verlebt, wie 
fein Öegenftand, die bürgerliche Freiheit, geſtört wird, foer: 
giebt ſich, daß diefe Etörung nur durch eine Handlung 
eintreten kann, daß aber die Frage, ob das Recht durch 
eine beftimmte Handlung verlegt ift, nicht blos meiftens 1?) 
fondern immer!) eine factifche Frage ift, welche nicht aus 
einem abftracten Begriff, fondern nur aus einer concreten 
Beurtheilung beantwortet werden Fann. Der in der Hand: 
lung ausgedrüdte Wille muß grade die Pflicht, die Per: 
fönlichkeit anzuerkennen, verlegen 17). 

Es iſt nicht zweifelhaft, daß diefe Rechtöverlegung 
bie unmittelbare Urfache einer obligatio ift: eines zwifchen 


13) Bergl. auch Söfchen Borlefungen über das gemeine Ci— 
vilrecht $. 43. Die grade entgegengefegte Anficht fiehe bei 
Zeuerbach Revifionl.S. 83 Not.*. Marezoli bürgerliche 
Ehre ©. 5 hat noch die unbeftimmte Bemerkung: „Aber worin 
das Wefen der bürgerlichen Ehre beftehe, ift bei der Injurie 
nur Nebenfrage” (?) ; vergl. dagegen deffen Eriminalrecht $. 116. 

14) U. M. ift Mittermater im Lchrbuh von Feuerbad 
6. 271.Not. U. Rein das Eriminalrecht der Römer ©. 356. 

15) Bergl. Feuerbach im Lehrbuch $. 287 (1). 

16) Fr. 52. $. 8. Dig. 44, 7 (de obl. etact.). Beijpiele der Ans 
wendung fiehe Tit. Dig. 47, 10 (de inj. et fam. lib.). Mas 
tezoll Criminalrecht $. 117. ©. 357 (1). Heffter a. a. 
5. * 299. 300, wofelbft nur „‚beifpielömweife” eine Zuſam⸗ 
menftellung verfucht tft. 

17) Fr. 2. $. 1. Dig. 47, 10 (de inj. et lib. fam.) „— cum 
euim injuria cx affectu facientis consistat , consequens aul 
dicere —” 
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zwei Perfonen gefnüpften Bandes, deſſen Weſen darin be 
fieht, daß es gelöft werden muß!®). 

Wir müffen die causa obligationis näher betrachten. 

Die Möglichkeit des rechtlihen Nebeneinanderbe: 
ſtehens ift durch die gegenfeitige Achtung der Perfon bedingt. 
Wenn man fich das unförperliche Gebiet der Freiheit in 
einer mathematifchen Figur verfinnliht und bringt eine 
zweite Figur damit in Verbindung, fo daß fich beide Figr- 
ren berühren oder deden, fo fcheint die Störung und ihr 
Umfang ſinnlich dargeftelt. In diefem Gegenftande, weil 
er geflört ift, liegt der Grund des rechtlichen Bande, 
welches deßhalb nothwendig gelöft werden muß. Es iſt eine 
obligatio, quae re’®) contrahitur, die eben deßhalb bie 
Nothwendigkeit mit fich führt, den Gegenfland des Rechts 
wieder zulöfen. So ift der Grund ?®) und der Zweckm) 
diefer obligatio auf feine Einheit zurückgefuͤhrt; er findet 
fih in der bürgerlichen Freiheit, insbeſondere bei dem rö⸗ 
mifhen Bürger??), alfo in der existimatio. 

Die verurfachte Störung hat der Urheber diefed Uns 
rechts rechtlich verwirkt, und Die verlebte Perfon hat einen 
vollfommenen Anfpruh, daß ihr Recht thatfächlich aner: 
fannt wird. 

So ift dienecessitaslibertatis®) solvendae durch 
die rechtöverlegende Handlung Desjenigen, welcher bie 
Störung verurfacht hat, unmwiderlegbar begründet. 


18) pr. J. 3. 4 (de oblig.). 

19) Fr. 4. Dig. 44, 7 (de oblig. et act.). Gaj. Inst. IU. $. 182. 
pr. J. 4, 1. Fr. 35. $. 1. Dig. 44, 7. 

20) Fr. 1. $. 4. $. 6. Dig. 47, 10 (de injur. et lib. fam.), of. 

21) Fr. 7. pr. Dig. eod. fr. 1 pr. Dig. 25, 4 (de inepic. 
ventr.). 

22) Wegen c. 10. Cod. 2, 12 (Ex quib. causs. inf. irrog.) cf. 
fr. 15. 66. 35 —44. Dig. 47, 10 (de inj. et fam. lib.). Fr. 
2 pr. Die. 1, 6 (de his qui sui vel alieni jur.). 

23) Die Auslegung von fr. 9. 8. 2. Dig. 40, 7. (de statib.) 
würde bier zu weit abführen, ek. Cicero pro Gaec, 6. 12. 
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$. 4. 


Die tbatfählihe Anerkennung ber ver: 
legten Perfönlidhkeit. 

Die Erfüllung der obligatorifhen Werbindlichkeit, 
welche ber Urheber des Unrechtd vermöge feiner rechtöver: 
letzenden Handlung übernimmt, ift mit Schwierigkeiten 
verbunden, aus welchen fich die Werlegenheit bei ihrer 
theoretifhen Darftelung erklärt. 

Der Stoff, welcher und vorliegt, befteht in der Frei— 
beit Dejenigen, der das Unrecht verurfacht hat. 

Die Hreiheit ift ein theilbarer Gegenftand. Aus 
dem Verhäaͤltniß bed römischen Bürgers, des Peregrinen 
und bed SHaven läßt fich Died nachweifen, und ver Fleinfte 
heil der Freiheit befteht in irgend welcher rechtlichen Hand: 
lung). 

Sn dem Maaß, in welchem der Urheber des Unrechts 
die Freiheit der verlegten Perfon geflört hat, in demſel⸗ 
ben Maaß iſt er verpflichtet, feine Sreiheit zu befchränfen 
oder aufzuheben. 

Durch diefe Handlung wird das obligatorifche Band 
gelöf. Die Möglichkeit ded rechtlichen Nebeneinander: 
beftehens wird verwirklicht, der Rechtsbegriff wird thatfächlich 
zur Anerfennung gebracht. 

Es ift alfo die Frage zu beantworten ?): wie wird 
die mit Unrecht geflörte Zreiheit in der Anwendung des 
Rechts mit ber Freiheit bezahlt? 


1) Fr. 6. $. 2. Fr. 7. Fr. 8 pr. Dig. 48, 19 (de poen.) „— 
aut alicujus actus prohibitionem.” dier zeigt fich eine rich⸗ 
tige Seite des Gedankens von Zachariä Anfangsgründe des 
p Ktofophifchen Sriminalrehts ©. 44, 40 Bücher vom Staat 
(1840) IV. &.346 — 347, wiewohldie Einwendungen gegen die 
Kuffaflung — Welder a. a. D. ©. 204, Bauer Wars 
nungstheorie S. 297 — ebenfo begründet erfcheinen, als fein 
eigner Schluß auf das jus talionis unbegründet ift. 
2) Sergl. Abegg die verfhiedenen Strafrechrstheorien SW. 
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Der Beantwortung diefer fpeciellen Frage muß eine 
allgemeine Beantwortung darüber vorausgehen, wie über: 
haupt eine Störung wiederhergeftellt, ein verletztes Necht 
zu rthatfächlichen Anerkennung gebracht wird. 

Die Bemerkung, daß eine Handlung weder an fich 
noch in ihrem Erfolge ungefchehen zu machen fey, geht 
auf alle Handlungen überhaupt; fie beſchränkt fich nicht 
auf das Gebiet geftörter Freiheit?). Bleiben wir insbe: 
fondere bei der Obligation ftehen, fo ift es nicht zwei: 
felhaft, Daß jede Obligation gelöft werden kann; denn es 
befteht grade ihr Wefen darin, daß das gefnüpfte Band 
gelöft werden muß. 

Die Erfahrung lehrt, daß bald der Schuldner ben 
Stoff nicht befist, den er zahlen muß; daß bald dem Glaͤu⸗ 
biger mit demfelben Stoff die Störung nicht aufgehoben 
werden Fann, an welchem diefe Statt gefunden hat. 

Sedenfalls würde die Obligation dadurch niemals 
gelöft werden, daß dem ‚Schuldner der Stoff, wenn er 
ihn befißt, eben fo geftört werde, wie er mit Verlegung 
des Rechts das fremde Gut geftört hat. 

Deßhalb entfteht die Frage, ob der Gläubiger mit 
demfelben Stoff, an welchem die Störung Statt gefunden 
hat, wieder befriedigt werden fann, oder nicht. Won der 
Kunft das Recht zu pflegen muß diefe Frage beantwortet 
werden. Wir wollen diefelbe deßhalb in ihrer concreten 
Anwendung auffaflen und fie insbefondere auf die geftörte 
Freiheit befchränfen. 

Die Freiheit ift die unzertrennliche Begleiterin der 
Perſon, fie kann weder vergrößert noch vervielfacht werben 
und bildet an fich feinen Gegenftand des Verkehrs. 


— — —— — — 


3) Sepp über die Gerechtigkeits= und Nusungstheorieen des 
Auslands nern gegen Roffi: 
„Das Eine ift den Göttern ſelbſt verwehrt, 
Das was geſchehn iſt zngiſchehn zu machen.” 
Ariftoteles Ethik B. 6. 
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Die Srage muß alfo verneint werden. 

Der Erfahrung nad) ift es nicht zu wibderfprechen, 
daß diefer insbefondere bei der geftörten Freiheit eintretende 
Fall bei allen Gegenftänden des Rechts, wiewohl aus ver: 
fchiedenen dußeren Gründen, der gemöhnliche ift. 


In der Sefchichte des römifchen Prozefles finden wir 
die Einrihtung, daß alle Klagen in dem Theil der For: 
mel, welcher condemnatio heißt, nicht auf den geftörten 
Stoff, fondern auf etwas Anderes, was denfelben reprä- 
fentirte, gerichtet werden mußte ?)- 


Wir erhalten hierdurch zwei verfchiedene Stoffe: den 
einen den geflörten, den andern mit der Beflimmung, bie 
Störung wieder aufzuheben. 

Dadurch bildet ſich von felbft die Aufgabe, die beiden 
Stoffe in ein relatived Verhältniß zu einander zu bringen. 
Die mathematifche Erfüllung der Aufgabe feßt voraus, daß 
beide Stoffe auf eine gemeinfchaftliche Einheit zurückgeführt 
_ werben, um in einer geometrifchen Gleichung aus der ge: 
gebenen Störung die unbekannte Größe ihrer Aufhebung 
zu finden. Diefe Aufgabe pflegt im täglichen Verkehr des 
Lebens erfült zu werden, ohne daß Jemand im Stande iſt, 
von der mathematifchen Einheit fich eine Rechenſchaft zu 
geben, auf welcher dad Verhältniß beruht, in welchem 
fich die beiden Stoffe befinden müffen. Die Frage: wel: 
ches ift die mathematifche Einheit, auf welcher dad Verhaͤlt⸗ 
niß 3. B. eines Sflaven zu dem Gelde beruht, das ftatt 
des Sklaven bezahlt wurde? Eonnte auch bei den Römern 
nur im täglichen Verkehr beantwortet werden. 


In diefer Betrachtung find wir der Erfüllung der Auf: 
gabe indbefondere in der Anwendung auf die geftörte Freiheit 


4) Gaj. Inst. 4, 48. ©. insbefondere den Schluß der Stelle 
„— sed aestimata re pecuniam eum condemnat” (judex). 
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in fofern näher gerüdt, als die Freiheit Feinen Gegen: 
fland des Verkehrs bildet. Wir Fönnen alfo in diefer be: 
fonteren Anwendung den Ver kehr nicht benugen, um 
die Aufgabe zu erfüllen. Da der Schuldner durch bie Stö⸗ 
rung ber $reiheit des Gläubigers feine eigene nothwendig 
befchränft hat und in der Befchränktung der Freiheit des 
Schuldners die Befriedigung des Gläubigers liegt; fo läßt 
fih aus diefem Stoff nad der Sitte und Bildungöftufe 
eines Volks eine Form ausprägen, die nach ihrer Begrün⸗ 
dung und Beltimmung auf gleicher Linie mit dem Gelbe 
ſteht, um ald Zahlungsmittel die Obligation zu löfen. Die 
beiden Formen der Zahlungsmittel find fo nahe mit einan- 
der verwandt, daß insbefondere bei der actio injuriarum. 
aestimatoria nur noch durch den Gegenfland der Obli⸗ 
gation der Unterfchied feftgehalten werden Tann. Die: 
fer Unterfchied darf nirgends aufgehoben werden. 

Die Römer, obgleich fie das Strafrecht im Syſtem 
nicht abgefchloffen hatten, obgleich fie dad damnum inju- 
ria datum unter den Delicten aufzählten, haben biefen 
Unterfchied überall feftgehalten?). 

Wir unterfuchen hiernach zunächft, auf welche Weile 
ber die Obligation löfende Stoff in der Form bed Geldes 


5) Callistratus fr. 5 pr. Dig. 50, 13 (de extraord. cog.) 
„9, aut de re pecuniaria disceptatur, aut de existimatione 
alicujus cognoscitur —”. Cicero pro Cluent. 43. Ne- 
minem voluerunt majores nostri non modo de existima- 
tione cujusquam, sed ne pecuniaria quidem de re minims 
esse judicem, nisi qui inter adversarios convenisset, vergl. 
Birnbaum im neuen Archiv 8. ©. 416 (66). Die Behaup⸗ 
tung Rein’s im Eriminalrecht der Römer ©. 359, daß bie 
Sniurie als obligatio ex delicto in das Gebiet des Givils 
rechts gezogen worden fey beruht auf einem Standpunkt, der 
den Römern fremd if. Diefer Standpunkt findet fich auch 
bei Savigny in deffen Auslegung der Stelle von Cicero 
pro Caec. 12. vergl. das Necht des Befitzes $. 7. Daß die 
Aufftelung der Snjurie als obligatio ex delicto auf dem 
Edict beruhe — Rein a. a. O. — beruhtwohl nur auf einer 
Verwechfelung mit der actio injuriarum aestimatoria. 
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auögeprägt wird, um danach den Weg zu der andern Form 
zu finden, in welcher der Schuldner feine Sreiheit befchränft. _ 

Es läßt fich nicht beftretten, Daß die Schäßung von den 
obligatorifeh verbundenen Perfonen ausgehen kann und ein 
Vertrag unterihnen über die Größe diefer Schägung möglich 
ift, wovon der Grund darin liegt, weil fie dad Geldin ihrem 
Verkehr haben. Fehlt es aber an diefem Uebereinfommen, 
fo wird nad Vorlage der Schäkung von Seiten des Gläu— 
biger5®) ſtets ein judicium rei aestimandae causa ”) noth: 
wendig, in welchem der Richter die Schägung vornimmt, 
wobei er ſich auf den gerichtlichen Verkehr gründer®). 

Wählt aber der Gläubiger die Form des Geldes nicht, 
dann fehlt ed an einem Stoff des Verkehrs, weßhalb ein 
Vertrag der obligatorifch verbundenen Perfonen nicht denk⸗ 
bar und beßhalb unbedingt ein judicium rei aestimandae 
causa nothwendig ift, in welchem das Maaß der rechtlichen 
Beſchränkung der Freiheit nach dem Umfang der Störung 
gefunden wird. 

Mir ziehen alfo dad Refultat: in dem einen Fall 
fann die Schäßung von den obligatorifcd) verbundenen 
Derfonen auögehen, in dem andern Fall muß daS zur 
MWiederherftelung des geflörten Guts berufene Organ, 
ber Richter, die Schäbung vornehmen. 


$. 9. 
Das Strafrecht. 


Aus den bisherigen Erörterungen läßt fi) dad We: 
fen ber Injurie und der in ihr enthaltenen Strafe entwif: 


6) Paulus Coll. leg. Mos. et Rom. Il. 6, $. 1. 

7) Betbmann=Hollweg Berfuhe ©. 265 — 270. Fr. 25. 
S. 2. Dig. 9, 2 (ad leg. Aquil,). Fr. 6. $. 2. Dig. 42, 2. 
(de conf.). 

R) Gaj. Inst. III. $. 224. Sed cum atrocem injuriam Prae- 
tor aestimare soleat — judex quamvia possit vel minoris 
damnare propter ipsius Praetoris auctoritatem non audet 
minuere condemnationem; cf. Coll. leg. Mos. et Rom.11,2. 

Archis d. Er. M. 1852. II. &t. 
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feln. Bevor wir hierauf eingehen, wollen wir das dem 
Privaten in feiner Individualität zuftehende und begrün: 
dete Recht auf die fingirte Perfünlichkeit ded Staats anwen: 
den, wodurch wir den Begriff des Strafrechtd erfchöpft und 
begrenzt zu haben glauben. 

Sowie wir dad der Injurie zu Grunde liegende 
Recht auf das Daſeyn der Perfon gegründet haben, eben: 
fo muß daſſelbe auf der Sndividualität des Staat be: 
ruhende Recht mit der Eriftenz des Staat3 begründet 
feyn. Wollen wir zur Begründung ded Rechts ten 
Staat mit dem Sndividuum in eine vergleichende Betrach⸗ 
tung ziehen, fo müflen wir und darauf befchränten, wie 
beide in ihr Dafeyn gerufen werden. Das Leben felbf, 
das Staaten wie das Menfchenleben, bat feine zufällige 
Seite, weßhalb das Bild derWirflichfeit in der Anwen: 
bung des Rechts wie eine bunte Karte fich darftelt. 

Sehen wir ab von einem abftracten Begriff des Staats, 
weil es fich nicht Davon handelt, was die Aufgabe des Staatd 
feyn follte, fondern davon, wie diefelbe in concreto er: 
füllt worden tft; fo finden wir im römifchen Recht ben sta- 
tus rei Romane!), mit welchem, wie die existimatio 
des römifchen Bürgers, die amplitudo et majestas po- 
puli romani verbunden war?) Der Wille diefer fingir: 
ten Perfon ift pofitiv ausgefprochen in feinen Gefeßen®). 
In diefem Gebiet wird das feiner Freiheit, feiner Ehre*) 


1) Fr. 1. $. 2. Dig. 1, 1 (de just. et jur.) $. 4. J. 1, 1. eod. 
2) Vergl. die von Roßhirt angeführte Stelle des Ferratins: 
„Perduellionis reus erat, qui libertatem populi romani 
gquoquo modo imminuisset.” — Archiv des Eriminalrechts XL. 
S.. 396. cf. Cicero pro Caec. 12. Marezolt bürgerliche 

Ehre @. 7. 

- HE Vergl. die yon Mühry bei feinem Vorwort zur Ueberfegung 
des englifchen Strafrechts und Strafverfahrens benugte Gtelle 
von Cicero: mens et animus et consilium et sententia ei- 
vitatis posita est in legibus. 

4) Welder a. a. D. ©. 253: „Es tft die öffentliche Nichtadh: 
tung des Rechts u. Staats eine wahre Ehrverlegung deſſelben. 
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als aufeiner notwendigen Fiction beruhende begründet, 
weßhalb das feine Perfönlichfeit darftelende Organ deß: 
halb, weil ihm das Necht zufteht ſolches aud) auszuüben, 
der bürgerlichen Geſellſchaft verpflichtet if. Diefe Eriftenz 
des Staatd kann ebenfo wie die des Individuums durch 
eine Handlung von außen geflört werden, in weldhem Fall 
ebenfo wie bei dem Individuum eine thatfachliche Anerken⸗ 
nung bed Rechtd nothwendig wird, um die Störung wieber 
aufzuheben, die ſich an dem Willen zeigt, welcher aus dem 
im Körper lebenden Geiſt hervorgeht. Die rechtliche Eri: 
fenz ift nur unter diefer Vorausſetzung denkbar. In eis 
nen Begriff läßt fich die Außere, Die Störung verurſachende 
Handlung fo wenig wie bei der Injurie auffaffen, und es 
muß dieſe Frage immer?) nach der Thatfache beantwortet 
werben, ob ber durch die Handlung befundete Wille ihres 
Urhebers vermöge feiner Richtung den Willen ded Staats 
verletzt. In dieſem Fall enthält die Handlung wie bie 
Injurie eine Berneinung des Rechts, welche an dem 
Beſtand der bürgerlichen Gefelfchaft eine Befchädigung 
deßhalb verurfacht, weil die Eriftenz des Staats auf eine 
Nothwendigkeit fich gründet, weßhalb die Handlung an 
ih als ein Verbrechen ſich daritellt. 

Da das Beſtehen des Staats in feinen einzelnen Ein- 

ichtungen und das Princip der Störung auf feiner Eriftenz 
ruht, fo muß der Umfang der Störung aus dem Ver: 
iltniß ermittelt werden, in welchem die Eriftenz ded Staa: 
3 in die geflörte Einrichtung einbedungen iſt. Handlun— 
3, Die vermöge der Richtung ihres Willens überall und 
8 ald Verbrechen fich darftellen, giebt ed deßhalb nur 
oweit, ald die Exiſtenz des Staats durch eine einzelne 
richtung überall und ſtets bedingt ift. 





Fr. 52. $.8. Die. 44. 7 (de oblig et act.), vergl. C.C. C. 
[rt. 150. 
2 
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Der Grund des Strafrechts liegt hiernad) in ben ma- 
leficium oder in der Miffethat, welche das obligatorifche 
Band knüpft, das durch die Beſchränkung der Freiheit 
ihreö Urhebers, wie bei der Injurie, gelöft wird. 

Für das römifche Recht ift es insbefondere erheblich, 
den Gedanken in judiciis publicis®) nachzumeifen. So 
wie 3.3. „furtitenetur” nichtö anderes bedeutet alö: „furti 
se obligarit”; jo heißt auch 5. B. „lege Cornelia tene- 
tur” nichs anderes als: „lege Cornelia obligatur” ?). Se— 
neca®) fagt: „Venenum illud dando scelere re obliga- 
vit.” Servius?) ſagt: „ — qui enim crimini tenetur 
obnoxius poena eum pristina liberat obligatione.” 

In der neueren Zeit findet fich Der Gedanke ifolixt!9), 
ohne daß jedoch in einer Theorie zur Begründung deß“ 
Strafrecht5 davon Gebrauch gemacht worden wäre. Das 
Strafrecht wird alfo obligatorifch begründet und iſt juris 
vinculum, quo necessitate adstringimur libertatis sol- 
vendae secundum nostrae civitalis jura, ohne daß 
wir nöthig haben, die Worte: alicujus rei ‚solvendae 
in die Worte: alicujus poenae sustinendae 1?) umzu: 
wandeln; gegen welche Aenderung aud der Begriff von 
Verbrechen fpricht, welcher in wefentlicher Webereinftim- 
mung mit der gegenwärtigen Ausführung früher gegeben 
wurde. Harprecht!): 


6) Die crimina extraordinaria find ausdrücklich auf eine inju- 
ria publica gegründet: fr. 1. pr. Dig. 47, 10 (de extraord. 
crim.). 

7) Fr. 30. Dig. 48, 10 (de leg. Corn. de fals.), cf. fr. 1. 
8. 1. ibid. „— societatem coierit ad obligationem inno- 
centium.’ 

8) De constantia sapientis C. VII. cf. Bynkershoek obs. 
jur. Rom. Lih. III. cap. X. 

9) Ad Aeneidem X. 32, vergl. Weldera. a D. ©. 19. 

10) Birnbaum im neuen Ardhiv B. 9. S 375 fog. 

11) cf. pr. Inst. 3, 4 (de oblig.). 

12) Birnbaum a. a. D. ©. 376, 

13) Trartatus criminalis (1609; pag. 4 —5. cf. 697 — 700. 
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‚Delictum '*) (Ludovico Bebione hic definitore) es 
factum aut Jdictum, quo quis alterum contra jw 
laedit, laesoque ad resarciendam jacturam et ac 
poenam persolvendam obligatur !°), 


$. 6. 
Verbrehen und Strafe 


Bir find nun im Stande aus den feitherigen Erör- 
terungen den Begriff von Verbrechen und Strafe zu fchöpfen, 
und glauben indbefondere die Aufgabe erfüllt zu haben, 
in welcher dad Verbrechen alö die Urfache der Strafe er: 
fheint, wobei aber auch nicht überfehen werden darf, daß 

Urſache und Wirkung in einer ungertrennlichen Verbindung 

ſtehen. Wenn wir alſo wiſſen, was Verbrechen iſt, dann 
haben wir auch dad Weſen der Strafe Es iſt aber un: 
möglich, durch die Strafe das Verbrechen zu fchaffen. Sn: 
jurte und Verbrechen beruhen wefentlich auf demfelben Be: 
griff. Diefes muß, die Injurie kann verfolgt werden, 
und hiernach enthalten beide eine Befchränkung ber Frei: 
heit, die gegen den Urheber ber Handlung rechtlich und noth- 
wendig ift, weil diefe Handlung das Gebiet der Freiheit 
viderrechtlich geftört hat. 

Der Nechtögrund, nach welchem die Handlung be: 
rtheilt voird, ift bei dem Individuum überall derfelbe, wenn 
ich die mit der Handlung verbundene Willensrichtung 
. zufällige äußere Umgebungen fich anfnüpft. Bei dem 
'aat ift er überall und ftetö veränderlich und muß aus 

Geſchichte der Verfaſſung und den Einrichtungen des 
ats nach dem Zeitpunkt der Handlung begründet werden. 

Verbrechen und Strafe find in ihrem innerften We: 

gleih. Die Handlung des Verbrecher fchließt den 





Davon fagt er: „est duplex, puhlicum et privatum” pag. 5. 
ef. Gilhausen Arber. judie, crim. pag. 7b. 
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zu erfchöpfen. So wenig die XII Tafeln dazu beftimmt 
waren, ebenfowenig laßt fich insbefondere von den leges 
quaestionum folched behaupten. Die allmählidhe An- 
ordnung der verſchiedenen Quäftionen?) widerlegt an 
ſich ſchon diefen Gedanken vollftändig, wenn man nicht 
behaupten will, daß mit der legten Quaͤſtio die Abficht 
verbunden gewefen fen, das Gebiet des Strafrecht damit 
zu erfchöpfen und zu begrenzen. Wenn es auch in dere: 
gel?) ohne lex feine quaestio gab, fo ift doch ber Ge—⸗ 
Danke, daß es ohne Straf: drohende lex fein Verbrechen 
gebe, ganz unbekannt geblieben. Die crimina extraordi- 
naria würden dann jedenfalls außerhalb des Gebiets bei 
Strafrechts Liegen. 

Die Compilation Juſtinians fchließt den Sehnkinl® 
ausdruͤcklich von fi aus®), und man kann nur fagen, daß 
die Werbrechen, welche in der Compilation nach ihrer duße: 
ren Erfcheinung nicht bezeichnet find, dem Kaifer zur ge: 
richtlichen Entfcheidung vorbehalten wurden. Diefe® Ge: 
ſtaͤndniß ift um fo beachtenswerther, als Suftinian überzeugt 
war, die Rechtswiffenfchaft bi8 an ihr letztes Ziel geführt 
zu haben ?). 

Verfchieden von diefem irrigen Gedanken iſt die po: 
fitive Grundlage der flaatlichen Einrichtung, auf welder 
jedes Verbrechen beruht, unter deren Vorausſetzung ed allein 
gedacht werden fann. Im roͤmiſchen Recht finden wir da: 





. 4) erg Bei6 Sefchichte des römifchen Eriminalprozeffes, ins 
bef. S. 172 — 173. Dennoch findet fih die Vorftelung des 
in den leges quaestionum enthaltenen gefammten Criminab 
rechts ©. 361, obwohl vorher zugegeben ift, daß allmaͤhlich 
für fen, alle Verbrechen die Quäftionen eingeführt worden 
feyen, ©. 170. 
8) Ueber Ausnahmen, welche vorgefonmen find, vergl. Mitt er⸗ 
maier deutfches Strafverfahren 1. $. 13. (21). 
6) $. 18. c. Tanta. 


7) $. 5. c. Omnem reipublic, 
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von beifpielöweife das SC. Turpillianum®). Ein großer 
Theil dieſes SC. beruht auf der von unferer völlig verfchle: 
denen Organifation der Anklage, und er ift darum In fo: 
weit praftifh unbrauchbar, obwohl die thatfächlichen Vor— 
ausſetzungen ebenfo wie bei den Römern auch bei und vor: 
kommen fönnen. 

Auf diefer pofitiven Grundlage einer ftaatlidhen Ein: 
richtung und auf der Grundlage der im Staat anerkannten 
bürgerliden Freiheit haben auch in Deutfchland die Urtheile 
der Schöffen beruht, welche den Begriff des Werbrechens 
von einem Strafgefeß nicht abhängig gemacht haben?). Es 
ift insbefondere die Frage: was hat die C. C. C. in diefer Be: 

ziehung gethan ? 

s Mit dem Begriff, den fie den ungelehrten Richtern 
über daß firafrechtliche Verfahren !9) giebt, damit nicht 
der Unfchuldige geftraft werde und der Schuldige ungeftraft 
bleibe !!), verbindet fie die Sakungen etlicher Miffethaten 
und Strafen, damit aus diefen Beifpielen!®) die Schöf: 
fen die Anwendung des Rechts erlernen möchten !3) Weil 
aber alle zufälligen Handlungen nicht bedacht und nicht 


8) Tit. Dig. 18, 16. Cod. 9, 45. 


9) Vergl. Wächter Gemeines Recht in Deutfchland ©. 117. 
Zöpfl das alte Bamberger Recht ©. 131 — 133. 


10) Reichbabfchted zu Freiburg v. 1498 „ — ein gemein Refors 
marion und Ordnung in dem Reich fürzunehmen, wie man 
in criminalibus procediren fol”, Gerftlacher Corp. Jur. 
Germ. 1. S. 324 — 325. 334. 


11) Bergl. die Vorrede zur Bambergensis fowie zum I. und 11. 
Project der C. C. C. fowie zu diefer. 
12) Art. 104 C. C. C. in der Ueberfchrift u. a. E. Gerſtlacher 
0.0.D. Koch in der Ausgabe C.C.C. v. 1800, Vorrede ©. 14. 
13) „— Und damit Richter und Urtheiler die folcher Rechten 
nit gelernt feyn, mit Erkanntnuß folcher Straf deftomeniger 
wider die gemelten rechten oder zuläffige Gewohnheit handeln, 
fo wird bernach von etlichen peinlichen Strafen, wann und 
wie die gedachten Recht guter Gewohnheit und Vernunft nad 
gefchehen follen, gefagt.” 
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befchrieben werden können, fo follen die Richter in allen 
andern peinlichen Fällen oder Anklagen fich Raths erho: 
len!®), wie in folchen unbenannten Fällen das Recht zu 
üben fey ’°). 

Sowie hiernach die C.C.C. durch die Verweiſung auf das 
römifche Recht und durch die den Gerichten auferlegte Pflicht, 
den Rath der Rechtöverftändigen einzuholen, auf jedem 
Blatt den Gedanken überhaupt von fich ausgefchloffen hat, 
daß das Strafrecht durch ein Strafgefeß bedingt fey, fo 
hat fie auch hier ingbefondere aus einer zufälligen Veran: 
laffung den Gedanken ausdrüdlic widerſprochen. Bei: 
läufig macht die C.C.C. darauf aufmerkfam, daß die mit 
der Handlung verbundene Willensrichtung, und alfo bett, 
einem Strafgefeß die Uebereinftimmung diefer Willensrich⸗⸗ 
tung mit der Vorausſetzung des Strafgefeges, der Rich: 
ter zu beurtheilen habe 16), gleichviel ob das Gefeß, wel: 
ches eine Handlung in Borausfeßung ihrer verbrederifchen 
MWillensrichtung Außerlich darftellt, die Strafe beftimmt oder 
unbeftimmt 7) ausgefprochen hat. Wenn die Voraus: 
feßung des Strafgefehes zutrifft, alsdann will die C. C. C., 
daß die damit verbundene Wirkung ausgefprochen werde. 
Doc hat fie nicht überfehen, daß die Form der Strafe 
nach Zeit und Ort veränderlich ift, und hat dem Richter 





. 14) Vergl. Art. 219 und Art. 110 der beiden Projecte. 

35) Art. 105 C.C.C. Feuer bach ilt von dem Gedanken ausge: 
gangen, die C.C.C. „habe feitfegen wollen”, welche Fälle pein⸗ 
lich zu ftrafen feven. Revifion 11. ©. 30—32. Die Schwies 
rigkeiten, welche ihm dadurch entfichen, fucht er mit der Bes 
hauptung zu beſeitigen, daß es die C. C. C. mit ihren Ueberſchrif⸗ 
ten ſelten genau nehme, wovon die Redaction das Gegen⸗ 

theil nachweiſt. 

16) Art. 104, — eines guten rechtsverſtändigen Nichters, fe | 
Gelegenheit und Ergernuß der Uebelthat ermeffen kann —” 

17) Urt. 104. „— nach Ermeffung eines jeden guten rechtever: 
ftändigen Nichters ale eben (fiche die vorige Note) gefchrieben 
ſteht.“ 


des Strafrechts. 217 


gegenüber dem Strafgefeg, enthalte ed eine beftimmte oder 
unbeflimmte Strafe, vorbehalten, wenn nach Gelegenheit 
der Zeit und des Orts die im Geſetz auögefprochene Strafe 
nicht brauchbar ift, eine andere Form der Strafe im Recht 
zu finden und audzufprechen ’®). 

Der Gebrauch, welcher allmählich von der C. C.C. ge: 
macht wurde, fteht im Zufammenhang mit der Aufnahme 
der Compilation Juſtinians, der von dem praftifchen Recht 
feine andere Vorftellung hatte, ald daß es, mit Ausnahme 
der ihm felbft vorbehaltenen Luͤcken, aus feinem Geſetzbuch 
nur gleihfam abgefchrieben würde. Sein Glaube von dem 
legten Biel der Rechtswiffenfchaft ift insbefondere auf die 

"Strafrechtöwiffenfchaft in Anwendung gefommen. In Folge 
"Hiervon hat ſich das Strafrecht zu einer gelungenen Vers 
ſchwörung gegen das Gefeß '?)-geftaltet. Es war ein troft- 
Lofer Zuftand *®), welchem zuerft vor einem halben Jahr: 
hundert entgegengetreten wurde. Geſetz und Wahrheit 
wurden unter dem Vorwand des Gefebes gebeugt und die 


18) Art. 104 ,„, — wann (d. h. dieweil) unfer Eaiferlih Recht 
etlich peinlich Straf feßen, die nach Gelegenheit diefer Zeit 
und Land unbequem und einstheils nach dem Auchflaben nit 
wohl möglich zu gebrauchen wären, darzu auch diefelben Recht, 
die Form und Maaf einer jeglichen peinlihen Straf nit 
anzeigen, fondern auch guter Gewohnheit und Erfanntnuß vers 
fländiger Richter befehlen und in derfelben Willkühr fegen, 
die Straf nach Gelegenheit und Ergernuß der Uebelthat aus 
Lieb der Serechtigkeit und um gemeines Nußmillen zu ordnen 
und zu machen.” Die in der C.C.C. gefegten erlihen Stra⸗ 
fen find nur nach dem Mufter des Eaiferlichen Rechts, guter 
Gewohnheit und Vernunft nah, zur Belehrung aufgenommen 
(f. den Schluf des Art. 104) und machen ebenfowenig Anſpruch 
auf einen abfoluten Cours, als die Strafe ihrer Quelle. Es 
ift übrigens zur Nedaction des Art. zu bemerken, daß das 1. 
Project die 2 Worte „unfer Eaiferliche Recht” in „unfer kai⸗ 
ferlih Recht“ — Art. 104 C.C.C. — umgewandelt har; vergl. 
Bamberg. Art. 125. I. und 11. Project Art. 110. 


19) v. Almendingen Darftellung der rechtl. Impuration ©. 7. 
20) Köftlin a. aD. ©. 661. 
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zu erfchöpfen. So wenig die XII Tafeln dazu beftimmt 
waren, ebenfowenig läßt fich insbefondere von den leges 
quaestionum ſolches behaupten. Die allmählidhe An: 
ordnung ber verfchiebenen QDuäftionen?) widerlegt an 
ſich fehon diefen Gedanken vollfländig, wenn man nicht 
behaupten will, daß mit der legten Quäftio die Abficht 
verbunden gewefen fen, das Gebiet des Strafrechts Damit 
zu erfchöpfen und zu begrenzen. Wenn ed auch in der Re: 
gel?) ohne lex Feine quaestio gab, fo ift doch der Ge: 
danke, daß es ohne Straf: drohende lex fein Verbrechen 
gebe, ganz unbekannt geblieben. Die crimina extraordi- 
naria wuͤrden dann jedenfalld außerhalb des Gebiets bei 
Strafrechts liegen. 

Die Compilation Juſtinians fchließt den Sedanten® 
ausdruͤcklich von ſich aus 9), und man kann nur fagen, daß 
die Verbrechen, welche in der Compilation nach ihrer duße: 
ren Erfcheinung nicht bezeichnet find, dem Kaifer zur ge: 
richtlichen Entfcheidung vorbehalten wurden. Diefes Ge: 
ſtaͤndniß iſt um fo beachtendwerther, als Zuftinian überzeugt 
war, die Rechtöwiffenfchaft bis an ihr letztes Ziel geführt 
zu haben ?). 

Verfchieden von diefem irrigen Gedanken iſt die po: 
fitive Grundlage der flaatlihen Einrichtung, auf welder 
jedes Verbrechen beruht, unter deren Vorausſetzung ed allein 
gedacht werden kann. Im römifchen Recht finden wir da⸗ 








— 


4) Vergl. Br Sefchichte des römiſchen Criminalprozeffes, ins⸗ 
bef. S. 172 — 173. Dennoch findet fi die Worftellung des 
in den leges quaestionum enthaltenen gefammten Eriminals 
rechts S. 361, obwohl vorher zugegeben ift, daß allmaͤhlich 
für faft alle Verbrechen die Quaäftionen eingeführt worden 
feyen, ©. 170. 

8) Ueber Ausnahmen, welche vorgekommen find, vergl. Mitters 
maier deutfehes Strafverfahren 1. $. 13. (21). 
6) $. 18. c. Tanta. 


7) $. 5. c. Omnem reipublic. 
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von beifpielöweife bad SC. Turpillianum®). in großer 
Theil dieſes SC. beruht auf der von unferer völlig verfchie: 
denen Organifation der Antlage, und er ift darum In fo: 
weit praftifch unbrauchbar, obwohl die thatfächlichen Vor— 
audfehungen ebenfo wie bei den Römern auch bei und vor: 
kommen Fünnen. i 

Auf diefer pofitiven Grundlage einer ſtaatlichen Ein⸗ 
richtung und auf der Grundlage der im Staat anerfannten 
bürgerlichen Freiheit haben auch in Deutfchland die Urtheile 
der Schöffen beruht, welche den Begriff des Verbrechens 
von einem Strafgefe& nicht abhängig gemacht haben?). Es 
tft insbeſondere die Frage: was hat die C. C. C. in diefer Be: 


Niehuns gethan? 
Mit dem Begriff, den ſie den ungelehrten Richtern 
über das ſtrafrechtliche Verfahren 0) giebt, damit nicht 
der Unfchuldige geftraft werde und der Schufdige ungeftraft 
bleibe !!), verbindet fie die Satzungen etlicher Miffethaten 
und Strafen, damit aus diefen Beifpielen!) die Schöf: 
fen die Anwendung des Nechts erlernen möchten !3) Weil 
aber alle zufälligen Handlungen nicht bedacht und nicht 


8) Tit. Dig. 18, 16. Cod. 9, 45. 


9) Vergl. Wächter Gemeines Recht in Deutfhland ©. 117. 
Zöpfl das alte Bamberger Recht ©. 131 — 133. 

10) Reichsabſchied zu Freiburg v. 1498 „ — ein gemein Refor⸗ 
mation und Ordnung in dem Reich fürzunehmen, tie man 
in eriminalibus procediren fol”, Gerftlacdher Corp. Jur. 
Germ. I. ©. 324 — 325. 334. 

11) Vergl. die Vorrede zur Bambergensis ſowie zum I. und IL. 
Project der C. C. C. ſowie zu diefer. 


12) Art. 104 C. C. C. in der Ucberfhrift u. a. E. Gerftlacher 
a. a.O. Koch inder Ausgabe C.C.C. v. 1800. Borrede ©. 14. 


13) „— Und damjt Richter und Urtheiler die folcher Rechten 
nit gelernt ſeyn, mit Erkanntnuß folder Straf deftomweniger 
wider die gemelten rechten oder zuläffige Gewohnheit handeln, 

“fo wird bernach von etlichen peinlichen Strafen, wann und 
wie die gedachten Recht guter Gewohnheit und Wernunft nach 
gefchehen follen, gefaßt.” 
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Aushbung diefer Kunft gelangte zu einer allgemein prak⸗ 
tifchen Anerkennung ??). 

Dürfen wir defhalb unferem Streben nach Wahrheit 
und Gerechtigkeit einen größeren Werth beilegen ? 

Sorfchen wir nach der Quelle jener Erfcheinung, fo 
finden wir biefelbe in der irrigen Vorftellung über den Be: 
ruf des Geſetzgebers, durch den der Begriff des Verbre⸗ 
chend zuerft gefchaffen, die Strafe zuerft geprägt werden 
fol. Wenn ed ohne den Gefehgeber Fein Verbrechen und 
alfo Feine Strafe gebe, fo hätte derfelbe Feine Rechtferti⸗ 
gung den Begriff der Strafe zu fehaffen, um daraus rüd: 
wärtd auf die Urfache, das Verbrechen, zu fchließen. 

Diefes Geſetz ift willführlich geichaffen worden, um 
es dann nach Willführ zu umgehen. 

Das Strafgefeh hat kein felbftftändiges Dafeyn. Daſe 
ſelbe iſt abhaͤngig von dem ihm zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
begriff und deſſen Anwendung in der Einrichtung des Staats. 
Das Vorhandenſeyn der ſtaatlichen Einrichtung macht die 
verbrecheriſche Willensrichtung und dadurch den Begriff des 
Verbrechens möglich. Das Strafgeſetz iſt ferner abhaͤngig 
von der ganzen Organiſation eines Staats, ihrer Integritaͤt 
und ihrer Ausführung, wodurch die Qualität und Quanti—⸗ 
tät eined Verbrechens bedingt iſt. Daffelbe ift endlich ab» 
bängig von dem Werth der Zreiheit, der veränderfich ifl 
nad) der Bildungsftufe der Zeit, des Orts und des Volks, 
und der nur im gerichtlichen Verkehr feine Form und 
feinen Inhalt annehmen kann. 


21) Malblant Gefchichte der P.G.D. ©. 249 fagt: „der vers 
ftorbene Meifter zeigte in feinen peinlichen Erfenntniffen überall 
das menfchenfreundliche Herz und befaß im hohen Grad bie 
Stärke, feine überaus gelinden Gefinnungen mit den Gefegen 
fo ſchickuch zu vereinigen, daß man niemals eine gewalt⸗ 
ſame Abweichung davon bemerkte und er doch ſeinen End 
zweck erreichte”; vergl. Feuerbach Reviſion I. ©. 206°; 
Wächter Gemeines Recht ©. 129. Not. 164), 
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Der Gefebgeber ift auch nicht im Stande, nur in ei: 
nem beftlimmten Zeitpunkt die ihm hier gefeßte Aufgabe 
zu erfüllen, das Strafrecht erfchöpfend darzuftellen. Er 
fann die flaatlichen Einrichtungen in ein Syſtem aufneh- 
men, auch eine äußerliche Handlung befchreiben, durch 
welche ein Inſtitut ded Staats geftört wird. Er kann 
endlich unter Worausfegung der verbrecherifchen Willens: 
richtung bie damit verbundene Strafe ſchon im Voraus für 
den Fall ausfprechen, daß das Verbrechen wirklich eintritt. 
Aber unmoͤglich ift ed, jede Handlung im Voraus Außerlich 
darzuftellen, welche vermöge ihrer Willensrichtung zum Ver: 
brechen wird. 

Ermwägt man, daß Fein Gefeugeber den Gedanfen fich 

“angeeignet hatte, erwägt man die fleten Veränderungen im 
Staatöleben und inöbefondere wie fie feit der C. C. C. einge: 
treten find, erwägt man endlich die Unthätigfeit der Reichs: 
gefeßgebung im Gebiete des Strafrechtd; fo tft es ebenfo 
begreiflich als notbwendig, daß ein erborgter das ganze 
Strafrecht ergreifender Grundfaß in dem Streben nad) 
Gerechtigkeit eine gänzliche Rechtsverirrung erzeugen mußte. 

Heuerbac hat dem Strom der Zeit gegenüber das 
Geſetz um feiner felbft willen, nicht zur Umgehung deſſel⸗ 
ben, zur Anerkennung zu bringen geſucht. Die allerges 
fährlichfte Willkuͤhr hat er dem Geiſt der Strafgerichte ent: 
jogen, aber er hat das Uebel nach feiner außeren Erfcheis 
nung zu heilen geſucht. Weil dad Gefeg, wie es aufge: 
faßt war, gebeugt wurde, fo hat er die Auffaflung, nicht 
ohne Widerfpruch 2), philofophifch zu begründen gefucht, 
wobei er den Grund des Strafgeſetzes aus einer zufälligen 
Folge deflelben hergeleitet hat. Die Gefchichte ded Straf: 
rechts hat er dabei nur wie ein abfchredtendes Beifpiel be: 


ar) Snsbefonbere v. Grolman Criminal s Rechtswiflenfchaft _ 
. 13. 


220 Ueber die praftifche Begründung 


trachtet 3). Die faft bodenlofe theoretifche Behandlung 
und ihr gegenüber feine Confequenz haben das Bedürfniß 
der Strafgefeßgebung zuerſt erzeugt, das jest, nachdem 
wenigftend die Neichögefebgebung ihre durch Außere Zufäl: 
ligfeiten veranlaßte Thätigfeit faft 3 Sahrhunderte im 
Mefentlichen eingeftellt hatte, auf die Natur *%) des Straf: 
recht5 gegründet wird. 

Diefer Geift gehört zu den Elementen, von welchen 
die neueren partifulären Strafgefeßgebungen in den ein: 
zelnen Theilen Deutfchlands zur Ausführung oder doc) zur 
Vorbereitung gefommen find. Was niemald da gewefen 
war, das follte von Natur aus begründet feyn, deßhalb 
mußte es erſt neu geboren werden. Das Organ der Reichb: 
gefeßgebung war unterdeffen feinem herannahenden Ende” 
entgegengegangen, es ift alfo die partifuläre Gefeßgebung 
von diefem Geift ergriffen worden. 

Mir müffen die Folgen unterfuchen, die mit diefem 
irrthümlichen Grundgedanken verbunden find. 

Die Logik, in welcher das Recht beurtheilt werben 
muß, wird verdreht. 

Der Juriſt verlangt, daß ihm die Thatſache er: 
zählt werde, dann fchließt er mittelft feines Grundes auf 
dad Recht. Deßhalb bildet in jeder Klage die Geſchichts⸗ 
erzähtung den Vorderfaß, von welchem mittelft des Rechts⸗ 
grundes auf die Bitte der Klage gefchloffen wird. Am 
Strafrecht fol umgekehrt das Geſetz den Vorderfag bil: 
den, von welchem mittelft der Thatfache als einer Handlung 
auf die rechtliche Folge der Handlung zu fchließen fey®). 


23) Seuerbach im Lehrbuch $. 8. Anmerk. 


24) — Criminalrecht S. 55. K ö ſt hin a. a. O. 

©. 659. Koenigswaerter de Juris criminalis pla- 

eito: nullum delictum nulla poena sine praevia lege poe- 
nali, p. 122. 


25) Bergl. Abegg im Lehrbyuch $. 55. Anmerk. 
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Dad Geſetz ‚wird hierdurch zu einer Zmangsjade, in 
welche die einzelnen Theile einer aus dem inneren Zuſam⸗ 
menhange gerifjenen Handlung nad) ihrer zufälligen äuße: 
sen Erſcheinung aufgenommen und als ein ungetrennteg 
Ganze behandelt werden. Was fich diefer Form nicht an- 
paſſen läßt, das hat für das mit ihm verbundene Unrecht 
und Verbrechen einen gefeßlichen Freibrief. 

Der Richter hat den Beruf und die Aufgabe, den 
Werth dee Zreiheit in der Strafe auszupraͤgen und bie 
Einheit beider durch feine Schägung zu repräfentiren. Durch 
jenen Irrthum wird der Richter in den Glauben gefeßt, 
ald ob im Geſetz die Einheit der Strafgröße bewahrt fey, 
die er aud befannten Größen nur zu berechnen habe 8). 

Welche Folgen werben fih in der Zukunft an diefen 
Irrthum anknüpfen ? 

Wir dürfen vorausfegen, daß die ermüdenden An⸗ 
firengungen der Strafgefeßgebung gleichen Schritt, mit dem 
Staatöleben zu halten im Laufe der Zeit fi) wieder ab: 
fpannen. Wie wenige Veränderungen im Staatöleben 
find nöthig, um in einer Gefebgebung etwas Aehnliches 
vorzufinden, wie im römifchen Recht 3. B. da5 SC. Tur- 
pillianum 27) oder wiein der C. C. C. 3. B. die Zauberei!”®) 
Wenn die Thätigkeit der Strafgefeugebung in ihren Berfus 
chen fich erfchöpft, wenn fie fich überzeugt hat, daß die Er: 
Ihöpfung des Strafrechtö nicht erreicht werden Fann, wenn 





26) Serftllaher a. a. O. 1. ©. 365 fagt: „Die öftere Verweis 
fung auf den Rath der NRechtsverftändigen — iſt gewiß vers 
nünftiger, als dee in unfern Sagen gefchehbene Borfchlag, 
einen Zarif über die Verbrechen zu machen, nach welchem man 
mir dem Zirfel beftimmen kann, wie nahe oder wie weit jede6 
Berbrechen von der größten, mittleren und Eleinften Strafe 
entfernt fey, und die darüber entworfenen Tabelle nund Riffe.” 

27) Giche oben. 

8) Hier und auch fonft — vergl. Wächter Gemeines Recht 
©. 131 — bat ſelbſt Feuerbach feine Sonfequenz verlafs 
fen, vergl. Reviflon IL. ©. 15. ©. Hepp a. a. D. & & 
Auch der Thatbeſtaud Läft ſich ermweifen. 


Inte D. ©r. A. 18853, 11. @t. 
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fie anerfennt,, daß fie im MWefentlihen mehr nicht geleiftet 
hat, ald daß fie die gerichtliche Praris ihrer Zeit in einer 
unbeftimmten durch daS Wefen der Gefeßgebung bedingten 
Form zufammengeftellt hat; dann wird und muß def Be 
griff einer dad Strafrecht bedingenden Strafgefeggebung 
das Beifpiel allmählich erneuern 29), in welchem bie fraf: 
rechtliche Praxis eine gelungene Verfhwörung gegen dad 
Geſetz bildet. 

Wenn und auf diefe Weife die Garantie ber buͤrger 
lichen Freiheit verſhwindet, welche mit dem Begriff der 
Strafgeſetzgebung nur dann verbunden werden kann, wenn 
es moͤglich iſt, das Strafrecht darin zu begrenzen und 
zu erſchoͤpfen; ſo muͤſſen wir fragen: worin koͤnnen wir 
dieſe Sicherheit finden? 

Auf dem begruͤndeten Vertrauen in die Unpartei⸗ 
lichkeit und in die Einſicht der ſtrafrechtlichen Organe, alſo 
auf der Strafgerichtsverfaſſung, ruht die Garantie der buͤr⸗ 
gerlichen Freiheit 29), 

Sn der hoͤchſten Bluͤthe der Freiheit des römifchen 
Buͤrgers lag die Garantie derſelben in der Verfaſſung der 
ſtrafrechtlichen Organe *). 

Das deutſche Inſtitut der Schoͤffengerichtsbarkeit war 
mehr als jedes andere bei ſorgfaͤltiger Pflege geeignet, der 
bürgerlichen Freiheit die höchften Garantieen zu bieten ®®). 

Der Engländer, welcher mit Stolz auf feine bürger- 
liche Freiheit pochen kann, findet fie insbefondere in ber 
großen und Fleinen Sury gefichert. | 


29) Vergl. Köſtlin a.a.D. ©. 662. Wächter Gemeines Recht 
©. 122. Not. 155. 


‚30) Heffter im Lehrbuch $. 19. Not. 4. 


31) Bumpt über die perfönliche Zreiheit des römifchen Bine 
und die gefeglichen Saranticen deffelben. 


32) 8öpfl das alte Bamberger Recht ©. 138. 








gefunden w r obn Praͤjudiz geprüft werden 
Welche &; rheit könnt darin | N, daß ij gleichen 
Verhaͤltniſſen r gleich ungerechtg ſtraft, oder 
aß in gleichen & dältniffen gegen einen andern Ver— 


Dreyer auch Feine Strafe ausgeſprochen wird 82) Wenn 
aͤre, da ie Unparteilichkeit und Unbe— 
chters urch di 


ie concreten und insbe— 
ſondere durch die perſönlichen Verhaͤltniſſe eines gegebe— 
e | 


gar zu verbergen in der doppelten Richtung, um einen Schul: 
digen Ungeftraft Ausgehen 5U laſſen oder einen Unſchuldi— 
ſtrafen. 


Vergl. Mittermaier im Neuen Archiv 9, ©. 528 fgg. 
Seitſchrift für ausländiſche Seſetzgedung J. Nr nd 11. Vir 
Xr. 5 X. Nr. Siehe in der % 

A 5. a. (39 Rühryß Leberſetung v. Steppen’g Strafe 
eat und Strafverfahren 1843, 

Rach Mitte Maier im kehrbuch $. 74. Not. J. iſt das 
trafgefet „der Ausdrud de illens deg Inefeügebers , wie 
eit er yon dem Strafrech Gebraͤuch Machen will. 
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Der Richter ift der Zräger feines Urtheild, er hat es 
in feiner thatfächlihen Begründung und feiner noihwen: 
bigen Schlußfolgerung zu vertreten, und die bürgerliche 
Freiheit wird gefährdet, wenn ihm Gelegenheit gegeben ift 
feine Fehler mit dem Gefeß zu bedecken. 


Unvollendet wie diefe Arbeit ift mag fie in der Ueber: 
zeugung hinausgehen, daß wenn der Gedanke auf welcher 
fie ruht nur einen Funken von Wahrheit enthält, derfelbe 
geeignet ift, in der Ausführung viele dunkle Theile des 
Strafredhts zu erleuchten und praftifche Irrthuͤmer zu ver: 
meiden. Möge ber Wille, den Stoff des Rechts zugleich 
frei zu beherrfchen und zugleich dem Gefeß zu Dienen und - 
zu gehorchen, diefen Blättern eine wohlmollende Aufnahme 
verfichern. 


— — — — 


Xl, 
Ueber 


den Begriff der Unterfchlagung. 
Bon 
Hera Adn. Paul Grchmann 


in Dresden. 


— — — 





Einleitung. 


Dee Auffaß des Hrn. Profeſſor Hepp in Nr. XXII des 
Archivs von 1850 über den Begriff, Umfang und Eintheis 
lung der Unterfchlagung gab bereits dem Verfaſſer diefes 
Veranlaſſung, infoweit die fächfifche Gefeßgebung darin 
angegriffen war, eine Entgegnung zu verfuchen, und erfors 
berte eine Prüfung des dort aufgeftellten Begriffes, nas 
mentlih den Beſtimmungen der fächfiichen Geſetzgebung 
gegenüber; es lag jedoch außerhalb der Grenzen diefer Ent: 
gegnung, den diefleitö aufgeftellten Begriff der Unterfchlas 
gung näher zu begründen und weiter auszuführen. 

Wie bereitd Herr Profeflor Hepp durch feine Zus 
fammenftellung der verfchiedenen Gefeßgebungen zu dem 
obigen Auffabe nachgewiefen hat, finden diefelben das 
Hauptcriterium der Unterfchlagung darin, baß der Thäter 
ben Gegenftand des Vergehens in Befig haben müſſe; 
zum Unterfchled von dem Diebftahl, bei welchem eine Hin-. 
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wegnahme aus dem Gewahrfam eines Anderen ftatt finde. 
Auch der von Depp aufgeftellte Begriff der Unterfchla: 
gung entfernt fih im Mefentlichen nicht von diefer Anficht. 
Er ftellt zwar den Begriff negativ auf: 
„ohne Hinwegnahme aus dem Gewahrlam ded Be: 
rechtigten”, 
um die Unterfchlagung gefundener, zugelaufener und ber: 
renloferSachen in allenFällen mit zu umfaffen, er fommt aber 
doch ©. 60 Limmer wieder auf den Beſitz zurüd, wenn er fagt: 
„man kann aber auhmit Cropp und Yufnagelnur 
zwel Hauptfälle der Unterſchlagung unterſcheiden, je 
nachdem entweder die Sache dem, der ſie unterſchlägt, 
vom Eigenthümer ſelbſt (überhaupt von dem Berech⸗ 
tigten) übergeben und anvertraut worden war, oder die⸗ 
ſelbe auf andere Weiſe in feine Hände gekommen ift”; 
denn die andere Weife fann an und für fich nichts Un⸗ 
rechtmäßiges enthalten, fie fcheint aber doch nach ber Wort: 
faffung der Berübung der Unterfchlagung voraudgehen zu 
müſſen, fie feßt mithin einen wenn auch kurzen rechtmäßi⸗ 
gen Beſitz voraus, 
Mer nun ausfchließlich in einem vorhergegangenen 
rechtmäßigen Befig den Dauptunterfchied der Unterfchla: 
gung von den übrigen Eigenthbumösvergehen findet, wird 
durch die Falle in Verlegenheit gefegt, wenn der Thäter 
perlorene oder herrenloſe Sachen bei deren Wahrnehmung 
fofort in der Abficht aufhebt, und an fi nimmt, um bie 
felben fih anzueignen, weil fich hier vom erften Augenblid 
an der Thäter ald woiderrechtlicher Eigenthümer gerire, 
wodurch ein rechtmäßiger Befiß ausgefchloffen werbe, und 
baher vor der Aneignung nicht ftatt gefunden habe. Denn 
ohne Zweifel ift eine derartige Handlung nicht Diebflahl, 
weil eine Hinwegnahme aus dem Gewahrfam ded Berech⸗ 
figten nicht ftatt findet, fondern Unterfchlagung. Noch präs 
Snanter würde die Abwefenheit des rechtmäßigen Beſitzes 
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in dem alle hervortreten, wenn Jemand ein verendetes 
Stück Wild fieht, dabei wartet, und einem bald darauf 
Borübergehenden es gegen Zahlung einer Geldfumme ergrei- 
fen und an ſich nehmen läßt, ohne e& felbft berührt zu has 
ben. Hier Liegt in dem einen Moment der Anweifung 
an den Dritten die rechtöwidrige Aneignung und Veräuße⸗ 
rung, welche feinen Raum für einen rechtmäßigen Beſitz 
läßt. 

Es ift zwar diefe Schwierigkeit in der von Hepp 
gerwählten negativen Ausdrucfäweife unwillführlich umgan⸗ 
gen; der Grund zur Wahl diefer Negative, nämlich die 
Aufnahme der verlorenen und herrenlofen Sachen ift aber 
in Bezug auf Lebtere Die Urfache zu neuen Undeutlichkeiten 
und Widerfprüchen geworden, die unaudbleibliche Folge 
der negativen Ausbrucdöweife. Dennwenn gefagt ift: 

„ohne Hinwegnahme aus dem Gewahrfam ded Berech⸗ 
tigten”, 
fo ſetzt dies wenigſtens einen Berechtigten voraus, in deſ⸗ 
fen Gewahrfam aber die Sache nicht iſt; der Begriff der 
herrenlofen Sache fteht jedoch mit dem Begriff des Berech⸗ 
tigten in Viderſpruch, und wenn man die Unterfchlagung 
einer berrenlofen Sache im Auge hat, und deren Begriff 
nach dem von Hepp gewählten Sag formuliren wollte, 
fo würde man durch die Worte: 
„Wer fich eine herrenlofe Sache ohne Hinwegnahme aus 
dem Sewahrfam des Berechtigten widerrechtlich zueig: 
net, macht fich der Unterfchlagung fchuldig” 
wohl den Borwurf auf fich laden, daß man fich in Wider: 
fprüchen ergebe. 

- Um auf den von den verfchiedenen Gefebgebungen 
angenommenen Hauptunterfchied der Unterfchlagung, den 
derfelben vorausgehenden rechtmäßigen Befiß zurüdzufom: 
men, fo ift die Schwierigkeit: Die Fälle der Unterfchlagung, 
in welchen ein folcher Befig nicht vorausgegangen iſt, ums 
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ter dem allgemeinen Begriff zu fubfumiren, hauptfächlich 
dadurch entflanden, daß man bei Aufitellung des Begriffes 
unterlaffen hat, den factifchen Verhältniffen die Rechte zu 
fubftituiren, aus welchen die Zeßteren hervorgegangen find, 
und danach den Begriff der Unterfchlagung in feinem Un: 
terfchied von dem Begriff des Diebftahls feftzuftellen, und 
dies find die Rechte des Beſitzes und der Befikergreifung 
auf eine fremde bewegliche Sache, 

Beim Diebftahl findet die Hinmegnahme einer frem: 
den Sache au5 dem Gewahrfam eines Anderen ftatt, in 
der Abficht fich diefe anzueignen, auf welche der Dieb ein 
Recht des Beſitzes und der Befibergreifung nicht hat. Das 
Berbrechen ift mit der Ergreifung der Sache aus fremdem 
Gewahrfam in der Abficht der Aneignung vollendet, und 
bedarf, wenn die Ergreifung nachgewiefen ift, Feines wei 
teren Beweiſes, um zur Unterfuchung und Beſtrafung ge: 
z0gen zu werden, ed müßte denn der Inculpat Umftände 
nachweifen können, welche die Abficht der Aneignung aus: 
ſchließen. Dies Fommt daher, weil von den erften Be 
jiehungen an, in welche der Thäter mit dem Object des 
Diebftahls tritt, ein rechtswidriges Verhaͤltniß ſtatt findet. 

Die Unterfchlagung Dagegen kann nur von folden 
Perfonen in Bezug auf folhe Sachen ausgeiibt werden, 
auf welche derfelben Rechte des Beſitzes und der Befibs 
ergreifung mit Ausnahme bed Eigenthumsrechtes zuftehen. 
Wer eine Unterfchlagung verübt, fteht mit dem Object der 
felben von Anfang an in einer rechtlichen Beziehung, und 
ift wenigſtens im Stande und es fteht ihm kein Etrafgefeb 
entgegen, obige Rechte auf diefelbe rechtögültig auszuüben ; 
er benugt aber diefes ihm zuftehende Rechtöverhältniß dazu, 
fi) Rechte über die Sache anzumaßen, die ihm nicht zu 
ſtehen, er läßt die fremde Sache durch die Unterfchlagung 
in fein Eigenthbum auf rechtswidrige Weiſe übergehen. 
Benn Jemand eine verlorene Sache fand, und ſofort in 
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der Abficht an ſich nahm, fie ſich anzueignen, fo war doch 
dem Thäter durch den Zufall des Findens die Befugnig 
eingeräumt, die Sache fo lange in rechtmäßigen Beſitz 
zu nehmen und zu behalten, biö der Eigenthümer ermit: 
telt iſt; und auch dann fteht der Pflicht der Rückgabe die 
Befugnig der Retention gegenüber, bis Die etwa auf Er: 
haltung der Sache verwendeten Koften dem Finder vergüs 
tet find. Ob nun der Finder, ohne von diefen ihm zu: 
ftehenden Rechten Gebrauch zu machen, fofort zu der recht: 
widrigen Aneignung vorfchreitet, oder erft, nachdem er von 
allen dieſen ihm zuftehenden Rechten und Befugniffen Ge: 
brauch gemacht hat, zu derfelben übergeht, bringt feinen 
Unterfchieb in der Beurtheilung diefer beiden Handlungen 
hervor, denn in beiden Fällen fanden dem Thäter diefel- 
ben Rechte und Befugniffe auf die Sache zu, und in dem 
Borhandenfeyn diefer Rechte, nicht in der Ausübung der- 
felben, liegt bei flattgefundener rechtäwidriger Aneignung 
der Unterfchied der Unterfchlagung vom Diebftahl, bei wel: 
chem dieſe rechtliche Beziehung zwifchen dem Thäter und 
der Sache nicht ftatt fand. 

Ebenfo wie Depp den Begriff der Unterfchlagung 
durch die Worte 

„ohne Dinwegnahme” 
als Regative des Begriffes vom Diebftahl 
„mit Dinwegnahme” 

aufgefaßt hat, könnte man dann umgekehrt den Begriff 
ded Diebftahld als Negative von der Unterfchlagung bar» 
fielen, daß fich derjenige des Diebftahls fehuldig macht, 
der eine fremde bewegliche Sache ohne ein Recht des Be: 
figeö ober der Befikergreifung auf folche zu haben, ſich ans 
eignet, wenn ed nicht vorzuziehen wäre, den Begriff pofl> 
tiv aufzuftellen; denn es wird ein Sichaneignen einer frem> 
den Sache, ohne diefe Rechte auf ſolche zu haben, gar nicht 
anders erfolgen können, ald mit Hinwegnahme and VER, 
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Sewahrfam des Berechtigten, oder als gleicher oder un: 
gleicher Theilnehmer des Diebftahld. Wie bei der Unter: 
fhlagung der etwa vorausgegangene Befig nur eine Folge 
eines bereitö zwifchen dem Thäter und der Sache beftehen: 
den Rechtöverhältniffes ift, ift bei dem Diebftahl die Hin⸗ 
wegnahme die Folge ded Mangels eines folchen Rechtsver⸗ 
bältniffes. Hierin fcheint gewiflermaßen die Probe zu 
liegen, daß der auf diefem Wege aufzuftellende Begriff 
der Unterfchlagung dem Vergehen ded Diebftahle gegenüber 
der richtige fey, aber auch zugleich der Grund dargethan zu 
feyn, weshalb bei abzufaflenden Gefeßen die unterfchei: 
denden Merkmale nicht negativ hingeftellt werden dürfen. 
Denn wie durd) die negative Auffaflung der Unterfchlagung 

„ohne Hinwegnahme aus dem Gewahrſam ded Berech⸗ 

tigten” 
nur der Unterfchied dieſes Vergehens vom Diebftahl ange 
deutet wird, würde durch Die negative Auffaffung des 
Diebſtahls 

„ohne die Rechte des Beſitzes und der Beſitzergreifung 

auf die Sache zu haben” 
allein der Unterfchied von der Unterfchlagung bervorgeho: 
ben. Diebftapl und Unterfchlagung find aber nicht die 
einzigen Arten von Eigenthumövergehen, fo daß biefelben 
in einer derartigen ausfchließlichen Beziehung in Betracht 
gezogen werden Fönnten, vielmehr ift jedes dieſer beiden 
Eigenthumövergehen in Beziehung auf alle übrige Arten 
der Eigenthumsvergehen aufzufaflen. 

Gehen wir nun zu 
Aufftellung des Begriffes der Unterfchlagung 

über, fo haben wir die Fehler, in welche frühere Rechts⸗ 
lehrer bei Aufftelung deffelben verfallen find, geglaubt 
darin gefunden zu haben, daß fie unterließen, den facti⸗ 
ſchen Verhältniſſen die rechtlichen Grundlagen derfelben zu 
fubftituiren und, weil den meiften Unterfchlagungen ein 
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Befitz vorausgeht, diefes factifche Verhältniß ald das allei- 
nige Merkmal auffagten. Zu Vermeidung diefed Zehlers 
und in Beziehung auf dad oben Gefagte dürfte vielleicht 
folgende Faſſung ded Begriffes der Unterfchlagung umfaf: 
fend, kurz und verfländlich feyn, und zugleich deren Merk; 
male richtig bezeichnen: 

„Wer auf eine fremde bewegliche Sache das Recht 

des Befiged oder der Befibergreifung hat, fich diefelbe 

aber widerrechtlich zueignet, macht fih.der Unterfchla- 

gung fchuldig.” 
Es fönnte vielleicht diefer Begriff noch infoweit ausgedehnt 
werden , Daß man diefem Rechte ded Befiges und der Be: 
figergreifung noch die Rechte ver Verwahrung, Verwaltung 
des Nießbrauches ıc. Hinzufügte, und noch ausdrüdlich den 
Ausfchluß des Eigenthumrechtes erwähnte; ed erfcheint 
jedoch überflüffig, diefe anderen möglichen Rechte aufzu> 
führen, weil fie alle von dem Rechte des Befißes und der 
Befigergreifung begleitet feyn müflen, wenn die Verübung 
der Unterfchlagung möglich feyn fol; den Ausſchluß des 
Eigenthumsrechtes noch ausdruͤcklich mit aufzuführen, dürfte 
um deswillen unnöthig feyn, weil diefer Ausfchluß im 
der widerrechtlichen Aneignung hinreichend erfennbar ift, 
und dad widerrechtliche Uebeggehenlaffen in das Eigenthum 
des Thäterd eben vorausſetzt, daß ein folches Eigenthums⸗ 
recht nicht vorhanden war. Ferner könnte namentlich vom 
civilrechtlichen Standpunct aus an dem Begriff: 

„Recht des Beſitzes und der Befigergreifung” 
Anfloß genommen werden, weil doch wohl in den meiften 
Fällen abgefehen von dem factifchen Befige das Recht des 
Befiges von dem Nechte ded Eigenthums nicht getrennt 
werden kann, und Daher nur der Eigenthiimer oder die Pers 
fon, welcher der Eigenthümer den Beſitz überträgt, das 
Recht des Beſitzes hat; man koͤnnte um deöwillen vielleicht 
behaupten, daß ber obige Begriff nur die Fälle der Unter 


238 Ueber den Begriff 


fhlagung des Anvertrauten vorzugsweife berühre, aber 
die Falle, in welchen Semand zufällig und ohne Wiflen ded 
Eigenthümers in Befig der fremden Sache gekommen fey, 
ausfchließe, 3. B. wenn Semandem eine geftohlene Sache 
ohne fein Wiſſen zugeſteckt wird, oder bei verlorenen oder 
zugelaufenen Sachen, in welden Zällen der Eigenthümer 
zwar ben factifchen Befiß aber nicht dad Recht auf den Be: 
fig verloren hat, und mithin das Recht auf den Beſitz mit dem 
zufälligen factifchen Befiß auf einen Anderen ohne Einwil: 
ligung des Eigenthümerd nicht übergehen fann. Eines— 
theild glaubt man jedoch einem folhen Vorwurf dadurch 
begegnen zu können, daß es fich bei Seftftelung der Be 
griffe im Strafrecht nicht um feine civilrechtliche Diſtinetio⸗ 
nen handeln fann, und um beöwillen unter Recht des Be- 
figed und der Befigergreifung im Allgemeinen zu verftehen 
fey, wenn Jemand auf erlaubte Weife ohne Verlegung eis 
ner gefeglichen Vorſchrift in Befiß einer fremden Sache ge: 
langt, oder zu gelangen im Stande ift, es hat dies aller: 
dings in den obigen Fällen einen nur factifchen aber doch 
rechtmäßigen Befiß zur Folge, welcher dem Inhaber das 
Recht des Beſitzes, das ihm von feinem dritten Unberechtig: 
ten flreitig gemacht werden kann, fo lange verleiht, bis 
der Eigenthümer aufgefunden ift, und die Sache wieder 
felbfi in feinen Befig nehmen kann; anderntheils läßt 
ſich doch auch diefe Ausdrucksweiſe mit dem civilrechtlichen 
Standpunct ohne Widerfpruch vereinigen, weil man vor 
ausſetzen kann, daß dem redlichen Zinder oder Inhaber 
einer fremden Sache ohne Wiffen des Eigenthümers nie die 
Einwilligung des Eigenthümers zu diefem vorübergehenden 
Befisftand fehlen würde, wenn diefelbe nach den factifchen. 
Berhältniffen zu ertheilen möglich wäre, und daß um deds 
willen bei Beendigung diefes Berhältniffes, bei Rüdgabe 
an ben Eigenthiimer eine ausdrüdliche oder ſtillſchweigende 
Ratihabition des Letzteren in Bezug auf die Handlung bed 
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redlichen Finders oder Inhabers eintritt, nach welcher der: 
felbe in präfumtivem Auftrage desjenigen gehandelt hat, 
dem mit bem Eigenthum ausfihließlich das Necht des Beſitzes 
zuftand. Endlich iſt zu erwarten, Daß der aufgeftellten Faſſung 
des Begriffes noch der Vorwurf gemacht werden fönnte, daß, 
wenn diefer Begriff in der aufgeftellten Weife in ein Straf: 
geſetzbuch aufgenommen merden follte, welches nicht bloß 
für die Perfonen, welche die Gefeße anzuwenden haben, fon: 
dern für alle Staatsbürger verftändlich gefchrieben feyn 
fol, die Worte: 

„rechte des Beſitzes und der Befigergreifung” 
nicht ald allgemein verftändlich erfcheinen dürften. Leider 
ift aber diefem Vorwurf nicht allenthalben abzuhelfen, weil 
bei der Unvollkommenheit der Sprache verfchicdene Perfos 
nen an diefelben Worte verfchiedene Bedeutungen fnüpfen, 
dem größten Theil des nicht juriftifchen Publicums aber die 
Worte: 

„Eigenthum und rechtmäßiger Befiß” 
identiſch erfcheinen werden. Es kann jedoch theild bei Aufs 
ftellung der einzelnen Arten der Unterfchlagung der Begriff 
feine weiteren Erläuterungen finden, theild wird mit grö: 
ßerer Verbreitung der Gefege und Rechtöbegriffe auch immer 
mehr einem Mißverftändniß der Worte vorgebeugt werden. 
Obwohl man nun überzeugt ift, daß, wenn das aufgeftellte 
Merkmal der Unterfchlagung richtig iſt, der Begriff derfel: 
ben im Wefentlichen nicht anders gefaßt werden fann, als 
ed oben geicheben ift, fo könnte doch, um dem zuleßt auf: 
flelten Vorwurf zu begegnen, im Intereffe der allgemeinen 
Berftändlichkeit fo viel von ber juriftifchen Confequenz ges 
opfert werden, daß man dad Vergehen der Unterfchlagung 
ſo auddrüdte: 


„er eine fremde bewegliche Sache, die er in rechtmaͤ⸗ 
Bigem Befiß hat, oder in Beſitz zu nehmen befugt wm, 
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. fi) widerrechtlich zueignet, macht ſich der Unterfchla- 

gung fchuldig.” 
Die Hinzufügung des Wortes „fremde“ vermehrt die Deut: 
Iichfeit darin, daß eben der factifche Befiß in diefen Fäl— 
len nicht bei dem Eigenthümer ift; tie herrenlofen Sachen 
werden dadurch nicht ausgefchloffen feyn, weil, infoweit an 
folchen Unterfhhlagung begangen werden kann, fiedem Thä⸗ 
ter gegenüber fremd find; und wenn durch Wiederaufnahme 
des Befißes das factifche Verhältniß wieder an die Stelle der 
einer großen Anzahl Staatöbürger durch unklaren redtli- 
chen Grundlage getreten ift, fo wird doch diefe Grundlage 
Durch die Worte: 

„oder in Befiß zu nehmen befugt ift” 
einigermaßen aufrecht erhalten, welche zugleich diejenigen 
Fälle in den Begriff mit aufnehmen, in denen Unterfchla: 
gung ohne vorhergegangenen Beſitz flatt gefunden hat. 

Es bleibt nun bei dem 

Umfang und Eintheilung der Unterfchlagung 

zu prüfen übrig, ob der aufgeftellte Begriff auf der einen 
Seite alle Falle umfaßt, die zur Unterfchlagung zu rechnen 
find, auf der anderen Seite aber fich nicht etwa als zu 
weit herauöftellt, und berfelbe auf folche Vergehen mit 
angewendet werden könnte, die unverkennbar nicht Un- 
terfchlagung find, fondern zu anderen Klaffen von Ber: 
gehen gehören. 

Die Unterfehlagung fallt ihrem Umfang nach objectis 
in der rechtöwibrigen Aneignung einer beweglichen Sade 
volftändig mit dem Vergehen des Diebftahld zufammen, 
fubjectiv trennt fiefich jedoch dadurch von diefem Vergehen, 
Daß fie nur von folhen Perfonen ausgeübt werden kann, 
Die die unterfchlagene Sache in nicht rechtöwidrigem facti⸗ 
fchen Beſitz hatten, oder in Befiß zu nehmen befugt was 
ren. Diefer Umfang dürfte in dem aufgeftelten Begriff 
vollftändig angebeutet feyn. Hält man im Allgemeinen 
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bie von Depp aufgefielten 5 Arten der Unterfchlagung 
feft, fo umfaßt er 

1) die eigentliche Veruntrauung; wenn der Berech— 
tigte dem Thäter die Verwahrung und Verwaltung über 
beftimmte Sachen und dem Beredhtigten zuftehende Rechte 
und Befugniffe übertrug; denn hier ift dem Thäter von 
dem Berechtigten jelbft das Recht des Beſitzes und der Be: 
figergreifung übertragen worden. $erner 

2) wenn, wie Hepp fagt, der Thäter auf fonft 
rechtmäßige Weife in Befiß der Sache gekommen ift. Es 
ift allerdings dieſer Ausdrud fo unbeflimmt und umfaffend, 
daß er alle Fälle der Unterfchlagung in fich begreifen fann, 
höchſtens mit Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen der 
Verübung des Vergehen ein factifcher Beſitzſtand nicht vor: 
ausging; indeſſen will man diefe zweite Art der Unterfchla: 
gung auf die Fälle befchränfen, wenn entweder dem Thä- 
ter die Sache von einem Unberechtigten anvertraut wurde, 
während er felbft diefen Unberechtigten: irrthHümlich für den 
Berechtigten hielt, oder wenn der Thäter bona fide die 
Sache in Befik und Eigenthum irrthümlich nahm, fpäter 
aber über feinen Irrthum belehrt, mit der Sache Handlun⸗ 
gen der rechtswidrigen Aneignung vornahm., Bei dieſer 
Art der Unterfchlagung fann allerdings objectio weder ein 
Recht des Beſitzes, noch rechtmäßiger Beſitz flatt finden, 
fubjectiv liegt er aber bis zur Aufklärung des Irrthums 
jedenfalls vor, und von diefem Zeitpunkt an Dauert er noch 
fo lange fort, bis der Inhaber der Sache im Stande ift, 
die Sache dem wahren Berechtigten zurüdzugeben. Da 
nun bei Anwendung der Strafgefeße auf den Angefchulbdig- 
ten alles darauf anfommt, ob der Thäter wiflentlich Dad 
Geſetz übertrat, oder ob die Rechtöverlegung die Folge eines 
factifchen Irrthums war, fo erhält nothwendig dad Recht 
des Befites und der Befitergreifung fowie des rechtmä⸗ 
ßigen Beſitzes auch auf. die Fälle bei deren Beurthelung, 


238 Ueber den Begriff 


som criminalrechtlichen Standpunct aus Anwendung, in 
welchen der Thäter zwar irrthümlich aber nach den ihm be: 
Tannten factifchen Berhältniffen voraudfebte, daß er das 
Hecht des Beſitzes und der Bejibergreifung habe. Es wird 
mithin auch diefe Art der Unterfhlagung allerdings nur 
fubjectiv ohne das Recht des Befiged und der Befigergrei- 
fung nicht ftatt finden fönnen. Bet der Unterfchlagung 

3) verlorener oder 

4) fonft zufällig ohne Wiffen des Berechtigten in Be: 
fit ded Thäters gefommener Sachen haben wir bereits früher 
gefehen, daß der Thäter theild zur Befigergreifung befugt 
. war, wad ein Recht ded Beſitzes undrehtmäßigen Beſitz 
zur Folge hat, theils in Mangel ber Möglichkeit der aus: 
drüdlichen Befigübertragung von Seiten ded Berechtigten 
eine nachträgliche Ratihabition der vorgefommenen oder zu: 
ſtehenden Beſitzhandlungen bid zu der verübten rechtswi⸗ 
drigen Aneignung, jedoch mit Ausfchluß derfelben , ange: 
nommen werden fann. Endlich wird 


5) bei der Unterfchlagung herrenlofer Sachen Nie 
mand in Zweifel feyn, daß dem Thäter die Befugniß der 
Befikergreifung und das Recht des Beſitzes bis zu dem Zeit: 
punct zuſtand, an welchem er die Sache, foweit er nit 
feleft Eigenthumörechte an derfelben durch den Fund ers 
worben, an denjenigen abzuliefern hatte, den das Ge⸗ 
fe& vorfchreibt. Ä 


Umfaßt demnach der aufgeftelte Begriff, wie mal 
hofft, alle Arten der Unterfchlagung, fo fchließt er doch zu⸗ 
gleich folche Handlungen aus, die ber von Hepyp aufge 
flelte Begriff fälfchlich mit hineinzieht. Diefe Ausſchlie⸗ 
Bung geichieht durch Aufnahme des rechtmäßigen Beſitzes 
oder des Rechtes des Befiged und der Befikergreifung. Der 
factifche Beſitz allein reicht nicht hin, die Vorbedingung 
der Unterſchlagung zu bilden, ed muß der Inhaber wenig 
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ſtens bona fide possessor feyn, und von dieſem Standpunct 
aus die Sache durch Unterfchlagung in fein Eigenthum 
übergeben laflen. Wenn Jemand wiffentlic) von dem Un- 
berechtigten eine fremde Sache in Befig nimmt, und für 
feinen alleinigen Nutzen veräußert, 3. B. der Hehler, fo 
ift nah dem von Depp aufgeftelten Begriff der Thäter 
der Unterfchlagung fhuldig, denn er hat fich diefelbe ohne 
Hinwegnahme aus dem Gewahrfam des Berechtigten wider: 
rechtlich zugeeignet, Diefes Vergehen als Unterfchlagung 
aufzufaflen, würde jedoch nicht richtig feyn, da der Hehler 
unter Berhdfichtigung de gehabten Gewinnes, als Bes 
günftiger oder ungleicher Theilnehmer des Diebftahld zu 
beftrafen if. Der Diebftahl abforbirt aber die Unterfchla: 
gung, denn ber Dieb kann ein und dieſelbe Sache, die 
er fo eben geftohlen hat, nicht erfi noch unterfchlagen ; der 
Hehler macht fih als Begünftiger der ungleichen Theil: 
nahme des Diebftahls ſchuldig, und kann an der geftohle: 
nen Sache eben fo wenig eine Unterfchlagung begehen, als 
der gleiche Theilnehmer eines Diebftahld einen zweiten 
Diebftahl begeht, wenn er die geflohlene Sache wieder aus 
dem Gewahrfam feines Mitfchuldigen entwendet; oder nes 
ben dem verübten Diebftahl noch Unterfchlagung, wenn er 
von Verübung des Diebftahld an in alleinigem Befiß der 
Sache folche Handlungen mit derfelben vornimmt, aus 
welchen die alleinige Aneignung der Sache mit Ausfchluß 
feines Mitfchuldigen hervorgeht. In dem angenommenen 
Falle wird dem Hehler nach den meiften Gefetgebungen 
diefelbe Strafe treffen, wie ven Dieb, weil die urfprüng: 
ih den Begünftiger treffende niederere Strafe durch den vol: 
len angeeigneten Werth der geftohlenen Sache erhöht wird, 
während bie Unterfchlagung nach den meiften Gefeßgebun- 
gen, wenn auch nicht nach der fachfilchen,, einer milderen 
firafrechtlichen Beurtheilung und Strafe unterliegt, als der 
Diebftahl. 
Archiv u. Er. 5. 1862. II, Ot. Q 
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Nach den entwidelten Anfichten, und unter Berück⸗ 
ſichtigung der bei Abfaſſung der Geſetze zu erzielenden Allge⸗ 
meinverſtändlichkeit würde daher das Vergehen der Unter⸗ 
ſchlagung mit ſeinen Abſtufungen von dem größeren zu 
dem geringeren Vergehen ohngefähr folgendergeſtalt zu! faf: 
fen feyn: 

Art. 1. 

Mer eine fremde bewegliche Sache, die er in recht: 
mäßigem Beſitz hat oder in Beſitz zu nehmen befugt war, 
fi) rechtswidrig zueignet, macht fich der Unterfchlagung 
ſchuldig. 

Art. 2. 


Iſt dem Thäter die Sache von dem Berechtigten, oder 
von demjenigen, den er irrthümlich für den Berechtigten 
hielt, übergeben oder die Befugniß zur Befitzergreifung 
ertheilt worden, ſoll er mit ꝛc. 

Art. 3. 

Hat der Thäter in gutem Glauben die Sache als fein 
Eigenthum in Befiß genommen, und er begeht nach Kennt: 
nißnahme von dem wahren Rechtöverhältniß eine Handlung 
ber mwiderrechtlichen Aneignung, fo fol er mit. 


Urt. 4, 


Hatte der Thäter durch das Auffinden verlorener 
Sachen die Befugniß der Befibergreifung erlangt, ober 
war er fonft zufällig in Befiß einer folchen Sache gefom: 
men, fo fol er 

a) wenn er den Berechtigten Fannte, mit ıc. 

b) wenn er den Berechtigten nicht Fannte, mit ıc. 


Art. 5. 

Der Finder eines Schabed oder herrenlofer Sache 
fol, in foweit von demfelben rechtöwidrige Aneignung bed 
Schatzes oder der Sache ftatt finden Fonnte, und ſtatt ge 
funden hat, mit ıc. 


[ 
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Man ift auch hierin in fofern von der Aufftelung 
Hepp's abgewichen, ald dort die ganze zweite Art von 
den 5 aufgeftellten Arten mit den Worten 

„oder fonft auf rechtmäßige Weife ” 

der Unterfchlagung des Anvertrauten hinzugefügt. worden 
ift, während doch die Fälle von diefer Unterfchlagung aus: 
zuſchließen waren, in welchen der Thäter die Sache an: 
fänglich ald Eigenthümer zu empfangen glaubte. Bei 
dem Art. 4 würden jedenfalld die Vorfchriften noch aufzu: 
nehmen feyn, die der Finder einer verlorenen Sache zu 
Ermittelung bes Eigenthümers oder Verlierers zu beobach- 
ten hat, es find jeboch Diefelben nicht auf den Begriff des 
Bergehend, fondern nur auf die Höhe der Strafe von Ein: 
fluß, die man bei Behandlung eines herausgehobenen Ver: 
gehend außer Betracht laffen mußte. Dagegen glaubtman 
von ber Aufftelung der Handlungen, wie fie bei Depp 
ftatt findet, durch welche die rechtöwidrige Aneignung er⸗ 
folgt oder conftatirt feyn fol, abfehen zu müflen, weil dies 
jedenfalls der Unterfuhung und Beurtheilung des einzel: 
nen vorliegenden Straffalles überlaffen bleiben muß. Diefe 
Aufftelung gehört nicht unmittelbar zu der Entwidelung 
des Begriffed der Unterfchlagung, auch dürfte ed nicht räth: 
lich feyn, diefelbe in einem Geſetz aufzunehmen, weil es 
fehwierig feyn würde, alle die Modalitäten umfaflend zu 
beſtimmen, unter welchen bei den einzelnen Arten der Un: 
terfchlagung die rechtswidrige Aneignung flatt findet, oder 
ald ftatt gefunden anzunehmen ift. 

Man fieht nunmehr dem Urtheil der Derren Suriften 
entgegen, ob in dem Vorftehenden der Begriff der Unter: 
ſchlagung richtig aufgefaßt fey, und hofft, im Fall dies 
immer noch nicht gelungen feyn follte, durch die flattge: 
fundene Entwidelung wenigftens etwas zur weiteren Aufs 
klaͤrung diefer Lehre beigetragen zu haben. 
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X, 
Ueber die 
Gränze zwifchen Diebftahl und Selbfthülfe, 
Bon 


Herrn Dr. €. Brahenhoeft, 
Privatdocenten in Heidelberg. 


(Schluß von Nr. VII. des vorigen Heftes.) 
§. 8. 


Entziehung einer Gewerung war alſo ein Erſchwerungs— 
grund. Sie mußte jede Verlegung, auch die gewaltthaͤtige!), 
dem Diebſtahl gleichſtellen, wenn ſie mit Entziehung eines 
beweglichen Gutes verbunden war; und wo dieſe Entzie⸗ 
hung das Mittel der Begehung war, läßt ſich auch hier 
fein Unterfchted zwoifchen Diebftahl und Raub und Selb: 


— 





1) Daß die Gemwaltthätigkeit den Raub vom Diebitahl gefchies 
den, dürfte jedenfalls nur in Beziehung auf die öffentliche 
Strafe (Göſchen a. a. D. ©. 311. 320. 321) anzunehmen 
fenn; da die Verfolgung des geraubten und des geftohlenen 

Gutes ſich immer in derfelben Weife behandelt findet. Viel⸗ 
mehr erfcheint die Unverholenheit der Gutsentziehung in der 
Sphäre des allgemeinen Verkehrs als das Characteriftifche 
des Raubes, fo der Raub am Pfluge: Sächſ. Ldr. II, 13. 
8. 4; das Rauben fremden Holzes oder Grafes zur Tageszeit: 
Gosl. St. b. Göſchen ©. 37 3. 1. 2. Daher die Benens 
nung: Straßenraub. Aber Entziehung von Gut mit Gewalt 
oder Drohung C„landtzwingen”) „geleicht einem Raub”: 
Bamb. St. R. $. 185. Vgl. oben $. 1. Not. 3. 
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huͤlfe denken. Außerdem kann Selbhülfe nur durh Ge 
walt gegen eine Perfon begangen werden. Denn daß ei: 
genmächtige Bemächtigen eines Grundftüdes an fich fonnte 
gar Feine unerlaubte Eelbhülfe feyn, da man dadurch nie: 
manben eine Gewerung entzog?), noch fonft eine Verlegung 
dadurd) begehen Fonnte, wenn nicht eine zerftörende Thä— 
tigkeit, 3. B. Brandfliftung, hinzutrat. Gewalt ge: 
gen eine Perfon mar aber, abgefehen von Notbzucht und 
Entführung, Friedensbruch in der angegebenen Bedeutung 
nur dann, wenn Toͤdtung, Verftümmelung oder Verwun— 
dung von einer gewiffen Bedeutung damit verbunden war?®). 
Außerdem war fie bloße Gewaltthat und nur in fofern $rie: 
densbruch, als fie gegen ein Friedendgebot oder ein $rie- 
densgelöbniß verftieß *). Sie fonnte dann allerdings eine 
Selbhülfe in fich ſchließen, wenn fie den Zweck hatte, die 


2) Denn das Snnchaben eines Grundftüds an fich begrundet 
feinerlei Vortheil für die prozeffualifhe Gemerung. 

3) Berm. Sfp. IH. 4. Diefer Friedbruch erfcheint im Gegen⸗ 
faße des Diebſtahls als eine Art des Friedebrechens, und zwar 
des befondern Friedebrechens in der Kirche, in d. Gosl. St. 
0.0.9. S. 40. 3.9 f. Göſchen a.a.d. ©. 292. 311. faßt 
dieſes Kriedebrechen als den oben im Texte bezeichneten Frie⸗ 
densbruh auf. Darnach erfcheint jener Friedbruch als die 
Gewalt gegen die Perfon. Als Gegenfaß davon fowie vom 
Friedebrechen erfcheint die Verlegung „mit flichten hülff⸗ 
wolde”: Gotl. Stat. a. a. D. ©. 91. 3. 18 ff. Man könnte 
geneigt fenn, darunter Selbhülfe zu verftehen. Allein «6 
fcheint nach dem Zufammenhange darunter nur jede willfürs 
liche Verlegung, mie Nerbalinjurien und bufmwürdiges Pros 
zeffiren verjtanden zu feyn. — 

4) Friedensbruch in diefer Bedeutung ift jede Handlung, die 
einem gemwerten oder gemwerenden Zuſtand mwiderftreitet, fo Wis 
derftand gegen die Ausübung der Pfändungsbefugniß des Grunds 
eigners: Gosl. St. b. Söfhen ©. 22. 3.1 ff., Fortfegung 
eines Baues gegen ein gemwertes Merbot: ebendaf. ©. 23 3. 
36 ff., Verfolgung richterlich aberfannter Anfprüche: ebend. 
©. 26 3. 15 f., Weigerung der Befolgung des richterlichen 
Gebots, einem Gefangenen die Verantwortung vor Gericht 
durch deffen Vorbringen zu ermöglichen: ebend. ©. 44. 3. 
37 ff. Es find dies Contraventionen: meine Grvvdlb. d. v. 
d. R. ©. 5. Mor. 28. 
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Stelle einer gerichtlichen Verfolgung zu vertreten, wie z. B. 
in ver Fehde. Allein da fie dann, fofern fie nicht erlaubt 
war®), immer in einem Friedensbruche gegen einen Ein: 
zelnen ®) beftand, fo ging fie, fufern fie unerlaubt war, 
über die Gränzen der Selbhülfe im römifchen Sinne hin: 
aus. Die zu diefer Selbhülfe erforderliche Meinung und 
Abficht konnte im germanifchen Rechte um deöwillen von 
Feiner rechtlichen Bedeutung feyn, weil ed Feine Herſtel⸗ 
lung der Wirk ſamkeit eines verwirklichten Rech tös 
verbältniffes, fondern nur eine Verwirklichung 
von Zuftänden kannte; und die vömifche Selbhülfe die 
Richtung der Abfiht auf jene erfordert. Daß im römi- 
fhen Rechte jene, im germanifchen Rechte diefe, das Er: 
zeugniß des fubjectiven Rechts war; das zeigt ſich ſchon 
in der Berfchiedenheit der Prozeßform feit der Einführung 
des Sormelverfahrens im römifchen Rechte). Denn wenn 
auch das prätorifche Recht nur Zuftände ſchützte und keine 
Rechtöverhältniffe fchaffen Eonnte®), fo geftaltete fich doch 
überall, wo eine actio und nicht bloß ein interdietum?) 
gegeben wurbe, das Streitverhältniß zu einem einfeitigen. 
Die Einfeitigfeit befteht darin, daß nur Eine Parthei für 


5) Meine Erörter. zu Linde’s Lehrb. d. Proz. ©. 18 ff. 

. 6) Die Heimfuchung, die Störung des Hausfriedens, Die da, wo 
kein eigentliches Friedensbruchverfahren (oben $. 7. Not. 10) 
unterfchieden wird, nur Buße und Wette nach fich zieht (Bamb. 
St. R. $. 193), und an fich fehon ein Brechen des Friedens 
(des Einzelnen) enthält, wird, wenn fie mit gewaltfamem Eins 
dringen in das Haus verbunden ift, da, wo fich jenes Friedens- 
bruchverfahren finder, zu Hals und Hand als Friedbrechen (ges 
gen die Sefammtheit) geftraft: verm. Sfp. IL. pr. 1. 

7) Anders fcheint dies im Legisactionen = Verfahren gemwefen zu 
feyn, wo jede Parthei reus war: Festus v. Reus, 

8) M. Aufl. in der Zeitſchr. f. Eivilr. u. Proz. XVI. Nr. V. 
$. 1. Not. 7. $. 2. Not. 9 ff. mit $. 4. 

9 M. Auff. im Ach. f. civ. Praris XXIV. ©. 199. Not. 4. 
Der Einfluß diefer Abweihung auf das Werfahren wurd 
indeß durch das nachfolgende Judicium wieder befeitigt. 


zwiſchen Diebftahl und Selbſthülfe 245 


bie Heritelung eines pofitiven Reſultats des Prozeſſes als 
Kläger thätig ift;.und das ſetzt voraus, daß fie bereits ein 
Rechtöverhältniß und einen eigentlichen Rechtögegenftand, 
eine res, für fih verwirklicht Hat; wenn auch bei den 
prätorifchen Klagen dad Nechtöverhältniß, das jus, durch 
die Idee eined in bonis esse oder einer honoraria obliga- 
tio erfeßt werben muß), und der Rechtögegenftand nur 
durch die Rechtsidee, z. B. in einem Nußen, vermittelt wirb'1), 
Ganz anders verhält fich dies im germanifchen Prozeffe, 
wo nad Umjtänden biefe oder jene Parthei gewerend han- 
delt, unb zwar der angegriffene Zheil!?), fo daß hier die: 
fer, im römifchen Prozeffe aber der angreifende Theil, das 
pofitive Refultat herftelt 3). Die Selbhülfe aber beab> 
fichtigt ihrem Wefen nad) das pofitive Refultat des Pros 
zefles in gleicher einfeitiger Weife, wie der Prozeß im au: 
Berprogeffualifchen Wege, herzuftellen!*). Diefe Abficht 
fann im germanifchen Rechte von Feiner rechtlichen Be: 
deutung feyn, wenn im Prozefle, eben fo wie außerhalb 


10) M. Auff. in der Zeitfchr. für Civilr. u. Proz. a. a. O. $.3. 
Rot. 8 ff. 


11) So belommt der Nugen ale Gegenftand einer Serpitutens 
berechtigung fein Dafeyn erft durch das Beſtehen des Rechts⸗ 
verhältniffes der Servitut. Daher findet fi denn hier auch 
das NRechtsverhältnig mit dem Gegenftande unter dem Namen 
der res incorporalis identificirt, während umgekehrt der kör⸗ 
perliche Gegenftand des römifchen Eigenthums wiederum gleich 
einem Nechtsverhältniffe als unmittelbarer Beftandtheil des 
Bermögens aufgefaßt wird: m. Identität und Connerität der 
Rechtsverh. ©. 24— 27. Not. 37. 42. 

12) M. Grundl. d. g. d. R. ©, 133. 

13) So ftelt im germanifchen Prozeſſe der angegriffene Beklagte 
durch feinen Eid das pofirive Refultat der Gemwerung, im rös 
mifhen Prozeſſe der angreifende Kläger durch Begründung 
und Beweis der Klage das pofitive NRefultat der Verurthei⸗ 
Yung mit Hülfe des Richters her. 

14) Bom römifhen Standpunkte aus ift es denn auch durchaus 
unrichtig, Handlungen, die ein Nefultat bezwecken, welches 
durch den Prozeß gar nicht erreicht werden kann, wir 4. ©. 
das Duell wegen Beleidigungen, als Selbhülfe zu beraten. 
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deſſelben, nur Zuftände verwirklicht werben; ed fey denn, 
daß ihre Aufführung den Frieden verlegt. Diefe fann aber 
den Frieden des Einzelnen nicht verlegen, wenn fie ihm keine 
Gewerung entzieht"), alfo nicht in ein anderes Verbre: 
chen übergeht. Sie fonnte alfo nur als unmittelbare Ber: 
legung des allgemeinen Friedens flrafbar feyn. Eme Ver: 
letzung diefed Friedens aber, bie nicht durch Verlegung ei: 
nes Sonderfriedend vermittelt würde, erfcheint der ger: 
manifchen Rechtdorganifation fremd. Ä 


8. 9. 


Das beabfichtigte Refultat der Selbhülfe ift daher 
immer mit der rationellen Rechtönorm im Einflange, und 
ein Verbrechen in der eigentlihen Bedeutung, ein Mißver: 
hältniß zu einer. folchen Rechtsnorm, wird durch fie nicht 
hervorgerufen!). Sie fteht aber im Wibderftreite mit bem 
Zwede eines. Zuflandes, und der Träger diefes Zwedes 
ift derjenige Träger eines Sonderwillens, gegen den Die 
Selbhülfe gerichtet if. Denn die Organifation eines rich: 
terlihen Amtes begründet nur eine Pflicht, Recht zu 
zu pflegen, nicht aber eine Berechtigung darauf, daß die 
Uebung bdiefer Pflicht verlangt werde. Der Zweck, ben 
der Richter trägt, ift Fein anderer ald die Abhülfe des Be: 
dürfniſſes der Nechtöpflege, und diefem Zwecke widerſtrei⸗ 
tet ed durchaus nicht, wenn das Bebürfniß der Rechte: 
pflege in anderer Weife befeitigt wird. Der einzelne Traͤ⸗ 
ger eines Sonderwillend erlangt aber durch diefe Organis 
fatton einen befondern fubjectiven Rechtözuftand , vermöge 
deflen er auf die Geltung feined Sonderwillens in der Sphäre 


15) Derjenige, dem das germanifche Recht eine folche Ausführung 
duch Eigenmacht geftattet, befindet fih immer in einem ihr 
entfprechenden gewerenden Zuftande, der auch bei der Pfäns 
dung wegen Forderung durch die Schuldurfunde gegeben if. 


1) Dben $. 2. Not. 2. 3. 


zwifchen Diebftahl und Selbſthülfe. 247 


biefed Rechtözuftandes eine Berechtigung hat, fo lange ber 
Kichterfpruch fie ihm nicht entzieht. ‚Gegen diefen Rechts» 
zuftand.ift die Selbhülfe eine Contravention?), und 
bie Strafe der Selbhülfe ift ein Mittel der Verwirklichung 
diefes Zuflandes. Denn der Zuftand empfängt feine Wirk: 
lichkeit nicht Durch dierationale Rechtsnorm, wie das Rechts: 
verhältniß, fondern durch Die Folgen, welche die Vereite: 
lung feines Zweckes ald ein Aequivalent der Verwirklichung 
des Zuſtandes hervorruft?). Die Bedeutung eines folden 
Aequivalents tft dad Merkmal der Privatitrafe, welches fie 
von ber Öffentlichen Strafe, dem Mittel der Reaction des 
Rechtözuftandes gegen die Urfachen von Mißverhältniffen zur 
Rechtsnorm unterſcheidet“). in befonderer fubjectiver 
Rechtszuſtand?) iſt der Fiscus; und fo wie man die Handlun: 
gen, welche zum Zwecke feiner Verwirklichung mit Strafen be: 
droht find, ald Gontraventionen bezeichnet, fo rechtfertigt 
die Gleichartigkeit der ftrafbaren Handlungen, welche dem 
befondern fubjectiven Rechtözuftande der Bürger, der ci- 
vesin der römifchen Bedeutung, zuwider find, den gleichen 
Namen für fi. In diefe Categorie gehört jedes Privat: 
delict, und demnach auch das römifche furtum. Der Ein 
fluß der Zuftändigfeit einer actio aus dem Delicte geftal: 
tet aber deſſen Folgen zu einem verwirflichten Rechtöver: 
bältnifje, der Delictsobligation 6), wodurch dad Strafgebot 
oder Berbot auf den Standpunkt einer rationalen Rechts: 
norm geftelt, und die DelictSobligation, in der heut zu 
Tage gangbaren Auffaffung, gleich einer öffentlichen Strafe, 


2) Dben $. 2. Not. 4. 

2) M. Srundl. d. g. d. R. ©. 45. 

4) Dief. Arch. Jahrg. 1847. ©. 58. 

5) Wie jede moralifche Perfon: m. Identität ©. 134. Not. 5°. 

6) Nemlich der pönalen. Der ſ. 9. Feiperfeeutortfä Auslporuk 
gehört nicht hierher. 


‘ 
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dad Product eines Mißverhältnifjes zur Rechtönorm wird”). 
So entfteht ein mittelbared Verbrechen, welches man 
ald Vergehen unterfcheiden kann. Beim furtum hat 
indeß das römifche Recht auch noch im Formelverfahren den 
Character der Gontravention aufrecht erhalten®), und beim 
damnum injuria datum eine $orm gewählt, die die actio 
zu einem Erecutiondantrage geftaltet, und damit die Aus: 
bildung eined Rechtöverhältniffes umgeht ?). 


$. 10. 


Nach der Geftaltung des germanifhen Rechts hat 
indeß jedes Verbrechen den Character der Contravention, 
und das Verbrechen erzeugt nur mittelbar ein Mißverhält: 
niß zur rationalen Rechtönorm in fofern, ald deren Verwirk⸗ 
lichung der Zweck des allgemeinen Nechtözuftandes, bes 
Friedens ift!). Der unmittelbare Character bed Berbre: 
hen ift nur Friedensbruch, und der unmittelbare Character 


7) Es ift diefe Rechtsnorm indeß auch bei den öffentlichen Ver⸗ 
brechen keinesweges immer ein Product eines rein vationellen 
Principes, fondern vielmehr häufig ein Product der pofitiv cis 
vilen Sefeggebung: m. Grundl. d. g. d. R. ©. 20. Und bei 
der Privatdelictsobligation iſt es eben nur die Auffaffang der 
vermöge derfelben vorzunehmenden Leiftung als eines Rechts⸗ 
gegenflandes, die durch die Zuftändigfeit der actio auf ein 
dare oder facere geboten wird, was dem Verbote der Bers 
legung die Eigenfchaft einer eigentlichen Rechtsnorm beilegt. 
Denn ein Rechtsgegenftand fegt immer ein Rechtsverhältmiß 
voraus, und die Norm, welche ein Rechtsverhältniß erzeugt 
und nicht bloß aus einem Zuftande entfpringt, hat eben das 
bucdh die Geltung einer rationalen Rechtsnorm: ebend. mit 


8) In der Formel: pro fure damnum decidere oportere: 
Gaj. J. IV. 37, 

9) Zn der Formel: dare damuas esto: L. 2. pr. D. ad leg. 
Aquil, 9. 2. 

1) Da diefer Zuftand nothwendig eine ungeregelte Gewalt aus 
ſchließt, alfo ein geregelter Zuftand ift, fo muß irgend eine Norm 
verwirklicht werden durch die Folgen welche er hervorbringt, 
wenn auch in feiner Geftaltung felber eine folche Verwirkli⸗ 
chung noch nicht gegeben ift. 


x 
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ber Strafe nur Mittel der Verwirklichung des Zuftanbes 
des Friedens Durch eine deflen Verletzung aufhebende Süh⸗ 
ne2). Sie befteht urfprünglich (denn die Rache ift nicht 
ihr urfprüngliches Element fondern nur ihr gefchichtlicher 
Vorläufer) in einer Leiftung an ben Träger des Friedens 
für die Verlegung feiner Friedensträgerfchaft?), und ges 
winnt den reagirenden Character der öffentlichen Strafe 
erft dann, als fie nicht mehr durch die Idee der drohenden 
Rache, welche abzuwenden fie beftimmt ift?), fondern 
durch den unmittelbaren Eingriff einer obrigfeitlichen Macht 
in ben Sonderzuftand des Urheberd der That verwirklicht 
wirb®), Und fo lange das volksthümliche germanifche 
Strafverfahren fich erhielt, war fie nur die vollendende Folge 
der Reaction, die mittelft des Strafverfahrend geübt wurde, 
Das Strafverfahren entzog dem Angeklagten duch Eid 
und Eibeshülfe®), oder durch Zweifampf oder eigentliche 
Sottedurtheil?), oder aber in Folge ded Mangels einer eid⸗ 
lihen Gewerung von feiner Seite®), die Gewerung gegen 
bie Anwendung der Strafe”). Das Schuldigfprechen der 
Schöffen war ein Aufgeben des Angefchuldigten von Sei: 
ten feiner Senofien , welches ihn ihrer genoflenfchaftlichen 
Sewerung gegen die Anwendung der Strafe beraubte und 


2) Das Zredum dient zur Vervollftändigung der Wirfung der 
Emende: m. Grundl. d. g. d. R. ©. 103. Not. 52. 


3) Zredum und Bann wird dem Könige wegen der Verlegung 
feines Rechts gezahlt: ebend. ©. 104. Not. 59. 


4) Ebendaſ. ©. 103. Not. 52. 

5) M. Erörter. z. Linde ©. 109. 

6 Dben $. 7. Not. 11. 

N 96. 6. 7. Not. 10; m. Grundl. d. 9. d. R. ©. 137. 
8 Ob. 6. 7. Not. 13 0. €. 


9%) Wenn er fle nicht noch durch Geld bewirken kann; was ein 
allgemeines Recht der Kriefen war, und auch fonft von dem 
Zräger der obrigfeitlichen Gewalt häufig bewilligt werden 
konnte. 
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ihn .derfelben preisgab."%), In der Geftaltung, welche 
hier dad Verbrechen annimmt, geht der innere Unterfchied 
zwifchen Verbrechen, beziehungsweife Vergehen und Eon: 
travention verloren). Er hätte alfo au dann, wenn 
das germanifche Recht überall eine Selbhülfe zu einer be 
fondern Verlegung qualificiren fönnen, feine Scheidung 
zwifchen ihr und den übrigen Verbrechen zu ziehen vers 
mogt. Und wenn die richterlihe Macht im germanifchen 
Rechtözuftande ein Beftandtheil der Trägerfchaft des Frier 
dens ift, fo liegt in der Verlegung der auf ihre Organifa- 
tion. gegründeten Berechtigung auch eine Verlegung der 
Trägerfchaft de3 Friedens, und Selbhülfe tritt in die Cate⸗ 
gorie der Verbrechen !?). Diejenigen Gefeßgebungen, welche 
die Selbhülfe als Vergehen gegen die richterliche Gewalt 
auffaffen ?3), haben fie demnach germanifirtt. Sie haben 
indeß in fofern einen Verſtoß gegen die germanifche Rechts⸗ 
organifation dabei begangen, daß fie in ihr einen Bruch 
des allgemeinen Friedens ohne den Bruch eines Sonvder: 
friedens gefeßt haben. Die Stelle des le&tern wird indeß 
durch die in der römischen Selbhülfe liegende analoge Ber: 
legung des Sonderzuftandes erfeßt. Und fie haben auch 
der Selbhülfe nicht etwa den germanifchen Diebftahl, der 
fie abforbiren würde, zur Seite geftellt, fondern den römi: 
fhen mit dem Erforderniffe des animus lucri faciendi!*); 
Jedoch hat diefer Diebftahl durch Die Doctrin eine Germa: 


— 





10) Die Gemwerung der freien Gerichtsgemeinde (m. Grundl. d. 
9. d. R. ©. 10. 27. 70. 80) wird ihm entzogen; mögen ihm 
nun die Eideshelfer fehlen, mögen Gefchworne oder, mögen 
Schöffen ihn fchuldig fprehen. Er ift ein: armer Mann; 
ein: armer Sünder. 

11) Daher die äußeren Unterfcheidungen (ob. $. 7. Not. 10), di 
in anderer Geftalt fich auch in neueren Geſetzen finden. 

12) Im germanifhen Sinne: oben Not. 1 ff. Philoſophiſche 
Strafrehtstheorten können hier übergangen werden. 

13) Ob. $. 2. Not. 4. 


14) Ob. $. 2. Not. 6. 7. 
V 
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nifirung erlitten, die dad Erforderniß der Entziehung einer 
Detention an die Stelle der Entziehung einer germanifchen 
Gewerung geſetzt hat!?). Obgleich die Unterfcheidung 
zioifchen dem animus lucri faciendi und den animus rem 
sibi habendi getrübt erfcheint ?8), fo wird doch die Unter: 
fheidung zwifchen Vorhandenfeyn und zwifchen Mangel 
der Meinung, die Wirkfamkfeit eines verwirklichten 
Rechts durch die Verwirklichung jenes animus herjuftellen, 
Dadurch nicht aufgehoben. Sie bildet daher die innere 
Begränzung zwifchen Selbhülfe und Diebftahl. 


15) Indem man den Detentor des Diebflahls unfähig erklärte. 
16) Oben $. 2. Rot. 6. $. 1. Not. 4. 


Xu. 


Weber 


die Verfegung in AnElageftand bei fchweren 
Verbrechen. 


Bon 
Herın Dr. Jul. Slafer 


in Wien. 


(Schluß von Nr. VI des vorigen Heftes). 
$. 4. 


In Frankreich find die Gefchäfte zur Einleitung des 
eigentlichen Proceffes, die in Schottland dem Kronanwalt, 
in England dem Ankläger unter Mitwirfung der Grand 
Jury zuftehen, auf eine ganz eigenthümliche Weife verteilt, 
und diefe Bertheilung ift auch im Wefentlichen auf diejeni- 
gen Staaten des Continents übergegangen, welche Schwurs 
gerichte befißen ; einzelne Veränderungen, zum Theil redht 
danfenswerthe Verbeflerungen, haben bald in diefem, bald 
in jenem diefer Staaten Eingang gefunden — im Wefent: 
lichen ift das Syſtem überall daffelbe geblieben und wir 
halten uns der Kürze halber bloß an das vom franzöfifchen 
Code d’Instruction geregelte Verfahren. Daß wir bie 
Syſtem wegen der Nähe der Dertlichkeiten, in denen ed 9% 
bandhabt wird, nicht naher auseinanderfegen müffen, er 
leichtert uns unfere Aufgabe weſentlich; denn es ift nicht 
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leicht, zufammenhängend darzuftellen, was eben aller Eins 
beit, allen Zuſammenhanges entbehrt, oder was noch Ar: 
ger, wo zufammenhängt, was getrennt fein follte, und ge: 
trennt iſt, was eins zu ſeyn beftimmt war. Wir fehen 
bier den Richter zum Ankläger werden, und den Ankläger 
mit richterlicder Gewalt auögeftattet — die Parthei ihren 
Brillen über den Des Richters erhebend ;wir fehen, wie dem An: 
geſchuldigten zum Nachtheile gereicht, was dem Anfchein nach 
zu feinem Schuße eingefegt wurde, und wie feine Haft 
verlängert wird durch eine Einrichtung, die bie einzige Be⸗ 
flimmung bat, ihn früher der Freiheit wiederzugeben. 
Der Code d’Instruction unterfcheidet zwei Haupt: 
abtheilungen bed Verfahrens; er bezeichnet die erfte als 
die vorläufige Unterſuchung, die zweite als die Hauptun: 
terfuhung. Nun ift aber factifch gerade jene angebliche 
Borunterfuhung die wefentliche, die eigentliche Unterfu- 
chung; von ihrem Gange, von ihrenErgebniffen hängt vorzugs⸗ 
weiſe das Schickſal des Angeklagten ab; Alles, was nachher ge⸗ 
ſchieht, iſt in der Regel nur eine Wiedervorführung, allenfalls 
eine Wiederbearbeitung des früher bereits Gewonnenen; nur 
ſcheint man — da in jener Vorunterſuchung Alles fo ge: 
flaltet ift, daß die Anklage möglichft im Vortheile, der Ans 
geklagte im Nachtheil fich befindet — jet, wo der Öegenpar: 
thei der ganze bereitö gewonnene Borfprung gefichert ift, 
dem Angeklagten einige „Chancen des Entrinnens” laſſen 
m wollen. Indeß geht dies noch immer nicht fo weit, daß 
anzunehmen wäre, es fländen zwei Paıtheien vor einem 
unpartheiifchen Richter, denn der procureur general, del: 
len Unterbeamte und Stellvertreter, die zur Verfolgung des 
Berbrechens aufgeftellten Beamteten werden nicht als Par: 
thei vom Richter behandelt. In der Vorunterfuchung fteht 
ber Richter unter der Ueberwachung des Anklägers; bie 
Auffuhung von Beweismitteln ift in der Regel Aufgabe 
bed Richter; dafür kann der Ankläger unter gewiſſen Ber 
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dingungen — aber freilich hat erzu beurtbeilen, ob biefe er: 
füllt find — das Redyt des Richters, über den Angeklagten 
zu verfügen und aufgefundene Beweismittel felbit zu con: 
ftatiren, in Anfprucdy nehmen; — tod das iſt ed nicht, 
womit wir uns hier zu befchäftigen haben. Gehen wir 
einen Schritt weiter: der unter Aufjicht des Generalprocu: 
ratord handelnde Richter findet endlich, daß die Borunter: 
fuhung, während weldyer der Angefchuldigte vertheidt: 
gungslos, faſt möchten wir fagen, rechtlos in feinen Händen 
fi befand, lange genug gewährt habe; (— e8 hängt nur 
von feinem Srmeflen ab, fie zu verlängern) — unb ed 
handelt fich jebt darum, zu beflimmen, wad eigentlich 
mit dem Berhafteten gefchehen folle. Ein Antrag des an- 
Elagenden Beamteten wird nicht für nöthig gehalten, es wird 
nicht etwa ihm anheimgegeben, ob er anflagen wolle oder 
nicht, man giebt ihm bloß Gelegenheit feine Anficht dar: 
zulegen, wenn er will; — ber Unterfuchungsrichter theilt 
ben Vortrag, den er zweien feiner Gollegen erftattet, Dem 
Staatsanwalt vorher mit. Das Collegium hat (wo ed 
ſich um ſchwere, vor die Affifen gehörige Verbrechen han: 
belt) nicht darüber zu entfcheiden, ob der Anklage der 
Staatsanwaltſchaft flatt zu geben fey, noch darüber, 
ob der Angeklagte, auch ohne daß ein Anfläger dies 
fordert, vor Gericht geftellt werden folle; es hat bloß zu 
beflimmen, ob eine weitere Berathung ber Frage 
flattfinden folle, ob der Angeflagte vor die Affifen zu ftels 
len fey oder nicht. Die Berathungen und Befchlüffe die 
ſes Collegiums bieten nun folgende Eventualitäten dar: 

1) Sämmtliche Richter finden, daß Fein Grund zur 
Fortſetzung des Verfahrens vorliege, und verfügen die Frei 
laffung des Angefchuldigten. Ob diefe Entfcheidung eine 
practifche Bedeutung haben fol oder nicht, wird einfad 
davon abhängen, ob der Staatsanwalt damit einverftan- 
den iſt. Iſt dies nicht der Fall, fo kommt die Sache im 
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Wege der Berufung (par voie d’opposition) vor die An⸗ 
klagekammer, die aud eigener Macht die Ergänzung ber 
Borunterfuhung oder die Verweifung des Angeklagten 
vor die Affifen jederzeit verfügen kann. 

2) Es findet fi im Collegium ein Richter, der die 
Vorlage der Sache vor die Anklagefammer für geboten 
hält; d. h. die Majorität der Richter findet, Daß zu mei: 
terer Verfolgung fein Grund vorliege. Gleichviel, ob die 
Staatsanwaltfchaft damit einverftanden ift oder nicht 3”), 
wird in diefem Falle die Anklage aufrecht erhalten, was 
felbftverftändlich au) dann der Kal ift, wenn die Ma: 
jorität für die Anklage ifl. 

3) Das Collegium findet die Ergänzung der Bor: 
unterfuchung räthlich; in diefem Falle wird diefe, ebenfalls 
ohne daß der Wunſch der Staatsanwaltichaft in Betracht 
zu ziehen wäre, angeordnet. 

Es ift alfo in einem hoͤchſt unmahrfcheinlichen Falle 
möglich, daß die Entfcheidung der Rathskammer zu Gun: 
ften des Angefchuldigten ausfalle: wenn nämlich alle Rich: 
ter und derStaatsanwalt für Aufhebung der Unterfuchung 
find, wobei in Betracht fommt, daß in Bezug auf die 
Anzahl der Richter zwar ein Minimum, aber fein Mari: 
mum gefeglich fefigeftellt ift, und daß der Unterfuchungs: 
richter,, deflen Vortrag die Bafid der Berathungen bildet, 
der Rathöfammer immer angehören muß. — In dem 
Sal, wo der Unterſuchungsrichter für die Erhebung der 
Anklage iſt, ſowie, wenn der Staatsanwalt in ſeinen 
Concluſionen dieſe Anſicht entwickelt — iſt eigentlich jede 
weiter Betrachtung der Rathskammer (ſofern ſie nicht etwa 





=) Eine Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 25. Sep⸗ 
tember 1824 erklärt: qu'il (le ministere public) doit 
avoit connaissance (de la proc&dure) après que l’instruc- 
tion est termiude, avant qu’il soit statu& par la chambre 
da conseil sur Pafaire iustruite; mais que ces formalit&s 
remplies; cette chambre est pleinement saisie et peut pra- 
noncer-ce quelle juge dire bon... . 


Irdio d. Er. A. 1852. I. Et. R 
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terwerfen. Bon der richtenden Unflagefammer müßten 
demzufolge der Generalprocurator mit feinem Anfpruche auf 
die Zulaflung feiner Anklage, auf der andern Seite der 
Angefchuldigte mit der Forderung diefe Anklage abzumeifen, 
fie für unerheblich zu erklären auftreten; der Gerichtöhof, 
zwijchen beiden Parteien ftehend, hätte die Entfcheidung 
zu fällen. Es wäre died eine Berhandlung, ganz analog 
dem fchattifchen, Dem Interlocutor of Relevancy vorange: 
henden Verfahren, ganz entfprechend den Grundfäßen des 
Accufationsprocefled. Das Verfahren vor der franzöfifchen 
Antlagefammer ift aber ein wefentlich anderes. — Wir 
wollen nicht darauf hinweifen, daß der Generalprocurator 
perfönlich vor den Richtern erfcheint und daß die unter fei- 
nem Einflufle entflandenen Borunterfuchungacten die ein: 
zige Grundlage ber Verhandlung bilden; daß der Ange 
ſchuldigte nicht perfönlich zugegen ift, und bloß ein Me- 
moire einreichen kann, das, in fehr Furzer Zeit vollendet, 
oft nicht einmal auf Grundlage der Acten entworfen iſt ?®) 
und das jedenfalld den Anträgen des Generalprocuratord 
nicht entgegentreten kann, weil diefe dem Angefchuldigten 
nicht mitgetheilt werden; — daß alfo von zwei gleichbe: 
rechtigten Parteien auch hier nicht zu reden ifl. Aber die 
Anflagefammern haben nicht darüber zu entfcheiden, ob 
eine ihnen vorgelegte beftimmte Anklage begründet oder un: 
begründet ift; fie haben nur einen Vortrag des Seneral: 
procuratord und defjen Anträge anzuhören, und nach Ab: 


38) Nach franzöftfchem Gerichtsgebrauch hängt die Mittheilung ber 
Arten vom Ermeffen des Generalprocurators ab. Attenda gue 
si les procureurs generaux ont la faculte de permettre la 

communication des proc&dures criminelles, soit pour faclli- 

. ter la confection des m&moires dont parler l’article 217, 
c’est & eux de juger si cette communication officieuse 
peut se faire sans inconvenient et que lorsq’ils vroiert 
devoir larefuser, il n’appartient pas à la chambre d’acca-' 
sation de l’ordonner etc. ... Arr&t de la Cour Royale 
de Poitiers du 3, janv. 1832, 
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lefung fämmtlicher Proceßacten (art. 218 und 22% des 
Code d’Instruction criminelle) ganz ohne Rückſicht 
aufdie Anträge desAnflägerd,chne Rückſicht 
darauf, obder Angefchuldigte dDiefem entge: 
gentritt oder nicht, zu unterfuchen, ob gegen lebte: 
ven „Beweiſe oder Anzeigen einer durch das Geſetz als Ber: 
brechen bezeichneten Handlung vorliegen; und ob diefe Be: 
weife ober Anzeigen ſchwer genug find, um die Berfeßung 
in den Anklageſtand ausfprehen zu können“ (art. 221). 
Die Anklagefammer ift alfo nur darauf angewiefen, die 
unmaßgeblihe Meinung des Anklägers anzuhören, und 
kann dann ganz, ohne im geringften auf diefe Rüdficht zu 
nehmen, verfügen, was ihr. gut dünkt. Der Verzicht 
des Angeſchuldigten auf Beftreitung der Erheblichkeit der 
Anflage, der Antrag des Anklägers auf Entlaflung des 
Angeklagten würden gleich wirkungslos bleiben. Sie kann 
endlich aud den Acten Zhatfachen, die beide Parteien un: 
beachtet ließen, hervorheben, ja felbft neue Unterfuchungen 
anordnen, und nun den Angeklagten wegen einer Hand: 
lung, bie fie erft bezeichnet, unter der Sanction eines erft 
von ihr anzuführenden Strafgefeßes vor bie Affifen weifen. 
Die Anklage, wie immer fie geftaltet feyn möge, gebt 
demnach erft von der Anklagekammer aus, fie liegt nicht in 
den Requifitionen des Staatdanmalts, fondern im Verwei⸗ 
fungserfenntniffe, das beitimmt ift, die Grundlage der An: 
Hagefchrift, des öffentlichen Beweisverfahrens und des Ge: 
ſchwornenausſpruchs zu werden. Die Anklagefammer führt 
alfo felbft die Anklage: fie ift Partei und nicht richterliche 
Behörde. Man wende nicht ein: daßja die Anklagefam: 
mer den Angefchuldigten von der Anklage auch entbinden 
könne; follte dies die Parteilofigfeit der Anklagefammer 
beweifen, fo müßte der fchottifche Lord- Advocate für 
einen Richter gelten Eönnen. Eben weil fie dad Recht hat, 
anzuflagen, hat jie auch das Recht, die Anklage zu unter: 
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laffen. — Wenn ferner gegen die Entſcheidung der Ankla⸗ 
gefammer bie Nichtigfeitöbefchwerde eingelegt werden kann, 
fo beweift dies nicht, daß fie richterlihe Zunctionen übe, 
fondern baß ber franzöfifche Gefeßgeber ihr folche zu übertra- 
gen meinte. — Damit aber, daß einer Gerichtöbehörde das 
Recht zuerkannt wurde, Anflagen zu erheben, wurde dem 
öffentlichen Ankläger diefes Recht nicht ganz aus den Häns 
den genommen; er entwirft auf Grundlage ded Verwei⸗ 
fungserfenntniffes die Anklagefchrift, er findet in der Bor: 
unterfuchung die Beweife für eine Behauptung, die gar 
nicht von ihmausgeht; er führt die Anklage vor bem 
Affifenhofe, wo er zum Erfaße für die Schmälerung feiner 
Rechte ald Ankläger einiger richterlichen Rechte genießt; 
er Fann übrigens dort die Anklage mwenigftend indirec fal: 
len laflen,, fobald ihm dies angemeffen erfcheint. 

Es fönnte indeß wenigftens fcheinen, daß dieſe Ver⸗ 
längerung ded Accufationsprinciped dem Angellagten zu 
Statten fomme, da nun nicht von einem einzelnen ab: 
hängigen Beamteten, fondern von einem Collegium von 
Richtern darüber entfchieden wird, ob er vor Gericht zu 
ftellen fey oder nicht? Es drängt ſich aber zunächſt die Be 
merfung auf, daß bei der jekigen Seftaltung des franzd: 
fiihen Proceſſes, für die Erhebung der Anklage Niemand 
auch nur moralifch verantwortlich gemacht werden kann; 
ber Staatsanwalt beim Unterfuchungsgericht wird durch 
die Rathöfammer gewiffermaßen verdedt; der Generalpre 
curator ftelt der Anflagefammer nur unmaßgebliche An: 
träge; — die Anklage felbft liegt in dem von diefem Ans 
trage ganz unabhängigen Verweifungserfenntniffe, bei dei 
fen Erlafjung die Majorität entfchied, für das alfo kein 
Einzelner verantwortlich wird, weil fein Votum nicht be 
kannt wird. Die Durchführung der Anklage vor den Aſſi⸗ 
fen fällt nur felten demjenigen Beamteten zu, der auf die 
Anklagekammer wenigſtens berathenden Einfluß übte, alſo 
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Jemand, bem die Sache bisher vollkommen fremd blieb, 
und ber berufen wird, eine fremde Anficht zu verfechten. 
Keiner aljo, der auf die Berweifung bed Angeklagten einen 
Einfluß zu üben hat, wird dabei von dem Gedanken in 
Schranken gehalten, der bem fehottifchen Staatsanwalt 
Mäpigung aufzwingt, von dem Gedanken, daß er genöthigt 
feyn werde, die einmal aufgeftellte Anficht öffentlich zu ver 
fechten; im Gegentheil beruhigt fich das Gewiſſen jedes 
Einzelnen fehr leicht dabei, daß er über den Angefchuldig- 
ten nicht allein und nichts Definitives beftimmt, daß man 
ihn ja nur vor bie Affifen weife, wo er ja, unfchuldig, 
nothwenbig freigefprochen werden muß. 

In der That wird wohl kaum Semand behaupten wol: 
ten, es biete die Anflagefammer dem Angeklagten mehr 
Garantie, ald der Affifenhof, und es wäre denkbar, daß 
Semand nad Öffentlicher, mündlicher Verhandlung von den 
immer minder argwöhnifchen Gefchwornen für fehuldig er: 
klärt werben könnte, ben rechtögelehrte Richter, die, bloß 
auf Acten geſtützt, nach Anhörung des Anklägers allein 
entfcheiden und die ſchon mit bloßen Verdachtögründen fich 
begnügen bürfen, für anflagefrei erklärt haben würden, 
Es kann alfo der Vortheil, den die Berathung ber Ankla⸗ 
gefammer dem Angefchuldigten gewährt, nur darin beſte⸗ 
ben, daß fie dem Unfchuldigen die Haftzeit Fürzt und die 
Unnannehmlichkeiten der Hauptverhandlung erfpart. — 
Bas nun erfteren Punkt betrifft, fo ift allerdings nicht zu 
läugnen, daB unter gewifjen Umftänden durch den Aus: 
(pruch der Antlagefammer der Angefchuldigte um faft drei 
Momente früher dem Kerker entkommt, als wenn er erſt 
durch den Ausſpruch der Jury befreit würde. Es ift aber 
doch auch zunächft nicht zu überſehen, daß ein fo betrachtli: 
her Zeitraum nur felten gewonnen würde; ed ift dieſes nam: 
lich nur dann der Fall, wenn während oder unmittelbar 
nach dem Schluß einer Alfife die Acten an den Senerolgte: 
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curator gelangen. In diefem Fall müßte der Angeſchul⸗ 

digte bis zur nächften Affife im Gefängniß bleiben, fofern 
ihn die Anklagefammer nicht losfpräche. Indeß dürfte auch 
hier ein meift nicht unbeträchtlicher Zeitraum verfließen,ehe der 
Beſchluß der Anklagefammer vollzogen werden fann. Der 
Generalprocurator wird nämlich (art. 217 des Code d’In- 
struction) allerdings verpflichtet, „innerhalb fünf Tagen 
nach Empfang ber Acten die Sache in Stand zu ſetzen“ (de 
mettre l’affaire en etat) und in zehn Zagen den Bericht 
an die Anklagefammer zu erftatten: und diefe hat innerhalb 
drei Tagen zu entſcheiden. Wenn alfo der Generalprocu: 
rator nicht die Nichtigkeitöbefchwerde gegen das freifpres 
chende Erkenntniß der Anklagefammer einlegen zu müflen 
glaubt; — in diefem Falle geht natürlich faft der ganze 
gemonnene Zeitraum wieder verloren —; fo fann etwa 
14 Tage nach dem Eintreffen der Acten am Sitze ber An: 
Elagefammer dem Angefchuldigten feine Entlaffung ange: 
kündigt werden. Allein ed darf nicht überfehen werden, 
daß das Gefeß dem Generalprocurator und dem Präfiden: 
ten der Anflagefammer zwar obige Friften auferlegt, aber 
auf die Nichteinhaltung derfelben Feine Straffanction fest 8). 
Sie fliehen als pia desideria im Gefeßbuche und nicht etwa 
in Kolge eined Verſehens des Geſetzgebers; im Gegen: 
theile wurde mit vollen Bewußtſeyn abfichtlich die Straf: 
fanction weggelaflen, damit der Generalprocurator nicht 
gar zu fehr bedrängt werde; es machte dies bei der Bera⸗ 
thung im Staatörath der Sectionsvorftand Faure aub 

drüdlich ald einen Vorzug des Entwurfes geltend; aus 

eben diefem Grunde wurden aus art. 212 des. Entwurfeb 

(der dem jegigen art. 217 entfpricht) vor den Worten: „dans 

cing jours” die Worfe: „sous saresponsabilite” auf Graf 


39) ®gl. Berenger: de la justice criminelle en France. 
(Jan. 1818.) p. 415. 
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Boulay’s Vorfchlag geftrihen, und fomit ausdrücklich der 
Seneralprocurator aller Verantwortung für die Verzöge⸗ 
zung entbunden*). Die ganze Friftbeftimmung befteht 
alfo factifh nur zum Nachtheil des Angefchuldigten, def: 
fen Bertheidigungsfchrift nur beachtet wird, wenn fie recht: 
zeitig eingebracht wurde. — Wann das Arret der Ankla⸗ 
getammer dem Angefchuldigten angefündiget werden müfle, 
ift im Gefeße auch nicht geſagt; es können fomit auch hier, 
befonderd bei größerer Entfernung der Dertlichkeiten, mehrere 
Tage verflreichen, ehe dad Entbindungderkenntniß dem Ber: 
hafteten wirklich zu Gute kommt. Selten wird alfo diefer 
auch nur 2 Monate durch das Snflitut gewinnen. — Un: 
terfuchen wir aber jebt, was für Vortheile er diefen 2 Mo: 
naten der Freiheit opfern muß. Es ift wahr, was fchon 
oben als ebenfalls für die Inftitution der Anflagefammern 
fprechend erwähnt wurde, es ift wahr, daß die öffentliche 
Verhandlung vor dem Alfifenhofe den Angeklagten, befon: 
ders in Frankreich, in höchft peinliche Lage verfegt. Abge: 
fehen von der Qual ängftlicher Erwartung, fieht der Ange: 
klagte fich genöthigt, öffentlic von Gensd’armen umgeben, 
auf der Bank Platz zu nehmen, die aber: und abermals im 
emphatifchen Style franzöfifcher Plaidoyers „die Banf der 
Diebe und der Mörder” genannt wurde; er wirb in ber 
Anklagefchrift und in dem Verhör, dem er fich unterziehen 
muß, vom Staatsanwalt und Präfidenten nichtö weniger als 
fanft und liebevoll behandelt; auch die Zeugenvernehmun- 
gen und das Plaidoyer bieten manches Herbe, Zum Theil 
ließe fi) da wohl noch Manchem abhelfen; was aber für 
den Angelchuldigten das Wefentliche ift, beftcht Doch darin, 
daß ber Wahrſpruch der Jury, die ihn freifpricht, ihn für 
immer willfürlicher Werfolgung entzieht, während das 





40) &. Loere: Legislation civile et crimincelle de la France. 
Vol. V. pag. 422. 
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fungserfenntnifles wird der Angeklagte in das Gefängniß 
des Affifenhofed abgeführt, und bekanntlich iſt erft Damit 
entfchieben, daß feine Sache in der nädhften Schwurgerichts- 
figung erledigt werden muß. Da alfo weder vor noch nad) 
ber Zeit der Verhandlungen vor der Anklagefammer der 
Haft des Angeklagten eine gefegliche Grenze geftedt ift, 
Fann diefed Verfahren dem vor die Aſſiſen Gewiefenen Fei: 
nerlet Garantieen gegen willfürliche Sefthaltung im Ge— 
fängniffe gewähren, felbft wenn der Generalprocurator 
aus eigener Bewegung den ihm für daflelbe geftechten Ter: 
min firenge einhält. Selbft wenn diefer fich noch fo fehr 
beeilt, ift ja für den vor die Affifen Gewiefenen die ganze 
Zeit der Verhandlung vor der Anklagefammer eine ver: 
lorne — eine fürihn nüßlihe Verlängerung 
feiner Haft, und zwar eine Verlängerung, die unter Um- 
ftänden fehr beträchtlich werden kann (wenn z. B. bie Ordon— 
nanz der Rathskammer kurz vor der Eröffnungeiner Schwur⸗ 
gerichtsſitzung erlaffen wird), 

Es bleibt ung jegt nur noch eine Seite der Thätig: 
‚keit der Anklagekammer zu betrachten übrig: die juriftifche 
Bezeichnung der dem Angeklagten zur Laft gelegten That 
und die Gompetenzbeflimmung. Was die legtere betrifft, 
fo hängt fie bekanntlich in Frankreich (befonders feit Auf: 
hebung der Specialgerichte) unbedingt von der Bezeichnung 
des Strafgefeßed ab, unter welches die ftrafbare Handlung 
fallen fol, fo daß fie fih, wie dieſes richtig bezeichnet'ifl, 
mit mathematifcher Gewißheit ergiebt; hiezu alfo.hätte es 
gewiß der Einfeßung eines befondern Gerichtes nicht be 
durft. Zur Beantwortung der Frage: ob ein Verbre⸗ 
chen in der vom Angefchuldigten angeblich begangenen Hand⸗ 
lung liege, und welches diefes Verbrechen fey, — ſchei⸗ 
nen und allerdings Richter beſſer geeignet, als die englifchen 
UAnklagegefhwornen. Allein entweder fol durch den hier: 
auf bezüglichen Ausſpruch der Anklagelammer definitiv 
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etwas feitgeftellt werden, oder er hat bloß die Beſtimmung, 
die Anklage vor Verirrungen zu [hügen. Heißt es nun 
aber nicht die Vorſicht gar zu weit. treiben, wenn ein 
fo hoch geftelter Beamteter, wie ber Generalprocurator, 
der Inhaber einer Stelle, bei deren Ausfüllung die Ne: 
gierung unter den beften Suriften wählen kann, wenn die: 
fer noch unter Vormundfchaft geftelt wird ? Zum minde: 
ften alfo liegt in biefer Verwendung der Anflagefammer 
eine ganz ungerechtfertigteVBergeudung von Kräften; über: 
dies tritt auch hier die ſchon hervorgehobene Zheilung der 
BVerantwortlichkeit hervor, durch welche diefe faft aufgeho: 
ben wird. 

Es fleht ferner auch die zwitterhafte Stellung der 
Anklagekammer der wiflenfchaftlihen Betrachtung ihrer 
Tpätigkeit im Wege; es iſt garnicht zu entfcheiden, in wel: 
cher Eigenſchaft (ob als Ankläger — ob als Richtercolle- 
gium) fie fich hier ausfpricht; ob auch die juriftifche Be: 
zeichnung der That eine bloße Behauptung oder eine defi: 
nitive Entfcheidung enthalten fol? Wie follte indeß letzte⸗ 
red anzunehmen feyn? Die Anktlagefammer bezeichnet die 
verbrecherifche Handlung wo möglich mit denfelben Worten, 
mit denen fie in dem nach ihrer Anſicht derſelben entipre: 
chenden Strafgefeb definirt wird; und eben diefe Stylifi: 
rung iſt ed, die der an die Gefchwornen gerichteten Frage, 
alfo dem Wahrſpruch, zu Grunde liegt. Es ift Sache ber 
Geſchwornen, zu beurtheilen,.ob die Worte, mit welchen 
die Anklagekammer die verbrecherifche Handlung dharafte: 
rifirt, das wirklich Vorgefallene genau bezeichnete; es if 
Sache des Affifenhofes, zu entfcheiden, ob die im Wahr: 
ſpruch befchriebene Handlung ftrafbar fey und welches das 
Strafgeſetz, unter daß fie falle? Dem Affifenhof fteht dies 
Recht ohne Frage auch dann zu, wenn der Wahrfpruch dem 
Berweifungserkenntniffe wörtlich entfpricht. Es ift alfo 
der Kall recht wohl denkbar, daß die Entiheidung And 
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höher ftehenden Richtercollegiumd von einem weniger hoch: 
geftelten umgeftoßen, oder auch — mehr als billig geachtet 
würde; wie ja factifh das Anfehen der Anklagelammer 
auch auf den Wahrſpruch oft ungebührlich einwirft *). 
Aber auch ohne die Möglichkeit ärgerliche Conflicte 
vor Augen zu haben, müflen wir uns fagen, Daß gerade 
die Anklagefammer am wenigften zur Löſung der Rechts⸗ 
frage berufen feyn könne (diefe nämlich liegt im bezüglichen 
Ausfprud der Anklagekammer; denn, wäre diefe entfcheis 
dend, fo bliebe, nachdem die Jury die Thatſache conflatirt, 
dem Gerichtshof in der Affife nur übrig, die im Ber: 
weifungserkenntniffe citirten Artikel de Code penal abzu: 
lefen und anzumwenden). Geht man von der Borausfegung 
aus, daß der wichtigen und unbefangenen Löſung diefer 
Frage die genaue Kenntniß der Einzelheiten diefed Fac⸗ 
tums (wir möchten faft fagen: der eigenthümlichen Yhyſio⸗ 
gnomie deffelben) nicht förderlich fey: fo kann man ge— 
wiß die Anklagefammer hiezu nicht befähiget glauben, ba 
fie ja von den Vorunterfuhungsacten Kenntniß nimmt. 
Märe ed unter diefer Borausfegung nicht in jeder Bezie⸗ 
bung raͤthlicher, den Affifenhof (der dann auch nie in bie 
Lage käme, einen Fall beurtheilen oder wenigftens werhan: 
dein zu müffen, in Bezug auf welchen er fich nicht für 
competent hält) darüber entfcheiden zu lafjen, ehe die Jury 
gebildet wird. — Sollte dagegen genaue Bekanntſchaft 
mit den Einzelheiten des fraglichen Falles wünſchenswerth 
fcheinen ; fo kann man diefe doch wohl der Anklagekammer 
nicht zufchreiben, die eben nur diefe Acten, nicht aber die 
viel wichtigeren Ergebniffe der Hauptverhandlung kennt; 
weßhalb man fic) in dieſem Kal wieder mit dem Rechte deb 
Afifenhofes, die Tragweite des Wahrſpruchs zu beurthei⸗ 


43) engl: Stemann: Die Jury in Straffahen (Hamb. 1847) 
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fen und diefen felbft durch die Krageftellung zu regeln, be: 
gnügen könnte. Man muß ferner darauf Rüdficht nehmen, 
daß, mie fchon früher bemerkt, der Ankläger auch in diefer 
Hinſicht unmittelbar auf die Entfcheidung der Anklage: 
fammer einwirken kann, während die Gegenpartei nur 
eine unter höchſt ungünftigen Umftänden abgefaßte Ber: 
theidigungsfchrift einreichen kann, daß alfo auch hier fein 
contradictorifches Verfahren flattfinde. Wollte man fich 
deßhalb auf den Sag: „Jusnovitcuria” berufen, fo wäre 
mannurconfequent, wenn man aud) nad) Abgabe des Wahr: 
fpruches den Parteien feinen Vortrag geftattete; und felbft 
dann ließe ſichs wohl rechtfertigen, daß Feine, nicht aber 
daß nur eine der beiden Parteien vor der Anklagekam⸗ 
mer angehört wird. 

Wir glauben alfo nachgewiefen zu haben, daß 
alle jene Gefichtspunfte, die bei der Regelung des für 
die VBerfegung in den Anflageftand einzuhaltenden Ber: 
fahrens feflzuhalten waren, von der Geſetzgebung in 
Frankreich außer Acht gelaffen wurden; daß die Anklage 
feiner beftimmten Behörde audfchließend zufteht, daß bie 
Competenzbeftimmung und bie juriftifche Sefthaltung der 
Anflage in unzwedmäßiger Weife gefchieht; Daß der ganze 
complicirte Mechaniemus dem Angeklagten Fein Mittel 
fibert, fich gegen Verfchleppung des Proceſſes zu fichern, 
und daß, wenn diefe Inſtitutionen vor willfürlichen An— 
Hagen ſchützen — der Schuß durch andere Einrichtungen 
leichter, ficherer und mit viel geringeren Opfern zu erlans 
gen wäre. Vielleicht ift dies Alles viel energifcher in fol: 
genden Worten audgefprochen, mit denen ein franzöfifcher 
Suftizminifter Die unter dem Namen der Septembergefeße be: 
kannten Ausnahmömaßregeln empfahl: „Ohne die Inter 
eflen des Angeklagten zu verlegen, ohne ihm eine Gewähr 
entziehen zu wollen, welches Gefeg, Vernunft und Gerech: 
tigkeit fordern, unterdrücken wir die Verfügung der Ratyh- 
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fammer und das Berweifungserfenntniß. Alles Uebrige 
bleibt... . . Der Unterfuchungsrichter beendigt feine 
‚Arbeit, und übergiebt fie der Staatöbehörde, welde un: 
terfucht, ob die Sache fo reiflich Durchforfcht und fo ſicher⸗ 
geftellt fey, daß ſie's auf fich nehmen Fönne, den Angeflag: 
ten dem Affifenhofe unmittelbar anheim zu geben. Re: 
benbei gefagt liegt in diefer Entfchließung 
des Generalprocuratord eine hinreichende 
Sicherſtellungdes Angeklagten; denn ich ziehe 
die Verantwortlichkeit eines Menſchen der 
mehrerer vor. Die Verfügung der Rathskam— 
mer gewährt dem Angeklagten keinerlei Si— 
cherung; denn es reicht hin, daß eine Stimme ſich 
für Fortſetzung des Proceſſes ausſpreche, um ihn dem Cour 
royale anheim zu ſtellen; und fände ſich kein Rich— 
ter,der dieſe Anſicht hätte, ſo würde derWille 
der Staatsbehörde allein ausreichen. Das Er: 
kenntniß der Anklagekammer ſcheint ein bedeutendes Si— 
cherungsmittel zu feyn..... Es ift wahr, der Angeklagte 
bat Ausficht darauf, nicht vor den Affifenhof verwiefen zu 
werden; ebenfo wird er die Ausficht haben, daß die Etaatö: 
behörde ihn nicht verfolgen werde; denn daraus, daß ver: 
fügt wird, die Staatöbehörde könne, nad Urbernahme der 
Sache, fie dem Affifenhofe zumeifen, folgt noch nicht, daß 
dies jedesmal wirklich der Fall ſeyn müſſe; auf die Er 
fabrunggeftügt, behaupte ich, daß fie vielfel 
teneranflagen werde, eben weil .fie verant: 
wortlich feyn wird” ?2). 

So ſprach fih ein franzöfifcher Suftizminifter über 
das in Sranfreich geltende Syftem der Anklageftandverfegung 
aus; und die Kammern, die den mit folcher Motivirung 
eingebrachten Gefeßentwurf annahnen, gaben bamit fill 
fchweigend die Richtigkeit derfelben zu; und man darf wohl: 


44) ©. Bogron, Code d’instruction (Brux, 1846) p. 136. 
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fragen‘, :wie ein Spflem ‚ das fo in fich felbft zerfällt, nur 
einen Tag nach diefer officielen Anerkennung fortbeftehen 
tonnte. Indeß weiß man ja, daß die ganze Maßregel, aus 
bloßen Parteitendenzen hervorgehend, von ganz anderen 
ald ben angegebenen Beweggründen getragen wurde, und 
baß diejenigen, die jene Gründe geltend machten, vollfom: 
men bereit gewefen wären, auch die entgegengefegten gel: 
ten zu machen, wenn. died die Plane des Augenblick ge: 
fördert hätte. Biel intereflanter ift wohl die Frage, wie 
man überhaupt dazu kommen Eonnte, ein folches Syſtem 
einzuführen; irgend eintief verborgener Vortheil, fagt man 
fih, muß. doch mit diefen Einrichtungen verbunden feyn, 
wenn Männer. von unbeftreitbar großer Einficht fich mit 
den greifbaren Nachtheilen berfelben verföhnen konnten. 
Eben die gar fo fchreienden Widerfprüche des Syſtems 
würben fo für daſſelbe fprechen, wenn ed uns nicht gelingt, 
deffen Annahme und Aufftellung zu erklären. Dazu ift 
aber nöthig, einen wenn auch flüchtigen Blick auf die Ge: 
fchichte der Gliederung ded Strafprocefjes auf dem euro- 
Häifchen Eontinent und namentlich in Frankreich zu werfen. 


8. 5. 

Drei Hauptformen des Strafverfahrens find es be⸗ 
kanntlich, aus deren Zuſammenwirken in den von germa⸗ 
niſchen Völkern gegründeten Continentalſtaaten der Straf: 
proceß zu feiner heutigen Geftalt fich entwidelte, der rd: 
miſche, Der germanifche und canonifche Eriminalproceß. Der 

sömifche Proceß, obgleich in Einzelheiten mannigfaltig un: 
ter den Kalfern iimgeftaltet, hatte doch im MWefentlichen die 
alte, früher ald die Grundform des Anklageproceffes dar: 
geſtellte Seftaltung bewahrt. Wir brauchen daher nur 
einige Bemerkungen über die beiden andern nachzutragen. 

Auch das germanifche Strafverfahren war, wie dies 


ja immer bei jugendlichen Völkern der Zall if win orcufns 
Webie ). Er. A. 1858. 11. 2t. 
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torifch;aber begreiflicherweife mußte es nichts deſtoweniger bei 
den einfachen Berbältniffen der Germanen fich ganz an: 
ders entwideln, alö bei den auf ber Höhe der Gulturftehen- 
den Römern. Es fcheint, daß nur die Entfcheibung ber 
jeweilig aufgeworfenen Rechtöftage Schwierigkeiten hatte; 
die Nachweifung des Factifhen, dad Beweisverfahren, 
machte fich bei der Einfachheit der Verhältniffe, fo zu fa- 
gen, von felbfl. Die Verbrechen, die begangen werben 
fonnten, waren einfach; fie waren meift Thaten der Ge 
malt, von Uebermädhtigen vor den Augen Aller begangen, 
die zufehen mochten. Die Wahrhaftigkeit war ein fo tief 
wurzelnded Element des Volkscharakters, daß fie viel ſpä⸗ 
ter als irgend eine andere gute Eigenfchaft felbft bie ver- 
berbteren Individuen verließ. Man glaubte eher an bie 
Möglichkeit eines Verbrechens, als an die einer falfchen An- 
age, fo wie fich felbft bei Perfonen, die eines Verbrechens 
fähig waren, nicht unbedingt vorausfegen ließ, daß fie an 
ben Srundfag aller modernen Verbrecher: „Sifuisti, nega” 
fid) halten würden. Wenn aber doch der Angeklagte Wi: 
derfpruch gegen die Anklage erhebt, fo ergiebt ſich dem ein 
fachen Sinne eines unbedingt gläubigen Volkes ein ein 
faches Auskunftsmittel: die Parteien müfjen Gott zum 
Richter oder vielmehr zum Zeugen anrufen, und Gotted 
Ausſpruch ift es, auf den der irdifche Richter fein Urtheil 
ſtützt. Es läßt fich alfo recht wohl begreifen, wie der Zeus 
genbeweid nur auf Umwegen in das germanifche Strafe 
verfahren gelangen Eonnte, und wie man darauf kam (au 
in Civilproceffen), die Feſtſtellung der Thatſachen, als ein 
ganz außer bem Bereich richterlicher Entfcheibung liegendeb 
Moment, erwählten Zeugen anheim zu ftellen. Die Pflicht 
diefer Zeugen war: veritatem dicere?), Wie fie jedoch 





"45) Cap.1I.808.n.3.; Cap.Il. 819.n.1. S. Biener, 8 
zur Geſchichte des Inquifitions proceſſes und-der Geſch 
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die Kenntniß diefer Wahrheit fich verfchaffen wollten, das 
fheint gänzlich ihrem Ermeſſen überlaffen gewefen zu feyn, 
fo daß ed allerdings nur auf die Erlangung einer convic- 
tion intime ankam. Begreiflicherweife fam damit in 
Das, was jeßt den wefentlichiten Beftandtheil des Strafpro: 
cefieö bildet, ein ſtarkes inquifitorifchee Moment, ohne daß 
der Proceß ſelbſt, aud dem ja eben dad Beweidverfahren 
audgefihieden wurde, davon ergriffen worden wäre; ber 
germanilche Strafproceß blieb, fo lange er rein beftand, accu⸗ 
fatorifh. Selbft noch bei den Femgerichten war ber Pro: 
ceß eröffnet, fobald ein Ankläger ſich gefunden hatte. Nach 
altem Recht fehen wir im heimlichen Gerichte der Femge⸗ 
noflen den Kläger feine Klage aufftellen, ohne daß er Be: 
weife anzuführen brauchte. Er hat vorläufig allein Glau⸗ 
ben’). Nur war es, da nicht für jedes Verbrechen noch 
für jede Perfon das Femgericht zuftändig war, nöthig, daß 
vorher Schöffen und Genoffen darüber Urtheil fanden, ob 
die Sache fomvroge fey?*”), 

Ein ganz anderer mußte natürlich der Entwidelungs: 
gang im canonifchen Nechte feyn. In der Regel entweder 
bloß mit der Wahrung der fittlihen Ordnung oder mit 
Aufrehthaltung der Kirchendisciplin befchäftigt, hatte der 
Strafproceß des canonifchen Rechtes mit einem richterlichen 
Geſchaͤfte nur dußerliche Analogie; in der Perfon des 
Bifchofes war deshalb in vielen Fällen fchon in frühefter 
. Zeit Ankläger und Richter vereinigt. Und fo fam ed, daß 
and dem canonifchen Procefie durch die Natur der Verhälts 
niffe Die wefentlichen Elemente des Accufationsproceffes, daß 
bie parteilofe, abwartende Stellung bed Richterd laͤngſt ver- 
ſchwunden war, als er noch mit den unwefentlichen Formen 





S2 
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des römifchen Proceſſes, aus denen er fich entwickelte, im 
Gtreite lag. Es handelte fih da mehr um den äußeren 
Anftoß zur. Eröffnung des Proceffes ; ob diefer vor einem 
Ankläger (wie allerdings noch lange ald die Regel ange 
nommen warb) ?®) oder vor den rügenden Sendzeugen *?) 
oder von. dem Öffentlichen Gerede ausging, hatte auf den 
weiteren Gang: bed Proceffes, fobald diefer einmal eröffnet 
war, feinen wefentlichen Einfluß. Aber je härter und drük⸗ 
Fender fich diefer geftaltete, je weniger ber Angeflagte hof⸗ 
fen durfte, unverfehrt aus dem Procefle hervorzugehen 9), 
defto größere Sorgfalt mußte natürlicdy auf den Ausgangs: 
punft des Verfahrens verwendet werden. Wenn baher 
auch nicht mehr eine förmliche Anklage nöthig war, um 
. zur Einleitung eines Proceffes zu beflimmen, fo war doch 


48) Bienera. a. O. ©. 33 fi. 


49) Selbft zur Zeit der vollften Entwidlung der Keperinquifitton 
fheint dem Richter die Abweiſung einer Anklage nicht zuges 
ftanden zu haben. So beißt es bei EymericusDirectorium 
Inquisitorum haer. prov. (Romae 1588. n. 71. pag. 448): 
„Inquisitor mandabit accusatori, quod nomina tertium 
producat .... Et si reperiatur, quod nihil faciaut ad 
factum, inquisitor consulat accusatori, quod desistat” 
— mas übrigens noh von Degner (Comm. 14.) beſtrit⸗ 
ten wird. An einer anderen Stelle heift es und in Bes 
zug auf Accuſation: Etattendat inquisitor, quod istum pro- 

‘  cedendi modum non libenter admittat, tum quia non est 
in causa fidei usitatus, tum quia accusanti multum peri- 
culosum (p. 444). Faft wörtlich daffelbe im Mallens male- 
ficarum (Lugd. 1614) 1. 327. 


50) Die für einen der Keperei Angeklagten günftigfte Auslegung 
des Proceſſes war feine Freilaffung : „quia non invenimss 
aliquid contra te legitime for e probatum.” — Die Tortit 
war nicht Beweismittel, wie oft fälfchlich behauptet wurde, 
fondern einer der Procefausgänge. Bekannte der Torquirte, 
fo verfiel er damit der Strafe; befannte er nicht, fo war 
er darum nicht für unfchuldig gehalten. Ubi autem decen- 
ter (!) quaestionibus et tormentis expositus, noluerit 
deteyere veritatem; amplius on vexatus, sed abire 
libere dimittatur. Nur wenn er e8 ausdrüdlich verlangte, 
follten ihm die Richter die Freifprechung in der gewöhnlichen, 
befchränften Weile erteilen. 
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bei dewdenunciatio und der eigentlichen inquisitio große 
Borficht angerathen. Lebtere fonnte nur dann eintreten, 
wenn ein verbreitetes Gerücht gegen eine Perfon fprach, 
und ed war nothwendig, dad Borhandenfeyn diefed Ge: 
rüchtes zu conftatiren, ehe weiter verfahren wurde”). Da 
nur über bie Thatſachen, auf. welche das Gerücht fich be: 
309, Inquiſition eingeleitet werden konnte und der Ange: 
klagte das Vorhandenfeyn des Gerüchtes beftreiten burfte, 
war es nothwendig, eine dem Anklagelibell analoge Zuſam⸗ 
menftellung der Ergebnifie diefer allgemeinen, anerfannter: 
maßen dem eigentlichen Proceb vorangehenden Unterfuchung 
aufzufegen. Wo, wie bei der fpanifchen Inquifition, die 
Mitwirkung ded Fiscalprocurators eintrat, wurde ed in die: 
fem Stadium ihm anheimgeftellt, auf Captur anzutragen, 
welche übrigend der Richter auch ohne dieſen Antrag verfügen 
fonnte. Jedoch folte diefer Verfügung eine Berathung mit 
Verftändigen vorangehen. (Habito peritorum consilio, 
quid facto opus sit deliberat 2). 

Während nun in dem von der Aufeinanderwirktung 
der römifchen, canonifchen und germanifchen Prozeßformen 
beftimmten Gange der Strafprocefle in den verfchiedenen 
Ländern das eigentliche Verfahren (bei dem Ueberwiegen der 
Anquifition die Specialinquifition genannt) theild durch 
Gewohnheitsrecht und Geſetz, theild (wie namentlich in 
Zranfreich) durch die Mitwirkung eines öffentlichen Anklaͤ⸗ 
gerd an gewiſſe feſte Regeln, wenn auch nur lofe, gebuns 
den war; fah fi) in der Generalunterfuchung der Richter 
nur auf eigened Ermeſſen gewiefen; und es laßt ſich Daher 
leicht erklären, wie nach und nach, fo viel nur thunlich, der 
Kern der Sache in diefer Vorunterfuchung verlegt ward. 


81) c. 19. X. de accus.; Biener a. a. O. ©. 9. 


52) Peyna, Comm. n. 16 (l. c. p. 452). Madrider Iuftruc- 
tion v. 1569. c. 3. 
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Dazu kam noch eine humane Rüdfiht für den Angellags _ 
ten. Es war im Laufe der Zeiten dahin gefommen, daß 
die Unterfuchung nicht felten für härter angefehen werden 
mußte, ald das Urtheil, das im fchlimmften Falle erfol- 
gen Fonnte, und daß es daher, genau genommen, für ben 
Angeklagten räthlicher war, fich ohne eigentlichen Proceß 
verurtheilen zu laflen, als in Folge eines ordentlichen Pros 
ceffes freigefprochen zu werden. Diesift wohl zwiſchen den 
Zeilen folgender Worte Bö hmer’3°?) zulefen: „„Utilitas 
publica quidem inquisitiones commendat, ne delicta ma- 
neant impunita; nulla vero ratio exigit, ut id cum in- 
juria reorum graviori fiat, quam qualem vindicta pu- 
blica sua natura secum fert. Est utique inquisitio spe- 
cialis res existimationi inimicissima, et intuitu roo- 
rum odiosissima. . . . Praejudicium, quod ex ipsa le- 
viorum delictorum poena dependet, longe minus est, 
quam illud, quod inquisitioni speciali cohaeret.”®) Auf 
biefes Raifonnement geftübt, zog man auch den Angeklagten 
felbft, der früher im eigentlichen Proceß vernommen ward, 
in dad Bereich der Generalunterfuchung; man machte dies 
anfangs dadurch möglich, daß man ihn (wieder mit Nach⸗ 
bülfe des Kegerprocefle, in dem ja auch der Angeklagte beei⸗ 
diget wurde) ald Zeugen vorlud oder wenigftend unbeflimmt 
ließ, in welcher Eigenfchaft er erfcheine ; und der Angeklagte 
glitt in einen Criminalproceß allmählig hinein, ohne daß 
er oder feine Richter beftimmen konnten, wann eigentlich 
dieſer Proceß begonnen habe. Die fo entftandene ſum⸗ 


53) Observationes delectt. ad B. Carpzovii J. C. Pract. 


nov. rerum Crim. Imp. Sax. (Francof. 1759.) Ad quaest. 
CVII. obs. 1. 


54) Vielleicht läßt fich daher auch eine Aeußerung Beccaria’s 
erklären, aus der fich ergiebt, daß zu jener Zeit die militäch 
[he Unterfuhungshaft für minder ehrenfränfend galt. Das 
Verfahren der Militärgerichte war immer rafcher und minder 

‚tief eingehend, als das der Einilgerichte. 


— 
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rifhe Unterfuchung, der Mittelpunkt des ganzen Pros 
es, von dem der Ausgang deffelben weſentlich abhing, 
r und blieb, wie die Worunterfuchung, formlos — bis 
Ende des vorige Sahrhundertd der Ruf nach Reform 
b bier durchdrang, und in Deutfchland eine bis in die 
eren Sahre reichende Reihe von Strafproceßorbnungen, 
Frankreich weitergehende Verſuche ind Leben rief, mit 
jen wir und nun befchäftigen wollen. 

Unter den Rechten, Die die Constituante dem franzö⸗ 
ven Bürger zu fichern fich vorgefeßt hatte, fand das auf 
berheit perfönlicher Freiheit obenan®®). Ueber die Sache 
f war Alles einig, obgleich zur Verfechtung des Prin⸗ 
I noch manche lange Rede gehalten wurde. Wie aber 
Recht mit den Forderungen ber Rechtöpflege, ja mit 
n Abſchreckungsſyſtem, an dem die Verſammlung fell: 
it, in Einklang bringen? Es wurden die verfchiedenften 
rfchläge gleichzeitig eingebracht und Die Verwirrung ba: 
ch noch gefleigert, daß die Proceßformen gleichzeitig mit 
‚ Grundfragen der Gerichtöverfaflung erörtert wurden. 
8 Beifpiel Englands, von Montedquieu, defjen Geiſt 
b immer die Berfammlung burchmebte, fo beredt empfoh: 
ſchwebte allerdings als leitender Gedanke vor; ed war 
eß nichtd weniger al3 eine vollftändige Kenntniß des 
Hifchen Proceſſes auch nur bei einem Mitgliede zu fu: 
1. Ward bei einer Erörterung auf englifche Einrichtun: 

Rüdficht genommen, fo wurden bloß Einzelheiten be: 
ihtet, ohne den Zufammenhang mit Dazugehörigem, 
je die organifche Gliederung des Ganzen zu berüdfichti: 
. Daß dabei von Sonderung des Wefentlichen vom Un: 
ientlichen Peine Rede feyn Fonnte, verftand ſich von felbft. 
8 ſchottiſche Recht fchien gar nicht beachtet zu werben. 

Der leitende Gedanke war immer der, daß dafür ge: 
gt werben müfle, dag möglichft fehnell der Angeſchul—⸗ 


) Art. 7 u. 9 ber Droits de l’komme, 
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digte, gegen welchen Fein hinreichender Verdacht ſich erhoben, 
entlaflen werde, und daß diefe Entlafjung nicht von ber 
Willkür einzelner Beamteten abhängen ſolle. Der Cons 
flict zwifchen dem Accuſations- und Inquifitionsprindp 
trat nicht in den Vordergrund, obgleich er in den beiden Vor⸗ 
[lägen Sieyes’ und Duport's feinen Ausdrudfand. 
Sieyes fchlug vor, den Unterfuchungsrichter gewißermaßen 
unter Gontrolle zu ſtellen; auch die Vorunterfuchung -follte 
collegialifch geführt werden (vom juge directeur de l’affaire 
und zwei der 27 Mitglieder der Jury). Der Conseil 
d’instruction folte alfo rein inquifitorifch vorgehen, da: 
für aber vom Conseil de decision volfommen abgefondert 
feyn 6). Der Plan Duport’5 fchloß fid) ganz dem Aeu⸗ 
Berlichen des englifchen Muſters an. Die Anklagejury fol 
aus 18 Mitgliedern beftehen; der Eid, den fie ablegt, ift 
dem englifchen nachgebildet,, fie verfpricht ausdrücklich, von 
dem perfönlichen Wiffen jedes Einzelnen Gebraudy zu ma⸗ 
chen. Der Richter legt diefer Jure (fo wird fie hartnädig 
fortwährend in der Constituante genannt) die Anflagefchrift 
vor und fie vernimmt die zu deren Unterftügung vorgeführ 
ten Zeugen. Auf Grundlage bdiefer Ausfagen klagt bie 
Sury, wenn eine Mehrheit von 12 Gefchwornen dafür ift, 
den Angefchuldigten in ihrem eigenen Namen an (l’accu- 
sation, que nous allez porter, heißt ed im Eid). Acht 
Tage nach Erhebung der Anflage muß diefe, wenn nicht 
wichtige Gründe Aufſchub heifchen, der seconde Jury vr 
gelegt werden °7), 

Im Wefentlichen wurde diefer Vorfchlag auch ge 
nommen und ging ganz in dad Gefeß von 1791 über. Der 
Directeur du Jure foll nach diefem den Angeklagten mög 
lichſt bald nach feiner Verhaftung vernehmen, und feine 





——- 


56) Buchez et Boux, Histoire parlamentaire, vol. V. p. 2%. 
57; Ebendaf. p. 217. 
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reie Erflärung hören; eine Vorſchrift, die freilich fehr 
urch den Beiſatz geichwächt wird, daß er Feine question 
ıptieuse fielen fol. Auf Grund diefer und der Zeu⸗ 
envernehmung entwirft der Directeur du Jure den An: 
ageakt im Einverftändniß mit der Givilpartei; er felbft darf 
ie eigenmächtig die8 verweigern, muß vielmehr innerhalb 
4 Stunden dem Tribunal, dem er angehört, Bericht er: 
atten, und der Verfügung deffelben nachfommen, wovon 
n Anflageacte Erwähnung zu thun?®). Der abgefchlof: 
me Anflageact wird dem Staatdanwalt (commissaire 
loi) mitgetheilt, diefer hat bloß zu beurtheilen, ob die 
ı der Anklage und den Acten bezeichnete That wirklich ein 
Serbrechen jchwerer Natur (en portant peine afflictive 
uinfamante) fey. In diefem Falle ſetzt er auf die Schrift 
ie Worte: La loi autorise; im entgegengefeßten Falle 
rfärt er: la loı defend. Iſt mit letzterer Anficht der Di- 
>scteur du jure einverftanden, fo bat dies die Einftellung 
er Unterfuchung zur Folge; bei Widerfprüchen entfcheidet 
as Tribunal. Won den (acht) Gefchwornen müflen bie 
engen ihre Audfagen erneuern, und auf Grundlage ders 
{ben entfcheidet die Zury per majora, ob derAnflage 
attzugebenfey. Sie darf an berfelben keinerlei Ber: 
nderung anbringen, und fann, fofern fie glaubt, daß fie 
uf ein andered Verbrechen gehen follte, dies nur durch die 
ormel ausdrüden: La declaration dujureest, qu'il n’ya 
as lien a la presente accusation.”?) Viel Mühe giebt 
ch das Geſetz, den Geſchwornen ihre Aufgabe klar zu ma: 
un: „Sie haben nicht über Schuld oder Nichtſchuld zu 


38) Im offic. Formular einer Anflageacte heift eg: Sur le rap- 
port fait par le directeur du Jur& au Tribunal du district, 
le dit tribunal etc... .. En vertu de cette decision le 
directeur du Jure a dresse lepresent acte d’accusation. ©. 
Collection generale des loix etc. vol. VI. p. 619. 

39) Loi en forme d’instruction pour la procedure criminelle, 
L. c. p. 568. 
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erkennen, fondern nur zu beurtheilen, ob das dem Ange: 
ſchuldigten zur Laft gelegte Vergehen folder Art ift, daß 
es die Einleitung eined Criminalprocefjes rechtfertiget, und 
ob die Anflage hinreichend von Beweifen unterftüßt wird.” 
Ausdrüdlich wird ihnen vorgeftellt, daß fie blos deßhalb 
berufen wurden, weil man nicht leichtfinnig einen Bürger 
im Sefängniffe halten wolle®). — Die unbedingte Ab: 
lehnung der Anflage durch die Gefhwornen hat aud bie 
augenblicdliche Freilaffung des Angelagten zur Folge; bie 
angenommene Anklage übernimmt der öffentliche An: 
läger aus den Händen der Gefchwornen, um ben Anger 
flagten im Namen des Gefekes zu verfolgen €"). 

Im Wefentlichen finden wir daffelbe Syftem im Code 
des delits et des peines vom 3. Brumaire IV wieder; 
nur daß hier die Mitwirkung der Staatdanwaltfchaft eine 
lebendigere iſt; dieſe ift e& auch, ‚Die die (noch immer vom 
Unterfuchunggrichter abgefaßte) Anklagefchrift der Geſchwor⸗ 
ner vorträgt (art. 238). Die Competenztheilung zwi⸗ 
chen dem Directeur du Jure und der Jury felbft ift ſchär⸗ 
fer dargelegt. Lebtere hat fowenig der rechtliche Natur ber 
in der Anklage angegebenen Handlung zu beurtheilen 
(art. 241), ald es jenem zufteht, zu erwägen: ob ber An- | 
geſchuldigte hinreichend verdächtiget fey (art. 34%). Die 
Anflagejury verfammelt fic) an jeder Decadi (alfo monat: 
lich dreimal), — bie Urtheilsjury den 15. jedes Monats. 
Ehe jedoch diefer die Sache anheimgeftellt wird, prüft ber 
Commissaire du pouvoir executifam Departementötribi 
nal die vorausgegangenen Acte ald Organ bes Gefeheb; 
und nur wenn in diefer Beine Formfehler fich zeigten, über: 
giebt er die Sache innerhalb 24 Stunden dem Accusatew 
public, der fie in der Schwurgerichtsſitzung vorbringen 
muß (art. 330 und 331). 


60) Ebendaſ. p. 567 und 568. 
61) Rapport de M. Duport, Buchez et Boux. VII. 358. 
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Bir fehen bier im Wefentlichen das englifche Mufter 
chgeahmt, und zwar in ber Weife, daß manche bei ber 
zliſchen Grand Jury gerügte Mißftände vermieden werden, 
d baß der ganz deutlich vorgezeichnete Zweck der Einrich⸗ 
ng,ben Angeſchuldigten vor willfürlicher Haftnahme zu 
gen, vollfommen erreicht wird. Nur ift auf der an: 
m Seite ein höchft beirrended und wenigftens der Klä—⸗ 
ng der Thatſachen nicht fehr fürberliches Durcheinander 
e Zuftändigfeiten in diefem erſten Stadium des Proceſſes 
ffallend. Der Directeur du Jury, der die Sache ſchon 
einem Officier de police judiciaire übernimmt, fann 
on vor Einreichung ded Anklageactd mit der Eivilpartei 
vie mit dem Commissaire du roiund dem Zribunal in 
iderſpruch gerathen. Sener hat eine ganz eigenthümliche 
tellung ‚ bie derjenigen bes Staatdanwalts im franzöfifchen 
vilproceſſe analog ift, — er erfcheint ald Organ des 
eſetzes — eine Stellung, die nicht recht erflärlich ift, 
an man von der Vorausfeßung audgeht, daß ja eben 
e Richter fir Wahrung des Gefebes zu forgen habe. Je⸗ 
afalls ift die Stellung nicht fehr verantwortlich, da die 
lage von diefem Commissaire nie audgeht, ja in gewif- 
KFaͤllen nicht einmal an feine Zuftimmung gebunden ift. 
te ſchwer ed Übrigens war, die Anklagegefchwornen auf 
u gefeklich ihnen zuftehenden Wirkungskreis einzufchrän: 
2, geht aus Klagen, die bald darüber vernehmbar wurs 
n, beutlich hervor; ed ſcheint, daß die Gefchwornen mit 
ßen Berdachtgründen fich nur felten begnügten, unb wenn 
von ber Schuld des Angeklagten nicht vollfommen über: 
agt waren, fich weigerten, ihn anzuflagen #2), — Indeß 
Kxe troß aller diefer Mißſtaͤnde das Syſtem vielleicht halt: 
we gewefen, wenn es nicht nach den Refultaten ber er: 


3) Gomte, Considerations sur le pouvoir judiciaire (ort. 
zur Ueberfegung Phillips. Par. 1818) p. 210. 
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ften Sahre allein wäre beurtheilt worden, — Jahre befannt: 
lich, indenen die entfeflelten politifchen Leidenfchaften Bei: 
fpiellofes und gewiß nur wenig ben ordentlichen Gang ber 
Rechtöpflege Förderndes bewirkten. Dazu fam, daß die 
Gerichtöverfafjung die Einwirkung localer Parteizwifte auf 
die Entfcheidung der Gerichte nur zu fehr begünftigte. Die 
Richter waren für beftimmte Zeit vom Volke gewählt, ver 
Directeur du Jury behielt fein Amt nur 6 Monate. Der 
Zribunale waren ungemein viele (jeder Diftrict hatte eins) 
und dad Zerritorium war von einer Unzahl Richter und 
Staatsanwälte bededt; je mehr Richter aber erforderlich, 
je weniger günftig fie geftellt waren, deſto geringer waren 
die Anfprüche, Die man an fie ftellen fonnte. 
Hören wir nun die Umgeftaltung, welche im Jahre 
1808 dieſes Syſtem erlitt, und insbeſondere die Aufhebung 
der Anklugejury nur zu erklären, die Motive an, die man 
dem geſetzgebenden Körper angab: ſo kommen ſie nur auf 
daſſelbe hinaus: die Anklagegeſchwornen ſeyen ihrer Auf— 
gabe nicht gewachſen. „Allzuoft“, bemerkte Treil hardim 
Corps legislatif, „wurde der Gang eines Proceſſes durch 
eine gutmüthige, aber unüberlegte Erklaͤrung abgefchnit: 
ten. Die Anklagejury müſſe aus dem, was fie wife, einen 
Schluß aufdas ziehen, was man noch nicht wiſſe; eine folche 
Abwehrung made aber nicht daran Gewoͤhnte ftugen, und 
es werde in diefer Verlegenheit dad Gleichgewicht zwiſchen 
Ankläger und Angeklagten nicht immer feltgehalten.” Die 
Anklagejury, fagt ein anderer Redner, werfe fich zum Rich 
ter auf, und fpreche frei, wo die Schuld nicht ganz erwie⸗ 
fen fey. Auch fehe fich der Directeur du Jury genöthigt, 
Einfluß auf ihre Entfcheidungen zu nehmen, und die Er 
Elärung gehe daher oft factifch von ihm aus ®°), 


63) Vortrag des Staatsraths Faure in der Sigung von M 
Nov. 1808. 
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Diefe Motive könnten ausreichen, wenn zu dem Mit- 
tel gegriffen worden wäre, dad ganz nahe lag, wenn man 
ber ohnehin jet einheitlichen organifirten Staatsanwalt: 
fchaft das Recht, auf eigene Verantwortung anzuflagen, 
gegeben hätte. Man kann nicht einmal fagen, daß diefer 
Ausweg überfehen wurde, denn wir ſehen, Daß er einmal im 
Staattrath ausdrücklich vorgefchlagen wurde. Es ift aber ein 
ganz eigenthlimliched Zufammenwirken und Ausgleichen ber 
verfchiedenften Anfichten, woraus die bezuglichen Artifel des 
Code d’instruction criminelle entftanden. — Gegen Ende 
bes Jahres XII befchäftigte fich der Staatsrath mit dem Ent: 
wurf eines Code criminel, der dad formelle, wie dad ma: 
terielle Strafrecht umfaflen ſollte. Da in jener Zeit alle 
Ergebnifie der legten Revolutionen wieder in Frage geftellt 
wurden, und bei gewiflen Perfonen ein unermübdlicher Eifer 
ſich zeigte, früher befeitigte Zuflände wieder herzuftellen, 
kam natürlich auch Die Frage über Beibehaltung der Sury 
zur Orörterung. Auf der andern Seite war das Gefchwor: 
nengericht fchon fo beliebt im Lande, daß fich felbft unter 
den Augen Napoleon’s, der ihm offenbar nicht günftig 
war, eifrige Werfechter deſſelben fanden, bie feine Wirk: 
famteit in feiner Weiſe gefchmälert wiflen wollten. So 
lebhaft indeß die hierüber am 16 Prairial XII geführte De: 
batte war, bietet fie für gegenwärtige Frage wenig Erheb: 
liches. Man fah die beiden Zweige des Gefchwornenge: 
richts ald von einander untrennbar an und da einmal ent: 
ſchieden war, daß das ganze Inftitut nicht befeitigt werden 
foßtte, fand Treilhard Cderfelbe, der 4 Jahre fpäter dem 
Corps legislatif die Aufhebung der Anklagejury als gluͤck⸗ 
lich vollendete Thatſache anpried) feinen Widerfpruch, ald er 
erklärte: es fen offenkundig, daß eine Jury weder der Geſell⸗ 
fchaft, noch dem Angeklagten hinreichende Garantien biete *). 





64) Locre, vol. XXIV. p. 48. 
Arie dv, Er. A. 1883, 11. ©t. x 
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Noch in derfelben Sikung erklärte firh der Staatsrath 
für die Beibehaltung der Anklagejury, jedoch follte die An: 
flagefchrift vom Staatdanwalt (Magistrat de sürete) 
entworfen und vom Unterfuchungsricdhter vidimirt werden. 
Es follte ünftig die Anklagejury feine Zeugen vernehmen und 
die Anklage nur annehmen ober verwerfen bürfen. Ob 
dann eine auf ein anderes Verbrechen lautende Anklage: 
fheift vorgelegt werden ſollte, follte vom Magistrat de 
sürete abhängen 8). 

Aber fhon am 8. Brumaire XIII war die Anklage: 
jurg wieder in Srage geftelt. Es war ein Geſetzentwurf 
über die Bereinigung der Civil: und Criminaljuſtiz einge: 
bracht ; der Art. 10 diefes Entwurfs lautete: „Le tribunal 
(de premiere instance) remplira les fonctions de jury 
d’accusation.” Es ward bei wiederholter Beachtung (wo: 
bei nochmals die für die jegige Stellung der Anklagekam⸗ 
mer wichtige Aeußerung fiel: man wolle bie verfal: 
fungsmäßig zugeſicherte Anflagejuryjanidt 
aufheben, fondernnur das Tribunal — zur 
Jury machen) in ber Sißung vom 15. Brumaire XIII 
der Befchluß gefaßt, die Anklagejury nicht aufzuheben. 

Bei der Wiederaufnahme der Berathungen im Ans 
fange des Jahres 1808 erflärte fich der Kaifer gegen bie 
Anklagejury, weil fie doch nur Acten lefen könne, und 
nach biefen zu urtheilen ſchwer fey ; weil fie zu leicht Ind 
fprehe — und weil eine Berufung gegen ihre Anklage 
nicht möglich ſey ®%). Damit war das Schickſal der Anklage 
jury befiegelt, und ed handelte fi) nur mehr darum, ‚wer 
nun ‚ihre Functionen übernehmen” ſollte — Denn diele 
ſollten ja nicht ganz befeitigt werden. Die Berathung fält 
nun ganz mit der über die Gerichtsverfaſſung zufammen. 


65) Article 99, 108 u. 109 des am 3. Vendemiaire XII. vor 
gelegten Entwurfes, a. a. D. ©. 221 ff. 
66) Gtaatsrathsfigung v. 6. Kebruar 1808, a. a. D. ©. al. 
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Die conflituirende Berfammlung hatte, die Uebergriffe ver 
Parlamente vor Augen, möglichft Feine Tribunale einge: 
ſetzt, was indeß den Einfluß und das Anfehen diefer Ge: 
richtshöfe fehr ſchmälerte. Es war ein Lieblingeplan des 
Kaiſers, großen, angefehenen Eorporationen die gefammte 
Mechtöpflege zu übergeben, und insbefondere einem und 
und demſelben Gerichtshof die Civil: und Griminaljuris- 
bietton anzurertrauen. Allein namentlich die Suriften im 
Staatörathe ſcheinen heftigen Widerwillen gegen dieſes 
Project empfunden zu haben, und, da offenbarer Wider: 
ſpruch zu nichts geführt hätte, legten fie dem Kaifer tech: 
nifche Schwierigfeiten aller Art in den Weg; befonders die 
Verſetzung in Anflageftand ward hiezu benutzt. Nach 
Beleitigung der Anklagejury hatte die mit dem Entwurfe 
befhäftigte Section vorgefchlagen, die Verfegung in An: 
klageſtand den Gerichten erfter Inftanz zu überlaſſen. Zum 
Plan des Kaiſers paßte dies nicht; ed wurden alfo Ein: 
wenbungen aller Art erhoben, namentlih, daß die nur 
fehr Heinen Gerichte erfter Inſtanz Parteieinflüffen allzu: 
ſehr zugänglich feyen. Die Section fchlug nun vor, bie 
Verſetzung in Anklageftand von der Uebereinftimmung zwi: 
(den dem Procureur imperial und dem Unterfuchungs: 
richter abhängen zu laſſen 87). Aber auch diefer Vorfchlag 
fiel zu Boden: der Kaifer warb bei feiner Entfcheibung 
von ganz andern als juriftifchen Betrachtungen geleitet. 
Es findet fich hierüber noch eine in anderer Beziehung höchft 
merbwürbige Aeußerung deflelben im Protofoll der Sitzung 
vom 23. Sanuar 1808. Es erfaßt ihn, in deflen Händen 
jest alle Gefchäfte zufammenftrömen, ein Schauer vor 
dem Bewußtfeyn feiner ungeheuren Werantwortlichkeit, 
ein Zweifel am Außreichen felbft feiner Kräfte: Personne 
en efföt n’agit efficacement pourl’Empereur. Z’Empe- 


6) A. a. D. ©. 656. 
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reur est oblige de surveiller et reprimer directoment. 


les abus d’autorite et les prevarications, de defendre 
Ini-meme les ciloyens contre ladministration et contre 
tout ce, qui a quelque puissance dans l’empire . .. 
Maintenant chaque fonctionnaire fait ce qu'il veut et 
il ne faut pas moins que mon charactöre et le vif 
desir, que j’ai do rendre mes sujets heureux pour 
empecher le desordre. Es fey alfo politifche Nothwen: 


digkeit, große juriftifche Collegien einzuſetzen, qui aient. 


assez de force pour exercer des poursuites contre 
quiconque s’ecarte de son devoir. Diefe großen juri: 
ſtiſchen Corporationen find die Cours imperiales, in beren 
Händen alle Theile ber Rechtöpflege vereinigt werben fol: 
ten ; in Civil» und Zuchtpolizeifachen ging bie Berufung 
an fie; in Bezugauf fehwere Verbrechen war, fo lange bie 
Jury beibehalten werben follte, eine zweite Inſtanz nicht 
denfbar; man konnte alfo in Bezug auf diefe der Cour 
imperial nur die Functionen der Anflagejury zuweiſen. 
Den Kaifer leitete hiebei noch die Betrachtung: daß es 
ein wefentliher Fehler des damals gelten: 
ben Syſtemes fey, daß die Juſtiz erfi vonder 
Regierung in Bewegung geſetzt werden müf: 
fe®). Bringt man dieſe Bemerkung mit der obigen 
in Verbindung, fo wird leicht bemerkbar, daß der Kailer, 
der eben an der Möglichkeit verzweifelte, die Organe ber 
Regierung felbft genügend zu Überwachen, während an 
eine Ueberwachung von unten aus, an eine Gontrolle burd 
die Öffentliche Meinung nicht zu denken war, es raͤthlich 
fand, den Procureur general in feiner ohnehin fo großen 
Gewalt durch den Gerichtshof möglichft einzufchränten. 
Vom Standpunft der damaligen Politik aus ift dies 
gewiß vollkommen gerechtfertigt; aber über die politiſche 


68) L. c. p. 674. 
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uͤckſichten wurden bie proceflualifchen ganz außer Augen 
laſſen; und fo erfcheint denn flatt einer Partei ein fach: 
rftändiges Richtercolegium als Ankläger; die Thätigkeit 
ner am Ort des Unterfuchungsrichterd monatlich dreimal 
b verfammelnden, bie Zeugen felbft vernehmenden Sury 
yernimmt ein zwar permanentes, aber weit entferntes, 
1f Acten hingewieſenes Richtercollegium, das den Angeflag: 
n vor einen Gerichtöhof verweift, der nur viermal im Sahre 
ıfammentritt. Der Vollftändigkeit wegen muß auch für 
e Xhätigkeit ded die Entfcheidungen bed Directeur du 
ıry übernehmenden Diftrictötribunald ein Erfaß gefun: 
n werden; freilich hatte ed einen Sinn, daß, ehe einer 
nklagejury eine Sache übergeben wurde, die daran ge: 
vüpfte Rechtsfrage vor einem Richtercollegium entfchieden 
urde, während die Berathung zweier Gerichtöhöfe über 
ne bloße Borfrage feinen Sinn hat — genug, da bie 
nllagefammer bloß an die Stelle der Anklagejury trat, 
ußte für jene Thätigkeit des Tribunal du district au 
n Träger gefunden werden, und er fand fich in der Chambre 
ı Conseil. 


Wir fehen alfo, daß bei der Einrichtung des jebt in 
ankreich geltenden Syſtems der Verſetzung in Anflage: 
nd nicht bloß bei der Erörterung der einzelnen Proceß: 
nen, die Principien, aus denen diefe confequent fich ent: 
ckeln follten (namentlich dad Accufationsprincip), ganz 
Ber Anfchlag blieben, fondern daß ed nicht einmal un: 
geordnete Gründe der zweckmäßigen Proceßführung wa; 
n, die hier beftimmten 82); daß vielmehr Die mehr oder 


9) Einwendungen, wie die Treilhard's, daß die Sache vor der 
Anklagefanımer zu fehr in die Länge gezogen werden müffe, 
daß Richter, zu fehr geneigt feyen, anzuklagen, daß ihre Ans 
klage zu fehr ins Gewicht falle — befeitigte der Kaiſer Immer 
mit der Bemerfung: daran liege nicht viel, weil ie CGour I\m- 


2UB Ueber die Berfegung in Anklageftand zc. 


weniger zwedmäßige Vertheilung der richterlichen Thaͤtig⸗ 
feit von politifchee Convenienz dictirt murde, — von Ber 
hältniffen, die Hoß in Franfreich und bloß damals galten. 
Es durften daher, wenn auch nur der Urfprung der in bie: 
fer Hinficht geltenden franzöfifchen Geſetzgebung berüdfichs 
tigt wurde, diefe fo wenig auf andere Länder übertragen 
werden, als ed raͤthlich war, die englifche Grand Jury ein: 
zuführen, wo deren Vorunterſuchungen fehlen. Jeder⸗ 
mann darf fordern, ordentlich gerichtet zu werden, wenn 
erangeltagtwird: aber eben deßhalbhat Niemand 
ein Recht, nicht angeklagt zu werden. Weder 
die engliſche Grand Jury, noch die franzöſiſche Anklage⸗ 
kammer helfen dem Angeklagten dazu, fruͤher vor ſeinen 
Richter zu kommen, früher feinen Rechtsſtreit endguͤltig 
abgefchloffen zu fehen. Aber beide zerfplittern die einzel: 
nen im Proceß auf einander wirkenden Thaͤtigkeiten, fie 
nehmen diefem feine Einfachheit und erfchweren dadurch die 
Ueberwachung ded Geſchaͤftsgangs durch die Deffentlichkeit; 
fie verwirren den Sinn des Volkes durch fonderbare Ins 
ftanzengliederungen, den der Gefchwornen durch widerſpre⸗ 
chende Anflagen, und entziehen dem Angeklagten mehr 
oder weniger den Anblick des Anklägerd. Sie nehmen 
durch eine principwidrige unzweckmäßige Theilung der Ar: 
beit weit mehr Kräfte in Anfpruch, ald nothwendig wäre. 
Wo Privatankläger in eigenem und nicht der Staatögewalt 
Namen anklagen und für böfen Willen und Kahrläffigfeit 
haften, bebarf ed Feiner Grand Jury; wo der Staatban: 
walt für Pflichtverlegungen wirklich zur Verantwortung 
gezogen werden kann, ift ed nicht nöthig, ihn durch einen 
Gerichtshof überwachen zu laffen und die Anklage aller Ber: 
antwortung zu entheben, indem man fie lähmt. 


periale den Angeklagten nicht für fehuldig erkläre, fondern 
nur anklage. Sitzung vom 13. Februar 1808. Locrè 
0.090,64. | rn 
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XIV. 
Der Begriff der Staatsanwaltſchaft. 


Herrmann. 





I 


E⸗ wäre ein vergeblicher Verſuch den Begriff der 
Staatsanwaltſchaft beſtimmen zu wollen, wenn fie nur 
ia Name wäre, mit welchem üblicher Weiſe eine Magiſtra⸗ 
ur bezeichnet würbe, deren Beruf in einer Menge verſchie⸗ 
yenartiger und durch keinen gemeinfamen 
Brund mit einander verbundener Zunctionen 
heſtände. Der Mangel eines folchen Grundes wäre frei- 
lich für die Theorie eben fo unbequem , als für bie prak⸗ 
tifche Geſtaltung bed Inſtituts nachtheilig. Die Theorie 
hätte ed mit einer Einrichtung zu thun, bei welcher durch 
ben Mangel des einheitlichen Charakters die Möglichkeit 
einer wiflenfchaftlichen Entwidelung, die Ableitung des 
Befondern aud einem Allgemeinen, bie Auöfcheidung des 
Befentlihen von dem Zufälligen, die Enticheibung der 
Gentroverfen aus der ratio des Inftitutd, geradezu aus⸗ 

! n wäre. Die praftifche Seftaltung aber fähe fich 
Ki der fchlimmen Lage, ftatt von einem folgenreichen Grunde 
und einem das Anftitut beherrichenden Principe getragen 
au werben, dem Erperimentiren nach ſchwankenden Zweck⸗ 
wößigleitsrüdfichten ſich überlaffen zu müflen. Es würke, 

u 


Sri» ». Gr. AR. 1888. III. ©t. 
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ihr nie gelingen, durch folche erborgte Stügen dem Infti- 
tute die innere Feftigkeit und den gefunden Zufammen: 
bang zu verfchaffen, den es nicht ſchon in fich ſelbſt trägt, 
und der ed allein, befonder&:bei der Vielheit unferer Le⸗ 
gißlotionen, vor baldigem erfahren ſchützen Tann. 

‚Wie eifrig aber auch unſere Wünſche für bie Zukunft 
der Siaatsanwaltſchaft feyn mögen, beren guten Einfluß 
auf die Rechtöpflege man vielfach erfahren hat, — fie kön: 
nen und wohl anfeuern dem gefuchten Begriffe nachzugehn ; 
aber fie vermögen ihn weder zu erfeßen, noch den Geban: 
fen auszufchließen, daß der Mangel eined folchen Begriffs 
das immerhin mögliche Refultat einer Unterfuchung bleibt, 
bie unbefangen nachforſcht, welchen Zufammenhang bes 
innern Grundes das wichtige Inftitut in unferm Rechts: 
ſyſteme etwa befiße. 

Eine ungünftige Erwartung in diefer Beziehung wird 
burch zwei Umftände erwedt. Zuvörderſt fällt die Un: 
beffimmtheit bed Namens auf — Staatöbehörde, 
Öffentlihes Miniftertum, Staatsanwaltſchaft. Dieſe 
Bezeichnungen find in ber That von einer fo unerhörten : 
Vagheit und hier die Sunctionen bed Amtes fo wenig cha⸗ 
rafteriftifch, daß der Verdacht unwillkührlich auftaucht, 
eb. voerde entweder der Gegenftand felbfl der innern Be 
ſtimmtheit, oder doch ferne doctrinelle und legislätive Be 
handlung des Bewußt ſeyns derjenigen Beſtimmtheit er⸗ 
mangeln, welche vielleicht in der Sache ſelbſt noch unent 
deckt lkegen mag. Und biefer Unbeftimmtheit der tethni⸗ 
ſchen Bezeichnung entſpricht ſodann auch das durchgängige 
Schwanken über die Kategorie des Sffentii- 
‚ ben Dienftes, der das Amt angehört, und über 
den Grundtypus feiner Sunctionen ' 
werben bie Mitglieder des öffentlichen. Miniſteriuimb ® 
Juſtizbeamte, bald als Verwaltungsbeamte - befliumt, 
bald follen fie bloße Partheivertreter, bald zur felbfidndt 
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zen Gefchäftserledigung befähigte Obrigkeiten feyn. Mög: 
ich, daß nach allen diefen Richtungen das Inſtitut mit 
gutem Rechte fich hinerftredt, aber unmöglich, daß es zu: 
zleich ein einheitliches Ganzes und doch nicht weiter 
ey, ald dad Aggregat fo widerfprechender Stellungen 
md Berufe, von denen natürlich ein jeder eine verfchie: 
Jene Organifation verlangt, — ein Verlangen, mit dem 
wieder die Einheit des Inſtituts nicht zufammen befteht. 
Entweder ift Staatsanwaltfchaft nur ein äußerliher Rah: 
men für mannidhfaltigften Inhalt, der bald genug die 
wundlofe Berbindung fprengen wird, ober wir müffen 
ine Einheit erkennen, aus welcher jene verfchiedenen 
Richtungen hervorgehn, und welche daher ihren Wi- 
yerfpruch nicht nur theoretifch löſt, fondern auch ein praf: 
iſches Seftaltungsprincip liefert. 

Für diefe Erkenntniß ift bisher wenig geleiftet. Denn 
hne ungerecht zu feyn, darf man behaupten, daß die gäng 
nd gäben Verfuche, den Begriff der Staatsanmwaltfchaft 
iberhaupt näher zu beflimmen"), in zwei Klaſſen zerfallen, 


4) Unberüdfihtigt bleiben diejenigen, die fich abfichtlih nur 
auf eine befondere Seite der St“. beziehen, z. B. die 
Rrafproceffualifhe. Es ſteht narürlich frei, ein Stück des 
Ganzen Lloszulöfen und für fih zu behandeln, und Niemand 
bat fich zu beklagen, daß er im Verfländnig des Ganzen 
nicht weiter kommt, wenn ihm nur das eines Stüdes vers 
ſprochen ift. Freilich wird auch dieſes letztere mangelhaft 
bleiben, wenn der wahre Schlüffel der Erklärung, der doch 
aur im Ganzen liegt, mangelt; namentlich werden ohne dies 
fen auch die der befondern Seite angehörigen Thätigkeiten 
immer als vereinzelte erfcheinen, die ihre Verweiſung an 
das nämlihe Organ der Ausübung nur der Willtühr oder 
böchftens dem Nüglichkeitsermefien des Gefeßgebers verdanken. 
Gin lehrreiches Beifpiel davon ift Boitard lecons sur 
les codes penal et d’instr. crim. (publ. par de Linage. 

„ed 5. Paris 1851) ©. 275, der ſich umfonft abmüht, die 
Verfchiedenen Vollmachten des Staatsanwalts in — a⸗ 
chen auf gemeinſchaftliche Hauptgeſichtspunkte zurückzuführen. 
Brauer in den Beiträgen zur Erläuterung der Strafgeſetz⸗ 
geb. in Baden, Bd. 1. ©. 159, feheint gerade daranı W 
verzichten. 

u2 
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von denen bie eine fih mit einer in Definitionsform ge . 
brachten Aufzählung von einzelnen Functionen begnügt 
ohne irgend einen Blid in ihre Einheit zu gewähren, bie 
andere aber eine Einheit zwar auffiellt, aber in ungenü⸗ 
gender Weife. Der erflere Mangel herrfcht mehr bei ben 
franzöfifchen, der letztere mehr bei den deutſchen Schrift⸗ 
fielen. Won beiden laffen wir einige Mepräfentanten 
fprechen. | 

In der Reihe der erfteren hebt Schend fein befann: 
ted Werk damit an ?), baß er bie Staatdanwaltfchaft als 
die Kategorie von Beamten bezeichnet, „welche bei ber 
Rechtspflege die Intereſſen des Staates, der Regierung, 
der öffentlichen Drdnung zu verfolgen, an der. Bertheibt: 
gung ber moralifchen oder fonft handlungsunfähigen Perfo: 
nen teilzunehmen, über die Vollziehung der Geſetze und 
Urtheile zu wachen, verfchiedene Arten von Beamten in 
ber Ausübung ihrer Functionen zu beaufſichtigen, den 
Vermittler zwoifchen der Regierung und verfchiedenen ges 
richtlichen Auctoritäten abzugeben, von Amtöwegen bie 
Verbrechen und Vergehen zu verfolgen, die Thaͤtigkeit ber 
Gerichte und bie gefegliche Ahndung zu veranlaffer und 
bie gefprochenen Straferfenntniffe zur Vollziehung zu brin: 
gen haben.” Gewiß wird Niemand in diefer kangathmi- 
gen Definition etwas Anderes, ald eine Aufzählung von 
Ginzeinheiten finden, denen e8 an jeder Einheit fo ſehr 
mangelt, daß ihre Verbindung in demfelben Organe ber 
Ausübung gar wunberlich erfcheint. Eben fo unerklaͤrt 
bleibt das Weſen des Inſtituts in dem Werke von Drto: 
lan und Ledeau, wo bie allgemeine Einleitung überGe⸗ 
fhichte und Charakter des äffentlichen Minifteriums und 
nicht mehr über den letzteren offenbart, als daß fett 


—— 6 


2) Scheuck traité sur le ministere puhlio, "Paris 183 
Sd. I. ®. 1. 
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entwidelte Rechtöverfaflung fefte Einrichtungen bedürfen 
wirb zur Vertretung bed Staats- und Kronguted, zur 
Berfolgung der Verbrechen und zum Schuß handlungs: 
unfähiger Perfonen *). Indem für diefe Zunctionen ein 
Brund bed Zufammengehörensd gezeigt, fondern ihre Zus 
ammenfaflung in dem Amte des öffentlichen Minifteriums 
nur als belle conception gerühmt wird, ift auch bier 
von einem Begriffe der Staatsanwaltfchaft nicht die Rebe. 

Bei den beutichen Iuriften zeigt ſich zwar ziemlich 
allgemein dad Gefühl, daß man bei einer bloßen Detail: 
anfzählung nicht ftehen bleiben dürfe: allein die Art und 
Beife, wie fie diefem Mangel abhelfen, ift doch völlig un: 
jenügend. Mit Abweichungen untergeordneter Art wier 
yerbolt fich bei Ihnen der Gedanke, daß das öffentliche Mini» 
ſterium dad den Gerichten an die Seite gefeßte Staat: 
mt fey, welches die Anforderungen der allge> 
seinen Ordnung an die Rechtspflege zu ver: 
reten babe. Indem wir und lediglich an biefe von 
Yaniels?) angenommene Faflung des Begriffs ald das 


3) Ortolan et Ledeau le ministere public eu France, 
(Paris 1814.) Bd. I. S. XI flg. ' 
4) Srundfäpe des rheinifhen und franzöf. Strafverfahrens 
8. 37. Achnlih Bauer Lehrbuch des Strafproc. $. 256: 
(die Staatsbehörde hat den Beruf „über die Beobachtung der 
Gefege zu wachen und das Intereffe des Staats bi 
der Suftispflege zu wahren.”); Frey die Staatsanmwaltfchaft 
in Deutichland und Franfreich ©. 16: (fie hat „die Inter⸗ 
effen des Staats in gemiffen, gefeglich beftimmten öffents 
lichen und Privatangelegenheiten vor den Gerichten des Lan⸗ 
des zu vertreten.”); Schmitt im Gerichtsfaal 1849. Bd. 1. 
S. 276: (das öffentl. Min. hat den Beruf, bei den Gerichs 
ten „die Sefammrhbeit, den Staat, in allen Rechts⸗ 
angelegenheiten, die das Semeinmwohl betreffen, zu vers 
teeten,, tiber die Aufrechthaltung der guten Ordnung zu mas 
Gen, die Anwendung und den Vollzug der Gefege zu vers 
tongen.”) und AU. Bon Einfluß auf diefe und ähnliche Faſ⸗ 
fungen des Begriffs ift das franzöf. Gef. v. 24. Auguft 1790. 
Fit. VIII. Art. 1. geweſen in d. W. leurs fonctions consi- 
stent à faire observer, dans les jugemens & rendre, les 
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Object unferer Kritik halten, hoffen wir durch eine Ar: 
deutung ihrer Hauptmängel die ganze Klaſſe von Juriften 
zu treffen, von welder Daniels ein hervorragender 
Repräfentant if. — 

Was zunächſt die allgemeine Ordnung anlangt, 
welche vertreten werden ſoll, ſo kann dieſe möglicher Weiſe 
gedacht ſeyn als der geſammte geordnete Staatszu— 
ſtand, welcher ſowohl die Ordnungen des Rechts als die 
der bloßen Wohlfahrt und des gemeinen Nutzens in 
ſich begreift. Dieſe Zweideutigkeit, die noch mehr bei den 
Schriftſtellern hervortritt, welche der Staatsanwaltſchaft 
eine Vertretung der Intereſſen der Geſammtheit 
oder des Staats zuſchreiben, iſt nun zwar gewiß zu 
Gunſten der Ordnungen des Rechts zu löſen, da jene 
Vertretung bei der Recht spflege ſtatt finden, alſo 
in einer Sphäre bei der Staatsgewalt ſich bethätigen 
fol, welche lediglich der Rechtsverwirklichung und 
nicht der Befriedigung der bloßen Anforderungen bed. ge 
meinen Nutzens dient. Es hätte nicht allein feinen Sinn, 
fondern wäre das fchwerfte Attentat gegen die Juſtiz, wenn 
man ein Öffentliches Organ zur Geltendmachung bloßer 
politifcher und Wohlfahrtöintereffen da einrichten wollte, 
wo dieſe Intereffen gar feinen Anfpruch haben gehört und 
befriedigt zu werden °). Und fo ift jedenfalls unter der 


loix qui interessent l’ordre general, Bei Mitters 
maier (Strafverfahren $. 41, Mündlichkeir, Anklageprins 
cip u. f. w. ©. 313) findet fih mehr Annäherung an die bei 
den erft ermähnten franzöfifchen Zuriften übliche Behandlung, 
was infoweit fein gutes Recht hat, als die übliche Begriff: 
beilimmung bei den deurfchen Suriften durch ihre Unbeftimmts 
heit und ihr gänzliches Verfehlen des fpecififhen Berufs der 
Staatsanmaltfchaft leer und unbrauchbar, ja gefährlich wird. 
5) Die Vorftelung, daß darauf eigentlich die Staatsanwalt 
{haft hinauslaufe — eine Vorftellung, die zu verfchiedenes 
Zeiten durch Regierungsfünden Nahrung erhalten hat — bat 
ehrenwerthe Zweifel gegen das ganze Inſtitut erzeugt. Kl. 
Mittermaier Mündlichkeit u. f. m. ©. 314. 
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Ordnung diemittel der Gerichtöbarkeit zur Verwaltung 
fommende Rechtsordnung zu verfiehen, das Prädicat 
der allgemeinen aber nur dedhalb hinzugefügt, um von 
der ftaatdanwaltfchaftlichen Geltendmachung ihrer Anfors 
derungen Alles auszunehmen, was rechtlich in der Verfü: 
gungsfphäre des Privatwillens liegt 9). 

Wenn nun aber diefe allgemeine Ordnung durch bie 
Staatdanwaltfchaft vertreten werden fol, fo ließe fich 
dagegen ſchon deshalb gegründete Einfprache erheben, weil 
der Begriff der Vertretung auf die ald Rechtöfubject nicht 
vorftelbare Rechtsordnung nicht anwendbar feyn Tann. 
Doch laflen wir ed und gefallen, wenn man diefen Eins 
wand dadurch befeitigt, daB Vertretung hier nicht im 
ſtreng juriftifchen Sinne, fondern in der weiteren und vul» 
gären Bedeutung genommen werde, in welcher fie auch 
daS berufene. Handeln im Dienfle allgemeiner Zwede und 
Aufgaben in fich begreift, und kraft welcher daher auch der 
Beruf, bei der Mechtöpflege die Anforderungen der Rechts: 
ordnung geltend zu machen, als eine Vertretung der leg: 
tern bezeichnet werden darf. Allein gerade dann erhebt 
fich das wichtigfte Bedenfen gegen den ganzen Begriff, wel: 
ches darin befteht, daß Dann der Unterfdhied der 
Staatsanwaltfhaft von den Gerichten nicht 
mehr feftgehbalten werden fann. Denn was ifl 
denn ander der Beruf der Gerichte, ald: die Rechtsord⸗ 
nung, wo fieverlest ift, in dem legtern Sinne zu „ver: 
treten”, da8 Organ zu fenn, durch welches bie Rechtsord⸗ 
nung fo zu fagen handlungdfähig wird, und gegen die 


6) Daß dies die Meinung von Daniels ift, zeigt die der De: 
finition der Staatsanmwaltfchaft beigefügte Bemerkung: „Ihre 
Befugniß erſtreckt fih auf ale Ausübungshandlungen der Ge⸗ 
richtsbarkeit, mögen fie verfaſſungsmäßig den Gerichten ſelbſt, 
oder nichtrichterlichen Beamten anvertraut ſeyn, jedoch nur 
infoweit fein Recht der Verfügung durch Privatwillen ents 
gegenfteht.” i 
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Verlegung auch reell fich zu behaupten im Stande if? 

Das Gericht ift ed und foll ed unverfümmert bleiben, dem 
die Geltendmahung des Geſetzes bei Rechtöbrüchen, 
und hiermit auch die Sorge für richtige Anwendung deö 
Geſetzes und die Wahrung ded dem Rechtsbruch gegenüber 
begründeten öffentlichen Interefjed der Handhabung der 
Rechtsordnung zukommt, — ein Beruf, den man nicht 
einem.vom Gerichte verfchiebenen Organ ebenfo wefentlic) 
zufchreiben kann, ohne ihn dem Gerichte zu entziehen ober 
doch zu ſchmälern. Jene Vorftellung von der Vertretung 
ber Borderungen der Rechtöordnung durch die Staatsan: 
waltfchaft muß unaußbleiblih, fo lange fie feſtgehalten 
wird, bie befannten Grängverwirrungen mit bem Richter⸗ 
amte erhalten und nähren, die fich in ihrer hoͤchſten Spike 
in ber Anficht concentriren, daß ed zuläflig fey, den Ric: 
ter bei Vornahme von Proceßhandlungen unter befondern 
Umftänden von dem Staatdanwalt vertreten zu laflen”). 

Von diefer Anficht aus wird man fich auf Die Dauer der 
Frage nicht entfchlagen können, ob nicht zur Wereinfachung 
der Sache das, was „unter befondern Umftänden” ftatt: 
haft ift, zur Regel erhoben und wenigften® die ganze Unter: 
fuchungögerichtöbarkeit dem Staatdanwalte überlaffen wer: 
den könne. Gegen die Bejahung würde fich jedenfalls 
aus dem Principe der „Die Forderungen ber Rechtsordnung 
vertretenden” Staatdanwaltichaft nicht einwenden laflen, 
und wir würden und wenig überrafcht finden, wenn unſer 
Eriminalproceß auf ſolche Weife durch die Staatdanwalb 
haft felbft in den Hafen des Inquifitiondverfahrens wie. 
der zurücgefteuert würde. Freilich läßt man fic gerade 

durch diefen offenbaren Mangel einer materiellen 

Graͤnze zwifchen ihr und dem Richteramt dazu antreiben, 


7) Code d’instr. art. 32flg. (Boitard im a. ©. 3%. 
284 fig.), noch weiter gehend die Badifche SPD. Art. 
43, 46 fig. Bol. Mittermaier ima. W. ©. 34 fig. 
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um fo eifriger nach einem formellen Unterfcheidungs: 
merfmal zwifchen beiden zu fuchen; und diefed wird: von 
den Meiften dahin beftimmt, daß die Staatsanwaltfchaft 
nur auffordert und anregt, wo dad Richteramt bie 
Anforderungen an die Nechtähülfe felbft zu erfüllen 
bat °). Allein abgefehen davon, daß wenigftens eine in: 
nere Nothwendigkeit nicht abzufehen ift, weshalb bie 
Staatögewalt ald VBerwalterin der Rechtdordnung fich in 
ein diefe Aufgabe felbft erfüllendes und ein zu diefer Er: 
füllung aufforderndes Organ fpalten fol, ift diefer formelle 
Unterfchieb auch nicht einmal richtig, wenn er anders das 
ſpecifiſch Eigenthümliche der beiden Juſtizorgane überhaupt 
bezeichnen fol. Denn die Gerichte handeln ebenfowenig 
immer nur auf Anregung der Staatöanwaltichaft, als 
vie Thatigkeit der legteren in bloßer Anregung der Gerichte 
ohne eigene Gefchäftserledigung aufgeht. Für den Straf: 
proceß ergiebt fich das erftere fchon aus der Fortdauer des 
Unterfuchungsprincip8 im neuen Anklageproceſſe, das leg: 
tere aber 5. B. daraus, daß in Bezug auf die Vollziehung 
gerichtlicher Verfügungen und Urtheile gerade dad Umge: 
fehrte wahr iſt, alſo das Richteramt ald dad Auffordernde 
und Anregende, bie Staatöanmwaltfchaft aber ald das Er: 
füllende erfcheint. — 

Hiernach befteht die Aufgabe noch immer fort, die 
Staatdanwaltfchaft auf ihren Begriff zu bringen. Wir 
hoffen ihm näher zu fommen, indem wir allen algemei: 
nen Sätzen von Vertretung der allgemeinen Orbnung 
u.dgl., mitdenen fich nichts aufftellen läßt, gänzlich entfa: 
gen, und von concreten biftorifhen Begriffen 
unferer Gerichtönerfaffung ausgehend, den wirkli⸗ 
dm Zufammenhang der Staatdanwaltfchaft mit ihnen 
und dadurch auch der leßteren in fich zu zeigen verfuchen. 





9) So Daniels a. a. O. 
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Diefer Weg verlangt weder ein weitfchichtiges Eingehen in 
die Gefchichte der Gerichtöverfaflung, noch eine Darftellung 
der Gefchichte der Staatdanwaltichaft, fondern vielmehr 
nur, daß mohlbefannte germanifche Einrichtungen und 
Rechtsſätze, welche aber unter verfehrter Einmiſchung des 
römifchen Rechts und abftracter Behandlung der Lehre von 
der Gerichtsbarkeit noch immer zu leiden haben, von diefer 
Berfümmerung befreit werden. Indem eine folche ver: 
fehrte Behandlung gerade auf den Punkt drüdt, in wel: 
chem unferes Erachtens der wahre Grund der Staatdan: 
waltfchaft Liegt, nämlih die Unterfheidung der 
Gerichtsherrlichkeit und der Gerihtöbarfeit 
im engernunbd eigentlihen Siane, erklärt fi 
auf diefe Weife zugleich die auffällige Erfcheinung, daß 
jener Grund fi dem juriftifch gebildeten Blicke in unfe: 
rer Zeit fo beharrlich entzogen hat 9). 


II. 


Die Gerichtsbarkeit im weitern Sinne, d. h. die 
verwaltende Juſtizhoheit im Gegenſatze der geſetzgebenden, 
oder die öffentliche Gewalt, welche den Schutz und die 
Aufrechthaltung des Rechts im Wege des Gerichts bewirkt, 
zerfällt, ſoweit wir rechtshiſtoriſch germaniſche Einrichtun: 
gen verfolgen können, in zwei nach Inhalt wie nach Dr: 


9) Von neuern Schriftſtellern hat mein verewigter College Falck 
das Verdienſt, in feinem Handbuch des Schleswig⸗Holſteinſchen 
Privatrehts Bd. 3. Abth. 1. ©. 5 fig. die Wichtigkeit der 
obigen Unterfcheidung für das Begreifen der beftehenden ger 
richtlichen Einrichtungen hervorgehoben zu haben. Leider iR 
das bezeichnete Werk, das unter feinem unfcheinbaren Zitd 
eine Fülle der trefflichften flaatsrechtlichen , proceſſualiſcher 
und privatrechtlichen Ausführungen birgt, von den Juriſte 
außerhalb der Herzogthümer viel zu wenig gekannt und ge 
braucht. Es ift eine wahre Fundgrube gefunder und aus rei⸗ 
chem gefchichtlichen Wiffen ftammender Gedanfen. 
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gan und Form der Ausübung differente Beftandtheile, die 
man unter Benugung noch jet in der Rechtöfprache vor: 
fommender Ausdrüde als Gerichtsherrlichkeit und 
als rihterlihde Gewalt (Gerichtsbarkeit im 
engeren Sinne) paflend bezeichnet. Die Gefchichte 
diefed Unterfchiedes zeigt einen Wandel in demfelben wohl 
infofern, als die Belchaffenheit der Organe und der Tha- 
tigfeitöformen der beiden Gewaltözweige, ja auch ihr An- 
theil an Rechten und Pflichten wechfelt, indem bald ber 
eine bald der andere bedeutfamer hervortritt und einen rei: 
cheren Inhalt befißt: wie denn im Mittelalter das Recht 
tes Gerichtsherrn ein umfangreicheres iſt, in der neuern 
Zeit aber feit dem Untergange der Schöffengerichte die rich: 
terliche Gewalt ein immer weiteres (Gebiet der Gerichtöbar: 
Feit in ihren Kreis gezogen hat. Allein der Unterfchied 
ſelbſt ift unwandelbar vorhanden, und behält auch infoweit 
einen übereinftimmenden Charakter, als der Gerichts: 
berriichleit der Gedanke einer Gewalt zu 
Grunde liegt, welche die gerihtlide Erle: 
digung der Rechtsſachen möglich zu machen 
und die dazu erforderliden Maßregeln und 
Beranftaltungenzutreffenhat,wäahrendvon 
der Serihtsbarfeit im engern Sinne dieſe 
Erledigungfelbftgeleiftet wird. 

Rad) dem Rechte des Mittelalters!) überwiegt, 
wie gefagt, die Gerichtöherrlichkeit fo fehr, daß fie den 
gefammten Inhalt der Gerichtsbarkeit nur mit Ausnahme. 
der eigentlichen NRechtfprechung in fich faßt, und demnad) 
die von ihr unterfchiedene richterliche Gewalt nur ald eine 





10) Bol. © nionn Befhichte des Röm. Rechts im MA. 
u. 1. 85 fig. (2. Ausg.); Grimm deutfhe Rechtsals 
Keimen 6. 750; Maurer on des altgerman. Ges 
tihtsverfahrens $. 5 fig. 53 fig. Baig ben sche 
NE Bd. 1. ©. 110flg. 7 Bd 

417 fig. u. AX. 
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Urtheilsgewalt erfcheint. Wohl mag der Zweifel auf: 
geworfen werben, ob ein Antheil an der Gerichtöbarkeit, 
der nur die Rechtiprechung enthält, noch angemeflen als 
rihterlihe Gewalt bezeichnet werde; und zu feiner 
Verftärtung mag der befannte Sprachgebrauch der mittel: 
alterlihen Quellen dienen, bie dad Prädicat judex nicht 
den Subjecten der Urtheildgewalt (Schöffen) fondern viel- 
mehr dem zur Ausübung der gerichtöherrlichen Mechte be: 
ftelten Beamten beilegen 9). Allein dies ändert natürs 
lich nichtd an der Sache, auf die es hier allein anfommt, 
daß nämlich auch das Recht des Mittelalterdö innerhalb 
der Gerichtöbarkeit zwei nach Quelle, Organ, Function, 
Inhalt verfchiedene Beſtandtheile unterfcheidet, die wir 
mit den oben vorgeichlagenen technifchen Ausdrücken felbft 
dann bezeichnen dürfen, wenn ed für die individuelle 
Geftaltung dieſes Unterfchieds im Mittelalter angemeffener 
feyn folte, flatt des Ausdrucks richterliche Gewalt 
etwa den der vehtfprehenden zu fubftituiren. 

Die Gerichtöherrlichfeit nun ift ihrer Quelle nad 
eine urfprünglich königliche 7%), fpäter feit Entwide 
lung der Landeshoheit Iandeshoheitliche Gewalt — 
die rechtfprechende ebenfo urfprünglich und wefentlich bem 
Volke, beftimmter dem Volkskreiſe zugehörig, welcher 


11) F. E. Pufendorf de jurisdict. german. P. L. e I. 
8. 2. 4. c. 11. $. 1—4 Die Wichtigkeit diefes Sprachge⸗ 
braud finkt freilich wieder dadurch, daß das Wort judex 
im MX. kein beflimmt abgegränztes Gebiet gerichtsbars 
eitlicher Rechte umfaßt, ja oft ganz allgemein von Beams 
ten überhaupt gebraudht wird. Waitz im a. W. Dh 2. 
&.323. Und in der That muß bei dem Gegenfag von Rid> 
ter und Schöffen weniger an die Vertheilung der juriſti⸗ 
fhen Beſtandtheile der Gerichtsbarkeit, als an den politiſchen 
Gegenfag des obrigfeitlihen und des gemeindlichen Antheils 
an der Gerichtsbarkeit gedacht ſeyn, fo daß alfo der Biker 
nicht deshalb Nichter heißt, weil er allein die richterliche Gr 
walt hat, fondern weil er ein obrigkeitliher Beamter #. 

12) natürlich feitdem Königthum befteht. Da es Hier nicht anf 
Rechts geſchichte als folhe abgefehen ift, wird nur das Zupb 


fche hervorgehoben. 
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den Traͤger des durch Rechtiprechung zu verwirflichenden 
Theiled der Rechtsordnung bildet. Das Organ der er: 
fteren find immer Obrigkeiten, und zwar entweder die 
Könige felbft, ober die erft ernannten fpäter erblichen In: 
haber des Grafenamts, oder fonflige aus den Smmunitäs 
ten und aud der Vielherrigkeit des Mittelalterd bervorge: 
gangene politifche Auctoritäten und die von ihnen ernannten 
Beamten: — dad Organ der zweiten find die dem orga: 
nifhen Volkskreiſe felbft angehörenden und das Rechtöbe: 
wußtfenn befielben darftellenden Schöffen. Die Func— 
tion ber erfteren iſt Gebot und Verbot, unmittelbare felbft 
smangsweife Anordnung (Bann), den Urtheilern gegen: 
über Frage, Antrag; — bie Function der zweiten ift der 
Rechtſpruch, das Urtheil. Der Inhalt der erfteren, in 
deſſen Reichthum ſich vorzugsweis der mittelalterliche Zu: 
ſtand charakterifirt, umfaßt insbeſondere 1) diejenigen 
Veranſtaltungen, welche die gerichtliche Thätigkeit über: 
haupt möglich machen, vornehmlich die Beſtellung von 
Richtern und Urtheilern, Sorge für die gerichtlichen Lo: 
calitäten ; 2) die Gebote und Anorönungen, durch welche 
dad Gericht zur Verhandlung und gerechten Entſcheidung 
einzelner Rechtsſachen in den Stand geſetzt wird, alfo 
die Anordnung der Gerichtöfißung, die Ladung der Schöf: 
fen, Partheien, Zeugen; 3) bei der Verhandlung felbft 
die Macht des Befehles und des Zwanges, wodurch das 
Berfahren in feinem Verlaufe nach den geltenden Pro: 
ceßnormen geleitet wird, über welche die Schöffen, da 
nöthig, das Necht weifen; 4) die Bolftre dung des 
von den Schöffen abgegebenen Urtheild.. Und mit diefen 
Sechten , die ebenfoviele Pflichten find, deren Erfüllung 
andy Beldaufwendungen erfordert, fteht ſodann 5) ber 
gerichtsherrliche Anfpruch auf die fog. Serihtsnußun: 
gen In Verbindung, insbefondere die Geldbußen, bie 
Eonfiscationen, die verfallenen Cautionen. An diele 
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Rechte aber, die man als die allgemeinen in Bezug auf 
alle gerichtlich vorhandenen Rechtsſachen fich äußernden 
Ausflüffe der Gerichtöherrlichkeit bezeichnen darf, fließen 
fi) dann wegen inneren-Bufammenhangs noch andere von 
fpecieller, durch befondere Vorausſetzungen bedingter, Ra: 
tur an, wie an dad zweite die Maßregeln zum gerichtlichen 
Schutz handlungsunfähiger oder fonft befonders fchugbebürf: 

tiger Perſonen, an das fünfte verſchiedene gerichtiiche Ben 
mogensverwaltungen u. f. w. 

Die wihtigfte Veränderu ng, welche dieſen 
Rechtszuſtand traf, bat ihren Grund in dem Aufhsren der 
Schöffengerichte, und befteht darin, daß die obrigkeit⸗ 
liche Gewalt zur Haltung bed Gerichts, Leitung feiner. 
Verhandlungen und Bollftredung feiner Urtheile mit der 
früher im Wolfe ruhenden der Rechtsſprechung berei- 
chert wurbe, alfo nunmehr auch das Organ ber Urtheils: 
gewalt diefed fein Recht aud der Gerichtöherrlichkeit ablei: 
tete. Seht waren alle Beftandtheile ber Gerichtbarfeit im 
weiteren Sinne in dem Rechte des Gerichtsherrn 
dergeflalt zufammenbegriffen, daß er für die Ausübung 
ihres gefammten Inhalts als die Quelle erfchien, und 
damit war die Grundlage für die neuere flaatörechtliche 
bee gewonnen, daß dad Staatdoberhaupt, inben «8 
die Stäatdgewalt ald Zotalität in fich vereinigt, auch bie 
Duelle aller Gerichtöbarkeit ſey, und die Gerichte nicht 
blos kraft feines Rechts beftellt und befeßt werben unb ver 
fahren, fondern daß fie auch Eraft derſelben Auctorität un 
in deren Namen bie Urtheile fprechen 18). 

- Diefe Veränderung war jedoch weit entfernt, zu 
einem Aufhören der alten Unterſcheidung von gerichtöhew 
licher und richterlicher Gewalt zu führen. Ihr Grund war: \ 

13) Die.aus der Patrimonialgerichtsbarkeit (richtiger Patrin⸗ 


nialgerichtsherrlichkeit) fließende Beſchränkung ˖ dieſeẽ * 
dürfen wir bier übergehen. Vgl. darüber Falck a. 


GS. 10, 11. 





| 
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ja durch dad Zufammengehn fämmtlicher Gerichtöbarfeits: 
befugnifje in der nämlihen Quelle oder dem nämlichen 
Gefäße nicht allein nicht aufgehoben, fondern eben hier: 
durch dergeftalt verflärkt, daß die [härffte Sonde: 
rungin den Organen der Ausübung beider Ge: 
walten verlangt war. Und fo fam der Grundfab zur 
Herrſchaft, Daß die richterliche Gewalt nicht von dem 
Staatöoberhaupte in Perfon oder von feinen unmittelba: 
ren Regierungsgehülfen, fondern lediglich von verfaſſungs⸗ 
mäßig beftellten Gerichten verwaltet werden dürfe, Die, 
wenn fie auch ihr Recht erft aus dem feinigen ableiten, 
doch in deflen Ausübung von feinem Einfluffe völlig un: 
abhängig feyn müffen. Die Wirkung jener Veränderung 
beftand demnach wohl in einer Zunahme der königlichen 
refp. landeöhoheitlichen Gerichtsbarkeitsrechte, allein in 
einer folchen, welche nur dem einheitlichen Ganzen des 
Staats zu Gute fam, ohne der Landesobrigfeit felbft eine 
weitere Sphäre ihrer perfönlichen Theilnahme an der 
Rechtöpflege zu verfchaffen. Sa jene Zunahme führte fo: 
gar die bedeutenbfte Abnahme in derleßteren Beziehung 
mit fich, und brachte e8 zu dem oben erwähnten Ueberge: 
wicht ber richterlichen über die gerichtöherrliche Gewalt, wel: 
che die neuere Zeit im Gegenfaß zum Mittelalter charafte« 
riſirt. Diefer Punkt nimmt nach der Intention ded ge: 
genwärtigen Aufſatzes eine befondere Wichtigkeit in An- 
fpruch: er bildet den Uebergang zur Staatsanwaltfchaft. 

Als nämlich die Urtheildgewalt durd) den Untergang 
ver Schöffengerichte mit der Gerichtöherrlichkeit fich) verband, 
wurde zur Ausübung der erfteren fein ſchlechthin neues 
Amt gefchaffen, fondern fie wuch8 dem vorhandenen Amte 
ja, welches bis dahin zur Verwaltung der ausgedehnten 
gerihtsherlichen Befugniffe in den einzelnen Rechts: 
lachen beftimmt gewefen war, und nunmehr durch aller: 
and Verbeſſerungen feiner Organifation (m&belontere 
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fugnifle bei den einzelnen Gerichten unmittelbar wahr 
zunehmen völlig außer Stande if. Nur für die unterge 
orbnetfte aller gerichtöherrlihen Zufländigfeiten befland 
früher fporadifch ein befonderes Amt in den Siscalen, 
welches vorzugöweife der Verfolgung und Wahrnehmung 
der vermögensrechtlichen Seite des gerichtäherrlichen Rech 
tes in den einzelnen Rechtsſachen diente 19), Allein es 
ging an ber Aermlichfeit feined Berufes und an ber mit 
der Aenderung bed Strafenfyftems fteigenden Leere feines 
Geſchäftskreiſes zu Grunde. 

Ein Rechtszuſtand, wie der angeführte, der fich ald 
bloßes Vorhandenſeyn eines richterlihen Amtdorganismus 
und Fehlen eined gerichtöherrlichen charafterifiren läßt, und 
die Bebürdung ded erfteren mit fremdartigen Vollmachten 
im nothwendigen Gefolge hat, wird fo lange wenigftens 
möglih, wenn auch nicht befonderd zwedmäßig bleiben, 
ald. nach der befiehenden Proceßordnung bie einzelnen 
Rechtöfachen Feine andere juftizverwaltende 
Thätigkeit,al&dierichteramtliche, zuihrer Erle 
digung erfordern. Die Sache ändert fih, fobald die 
Droceßgefebe außerdemnochdie regelmäßige Mitwir: 
Fungeiner andern für Juſtizzwecke beftellten 
Dbrigfeit verlangen, wenn alfo z. B. für den Straf⸗ 
proceß die neue Anflageform adoptirt wird. Sobald died 
gefchieht, ift die Einrichtung einer beiden einzelnen 
Gerichten gegenwärtigen und thätigen Magiftratur fben 
vorausgefegt, welche zwar dem Organismus der Recht 
pflege, aber nicht dem richterlichen, fondern — nad hifle 
rifhem Begriffe und Zufammenhange — dem gerichtäherr 
lichen angehört. Und fo erklärt es fi), weshalb gerade 
die Einführung des neuen Antlageproceffe 











16) Vgl. darüber die guten Nachweifungen bei Dantels im 
a. W. ©. 49 flo. 
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e Staatdanwaltichaft in Deutfchland heimifch machen 
ußte. Abgefehen vom Anflageproceß hätte fich die leg: 
re wohl ald gute Einrichtung empfohlen, aber erft durch 
n wurde jede Wahl, jede Möglichkeit fie abzulehnen aus: 
fchloffen. Abgefehen von ihm mochte man diöcutiren, 
es zweckmaͤßig ſey und ded Aufwands verlohne, für 
ntbürbung des Richteramts von manchen disparaten Ge: 
häften der Juſtizwerwaltung und für die Möglichkeit uns 
ittelbaree Wahrnehmung des gerichtöherrlichen Berufes 
ei den einzelnen Gerichten einen befondern Zweig des Zu: 
zdienſtes einzurichten: mit der Entſcheidung für ben 
wen Anklageproceß war die Einrichtung eines ſolchen im 
orwege entfchieden, und ed fonnte nur noch darauf ans 
mmen, dem neuen Amte außer dem unmittelbar Noth⸗ 
endigen, nämlidy der Erhebung und Betreibung der öf—⸗ 
ntlichen lage wegen Verbrechen, feinen weiteren, im 
nern Zufammenhange der Suftizverwaltung begründeten, 
jerufößreld zu übertragen. So gewinnt in der 
taatsanwaltfchaft neben dem richterlichen 
in gerihtöherrliher Amtsorganismus wie: 
er Boden. 


III. 


Dieſer Boden war nicht verloren worden in einem 
ande, wo die frühzeitig erſtarkte Macht des Königthums 
uch der Feſthaltung und ſelbſtändigen Vertretung der ge: 
Wtöherrlichen Rechte zu Statten fam, — in $rant: 
tich !7). Hier befteht fehon feit dem 14. Jahrhundert 





17) Senaneres über die GSefchichte f. bei Maurer im a. W. 
S. 146 fig.; Biener Gefch. des Snquifitionsproc. ©. 192 fig. ; 
Stein Geh. des franzöf. Strafrechts und des Proc. ©. 387. 
484 fig. 666.; Danielsima.W. ©. 38 fig; Faustin 
Hölie trait6 d’instr. crimin. ®b. I. ©. 465 fig. ; Orto- 
lan et Ledeau, im a. W. Bd. 1. S. XL fle. 
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eine mit ber Wahrnehmung Eöniglicher Rechte bei den Ges 
richten beauftragte Magiftratur(procureur du roi), welche 
in ihrem Beginne, den deutfchen Fiscalen ähnlich, die ver: 
mögenSrechtlihen Intereffen der Krone vertritt, allein 
bald zu der wichtigeren und inhaltöreicheren Stellung eined 
Verwalters derjenigen Gerechtfame ſich ausdehnt, welche 
in der Eöniglihen Pflicht für Handhabung ded Rechts 
zu forgen begründet, neben und bei den einzelnen Gerich⸗ 
ten durch Antrag, Aufjicht, felbfländige Verwaltung aus 
zuüben find 1%). Deshalb hat die Procuratur Verbrechen 
zur gerichtlichen Gognition zu bringen und an dem inquiſi⸗ 
tionalen Verfahren durch Anträge ſich zu betheiligen, für 
den Vollzug der gerichtlichen Urtheile und Befchtüffe zu 
forgen, beziehungsweife ihn zu überwachen, auf die Er: 
haltung der Gefeße in der Anwendung der Gerichte zu drin 
gen, die Begeifterung der Gefege und Edicte zu betreiben, 
ben Rechtsſchutz der Interdicirten, Abmefenden und ter 
phyſiſchen und juriftifhen Perfonen wahrzunehmen , die 
- unter dem befondern Schirme des König ftehen u. f.w'?). 


“ 





18) "Auch bei der justice seigneuriale gab es Procuratoren zur 
Wahrnehmung der gerichtsherrlichen Befugniffe, die aber 
niemals eine den Eöniglichen Procuratoren gleihe Wichtigkeit 
erlangen Eonnten;z ihnen fehlte die aus der ftaatsrechtlichen 
Stellung des Königthums (löä rois a de son droit le ge- 
neral yarde de son. roiaume Beauman. 34, 41) ftammend 
Bedeutung für den öffentlichen Zweck der Rechtspflege, und 
fie blieben mehr Vertreter der individuellen befonders der 
fiscalifchen Sntereffen ihrer Herren. 

19) Sehr intereffant ift der völlig ausgebildete Charakter db 
Inſtituts, wie er aus der erften Hälfte des 16. Ja 
in einem Werke des großen franzöfifhen Juriſten Budé 
(Budaeus Kkorensia. Lutetiae 1548. fol.) an verſchiede⸗ 
nen Stellen hervortritt. Er fchreibt ihm eine Auntiatie (iM 
römifhen Sinne), intercessio und inspectio zu, nennt e 
feinem Zwecke nad) tutelae popularis mandatum, asyles 
popularium, legum ac sanctionum propugnaculum , dest- 
tutorum hominum, vim passorum , impotentiae, oppfe® 
sorum patrocinium, und fagt von ihm: cum in fide 
cipis ut pupillorum nomen viduarumque, ita legum rio- 
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Das VBorhandenfeyn diefer Magiftratur in ihrer durch die 
Geſetzgebung Ludwigs XIV. abgefchloffenen Organifation 
erhielt den gerichtöherrlichen Beruf in fcharfer Sonderung 
von der richterlihen Amtsgewalt, indem fie dem erfteren 
ein fo zu fagen peripherifches, in ben einzelnen Ge: 
richtsbezirken und bei den einzelnen Arten der Gerichte 
handlungsbereites, Organ gewährte, deſſen er in Deutſch⸗ 
land gänzlich entbehrte, wo ihn nur ein centrales Or: 
gan zu Gebote ftand. Zührte diefes Nebeneinander des rich: 
terlihen und gerichtöherrlichen Etaatdamts auch zu man: 
nigfachen Gränzftreitigfeiten zwiſchen beiden, fo verfehl: 
ten boch auch diefe nicht, der Ausbildung des eigenthünli: 
hen Charakters eines jeden zu dienen: und weit entfernt, 
daß die königliche Procuratur ein bereite Mittel zur Gel: 
endmachung politifcher Geſichtspunkte bei-der Rechte: 





latarum aut contemptui habitarum querela, immo vero 
charitas reipublicae orbata patrocinio, posita sit, cogni- 
tor ille principis populique actionum nomenclatura spleu- 
dere ut illustri sic jejuna videtur, nisi strenunm patro- 
ciniam germanumque, non inani persona fucatum, tanto 
nomini respondeat. Er warnt vor der Depraparion, Die 
dem wohlthätigen Inſtitute durch Verwendung fur Zwecke 
des Ehrgeizes drohe, wozu ſchlimme Erfahrungen reichlichen 
Anlaß geboren zu haben ſcheinen. In quem omnes suas ac- 
tiones princeps populusque transscripserunt, is cuncto- 
rum et singulorum vivem dolere pro sua debet. Cozxni- 
tor publicus sic se Regyium meaninisse debet, ut tamen 
princeps non minus illi populi jura, id est publica, quam 
regia flscique commendata voluerit (©. 134. 135. 224. 
225.). Im Ganzen ift Bude der damaligen Wirkfamfeit der 
Aieht aber” befenters im Criminalvbproceſſe, nicht günftig, 
chiebt aber die Echuld auf die gefunfene Strenge des allges 
meinen Rechtsfinns und der ‚öffentlichen Eitte: temporum 
eonditio disciplinaque semper bunos et commendabiles mo- 
ren aut aluit aut imminuit, nec tam singulorum hominum 
eulpa quam universorum quodam consensu peccatur im 
rebas hujusce generis. Hujus honoris nomen olim et se- 
eulis melioribus, non etiam doctioribus, venerandum et 
sacrosanctum fuit; quo tempore non in candida ambitus 
peti, sed deferri praerogativa virtuti faventium et suf- 


fragatu famae solebat. 
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pflege gewefen wäre, diente die Verbindung, in welde 
fie inftitutionell mit den Gerichten unmittelbar gefeßt war, 
im Ganzen mehr dazu, um durch flete Berührung aud 
in dem gerichtöherrlichen Amte das Bewußtfeyn feines 
Beftimmtfeyns für den Juſtizz weck zu erhalten und zu 
pflegen. ine blos centrale und ebendeshalb von dem 
unmittelbaren Verkehre mit den Gerichten getrennte 
Ausübung der gerichtöherrlihen Befugniffe wird der 
Gefahr, dieſen Gefichtspunft zu verlieren und politi: 
cher Einmifchung dienftbar zu werden, weit mehr auß 
geſetzt fenn. 

Obſchon das öffentliche Minifterium nicht blos Außer: 
lich eine Schöpfung des Königthums war, fondern aud) 
mit der monarchiſchen Verfaſſungsidee auf das engfle zuſam⸗ 
menhing, welche in dem König dad urfprünglide 
Subjectder Staatögewalt erblidt und damit aud bie 
Sorge für die Handhabung des Recht und. für die dazu 
erforderlichen VBeranftaltungen ald feine urfprünglihe Be: 
fugniß und Schuldigfeit auffaßt 79°), — fo war doch der 
Fortbeſtand jened Amtes durch die Fortdauer der Monar: 
chie ebenfowenig bedingt, wie nach dem Beifpiele Deutſch⸗ 
lands dad Dafenn des erfteren von dem Dafeyn der legte 
ven unabtrennbar if. Die Revolution hat ed denn aud 
nicht zerftört, fondern ihm nur die Uebel zugefügt, bie 
von abftracten Staatöbildungdverfuchen felbft auf diejent- 
gen Einrichtungen audgehn, die man aus dem Üeberlie 
ferten aufnimmt. Zwar begann man gleich mit einem 


19a) Es ift daraus leicht abzunehmen, was wir von der Wahr⸗ 
beit einer Betrachtung halten, wie die Jagemann's iM 
Gerichtsfaal 1849. Bd. 2. ©. 218: „In einem abjelute 
Staat läßt fih die Staatsanmaltfchaft nicht mohl denken, weil 
fie die Anerkennung des Anklagefyftems, und diefes wieder et 
Öffentlich mündliches Verfahren, und Iegteres ein Schwure" 
richt vorausfegt, mithin Einrichtungen, welche zu viel De 
moctatifches in fich tragen, als daß fie mit dem Abfelatik 
mus zu vereinigen mären.” 
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Berfuche gründlicher Desorganifation, welcher auf einmal 
ben verftändigen Zufammenhang und die fittlihe Würde 
an der Wurzel angriff, die dad Amt deshalb bewahrt 
hatte, weil feine Zraditionen es ald Juſtiz organ charaks 
terifirten: man theilte es in zwei Aemter des commissaire 
du roi (dann du pouvoir executif) und des accusateur 
public ®), Allein nachdem die Frucht dieſer Trennung 
eine durch die Revolution raſch großgezogene Ausartung 
und VBerwilberung des legteren Amtes gewefen war, kehrte 
man von dieſer Epifode wieder zur Herftellung des frühern 
einheitlichen Amtes zuruͤck, welches denn auch mit einzel» 
nen nicht wefentlichen Modificationen,, die fich z. B. aus 
der voliftändigen Durchführung des Anflageprocefies erga: 
ben, der neueften Zeit überliefert worden ift ?). Nur 
darin feheint ein das Snftitut im Ganzen betreffender und 
für feine weitere Entwidelung nicht unbedenklicher Wans 
dei zu liegen, daß ed, mit den neueren Sategorieen des 
franzöfifchen Verfaſſungsrechts in Verbindung gefegt, von 
feinem alten Einheitsgrunde abgefommen ift, den es in 
dem gerihtäherrlichen Berufe der oberfiten Landes» 
obrigfeit beſitzt. Während diefer ein beſtimmtes Princip 
für den Inhalt ded Amtes, für feine Organifation und 
den Beift feiner Verwaltung liefert, entbehrt man ein fol- 
ed, wenn man nichtö weiter von ihm auslagen kann, 
als was fich von jedem Polizeidienft fagen läßt, daß ed 
namlich ein Amt der nichtrichterlichen Executive fey, 
bem eine Vertretung ber Intereffen der allgemeinen 
Drbnung zuflomme In der That wird man fich jegt 
erft recht auf den guten Genius verlaffen müſſen, ber 





20) Geſetze v. 24. Aug. 1790. VII. 1 fig., v. 1. Dec. 1790. 
art. 23., Conftitut. v. 3. Scptbr. 1791. 11. 5. art. 2. 25., 
Geſetze von 13. 20. Oct. 1792. 


21) Sefege v. 27. Ventose Jahr VII. art. 35., v. 20. April 
i810. 1.6, VI. 47.; Helie im a. W. Bd. 2. ©. 191. 
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nach der Meinung ber Franzoſen mehr als ein beflimmtes 
Princip über der Gefhichte des Inſtituts bisher gewal⸗ 
tet bat. 


IV. 


Es ift wichtig daran zu erinnern, daß Deutſch⸗ 
land, foweit ed nicht früher fhon mit dem franzöfifchen 
Rechte in Verbindung gekommen war, das öffentliche Mi: 
nifterium Durch die neuefte Reform des Straf: 
proceffeö fi) angeignet hat, von welder ein mit bes 
Anklagepflicht audgeftatteted öffentliches Amt wefentlich vers 
langt iſt. Weil man eines öffentlichen Anklägers 
bedurfte, nahm man die Staats anwaltſchaft auf, 
die nicht blos nach dieſer, in Deutichland üblichften, Be 
zeichnung, fondern auch nad) der weit verbreiteten Vorſtel⸗ 
lung des juriftifchen und nichtjuriftifchen Publikums, zu 
ber Führung der Partheirolle des Staat3 gegen die Uebers 
treter feiner Strafgefege wefentlich beſtimmt erfcheint. 
Befonders in den großen deutſchen Gebieten, in welchen 
man bei den proviforifchen Einrichtungen des Jahres 1848 
den Etaatdanwalt nur mit der Anflägerfunction audflat- 
tete, ift eine Auffaffung allgemein verbreitet, tie ihn, 
wenn nicht in feinem thatfächlichen,, fo doch in feinem jw 
riftifhen Wefen viel mehr dem accusateur public bed 
Sahres 1791, ald dem ministere public des hiftorifchen 
Rechts annähert. Er erfcheint hier als eine bloße Anflages 
vorrihtung, die ihren eigentlihen Grund, nicht ble6 
ihre nächfte Beranlaffung in der Einführung bei Au⸗ 
Flageproceffes hat. Durch eine folche Auffaffung geht aber 
nicht allein ter richtige Geſichtspunkt für die Anklägerfuno 
tion felbft verloren, fondern fie erftidt auch die Keime 
einer gefunden Organifation, zerftört für die WBeilegung 
weiterer Functionen jede principielle Grundlage, und laͤßt 
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für Beurtheilung der Angemeſſenheit folcher Erweiterungen 
nur ben verkehrten Maaßftab übrig, ob fie fich auch wohl 
für ein wefentlich anklagendes und ftrafverfolgendes Organ 
fhiden und ſolchen partheiifchen Händen gewiffenhafter 
Weiſe anvertraut werden dürfen. | 

Diefe Wirkungen jener Auffaffung wird ein Jeder 
erfahren haben, der in der jüngften Zeit an dem Zuftandes 
kommen vollftändiger Proceßgefeke in öffentlicher Stellung 
mitzuarbeiten hatte. Kraft der flillfchweigenden Voraus⸗ 
fegung, daß der principielle Charakter der Staatsans 
walfchaft in der Führung der Anflägerrollein Straffachen 
beftehe, wurde von den achtungswertheften Seiten her jebe 
Erweiterung ihres Berufs auf nicht rein partheiliche Func⸗ 
tionen beftritten oder toch bemängelt. Man ftellte den 
Zundamentalfag der DOrganifation in Frage, von welchem 
alles Gedeihen des SInftituts abhängt, daß nämlich die 
Staatdanwaltfchaft einen befondern Zweig des Juſtiz⸗ 
dienftes und baher mit dem Richteramte zufammen den 
Amtsorganidmus der Rechtspflege bildet *?), in wel: 
chem der Uebergang ber Perfonen von einem Zweige in den 
andern gerade ebenfowenig anftößig ift, als wenn ein 
Quftigminifter aus dem hohen NRichterftande hervorgeht oder 
in denfelben zurüdfehrt: nur den Ankläger im Auge, 
hielt man ſich an den Wiberfpruch zwifchen dem vorzugs: 
weis partheiifchen und dem vorzugsweis unpartheilfchen Bes 
rufe, und beftritt jenen Uebergang als unbeilvolle und den 
Geiſt des Richteramtes gefährdende Wermifchung ber bes 
terogenften Standpunkte. Ja Manche kamen fchon zu fols 
gender Concluſion: wenn ed einerfeitö praßtifch unthunlich 





32) Machten doch fogar Gefege den Zehler, die Mitglieder 
der GStaatsanwaltichaft für Verwaltungs beamte zu era 
flären ; fo da6 Hannov. Gefeg das mündlich s öffent. Werfahs 
ren betr. v. 34. December 1849. 
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ſey, die flaatsanwaltfchaftliche Laufbahn von der richten: 
lichen vollftändig zu trennen, andererfeits aber durch ihre 
Berbindung der in dem Richterſtande auf alle Weiſe zu 
pflegende Geift der Unpartheilichkeit und Unabhängigkeit 
weientlich bedroht werde , fo fey eö befler auf die Staats» 
anwaltfchaft zu verzichten, ald durch ihre Aufnahme das 
fundamentalfte und heiligfte Gut unferer Staatsorbnung 
zu untergraben. Und fo wurde, da natürlid Niemand 
an die Möglichfeit des Syſtems der Privatanklage denkt, 
durch die Vereinerleiung des Staatsanwaltd und des df: 
fentlichen Anklägerd gegen den einleuchtendfien Kortfchritt 
unferer Rechtöbildung eine ehrenwerthe Reaction hervorge⸗ 
rufen, die den Inquifitonsproceß zwar nicht al& gut, aber 
doch als relativ befler im Vergleich zu den aus ber Staats: 
anmwaltfchaft brohenden Gefahren, vertheidigen zu müflen 
glaubte. 

Läßt man aber auch den Anklageproceß und um fei> 
netwillen ben Staatsanwalt als öffentlichen Anfläger 
unangetaftet, fo beginnen nun erft die fchwerften Beben» 
Pen fich zu erheben. Wenn nämlich in der hat das Prin⸗ 
cip der Staatdanwaltfchaft nicht tiefer liegt, als in ber 
Nothwendigkeit der Partheienorganifation 
im Strafproceß, fo wird man nimmermehr im Stande 
feyn, ihn zu etwas Anderem, ald zu einem Adv ocaten 
der Anklage (natürlich mit redlihen Mitteln) zu me 
hen, der dem Begriffe feiner Stellung umfomehr ent 
fpricht, je mehr er den reinen Partheiftandpunft 
behauptet, und eben dadurch einerfeitö den Gegner zur reinen 
und felbftändigen Durchführung des feinigen, andererſelis 
aber dad Richteramt in den Stand feßt, über diefen im ihrer 
Einfeitigfeit berechtigten Partheirichtungen als unpar 
theiifches Organ des Gefeges ausfchließlich zu walten. Akt 
was die Partheirollen alterirt, ift bann gegen das Princip 
ber Staatdanwaltfchaft, die erbaulichen Redensarten von 
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Vertretung des Geſetzes, gleichmäßiger Fürforge für den 
Beweis der Schuld wie der Unfchuld u. f. w. müſſen auf: 
gegeben, und ald offenbare Verfälſchungen des formell 
proceljualifchen Gedankens, auf welchem das Snftitut bes 
ruht, verbannt werben. In der Begründung der An: 
Klage, der Xheilnahme an der Beweidführung, der Stel: 
lung der Urtheildanträge, der Einlegung von Rechtömit: 
teln gegen die richterlichen Erfenntniffe muß dann der reine 
Partheiftandpuntt erhalten bleiben, und ed kann z.B. 
nicht zuläffig feyn, daß der Staatsanwalt im Inter: 
efje des Angefchuldigten Nichtigkeitöbefchwerben erhebe #3). 
Nun wird aber aus einer folhen, auf die bloße Nothwen: 
digkeit der Partheienorganifation gebauten, Staatdanwalts 
(haft unaudbleiblich etiwad ganz anderes, als was in dem 
thatfächlich beftehenden Snftitute zu Tage liegt, und was 
bie Öffentliche Ueberzeugung in ihm zu befißen verlangt, 
fo daß man mit jener Bafis allenfalls einen möglichen, 
feineöfalld aber den wirklichen Grundgedanken des Inſti⸗ 
tuts erfaßt bat. Bon ihr aus verliert nicht allein jede 
pofitive Zhätigkeit für die Beförderung der Vertheidi— 
gungszwede, z. B. Vorladung von Entfchuldigungd: 
zeugen, Antrag auf Sreifprechung,, ihren Boden, fondern 


23) Sehr richtig wird in einem Erfenntniß des Königl. Obers 
tribüunals in Berlin vom 9. März 1850 (Kletke die Vers 
ordnung v. 3. San. 1849. ©. 18.) die Zuläffigkeit einer fols 
hen NRichrigkeitsbefchwerde daraus hergeleitet, daß der Staats⸗ 
anwalt nicht blos die Eigenfchaft eines öffentlihen Ankläs 
gers, Sondern auch die eines „Vertreters des Geſetzes“ 
befipt, und in diefer Legtern Eigenfchaft den Beruf hat, 
auf die richtige Anwendung der Sefege zu wachen und in dies 
fer Beziehung die Rechte aller Mitglieder der bürgerlichen 
Geſellſchaft, audy des Angeklagten, zu fhügen. Es ift alfo 
eine andere Eigenfchaft, die der Durchführung der Anflägers 
rolle fremd tft, melde ihn zu einem folchen Rechtsmittelge⸗ 
brauche in den Stand fegt, und der letztere muß daher aus⸗ 
gefchloffen bleiben, wenn der Grund der Staatsanmwaltfchaft 
in der Durchführung der Anflageform aufacht. 
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auch Alles, was zuden obrigfeitlichen Befugnifien ber 
Staatdanwaltichaft gehört, alfo ihre Vollzugsgewalt, das 
Recht Amtshandlungen zur Vorbereitung und Sicherung der 
öffentlichen Klage vorzunehmen. Denn foldhe Befugniffe 
find nicht allein dem Grunde der Partheienorganifation 
fremd, fondern verfümmern unausbleiblich ihr erfted Er: 
forderniß, das in der Partheiengleichheit befteht. — 

Die Schwierigkeiten heben fih, wenn man, an 
den im zweiten Abfchnitt ausgeführten Gedanken anknü— 
pfend, auch dad Anklageamt auf ben hiftorifchen Boden der 
Gerichtsherrlichkeit ſtellt. 

Sind nach dem wirklichen Beſtande unſerer Rechts⸗ 
ordnung in der verwaltenden Juſtizhoheit des 
Staats (Gerichtsbarkeit im weitern Sinne) die beiden 
Zweige der Gerichtsherrlichkeit und der richterlichen Gewalt 
zu unterſcheiden, und gehören zu der erſteren jedenfalls 
die die gefegmäßige Wirkfamkeit des Nichteramts bedingen» 
den Suflizveranftaltungen; fo erweitert fich Die gerichtäherr: 
liche Sphäre fofort mit einer zwar neuen, aber dem Be 
griffe nach dahin gehörigen Angelegenheit, wenn an bie 
Stelle des Inquifitionsproceffe der Anklageproceß 
mit öffentlidher Anklage tritt. Dadurch ergiebt 
fid nämlich eine, während der Herrfchaft des Inquifitionds 
procefjed nicht Dagewefene Bedingung, für das Wirkſam⸗ 
werden bed Richteramtes, welche als folche der Ephäre 
der Serichtöherrlichkeit anheimfällt, und durch die Ver 
waltung des Anklageamtes befriedigt wird. Dieſes letz 
tere ift fonach nicht principiell ein Partheiberuf, 
fondern ein Act der ſtaatsgewaltlichen Juftizhe 
beit, ebenfogut wie das richterliche Verfahren und Ent 
fheiden, und berubend auf dem Grunde derfelben 
öffentlihen Pflicht der Verwaltung der bürgerlichen 
Gerechtigkeit. Auf der Bafis diefer principielen Einheit 
aber nimmt ed nothwendig eine von dem richterlichen Amte 


v 
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verfchiedene individuelle Berufsfphäre und Thaͤtig⸗ 
keitsform an, weil es als gerichtöherrliche Function feinen 
in die Zeftftelung des Thatſächlichen und die rechtliche Ent: 
fheidung eingreifenden Charakter haben darf, fondern 
Darauf fich befchränten muß, Die in dem gerichtöherr> 
lichen Schuße der Rechtsordnung gelegenen Bedingungen 
der richterlichen Ertebigung der Sache zu eu 
füllen. 


Der individuelle Beruf des öffentlichen Anklä⸗ 
gerd befteht daher, richtig gefaßt, ebenfowenig darin, 
daß in der proceffualifch nothwendigen Unterfcheidung von 
Angriff und Vertheidung der erftere Durch ihn repräfentirt 
fey, als in der fogenannten Bertretung des Gefeßed oder 
ber öffentlichen Ordnung, fondern in der Vertretung des 
gerichtöherrlichen Berufs, als deflen Subject in monardji: 
{hen Staaten der Landesherr, nicht blos der Quelle fondern 
auch der Ausübung nach, erfcheint. Allerdings folgt aus 
diefem Berufe, daß er die durch die Webertretung der 
Strafgefege begründete öffentliche Klage, ald Voraus⸗ 
fegung der richteramtlichen Zhätigfeit, auszuüben, und 
daß er hierbei nicht der Rechtsordnung fremde individuelle 
oder Gemeinintereffen zu verfolgen, fondern im Intereſſe 
der Herrfchaft des Gefees zu handeln hat. Es folgt aber 
auch zugleich daraus, daß er in Ausübung diefed Klage: 
amts nicht blod die Rolle des angreifenden Theils führt, 
fondern auch, nach dem Begriffe der gerichtöherrlichen Ge: 
walt felbft, pofitiv dafür forgen muß, daß fie zu keiner 
unbegründeten Rechtsverkümmerung für den angeflagten 
Theil ausfchlage, welcher lebtere ebendeshalb nicht blos 
auf feine eigne freie Gegenwirkung wider bie Klage, fonbern 
auch darauf angewiefen ift, daß die in die Hände des 
Gerichtsherrn und deſſen Vertreters gelegte Rechts: 
ſchutzgewalt auch ihm, foweit fie begründet, zu Gute 
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komme *). Daher unterliegt oder fiegt der Staatsan⸗ 
walt auch nicht, je nachdem der Angeklagte freigefprochen 
oder verurtheilt wird: vielmehr wird durch das Urtheif, 
daß die Ausübung bed richterlihen Strafamtd begründet 
fey, dad gerichtäherrliche Intereſſe an ſich gerade eben fo 
fehr befriedigt, als durch den gegentheiligen Ausſpruch; 
beide, der gerichtöherrliche und der richterlihe Beamte, 
dienen demfelben Juſtizzwecke ded Staats, nur mit ver 
ſchiedenen Antheilen, der eine durch Ausübung des Klage: 
amts, der andere durch Feftftelung der Thatfachen und 
Urtheile. Nur Mißbrauch ded Rechts auf der einen oder 
andern Seite vermag biefe im objectiven Zufammenhange 
der Dinge begründete Auffaflung zu alteriren, und die 
Borftelung von Siegen oder Niederlagen der Staatsan: 
waltfchaft (Regierung) zu verbreiten. 

Auf dem Boden ded fo gefaßten Anklageamts wird 
ed gelingen, den wahren Geift deflelben,, der noch jest 
weniger aus Plarer Erkenntniß ald gefühldmäßig und des⸗ 
balb unficher und ſchwankend gehandhabt wird, zu einem 
traditionellen Gute zu befefligen. Die guten Ratbfchläge, 
die man jest dem Öffentlichen Anfläger ertheilt, um 
ein würdiged und dem Rechtsſchutz fürderliches Werhältniß 
deffelben wie zu den Gerichten fo zu den Befchuldigten 
und zu dem Publitum zu gewinnen, werden dann, wenn 
feine Aufgaben nicht fowohl aus der proceffualifchen Stel 
lung des Anflägerd ald aus der Bedeutung bed gerichts 


234) In keinem Punkte der Gefchichte der Staatsanmalsfhet 
tritt diefe letztere Pflicht, als nothwendiges Stüd ihres 
rufes, Elarer hervor als darin, daß der Betreiber der Be 
flrafung der Verbrechen immer zugletch derjenige ift, der dee 
Unterdrüdten und befonders Schugbedürftigen feinen Beiſtand 
zu leihen bat. Val. die in der Rot. 19. angef. Worte vi 
Bude. — Aus diefem Gefichtspunfte würden wir Die Ge 
bote für den dffentlihen Ankläger ableiten, welche Jage⸗ 
mann im Gerichtsfanl 1849, Bd. 2. &. 225 fig. auffleflt. 
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berrlihen Berufes hervorgehen, nicht mehr als bloße dem 
Amtöbegriffe fremde Zweckmäßigkeitsrückſichten erfcheinen, 
fondern fie wachfen aus dem Amte felbft hervor. Sie er: 
beben fi zu Geboten, durc deren Erfüllung er nicht et- 
wa bem Antlägerberufe aus Löblichen Zweden etwas abs 
bricht, fondern diefen Beruf erft erfüllt. Die centrale 
Leitung des Anktlageamtes aber, welche den cen- 
tralen Trägern der Gerichtöherrlichfeit (König und Juſtiz⸗ 
minifter) zukommt, wird dadurch, das diefed Amt aus 
ben vagen Kategorieen der „, Executive” oder ber „‚ Regie: 
rung” berausgehoben und ald reine Zuftizfunction 
des Staat begriffen wird, vor den Abwegen wenigftend 
gewarnt ſeyn, welche e8 dann bedrohen, wenn es als 
eine nad Zweckmäßigkeitsrückſichten auszuübende Regie: 
rungdvollmadıt vorgeftellt wird. 

Eine vorzügliche Fruchtbarkeit befist die Zurüdfüh- 
rung des Anklageamts auf den gerichtäherrlichen Beruf noch 
dadurch, daß fie auch die Uebertragung anderer 
eigentlih obrigkeitliher Geſchäfte auf die 
Staatsanwaltfchaft begründet und erflärt, und für 
diefelbe ein feftes Princip liefert. Gäbe es eine Staats 
anwaltfchaft nur wegen der Nothmendigfeit der Organifa: 
tion ded Anklageamted, fo wäre jede Erweiterung bes Ge—⸗ 
ſchäftskreiſes der erfteren über das Gebiet des letzteren ohne 
innern Grund, im beften Falle nur durch Zweckmäßigkeits⸗ 
rüdfichten zu rechtfertigen, denen man Durch entgegenge: 
fegte Nachtheile leicht dic Wage halten könnte, und auf 
allen Kall das ganze Inftitut ohne einheitlichen Charafter, 
ein bloße Aggregat verfchiedenartiger Verrichtungen. Sind 
dagegen die Staatdanwälte, wie wir fie nunmehr befi: 
niren Pönnen, die Zuftizbeamten, welde zur 
WBahrnehmungdesgerichtsherrlihen Berufs 
bei ben einzelnen Öerihten aufgeftelt find, 
fo if ihre Verwaltung des Anklageamtes nur eine einzelne 
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Confequenz eines weit umfaflenderen Princips, das nicht 
unvollzogen bleiben kann, und deſſen Vollziehung ſowohl 
von dem Richteramte verlangt wird, dad von disparaten 
Erweiterungen feines Berufs entbürbet feyn will, als 
von der gerichtöherrlichen Gewalt, bie bei blos centraler 
Berwaltung und beim Mangel aller peripherifchen Organe 
ihrer Aufgabe nicht genügen kann, endlich auch von der 
Staatsanwaltihaft felbft, die entkleidet von den übrigen 
in ihrem Principe liegenden Verrichtungen und auf ten 
bloßen Anklageberuf befchrankt ſchwerlich mit der Weihe 
jened Princips durchdrungen werden wird. 

Die genauere Feftftelung der einzelnen ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Bolmachten nad) Maaßgabe des Principe, müf: 
"fen wir einem fpäteren Auflage um fo mehr auffparen, ald 
in dem oben dargeftellten gefchichtlichen Verlaufe die Grän: 
zen der gerichtsherrlichen und der richterlichen Gewalt an 
einigen Punkten ſchwankend geworden find, und nament: 
lich die Srage über die Zugehörigkeit ber Bollzugdgewalt 
zu der einen ober der andern einer r einbringenden Unten 
ſuchung bedarf. 


⸗ 





XV. 


Soll die Gefeßgebung bei dem Diebftahle die Strafdrogung 
ou dem Betrage deB Gefiohlenen abhängig machen ; 
bie iſt der Diebſtahl von Gegenftänden zu beurtheilen, 
deren Werth unbedeutend oder ſchwer anßzumitteln iſt? 
insbefondere 


über Diebftahl von Urkunden. 


Von 
Mittermeier. 





\ne neuen Gefegbücher find in Bezug auf die Beſtra⸗ 
18 des Diebftahls auf zwei verfchiedene Syſteme gebaut: 
entweder wird die Strafdrohung von einem beftimm- 
Betrage bed Geftohlenen abhängig gemacht, oder 
bie Strafe wird darin ohne alle Rüdficht auf diefen 
sag gedroht. Das erſte Syflem liegt den meiften deut: 
ı Gefeßgebungen zum Grunde, und zwar indem fie ent: 
r A) die Abftufung von Verbrechen und Vergeben, die 
dung von Vergehen und Polizeiübertretungen, und 
en einzelnen fchwerer beftraften Arten des Diebftahld 
trafbrohung von dem Betrage abhängig machen 1), oder 





“WB. nach der baierifhen, würtembergiſchen, ſachſiſchen, 
n, braunfchweigifhen, hannoverfhen, badifhen und 
gifhen Geſeßgebung. 

» Er. 9. 1982. ıır. St. 


Y 
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B) gewiffe Auszeihnungsgründe des Diebflahl& nur dann 
als einen Grund erhöhter Strafdrohungen annehmen, wenn 
zu dem Auszeichnungdgrunde auch ein gewiffer Betrag des 
Geftohlenen hinzufommt 2. — Das zweite Syitem ift 
das des franzöfifchen Geſetzbuchs, welches, nachdem es 
der Reihe nach die mit ſchwerer Strafe bedrohten Dieb: 
ftähle (ohne Erwähnung eined Betrag) aufgeführt hat, 
am Schluffe ®) alle in den vorigen Artiteln nicht bezeichne: 
ten Diebftähle mit Strafe ded Gefängnifles bis 5 Jahre 
bedroht. Died Syftem ift auch in dem preußifchen Straf: 
gefegbuche von 1851 ?) zum Grunde gelegt, fo daß vor 
erft dem Diebftahl überhaupt Gefängniß nicht unter einem 
Monat gedroht wird und dann einzelne Arten der Dieb: 
ftähle hervorgehoben werden, welche mit Gefängniß nicht 
unter 3 Monaten, andere, die mit Zuchthaus bis 10 Zah: 
ren bedroht find (Art. 217. 218). Wir find überzeugt, 
daß dies zweite Syftem den Vorzug vor dem erften ver: 
dient, und wünfchen durch die Angabe der Gründe wenig: 
ftens wiflenfchaftliche Verhandlungen darüber anzuregen. 
Zwar verfennen wir nicht dad Gewicht der Gründe, melde 

für das deutſche Syftem angegeben werden), Es iſt 
richtig, daß feit dem Mittelalter in den Gefeßgebungen 


2) Dies findet fih vorzüglich in dem neuen säfterreichifches 
Strafgeſetzbuche vom 27. Mai 1852. $. 174. 176 durd 
führt, 3. B. der unter 25 Gulden verübte Diebftaht ift 
Vergehen (nah Art. 160 mit XArreftftrafe von 1 Wade 
bis 6 Monaten bedroht). Der über 25 Fl. betragende Dieb 
ftahl tft Verbrechen (von 6 Monaten bis 1 Jahr Kerker be ’ 
Kraft). Diebftähle, welche an Holz, eingefriedigten Mab 
dungen, an Zrüchten auf dem Felde, an Adergeräthichaften 
auf dem Felde oder von Dienftleuten an Dienftgebern ver 
übt werden, find nur dann ein Verbrechen, wenn der 
ftahl mehr als 5 Gulden beträgt. 


3) Code penal art. 401. 
4) Preuß. Geſetzb. $. 216 — 218. 


5) Newerlich no in dem Erachten über den medien 
Entwurf I. ©. 36. ch burtiſhe 
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Europa’d die Unterfcheidung des Diebſtahls nad) dem Ve: 
trage aufgeftellt und darnach die Strafen abgeftuft wurden. 
Wir geben zu, daß ein Gefeßgeber mweife handelt wenn 
er an eine in dad Volksrechtsbewußtſeyn übergegangene 
Einridtung ſich anfchließt, um fo mehr als überhaupt bei 
dem Diebflahle ald einem Eigenthumsverbrechen der nach 
Summen ausgedrüdte Echaden für den Beflohlenen den 
Hauptgeſichtspunkt bildet, und angenommen werben 
kann, daß bei Entwendung großer Summen regelmäßig 
auch eine größere Verſchuldung begründet feyn wird, daß 
auch die Abftufung der gedrohten Strafen nach Summen 
dadurch fich empfiehlt, daß dies Kennzeichen der Abftu: 
fung am unzweideutigften erfannt wird, und vorzüglich 
die Ertenntniß der Unterfcheidung erleichtert, ob ein Dieb: 
ftahl eine Uebertretung oder ein Vergeben ift, was wegen 
ber Sompetenzbeflimmung wichtig wird. Man fann an» 
führen, daß, wenn man bei den Strafbrohungen den Bes 
trag des Seftohlenen nicht berüdfichtigt,, zu weit gefaßte 
die Willkür der Gerichte übertrieben begünftigende Straf: _ 
drohungen vorkommePmüſſen. Man kann noch geltend 
machen, daß die Entwendung ganz geringer Beträge in 
der Regel mehr als Kolge von Keichtfinn betrachtet werben 
kann und ald folche eine mildere Beurtheilung verlangt. 
Aller diefee Gründe ungeachtet verdient das franzöfiiche 
‚ Gyftem ben Vorzug. So fehr wir überzeugt find, daß 
t der Geſetzgeber fi an das Volkörechtöbewußtfeyn und an 
ängewurzelte Nationalanfichten fi anſchließen fol, fo 
wöflen wir doch vorerft aufmerkſam darauf machen, daß 
efhichtlidh die alte Anfiht, die Etrafe ded Diebftahld 
€ ven einem gewiflen Betrage abhängig zu machen, ſich 
7 teils daraus erflärt, daß in Zeiten, in welchen bie 
Gtrafgefeßgebung nicht auf feine Abftufungen der Verſchul⸗ 
dung Rüdficht nahm, fondern nur an äußere in die Sinne 
ja Merkmale fich hielt, dad Gewohnheitsreht um 
92% 
r 
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die Statuten bie Aufftellung eines gewiffen Betrags bes 
Geftohlenen benugten, um dadurch auszubrüden, daß 
der eine beflimmte Summe betragende Diebftahl mit einer 
gewiffen Strafe (häufig der Todeöftrafe) beftraft werben 
follte; theild lag diefer Scheidung des Diebftahld nach bem 
Berrage die Abficht zum Grunte, um die in alten Zeiten 
vorkommenden Streitigkeiten zwilchen den Kaifern, Lan: 
deöherren und Inhabern der Patrimonialgerichtöbarkeit 
über den Umfang der Gerichtöbarkeit zu befeitigen, fo 
daß z. B. ein nicht über 5 Gulden betragender Diebftahl 
als Srevel zur niederen Gerichtöbarkeit gehören follte. 
Rückſichten diefer Art können bei und nicht mehr entfdei: 
den , und die Gompetengbeflimmung fann ohne das Merl: 
mal der Abftufung des Diebftapld nach Summen durch⸗ 
geführt werben. Nach den Forderungen der Gerechtigkeit 
fann es nur darauf anfommen, daß die Strafe des Dieb: 
ftahl8 der Größe der Verſchuldung des einzelnen Falles 
entfprechend erfannt werde. Sobald man aber die Straf: 
drohbung nach der Summe des Diebftahld macht, feht 
man fi) der Gefahr aus, unsere Entſcheidungen zu 
veranlaflen, indem nur der Zufall entfcheidet. Wenn 
3. B. der 25 51. und darüber betragende Diebftahl in 
Baiern ald Verbrechen erklärt ift, macht der Gefeßgeber 
bie Strafe von dem Zufall abhängig; ift in der geſtohlnen 
Geldrolle ein Grofchen mehr, fo muß eine ganz andere 
Strafe erfannt werden, als wenn ein Grofchen wenige 
geftohlen wäre; Died wird um fo verlegender, als in ber 
Sefegen die Berbrechenäftrafe gewöhnlich als entehrend er: 
klärt if. Zufall aber iſt es in vielen Fällen, wien 
Jemand ſtiehlt; ihm täufcht die Auffchrift des Geldpaketh 
bag er fiehlen will: er will nur 24 $1. fehlen , aber br 
Zufall bewirkt, daß in der Rolle ein höheres Geld 
fi) befindet. Werben andere Gegenftände, als Gelder 
ftohlen, fo wird dies noch flörender, da über die Schätum 
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fo große Verfchiedenheit befleht, und der Dieb häufig bie 
Dinge weit geringer ſchätzt, als fi in der Folge bei 

Schätgung der Sachverftändigen zeigt, 3. B. wenn ber 
Dieb den Werth des feinen Kunſtwerks nicht beurtheilen 
Eonnte. Mit Unrecht würde man die Größe des Geftohle: 
nen als fihern Maaßſtab der Strafmürdigkeit, und die 
Wegnahme von Segenftänden geringen Werth *z. B. 
unter 5 Biden ald Ausdrud geringerer Verfchuldung ans 
nehmen; denn der zum Diebftahl Entfchloffene nimmt in 
ber Regel was er befommt; trifft er an dem Orte viel, 
fo nimmt er e&; und findet er zufällig, nachdem er viels 
leicht in dem Schranke einen Sad von 500 Fl. ftehlen 
wollte, nur ein altes Mefler oder ein Sacktuch, und 
nimmt er dies weg: mit Unrecht würde man ihn des—⸗ 
wegen für einen mehr Schonung verdienenden Dieb hal: 
ten ®). Darin liegt nach der Erfahrung der Länder, in 
welchen ber Diebftahl unter 5 FI. als Polizeiübertretung 
erklärt ifl, ein Hauptgrund, aus welchem mancher Dieb 
mit einer viel zu geringen, bloßen Polizeiftrafe entlaflen, 
und dann defto eher wieder zur Begehung neuer Verbres 
chen verleitet wird. Nach der Natur ber fummarifchen 
Unterfuchungen wird die Sache leicht genommen; man 
hält fih an dad äußere Merkmal, daß der Angefchuldigte 
nur 3 Fl. geftohlen hat; die Erörterung, ob er nicht viel: 
Leicht eine weit größere Summe ftehlen wollte, alfo eigent: 
lich des Verſuchs eined großen Diebftahls fchuldig iſt, 
würbe zu weit führen, und wird daher oft eben fo vernach: 
läffigt ald die Unterfuchung, ob nicht der Dieb eigentlich 
einen gefährlichen Diebftahl verüben wollte, 3. 3. mit 
Waffen fi) verfah 7). _ Ein großer Nachteil ergiebt fich 


6) Feuerbach ſelbſt hatte in feinem nach dem Zode vorgefuns 
denen Entwurf Zit. VIL. Art. 8 die Anficht, daß der Diebs 
ſtahl unter 5 Gulden Polizeiübertretung fey , aufgegeben. 

T) Erfahrungen über den Nachtheil, Diebftähle wegen des Elets 
nen Betrages an die Polizei zu mweifen, f. in meiner Schrift: 
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bei einer Gefeßgebung, welche die Diebftahlöftrafen nad 
dem Betrage abftuft, auch dadurch, daß die Unterfuchun: 
gen fehr verlängert werben. Wergleiht man eine franzds 
fifche VBorunterfuchung wegen des Diebftahl& mit einer deut: 
ſchen Berhandlung, fo richtet ſich die erfte nur auf bie 
Herftellung bes Thatbeftandes, daß der Diebftahl verübt 
wurde und in fofern die Anzeigen darauf führen, ob er 
mit dem Merfmale begangen war, welche den Diebftahl zu 
einer höhern Art machen, und man fammelt die nöthigen 
Beweife, wer die That verübte; dagegen macht der fran: 
zöfifche Unterfuchungsrichter die Ausmittelung des Werths 
der Sache nicht zu einem Hauptgegenſtand der Unter 
fuhung, wenn nicht die Erörterung der übrigen Punkte 
leicht darauf führt, mo aber dann feine Zeit verloren 
geht 8). Welche Verzögerungen Dagegen werben in ben 
deutfchen Unterfuchungen durch die Ausmittelung bed Be: 
trag3 veranlaßt! Der Belihädigte fchlägt häufig feinen 
Verluſt hoch an, der Angeflagte oder fein Vertheidiger 
proteflirt Dagegen; Sachverftändige werden vernommen; 
man weiß, wie ſchwankend die Schäßungen find, und 
die Schwierigkeit um fo mehr fteigt, als häufig bie ge 
ftohlene Sache nicht herbeigefchafft, alfo ihre Beſchaffen⸗ 
heit nur mit Mühe ausgemittelt werden kann, fo daß 
nicht felten mehrfache Schägungen nothwendig werben. 
In ändern, in weldhen die Strafe von dem Beträge 


die Strafgefeggebung x. 1. ©. 340. Arnold im Archive des 
Crim. Rechts 1843. ©. 258. 


8) In der franzöfifchen Eriminalftatiftif von 1849 kommt var 
p. 92 auch eine Tabelle über den beiläufigen Betrag des Ge⸗ 
ftohlenen bei Diebftählen, die als crimes vor die Affifen kamen, 
vor; das Verhältnig von Diebftählen vom Werth unter | 
10 Francs betrug 25 auf 100, bei Diebftählen von 10- _ 
50 Francs war das Verhältnig 19, bei Diebftählen ven 10 
und mehr Franc 37 zu 1000, bei Diebftählen von 50—1M 
und von 100 zu 1000 war das Verhältniß 18. Das Ber 
hältniß der Diebftähle mit unbeſtimmtem Betrag war 3. 
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abhängig gemacht wird, entftehen auch Werlegenheiten 
wegen ber Frageftellung an die Gefchwornen?), z. B. wie 
weit der Betrag nothwendig in der Frage aufgenommen 
werden fol? was wieder: die Berathung der Gefchwor: 
nen verwirren kann. Neue Echwierigfeiten ergeben fich, 
wenn es auf die Frage über den Einfluß des Irrthums 
bes Diebes in Anſehung des Werthes anfommt, 5.8. 
wenn ber Dieb die Sache für werthvoller hielt als fie war, 
ober wenn er fie für geringfügig hielt, da er ihren Werth 
nicht kannte 20) oder nicht Pennen fonnte. Wil man ge: 
recht feyn, fo muß man genau die Abficht des Diebes und 
bren Umfang berftellen 21). Sobald man einmal von dem 
Betrage die Strafdrohung und die Ausmeflung der Etrafe 
abhängig maht, Fommt man leicht zu großen Härten, 
wenn man fih nur an den objectiv vorhandenen Betrag 
es Geflohlenen halten will '2). | 

Nicht weniger treten Schwierigkeiten ein, wenn 
er Dieb einen Gegenftand durch Trennung von einer 
ndern Sache, 3.3. ein Stück Marmor, dag von einer 
Bildfäule abgefchlagen wurde '?), oder durch Wegnahme 
iner einzelnen Sache aud einem Ganzen, das burd bie 


9) Streitigkeiten darüber f. in den Sigungsberichten der baieri⸗ 
[den Echwurgerichte I. ©. 10, 


10) Der Dieb hielt die geftohlenen filbernen Zeller für zins 
nerne. 


11) Ueber die verfchiedenen Anfichten der Reurtheilung des Irrthums 
f. Zachariä vom Verfuche I. ©. 277. Weis Somment. zum 
ſächſ. Geſetzb. IL. ©. 419. Hufnagel Comment. zum wur: 
temberg. GB. 11. ©. 312. Dejjelben Prajudicien ©. 394. 
esonhardt Sonment. zum hannov. Criminalgeſetzb. II, 

. 312. 


12) Nach hannov. Strafgefegb. $. 298 foll bei der Strafauss 
meffung berüdfichtigt werden , in wiefern bei dem Thaäter ein 
mehr oder minder beftimmter Vorfag zur Begehung eines fo 
beträchtlichen Diebftahls anzunehmen fey. 


18) Scha uberg Monatschronit für Zürcher Rechtspflege XII. 
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Wegnahme an ihrem Werthe leitet '*), oder wenn ber 
Dieb zum Zwede der Berübung bed Diebſtahls eine Be⸗ 
ſchädigung an andern Sachen verübt 28), wo bekanntlich 
auch die neueren Gefeßgebungen fehr verfhiedener Anſicht 
find *6). Alle diefe Erörterungen, weldye die Berhand: 
lung verzögern und die Beurtheilung erfchweren, fallen 
bei einer Gefeßgebung weg, welche die Strafbrohungen 
nicht von dem Betrage des Geſtohlenen abhängig macht. 
Nicht weniger zeigt ſich der Vortheil einer folchen Geſetz⸗ 
gebung da, wo Gegenſtaͤnde geftohlen werben, die eigent: 
lic) zu feinem beflimmten Werthe angefchlagen find, z. B 
bei dem Diebftahle eines Schlüſſels Y7) oder bei der Beg- 
nahme von alten Alten. Es ift wenig damit gewonnen, 
wenn bad Geſetz '*) beflimmt, daß da, wo ber Betrag 
bed Werths mit Beflimmtheit nicht audzumitteln iſt, dad 
Gericht bei Zumeflung der Strafe auf den ungefähren 
Betrag deflelben Rüdfiht nehmen fol; denn fobald das 
Geſetz die Strafdrohung von gewiflen Summen abhängig 
maht, muß dad Gericht entfcheiden, ob es den Kal 
unter die Kategorie der wegen ihres Betrages mit fchwe: 
rerer Strafe bedrohten Diebftähle ſtellt. Das Gericht 


14) IR B. Zemand ftiehlt eine Scheere aus einem Zetlettes 


15) 3. B. Jemand zerfchlägt ein Käfthen, um eine Sache 
daraus nehmen zu können. 


16) Das badifche Strafgefegbuh 6. 380 beſtimmt, daß der Bes 
trag der Vermögensbeſchadigung bei der Bellimmung des Fur 
trags des Diebflahls mit in Rechnung gebracht werde, 
beffche Geſetzbuch $. 360 betrachtet den Umſtand der —8 

bigung bei der Bemeflung der Strafe als GErfchmermgss 
grun 


17) Hufnagel Gommentar zum würtemberg. Geſetzbuch D. 
©. 302. Präjudicien ©. 393. 


18) Bopp Sande, de Criminalgeſetzbuchs des Großbenn 
thums Heflen S 


19) 3. B. das —* Strafdeſetb. §. 360. 
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muß fih dann (ziemlich willfürlich) einen beftimmten Be: 
trag als Anhaltspunkt fuchen 29), während nach der fran- 
zöfifchen und preußifchen Gefebgebung alle diefe Verhand—⸗ 
lungen unnöthig werden und dad Gericht mehr die 
Strafe nad) dem Xotaleindrude ausmißt, der fich in Be: 
zug auf die Berfchuldung des Diebes ergiebt. Es mag 
unferen Lefern nicht unintereffant feyn, auf einige neue 
franzöfifche Entfcheidungen über Straffälle aufmerkſam 
zu machen, bei welchen bie Frage: weldhen Werth bie 
geftohlene Sache hat, Gegenſtand der Entſcheidung war. 
Wir müflen vorerft bemerken, daß in Frankreich die 
Rechtsübung anerkennt, daß die Sache, welche Gegen: 
ftand eines Diebflahld feyn fol, irgend einen materiellen 
Werth) Haben muß 21); daraus erklärt fich, daß in Frank: 
reich fo häufig die Staatsanwälte bei Anzeigen eines angeb: 
lichen Diebſtahls den Fall nicht verfolgen, und zwar par- 
ceque le fait etait sans gravite et interesse pas es- 
sentiellement l’ordre public; man weiß, daß die Staats⸗ 
behörde dabei vorzüglich darauf fieht, ob der Gegenftand 
bed Diebftahld entweder gar keinen Werth oder nur einen 
fehr unbebeutenden hatte. Im Jahr 1849 wurden von den 
Staatdanwälten 928818 zur Kenntniß gefommene Zälle 
unverfolgt gelaflen, und darunter waren 18480 Diebftähle, 


20) Nach dem neuen öfterreich. Strafgefeßbuche 8.173 ſoll der Werth 
wicht nach dem Wortheile des Diebes, fondern nad) dem Schas 
den des Beftohlenen berechnet werden. Dies kann z. B. bei 
Diebſtahl von alten Akten, oder anderen Handfchriften., bes 
denklich werden, welche der Dieb als Makulaturpapier für 
ein paar Kreuzer dem Käfehändler verkauft, während für 
vn Beftohlenen der Beſitz diefer Papiere einen hohen Werth 

atte. 


21) Unfere Lefer erinnern ſich, daß in England (fourth Report 
ef the commissioners of criminal law 1839. p. LXV. 
art. 18) zum Diebftahl verlangt wird, daß die geftohlene Sache 
einen Werth habe; die Praris fieht darauf, ob fie einen 
Werth mwenigftens im Betrage der Eleinften Münze hat, welche 
im Sande gilt. 
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die als delits angezeigt wurden; in 2670 ließ fie der 
Staatsanwalt unverfolgt, weil er erfannte, daß die 
Handlung weder ein Verbrechen noch ein Vergehen be: 
gründe; in 11368 Fällen, weil nicht Indicien genug vor 
handen waren, um eine beftimmte Perfon als Thaͤter zu 
bezeichnen, und in 1733 Fällen, weil der Fall zu unbe: 
deutend war *8). 

Der Caſſationshof fprach die oben aufgeftellte Ans 
ficht in einem merkwürdigen Arret vom 13. Avril 1849) 
aus: eine Perfon ftahl auf dem Poftamte einen Brief, der 
einen Bericht enthielt gegen den Vater des Thäters; dieſer 
hatte nicht gewollt, daß der Bericht an die Behörde ges 
lange, er wurde wegen vol verurtheiltz der Caflationd 
hof caffirte, weil nad) dem Code der art. 187, welcher 
die Unterdrüdung eines Briefes mit Strafe bedroht, nur 
auf Poftämter fich bezieht, vol aber nicht angenommen 
werden könne, weil der art. 401 nur Anwendung finde, 
wenn der entzogene Gegenfland est susceptible d’une 
valeur materielle, d’une valeur venable, qu'on ne 
trouve pas dans un rapport. — 

In einem alle hatte 2?) Jemand den Roth, ber auf 
öffentlichen Straßen liegen bleibt, weggenommen. Nach 
der Einrihtung war der Straßenkoth in jener Stadt 
einer Gefellfchaft zugewiefen, die gegen eine gewiffe Sum: 
me dad Recht hatte, den Koth aufzuraffen und wegzu⸗ 
nehmen. Der Thäter wurde wegen eines Diebftahld. au 
pr&judice des adjudicataire de l’enlevement des boues 
verfolgt und verurtheiltz; allein das Urtheil wurde ver 
nichtet 2°), weil fein Diebftahl vorliege, der Straßenfoth 


22) Compte gönsral de l’administration de la justice crimf- 
nelle. 1849. p. 239. “ 


23) Journal du droit criminel par Morin. 1849, p. 97. 
24) Journal du droit criminel. 1850. p. 208. 
25) Durch Arrdt vom 12. Avril 1850. 
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als chose abandonnde, et qu’il n’appartient à per- 
sonne anzufehen fey, indem felbft wenn Jemand 
das Recht den Straßenfoth wegzunehmen erworben hat, 
dies micht fo zu verftehen ift, daß der adjudicataire da: 
durch dad Eigenthum des Koths im Augenblide, wo bie 
Unreinlichfeiten auf die Straße geworfen werden oder der 
Koth daliegt, fondern daß er nur ein ausfchliegended 
Recht erwarb, den Koth in der Stadt wegzunehmen. — 
Am fchwierigften wird die Werthöbeftimmung der geftoh: 
lenen Sache bei der diebifhen Wegnahme von Ur: 
Funden. 

Eine Vergleihung der NRechtfprehung in Deutſch⸗ 
land über ſolche Fälle mit der franzöfifchen Anficht lehrt, 
daß in der franzöfifhen Rechtsübung die Sache wenig 
Schwierigkeiten hat, weil man in Sranfreich für bie 
Strafbeflimmung der Rüdficht auf die Werthsberechnung 
nicht bedarf. Aus dem oben mitgetheilten NRechtfpruche 
über Wegnahme eined Briefed bemerkt man, daß da, 
wo der Brief Feinen materiellen Werth hat, fein vol 
angenommen wird; der Bericht, den ein Gendb’arm über 
eine Perſon erflattet, ift, wie der Caflationshof ans 
nimmt, nicht susceptible d’une valeur venale. Da: 
gegen zweifelt man in Sranfreich und Belgien nicht °9), 
daß es Diebftahl ift, fobald nur die weggenommene Ur: 
Funde irgend eine Verpflichtung, eine Diöpofition, eine 
Entlaftung von einer Pflicht enthält; man kümmert ſich 
dabei nicht um die Berechnung bed Betrags ded Dieb: 
ſtahls, und findet einen NRectfertigungdgrund der Be: 
firafung ald vol darin, daß der Artikel 400 des Code 
die Strafe (und zwar fehr ſchwere) bei demjenigen an: 
nimmt, welcher gewaltthätig die Unterzeichnung oder bie 


26) Nypels in augen Ausgabe von H&lie thöorie du Code 
penal 11. p. 353 


333 Soll die Geſetzgeb. beid. Diebflahle d. Strafdroh. 


remise d’un titre, d’un Ecrit, acte, d’une piece quel- 
conque contenant ou operant obligation, disposition, 
ou decharge von einem Andern erpreßt; man erkennt 
aber an, daß die Wegnahme einer unförperlichen Sache 
nicht Diebftahl begründet, daß daher die heimliche Ent: 
ziehbung einer Privaturfunde, durch welche Jemand er: 
fennt, daß er dem Andern eine Summe Geldes fchuldig, 
nicht als Diebftahl die Forderung zu betrachten und zu be 
ftrafen fey 27), während die franzöfifche Jurisprudenz an: 
nimmt, baß der, welcher einen titre dem Andern wegnimmt, 
um ihn fich anzueignen, Dieb fey ?°), ohne daß es dabei auf 
die Erforfchung des Betrags ded Diebftahld ankommt. 
Weit fchwieriger wird die Beurtheilung bei einer 
Sefeßgebung, welche die Strafdrohung von beftimmten 
Beträgen abhängig macht. Vergleicht man die verfchie: 
denen Gefeßgebungen und den Gang der Redtfprechung 
fo wie die Anfichten der Schriftfteller, fo laͤßt fich nur 
nachweifen ®), daß nach der allgemeinen Meinung da, 
wo eine Urkunde, die au porteur lautet, z. B. ein 
Staatöpapier, ein Zindcoupon, ein Wechſel auf jeben 
Inhaber, Gegenfland der Wegnahme ift, Diebftahl an 
genommen, und ber Betrag, worauf die Urkunde lautet, 
auch bei der Strafe zum Grunde gelegt wird 39), weil 
eine folche Urkunde den Werth der Summe hat, die barin 





men. 
7 


Merlin questions de droit, voce: vol, $. 4. Hélie 
Theorie du Code pénal VI. p. 549, 

28) Arret vom 5. Mai 1849 im Journal du droit crimiael. 
1849. p. 249. ‘ 

29) Weiß, Sriminalgefepbuh für Sahfen Th. II. &.4. 

30) Oft kann es im einzelnen Falle fehr ſchwer werben, ob bi 
rechtswidriger Aneignung einer Urkunde, um darauf Geld 10 
erheben, die ganze Summe, worauf die Urkunde lautet, 1 
Anfchlag gebracht werden darf. Merkwürdiger Fall diefer Art 
in den Sipungsberichten der baierifhen Schwurgerichte IV. 
©. 95 — 104. 
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audgedrüdt ift, und wenn fie auch nicht ald Geld rechtlich 
zu betrachten ift, doch jeden Beſitzer, alfo auch den Dieb, 
in den Etand fest, die Summe zu erhalten ?'). Ob 
diefe Einziehung des Betrags unter Umfländen für den 
Befiger befondere Schwierigkeiten hat, 3. B. wenn frembe 
in dem Rande im Eurd nicht oder wenig befindliche Pa: 
piere geftohlen werden, ift rechtlich gleichgültig, da auch 
bei anderen Gegenitänden, die 3. B. wenig im allgemeinen 
Verkehre find, darauf nichts ankommt, ob ter Dieb fie leicht 
zu Geld machen kann, ſondern ed nur darauf anfommt, ob 
bie geftohlene Sache einen Werth hat und diefer in beftimm: 
ter Summe audgedrüdt werden fann. Bei der Werthöbe: 
rechnung können Zufälligkeiten, die den Werth erhöhen oder 
vermindern, z. B. ein höherer oder ein vom Nominal: 
werthe abweichender niedriger Curs, zur Zeit des Diebftahle 
nicht in Betrachtung kommen. Bei Urkunden, die zwar nicht 
nmittelbar auf jeden Inhaber geſtellt find, 3.8. Sparkaſſe⸗ 
büchern, fommt es darauf an, wie nach der Art der Urkunde 
die Verwirklichung derfelben und Umſetzung in baared Geld 
gefchehen fann. In einem alle, wo ein folched Buch 
ntwendet wurde, nahm das Gericht in Sachfen 22) Dieb: 
tahl und zwar die Summe an, auf welde das Bud) 
lautete, obwohl dad Buch auf den Namen ded Einlegerd 
geftelt war; da jedoch nach der ESparfaffenordnung die 
Auszahlungen unverweigerlich an den Ueberbringer des Qui’ 
ungsbuches erfolgen follen, fo nahm bad Gericht wohl 


31) In Preußen entftand Streit, ob die Anficht, nach welcher 
bei Staatspapieren von Geld der volle Betrag zum Grunde 
zu legen ift, auch auf Papiere, welchen der Staat den Cha⸗ 
rakter des Geldes nicht beigelegt hat, auf Inhaber anges 
wendet werden darf. Mannkopf Jahrbücher für Preuß. 
Griminalrechtspflege I. Heft 2. ©. 397 Not. Die Bejahung 
fheint uns nicht zweifelhaft. 


38) Urtheil des Appellationsgerichts in Dresden, in dem Wochen: 
blatt für merkwürdige Rechtsfälle in Sachfen, 1844. S. 103. 
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mit Recht an, daß der Dieb, indem er in den Beſitz des 
Buchs gelangt, die Möglichkeit verlangte, fiher mit Hülfe 
des Buchs ſich die nah dem Inhalte defjelben eingelegte 
Summe zu verfckaffen, ohne daß es dazu eined weiteren 
betrüglien Vorgebens bedurfte Wo Urkunden, bie 
auf einen beflimmten Berechtigten lauten, z. B. Schuld: 
fcheine, Gegenftand der Wegnahme find, häufen ſich bie 
Schwierigkeiten. Schon aus der Vergleihung der römi: 
fhen Stellen 33) ergiebt fih, daß die Suriften verfchie 
dene Anfichten hatten, und Manche die Wegnahme ber 
Schuldurfunde 3. B. durch den Schuldner aus dem Be 
fige des Gläubigers fo betrachten wollten, ald wenn ein 
furtum des ganzen Betragd verübt wäre, wogegen nad 
Andern nur der Werth der Urkunde als folcher berückſich⸗ 
tigt werden follte 3°); allein ed ift mit Recht bemerft 
worden, daß die römifchen Anfichten, denen überhaupt 
eine andere Auffaflung von furtum in einem fehr weiten 
Sinne (wo felbft das betrügliche Durchftreichen dee Schulb: 
urtunde als furtum bezeichnet wird) abweichend von bem 
Begriffe des deutfchen Diebftahld zum Grunde liegt, und 
wo ed auf.die Berechnung des Privatintereffe und der Pri- 
vatftrafe anfam, nicht auf die heutige Rechtsanwendung, 
bei welcher der Diebftahl ald ein öffentlich zu beftrafendes 
Verbrechen erfcheint, ausgedehnt werden kann. 

Sn der deutfchen Rechtfprechung tft am meiften aner 
kannt, daß bei der Entwendung einer Urkunde, z. B. eine 
Wechſels, die Geldfumme, morüber die Urkunde ausgeftellt 
ift, nicht bei der Feftftellung des Betragd, nach weldem 
bie Strafe bemefien werden fol, zum Grunde gelegt wer 
den darf *). Im Königreich Sachfen ®%) erkannte man, 

33) L. 27. F. 2.3. L.32 pr. $. 1. D. de furtis. 
34) v. Wächter in Weiske’s Rechtslerikon 111. ©. 361. 
35) Von Preußen f. Mannkonf Sahebücher für die Eriminab 


techtspflege in Preußen Bd. 1 
36) Weiß das fächf. Sriminafgefegöu m * 47. 


[_ 5. 
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iß die Entwendung einer Privaturkunde, z. B. eines Schuld⸗ 
heins, nicht der Entwendung der in der Urkunde bezeich⸗ 
ten Summe gleichfiehe, da der Dieb durch den Beſitz 
er Urkunde nur ein Mittel fich aneignet, die Forderung 
r erheben, aber werthlos dazu ift, weil erft durch Die 
gitimation des Beſitzers biefer hoffen Fann, von dem 
&uldner die Zahlung zu erhalten; daher wurde die Ent: 
endung der Urkunde an fich nur ald Verſuch eined Dieb: 
ahls, und nad) den Regeln der Goncurrenz ald Verſuch 
5 Diebfiahld und ald Betrug betrachtet, wenn der Dieb 
wc, falſche Geffion den Betrag von einem Dritten er: 
ben hat. — Ein anderer ausgezeichneter fächjifcher 
urift, Herr Held 27), nimmt bei der Wegnahme ande: 
€ Urkunden, die nicht auf jeden Inhaber lauten, nur 
in Mittel zur Verübung eines Betruges an, der durch 
torfpiegelung eines rechtmäßigen Befiges auögeführt wer: 
n fol. In einem Falle wurde von dem Juſtizcollegium 
ı Coburg durch Urtheil von 1. Mai 1852 38) gegen eine 
erfon, welche die einem Sparvereine gehörigen Rech: 
ungöbücher und Schuldfcheine mit der Kafle wegnahm, 
tebftahl diefer Gegenftände, bei der Werthöberechnung 
ver nicht der Kapitalbetrag der Schuldfcheine, fontern 
w. Werth bed Papiers der Schulpfcheine als Mafulatur 
nd der Buchbinderwerth der Nechnungsbücher und Sta: 
ıten zum Grunde gelegt. Im Großherzogthbum Baden 
urde in dem Kalle einer vom Schuldner an feinem Gläubi— 
zverübten heimlichen Hinwegnahme der Schuldurfunde 
m dem Oberhofgerichte Diebftahl angenommen, und 
var nach dem Betrage des Schuldſcheins berechnet 9), 


7) Held fähf. Eriminalgefegbuh ©. 304. 
ww) Wochenblatt für Strafrechtspflege in Thüringen. 1832. 
Br. 9. ©. 234. 


39) Sahrbücher des badiſchen Oberhofgerichts, herausgeg. von 
Zreffurt. Neue Folge, IV. Jahrg. 1837. ©. 158. 
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jedoch von dem Referenten Hrn. Effer anerlannt, daß 
dies bier, wo der Schuldner felbft durch die Wegnahme 
den beabfichtigten Gewinn buch ben Beſitz der Urkunde 
feibft erreicht , nicht zu bezweifeln fey, während er zugiebt, 
dag diefe Anficht nicht pafle, wenn ein Anderer als ber 
Schuldner die Urfunde wegnimmt, weil der Thäter ohne 
die Rechtsübertragung keinen Gebraud von der Urkunde 
machen fann. Auch madht Hr. Effer darauf aufmek 
fam, daß felbft im erften Falle darauf Rüdficht genom⸗ 
men werden müſſe, ob der Gläubiger durch andere Be 
weidmittel außer dem Schuldfchein feine Forderung gel 
tend machen könne. Hr. Zreffurt 29% bemierft dam, 
dag die Anwendung bed Begriffs ded Diebſtahls auf den 
vorliegenden Fall nicht bezweifelt werden könne, weil auf 
jeden Zal die Urkunde nicht als werthlofer Gegenfland 
erfcheine, während er gefteht, daß die Werthsbeſtim⸗ 
mung zwar ihre Schwierigfeiten hat, aber bie Größe doch 
annäherungsweife beflimmt werten könne, und da, we 
ed an anderen Beweißmitteln für den Gläubiger fehlt, 
der Werth der Urfunde dem des Rechts gleichfteht. Aus 
einem Auffate in Schaubergs Zeitfchrift U) bemerkt 
man, daß auch bei dem Obergerichte in Zürch eine Ber: 
fchiedenheit der Anfichten obwaltet, und Diebftahl bafb nad 
dem vollen Werth der Forderung, bald nach dem Papier 
werthe der Urkunde angenommen wurde. 

Am richtigften ftelt man die Frage fo: ob bei Weg 
nahme einer Urkunde, die nicht auf jeden Inhaber lautet, 
Diebftahl angenommen, und wie bei einer Gefeßgebung, 
welche die Strafdrohungen von einem gewiflen Betrage 
des Seftohlenen abhängig macht, der Betrag bed Dieb 
ftahlö beurtheilt werden darf? 


40) Jahrbücher ©. 157. 
41) Beiträge zur Kunde der Fortbildung des Zürcherifchen Redtt 
XII. ©. 459. 
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In Bezug auf den erſten Thell der Frage muß be: 
uptet werden, daß überall, wo nicht nad) ben Umftän- 
T ded Falles die Urkunde als völlig werthlofe erfcheint, 
ee nach den Umſtänden die zum Diebftahl nöthige Ab: 
It. mangelt, ber Diebftahl angenommen werben muß, 
im urkunden, bie auf Inhaber oder auf einen beftimmten 
Heäytigten lauten, mweggenommen werben, inber zum 
egriff des Diebflahls es nicht gehört, das die wegge⸗ 
mmiene Sache einen höheren Werth hat, und nicht geläug- 
werden ?ann, daß ber Befiter der Urkunde irgend einen 
Mbtheit durch den Werluft Teidet,; und der Wegnehmende 
mb einen Gewinn machen kann, wobei e8 nicht darauf 
Aramt, ob der Thäter den Gewinn wirklich bezog oder 
htlüch nicht beziehen Tonnte. Auögefchloffen würde der 
egriff des Diebſtahls nur ſeyn, wenn entweder die weg: 
iommene Urkunde ald werthlofe erfcheint, was 3. B. 
Ball feyn Tann, wenn eine Urkunde weggenommen 
rd, wo die Forderung, auf bie fie fich bezog, ſchon be: 
fit war, oder wo ein fchon getilgter oder mit Proteft zu: 
Phefommener Wechſel genommen wird, und zwar fo, 
I nach den Umfländen nicht einmal wegen der Regreß- 
Wrliche der Wechſel einen Werth haben Eonnte Det 
Feiff des Diebſtahls ift ferner unanwendbar, wenn ber 
Egnehmende die Urkunde nicht um einen rechtöwidrigen 
winn bamit zu machen fich aneignet, entweder weil 
einen andern Gegenftand wegnimmt, in welchem die 
kunden fich befanden und wo der Wegnehmende, ber 
Urfünden entdeckt, dieſelben fich nicht aneignet 2); 





1) Nach Gröffnung der geftohlenen Kaffe oder des Zafchen- 
Suche läßt der Dieb die Papiere, die er darin fand, am 
Plage oder im Haufe des Beftohlenen liegen; es kann je⸗ 
Bach nicht der Begriff des Diebſtahls aurgefchloffen werden, 
wenn der Dieb, der das geftohlene Taſchenbuch mitnahm, in 
feinem Haufe oder auf der Straße die darin bemerften Pa⸗ 
piere wegwarf. 

rbie d. Er, WM. 1862. III. 2t. 2 


— 
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oder wenn der Wegnehmende auf die Urkunde ein Recht 
hatte (oder zu haben glaubte), z. B. weil die Schuld heim⸗ 
bezahlt iſt und der Gläubiger die Urkunde vorenthält, oder 
wenn die Abſicht des Wegnehmenden nur darauf ging die Ur⸗ 
kunde nicht um ſie zu gebrauchen, ſondern nur um fie wegen 
der darin befindlichen Schrift 3. B. eines bedeutenden Man- 
ned aufzubewahren *°). Zuweilen kann die Wegnahme 
der Urkunde als ein andered Verbrechen z. B. das ber 
Faͤlſchung erfcheinen, wenn der näcte Zweck die Ber: 
übung eined andern Verbrechens und die Wegnahme dazu 
bad Mittel war *), Was den zweiten Theil ber. Frage 
betrifft, ob der Betrag des Diebflahld nach der Groͤße der 
Forderung berechnet werden darf, worauf die Urkunde lautet 
fo lehrt die obige Darſtellung der Rechtſprüche und der ger 
ſchiedenen wiflenfchaftlichen Meinungen, daB mit Unterfcher 
dungen die Frage beantwortet werden kann. Vorerſt muß 
nur bemerkt werden, daß der Ausweg, die Entwendung ber 
Urkunde ald Verſuch des Diebſtahls, nicht gebilligt werden 
kann; denn der Diebflahl als folcyer ift Doch durch die An⸗ 
eignung der Urkunde vollendet; ed kann alfo kein Verſuch 
vorliegen ; der Verſuch fegte voraus, daß der Dieb hei 
ber Begnahme die Abficht hatte, durch falſche Veranſtal⸗ 
tungen, 3. B. Verfertigung faljcher Eeffion, die Korberung 
einzugeben. Auch die Auffaffung der Handlung ald Be 
trug paßte nur, wenn ber Zweck der Wegnahme ber We 
Funde nur auf die Verübung des Betrugs gerichtet war, 
was felten der Sau feyn wird. 

Wir glauben vorerft unterfcheiden zu müſſen, ob 
der Schuldner feinem Gläubiger die Schuldurfunde weg 


43) Man muß jedoch zugeitehen ‚Kdaß da, wo die Urfunds:ir 
gend einen Werth hatte, Diebftahl da ift, und zwar veine 
Urkundendiebflahl. Heffter Lehrbuch $. 489. Not. 4. 

44) 3. B. wenn die Urkundevorfäglich vernichter eder bei Gel 
gefchafft werden fol. Darauf beziehen ſich die $. 106. a3 
preuß. Gtrafgeſetzbuchs. 
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nimmt, um dadurch von der Schuld frei zu werden, oder 
ob ein Dritter einen Schuldſchein oder ähnliche Urkunde 
fieplt., Im erften Falle rechtfertigt fich die Ausmeſſung 
der Strafe nach dem Betrage der Forderung, auf welche 
der Schuldfchein lautet, ebenfo daß der Dieb dadurch 
die Summe, weldye er ſchuldet, gewann, als dadurch, daß 
für den Stäubiger diefe Forderung verloren ift; allein das 
legte if nur der Kal, wo dem Gläubiger die Beweismits 
tel fehlen, feine Forderung auch ohne Schuldfchein darzu: 
tbun; denn bat er folche Beweife, 3. B. andere Urkunden, 
ober war bie geftohlene Schuldurkfunde eine öffentliche, 
deren Urfchrift in den Pfandprotofollen fid) findet, fo daß 
daraus leicht dad Dafeyn der Schuldfcheine erwiefen wer: 
den Tann, fo gewinnt der Dieb nichts, und der Gläubiger 
verliert feine Forderung nicht, weil fie auf andere Art zu 
erweifen iſt; Riemand wird dann behaupten, daß an bie 
Urkunde ausfchließlic, die Forderung gebunden iſt. Fehlt 
es an folchen Beweifen, fo wird in der Regel der Gläu⸗ 
biger, wenn er den Schuldichein verliert, die Forderung 
verlieren; namentlich wird dies bei geftohlenen Wechfeln 
intreten: allein auch in folchen Fällen ift es doch möglich, 
wirch Zeugen ober durch einen Zeugen und den Erfüllungs: 
ib die Korberung darzuthun, fo daß man weder annehmen 
kann, daß der Gläubiger, dem der Schuldfchein von fet: 
nem Schuldner geflohlen wird, die Forderung verloren, 
ch daß der Schuldner fie gewonnen habe. Man fieht 
yaber leicht, wie felbft in biefen Fällen große Zweifel 
ibrig bleiben, ob man gerechterweife die Strafe bes 
Diebſtahls nach dem Betrage der Forderung beflimmen, 
md ben Fall des Diebſtahls der Schuldurfunde von 
lano Fi. dem Diebftahle von 1000 ZI. baar Geld gleich 
kellen kann. Iſt ein Dritter (nicht der Audfteller bes 

dicheind) der Dieb der Urkunde, fo fann ed nad) 
en obigen Mittheilungen ald allgemein ‚anerkannte An⸗ 
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ficht betrachtet werden, daß die Strafe nicht nach dem 
Betrage der Forderung, worauf die Urkunde Tautet, be 
meflen werden darf. Sieht man bei der Berechnung des 
Betragd auf den Schaden für ben Beflohlenen , fo hat 
zwar fcheinbar diefer 1000 Fl. verloren, wenn ber auf 
diefe Summe Iautende Schuldſchein ihm entzogen wird; 
allein ed kommt dann auf alle oben bemerkte Unterſchei⸗ 
dungen an, ob ber Beftohlene noc durch) andere Be 
weismittel die Forderung beweifen fann, und fo lange 
dieſer Beweis möglich ift, läßt fih fein Schaden anneh: 
men %). Bezieht man die Berechnung ded Betrags auf 
den Gewinn, den der Dieb maht, fo ift es gewiß, 
daß er rechtlich keinen Gewinn von dem Befiße einer auf 
feinen Namen nicht fautenden Schuldurkunde hat, weil 
er nur durch Nachweiſung der Rechtsübertragung bie 
fremde Forderung geltend machen Tann; aber auch that: 
fächlich hat der Dieb feinen Vortheil, er gewinnt durch 
Beſitz des Schulpfcheins Feine 1000 Fl., fondern für ihn 
ift. der Schein ein werthloſes Papier, das nur einen Ge 
winn möglicherweife geben fann, wenn ber Zhäter ein 
neued Verbrechen verübt, alfo entweder durch falfche Vor: 
fptegelungen die Urkunde zu veräußern fucht, ober eine 
falfche Eeffion macht, ober zur Legitimation einen falfchen 
Eid leiſtet 38). 

Alle bisherigen Nachweifungen mögen zeigen, baf 
eine Gefeßgebung, welche die Strafprohungen bei dem 


45) Es müßten dann folgerichtig alle civilprozeſſualiſchen 
Tragen, ob 3. B. in dem ande der Zeugenbeweis zuläffig IR, 
0b Anfang des fchriftlihen Bemeifes möglich mird, ob ve 
dem Eide Gebrauch gemacht werden kann, hereingezeger 
werden. 


46) Auch bei einem geſtohlenen Wechfel: läßt fich die Forderän 
auf dem Wege des ordentlihen Prozeſſes in vielen Zals 
geltend machen. 
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Diebftable von dem Betrage abhängig macht, in Verlegen; 
yeiten kommt, oft weitläufige Verhandlungen aufftellen und 
a Audwegen fommen muß, welche der Volksmoral nicht 
ntfprechen, 3. B. wenn man bei den Diebflahle einer 
Irfunbe von 3000 Thlrn. den Betrag nach dem Papier: 
verthe berechnet, oder bei Wegnahme wich:iger Rechnungs⸗ 
ücher den Buchbinderlohn als Maaßſtab nimmt. 
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Von der 


Adhäſion des Beſchädigten im Straf: 
verfahren '). 


Bon 
Herrn Dr. $. Schwarze, 


Appellationsrathe zu Dresden. 





J. 1. 


Die ſtrafrechtliche Verfolgung‘ einer gefegwidrigen Hand⸗ 
lung oder Unterlaffung und die Geltendmachung ber civil: 
rechtlichen, aus ihr entfprungenen Erfaganfprüche war 
befanntlich fhon im Römifhen Rechte mit den publicis 
judieiis nicht verbunden. Es liegt auch an fich fein inne: 
ree Grund, aus der Natur jener Verfolgung und biefer 
Geltendmachung entnommen, vor, der diefe Vereinigung 
ald eine Nothwendigkeit erforderte. Die Anfprüce bes 
Staatd auf die Sühnung - ded Verbrechens und die bes 


1) Bgl. außer den Lehrbüchern von Bauer $. 246: Stü⸗ 
bel, Grimihals Verfahren 11. $. 1327 fg. Müller,. 
6. 246 fg. 3ahariä, Grundlinien $. 233. Mitters 
matter, Strafverf. Theil 11. $. 206; insbeſondere weh: 
Kleinfchrod, Abhandlungen Theil III. Nr, 16. S. 461 fe. 
Zordan, in Weiske’s Rechtslericon Bd. I. G. 122 fg. 
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Beichädigten auf Erfap des Schadens entfpringen aus 
berfelben Quelle, ber gefeswidrigen Handlung, find aber 
im Webrigen völlig verfihieden. Es läßt fich nicht ein: 
mal behaupten, daß bie Entfcheidung des Criminalrich⸗ 
rers für die des Givilrichterd oder diefe für jene maßges 
bend fei. Die Annahme eines folhen Präjudizes würde 
id — vom tbeoretifchen Standpunkte aus betrach⸗ 
tet — fchon bei der Berfchiebenheit der dem bürgerlichen 
und der dem Straf: Proceffe unterliegenden Grundfor⸗ 
nien und Entſcheidungsregeln nicht rechtfertigen laſſen. 
Eben fo wenig kann daher behauptet werden, daß die 
Intfcheidung des Civilrichterd über die geltend gemach⸗ 
ten Schädenanfprüche fo lange zu beanftanden fey, bis der 
Criminalrichter iiber Eriftenz und Urheber des Verbre⸗ 
chens entfchieben Habe. Der Givilrichter ift bei feiner Ent: 
ſcheidung nut an die Ergebniffe der ihm von den Parteien 
sorgeführten Beweismittel gewiefen und würde daher 
die Ergebniffe der Unterfuchung dann, wenn feine ber 
Parteien bei ber- Beweisführung auf fie Bezug genom⸗ 
men, nicht einmal in den Kreis feiner Erwägung zieben- 
ınb bei der Entfcheibung berücfichtigen können. Allein, 
genommen, baß eine ber Parteien auf die Entſcheidung 
des Strafrichters ſich bezieht, fo iſt dieſelbe nur als eine 
offentliche Urkunde anzuſehen, durch welche bewieſen wird, 
HB der Strafrichter in der ihm vorgelegenen Unterfuchung‘ 
yet din Urthel enthaltenen Ausſpruch gefällt habe. ' Hier⸗ 
Me kommt, daß die Verurtheilung durch den Strafrichter 
ht Beweismittel fih fügen Tann, deren Buläfigkeit im 
Strafproceſſe, nicht auch im Civilproceſſe anerkannt iſt. 
Wenſo iſt die Form, in welcher die Beweismittel im 
ceſſe erhoben werden, durchaus nicht den Regeln 
DES Vivilproceſſes entſprechend und nicht ſelten mit Be⸗ 
—— in Betreff des Bezüchtigten verbunden, wel⸗ 
Civilproceſſe gegen den Beklagten nicht antoendboe 
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find. Weiter — abgefehen von der Art der Beweismit⸗ 
tel und ihrer Erhebung — ift die Entſcheidung bed Straf: 
richterd viel freier als die des Givilrichter8 und kann auf 
dad Zufammentreffen von Indicien geflügt werden, wel 
ches dem Kivilrichter zur Verurtheilung bed Beklagten 
nicht genügen würde. Man :aag fich hierbei nicht darauf 
berufen, daß bei dem Streben nach materieller Wahrheit 
im Strafprocefle die Ergebnifle deſſelben eine viel größere 
Gewähr ihrer Nichtigkeit lieferten, ald die des Civilpro 
ceſſes. Der Beklagte Tann verlangen, daß die Entſchei⸗ 
dung über die gegen ihn erhobenen Anfprüche in der hier 
für beflimmten Maße und Proceßform vorbereitet und er- 
theilt werde, und es Fann ihm an fich diefes Befugniß 
nicht gleichfam zur Strafe der Handlung, aus welcher bie 
Anſprüche entjianden find, entzogen werben. 

Uebrigend entfcheidet der Civileichter auch in den 
Fällen, in welden die Unterfuchung ber betreffenden 
Handlung überhaupt nicht Statt finden kann (z. B. we 
gen Verjährung, Abolition ꝛc.), über Exiſtenz und Urhe⸗ 
berſchaft derſelben nach den Regeln und in den Formen 
des Civilproceſſes. 

Noch weniger kann die Entſcheidung des Civilrich 
ters über die privatrechtlichen Anſprüche irgend einen prü- 
judicirlihen Einfluß auf bie Entfcheidung des Criminal⸗ 
richters äußern. Hier ift nicht einmal jene Garantie me 
terieler Wahrheit vorhanden, welche der Strafproceß an⸗ 
ſtrebt, und der letztere kann Beweisgründe nicht auf 
nehmen, welche auf Fictionen, Friſtverſaͤumniſſen, ‚Ber 
zichten etc. beruhen. 

Eine andre Frage iſt es, ob nicht der Straftichter 

die Ergebniſſe des Civilproceſſes ebenſowohl zu Anhaltk 
punkten bei „feinen Erörterungen und Wachforfchungen 
als auch zu Indicien ‚bei: der Aburtheilung der Sache be 
nußen fann. Der Civilproceß kann ihm hier ein reiches 


+ daB auf den An- 

Mbigten pie Unterfuggung eingeleitet wor⸗ 
t. 

das poſitive Geſetz des Staates keine Ausnahme 
feet, 7, e I weder die Heichzeitige Bey, 
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§. 2. 

Andrerſeits Iäßt fich nicht verfennen, daß bie ver 
einte Verhandlung und Entfcheidung der privatrechtlichen 
Anſprüche und der Strafſache viele Bortheile darbietet 
und die getrennte Verhandlung Nachtheile erzeugt, bie 
das Anfehen der Juſtiz gefährden und leicht zu materiellen 
Rechtsverletzungen führen. 

Es kommt vor, daß der, welcher wegen Nothzucht 
zur Unterſuchung gezogen und mit Strafe belegt worden iſt, 
in dem gegen ihn angeftellten Dotations- und Alimenta 
tiond : Proceffe losgefprochen wird, weil die dem Givifrichter 
vorgeführten Beweismittel nach den Regeln ded Civilpro⸗ 
ceffes nicht zum Beweiſe des concubitus und ſonach zur 
Berurtheilung bes Beklagten ausreichten. Es Tann vor 
kommen, daß ber, welcher wegen Entwenbung einer bei 
ihm aufgefundenen Summe Geldes beftraft wird, in dem 
Civilprocefie, welchen der Eigenthirmer des Geldes auf 
Heraußdgabe deſſelben angeftellt hatte, losgeſprochen wird, 
weil die Identität des entwendeten und des vorgefunde: 
nen Geldes nicht in einer, den Civilproceß-Geſetzen ent: 
fprebenden Maße nachgewiefen ward. Der Strafrihter 
verurtheilte den Beſitzer des Geldes, weil Ießterer-über 
den rechtlichen Erwerb deſſelben ſich nicht ausweiſen konn⸗ 
te, ein habitueller Dieb ift, und weil durdy die eidliche 
Recognition ded Eigenthümers in Verbindung mit ben 
fonftigen Ergebniffen der Unterfuhung die Thatſache der 
Entwendung und die Sdentität In genügenbe Gewißheit 
geſetzt wurde. Allein der Givilrichter wird ben Indiden: 
beweis, werngleidh er ihm wieber vorgeführt wird :und 
dabei, foweit möglich (mas nicht ſtets der Fall fein wird), 
bie. Formen bed Civilproceſſes beobachtet werden, ‚nicht 
für genügend achten. | 

. Es’ilt.überhaupt, eine fhlimme Zumuthung für da 
Beſchädigten, daß er den Beweis der Beſchädigung und 


gen. im Strafverfahren. | ; 


er Urheberſchaft gegen den  Befchädiger im Civilpro⸗ 
€ burdführe, nachdem bereits Die Staatsbehörbe beide 
weicfäße im Strafprocefle für erbracht angefehen und 
halb den Bezüchtigten, feines Läugnens ungeachtet, 
einer Griminalftrafe verurtheilt hat. Man will hier 
t einmal auf bie möglichen Wechfelfälle und Zufälle 
12 Eivitprocefies (z. B. Berfäumnifie 1), auf den 
Heft oder die Abfchwächung einzelner, im Strafpro: 
e vorgeführter Beweismittel ıc. Bezug nehmen. Die 
brung des Beweiſes allein ſchon ift, wenn ber Beweis 
der Straffache für gelungen erflärt wurde, eine harte 
fhabe für den Beſchädigten, der nicht ſelten durch die 
Mövigung in feinen Vermögens: und Erwerbs: Ber: 
ſtuiſſen ſchwer benachtheiligt worden iſt, baldigen Er: 
y des ihm zugezognen Schadens dringend wünfchen muß 
d_ doch die Erfüllung dieſes Wunſches von dem Ant 
tge eine ſchleppenden Civilproceſſes erwarten fol. Dieſe 
wägung macht ſich insbeſondere bei Körperverletzungen 
tend, ‘wo ber Verletzte oft dringend bed Erſatzes des 
urſachten Aufwands für Heilung‘ und Pflege bedarf 
»dennoth hiermit, nach der Beftrafung des Beſchã⸗ 
6, erft an den Civilrichter verwieſen wird. 
" Diefe Nebelftände müffen’ den Sefekgeber zu einer 
ben Bermittelung der beiden Proceßarten In Betreff 
"hier fraglichen Anfprüche veranlaſſen, daß bei ſtrenger 
rädfichtigung der Intereſſen des Beſchaͤbigers, inðbe⸗ 
bere feiner proteſſualiſchen Stellung, dem Befchabig⸗ 
anf möglichſt rafchem Wege zu feiner Etfatzforderung 
holfen werde. 

Dieſe Vermittelung bat man in dem Adhäſions— 
sceffe gefunden. Man hat dem Belchädigten bad 
fugniß ertheilt, feine Schädenanfprüche ‘in dem Straf: 
fohren geltend zu machen, und die Gompetenz des 
rafrichters auf die Erörterung und Entfcheidung die⸗ 
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fer Anfprüce ausgebehnt, ohne ihn jedoch zu nöthigen, 
derfelben unbedingt, wie ber ber Griminalfacdhe, ſich zu 
unterziehen. . 


8. 3. 

Die italienifhen Juriſten, welde anfänglih bie 
fer Vereinigung nicht günflig waren, erkannten fie nad 
und nach als zuläffig an ®), und, wenngleich die Gore 
lina eine gleichzeitige Verhandlung der Civil: und Crimi⸗ 
nalſache nicht geftattet zu haben ſcheint *), fo wurde ihre 
Einführung doch durch die Vorfchriften der Carolina, über 
die Verpflichtung des Richters zur Rückgabe entwenbeter 
und geraubter Sachen an den Eigenthümer °), befördert. 

‚Man hat daher z. B. in Sachſen nicht bedenklich 
gefunden, daß ber Unterfuchungdrichter Die entwendete 
Sache, beren Entwendung nachgewieſen worben, bem 
Eigenthümer ohne weitere Verhandlung zurüdgibt. Man 
bat diefes Verfahren nicht blos in den Faͤllen, in wel- 
hen der Bezüchtigte die Entwendung zugeſtanden hatte, 
fondern felbft in den Fällen angewendet, in denen ber 
Bezüchtigte den Diebftahl geläugnet, über ben rechtmäßi: 
gen Erwerb ber Sache aber fich nicht ausweiſen konnte 
und des Diebſtahls für ſchuldig erflärt wurde %). Nur 
in. ben. Fällen, in welcen ber Inculpat den Diebſtabl 
geläugnet und der Ausantwortung der Sache an den Be 
züchtigten widerfprochen hatte, ober wo Zweifel über die 
Identität der Sache entftanden, hat man von der fofor 
tigen Rüdgabe berfeiben abgefehen und die Entfchelbung 


— — en nn — 


3) Bal. hierüber die Rachweiſungen von aitrermatir, de⸗ 
deutſche Strafverfahren, $. 213. Not. 8. 

4) Bol. Sorbon a. a. D. Seite 123. Kam. j 

5) Art. 207. Bol. noch Art. 193. 

DB hierüber Staͤbel, d. Crim. "Berähen, She B 
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Yen Eivilrichter verwieſen. Zweifel über die Identi⸗ 
Hhaben fich bei der Entwendung von gangbaren Gelb: 
ten ergeben; jeboch auch bier hat man ſich dadurch ge: 
fen, daß man dad Geld ald Erfagmittel dem Beſtohl⸗ 
r übergeben hat, wenn fein beftimmter MWiderfpruch 
Inculpaten vorlag. 


‚In allen dieſen Fällen erfolgte die richterliche Ver: 
ung zumeift von Amtöwegen, und ohne daß ein darauf 
Ihtetee Antrag oder wohl felbft ein Anfchluß des We: 
Ihigten an dad Strafverfahren vorgelegen hätte. 


Beſtimmter treten bie Falle der Körperverlegung 
„bei denen der Verletzte (und zwar ohne Unterfchied, 
‚eine ſchwere oder leichte Werlegung Gegenfland der 
serfuchung war und Daher die lektere von Amtöwegen 
rg auf Antrag des Verletzten eröffner wurde) auf Er: 

ber Curkoſten angetragen hatte. Der erkfennende 
Ger entichied im Zalle der Verurtheilung des Incul⸗ 
ten in der Regel nach dem Antrage und, wenn bie 
rkoſten fpecificirt waren, unter ausbrüdlicher Bezug⸗ 
nme auf die fpecificirte Summe und ohne weitere Be 
äntung, als daß er die gerichtöärztliche Feſtſtellung 
einzelnen Anfäge vorbehielt. Dagegen ift dem Ber: 
fer fein Fall vorgefommen, in weldhem die Berurthei- 
ig in ber Griminalfache auch auf andere. Schäden, 
B. Erſatz des entzogenen Berdienftes ıc., mit gerichtet 
ren wäre. 


In Forſtſtrafſachen fol nad der Sächfifhen Geſetz⸗ 
ung die Verurtheilung auch auf den Erſatz des Scha⸗ 
id gerichtet werden. Allein es ift diefer Borfchrift nicht 
mer nachgegangen worden. Eben fo ift bei ver Be 
digung fremben @igenthumd ıc. dad Erfenntniß bes 
ifeichters auf ben Erſatz des Schadens nicht gerichtet 

in | 


Zas SEN die Gefehgeb. bei d. Diebflahle & Stkäfbrög: 


ficht betrachtet werben, daß die Strafe nicht nach dem 
Betrage ter Forderung, worauf die Urfunde lautet, be 
meflen werden darf. Sieht man bei der Berechnung bes 
Betragd auf den Schaden für den Beſtohlenen, fo hat 
zwar fcheinbar diefer 1000 ZI. verloren, wenn ber auf 
diefe Summe Iautende Schuldſchein ihm -entzogen wird; 
allein e8 kommt dann auf alle oben bemerkte Unterfchei: 
dungen an, ob ber Beftohlene noch dur andere Be: 
weißmittel die Forderung beweifen fann, und fo lange 
hiefer Beweis möglich ift, läßt fich Fein Schaden anneb: 
men %), Bezieht man die Berechnung ded Betrags auf 
den Gewinn, ben ber Dieb macht, fo ift es gewiß, 
daß er rechtlich feinen Gewinn von dem Befige einer auf 
feinen Namen nicht lautenden Schuldurkunde hat, weil 
er nur durch Nachweifung der Rechtsübertragung bie 
fremde Forderung geltend machen kann; aber auch that: 
fächlich hat der Dieb feinen Vortheil, er gewinnt durch 
Beſitz des Schuldfcheins Feine 1000 Fl., fondern für ihn 
ift.der Schein ein werthloſes Papier, das nur einen Ge 
winn möglicherweife geben kann, wenn der Thaͤter ein 
neued Verbrechen verübt, alfo entweder durch falfche Bor: 
fptegefungen die Urkunde zu veräußern fucht, oder eine 
falfche Ceſfion macht, oder zur Legitimation einen falfchen 
Eid Leiftet *). 

Alle bisherigen Nachweifungen mögen zeigen, baf 
eine Gefeßgebung, welche die Strafdrohungen bei dem 





45) Es müßten dann folgerichtig alle civilprozeſſuallſchen 
Tragen, ob 3. B. in dem Lande der Zeugenbeweis zuläffig iR, 

0b Anfene des fchriftlichen Beweiſes möglich wird, ob ver 

dem Eide Gebrauch gemacht werden kann, , bereingejopf® 
werden. _ 

46) Auch bei einem geftohlenen Wechfel- Läßt fich die Zorberum 
auf dem Wege des ordentlichen Prozefles in vielen File 
geltend machen, 
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Diebftahle von dem Betrage abhängig macht, in Verlegen⸗ 
heiten fommt, oft weitläufige Verhandlungen aufftellen und 
zu Auswegen fommen muß, welche der Volksmoral nicht 
entfprechen, 3. B. wenn man bei ben: Diebflahle einer 
Urfunde von 3000 Thlen. den Betrag nach dem Papier: 
werthe berechnet, oder bei Wegnahme wich:iger Rechnungs⸗ 
düder den Buchbinderlohn als Maaßſtab nimmt. 


A 


a * 


En 
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ungeachtet aber feine Anfprüce im Strafverfahren verfol⸗ 
gen fann. | 

Shen fo unerheblich ift der Einwand unter Pr. 3. 
Nach franzöfifchen echte wird der ald Givilpartie aufge: 
tretene Befchädigte nicht al6 Zeuge behandelt; — wohl 
aber, wenn er entweder ald ſolche nicht aufgetreten ift, 
oder zwar als folhe aufgetreten, aber die privatrechtliche 
Verfolgung wieder zurüdgezogen hat. Diefer Unterfchied 
iſt nicht praktiſch. Das Intereffe, welches man al 
Ausſchließungsgrund wider den Befchädigten geltend ma: 
chen will, zeigt fih auch in den Fällen der letztern Art 
in fofern, als der Befchäbigte im Wege des Civilproceffes, 
welcher ohnedies nach franzöjifchem Rechte bis zur. Erle 
digung der Griminalfache audgefeßt werden muß, bie Er 
gebnifle der letztern benutzen kann und ber Civilrichter, 
nad) dem Örundfage Lie criminel emporte le civil, an 
die Entfcheidung des Criminalrichters, durch welche die 
Eriftenz ded Verbrechens und die Urheberfchaft des Be 
züchtigten für bewiefen erflärt wirb, bei der Entfcheibung 
über die Schädenanfprücdie unbedingt gebunden ifl. Der 
Strafrichter entfcheidet alfo in den Faͤllen, in welden 
der Beſchaͤdigte als Civilpartie nicht aufgetreten ift, doch 
auf die Ausfagen des Beſchädigten hin, — er benukt 
fie vielleicht "vorzugöweife ald Argumente der Werurtbeb 
lung — und gibt fomit eine Entfcheidung auf Grund 
von Audfagen eined Zeugen zum Vortheile befielben. Der 
Beſchädigte, zeither Zeuge im Strafverfahren, tritt num: 
mehr als Kläger im Givilproceffe auf, und das verurthei: 
lende Erkenntniß des Strafrichters ift für ihn ein unwlder⸗ 
legliches Zeugniß fiber Eriftenz und Urheberfchaft der That, 
jo daß er nur noch die Schäden’ felbft zu quantificiren 
und zu befcbeinigen hat, — das Civilgericht hat die Ent 
ſcheidung des Strafrichters als unveränberliche und we 
abweisbare' Bafis ‘feiner eigenen Entfcheidung anzunch 
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Beichädigten auf Erfap des Schadens entfpringen aus 
derfelben Quelle, ber gefegwidrigen Handlung, find aber 
im Webrigen völlig verſchieden. Es läßt fich nicht ein: 
mal behaupten, baß bie Entfcheidung des Griminalric- 
ters für die des Givilrichter ‘oder diefe für jene maßges 
bend fei. Die Annahme eines foldhen Präjudizes würbe 
fid — vom tbeoretifchen Standpunkte aus betrach⸗ 
tet — ſchon bei der Verſchiedenheit der dem bürgerlichen 
und ber dem Straf: Proceffe unterliegenden Grundfor⸗ 
men und Entſcheidungsregeln nicht rechtfertigen laſſen. 
Eben fo wenig kann daher behauptet werben, daß die 
Entſcheidung des Givilrichterd über die geltend gemach⸗ 
ten Schädenanfprüche fo lange zu beanftanden fey, bis ber 
Criminalrichter über Eriftenz und Urheber des Verbre⸗ 
chens entfchiedben habe. Der Eivilrichter ift bei feiner Ent: 
fdyeidung nut an die Ergebniffe der ihm von den Parteien 
vorgeführten Beweismittel gewiefen unb würde daher 
bie Ergebniffe ber Unterſuchung dann, wenn feine ber 
Parteien bei der Beweiſsführung auf fie Bezug genom⸗ 
men, nicht einmal in den Kreis feiner Ermägung ziehen 
und bei der Entſcheidung berückſichtigen können. Allein, 
angenommen, daß eine ber Parteien auf-bie Entſcheidung 
des Strafrichters fich bezieht, fo iſt dieſelbe nur als eine 
Sffentlibe Urkunde anzuſehen, durch welche bewieſen wird, 
dag der Strafrichter in der ihm vorgelegenen Unkerſuchung 
den im Urthel enthaltenen Ausſpruch gefaͤllt habe. Hier⸗ 
Wfommt, daß die Verurtheilung durch den Sttafrichter‘ 
ab Beweismittel ſich fügen kann, deren Zulaͤſſigkeit im: 
Strafproceffe, nicht auch im Civilproceffe anerkannt iſt. 
Wenſo ift die Form, in welcher die Beweismittel im 
Seru fproceſſe erhoben werden, durchaus nicht den Regeln 
DES Eivilproceffes entſprechend und nicht ſelten mit Be: 
kungen in Betreff des Bezüchtigten verbunden, wel⸗ 
Eivilproceſſe gegen den Beklagten nicht ahtwenuker 
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find. Weiter — abgefehen von der Art der Beweismit⸗ 
tel und ihrer Erhebung — ift die Entſcheidung des Straf: 
richterd viel freier ale die des Givilrichters und Bann. auf 
dad Zufammentreffen von Indicien geflügt werden, wel 
des dem Givilrichter zur Verurtheilung des Beklagten 
nicht genügen würde. Man :nag fich hierbei nicht darauf 
berufen, daß bei dem Streben nach materieller Wahrheit 
im Strafproceffe die Ergebnifle defjelben eine viel größere 
Gewähr ihrer Richtigkeit lieferten, als bie des Civilpro⸗ 
ceſſes. Der Beklagte kann verlangen, daß die Entfchel- 
dung über die gegen ihn erhobenen Anfprüche in der hier 
für beftimmten Maße und Proceßform vorbereitet und er- 
theilt werde, und es kann ihm an ſich dieſes Befugniß 
nicht gleichſam zur Strafe der Handlung, aus welcher die 
Anſprüche entſtanden ſind, entzogen werden. 

Uebrigens entſcheidet der Civilrichter auch in den 
Faͤllen, in welchen die Unterſuchung der betreffenden 
Handlung überhaupt nicht Statt finden kann (z. B. we⸗ 
gen Verjährung, Abolition ꝛc.), über Exiſtenz und Urhe⸗ 
berſchaft derſelben nach den Regeln und in den Formen 
des Civilproceſſes. 

Noch weniger kann die Entſcheidung des Civilrich 
ters über bie privatrechtlichen Anſprüche irgend einen prü- 
jubicirlihen Einfluß auf ‚die Entfcheibung des Criminal⸗ 
richterö äußern. Hier ift nicht einmal jene Sarantie mes 
terieller Wahrheit vorhanden, . welche der Strafproceß an⸗ 
ſtrebt, und der letztere kann Beweisgründe nicht auf 
nehmen, welche auf Fictionen, Friſtverſãäumniſſen, Ber 
zichten ıc. beruhen. 

Eine andre Frage ift e, ob nicht ber Strafrihter 

bie Ergebniffe bes Civilproceſſes ebenſowohl zu Ankalik 
punkten bei feinen Erörterungen und Rachforfchungen, 
als auch zu Indicien ‚bei. ber Aburtheilung ber Sache be 
augen kann. Der Givilproceß kann ihm hier ein zeicheh 
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Material gewähren, bei deflen Benukung er nicht, wie 
der Civilrichter bei der Berüdfichtigung der Ergebniffe des 
Strafproceſſes, an die Anträge des Bezüchtigten zc. ge: 
bunden iſt. Allein bei diefer Benußung treten die allges 
meinen Regeln über Erforfchung von Indicien, über den 
Werth derſelben und überhaupt die -allgemeinen Regeln 
bed Beweifes in Straffachen und über die Beweisführung 
in denfelben ein. Jnsbeſondere kann deshalb, weil die 
Unterfuhung auf ben Antrag des Beſchädigten eingeleitet 
worden iſt, welcher zuvor im Civilproceſſe als Kläger ges 
gen ben Beichädiger aufgetreten iſt, nicht von einer, 
auch für den Strafproceh maßgebenden Rechtskraft bed 
Civilurthels die Rebe fein, . — ein Parteiverhältniß ,- wie 
ed der Civilproceß kennt, wird dadurch, daß auf den An= 
trag bed Beichädigten die Unterfuchung eingeleitet wor: 
den ift, nicht hergeftellt. 

Wo das pofitive Gefeß des Staates Feine Ausnahme 
feſtſtellt, kann daher an fich weder die gleichzeitige Wer: 
handlung der Civil: und der Straffache bei demjelben 
Richter, noch des Sat, daß die Entfcheidung einer der 
conneren Sachen für die der andern maßgebend fei, ges 
vechtfertigt werben ?). 


2) Es ift hier allenthalden von der principalen Werbindung 
Die Rede; — nicht von den Präjudicals Sachen, bei denen 
Die vorherige Eutfcheidung einer AIncidents Frage vor. der 
Entſcheibung der Hauptfache nothwendig iſt und an ſich, ohne 
das Sufanimentreffen, die Gutfcheidung der einen von dem 
Givils „die der andern von dem Griminals Richter erfolgen 
müßte. Der Verfaffer bat an einem anderen Orte (in der 
Sachfiſchen Zeitschrift f. Rechtspflege u. Berw. Neue Folge 
Bd. X. Heft 3.) bereits nachzuweiſen verfuht, dab der 

 Gtrafrihter mit alleiniger Ausnahme der Fälle, 

"Aw denen eine vorherige celvilrehriihe Entſchei⸗ 
dung geradezu sum Thatbeftande des Verbrechens 
vorausgefegt wird, unbedingt über die einſchla⸗ 

": genden (au eherechtlichen) Civilrechtsfragen 

- mis zu entſcheiden berechtigt ſey. — 
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§. 2. 

Andrerfeits läßt fich nicht verfennen, daß bie ver: 
einte Verhandlung und Entfcheidung der privatrechtlidhen 
Anfprüde und der Straffache viele Bortheile darbietet 
und die getrennte Verhandlung Nachtheile erzeugt, bie 
das Anfehen der Juſtiz gefährden und leicht zu materiellen 
Rechtsverletzungen führen. 

Es kommt vor, daß der, welcher wegen Nothzucht 
zur Unterſuchung gezogen und mit Strafe belegt worden iſt, 
in dem gegen ihn angeſtellten Dotations- und Alimente 
tiond : Procefle loßgefprochen wird, weil diedem Givilrichter 
vorgeführten Beweismittel nach den Regeln des Civilproe 
cefles nicht zum Beweiſe des concubitus und ſonach zur 
Beturtheilung des Bellagten ausreihten. Es kann vor 
fommen, daß der, welcher wegen Entwendung einer bei 
ihm aufgefundenen Summe Geldes beftraft wird, in dem 
Givilprocefle, melden der Eigenthinmer des Geldes auf 
Heraußgabe deffelben angeftellt hatte, Io@gefprochen wird, 
weil die Identitaͤt des entwendeten und des vorgefunde 
nen Geldes nicht in einer, den Civilproceß-Geſetzen ent: 
fprebenden Maße nachgewiefen ward. Der Strafricter 
verurtheilte den Beſitzer des Gelded, weil Ießterer-über 
den rechtlichen Erwerb deſſelben ſich nicht ausweifen konn⸗ 
te, ein habitueller Dieb ift, und weil durch die eibliche 
Recognition des Eigenthümers in Verbindung mit den 
fonftigen Ergebniffen der Unterfuchung bie Thatfache der 
Entwendung und die Sdentität in genügende Gewißheit 
gefeßt würde. Allein der Eivilrichter wird den Inbiden: 
beweis, wenngleich er ihm wieder vorgeführt wird und 
dabei, foweit möglich (mas nicht ſtets der Fall fein wird), 
die. Formen bes Livilproceſſes beobachtet werden, nicht 
für genügend achten. ' 

EGs 'iſt, uͤberhaupt eine ſchlimme Zumuthung für ben 
Belchädigten, daß er den Beweis ber Beſchädigung und 
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er Urheberſchaft gegen den Befchädiger im Civilpro⸗ 
€ durdhführe, nachdem bereits die Staatsbehörde beide 
weiefäge im Strafprocefle für erbracht angefehen und 
halb den Bezüchtigten, feines Läugnend ungeachtet, 
einer Criminalftrafe verurtheilt hat. Man will hier 
yet einmal auf die möglichen Wechfelfälle und Zufälle 
«s Eivilprocefies (z. B. Berfäumniffe xc.), auf den 
eff oder tie Abſchwaͤchung einzelner, im Strafpro: 
ſe vorgeführter Beweismittel c. Bezug nehmen. Die 
brung des Beweiſes allein fchm ift, wenn der Beweis 
ber Straffache für gelungen erklärt wurde, eine harte 
fabe für den Beſchädigten, der nicht felten durch die 
ſchadigung in feinen Vermögens- und Erwerbs: Ber: 
itniffen ſchwer benachtheiligt worden iſt, baldigen Er⸗ 
5 des ihm zugezognen Schadens dringend wünſchen muß 
d doch die Erfüllung dieſes Wunſches von dem Ans: 
ige eines fhleppenden Civilproceſſes erwarten fol. Dieſe 
mägung macht fich indbefondere bei Körperverlegumgen 
tend, wo ber Berleßte oft dririgend bed Erſatzes des 
urfachten Aufwands für Heilung’ und Pflege bebarf 
dennoch hiermit, nach der Beftrafung des Beſchã⸗ 
brs, erſt an den Civilrichter verwieſen wird. 

Dieſe Uebelſtaͤnde müſſen den Sefekgeber zu einer 
Im Bermittelung der beiden Proceßarten In Betreff 

Lrier fragtichen Anſprüche veranlaſſen, daß bei ſtrenger 
ruckfichtigung ber Imereſſen des Beſchaͤbigers, inbbe⸗ 
bere feiner proteſſualiſchen Stellung, dem’ Befchadig⸗ 
I af möglichft raſchem Wege zu feiner Erfatzfotdetung 
bolfen werde. 

.Diefe Bermittelung bat man in bem Ahhäfiond: 
oceffe gefunden. Man hat dem Beſchädigten das 
fugniß ertheilt, feine Schädenanfprüche in dem Straf: 
fahren geltend zu machen, und die. Competen; bed 
rafrichter8 auf die Erörterung und Entihtung t- 
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zugleich deu Beweis für die Eriftenz und 
den Umfang feiner Schäden berzuleiten. 
Man geftattet dem Beichädigten, in dem Strafverfahren 
die dafelbft ermittelten Thatfachen ald Beweisunterlagen 
für feinen Anfpruch zu benugen, und ermächtigt ben Ric: 
ter, auf Grund bdiefer Erhebungen gleichzeitig über ter 
Civil: und Criminal: Punkt zu entfcheiben. 

In diefen Erwägungen liegt, nad) der Anficht de 
Verfaſſers, auch das entfcheidende Moment für die Partei 
ftelung und die Grenzen bed Adhäfionsprocefles. 

Die unmittelbare Einwirkung bes Beichäbigten auf 
den Gang des Verfahrens oder die gerichtlichen Erhebun⸗ 
gen, — die felbftftändige Erörterung der privatrechtlichen 
Anfprühe, — und die Benußung der civilproceffualifh 
geflatteten Ergänzungsmittel für den geführten Beweis — 
müflen audgefchloffen bleiben, und der Geſichtspunkt, daß 
jede richterliche Thätigfeit bei der Beweisaufnahme nur 
auf die Herftelung der zu der Eriminals Entfcheis 
dung nöthigen Unterlagen gerichtet feyn dürfe, maßge 
bend feyn. 

Hieraus folgt, daß der Abhärent Feine Anträge auf 
Vornahme einzelner gerichtlicher Handlungen Behufs der 
Erörterung feiner Anfprüche ftellen kann, und daß der Ric: 


ter eine Berurtheilung nur dann ausfprechen kann, wens . 


die Ergebniffe der Griminalunterfuchung nicht blos die Wer 
urtheilung in der Criminalſache, fondern auch, ohne wei 
tere Ergänzung‘, die in der Civilfache rechtfertigen. Man 
Tann daher fagen, daß dem Strafrichter nur in Betreff 
der Aburtbeilung die Competenz in der materiel: 
conneren Civilfache übertragen werbe. 

Geht man von diefen Grundfäßen aus, fo wird we 
der eine VBermifchung der beiden Proceßformen , noch eie 
Verzögerung des Strafverfahrens, noch auch endlich ei 
Benachtheiligung des Berüchtigten als des Bellagten, in 
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feinen Parteirechten zu befürchten feyn. Insbeſondere 
wird der Einwand, daß dad inquifitorifche Element der 
Unterfuhung auf die Erörterung des Civilanſpruchs über: 
tragen werde, befeitigt feyn. Andrerfeitö wird der Bor: 
theil für den Beſchädigten immer ein fehr erheblicher feyn, 
namentlich wenn man dem Strafrichter geftattet, in den 
Fällen, in welchen der Umfang der Erſatzpflicht an ſich 
zwar, nicht aber dad Quantum der Schäden in gehöriger 
Gewißheit beruht, nur diefe Verpflichtung auszufprechen. 


& 7. 


Aus dem Obigen ergeben ſich nun folgende Regeln: 

a) Der Beihädigte hat feinen Entfchluß, dem 
Strafverfahren zu adhäriren, beitimmt auszufprechen und 
actentundig zu machen. ine Friftftelung betreffd der 
Erklärung iſt zwedmäßig, wenngleich nicht unbedingt nös 
thig. Denn da der Beichädigte feine Anträge auf Erhes 
bungen ſtellen fann, fo wird der Richter auch jederzeit in 
der Lage feyn, über den Anfpruc des Befchädigten mit 
zu entſcheiden, und ein Aufichub des Verfahrens bis zur 
Erfedigung der Anträge kann, felbftverftändlich, nicht eins 
treten. Schließlich ift ed auch nur der Nachtheil des Be 
ſchädigten, wenn der Richter bedenklich findet, auf ben 
fpäten Antrag deflelben noch einzugehen, und ihn deshalb 
an ben Civilrichter verweift. 

b) Die Anfprüchemüflen beftimmt fpecificirt werden, 
damit Der Richter zu prüfen im Stande ift, ob und in wies 
weit fie durch die Ergebnijfe der Unterfuchung bewahrbheis 
tet werten. 

c) Der Bezüchtigte ift über die Anträge zu hören, 
gleichwie über die Beichuldigungspunfte, — es folgt die: 
fe8 Recht auch aus der Parteiftellung zu dem Befchädigten. 

d) Der Beihädigte kann jederzeit bis zum Erkennt: 
niſſe feinen Antrag zurüdziehen und feine Aniprüke im 
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Civilproceſſe verfolgen, vorbehältlich der Pflicht zur Ueber: 
tragung der etwa durch feine Anträge entfiandenen und be: 
züglich dem Gegner verurfachten Koften. 

e) Eine Abweifung der Anfprüche erfolgt nur durch 
das Erfenntniß in der Hauptfache oder Durch Dad Einfel: 
Iungserfenntniß. ine vorherige Zurüdweifung im Bor: 
verfahren oder im Anklageverfahren ift nicht ſtatthaft und 
nicht nöthig, da die Anträge des Befchädigten das Be: 
fahren nicht aufhalten und fomit Fein Grund zu einer frü— 
heren Zurüdwetfung vorliegt. . 

f) Die Abweifung hat nur den Charakter der Aus: 
weifung aus dem Strafverfahren und der Verweiſung an 
das Civilgericht. 

g) Der Beſchädigte kann Feine Anträge auf Unter: 
fuchungshandlungen ftellen, no der Vornahme von fo 
chen widerfprechen. Für ihn find nur die Ergebniffe 
derfelben vorhanden. Insbeſondere hat er nicht dad Recht, 
der Haftentlafjung ohne Sicherheitöftellung zu wideripre 
hen. Die Haft wird aus criminalprocefjualifchen Grün: 
den angelegt und mit Wegfall berfelben aufgehoben, — 
fie kann niemals ein Sicherungdmittel für die Anfprüde 
ded Beichädigten feyn. Die gegentheilige Annahme iſt 
eine Erhebung des Civilpunkts zur Hauptſache und eine 
ungerechtfertigte Benachtheiligung des Bezüchtigten. Dal: 
felbe gilt von der Frage, ob der Befchädigte über die Hi 
der Gaution, gegen deren Erlegung der Bezüchtigte ent: 
laffen werden fol, gehört werde. Soweit der Unterfw 
chungsrichter bei der Beflimmung der Cautionsfumme über 
haupt auf den angeftifteten Schaden und die ihm bekann 
ten Anfprüche des Befchädigten Rüdficht nehmen fol, lieg! 
ihm diefe Pflicht auch dann ob, wenn der legtere ben 
Strafverfahren fich nicht angefchloffen hat, und iſt le 
nichtö Beſonderes. Im Uebrigen aber bleibt es bem Be 
fhädigten unbenommen, die nöttigen Inhibitiong: md 
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Befhlagnahme: Anträge bei dem betreffenden Eivil:Berichte 
u fiellen, zu defien Competenz fie gehören. 

h) Der Beihädigte darf den Wernehmungen bed 
Bezüchtigten und den Befragungen der Zeugen in der Vor: 
nterfuchung nicht beiwohnen.. Er würde außerdem nur 
a leicht die Stelle eines zweiten Inquirenten einnehmen 
mb, feinem Gegner gegenüber, die Rolle bed Klägers 
nit der des Richters vertaufchen, — eine offenbare Rechts- 
erletzung gegen den Bezüchtigten. Eine andere Frage 
fl es, 0b der Richter befugt feyn fol, den Beſchädigten 
ei&ocalbefihtigungen, Hausfuchungen ıc. beizuziehen oder 
azulaffen. Diefe Frage ift aus bekannten, firafpro:> 
effualifchen Gründen zu bejahen, und der Richter wird 
nerbei unbehindert feyn, den Befchädigten mit feinen Be: 
nerfungen zu hören. 

i) Der Beichädigte ift von dem Actenfchluffe, dem 
trkenntniſſe auf Fortftelung (Verweiſungsbeſchluſſe ıc.) 
mb den für die Hauptverhandlung beftimmten Beweis: 
nitteln in Kenntniß zu fegen, fomwie zur Hauptverhand⸗ 
ung vorzuladen, wobei er fowohl mit einem Advocaten, 
[8 auch nur durch einen Advocaten erfcheinen Fann. Der: 
elbe kann Vorſtellungen und Ausführungen, fowohl in 
Betreff der bisher erlangten, feinen Anfprüchen günftigen 
Ergebniſſe, als auch in Betreff der rechtlichen Begründung 
ver Anfprüche, zu den Acten einreichen, worüber der Geg: 
er zu hören if. Die Einſicht der Acten ift ihm, 
benfo wie dem Vertheidiger des Angefchuldigten, jedoch 
mter den fonft üblichen Maßregeln zur Verhütung ded 
Nißbrauchs, zu geftatten 17). 


17) Der neuefte Bayer. Entw. Art. 106 beftimmt: „Hat ſich 
dem Strafverfahren ein SPrivarbetheiligter angefchloffen, fo 
Eann der Rechts anwalt deffelben nur zum Zwede ber 
Vorbereitung für die Hauptverhandlung oder der Ausführung 
eines Rechtsmittels, die firafgerichtlichen Arten einen 
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k) Bei der Hauptverhandlung wird der Bel 
„ digte mit feinen Anträgen und Ausführungen, indbe 

fondere nah dem Schluffe der Beweisaufnahme, zu hören 
feyn. Bei der Hauptverhandlung tritt das obige Beben: 
fen gegen die Einmifchung des Befchädigten in das Haupt⸗ 
verfahren mehr zurüd, weil hier der Bezüchtigte zugegen 
ift und es ihm freifteht, Die zur MWiderlegung des Be 
Ihädigten bdienlihen Fragen an die Zeugen zc. ftellen zu 
laflen. Auch wird, wenn eben die Befragung auf bie 
für die Griminalfache vourgeladenen Zeugen befchräntt 
wird, ein Verſchleif oder fonftige Benachtheiligung der 
Criminalſache nicht zu befürchten feyn. Das contradicto: 
rifche Verfahren fichert vor Einfeitigfeit und Uebergriffen. 

)) Die Verurtheilung nach dem Antrage bed Be 
fhädigten ift nur bei einer Verurtheilung des Bezüchtig⸗ 
ten in der Criminalfache und zwar in Betreff derjenigen 
Handlung, ald deren Folgen die geltend gemachten Schä⸗ 
den anzufehen find, zuläflig. 

Ueber dad Erfenntniß felbft und die gegen daſſelbe 
zuläffigen Rechtömittel ift nun Folgendes zu erwähnen: 


g. 8. 


Die Ermittelung der Schäden im Strafverfahren 
geht nicht immer bis in die Fleinften Details. Es genügt 
hier häufig eine fummarifche Angabe derfelben. Man 
fragt z. B. bei einer Körperverlegung nicht darnach, od 
ber Verlebte fünf, oder aber ob er acht Tage außer Stande 
gewefen ift, feine gewöhnliche Berufsarbeit zu verrid 
ten; — es genügt die Berfiherung, daß er mehrer. 
Tage unfähig zur Arbeit geweſen iſt; man fragt nicht. 
auf wie hoch fich fein zeitheriger Arbeitöverdienft belaufes 
und wieviel ihm daher entzogen worden. Diele Frage 
werben wichtig bei der Quantificirung der Schäden und 
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it bei der Feftftelung der Erfapßfumme. Der Erimis 
ichtee kann Behufs derfelben Feine felbftftändigen, 
h das Strafverfahren nicht gebotenen Erörterungen 
nehmen, obgleich er nicht gehindert feyn wird, die 
edies erforderliche Befragung des Verletzten auf diefe 
te mit zu richten und den Beſchädiger hiergegen mit 
en Einwendungen zu hören. In den Fällen nun, in 
hen die Quantificirung der Schäden befondere Schwies 
eiten darbietet oder die Echädenfumme durd die cri= 
alproceffualifchen Erhebungen nicht in die erforderliche 
vißheit gefekt wird, ift ed immer noch ein Gewinn 
den Befchädigten, wenn der Angefchuldigte in die, 
ch feine Handlung verurfachten erweislichen Schäden 
urtheilt wird, fo daß eben nur die Liquidirung und 
fcheinigung der Schäden zur civilprocefiualifchen Aus: 
rung übrig bleibt und die Vorderfäße der Echädenrech: 
g nicht mehr angefochten werden können. 

Nur ein Bedenken Fönnte bier noch von der Frage 
jenommen werden: Wieweit erfirecit fich eine folche 
rurtheilung ? - 

Der Belchätiger kann für den birecten Schaden, 

er durch feine Handlung dem Andern zugefügt hat, 
ten, — er fann auch für den entzogenen Gewinn ver; 
wortlich feyn. Welcher Grad der Erfaspflicht wird 
& die obige Sormel auögefprohen? — Die hier 
fehr feinen Unterfchiede zwifchen diefen Graden der 
abpflicht und ihrer Geltendmachung werden nicht fel: 
den Kreis der ftrafrechtlichen Erörterung und Ent: 
idung überfchreiten.. Allein man fann hier dem Straf: 
ter, welchem einmal bei der Entfcheidung über die 
ſprüche die Stellung des Civilrichterd angewiefen wird, 
b bei diefer Frage die Enticheidung darüber, welcher 
id der Erfanpflicht vorliege, mit der Wirkung über: 
en, daß der Beichädigte den etwa zurüdgewieirnen 


364 Bon der Abhäfion des Beſchädigten 


böhern Grad der Erfaspflicht annoch im Eivilrechtöwee 
geltend machen könne, — ober, was bei ſolcher allge: 
meinen Verurtheilung fich noch mehr empfehlen möchte, 
man überläßt die Entfcheidung der Frage, wieweit die 
Erſatzpflicht ſich erflrede, unbedingt dem fpätern Ber: 
fahren vor dem Civilgerichte. 

Man kann fi) daher folgende Fälle der Verurthei⸗ 
lung denken: 

a) der Strafrichter verurtheilt den Bezüchtigten 
in Bezahlung der von dem Beichädigten liquidirten 
Summe; — 

b) der Strafrichter verurtheilt ihn in Erſtattung 
der dem Beſchädigten verurſachten, erweislichen Schaͤden, 
ohne nähere Bezeichnung; 


c) gleiche Verurtheilung, mit näherer Bezeichnung 


des Grades der Erfabpflicht. 

Hierzu tritt noch der befondere Fall, wenn der Be: 
züchtigte in Herausgabe einer Sache verurtheilt, im Webri: 
gen aber die Frage über die Erfaßpflicht wegen weitere 
Schäden zum Givilproceffe verwiefen wird. 

Kerner fann fi) der Strafrichter zu der allgemel: 
nen Berurtheilung veranlaßt finden, weil der urſachliche 
Zufammenhang ber ftrafbaren That und des angezeigten, 
auch bewieinen Schadens nicht nachgewieſen ift. 

Auf einen Erfüllungseld kann der Strafrichter fein 
Erfenntniß nicht richten. Der Beweis muß volfländig 
durch die Ergebniffe der Unterfuhung geliefert feyn, — 
ein Rüdgriff zu civilproceflualifchen Ergänzungsmitteln 
iſt unzuläffig. Ein Reinigungseid würde felbftverftänd 
lich noc andere Bedenfen gegen fi) haben. Kann bei 
Strafrichter auf einen Schäßungseid (juramentum in F 
tem) erkennen? In confequenter Durchführung I 
oberften Grundfaßes, den wir aufgeftellt haben, wirt 
Die Frage zu verneinen ſeyn. Allein wie einestheils hier 


— — 
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ie äußerfte Eonfequenz vor der praßtifhen Nothwendig: 
eit oder doc Nützlichkeit zurüdtreten muß, fo wird der 
Befchädigte in der Regel auch ald Zeuge befragt und ver: 
idet worden feyn. Der Strafrichter kann folchenfalls 
inbedenklich den Zeugeneid des Beſchädigten — dafern 
ine Audfage die fpecielle Angabe der Schäden mit um: 
aßt — als Schäbungseid für die Eivilfache anfehen, wie 
r ja auch diefe Ausfage in Betreff der Schädenfumme 
em Straferfenntniffe zu Grunde legt. Muß man fer 
ver dem Strafrichter das Recht der Feſtſtellung und be: 
ügli Ermäßigung der liquidirten Schädenſumme über: 
aupt einräumen, fe ift es auch unbedenklih, ihm zu 
eftatten, auf den Schäßungdeid zu erfennen. Hierzu 
ommt, daß diefer Eid nur das Aushilfsmittel für die 
richterliche Zefftellung der Schäden, keineswegs ein felbft: 
tändiges Beweismittel ift und auch dem Erfüllungseide 
ücht gleichgeftellt werden Fann. 


Der Strafrichter nimmt daher bei den Erhebungen 
ed Sachverhalts und den fonftigen Erörterungen Feine 
:ntfheidende KRüdficht auf die erfolgte Adhäſion und 
erfährt allenthalben hierbei nach den Regeln des Straf: 
worefled. Bei der Entfcheidung über die Adhäſion wird 
er die Frage, ob die für den Civilpunkt einichlagenden 
Thatſachen bewiefen feyen, gleichfal8 nach den Regeln 
Eber den Beweis in Straffachen beantworten. Nur bet 
ven Kragen: Iſt der Thäter fchuldig, für den durch 
eine Handlung angeftifteten Schaden einzuftehen? Wie 
weit erſtreckt fich diefe Erſatzpflicht? Sind die angezeigten 
Biden felche, welche von dieſer Erfabpflicht betroffen 
werben? wird er auf die Grundfäbe des Civilrechts zus 
eadzehen. Alfo die Thatfrage nah den 
Drundfäten des GStrafproceffes, — die 
Rechtsfrage nach denen des Civilrechts. 
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Unpaſſend erfcheint ed, dem GStrafrichter zu gefat: 
ten, einzelne Xheile der Schädenrechnung zur civilprocel: 
fualifhen Ausführung zu verweilen und in Betreff der 
übrigen die Verurtheilung des Bezüchtigten auszufpre: 
den. Es ift vielmehr davon auszugehen, daß, wenn 
einzelne Poften der Schädenrechnung Zweifel erregen, der 
Strafrichter von einem weiteren Eingehen auf die fämmt: 
lihen Poften abfieht und eine theilmeife Werurtheilung 
und theilmeife Abweifung unzuläffig if. In diefen Fäl 
len wird der Richter nur die allgemeine Werurtheilung 
in die erweißlichen Schäden auszufprechen haben. 


. 9. 


Erwägt man nun, daß der Befchädigte in den Fäl—⸗ 
fen, in welchen er bei der Umfänglichfeit und Echwierig: 
keit feiner Schädenrechnung im Voraus fich fagen muß, 
baß der Strafrichter die fofortige Werurtheilung des Be: 
züchtigten in den geforderten Erfag bedenklich finden und 
ben Antrag zum Civilrichter verweilen werde, nur zu 
dem Zwede dem Griminalverfahren fi) anfchließen wird, 
um jene allgemeine Verurtheilung des Bezüchtigten in 
Abftattung der verurfachten Schäden zu erlangen, hierzu 
e8 aber in der hat eined befondern Anfchluffes des Be 
fhädigten nicht bedarf: da er felbfiftändige Erhebungen 
zu dieſem Behufe nicht beantragen kann, fo fcheint ed 
zwedmäßig zu feyn, den Grundſatz des franzöſiſchen 
Rechts zu aboptiren, von welchem wir oben gefproden 
haben, und ihn ald allgemeinen materiellen Rechtsſat 
binzufielen. Merlin fagt in f. Repert. v. Chose- 
jugee $. 15 18): | 

Le jugement du tribunal criminel forme pour.» 
partie civile sur Peristence du delit comme sw | 


- iin 


18) Bol. Ruppentbal, a. a. D. 
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‚eulpabilitE de son auteur une preuve, qu’aucune 
autoritö ne peut plus attenuer ni me&connaitre et 
de laquelle le tribunal civil doit partir comme d’une 
base invariable pour determiner les dommages — 
interets qui sont düs, 
Die Hannöverfhe Straf:P. O. $. 45 läßt zwar eine 
Berbindung der öffentlichen Klage und der Civilflage 
nur bei den Polizei: Uebertretungen zu, beflimmt aber 
in 6. 46 über den Einfluß der ftrafrichterlichen Entſchei⸗ 
dung auf das Givilverfahren: 

„Wird durch rechtökräftiges Strafurtheil der Be 
fyuldigte einer Handlung (Unterlaffung) fchuldig erkannt, 
fo gilt da8 Dafeyn diefer Handlung auch für das ab» 
gefonderte Civilverfahren bis zum Gegenbeweife für er: 
wiefen. Dad etwaige Erfenntniß des Strafrichters über 
die Strafrehtswidrigfeit und deren Folgen bin: 
bet jedoch den Givilrichter nicht hinfichtlich feines Urtheils 
über die in der Handlung liegende Privatrechtöverlegung 
und deren Folgen.” 

Aus dem Gegenfaße, in welchem diefe beiden Ab: 
ſchnitte des 8. 46 fliehen, muß man abnehmen, daß nicht 
blos bad Dafeyn, fondern auch die Urheberfchaft der 
Handlung durch das Criminalurthel bewiefen feyn fol. 
Wichtig ift dagegen die Befchränfung: „bis zum Gegen: 
beweife.” CS wird hier die Beantwortung vorzüglich 
von der VBorfrage abhängen, in wieweit ber Verurtheilte 
wegen neuer Thatumftände die Wiederaufnahme des Ver: 
ſahrens verlangen fann, obſchon andrerſeits nicht zu ver: 
fennen ift, daß die Würde und das Anfehen der Zuftiz 
wicht gewinnen würde, wenn die durch dad Criminal: 
wetbel unabänderlich feflgeftelt und als Grund eis 
wer Strafzufügung angenommene Zhatfache wieder zum 
Gegenftand eines Civilbeweiſes gemacht werben und 
alſo der Fall eintreten könnte, daß nachträglich ber Civil⸗ 
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richter den in der Griminalfache gelieferten Beweis für 
eltdirt erachtete, das Dafeyn oder die Urheberfchaft ber 
Handlung nicht für erwiefen erklärte, den Beklagten von 
der Verpflichtung zum Schadenderfage entbande und body 
der Criminalbeweis in der Straflahe in ber früheren, 
vollſten Wirkfamkeit bliebe. — Dabei drängt fi noch 
eine andere Srageauf: Kann der Verurtheilte feinen Ge: 
genbeweis auch auf ſolche Thatſachen — wenigftens in 
Verbindung mit andern Zhatfahen — flügen, welde 
bereitö dem Griminalrichter vorgelegen haben, von die: 
fem aber ausdruͤcklich oder (durch die Verurtheilung) ftil: 
fchweigend für unerheblich erflärt worden find? Wie 
einerfeitö, wenn man einmal den Gegenbeweis im Givil: 
verfahren geflatten wollte, die Verneinung diefer Frage 
zu einer|fchmwerfälligen Beſchränkung des Beweisführers 
ſowohl als des Richters führen würde, fo find andrerfeits 
doch die Inconvenienzen nicht zu verfennen, welche mit 
einer folchen .Revifion des Criminalbeweifes dur den 
Givilrichter nothmwendig verbunden find. Dazu kommt, 
daß das Urtheil ded Griminalrichterd auf Grund einer 
mündlichen, von ihm unmittelbar gepflogenen Verband 
lung gefällt wurde. Alle die Gründe, welche gegen bie 
Appellabilität der bei folcher Verhandlung gefälten Er 
kenntniſſe angeführt werden, fprechen, noch in erhöhter 
Maße, gegen diefe Appellation von dem Ausſpruche bed 
Griminalrichterd an den des Eivilrichters. 

Es ift zuzugeben, daß das Criminalurthel nicht ald 
eine zwifchen dem Befchädigten und dem Bezüchtigten ers 
gangene Entfcheidung anzufehen ift und daher durch bef 
felbe feine rechtöfräftige Norm für die Civilfache gewen 
nen wird. Diefen Sag der Theorie müffen wir pe 
geftehen. Allein ed handelt fich hier um eine Vermitie 
lung dieſes Sabed mit der praftifhen Nothwende 
feit, die Entfcheidung des Griminalrichterd mwenigfib 
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in foweit aufrecht zu halten, als fie dad Dafeyn und bie 
Urbeberfchaft der Handlung betrifft, und darum, vom 
legislatorifhen Standpunkte aus, die Inconveniens 
sen abzufchneiden, welche aus jenem Sage in ben hier: 
ber gehörigen Fällen entftehen. Bei den in den vorftehens 
ven 68. vorgefchlagenen Beflimmungen würde, wie be: 
merkt, eine DBenachtheiligung des Befchädigten nicht zit 
beforgen feyn, wenn man nicht fie darin finden will, daß 
ber Givilproceß ihm, möglicherweife die Mittel gewährt 
haben würde, die gerechte Korderung des Klägerd zu 
befeitigen. 


§. 10. 


Die Verurtheilung des Befchädigerd in den gefor: 
derten Schadenserfaß ift nur ein Anhang der Verurthei⸗ 
fung in bee Hauptfahe. Wo dieſe nicht auögefprochen 
wird, kann auch von jener nicht die Rede feyn. Beide 
eben und fallen mit einander. Ob die Freifprechung 
in ber Criminalfache wegen mangelnden Beweiſes oder 
aus andern Gründen erfolgte, ift hierbei gleichgiltig. 
Wird daher z. B. der Bezüchtigte lodgefprochen, weil. 
zwar bie That und ihre Urheberfchaft gegen ihn bewiefen 
werden, andrerfeitd jedoch tie That für an ſich nicht 
Arafbar oder verjährt zu achten, fo kann, wenngleich in 
biefen Faͤllen die Erſatzpflicht des Bezüchtigten immer 
noch in Frage fommen fann, der Strafrichter eine Ver: 
ustheilung in Erſatz der Schäden nicht ausſprechen. In 
Bällen biefer Art würbe der Gruntfaß des franzöfifchen 
Vechts, Le criminel emporte le civil” noch immer für 
ben Beſchädigten fehr erhebliche Wortheile gewähren. 
Weiter verſteht fich von felbft, daß die Verurtheilung in 
der Griminalfache genau auch diejenige Handlung betref 
fen muß, in Folge deren die Echäden entftanden feyn fol 
im, was bei gemifchten (verurtheilenden und tik 

Ardiv d. Gr. Æ. 1852. III. ©t. 
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weife loöfprechenden) Erfenntniffen von Wichtigkeit wer: 
den kann. 
Kür eine bedenkliche Ermeiterung der Competenz des 
Strafrichterd muß ed der Berfaffer erachten, wenn man 
dem Beichädigten geflatten will, . feine Anfprüche gegen 
die nur civilrechtlic, verantwortlichen Perfonen gleichfalls 
in dem Criminalverfahren geltend zu machen, obſchon 
fie von dem Strafgefege nicht betroffen werden. Hier 
ift jene Identität ded Bezüchtigten und des Beklagten 
nicht vorhanden, welche neben der materiellen Connerität 
der Anfprühe die Competenz ded Strafrichterd begrüns 
det. Sie find feiner Surisdiction durch jenes civilredht: 
liche Verhältniß nicht untergeben worden. Man macht 
fie zu Angeklagten, obgleich fie nichts Strafbares begangen 
haben. Ueberdies wird jenes civilrechtliche Verhaͤltniß 
oft nur durch die Pflicht der Aufficht über andre Perfo- 
nen begründet, und es beruht daher die Erfahverpflichtung 
nur auf der Unterlaffung jener Aufſichts— 

pfliht. Die Frage, ob eine folche Unterlaffung vor: 
liege, ift nur und ausfchließlih nah civilrehtliden 
Grundſätzen zu beurtheilen, und die einfchlagenben That: 
fachen werben zumeift auf die Feftftelung des Thatbe⸗ 
flands des Verbrechend wenig oder gar keinen Einfluß 
dußern, fo daß ihr Herüberziehen in die Unterfuchung 
nur flörend und hemmend für diefe feyn fan. Dagegen 
beftimmt unter Anterm die Badiihe Etraf:P.D. $. 3: 
„Der Befchädigte kann feine Anträge wegen Entſchaͤdi⸗ 
gung nicht nur gegen den Angefchuldigten als Urheber 
der Beichädigung, fondern auch gegen diejenigen rich⸗ 
ten, die nach bürgerlichen Gefegen für denfelben ver: 
antwortlich find. Die Lebteren werben aldbem 
über diefe Anträge in der Unterfuhung vernom 
men und fofort zur Schlußnerbandlung mit vorge 
laden” 


j 


| 
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8 . 11. 

Der Strafrichter hat, wenn die für die Schäden: 
frage erheblichen Thatumſtände am Schluffe der Verband: 
lung nicht genügend aufgeklärt worden find oder die recht: 
liche Beurtheilung der Schädenanfprüche befondere Schwie⸗ 
rigfeiten darbietet, welche die fofortige Aburtheilung be: 
denklich erfcheinen laflen, den Befchädigten mit feinen 
Anträgen abzuweifen. Diefe Abweifung ift nur eine 
Wegweiſung aus dem Strafverfahren und eine Berwei: 
fung an den Civilrichter. Eine Losſprechung des Bezüch- 
tigten in Betreff diefer Anfprüche iſt dem Strafrichter 
niemals geftattet. 

Die Competenz des Strafrichterd in Betreff diefer 
Anfprüde it mit der Fällung ded Straferkenntniſſes be: 
entigt und kann die lektere nicht überdauern. Iſt die 
Aburtheilung der Anſprüche auf Grund der ftrafprocefiua- 
liſchen Verhandlungen nicht zu bewirken, fo fällt das 
Motiv, aus welchem dem Beichädigten der Anfchluß ge: 
fiattet wurde, von felbft hinweg. Man mag dagegen 
nicht einhalten, daß der Strafrichter, fey ed aus Be: 
quemlichkeit oder Aengftiichkeit, oder aus der Scheu, ſich 
mit den, feiner Gompetenz an fich fremden Gegenftänden 
zu befaflen, in der Regel feine Zuflucht zu einer Abwei- 
fung nehmen und dadurch die Abficht des Geſetzes ver: 
eiteln werde. Die Erfahrung in anderen Ländern lehrt 
dad Gegentheil. 

Der Verfaſſer kann daher die Beſtimmung der Ba: 
diſchen Straf:P. O. $. 335 nicht billigen, nad) welcher 
in Faͤllen biefer Art das Urtheil über den Strafpuntt 
vorerfi allein und fodann fpäter das Urtheil 
über die Entſchädigung fowohl gegen den Angefchuldig- 
ten, als gegen den Dritten, gegen welchen der Antrag 
geſtelt worden ift, von dem nämlichen Gerichte 
erlaffen werben foll. 


Bb 2 
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7 Bei diefer Beftimmung nöthigt man den Strafri 
ter, auf Unterlagen, die felbft nicht für ausreichend er: 
achtet und zu deren Ergänzung er fein Mittel in ben Han: 
den hat, ein Erfenntniß über civilrechtliche Anſprüche 
zu fällen. Dad Gefeß felbft ſetzt den Fall voraus, daß 
„die für die Entihädigung erheblihen Thatumftände am 
Schluffe der Verhandlung nicht genügend aufgeklärt find 
oder bezüglich in der Schlußverhandlung nicht genügend 
ermittelt werden fonnten.” Will man dem Strafrichter 
die fpätere Ergänzung geftatten, fo Fönnte diefelbe, ftreng 
genommen, nur nad) den Regeln des Etrafproceffed er 
folgen, ta fie eben nur eine Ergänzung des beendigten 
Strafrerfahrens feyn fol. Hierin würde eine große Be 
nachtheiligung des Bezüchtigten liegen, welcher verlangen 
kann, daß, wenn die Ergebnifje der Unterfuhung zu 
feiner Berurtheilung nicht hinreihen, Diefelbe nicht zu 
diefem Behufe noch befonderd wieder aufgenommen, viels 
mehr ſolchenfalls das Verfahren beobachtet werde, welches 
‚die Gefeße ald die Regel bei Verfolgung derartiger An 
forüche vorfchreiben. Wie will man ed 3. 3. in Fallen 
diefer Art rechtfertigen, dem Bezüchtigten ven Gebraud 
des Gidesantragd, die Einreihung von Frageflüden ıc. 
gegen den Beweis des Beichädigten ſowohl ale zum Be 
weife vorgebrachter Erceptionen abzufchneiden? 19) Wei: 
ter ift auf die Fälle hinzuweifen, in tenen die einfdle 


19) Die Badifche Straf⸗P. D. $. 336 beftimmt: „Mebhanptett 
der Angefchuldigte eine aus &ründen des bürgerliche edit 
eingetretene Erlöfhung der Entſchadigungsanſprüche, fo wid, 
wenn der Befchädigte ter Erlöſchung widerſpricht, we 
Etrafrichter ohne Rückſicht auf jene Pehauptung über Wk 
Entfhadigungsanfprüce erkannt, dem Angefchuldigten jeded 
fofern er hierbei unterliegt, die Geltendmachung feiner Be 
hauptung vor dem bürgerlichen Gerichte vorbehalten. A 
diefem Falle kann die einfimeilige Wolzichung | 
Erfentniffes über die Entfhädigung nur gegen 32 
beitsleifttung Start Foden.“ 
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genden Rechtsfragen, insbefondere über den Umfang ber 
Erfagpfliht, befondere Schwierigkeiten darbieten und das 
ber eine gründliche und regelrechte Erörterung im civils 
rechtlichen Verfahren erheifchen. 

Die criminalrechtlihe Verſchuldung erzeugt noch nicht 
nothiwendig eine unbedingte Haftungspflicht für die ent: 
flandenen Schäden; bei den leßteren, wenigftens bei der 
Ausdehnung derfelben, wirfen oft andere Umftände mit, 
deren Vertretung nicht allemal dem Urheber der Verlegung 
angefonnen werden kann, ja deren Verſchuldung nicht ſel⸗ 
ten ben Beichätigten felbft trifft. Man kann daher nicht 
von der Annahme ausgehen, als ob mit dem Beweife der 
Werübung der That nun auch fein Zweifel über die Haf: 
tungöpflicht wegen der Schäden übrig bleiben fönne. Man 
kennt übrigens die Schädenrechnungen, toelche bisweilen 
aufgeftelt werben und bei denen jede einzelne Poſt eine 
forgfältige Prüfung erheifcht, ob fie in der That mit der 
Verlegung felbft in urfachlihem Zufammenhange ftehen. 
Diefe Prüfung kann in dem Strafverfahren nicht bewirkt 
werden und ihre Vornahme in demfelben tft eine Benach⸗ 
theiligung einer oder der andern Partei. Die übrigen 
Sefeßgebungen haben die Beftimmung der Babifchen Straf 
P. D. nicht adoptirt. 


g. 12. 


Die Snticheidung des Strafrichterd kann von dem 
Beſchädigten nicht angefochten werden. Denn entweder 
entfpricht fie feinen Anträgen, oder fie enthält eine völlige 
ober theilmeife Abweifung. In den Fällen der Abweifung 
kenn ein Rechtämittel nicht geftattet werden ). Der 

38) Die Badifche Straf:PD. $. 339 verweigert das Rechtsmits 
fl nur dann, wenn der Belchädigte in Folge der Frei⸗ 
fprehung des Angeklagten wegen Mangels an 


Beweis mit feinen Anfprühen an den Eivilrichter verwies 
fen worden ift. 
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Strafrichter kann nicht genöthigt werben, wider feine 
Ueberzeugung eine Sache für fpruchreif zu erklären und in 
berfelben ein Erfenntniß abzufaffen; und zwar um fo we: 
niger, ald ihm — nach erklärter Abweifung und nah Br 
endigung bed Verfahrens — fein Mittel zu Gebote fleht, 
die Unterfuchung wieder aufzunehmen und zu bem gedach⸗ 
ten Behufe zu vervollftändigen. Dazu kommt, daß der 
Oberrichter , bei dem Mangel genauer Kenntniß von der 
unmittelbaren Verhandlung vor dem Strafrichter, nicht 
füglih über die Vollſtändigkeit der Ergebniſſe derfelben 
Behufs der Aburtheilung der Civil: Anfprüche cognoſci⸗ 
ren kann. 

Eine andre Srage ift, ob dem Befhäbdigten bie 
Nichtigkeitäbefchwerde zu geftatten fey. Diefe Frage if 
zu bejahen. Die Befchwerde kann fich theild auf Ber: 
letzung wefentlicher Sörmlichkeiten, theils auf die Behaup⸗ 
tung, daß das Geſetz irrig ausgelegt und angewendet wor⸗ 
den ſey, ſtützen. Die Verletzung der Form wird wohl 
nur bei dem Urtheilsſpruche ſelbſt vorkommen, da, wenig: 
ftend nach den obigen Vorfchlägen, dem Befchädigten An: 
träge auf Vornahme felbftftändiger Unterfuchungshandlun- 
gen ꝛc. nicht geftattet find. Die Caſſation des Erkennt: 
niffeö würde nur eine neue Aburtheilung, nicht aud eime 
neue Verhandlung nad fich ziehen und alfo wenig Be 
denPliches haben. Allein eine andre Frage ift ed, wem 
die Verhandlung felbft aneiner Kormverlegung leiden folte, 
die nur die Verfolgung der Schädenanfprüche beteifft 
(3. B. der Befchädigte ift, obfchon er feine Anträge gefellt 
hatte, zur Hauptverhandlung nicht vorgeladen worden); 
will man hier, im Kalle der Caflation, die ſtrafrechtliche 
Verhandlung nur zu dem Zwecke einer Aburtheilung ber 
Civilſache wiederholen? — Eine folche Wiederholung würk 
ſich fchwerlich rechtfertigen laffen. Sie würde überbi#- 
eine ungerechtfertigte Hätte gegen den Bezüchtigten en 
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halten. Vielmehr ſcheint es in diefen Fällen nothivendig, 
unter Aufhebung der Enticheidung des Strafrichterd, den 
Beſchädigten lediglich an den Eivilrichter zu verweifen. 

Dem Berurtheilten werden gegen dad Erkennt: 
niß die im Vebrigen geftatteten Rechtsmittel nachzulaſſen 
feyn. Nach der Anficht des Verfaſſers iſt es mit der Un: 
mittelbarfeit der Hauptverhandlung nicht verträglich, dem 
Verurtheilten das Rechtömittel der Appellation einzuräus 
men. Aus bdenjelben Gründen wird ihm auch die Appel: 
lation gegen die Entfcheidung über die Erfaßfrage zu ver: 
fagen, wohl aber die Nichtigkeitöbefchwerde einzuräumen 
feyn. Diefelbe kann wegen Formoverlegung (3. B. Ber: 
fagung des Gehörs gegen die Anfprüche), fowie wegen un: 
richtigen Urtheils (3. B. weil über die Anträge des Beſchä⸗ 
digten hinaus erfannt ober diefem ein Erfüllungdeid nach): 
gelaffen, ober fonft dad jus in thesi verlegt worden ift) 
erhoben werden. Kommt ed zu einer Caflation des Ver: 
fahrens, fo wird hier ebenfo, wie bei der Gaffation auf 
Antrag des Befchädigten, der lebtere zur Ausführung feis 
ner Anſprüche an das Givilgericht verwiefen, keineswegs 
das Strafverfahren wiederholt werden. Wird nur das 
Erkenntniß caflirt, fo hat das Spruchgericht anderweit in 
der Sache zu enticheiden. Hatte es — gefebwidrig — 
auf einen Legaleid erkannt, fo wird es nunmehr, ba ed 
durch diefes Erfenntniß bereits die Ergebniffe des Straf: 
verfahren für nicht zureichend zur Verurtheilung des Be 
Blagten erklärt hatte, den Befchädigten an das Civilgericht 
verweilen. 

Es ift bisher von den, auöfchließlich gegen die Ent: 
ſcheidung über den Civilpunkt gerichteten Rechtsmitteln die 
Mebe geweſen. Allein aud) die gegen das Strafurthel ge: 
richteten Rechtömittel können auf jene Entſcheidung zurüd: 
wirfen. Diefelbe ift ein Theil des Strafurthels ſelbſt. 
Wird das Strafurthel caffirt, weil ed von einem unzu⸗ 
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ftändigen Gerichte erlaffen oder ber Strafantrag von 
eınem Unberechtigten geftellt oder eine weſentliche Korm 
des Verfahrens verlegt worden ift, fo kann bie gleichzeitige, 
von Amtöwegen audzufprechende Aufhebung der Ent: 
ſcheidung über den Civilpunkt Feinem Zweifel unterliegen. 
Die neue Berhandlung erftredt ſich fodann gleichfalls über 
die Givilanfprüche, dafern ed der Beſchädigte beantragt. 
Eine gleihe Aufhebung muß eintreten, wenn die That, 
wegen deren der Bezüchtigte verurtheilt worden ift, von 
dem Caſſationshofe für eine ftraflofe erklärt wird. Wird 
dad Urthel wegen eines Formfehlers bei feiner Berathung 
oder Eröffnung caffirt, fo fällt gleichfalls ipso jure ber 
Theil defielben, welcher auf die Schädenanfprüche ſich be: 
zieht. Wird jedoc dad Urthel deöhalb caffirt, weil die 
erwiefene That nicht unter das im Strafurthel angewen: 
dete Gefeß, fondern unter ein anderes Etrafgefeg zu fiel: 
len fey, fo kann diefe Caſſation auf die Entſcheidung über 
den Eivil:Pafjus nicht zurüdwirken, weil die Subfumtion 
der That unter Das eine oder unter das andre Strafgefeh 
weder die formelle Richtigkeit ded Verfahrend, noch bie 
Beweisaufnahme, noch die Zuftändigfeit des Gerichts xc. 
berührt, vielmehr für die Erfaßpfliht, ſowohl in ihrer 
Eriftenz überhaupt, al& in ihrem Umfange inöbefondert, 
ohne Einfluß if. Man kann daher den Sag aufſtellen, 
daß die Eaffation des Erfenntnifles in der Straffache aud 
die Nichtigkeit ded auf die Schädenanfprüche bezüglichen 
Theiles deflelben bewirfe, ausgenommen, wenn die Caf 
fation des Erfenntniffes wegen falfcher Subfumtion unter 
dad Geſetz, jedoch ohne den Ausſpruch der Straflofigkeit, 
erfolgte. 

Nach gleichen Grundſätzen wird bei der Wiederauf⸗ 
nahme des Strafverfahrens die Frage über das fernen 
Beftehen des Civil» Paflus des Erkenntniffes zu bes 
worten feyn. 
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Die Erecution des Erkenntniſſes über den Civil: 
Daflus gehört vor den Civilrihter. Die Adhafion der 
Volftredung des Griminalurtheld kann bei der verfchiedes 
nen Richtung und Art beider Erecutiondformen nicht ges 
ftattet werden. Es handelt fich hierbei um Maßnahmen 
gegen das Vermögen des Bezüchtigten, um Hilfsvollſtrek⸗ 
tungen, Veräußerungsverbote ıc., deren Charakter recht 
eigentlich auf den Civilrichter hinweiſt. Ohnedies müſſen 
ſolche Verfügungen einem und demſelben Gerichte überlaf: 
fen werden, da fonft leicht Verwirrungen und Unordnun⸗ 
gen entftehen würden. 

Endlich ift zu bemerken, daß durd Einführung des 
Adhäſionsproceſſes die Pflicht des Strafrichterd zur Rück⸗ 
gabe der geflohlnen Sachen an den Beſtohlnen (gleichviel 
ob diefer ſich angefchloffen hat oder nicht) nicht aufge 
hoben wird. 


ars 
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Beiträge 
zur Lehre von der 


Anſtiftung zum Verbrechen. 


Von 


Herrn Dr. $. Ksßhirt, 
Großh. Bad. Hofgerichtsaſſeſſor zu Mannheim. 


Eine wichtige und ſchwierige Frage des Strafrechts if 
die, im welcher Weife der Anftifter zum Verbrechen hie: 
fihtlih feiner flrafrechtlichen Berantwortlichkeit in dem 
Falle zu behandeln jey, in welchem der Anftiftung entwe: 
der gar fein firafbarer Erfolg, oder doch wenigfens 
nicht die vom Anftifter beabfichtigte That in ihrer Bol: 
lendung zur Seite tritt. Der Beantwortung biefe 
Frage fol ber vorliegende Auffag gewidmet feyn, nadbem 
es dem Verfaſſer deffelben vergönnt war, bereits an einem 
andern Orte diefer Zeitfchrift 1) feine Anfichten über bie 
firafrechtliche Haftbarkeit ded Anftifters im Allgemeines 
darzulegen. Wie ſchon dort bemerft wurde, war ber Ber 


— ** 





1) Jahrgang 1851. St. IV. Nr. . 48 — 553. Di 
in den Abdrud des fo eben —E Auffa e6 —— pe 
ftörende Drudfehler eingefchlichen haben, o folgt an | 
neter Stelle diefes Hefts die Verbefferung derfelben. 
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flex bei der früheren Arbeit, (um jegliche Verwidelung 
vermeiden) von der Unterftellung des Zufammentreffend 
er Anftiftung mit einer vollendeten hat ausgegangen. 
n die jet vorliegende Frage geündlich zu prüfen, iſt es 
thig, vor Allem den gerade entgegengefegten Sal, nem: 
‚ den, in welchem der Anftiftung noch gar fein flxaf: 
rer Erfolg gegenüberfteht, ind Auge zu faflen, und zu 
vägen, ob ſchon die bloße Anftiftung der Strafe unter: 
rfen werden fönne. 

Zur Einleitung der Erörterung über diefe und die 
, hieran tnüpfenden Fragen möge hier die Bemerkung, 
en Plag finden, dag Wiflenfchaft und Praris frühere 
ı fietd bemüht waren, diefe Frage vom Standpunfte 
e Grundfäge über den Verfuch zur verbrecherifchen That: 
bſt zu löfen, und im Gefolge diefer Anfchauungsweife- 
der Anftiftung ftet3 nur denerften Verſuch zur That 
iden; daß man aber fpäter, indem man fi zu dem 
gegengeſetzten Ertreme wendete, in der Anftiftung felbft 
on ein eig.ned Verbrechen finden zu müflen 
mubte, und daraufhin von verfuchter und vollen: 
ter Anftiftung gerade, wie von der verfuchten und von 
:sollendeten That fprach, ohne jedoch (was nicht zu 
erfehen ift) die Theorie, der man durch den Gebrauch 
kher Ausdrücke huldigte, mit allen ihren Confequenzen 
Aauftellen und zu entwideln. Letzteres ift nun erſt in 
vefker Zeit von Hepp ?) gefchehen, Feineswegs aber, um 
erwähnten Theorie den Sieg auf dem Boden ded po⸗ 
wer Rechtd zu verfchaffen, fondern vielmehr um darzu: 
ken, in welchem Gegenfage fich diefe, auf dem Gebiete 
Buhilofophifchen Rechtes allerdings denfbare Zheorie zu 
s Grundſätzen unferes pofitiven Rechtes befinde. Nah . 
foer Anficht ift dem genannten Gelehrten nicht nur diele 


u — — — 


2) Archiv 1848. S. 263 — 308 
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Darftelung in vollem Maaße gelungen, fondern. eb hat 
derfelbe, wie wir glauben, auch ein befonderes Verdienſ 
fi dadurch erworben, daß er zeigte, wie verberblidh eine 
Amalgamirung der in fraglicher Beziehung denkbaren ver 
fohiedenen Anfhauungdweifen auf dem Gebiete der Ausle 
gung des pofitiven Mechtes ſey. Hiezu war die Aufftel: 
lung des Gegenfages der möglihen Standpunkte in feiner 
ganzen Ausdehnung unumgänglich notwendig, indem un 
hierdurch die rechtliche Unzuläfjigkeit jener Amalgamirung 
ganz Flar zu Tag kommen konnte. Auch wir Fönnen, 
ohne dem Zwecke diefer Zeilen Eintrag zu thun, nicht ums 
hin, wenigftens einen kurzen Blick auf die Verſchieden⸗ 
beit der möglichen Standpunfte zu werfen, von welchen 
bei Beantwortung unferer Frage ausgegangen werben 
fann, und zwifchen denen eine neue Gefebgebung zu 
wählen haben wird. 

Man kann fagen, die Anftiftung fey ein ſelbſtändi⸗ 
ged Verbrechen, indem fich durch fie, mag fie nun als 
verfucht, oder in der Art ald gelungen erfcheinen , baß fid 
der Anzuftiftende in der That determiniren ließ, jemald 
der verbrecherifche Wille genügend objectivirt zeige, Folge 
diefer Anfchauungsweife würde feyn, daß die Strafbarkeit 
des Anflifterd von der ded XThäterd ganz unabhängig ges 
ftellt würde, daß dann aber auch, falls nicht etwa gar bie 
verfuchte oder vollendete Anftiftung in der Strafe dem ven 
fuchten oder vollendeten Verbrechen gleichgeftellt werben 
wollte (was fich jedoch mit dem objectiven Geſichtspunkte 
des Deutfchen Rechts niemals vereinigen ließe), für die Anfltfs 
tung in ihren verfchiedenen Stufen verfchiedene Strafbeflins 
mungen erlaffen werden müßten. Es ift nemlich Far, daß 
nad) biefer Theorie mit den von. der Wiffenfchaft und Prark 
des gemeinen Deutfchen Rechts, fowie einer Reihe von Gef 
gebungen angenommenen Strafbarkeitöftufen nicht weht 
auszureichen wäre. Während man jetzt nureinen entfernten 
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und nahen Berfuch ded Verbrechens annimmt, würde man 
nach fraglicher Anficht Strafläge für den Verſuch der Ans 
ftiftung , für den Verſuch des Verbrechens, für die Vol: 
lendung ber Anftiftung und für die Vollendung des 
VBerbrehend haben müflen. Wenn man auch den Ge: 
tanfen aufgeben wollte, von verfuchter und vollens 
deter Anftiftung zu fprechen, und dieſe Vergehensarten 
unter den Verſuch ded Verbrechens fubfumiren wollte; fo 
wäre damit immer nur den Worten nach ein Nefultat ges 
wonnen, der Sache nad) bliebe doch immer das vierglie: 
drige Strafbarfeitöverhältniß ſtehen. Es würde bei Ber: 
folgung diefed Etandpunfts auch die Frage entftehen, ob, 
falls der Angeftiftete auf dem Wege des Verbrechens thät« 
üch vorſchreitet, die von diefem verwirfte Strafe auch auf 
den Anflifter auszudehnen wäre, mithin eine Concurrenz 
ber Strafen der That und ber Anftiftung in der Perfon 
bes Anftifterd einzutreten hätte, oder ob die Strafbarkeit 
des letztern ald ganz unabhängig von der der That zu be 
trachten fey, fo daß die Strafbarkeit des Anftifters unbe: 
rührt bliebe, möchte nun der Thäter nichts, wenig, viel 
oder alles zur Verübung der That gethan haben. An» 
brerfeits kann man fagen, die Anitiftung fey flrafrecht: 
ih nur vom Standpunkte der That aus zu betrachten, 
Ihäter und Anftifter feyen der That gegenüber nur Eine 
Derfon, vie intellectuelle Kraft des Anſtifters, vermöge 
deren er auf den Thäter wirfe, bewege fich lediglich auf 
dem Boden der Gedankenwelt, und es beginne, wenn man 
auch nicht verfenne, daß das einmal eingetretene Verhält⸗ 
niß zwifchen Anftifter und Thäter gefährlich werden 
könne, doch deflen criminelle Strafbarfeit erft mit dem 
Uugenblide, ald es durch ein äußerlich erfennbares Werk 
hervortrete. Vermittelnd tritt beiden Theorieen 
bie gewöhnlich auf dem Gebiete des poſitiven gemeinen 
Deutfchen Rechts adoptirte Meinung gegenüber, wonach 
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Anftifter und Thäter ganz gleich zu beurtheilen find, wenn 
einmal irgend eine ftrafbare Thätigfeit ded Legtern begon⸗ 
nen hat, daß aber, fo lange died nicht der Fall ift, der 
Anftifter nach den allgemeinen Grundfäßen über den Ber: 
ſuch zum Verbrechen als ftrafbar erfcheinen müfje, weil 
fein, auf VBolbringung des Verbrechens gerichteter böfer 
Wille in äußerlich erfennbarer Weife hervorgetreten fey. 

Sehen wir nun bei diefem Widerftreite der nad) all: 
gemeinen Mechtöbegriffen möglichen Anfichten, was bie 
pofitiven Rechte, was namentlich die Quellen des gemei 
nen Deutfchen Rechtes verordnen ®). 

Was das Römiſche Recht betrifft, fo erfcheint bie 
gründliche Ausführung Zachariä's vom Verſuche II. 
8. 194 — 201 als fo entfcheidend, daß wir Eeinen An: 
ftand nehmen, fie dem Folgenden zu Grunde zu legen. 
Das Ergebniß diefer Ausführung geht dahin, Daß das 
Römifche Recht in der Regel Feinerlei Art der Anftiftung 
blos wegen ber flattgehabten intellectuellen Einwirkung 
auf einen Andern ftrafe, fondern eine Strafbarkeit der 
Anftiftung erft dann eintreten lafle, wenn eine in deu 
Geſetzen bedrohte That vom Angeftifteten wirklich begangen 
worden. Alle Römifchen Gefegeöftellen, welche von der 
Anftiftung handeln ?), betrachten diefe immer nur vom 
Gefichtöpunkte der That aus und gehen ihrem Hauptzwede 


nach dahin, feitzufegen, daß nicht nur der Tchäter, for | 


dern auch der Anftifter beftraft werden müffe. Man durch⸗ 
lefe diefe Stellen noc) fo genau, man prüfe fie im Ber 
gleiche zu den Stellen, mit welchen fie im Zufammenpenge 


— —— 





3) Bol. Mittermaier im Archiv I. S. 178 und Rote 4 
zu Feuerbach g. R. $. 46. Hepp im Arch. 1836. ©, 4; 
1848. ©. 303. Luden vom Verfuhe S. 293 — 298. Ze 
hariä ı dv. Berfuche 1. 5 38; 11. 6$. 165. 184, und in #e 
div 1850. ©. 279 — Köftlin Revifion ©. 5 MM 
Berner von der Sheifnafne ©. 74. 


4 ©. den oben (Note 1) angeführten Kaffee, 
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fliehen; nirgends wirb man einen fihern Anhaltpunft 
für bie Anficht finden, daß darin die Anftiftung ohne 
Rückſicht auf die That habe für ftrafbar erklärt werden 
wollen. — Bekanntlich vermißt man im Römifchen Rechte 
allgemeine Strafgefege über Verſuch, es find vielmehr 
immer nur einzelne Berfuchöhandlungen in den einzelnen 
leges mit Strafe bedroht. Es wäre nun aber gewiß fehr 
natürlich geweſen, daß, wenn man hätte die Anftiftung 
an und für fich der Strafe unterwerfen wollen, dies in 
ähnlicher Weiſe, wie bei den Verfuhshandlungen, gefagt 
worden wäre. Die lex Cornelia de sicariis unterwarf, 
um ein befanntes Beifpiel zu benugen, denjenigen, wel: 
der der Tödtung eined Menfchen halber mit einer Waffe 
umherging°), ihrer Strafe. Wäre es nun nicht fehr nahe 
gelegen gewefen, zu fagen, auch der, welcher einen An: 
dern zum Morde eines Dritten zu beflimmen fuche, unter: 
liege der Strafe, wenn man die Anftiftung abfolut hätte 
beftrafen wollen? Hätte nicht auf der andern Seite ein 
ſolcher Ausipruch gefchehen müffen, um die Strafbar: 
keit der Anftiftung an und für fich zu begründen, da doch 
fonft im Allgemeinen an Säßen, wie denen der 1.7.8.3. 
D. ad leg. Jul maj. (48.4) €) und der 1.17. Cod. ad leg. 
Jul. de adult. (9. 9) 7) feftgehalten wurbe? Ja, ed läßt 
ſich für die Straflofigkeit der bloßen Anftiftung mit gutem 
Hechte der Sat der 1.18. D. de poen. (48.18) „Cogita- 
tionis poenam nemo patitur” anführen. Bewegt jich 
benn nicht in der That die Unterredung zweier Menjchen 

Mer ein künftiges Verbrechen in dem Reiche der Gedan- 
mn? Kann man dem (menngleich ganz allgemeinen) Rais 


5) L. 1. D. ad l. Corn. de sic. 48. 8. 

6) parcendum est, si non tale sit delictum, quod ex scriptu- 
ra legis descendit vel ad exemplum legis vindicandum est. 

7) — is enim committit in poenam, quem lex certo capite 
denunciat. 
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fonnement , es fey gefährlicher, einem Andern einen wer: 
brecherifchen Gedanken einzupflanzen, als ihn felbft zu ke: 
gen, weil der Menfch fein eigned Ich in der Gewalt habe, 
über eine fremde Individualität aber nicht Herr fey, vom 
ſtrafrechtlichen Standpunfte eine wahre Eeite abge: 
winnen? Es läßt fih, wie wir glauben, jenes Raifonne: 
ment nur aud dem polizeilichen Stantpunfte einer ausge: 
dehnten Präventionstheorie aufrecht erhalten. Natürlich 
müffen wir bier fogleich bemerfen, daß der Gedanfe, wel: 
cher und ald Regel leitet, keineswegs ausnahme— 
(08 dafteht. — Abgeſehen von diefen allgemeinen Re 
fultaten ftehen unferer Anficht nach fpecielle Bemweife unter: 
ftügend zur Eeite. Was nemlich vorerft die Privatdelicte 
betrifft, fo haben wir Gefeßeöftelen, welche geradezu fa: 
gen, daß die Anftiftung ohne nachgefolgte That firaflos 
fey. L.52. $.19. D. de furt. (47. 2): „Hoc enim jure 
utimur, ut furtum sine contrectatione non fiat; quare 
et opem ferre vel consilium dare tunc nocet, cum se- 
cuta contrectatio est.” In allgemeinerer Form, freilich 
mit Beziehung auf das furtum, ift in der 1.53. 8.2. D. 
de V. 8. (50.16) gefagt: „Nec consilium habnisse 
noceat, nist et factum secutum fuerit.” Nicht unbe 
merkenswerth ift auch, daß in der. fpectellen Lehre vom 
Diebftahle der Sa, der 1. 18. D. de poen. in der Weile 
wiederholt ift, daß die J. 1.8.1. D. de furtis ausſpricht: 
„Inde sola cogitatio furti faciendi non facit furem.” | 
Der Zufammenhang ded Principd cogitationis poenam 
nemo patitur mit dem auf die Anftiftung ſich beziehenten 
Sape der 1.53. $. 2. D. cit. ift nicht zu verfennen. ben 

- fo deutlih, wie beim Diebftahle fprechen fich Die Geſetze 
bezüglich der Injurie aus. Eo fagt tie l. 15. $. 10. D.de 
injur. et fan. lib. (47. 10.) ausdrüdlid: „Sicuraveritgw# 
convicium alicui fieri, non tamen factum sit, nontes® ‚ 
bitur.” Sollte man geneigt ſeyn zu glauben, daß ſh 


N 
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erartige Audfprüche nur bezüglich der Privatdelicte der 
igenthümlichen privatrechtliden Natur derfelben halber 
uffinden liegen; fo läßt fih dem entgegenhalten, daß 
ie Ausdrudöweife, deren fich die von öffentlichen 
Zerbrechen fprechenden Römifchen Stellen bedienen, kei⸗ 
en Zweifel darüber lafje, daB zur Strafbarkeit der Ans 
iftung immer die begangene That voraudgefegt wurbe®)®). 





8) L. 1 pr. ad I, Corn. de sic. „operam dedisset”, 1. 
3 $. 4. eod. „confitenda curaverit.” — 1.9. 8. 3. D. 
de leg. Corn. de fals. (48.10) ,‚signarive curaverit.” 
— L. 12. D. ad 1. Jul. de adult. (48. 5) „ad eum, qui 
suasit.” ©. noch 1.6 pr. D. ad 1. Corn. de fals. (48. 
10) „caeterum si non signatum fuerit, magis est, ut SC. 
locus non sit.” 


Y) Wenn man die Stellen prüft, welche Luden vom Verſuche 
©. 293— 2988 für die Anfiht anführt, daß die Anftiftung 
nah R. R. ſchon dann geftraft werde, wenn fich der Anzus 
fliftende bereitwillig gezeigt habe, auf die Anftiftung einzus 
gehen, fo vermift man menigftens jeden Anhaltpunkt für 
das angebliche Griterium der GStrafbarkeit, und es fällt ans 
drerfeits überhaupt ſchwer, einzufehen, wie die fraglichen 
Stellen auf eine Anftiftung ohne That bezogen werden kön⸗ 
nen. Ein Theil diefer Stellen ift der Lehre von den Privats 
delicten entnommen — 1. 50. $. 2. D. de furt. (47. 2), 
L 11. $. 6. D. de inj. (47. 10), 1. 1. $. 13. D. de vi (43. 
16) — und es würden diefelben, wollte man fie auslegen, 
wie Luden will, den oben angeführten, von der Anftiftung 

“m Privatdelicten redenden Stellen augenfcheinlich auf eine 
wicht zu befeitigende Weiſe mwiderfprechen. In einem andern 
belle — 1.3. $. 8. D. de incend. (47. 9) „suppressi per 
vim fuissent”, I. 1. D. del. Pomp., de parr. (48. 9) ‚‚fac- 
tum erit” — ift ganz deutlich ausgefprochen, daß eine bes 
gangene That vorausgefegt wird. Die 1. 15. $. 1. D. ad. 
Corn. de sic. (48. 8) „mandator caedis pro homicida ha- 
betur” ift aus den Baſiliken reftituire, und die griechifche 
Ausdrudsmweife läßt Eeinen Zweifel darüber, daß die Stelle 
feinen andern Sinn habe, als die übrigen oben aus dem Zis 
tel ad leg. Corn. de sicar. angeführten Stellen. Die 1. 1. 

-&, 13. D. ad SCt. Turp. (48. 16) endlich Eann deshalb nicht 
yaen unfre Anfiht benugt werden, weil aus ihr keineswegs 

hervorgeht, daß fie nicht etwa eine bereits geftellte Ans 
Mage vorausfege, und weil, wollte man auch annehmen, dag 
das SCt. Turbillianum auch bloße Anftiftungen zu Anklagen 
„dando probationes, allegando accusationes” zu befltas 
fen gedachte, Liefer vereinzelte und gerifjermagen trlanhıre 

Ir@iv d. Er. X. 1898. 111. ©. &c 
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Mas das Ältere deutfche Mecht betrifft, welches aller 
dings fchon das Dingen eined Mörderd beim Lohnmorde 
zu beftrafen fcheint, fo vermweifen wir auf die gründliche 
Ausführung Luden's vom Berf.S.360 — 366, da die 
fed Recht doch feinen Stoff zur unmittelbaren Anwendung 
bietet. Dagegen ift es für unfern Zweck nothmwendig, 
einige Blicke auf die Schriften der italienifchen Praktiker 
des Mittelalterd zu werfen. Gandinus!P) erörtert in 
feinem befannten Werke die Frage, ob der Mandant be 
firaft werden könne, wenn ter Mandatar dad Verbrechen 
nicht verübt habe, und glaubt diefelbe verneinen zu 
müflen, indem er ſich auf die oben erwähnten 1. 18. D. 
de poen. und 1. 53. $.2.D. de V. S. beruft. Indeſſen 


Ball immer noch kein Princip fchaffen Eönnte, vielmehr als 
Ausnahmesfall lediglich zur Beſtaͤrkung der Regel dienen müßte. 
Nicht glücklicher ift, wie uns fcheint, Luden, wenn er ſich 
auf die bei dem Verbrechen der Beftechung geltenden Grund⸗ 
fäge beruft, indem er überfieht, daß diefe wiederum einen 
anz ſpeciellen Sal betreffen und keiner Kusbehnung fähig 
nd, und zwar legteres um fo weniger, als gerade bie bes 
fondre Natur diefes Werbrechens nothwendig auf die fragliche 
Ausnahmsbeftimmung führt. Die I. 1. D. de extraord, cri- 
min. (47. 11) Eann durchaus nicht entfcheidend werden, denn 
die sollicitatores ahenarum nuptiarum und matrimeniorum 
interpellatores, welche, etsi effectu sceleris potiri non 
possunt, doch extra ordinem geftraft werden follen, wer 
den, wie Bahariä vom Verſuche 1. ©. 151 — 153 \ 





nachgemwiefen hat, lediglich aus dem Gefichtspunfte der durch 


fie felbft vollendeten Snjurie geflraft (vgl. 1. 15, 6. 15— 
25. D. de inj. Gaj. 111. 220. $.1. Inst. de inj.), und übers 
dies Eonnte ja bezüglich ihrer immerhin nur die verfudte 
Shat des Ehebruchs, welche hier mit befondrer Etrafe bes 
legt wäre, niemals aber die bloße Anftiftung als fkxafbar 
angefehen werden. Die endlich der 1.4. 8. 1. D. ad Jul. 
ma). (48. 4) entnommenen Worte: qui milites sollieitaverk 
etc., begründen nebft andern Stellen in der That die baäg 
lich des Majchtätsverbrechens vom Römifchen Rechte fareirk 
Ausnahme von dem Grundfage der Gttaflofigkeit der er 
fen Anftiftung. 

10) Alberto de Gandino libellus super maleficiis, Verd. 
1884. Ruhr. de poen. rear, Nr. 9. 1%, 


\ 
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glaubt er nicht, daf ein Richter unrecht thun werde, wenn 
er in einem folchen Falle extra ordinem ftrafe, fofern ein 
maximum delictum vorliege, wie das homicidium, Liege 
Dagegen, fagt er weiter, ein leichtes Verbrechen vor, fo 
bleibe der Mandant firaflos 1), Man fieht hieraus deuts 
lich, daß Sandinus in feiner Weife im Römiſchen Rechte 
die Strafbarkeit des bloßen Mandates finden fonnte, und 
fih deshalb, um dem im Mittelalter in Stalien fo gebrauch: 
lihen Morddingen fhon von Anfang an mit Strafe bes 
gegnen zu können, auf dad weite Feld der Beftrafung ex- 
tra ordinem begiebt, indem er noch bie für feine Aus: 
ſcheidung ded delictum maximum ganz unpafiende Ana⸗ 
logie des stellionatus beizieht. Mit diefer Anficht war 
aber die Bahn für die Zukunft gebrochen. 

Bartolus !?) unterfcheidet wieder für den Fall 
ber Nichtverübung des aufgetragenen Verbrechens, ob daf- 
felbe ein ſchweres oder leichtes gewefen, und will Straflos 
figkeit für den letztern, außerordentliche Strafe für den 
erftern Kal. 

Ebenſo äußert ih Angelus Aretinus!?), wobei 
Augustinus Ariminiensis'?) in den additiones bemerft, 
daß die fragliche Lehre der Legiften mit der der Canoniften 
nicht übereinftimme, da nad) legterernder Mandant, auch 


11) De homicid. Nr. 11: „tamen non putarem delinguere 
u Judicem , sed bene agere, si in casu supposito vel simili 
puniret extra ordinem crimine stellionatus. Nam ubicun- 
que dolus inest, nec poena est determinata, extraordi- 
narie imponitur ut ihidem dicit Thomas — vel dic quod 
aut delictum est maximum ut homicidium et tunc puniar 
ego tanquam homicida ut 1. 3. de extraord. crim. aut 
non est maximum, et tunc non per alia jura.” 


18) Bartolus a Saxoferrato opera omnia. Venetüs 
1602. tom. VI. p. 129. 
u 13) Tractatus de maleficiis. Venet. 15. 24. Rubr. Et Bem- 
pronio Budolphi .Nr. 7. 
14) Augustinus Bonfranciscus de Ariminio. 
&: ? 


388 Beiträge zur Lehre 


wenn das Verbrechen nicht verübt werde, mit der orbent 
lichen belegt werben müfle, wie namentlidy bei dem assas- 
sinium der Tall fey. 

AegidiusBossius erflärt!°), daß nad) den sta- 
tota und consuetudines Italiae der affectus homieidiinisi 
secuto effectu nicht geltraft werde, und Daß, wenn 
ausnahmsweiſe irgendwo eine andre flatutarifche Belim 
mung berrfche, der praetor oder princeps Strafmilderung 
eintreten zu laffen habe. Won diefen Grundfägen nimmt 
er aber nicht nur dad crimen majestatis (auf den Grund 
der 1.5. Cod.ad leg. Jul. maj.), fondern aud) dad assas- 
sinium und zwar im Dinblid auf 1. 1. dehomicid. in VIto 
aus, indem hiernach der mandans, etiam non secuto 
effectu, wie der der Thäter beftraft werten müſſe. Auf 
das c. 1. cit. werben wir zurüdfommen. 

Jacobus Menochius !®) befpricht .unfern Fall 
in feiner Abhandlung vom Verfuche bei dem assassinium, 
welches er dahin definirt, si quis cum altero pecunia 
promissä vel datä pactus est, ut aliquem occidat, 
und geht davon aus, daß hier auch der Werfuch beftraft 
‚ werde, wofür er dad ſchon angeführte c. 1. de.homio. 
in VIto citirt. Uebrigens ftatuirt er einen Unterſchied 
jwifchen bem assassinium proprium d. h. dem Sale, in 
welchem ein Chrift einen Ungläubigen zum Morde eineb 
Chriften dinge und dem assassinium ex communi et 
statutorum significatione d. h. dem Falle, wo nicht ge: 
rade ein Ungläubiger gedungen wird. Bei jenen, fagt 
Menohius, müffe der Mandans und der Mandatar 
„etiam effectu non secuto” die poena ordinaria bed 


15) Tractatus varii. Venet. 1566. De homicid. Nr. 4. Be 
auch den tit. de mand. ad homicid. Nr. 18 und den tk. & 
.orim. laes. maj. Nr. 33. 

46) De arbitrariis judicnm quaestionibus et causis libri de 
Co!. 15%6, can. 360. Nr. 39 qq. 
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Mordes leiden, zumal da hier eigentlich ex ipsius man“ 
dantis latere ein delictum consummatum vorliege, cum 
per eum non steterit, quin homicidium committeretur, 
Bezüglich bed uneigentlichen assassinium drüdt er fich fo 
aus: Assassinus — si ad actum occidendi devenerit 
et conatum omnem adhibuerit, ita ut per eum non 
steterit, quin occideret, poena ordinaria punitur. Idem 
dioendum est in ipso mandante homicidium data vol 
promissa pecunia, qui quidem eadem poena ordinaria 
punitur, si mandatarius ad actum homicidii proximum 
devenit. Si vero mandatarius non accessit ad actum 
proximum, mandans arbitrio judicis punitur: — 
Man könnte nicht nur bezüglich der Anficht des Menochius, 
fondern auch bezüglich der der übrigen angeführten Echrift: 
fieller zweifeln, ob fie denn auch von dem Falle fprechen, 
in welchem ber Mandatar noch gar nichts zur Werübung 
bes Verbrechens gethan hat ; alleineine weitere Bemerkung 
ve Menochius ſetzt und hierüber in’d Klare. Indem er 
emlich das Verhaͤltniß befpricht,, welches fich zeige, wenn 
re Mandant den Mandatar anzuftiften verfuche, diefer 
er darauf einzugehen fih weigere, fagt er, bier werbe 
rMandant allein beftraft, sed extra ordinem, judicis 
bätrio, cum conalus sit remotus ab ipso effeciu. 
ig ſehen alfo hier bereitd die verjuchte Anftiftung als 
rſuch zum Verbrechen aufgefaßt. 

Prosper Farinacius!”) ftellt in Folge der 
führten 1.15. $. 10.D. de injur. (47. 10) den Sag 
‚der Mandans könne wegen ded bloßen Mandatd nicht 
ft werden, bequemt fi aber dann im Hinblide auf 

leichfalls ſchon erwähnte (hierher aber nicht pafiende) 

D. de extraord. crim. (47. 11) zur Unterfcheidung 

en ſchwereren und leichteren Vergehen, indem er bei 





Praxis et theoricae crim. libri duo. Pars U. au. IM, 
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erfteren eine außerordentliche Strafe wegen des Auftrags 
eintreten läßt, bei lesteren dagegen nicht. ‚Bad den 
Mandatar betrifft, fo will er diefen wegen bloßer Annahme 
des Mandat felbft bei fhweren Verbrechen nicht beftraft 
wiſſen. Bon allen diefen Regeln nimmt er aber. wieber 
das assassinium aus, bei welchem nach befondern Beſtim⸗ 
mungen bad Mandat in der Perfon des Mandanten 
mit der ordentlihen Strafe und, fofern ed angenommen 
worden, in der Perfon ded Mandatar ebenfo befirafi 
werde. 

Was ift nun dad Ergebniß dieſes kurzen Blideb 
auf die erwähnten praftifchen Schriftfteller * Einerfeits fin | 
ben wir die theoretifche Anerfennung des Princips der 
Straflofigkeit der bloßen Anftiftung, andrerfeitd fehen wir 
die Juriften von dem praftifchen Standpunfte aus auf 
jeglihem Wege nach einer gefeslihen Grundlage für die 
Beitrafung der Anftiftung zu fchwereren Verbrechen, na: 
mentli zum Morde, um den edeigentlich allein zu thunzu 
feyn fcheint, haſchen. Als fich die Lehre vom Verſuche allge 
meiner auszubilden begann, Fam man, was allerbingd 
fehr nahe lag, dazu, den intellectuellen Urheber nad ben 
Srundfägen, die für die Beſtrafung eines bie werbreher 
riſche That verfuchenden phyſiſchen Urhebers gelten, zu be 
urtheilen. Was das fo äußerſt frequente Dingen zum 
Morde betraf; fo hatte man überdies, offenbar um be 
dadurch hervorgerufenen argen Unmefen zu fleuern, in ben F 
Städteftatuten, oder nachden Städtegewohnheiten befonbre 
Beftimmungen, fowie auch dad Ganonifche Recht in einem 
Beſchluſſe des im 3. 1245 unter Innocentius II. abgehal⸗ 
tenen Concils von yon 1?) dem assassinium beforbtt 
Aufmerkfamfeit fchenfte. 


18) Diefen Beſchluß bildet das c.1. de homic in Vito (V.9 
und verfügt: ut quicunque princeps, praelatus seu ge 
vis alia ecclesiastica saecularisve persona, qu 
Christianorum per dictos assassinos interflci federn Tel | 


\ 
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Es fragt fih nun, ob dieſe Geſetzesſtelle im Stande 
fey, an und für fich die römifchen Grundfäge, mie ſolche 
oben dargeftellt wurden, zu befeitigen, und der Annahme, 
daß durd fie die Strafbarkeit der bloßen Anftiftung habe 
begründet werden wollen, Raum zu geben. 8 leuchtet 
ſchon in Folge des Inhalts der Gefegeöftele und der Ums 
fände, denen fie laut ihred Inhalts den Urfprung verdantt, 
ein, daß bier von dem Audfpruche eines Grundfages 
durch den kirchlichen Gefengeber weitaus nicht die Rede 
feon kann. Die Stelle betrifft vielmehr nur den fpeciellen 
Fall des Lohnmords, welcher befonderer Vorfehr bedurfte. 
Ueberdies bezieht fie fich offenbar nur auf das Firchliche 
Strafrecht, wie die Strafandrohung zeigt, und wollte, 
wie ed fcheint, in dem rohen Zeitalter ihrer Entftehung, in 
welchem bie Kirche ed ſich zu ihrer Aufgabe feßte, Zucht 
und Ordnung zu fchaffen, durch Uebung ihrer Strafgewalt 
auch Solche treffen, welche der Arm der weltlichen Gerech⸗ 


tigkeit nicht zu erreichen pflegte. Die obige Mittheilung 


der Anfichten der italienifchen Schriftiteller zeigte uns, daß 
ja die Legiften anfänglich gar Feine Rüdficht auf die Stelle 
uahmen und es fiheint diefelbe erft den fpäteren Juriften, 
bie ſich, wie wir fahen, in Verlegenheit befanden, eine 
geſegliche Begründung für ihre Anficht von der Strafbars 
Zeit der Anftiftung zu finten, nicht unwillkommen gewes 
fen und deßhalb hervorgehoben worden zu feyn. Endlich 
iſt bezüglich ihrer noch darauf aufmerffam zu machen, daß 
fie eigentlic, für unfere Frage ganz unerheblich it, weil fie 
aus fagt, der Mandant fey auch) firafrechtlich verantworts 





etiam mandaverit (quamquam mors ex hoc forsitan non 
sequatur) ant eos receptaverit vel defenderit seu occulta- 
verit, excommunicationis vel depositionis a dignitate, ho- 
nore, ordine, officio et beneficio incurrat senteutias ipso 
facto et illa libere aliis per illos, ad quos eorum colla- 
tio pertinet , oonferantur. 
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lih, wenn auch gerade der X od in Folge ber Handlung 
des Mandatars nicht eintrete. 

Was die P. G. O. anbelangt, ſo finden wir in die⸗ 
ſer keinen Anhaltpunkt für unſere Frage, indem, wie 
wir glauben, der Art. 178 zu Entſcheidung deſſelben nicht 
benutzt werden kann. Es wird nemlich keiner Ausfüh— 
rung bedürfen, daß derſelbe ſeinem ganzen Wortlaute 
nach keineswegs direct auf die intellectuelle Urheberſchaft 
bezogen werden kann. Er hat offenbar nur den phyfi— 
ſchen Urheber im Auge Nur dieſer kann ſchein— 
liche Werke, zu Vollbringung der Miſſethat dienſtlich, 
hervorbringen. Nur auf ihn kann ſich die Beſtimmung, 
daß er durch andre Mittel „wider feinen Willen” an Voll 
bringung ber Miffethat verhindert worden feyn müſſe, be: 
ziehen 10). Eine andre Srage ift aber die, ob der Art. 178 
nicht analogifch auf die Anftiftung angewendet werben 
könne. Wir haben gefehen, daß die italienifche Praris ſchon 
vor und nad der P. G. O. die Brundfäge vom Verſuche 
auf die intellectuelle Einwirkung anwendete, und es ift 
auch dieſe Anwendung, welche ſich nach dem Erfcheinen 
ver P. G. O. in Deutfchland natürlich auf den Art. 178 
zu fügen hatte, fortbauernd bis auf die neuere Zeit ge: 
macht worden, wie wir bereits bei Beginn der Behand: 
lung dieſer Frage zu bemerken Gelegenheit hatten. Und 
fcheint diefe Gefeßedanwendung nicht wohl thunlich zu 
ſeyn. Wenn man nemlid) fagt, was eigentlid der Kern: 
punkt der ganzen gegentheiligen Beweisführung ift, der 
Anftifter unternehme doch gewiß ein zur Vollbringung der 
Miffethat dienftliches fcheinliches Wert, wenn er einen 
Andern zur Begehung der That veranlaffe, z. B. einen 
Mörder beftele: fo ruft man eine falſche Stellung hervor, 
indem man den intellectuellen Urheber zu Beginn be 


19) Vgl. v. Luden vom Verf. ©. 439. 


von der Anftiftung zum Verbrechen. 398 


Schlichen Verlaufes eines angeftifteten Verbrechend in 
Stelle eines phyſiſchen Urhebers ſetzt, aus der man 
wieder hinaudzudrängen genöthigt iſt, fobald der 
iche phyfifche Urheber handelnd auftritt. Außerdem 
bringt auch der, welcher anftifter, keine fcheinliche 
ein dem Sinne hervor, wie fie die nur den Thäter 
uge habende P. G. O. verlangt, obgleich man aller: 
‚ nicht läugnen kann, daß er durch die Anftiftung 
3 zur Mifferhat Dienftliches thut. Wenn au be 
tlich der Anfangspunft der Strafbarkeit des Ber: 
5 den Stoff einer der bedeutendften Streitfragen bed 
inalrechtd bildet; fo kommen doch alle Zheile darin 
in, daß in der Regel (d. h. abgefehen von ben 
ra, in welchen Eraft der befondern Natur des Ver: 
hens oder Eraft beſtandner gefeglicher Verfügung dad 
jrechen felbit durch Worte begangen werten fann) 
in der Außenwelt erfcheinende Handlung, die auf 
Werbrechen hinziele, vorhanden feyn müfle, um ein 
rechtliches Einfchreiten zu rechtfertigen. ine folche 
re Handlung fehlt nun bei der Anftiftung. Wollte 
aber felbft zugeben, daß in der Anftiftung eine folche 
Yang liege, fo wäre doch nicht begreiflid, wie die: 
en, welche dem Art. 178 den Sinn unterlegen, als 
mge er eine Handlung, welche bereit8 einen 
ang der Ausführung enthalte, in der blo: 
Anftiftung eine foldhe Handlung finden Finnen. 
ift in aller Welt, wenn Einer dem Andern anfinnt, 
Berbrechen zu begehen und der letztere auf das Anfin- 
eingeht, ein Anfang der Ausführung ded Ber: 
hend? Der Thäter muß ja erft felbft, wenn er zur 
t fchreiten will, f. g. Vorbereitungshandlungen vor: 
nen, ehe er zum Anfang der Ausführung gelangt. 
fol nun die Anftiftung ſchon einen Anfang der Aus: 
ung enthalten? Diefe Betrachtungen drängen biejeni- 
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gen, welche Begehung eines firafbaren Verſuches mittuf 
Anftiftung annehmen, gewaltfam zur Xheorie ber felb% 
ftändigen Strafbarfeit der Anftiftung in deren ganzem 
Umfange-binüber, von der nun aber unfer pofitived Recht 
nichts weiß. Noch Barer ftellt fich dad Ungenügenbe. ber 
gegentheiligen Meinung heraus, wenn man unter Zu⸗ 
grundelegung bderfelben das Verhältniß des Thäters und 
Anftifterd mit einander vergleiht. Der leßtere kann nad 
beftimmter gefeglicher Borfchrift nicht eher für firafbar en 
tlärt werden, ald bis er eine äußere Verſuchshandlung 
fey Died nun nach der einen Meinung eine Worbereitungs 
bandlung oder enthalte fie nad) der andern Meinung einen 
Anfang der Ausführung, vorgenommen hat. Er darf alfo 
auch deßhalb, weil er in Worten auf dad Anfinnen des 
Anflifterd eingegangen ift, nicht zur Strafe gezogen wer: 
. ben. Beim Anftifter fol fich died alles anders verhalten. 
Er ſoll ſchon wegen feiner intellectuellen Einwirkung auf 
ben Andern, ja wegen bed Verſuches derfelben zur Rechen: 
haft gezogen werden. Weßhalb diefer Unterfchied zwi | 
ſchen zwei Perfonen, die, wie wir früher gefehen haben, 
dad Gefeb in der Regel gleich behandelt wiffen. will? 
Man antwortet: Weil der Anftifter den Impuls zum Ber: 
. brechen gegeben hat und defhalb ald gefährlicher erſcheint, 
ald der Angeftiftete Der erfte Umftand gehört, wie 
wir glauben, auf dad Gebiet der moralifchen Zurechnung 
oder auch auf dad der Strafausmeffung bei unbeftimmten 
Strafgefegen, kann aber an und für fi in Der Regel bi 
Strafbarkeit nicht erft begründen. Den weiteren las 
fland, den man dem moralifchen Gefühle nach ans em 
eriten ableitet, vermögen wir nicht ald erheblich anzuep 
fennen; denn erſtlich rechtfertigt Gefährlichkeit die Steak 
barkeit noch nicht, und ferner ift ed erft noch eine Frage 
ob der in ber That objectiv gefährlicher iſt, welcher be 
Muth nicht hat, eine Unthat ſelbſt zu verüben und M 


> 
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beßhalb an einen Andern wendet, oder der, welcher, zu 
Allem bereit, fi zur Begehung des Verbrechens ent: 
fließt. Wenn auch die diefer Argumentation zu Grunde 
liegenden thatſächlichen Momente nicht überall zutreffen 
werden, fo zeigt diefelke doch immerhin, daß man ebene 
fowenig auf anderweitige fpecielle thatſchliche Suggeftio 
nen bin allgemeine Regeln bilden darf. 

Finden wir nun aber weder in der P. G. D. noch im 
Ganonifhen Rechte Grundfäße, weldye das Römifche Recht 
zu befeitigen geeignet wären, fo muß daſſelbe auch auf 
dem Gebiete ded heutigen gemeinen Deutfchen Rechts ale 
geltend erachtet werden, und wir gelangen fomit zu dem 
prattifchen Reſultate, daß die oben in ihren allgemeinen 
Grundzügen bargeftellte Theorie der accefforifhen Straf 
barkeit der Anftiftung, wie man fie im Gegenfabe zu ber 
der felbftftändigen Strafbarkeit zu nennen pflegt, die allein 
anwendbare fey. 

Die Sefeßgebungen erfcheinen bezüglich unferer Srage 
fehr ſchwankend. Im Sranzöfifchen Rechte ift die Theorie 
der blos acceflorifchen Strafbarkeit der Anftiftung in Solge 
des art. 60 des C. pen. fowie der Rechtsregel: nulla 
poena sine lege, in der Art anerkannt, daß man fagt, 
ohne eine verbrecherifche That (sans un fait principal) 
gebe als auch Feine complices. Nach dem Zeugnifle 
KEitka's *) ift auch auf dem Gebiete der Defterreichis 
chen Geſetzgebung von 1803" die Anftiftung, wenn ihr 
gar feine ftrafbare That folgt, firaflos 2). Ausdrück⸗ 
liche andere Beflimmungen hat 3. B. dad Braunſchweigi⸗ 
(he SB. $. 37 angenommen , indem ed die Anftiftung, 


20) Ueber das Zufammentreffen mehrerer Echuldigen bei einem 
Berbrehen ©. 47 — 49. 


21) A. M. ift freilich Jenull Defterreih. CB. I. ©. 11, 
— verſuchte und gelungene Anſtiftung beſtraft wiſ⸗ 
en wi 
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wie die Uebereintunft und Befehle zu einem beftimmtn 
Berbrechen, auch wenn der Anfang der Ausführung bef 
felben (mithin nach $. 36 der ftrafbare Verſuch) noch nicht 
begonnen bat, in der Art mit Strafe bedroht, daß den 


Anftifter die Strafe bed nicht beendigten Verſuchs von ber 


geringften außerordentlihen Dauer an, denjenigen aber, 
der fich zur Zufage hat beftimmen laſſen, die gelindere 
Strafart, welche der auf den nicht beendigten Verſuch ge 
festen zunächſt folgt, trifft. Es kann, wie das Geſetz auß 
drüdlich bemerkt, dem Angeftifteten gegenüber auf Ver: 
weiß flatt auf Gefängniß erfannt werden. Das Hannd: 
verfhe GB. Art. 55 verordnet für unfern Fall Beſtra 
fung wegen Verſuch, und es ergiebt fi) aus der Verglei⸗ 
hung diefes Art. mit Art. 34, daß die Strafe des nicht 
beendigten Verſuchs eintreten fol. Die Gefeßbücher von 
Würtemberg (Art. 74), Heſſen (Art. 71) und Baben 
(Art. 119) entfcheiden unfere Frage, wie ung fcheint, durch 
den Wortlaut ihrer Begriffsbeflimmung vom Anftifter nad 
der Anſicht, welche dem Obigen zufolge als die gemeins 
vechtliche erfcheinen dürfte. So fagt das erftere, als Urheber 
fey nicht nur derjenige zu befirafen, der das Verbrechen 
felbft begangen, fondern auch wer einen Andern zu dem 
Entfchlufle, daffelbe zu begehen, bewogen hat. &o 
drüden ſich die beiden leßtern dahin aus, ald Urheber bed 
Verbrechens fey nicht nur derjenige zu beftrafen , welcher 
daſſelbe begangen hat, fondern auch der Anftifter, welr 
her dadurch Urfache des Verbrechens geworden iſt, da 
er den Thäter vorfäglich zu dem Entſchluſſe, daſſelbe zu 
begeben, beftimmt hat. Das gewählte tempus ber 
Zeitwörter belehrt und hier noch deutlicher, wie im Römb 
ſchen Rechte, daß die betreffende Strafverhängung be 
züglich ded Anflifterd wie bezüglich des Thäters am 

dann Wirkung äußern kann, wenn legterer zu em 

ftrafbaren Handlung vorgefchritten ift. Man ſieht den 
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ngefüheten Gefebeöftellen deutlich an, daß der Geſetzgeber 
abei von der Annahme eines bereitS begangenen 
Verbrechens ausging, und erft unter Woraudfegung eines 
olchen weiter nach der Strafbarkeit des Anftifters fragen 
ad folche regeln wollte. Man kann daher au nicht 
gen, mit den Worten: „bewogen bat, beftimmt hat”, 
nn die f. g. vollendete Anftiftung gemeint. Weniger 
oh, ald auf dem Gebiete ded Würtemberg. GB's 
eße fich eine folche Anficht auf dem ded Bad. und Hefl. 
ren, weil bie beiden leßtern, bis zum Ueberfluffe deut: 
bh, außerdem noch verlangen, daß der Anftifter Urfache 
6 Werbrechend geworden ſey. Hiernach erfcheint 
un die bloße Anftiftung allgemeinhin nicht bedroht 
ad ift.alfo nach dem allfeitö angenommenen Sage: nulla 
Oona sine lege, ſtraflos. Es kann dies um fo weniger 
veifelhaft feyn, als die drei erwähnten Gefeßbücher 
B. Art. 63, H. Art.64, 3. 8. 106) den Verſuch der 
egel nad) erft dann für firafbar erklären, wenn er in 
sen Anfang der Ausführung des Verbrechens 
vergegangen if. Daß man aber in der Anftiftung noch 
nen Anfang der Ausführung finden kann, ift oben fchon 
yeigt worden. Wenn nun auch die Motive zum W. GB. 
der Anftiftung einen beendigten Verfuch finden wollten 
sd wenn fich auch in Würtemberg Stimmen für die Be: 
afung der gelungenen Anftiftung als eines nicht 
endigten Verſuches erhoben, fo dürfte doch nach der 
ußerung Würtembergifcher Schriftfteller die obige An: 
ſt die meifte Geltung erlangt haben 2°). Auf dem Ge: 
Me der Heil. Geſetzgebung ging man nach dem Zeugnifle 
weidenbach’s 3) ſchon längft von der Anficht aus, 





28) Bol. über diefe Streitfrage des it. Rede Hepp Somm. 
I. S. 542 und Denf. im Arch. 1846. ©. 124. 357. Hufnagel 
Gemm. I. ©. 160. 111. ©. 541. Röflin a. a. 9. ©. 545. 


23) Gommentar zum Hefl. StGB. IL ©. 228. 
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daß der Art. 71 (Entwurf Art. 66) im obigen Sime 
aufzufaflen ſey. Echwierigfeiten machte dort nur de 
Art. 72, welcher fagt, der Anftifter bleibe ſtraflos, wenn 
er von einem Anfange der Ausführung den 
Befehl oder Auftrag zurüdgenommen und das Ber 
brechen verhindert habe. Da nemlich nach obiger Ausle 
gung des Art. 71 der Anftifter überhaupt vor einem Ar 
fang der Ausführung gar Feiner Strafe unterliegen kann, 
fo ift es auffallend, wie nun der Gefeßgeber dazu kommt, 
im Art. 72 ausnahmsweiſe unter gewiflen Borausfehums 
gen die Straflofigkeit zu verleihen, welde in dem zw 
nächft vorhergehenden Art. bereits allgemeinhin anerkannt 
if. Es hat jedoh Breidenbad a. a.O. ©. 260 — 271 
genügend nachgewielen, daß der Art. 72 ungenügend redis 
girt few, daß er aber jegt, wie er liege, nach den Aeuße⸗ 
rungen der Gefeßgebungdfactoren jedenfall nur von bem 
Salle einer begangenen ftrafbaren Handlung verftan: 
den werden und feinesfalld abäandernd auf dad aus dem 
Art. 71 zu ziehende Princip wirken könne. Eine höchſt ge: 


wichtige Beflimmung, welche die bisher gewonnenen Be 


fultate zum großen Theile umftößt, hat das Badiſche EB. 
im Art. 122 dahin aufgenominen: 


Wurde von einer Perfon zur Begehung eined Werber 
chend ein Auftrag ertheilt, oder für biefelbe ein 
Lohn gegeben oder verfprochen; fo find, fobald ber 


Andre den Auftrag angenommen, oder die Begehung 


bed Verbrechens zugeſagt, oder in Folge des ihm ges 
gebenen oder verfprochenen Lohnes oder bes ertheilten 
Auftrags zur Ausführung ded Verbrechens bereits Bor 
bereitungshandlungen unternommen hat, beide helle | 


— — 


wegen nicht beendigten Verſuchs des beabſichtigten Ber 


brechens zu beſtrafen. 
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Sie:bleiben jedoch ftraflos, wenn fie das verbreches 
rifche Unternehmen, ehe ed zu einem Anfange der Aus: 
führung fam, freiwillig wieder aufgegeben haben. 

Die Motive fagen hierüber, daS pactum de delinquendo, 
möge ed in Form eines Auftrags: oder Miethverhältnifles 
vorkommen, an ich zwar nur eine Vorbereitungshandlung, 
fey in ähnlicher Weife gefährlich, wie dad Komplott und 
werde Daher ald entfernter Verſuch beftraft; der Neue 
vor Ausführung des Verbrechens ſey aber auch hier, wie 
durchgehende im Strafgefeßbuche, die Kraft beigelegt wor: 
den, die Strafe aufzuheben. Der von Welfer erftattete 
Commiffionsbericht der II. Kammer fagt, auch bei der Ans 
ftiftung müſſe die fefte juriftifche Grenze, welche den un: 
zwoeifelhaften verbrecherifchen Entfchluß von bloßen Cogita⸗ 
tionen fondere, möglichft forgfältig gewahrt werden, deßhalb 
fey in ben $ällen des $ Zufage des phyſiſchen Urhebers 
oder zu Stande gefommener Bertrag nöthig zur Straf: 
barkeit, oder auch Gewißheit, daß der Anftifter wirklich 
den Entichluß des Angeftifteten beftimmt habe; vorher 
babe der Anftifter noch nicht einmal ein taugliches Werk: 
zeug gefunden, viel weniger daflelbe in Bewegung gelegt, 
und felbft der abfolute Ernft feines Entfchluffes fey noch 
nicht unwiderfprechlih klar; eine thatfächliche An⸗ 
nahme ded Auftragempfängers durch Unternehmung von 
Borbereitungshandlungen habe ber wörtlichen Zufage gleich: 
geſtellt werden müffen. 

Wollte man die fragliche Beftimmung bed $. 122 
begründen, fo müßte dies unfered Erachtens geſchehen, 
wie eB in den Motiven gefchah. Der Gefeßgeber hatte ja 
freie Hand, auch ausnahmsweiſe eine ihm befonderd ge: 
fährlich erfcheinende Vorbereitungshandlung hier fo gut, 
wie in andern Materien, der Strafe zu unterwerfen. Die 
Begründung, welche der erwähnte Commiffiondbericht der 
Beflimmung giebt, dürfte aber deßhalb nicht ganz yallend : 
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feyn, weil fie irrigerweife und im Widerfpruche mit den 
Syſteme des SiGB. vorausfegt, daß bie bloße Anfih 
tung unter dad Gefeß über Verfuch falle, und weil fie die 
dem Gefegbuche fremde Möglichkeit der Befirafung eine 
bloßen verbrecherifchen Entſchluſſes annimmt, und fomit 
dem $ die negative Kraft der Ausfonderung bes fcheinbar 
Sträflichen, aber in der That Unfträflichen, beimißt, ‚wäh: 
rend derfelbe in der That Verhältniffe, die nach den alb 
gemeinen Grundfägen des StGB's ftraflos find, aus be 
fondern Gründen ftrafbar erflärt. Im Hinblide hierauf 
und auf den $. 1 de8 GB. (nulla poena sine lege) if 
fomit der $. 122 nicht über die Säle der Ertheilung eineb 
Auftrags und das Geben oder Verfprechen eines Loh⸗ 
ned auözudehnen. Sofern alfo die Anftiftung mittel 
andrer Einwirfungsarten geübt wird, gelten die oben 
entwidelten allgemeinen Principien. Uebrigens bürfte der 
8,122 dennoch, eine fehr bedeutende Austehnung gewinnen, 
wenn man erwägt, daß hier, wo es fich nit um be 
flimmte Worte und um civilrechtliche Formen handelt, dad 
Verhältniß des Auftrags faft in allen den Kallen als von. 
banden zu betrachten jeyn dürfte, in welchen ber Anflifter 
in feinem eigenen Snterefje einen Andern beftimmte, ohne 
daß z.B. der Umftand, daß die Beftimmung in der äußern 
Form der Bitte, des Wunfched u. dgl. angenommen. wor 
den, von Einfluß fein könnte, fowie wenn man ermägk. 
daß in dem hiernach häufig mit dem Kalle des Auftragb: : 
zufammentreffenden Falle des Gebend oder Werfprecdend 
eined Lohnes nicht immer ein Lohn von Geld und Gelkeb 
werth, fondern nur überhaupt ein wahrer ober fen» | 
barer Vortheil dem Thäter in Audficht geftellt feyn muß. 
Nimmt man diefe Auslegungdweife, welche freilich nur in 
allgemeinen Andeutungen hingeworfen werden kann und de 
richterlihen Beurtheilung in jedem einzelnen Salle nat 
worfen werden muß, an, fo befchränft fich die Anwer 


von der Anfliftung zum Berbrehen. 401 


dung der allgemeinen Grundfäße großentheild auf bie 
Faͤlle der Anftiftung im Interefje des Angeftifteten (con- 
silium delinquendi). Diefe Unterfcheidung ift aber vom 
praftifchen Geſichtspunkte aus in der That feine üble, weil 
die Anftiftung im Inferefle des Anftifters, wenigftens auf 
Seiten beffelben, offenbar weniger Rüdficht verdient, als 
bie im Intereſſe des Angeftifteten. Schließlich dürfte 
noch die Bemerkung am Plate feyn, daß die Beſtimmung 
beö $. 122 häufig zu mühevollen und fruchtlofen Erörte: 
rungen Anlaß geben wird, weil nur felten über Verbre⸗ 
then beftimmte vertragsähnliche Zufagen erfolgen, und 
meift erſt die eigentliche Zufage in dem Beginne der Aus: 
führung von Seiten des Angeftifteten gefunden werden 
kann. Selbſt Worbereitungshandlungen bilden an und 
für ſich noch Fein ficheres Eriterium ber thatfächlichen Zus 
fage bes Angeftifteten , indem fie auch ohne feften Entfchluß, 
jleichfam vorbehaltlich eines folhen, möglich find. Unter 
riefen Umftänden begangen, werden fie freilich auch un: 
jeachtet des $. 322 ftraflos feyn. Durch diefe Betrachtung 
ou übrigens Feineswegd in Abrede geftelt werden, daß 
yennoch eine Menge von Fällen unter die Beſtimmung des 
bengenannten $ zu fallen geeignet feyn werden. — Mas 
yad neue Preuß. GB. betrifft, fo läßt die Wortfaſſung 
3eB von der Anftiftung fprechenden $. 34. Abf. 1 im Ber: 
Heiche mit den Beftimmungen des den Anfangspunft der 
Btrafbarfeit des Berfuches feftfegenden $. 31 feinen Zwei: 
el darüber, daß ber Preußifche Gefeßgeber die oben bes 
üglidy der Strafbarkeit der Anftiftung ald gemeinrechtlich 
egeichneten Srundfäße ebenfalld anerkennen wollte, 


Wir haben uns bisher bemüht, die leitenden Grund» 

'äße über den Anfangspunkt der Strafbarkeit des Anftif: 

:erd für die der gemeinen Regel unterworfenen Verbre: 

ben nad) ven Beflimmungen des gemeinen Deutſchen 
Archts d. Er. R. 1852. 111. ©t. HU 
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Rechts und der und zunächft liegenden Gefeßgebungen arfı 
zufinden, nachdem wir zuvor auf die a priori möglichen 
Standpunkte in der Materie von der Anftiftung hingewie: 
fen hatten. Wir haben gefunden, daß das gemeine 
Deutfche Recht und mit ihm eine Reihe von Gefepgebun: 
gen rein auf dem Stantpunfte der Untrennbarkeit der An 
fliftung vor der That, mit andern Worten, auf dem 
Stantpunfte der f. g. accefforifhen Strafbarfeit ftehen, 
daß eine Reihe andrer Gefebgebungen die Anftiftung in fe 
fern felbftändig auffaßt, ald fie diefelbe Kraft befondrer 
gefeglicher Verfügung unter die Regeln des Verſuches zum 
Verbrechen ftelt, daß aber keine ter angeführten Geſetz 
gebungen (und wohl überhaupt Feine beftehende Gefeh: 
gebung) bie Anitiftung nach ter Weife der reinen Theorie 
ber felbftändigen Strafbarkeit derfelben auffaßt. 

Steht nun einmal der Anfangspunft der Gtrafbar: 
keit der Anftiftung feft; fo ift es einfach, diefelbe für den 
Verlauf der verbrecheriſchen Thätigkeit des Angeflifteten 
bis zur Vollendung zu beſtimmen. Es iſt vom Verfaſſer 
in der oben (ſ. Note 1) erwähnten Abhandlung dargelegt 
worden, daß die Strafbarkeit des Anſtifters und Thaͤters 
bei vollendetem Verbrechen in der Regel gleich ſey. 
Diefer Grundfag findet natürli auch bei den einzelnen 
Abftufungen des Verfuches zum Verbrechen feine Anwen: 
dung, fo daß auch im Falle des vom Thäter verübten nit Hi 
- beendigten oder heendigten Verſuchs der Anftifter die 
Strafe diefer rechtöwidrigen Handlungen in gleicher Weiſe 
wie der Thäter felbft erhält. Dies einfache Verhältail 
findet confequent im Bereiche derjenigen Gefeßgebungen fi 
ftatt, welche rein der Theorie der accefforifchen Straf Ja 
barkeit huldigen. Die Theorie ber felbftändigen Gtuaf Tb 
barkeit muß dagegen Goncurrenz der Strafen ber Auf 'w 
tung und der aus ber verbrecherifhen Handlun® _ 
weiſe des Thäters für den Anftifter entfpringenden ht ;=. 


\ 
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fen annehmen *), fo daß die Strafe vollendeter Anftif- 
tung mit der des nicht beendigten Verſuchs des Werbre: 
hend zufammentreffen müßte u. ſ. f. Der mehrerwähnte 
Mittelweg vieler Gefebgebungen führt dazu, daß, von der 
Stufe der phyſiſch verübten erften VBerfuchshandlung (von 
dem Anfang der Ausführung durch den Thäter) an, An: 
flifter und Angeflifteter in der Strafbarkeit einander gleich: 
ftehen, während vorher häufig (3. B. nothwendigers 
weife, fobald man mißlungene Anftiftung für flrafbar 
erachtet, in welchem Falle nur der Anftifter allein Strafe 
leiden fann) Berfchiedenheiten eintreten werden. 

Es find nun noch die Falle zu erörtern, in welchen 
dieS trafbarkeit wieder aufgehoben wird. Daß lei: 
tende Princip ift hier der im Art. 178 der PGO. fowie in den 
neueren Gefeßgebungen (wenn auch unter fehr verfchiedes 
nen Modificationen) adoptirte Grundfaß, daß der freimil: 
lig von dem Verſuche Abftehende ftraflod werde. Wenn 
die Anwendung diefed Satzes fchon in den Fällen, in wel: 
en nur ein phufifcher Urheber zur Sprache kommt, oft 
nicht unfchwierig iſt; fo tritt diefer Umftand bei Kallen, 
in welchen phyſiſcher und intellectueller Urheber 
concurriren, in erhöhtem Maaße ein. Was den erftern 
betrifft, fo fprechen wir über ihn bier nicht befonders, 
weil fich der Art. 178 und die daraus abzuleitenden Sätze 
unmittelbar auf ihn anwenden laffen. Was dagegen den 
letztern betrifft, fo müflen jene Gefegeöftellen und die 
aus ihre gezogenen Kolgerungen erft auf ihn angepaßt 
werden. Läßt man aber nicht außer Acht, daß der An: 
Kifter deßhalb überhaupt ftrafbar wird, weil er Durch feine 
geiflige Einwirfung mittelbar das Verbrechen begeht; 
fo ergiebt fich leicht, daß man ihn dann als freiwillig 
von ber That abfiehend betrachten kann, wenn er bie 


34) Ein fefles Syitem hierüber ift nirgends aufgeflellt. 
DV. 


404 Beiraͤge zur Lehre 


Wirkung feiner pſychiſchen Zhätigkeit aufgehoben bat, 
wenn er alfo die Vollendung des Verbrechens, ſey ed num 
durch eine der frühern entgegengefebte pfychifche Einwirkung 
oder auf andre Weife verhindert hat. GEs iſt nicht 
nothwendig, daß er gerade wieder nur intellectuell einwirke, 
weil er zuerft intellectuel wirkte, da die Folgen feiner er 
ſten Einwirfung möglicherweife auch auf phyſiſchem Wege 
befeitigt werben können. Es ift aber auf der andern Seite 


die Annahme einer Befeitigung auf le&term Wege nicht zu 


umgehen, da fonft der Angeftiftete Durch feinen Eigenmwil: 
len jegliche thätige Reue des Anftifterd8 unmöglich machen 
könnte. Eine weitere Weife, diefe Reue darzuthun, ift dem 
Anftifter nach der Anficht der meiften Gefeßgebungen (auf 
welche Anficht übrigend auch der gemeinrechtliche Richter 
einzugehen nicht gehindert ift) in ber Anzeige von bem 
bevorftehenden Verbrechen bei der Obrigkeit, wenn fie zu 
einer Zeit und unter Umſtänden, wo es der Obrigkeit mög: 
lih war das Verbrechen zu verhindern, geſchieht, ver: 
lieben. Es ift dieſe Weiſe nur eine Unterart der fonftigen 
Verhinderung, da man bei der Pflicht der Obrigkeit, 
Verbrechen abzuwenden, fchon einer bloßen zeitigen An: 
zeige die Kraft der Verhinderung beilegen muß. 

Bor dem Beginn einer ftrafbaren Verſuchshandlung 
durch den phyſiſchen Urheber bedarf es für den Anftifter 
der oben entwidelten Anficht nach eines Strafaufhebungt⸗ 
grundes nicht, weil derfelbe unter Umftänden ohnehin 
ſtraflos ift. Umgekehrt aber ift jegliche Aeußerung thäti- 
ger Reue, welche erfi nach vollendetem Verbrechen wirf 
ſam werten Pönnte, unerheblich, weil dad Abftehen vor 
der Zhat nur vor der Vollendung derfelben möglich if 
Die aufgeftellten Sätze werden hiernach lediglich für bes 
Zeitraum, vom Beginne einer ftrafbaren Verfuchshandiem 
bis zur Vollendung des Verbrechens praktiſche Bede 
tung haben. 


3 
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Zu ber pſychiſchen Einwirkung auf den Thäter, 
welche an und für ſich im Stande feyn foll, die Strafe 
barkeit des Anftifterd aufzuheben, gehört natürlich der 
Erfolg berfelben, wenigftens in der Weile, daß dadurch 
alle aus der Anftiftung hervorgegangenen Beſtimmungs⸗ 
wünde als völlig befeitigt ericheinen müflen. Ein 
bloßer Verſuch, diefe Beftimmungsgründe zu befeitigen, 
yenügt nicht, und kann nur ein Strafminderungsgrund 
werben, fofern ihm nicht dad Geſetz das Gewicht eines 
Rilderungsgrundes beilegt. Schreitet aber der Thäs 
er, ungeachtet man die Folgen der Einwirkung des An⸗ 
tifterd ald getilgt anfehen fann, dennoch zur That, 
fo kann ſolche auch nicht dem Anftifter beigemeflen wers " 
ben. Dann hat der Thäter ganz aud eigenen Beweg⸗ 
gründen gehandelt. Daß die tharfächlichen Vorausſetzun⸗ 
gen eines folchen Falles nur felten eintreten und ſchwer 
yeweißlich zu machen feyn werden, bedarf faum der Ans 
ührung. Deßhalb führen auch manche Gefebgebungen 
He Zurücknahme der Anftiftung ohne gleichzeitige wirt: 
iche Verhinderung ded Verbrechens gar nicht ald Til⸗ 
mngsgrund der Strafbarkeit der Anftiftung an, wie z. B. 
ie Würtembergifche im Art. 77, welche nur fagt: 
-Der Anftifter bleibt mit Strafe verfehont, wenn er die 

Ausführung des beabfichtigten Werbrechens verhindert, 
ober wenigftend der Obrigkeit fo zeitig die Anzeige von 
ber Verabredung gemacht hat, daß fie die Ausführung 
verhindern Fonnte. 


der Die Heffilche im Art. 72, welche fich fo ausdrüdt: 
Der Anftifter bleibt ſtraflos, wenn er entweder vor 


einem Anfange der Ausführung *) den ertheilten Be 
fehl oder Auftrag, wodurch er zur Begehung bed Ber: 


35) Ueber die Leptein Worte diefes Artikels (. oben. 
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brechens beflimmt hatte, zurüdgenommen und ba 
Verbrechen auf diefe oder fonftige Weiſe ver 
bindert, oder der Obrigfeit fo zeitig Davon Anzeigege - 
macht hat, daß daflelbe verhindert werben konnte. 
Tiefer geht dad Badiſche GB. auf die Sache ein. Nahe 
dem nemlich ſchon dem 8. 122, welcher die Strafbarkeit 
der gelungenen Anftiftung im alle eined Auftrags ober 
Lohnes feftfett, beigefügt worden, daß der Anftifter und 
Angeftiftete ſtraflos bleiben follen, wenn fie das verbrede 
rifche Unternehmen, ehe es zu einem Anfange der Aus—⸗ 
führung kam, freiwillig wieder aufgegeben haben, (welde- 
Dispofition des Geſetzes übrigend nur auf ein gemein: 
ſchaftliches Aufgeben durch beide Betheiligte zu bezies 
ben ift,) verfügt der $. 123 über die Straflofigkeit des 
Anftifters dahin: Der Anftifter fol ſtraflos bleiben: 

1) wenn er die Gründe, durch welche er den An: 
dern zu dem verbrecherifchen Entfchluffe beftimmt, voll⸗ 
fländig wieder aufgehoben und der Letztere nur auß an: 
dern (eigenen) Gründen das Verbrechen dennod) auss 
geführt hat; 

2) wenn er, nachdem ihm die Verhinderung ber Be 
gehung durch Abmahnung des Andern nicht gelingen, 
oder die Abmahnung ihm ohne fein Verfchulden nicht 
möglich gewefen ift, der Obrigkeit von dem bevorftehenden 
Verbrechen fo zeitig Die Anzeige gemacht hat, daß fie bafı 
felhe verhindern konnte; oder | 

3) wenn er dad Verbrechen, ehe e8 zu einem Ir 
fang der Ausführung kam, felbft abgewendet oder verhin 
bert hat; oder wenn er in Fällen, wo er die Ausführung 
erft nach unternommenen Verſuchshandlungen abgewendet 
oder verhindert hat, den Thäter vorher abmahnte, ode . 
ihm eine frühere Abmahnung nicht möglich war. 

Die Abmahnung in den Fällen unter Ziffer 2 und3 
wird deßhalb gefordert, damit nicht etwa ein Anftiftr 
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m Andern zum Verbrechen verleiten und dann ohne 
Angeftifteten von feiner, des Anftifterd, Willensände- 
g aud nur in Kenntniß zu feßen, der flrafrechtlichen 
folgung Preis geben, fich felbft aber durch Verhinde: 
g des Verbrechens oder durd eine Anzeige bei der 
igkeit die Straflofigfeit fichern Eönne. Won diefer 
ht zur Abmahnung kann nur die Unmöglichkeit ‚der 
ern entbinden. Iſt aber der Thäter abgemahnt wor: 
‚ fo Fann er fich nach dem $. 117 des Bad. StGB's 
bh freiwilliges Aufgeben der That, fo lange er nicht 
| beendigten Verfuche vorgefchritten ift, felbft Die Straf: 
zkeit verſchaffen. Thut er Died nicht, fo liegt ferner 
feine Härte darin, wenn der Anflifter ſtraflos aus⸗ 
t, der Thäter aber geftraft wird. Neben ber vorhin 
tgetheilten Beftimmung des Bad. GB's, daß der An: 
er, fofern er die Beflimmungsgründe in dem Anges 
eten vollftändig wieder aufhob, ftraflos fey, ordnet der 
24 dieſes GB's an, daß der Anflifter, wenn er die an: 
endeten Beſtimmungsgründe, foviel an ihm lag, auf: 
:ben, oder den Andern, foviel an ihm lag, von dem 
brechen abzuhalten fuchte, diefer aber dafjelbe dennoch 
führte, von der Strafe des nicht beendigten Verſuches 
effen werden ſolle. Man hat fchon auf dem Gebiete 
gemeinen Rechtö behaupten wollen, daß der Anftifter, 
bie Anftiftung ohne Erfolg wirkungslos zu machen fucht, 
I. dad Mandat zurüdzieht, ohne daß der Mandatar Rüd: 
hierauf nimmt, nur wegen Verſuches zu beftrafen fey. 
I man damit fagen, er habe auch nur einen Verſuch 
ingen; fo ift dies, wie leicht einzufehen, unrichtig. 
I man aber damit lediglich eine mHdere Strafe, 
slich die des Verfuches zur Anwendung bringen laffen 
alfo auf Diefem Wege der vergeblihen Bemühun: 
des Anftifters die Wirkung eines Strafmilderungs: 
ades verfchaffen; fo ift hiergegen nichts zu erinnern, 
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und in diefem Sinne iſt auch die Vorfchrift unferes GR 
aufzufaflen. Bei Betrachtung der Beftimmungen dei 
8. 123 des GB's zeigt fih, daß der Geſetzgeber eine 
Strafbeftimmung für Den Fall zu geben hatte, in welchem 
der Anftifter ohne vorgängige Abmahnung des Thäters ober 
ohne die Unmöglichkeit derfelben Anzeige bei der Obrigfeik 
machte, fofern nicht angenommen werben follte, daß in 
diefem Sale den Anflifter die volle Strafe des Xhäters 
treffe. _ Der Gefebgeber hat bie vermißte Beflimmung 
auch im $. 124 niedergelegt, indem er dem Anftifter für 
den fraglichen Fall die Strafe des nicht beendigten Bas 
fuches droht. Wenn es in dem Geſetzbuche $. 123 Ziff. 2 
heißt, daß die Anzeige bei der Obrigkeit fo zeitig geſche⸗ 
hen feyn müſſe, daß diefe dad Verbrechen verhindern 
tonnte; fo wirb babei nicht vorausgeſetzt, daß bie Obrig 
keit das Verbrechen auch wirklich verhinderte, eB ge: 
nügt, wenn fie ed nur noch verhindern Fonnte. Unter 
einer ungerechtfertigten Saumfeligfeit der Obrigkeit kann 
ber Anftifter, der die Anzeige allgemeinen Begriffen nad 
für dad wirkſamſte Mittel der Abwendung des MWerbrechend 
halten mußte, nicht leiden 26.). Die Frage, wann em 
genommen werden muß, daß die Obrigkeit das Berbre 
hen verhindern Fonnte, ift natürlich eine reine Xhat 


frage, über die ſich allgemeine Regeln nicht geben laflen. _ 


Wenn endlih im $. 123 Ziff. 3 gefagt iſt, der Anflifter 
fey ſtraflos, wofern er das Verbrechen, „ehe ed zu 


einem Anfange ber Ausführung Fam”, felbft abwendetez 


fo kann diefer Theil der Beftimmung der erwähnten 3if.3 
wohl nur auf die Fälle des $. 122, durch welchen unter 
Umftänden, wie wir gefehen haben, die bloße Anftiftung 
und das Eingehen auf diefelbe beftraft wird, bezogen wer 
den, da außer diefen Fällen die Straflofigfeit des Anflf 


26) Breidenbah a. a. O. ©. 217. 
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B: und Angeftifteten vor dem Eintreten eines ſtrafbaren 
zfuches feftfieht und da nach den Grundfägen des GB's 
er Verſuch ($. 107) erft der Anfang der Ausführung 
er Strafe unterliegt. 


An die bisherigen Erörterungen knüpft fich die Frage, 
ber Anftifter ftraflos werden könne, wenn ſich der Thaͤ⸗ 
durch fein Freiwilliges Abſtehen von der verſuch⸗ 
That Straflofigkeit verfchaffe.e Man fcheint früher 
gemein der Anficht gewefen zu feyn, daß dies nicht ber 
Mfey. Es war aber diefe Anficht wohl großentheild 
t Bolge der oben dargelegten Meinung von ber Selbftän: 
keit der Strafbarfeit der Anftiftung 9). In neuerer 
it ſprachen fich gemwichtige Stimmen für die Bejahung 
e Frage aus *). Uns fcheint übrigens bie Verneinung 
r Frage fowohl auf dem Gebiete des gemeinen Deutfchen 
chtes, als auf dem ber Deutfchen Gefeßgebung ben 
rzug zu verdienen. Man kann endlich gewiß nicht mit 
»pp a. a. D. fagen, nad) dem Satze „durch Andre ger 
n, ift felbft gethan” fey gegen den Anftifter im vorlie: 
wen Salle feine Strafe zu erfennen, weil „der Thäter 
nicht (Strafbares) gethan habe” und weil ed wider: 
echend wäre, dem Anftifter eine firaflofe That zur 
rafbarkeit anzurechnen. Es hat nemlich hier der Thä: 
: jedenfalls etwas gegen das Strafgeſetz gethan, in: 
n er eine an fi firafbare Verfuchshandlung beging, 
nur in Folge feiner freiwilligen Willensänderung wie: 
ſtraflos wird. Die gefegliche Folge der MWillend: 
berung des Thäters kann aber eben fo wenig auf bie 
fon des Anftifterd zurückwirken, ald eine ſolche Rück⸗ 


=) Hepp im Archiv 1836. ©. 48. Zadhariä vom Verfuce 
I. ©. 295. 


8) Sepp im Archiv 1846. Mittermaier zu Feuerbach 
6. 46 Rote. 
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wirfung in dem Falle der geminderten ober aufgehok- 
nen Zurechnungsfähigkeit des Thäters möglich iſt. Wi 
wollen übrigens hiermit keineswegs dieſe beiden Fälle eins 
ander gleichftelen, fondern bezweden nur, durch den ge 
wählten Beiſpielsfall auf die oben mweitläufig entwidete 
Möglichkeit einer dem Grundſatze der acceflorifchen Straf; 
barkeit ter Anftiftung nicht widerfprechenden ungleibiör- 
migen Behandlung des Anftifterd und Thäters hinzumer 
fen. Es iſt ganz richtig, was Hepp weiter bemerlt, 
daß für Anflifter und Thaͤter eine objectiv flrafbare That 
voraudgefeßt werde, aber eine foldhe liegt auch In der 
ftrafbaren Verſuchsandlung vor, und der Aufhebung 
grund ber Strafbarkeit bed Thäters ift gerade nur ein fubs 
jectiver, die Perfon des legtern allein betreffender. Wenn 
für die Straflofigfeit des Anftifterd ver Umftand angeführt 
wird, daß zum ftrafbaren Verſuche des Verbrechens weſent⸗ 
ih das Merkmal bed Gehintertfeyns „wider den Wil: 
len“ ded Verſuchenden gehöre, fo läßt fich hiergegen ein: 
fach anführen, daß ja eben bezüglich des Anftifterd ein 
folches Gehindertfeyn wider den Willen vorliegt. Der 
Anftifter wünfcht die Vollführung der That; tritt aber ber 
Angeftiftete noch im Stadium des Verfuches von ber That 
zurüd, fo ift leßtere gewiß gegen den Willentded Ar 
flifterö verhindert worden 29). 
Zum Schluſſe noch folgende gewichtige Bemerkung! 
Mehrfach haben wir bereits angedeutet, baß bie im 
Borhergehenden über die Strafbarkeit der Anftiftung enb 
widelten Grundfäge zwar die Regel bilden, daß bieft 
Regel aber nicht ohne Ausnahmen ſey. Wenn ed nun 









29) Wenn man in Frankreich die unfrer Anficht entgegengefep® 
Meinung vertheidigt (f. darüber Rauter traits du de 
crim. I. p. 212); fo beruht dies auf einer ungebührlich met r 
Ausdehnung des Princips, daß es ohne einen auctor : 
feine complices gebe. Bol. Breidenbah a. a. O. &.M. 


: von ber Anftiftung zum Verbrechen. 411 


h nicht im Plane dieſer Zeilen liegt, dieſe Ausnahmen 
Befondern zu erörtern und die bezüglich ihrer gel: 
ben Srundfäge ausführlich darzulegen ; fo kann es doch 
bt umgangen werden, darauf hinzumeifen, daß Wifs 
fchaft und Prarid de3 gemeinen Deutichen Rechts von 
2 bie Anftiftung oder Aufforderung zum Hochverrathe 
» Aufruhre der firafrechtlichen Verfolgung unterwarfen, 
Dies den in der Natur der Sache begründeten gefeß- 
en Borfchriften 3%) nach gefchehen mußte, und daß bie 
e&gebungen *1) der neuern Zeit den gleichen Weg 
ſchlugen. ‚Wie fehr indeflen die Anfichten der Recht: 
‚hrten über die Grenzen des Erlaubten und Unerlaubten 
vohl auf dem Gebiete des gemeinen Rechts, als auf 
a der Geſetzgebungen in fraglicher Beziehung auseinan⸗ 
° geben, und wie hier. felbft die verfchtedenen Geſetz⸗ 
ungen von einander abweichen, bedarf als bekannt 
m der Erwähnung. Dagegen find die Vorkehrungen 
t außer Acht zu laflen, welche die Gefeßgebungen 
ben ihren Straflanctionen gegen beftimmte Auß 
jerungen zum SHochverrathe und Aufruhre zu dem 
edde getroffen haben, daß das Anfehen der Staatd: 
yalt auch nicht auf indirectem Wege untergraben 
cde 22), - Endlich ift nicht zu überſehen, daß die neue: 
Geſetzgebungen, durch die Erfahrungen der letzten Jahre 
eichert,, dahin gelangten, die Anftiftung zu Verbrechen 
» Wergehen überhaupt, wofern biefelbe auf eine be 





Dust. 1.4 pr. 1.7. $.3. D. ad leg. Jul. maj, (48,4), 
3 pr. D. ad l. Jul. de vi publ. (48. 6), 1.5. C. ad I. Jul. 
maj. (9. 8). 


1) Preuß. allg. ER. 6.97. Oeſterr. GB. 6. 52. Baner. 
Urt. 308. Sädjf. Art. 84. 115. Würt. Art. 142. 176. Heſſ. 
Art. 131. 162. Bad. $. 594. 630. Preuß. $. 65. 66. 


8) Defterreih. GB. $. 57. Raver. Art. 311. 404. Sächſ. 
Urt. 94. Würtemb. Art. 149. 167. 168. 169. Braunfchm. 
&. 88. 115. Bad. 8. 631. Preuß. $. 93. 99. 101. 
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fonderd gemeingefährliche Weife geübt wird, für fin 
bar zu erflären. Hierher gehören einige Beſtimmum 
gen ded neuen Preußiſchen Geſetzbuchs, deren zu geben 
fen um fo mehr von Intereſſe ift, als fie fich in andern 
Gefeßgebungen der neueften Zeit wiederholt finden ®), 
Der 8. 30 bedroht die öffentlich ftattfindende Auffor 


derung zu einem Verbrechen oder einem Vergehen, wenn | 


fie ohne Erfolg geblieben ift, mit Gefängniß bi8 za 
Einem Jahre. Der $. 87 will denjenigen, welcher zum 
Ungehorfam gegen die Gefege oder Verordnungen ode 
gegen die Anordnungen der Obrigkeit öffentlich auf 
fordert, oder anreizt, mit Geldbuße bis zu 200 The 


leen oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei 


Fahren beftraft wiflen. Der $. 88 beflimmt, baß wer 


eine Perfon des Soldatenftandes dur) Wort, Schrift oder | 


irgend ein anderes Mittel mit oder ohne Erfolg auffordere 
ober anreize, dem Befehle des Obern nicht Gehorfam zu 
leiften, ober wer eine Perfon, die zum Beurlaubten 
ftande gehöre, auffordere oder anreize, ber Einberufungd* 
Drdre nicht Folge zu leiften, mit Gefängniß von fed# 
Wochen bis zu zwei Jahren zu beftrafen fey. 


33) 3.3. Bad. Gef. v. 5. Febr. 1851. 5. 2. (66. 60. ei 
a — g des StGB.) 





| XVIII. 
* Die Gefahren 
ber unzwedmäßigen Abfaflung der Anklagefchriften 
und ihr Einfluß 
auf ben gerechten Erfolg des Strafverfahrens 


geichildert von 
Mittermeier. 


Ein in neuefter Zeit ergangener Rechtöipruc des Eaf: 
wionshofes in Brüſſel ift geeignet, auf den gefährlichen 
Hnfluß aufmerffam zu machen, welchen eine unzweds 
räßige Abfoffung der Anklagefchriften auf dad Strafver: 
ahren und bie Wahrfprüce der Gefchwornen ausüben 
Önne. 

Die Anflagsakte, welche gegen bie Brüder 
znepp wegen Theilnahme an einem Diebftahle vor: 
elefen wurde, enthielt die woörtliche Ausfage eines 
eugen, welcher in ber Worunterfuhung vernommen, 
bar. Diefer Zeuge wurde nict in der Sitzung vorge: 
ufen; die Anklagsakte wurde aber auf die gewöhnliche 
Beife vorgelefen, unb den Gefchwornen in ihr Bera⸗ 
bungözimmer mitgegeben. Die Angeflagten wurben für 
chuldig befunden; fie gründeten aber außer anderen 
Dunften ein Nichtigkeitsgeſuch auch darauf, Vak Vurkg 
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jene Aufnahme der Zeugenaußfagen in der Anklagkefte 
ebenfo das Princip der Mündlichkeit als die Vorſchriften 
des Geſetzes Art. 322. 341 verlegt worden feyen. Dir 
Gaffationshof verwarf durch Rechtsſpruch vom 12. Wei 
1851 das Nichtigfeitögefuh 2). In den Entfcheibungs: 
gründen wird gefagt: In Erwägung, daß die Anklagsakte, 
welche nah Art. 241 des Code. der Generalprocurater 


zu entwerfen beauftragt iſt, die Natur des Berbredend, : 


die Handlung und alle Umflände auseinander fegen fell, 
welche die Strafe vermindern oder erhöhen können, um 


daß die Elemente zur Entwerfung diefer Anflagsafte nm | 


aud der Vorunterfuchung gefchöpft werben können, von 


welcher die fchriftlichen Zeugenaudfagen einen Theil aus | 


machen; in Erwägung, daß, wenn man auch nicht wärt: 


lich die fohriftlichen Zeugenausfagen in die Anklagefhrift | 


in der Abficht einfchalten Eann, die Vorfchriften und Ber: 
bote der verſchiedenen Geſetze über das Werfahren zu ver: 
eiteln, und daß eine folche Einfchaltung eine Verlegung 
der gefeblichen Beftimmungen enthalten würde, melde 
den Grundfaß der Deffentlichfeit und der Münblichfeit 
des Strafverfahrend aufftelen, nichts defto weniger man 
die Einfchaltung einer fummarifchen Zerglieberung ber 
Ausſage eined Zeugen in einem Anflageaft nicht ald in 
der Abficht gefchehen anfehen kann, die gefeßlichen Bor 
fohriften und Verbote zu umgehen, da eine folde Ein 
(haltung auch nöthig feyn Fann, um dadurdy die Hand 
lung und die Umflände genau zu bezeichnen; in Erwägung, 
daß im vorliegenden Falle der Generalprocurator fi der 
auf beſchränkt hat, eine fummarifche Zerglieberung der 
fhriftlihen Ausfage des Eduard Quintyn, Bruden 
des Angeklagten, in die Anklagefchrift aufzunehmen, da 
dieſe Zergliederung, die keine von den Formen an fich tr 





: 4) Belgique judiciaire dv. 14. Mär; Rr. 2. 1852. 


— 
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Die in Protofollen beobachtet feyn müſſen, welche die von 
den Unterfuchungdrichtern aufgenommenen Zeugenausfagen 
enthalten, nur eine einfache Behauptung von Seite 
der Staatsbehörde enthält und die Anklagefchrift, in der . 
dies vorkommt, nicht den Protofollen gleichgeftelt wer: 
den fann, welche die Zeugenausfagen enthalten, beren 
Borlefung in den Affifen und Mittheilung an die Ge 
ſchwornen das Geſetz verbietet; in Erwägung, daß nad 
dem Vorhergehenden der Präfitent, inden er die, Die 
Berglieberung der Zeugenausfagen enthaltende Anklage: 
fchrift vorlefen ließ und fie den Gefchwornen zuftellte, 
feine der von dem Nichtigfeitsfläger angeführten Geſetzes⸗ 
ftellen verlegte — wird das Caſſationsgeſuch verworfen. 
Die hier mitgetheilten Entfcheidungägründe enthal: 
ten höchſt bedenkliche Grundfäße, deren folgerichtige 
Durdführung zur Gefährdung der Sntereffen der Ange: 
Magten ebenfo wie der Gerechtigkeit führen könnte Es 
kann nur gefährlich feyn, wenn man die Entfcheidung ei» 
ned Gafjationögefuchd davon abhängig machen wollte, 
welche Abficht der Berfafler einer Anklagefchrift bei Ver: 
letzung von Gefeßesvorfchrifen hatte; denn eine ſolche Ber: 
leßung begründet Nichtigkeit, mag fie auch in der beften 
Abſicht vorgenommen feyn; regelmäßig wirb gewiß eine 
folche gute Abficht angenommen werden dürfen. Sobald 
eine Sefeßesvorfchrift verlegt wurde, deren Webertretung 
mit Nichtigkeit bedroht war, oder einen mwefentlichen Be: 
ſtandtheil des Verfahrens verlegt, insbefondere das Sn: 
tereſſe der Vertheidigung bedroht, muß die Nichtigfeit 
auögefprochen werden, weil es nur auf die Gefährdung 
der rechtlichen Gültigkeit der Verhandlung anfommt, auf 
Deren Grund entfchieden wurde, und dieſe Gefährdung 
unabhängig von der Art der Abficht des Webertreterd ?) 





2) Die Art der Abficht Eönnte nur in Betrachtung da kommen, 
we darüber geurtheilt werden foll, ob der Werfafler der Aus 


x 
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eintritt, läßt fich nachweifen daß auch nur möglichermeit 
durch die Aufnahme wörtlicher Zeugenaudfagen in bit 
Anflagefchrift der Grundfas der Mündlichkeit und dab 
Intereſſe ded Angeklagten gefährdet werden kann, fo hat 
der Caflationdkläger, wenn er wegen folder Einfchaltum 
gen dad Urtheil ald nichtig angreift, nicht nöthig nad» 
zuweifen, daß ber Bearbeiter der Anklagefchrift ein 
fchlechte Abficht dabei hatte. Wollte man doch eine folde 
Nachweiſung fordern, fo käme man dazu, eben fo ſchwie 
rige und (da die Willensbefchaffenheit de Staatdprocure 
tord Gegenftand bed Beweifes feyn müßte) unzuverläffig 
Beweiöführungen zu verlangen und oft fehr ftörende wi 
derliche Auftritte zu veranlaffen. 

Der biöher angeführte Kal ift geeignet, auf bie 
Bedeutung der Anklagefchriften (wenn man fie einmal 
für nothwendig hält), aber audy auf die Vorſicht aufmerk: 
fam zu maden, mit welcher diefe Schriften bearbeitet 
werben müflen, wenn fie gefahrlos feyn follen. 

Die Anklagefchrift hat eine mehrfache Bedeutung; 
fie ift 1) die Grundlage der Verhandlungen (im Beifte bed 
AnFlageprincips) und in fofern auch von hober Wichtig: 
feit für den Angeklagten, welcher durch die Anklageſchift 
die Anfchuldigung erfährt und dadurch vorbereitet werben 
fol, nad dem Angriffe die Vertheibigung einzurichten; 
2) fie ift eö, nach welcher die an die Gefchwornen zu fieb 
lenden $ragen einzurichten find; 3) fie ift die Grund 
lage für die Berathungen und die Wahrfprüche ber Be 
fhwornen, und hat 4) wenigftend nebenher bie Wirkmg, 
baß fie die Anfichten des Publikums über die gegen eine 
Perfon erhobene Anſchuldigung und über den Stand bir 
Sache leitet. — . Wir find überzeugt, daß bie Zeit 


— — — 


klageſchrift eine ſtrafwürdige Handlung durch geſetznüche 
Einſchaltung beging. 
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nicht fern ift, in welcher die Srage: ob nicht die Anklage» 
fchrift ganz entbehrt, und durch dad Verwelfungsurtheil 
erſetzt werden Tann, ernftlich geprüft werden wird 3), und 
wo jelbft die Prüfung noch weiter führen wird, ob nicht 
das ſchottiſche Verfahren *), nach welchem der Staats: 
anwalt unter perfönlicher Berantwortlichkeit, ohne baß eine 
Anklagekammer die Zuläffigkeit der Anklage prüft, bie 
Anklage erhebt, und fie vor die Affifen bringt, wo er 
aber fich gefallen laſſen muß, daß fogleic bei Eröffnung 
ber Verhandlung der Bertheidiger die Cinwendung gegen 
bie Relevancy der Anklage erhebt, und von dem Gerichte 
vor Allem auf den Grund der nur über biefe Vorfrage 
geführten Verhandlungen entſcheidet. Erwägt man, daß 
das Verweiſungsurtheil mit feinen Entfcheidungsgrün: 
den Schon Alles enthält, was ten Angefchuldigten, - 
welcher in ber Vorunterſuchung die Anfchuldigung und 
vie Beweiſe derfelben kennen lernte, und die Lifte der 
jegen ihn zu benußenden Zeugen mitgetheilt erhält, 
n den Stand febt, die Vertheidigung für die Hauptver⸗ 
jandlung vorzubereiten; berüdfichtigt man, wie viel 
Brühe und Zeit zur Ausarbeitung weitläufiger Anklage: 
chriften von den Staatdanwälten verwendet werben muß 
and wie viele Koften dem Staate, wie viele Qualen dem An: 
zeklagten eripart werben könnten, wenn ohne vorgängige 
Anklageſchrift die Verhandlung eröffnet werden Tönnte, 
o verdient die Frage: ob die Anklagefchrift nicht ganz 
stbehrt und durch dad Verweiſungsurtheil erfebt wer: 
ven follte, eine nähere Erwägung. Wir wollen biefen 
Begenftand in dem jetzigen Auffate nicht weiter verfol- 
ven und unfere Erörterung nur barauf beſchränken, web 


3) Herr Glaſer hat in dieſem Archive 1852 Heft 2. Nr. XII. 
Das Berfahren bei der franzöfifchen Anklagefammer einer 
näheren Prüfung unterworfen. 

4) Mein Werk: das englifchs chottifche Strafverfahren S. 350. 

Iechis d. Gr. N. 1852. 111. ©t. ge 
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he Nachtheile die unzweckmaͤßige Abfaffung ber Anklage 
ſchriften erzeugen Tann. 

Unfere Lefer erinnern fich deö allgemeinen Unwillens, 
mit welchem die in dem befannten Prozefle gegen die Frau 
Laffarge von einem fonft ehrenwerthen Staatsanwalte 
bearbeitete Anklagefchrift vorzüglich in England °) auf: 
genommen wurde; allein wir bitten, Anflagefchriften aus 
neuerer Zeit in wichtigen franzöfifchen Straffällen 5. B. in 
dem Prozefle gegen den Bruder Leotade wegen Er 
mordbung der Gecile Combettes ©), oder dem Pre 
zefle gegen die Ehegatten Bocarme zu vergleichen, um 
fich zu überzeugen, daß die Anklagefchriften von leiden 
ſchaftlicher Darftelung, von der Sitte, nach welcher ber 
Staatdanwalt mit Fühner Phantafie die Art, wie dad 


Berbrechen verübt feyn kann, ſich ausmalt und dies Pro 


duct feiner Auffaffung als Gewißheit hinftelt und darauf 
die Anklage baut, ferner von dem Vorwurfe der Aufzäh: 
lung der als erwiefen hingeftellten Indicten vorzüglich einer 
Maffe von Schlußfolgerungen, die aus dem Charakter ded 
Angeklagten abgeleitet werden, nicht freigefprochen wer 
den fann, und daß in diefen Schriften die Audfagen der 
in ber Worunterfuchung vernommenen Zeugen oft woͤrt⸗ 
lich, oft Fürzer, aber mit Angabe der Namen ber Zeugen 
aufgenommen werden. 

Schon früh erhoben ſich in Franfreich von erfahe 
nen und Fenntnißreihen Suriften Stimmen gegen die 
Art, mit welcher häufig die Anklagefchriften abgefaft 
wurden. Die Gründe, aus welchen in der Rechtsübung 
bie Anklageaften allmählig eine bedenfliche Ausdehnunz 


5) Auszüge aus dem damals erfchienenen Kuflade eines da 
größten englichen Praktiker in meinem Werke: en 
Strafverfahren S. 246. 


6) Procès du frere Leotade. Leipzig 1851. pag. 20 - 2 


d 
1 — 
IL 
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erhielten , liegen theild in ber franzöfifchen Sitte, nach 
welcher die Aflife wie ein großartiges Schaufpiel betrach 
tet wird, in welchem jeder darin Befchäftigte durch die Art 
feines Anftretend, durch feurige Darftelung und Ents 
faltung der Künſte der Beredtſamkeit Intereffe zu er. 
weden ſucht, wo insbefondere der Staatdanmalt häufig 
feine Ehre darein fest, ald Sieger aus dem geiftigen 
Kampfe mit dem Vertheidiger hervorzugehen, und feine 
Anklage durchführen zu können, daher, namentlich in 
politifhen Unterfuchungen oder bei Verfolgung von Ver 
breden, die großes Auffehen erweckten, durch 2eiden: 
fhaftlichkeit und das Streben bie Anſicht der Gefchwor: 
nen für fih zu gewinnen, fich hinreißen laßt, fchon in 
der Anklagefchrift Durch die Art der Ausführung Interefle 
zu gewinnen, theild durch die Bufammenftelung der Vers 
bachtögründe und die Erzählung des Vorfalls den Lefer 
vor ber Wahrheit der Anklage zu überzeugen. Ein 
andrer Grund liegt in ber Art, wie in Frankreich dad Vers 
baltniß der Borunterfuchung zu der eigentlichen Haupt: 
verhandlung aufgefaßt wird. Dan ift in Frankreich (mie 
leider auch in Deutfchland) vielfach gewöhnt, die Eıfte 
als die Grundlage ber Zweiten zu betrachten, fo daß man 
in dee mündlichen Verhandlung bei jeder Gelegenheit 
auf die Ergebnifle der Erften zurückkommt, dem Zeus 
gen aber und Angeklagten die abweichenden Ausfagen auß 
der Borunterfuchung vorhält und die fchriftlichen Zeug: 
niffe vorlefen läßt. Man fpricht von dem Princip der 
Mündlichkeit, aber man verlegt es im Einzelnen fehr haͤu⸗ 
fig. — Denn tüchtige franzöfifche Suriften 3. B. Car: 
not 7) erflärten, daß die Anflageafte das image fidele 
de Yinstruction preliminaire, oder dad resume des 
Inhalts verfelben feyn müßte, To waren ſolche Ausdrücke 


7) in feinem Werke: linstruction criminelle 1. pag. 69%. 
Er 2 
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nicht geeignet, zur Kefthaltung der richtigen Grenze du 
Anflageaften zu beftimmen; auf tie Abfaflung der An- 
Flagefchrift wirkte aber auch die Anficht ein, unter deren 
Herrfchaft diefe Schriften vor dem Code v. 1808 abge 
faßt wurden. Damald wurden fie den Anflagefchwer 
nen vorgelegt und mußten, da fie die Grundlage ber 
Berathung und Entfcheidung diefer Jury waren, begreifs 
lih ausführlicy abgefaßt werden 8), während dies nidt 
wohl auf die Anklagefchrift paßte ?), welche nach been 
digter Vorunterſuchung und nad der von ber Anklage . 
fammer bereitd zugelaffenen Anklage und nad) dem me 
tivirten Verweiſungsurtheil abgefaßt werden mußte. Der 
Caſſationshof felbft führte Durch feine Rechtfprechung 9), 
durch die Aufftelung des Grundfages, daß die Anklageakte 
unpartelifch feyn und auch alle erfichtlichen Entlaſtungsthat⸗ 
ſachen enthalten folte, felbft durch Urtheile, welche un: 
volftändige Anklageakten vernichteten, die Staatsanwälte 
leicht irre, und veranlaßte fie, lieber zu weitläufig al& zu 
kurz zu feyn. Was den VBerfaflern des Gefegbuchd von 
1808 bei dem Art. 241 vorfchwebte, ift nicht ganz far; 
e3 fcheint aber, daß die Weife, mit welcher jetzt noch im⸗ 
mer Anklagefchriften in Frankreich abgefaßt werden, nidk 
in der Abficht der Gefeßgeber lag !!). in ehrenwerther 
franzöſiſcher Schriftfteler 12) tadelte mit Nachdrud die 
fehlerhafte Sitte: qui transformait les actes d’accus® 
tion en plaidoiries, ou les moyens suppose&s de la 


8) Encyclopedie du droit par Sebire. Vol I. pag. 138 
9) Morin Repertoire I. p. 63. 
10) 5. B. Arréêt v. 5. Mai 1808. 


11) Staatsratb Faure erklärte im corps legislatif ausdrüd⸗ 
lich: Vacte ne contiendra aucun fait, aAucune parti 
sur la quelle il n’y ait des fortes presomptions r&conme® 
par les magistrats qui ont prononce l’accusation. 


12) Carnotll. c. 
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lefense etoient a l’avance discutes, ou les conjectu- 
on les plus faibles etoient hazardes, les faits le 
soins etablir affırmes, und Morin 1?) rügt mit 
Recht bie häufig in diefen Schriften gebrauchten Aus: 
rüde: il est prouve, il est etabli, und bemerft, daß 
Me Anfchuldigungen nur d’une maniere dubitative an: 
eführt werben dürften, und daß es Feine anderen Be: 
veife gebe, ald die durch die mündliche Verhandlung feft: 
eftelten. Ein guter Beobachter, der neuerlich längere 
weit in England und Sranfreih den Gang der Rechts: 
flege ftudirte 1°), nennt die Anklageafte in Frankreich 
a8 Merk des Generalprocuratord, alfo einer Partei; 
je enthält nach feiner Schilderung eine vollftändige Er: 
Ahlung der Thatſachen, Schilderung bed Charakters, 
ed früheren Lebenswandeld des Angeklagten, die Ans 
ihrung von Beweifen, die der Ankläger in der Vorun⸗ 
wfuchung findet, und aus derien er die Schuld ablei⸗ 
will. 

Die Vorfchriften der deutfchen Strafprozeßordnun⸗ 
m find im Wefentlihen Nachbildung des franzöfifchen 
ode; jedoch find manche beigefügten Anweifungen - bes 
mklich, wenn 3.3. verlangt wird, daß die Anklage: 
brift auch die für den Thatbeſtand als für die Schuld 
es Angeklagten vorliegenden Beweismittel enthalten 
M 2) In den zur Erläuterung der beutfchen Gefeg: 


13) Morin p. 63, 


214) Drelli (in Züri) in der Schrift: die Jury in Frank⸗ 
reich und England. Zürich 1852. S. 60. 


25) So heißt «8 3. B. in der öſterreich. Straf: Pr. DO. $. 250 
(ähnlich in der Zhüringifchen $. 195); allein die darnach abs 
Jefoflende Anklagefchrift ift nicht wie in Franfreih erit nach 

Verweifungserkenntniß, fondern voraus zu bearbeiten, 
wird erft nad) $. 196 dem Angefchuldigten mitgerheilt und 
der Anklagekammer vorgelegt, welche darüber verhandelt und 
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gebungen gefchriebenen Werken wird auf bie Anfichten fra 
zöfiicher Schriftfleler zu viel Rüdfiht genommen, uns 
Anweiſungen, wie die z. B. daß die Anflagefchrift eine 
gebrängte Darftelung der Ergebnifje der Worunterfuchung 
liefern, dem Angeflagten bie volle Kenntniß ber Richtung 
ber Anklage und der für diefelbe vorhandenen Weweißmit: 
tel geben fol !°), find gut gemeint, begünftigen aber leicht 
die unzweckmäßige Ausdehnung der Anklagefchriften. Au 
die neuefte von einem rheinifchen Praktiker ?7) aufgeftelte 
Anficht, daß die Anklagefchrift die Rechtfertigung der Aw 
Flage aud den in der Unterfuchung gefammelten Thatſachen 
und Beweifen ſey, ift nicht geeignet, die Klarheit über 
die richtige Stellung der Anklagefchrift zu befördern. | 
Bon allen neuen Gefebgebungen hat die ſchweizeriſche 
zuerft die wahre Bedeutung der Anklagefchrift aufgeftell. 
Dad Bundesgefeß über die Bundesſtrafrechtspflege *?) 
fehreibt vor, daß die Anklagefchrift in Kürze bezeichnen 
fol: 1) die Perfon des Angeklagten, 2) bie Handlungen 
oder Unterlofjungen, welche demielben zur Xaft gelegt 
werben, 3) die Eigenfchaft und die Abficht, in welche 
er gehandelt hat, und die übrigen Umftände, welche mit ber 
Handlung verbunden waren, foweit biefelben zu dem ger 
jeglichen Thatbeftand des Verbrechens gehören, mit Weg 
laſſung von bloßen Erſchwerungs⸗ oder Milderungdgräw 
den, 4) die Gefeßesartifel, durch welche diefer Thab 
beftand mit Strafe bedroht if. Für den Fall der Verwer 


dann erft über Anklagen entfcheidet. Mach baieriſchem Ge 
fege $. 65 ift vorgefchrieben, daß im der Anklagefchrift Me 
der Anklage unterftellten Thatſachen und vorliegenden Be 
weife kur z zufammengeftellt werden follen. 

16) ©o giebt v. Würth in feinem Comment. zum üſterrelh 
Geſetzbuche die Anweifung ©. 402. 


— a e motivirter Entwurf zu einer Griminalprozeforium —* 
[0 [ } 





18) vom 27. Aug. 1851. $. 35. 
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ung der Hauptanklage kann eine eventuelle Anklage er: 
hoben werden, welche auf gleiche Weiſe abzufaffen if. — 
Dabei find weder die Verdahtögründe ans: 
yuführen, noch irgend welche Rechtserörte— 
rungen ober Geſchichtserzählungen einzu: 
Flechten. Diefe Borfchrift ift wörtlich in der neueften 
Befetedarbeit über Einführung der Schwurgerichte für 
Zürich 8. 225 übergegangen. Man erkennt barin die 
Birkfamkeit des trefflichen Bearbeiters des Entwurfs Hrn. 
Küttiman, der durch feine vorurtheilsfreie Beobach⸗ 
tung ber englifchen Strafrechtöpflege und die Vergleihung 
mit der franzöfifchen Einrichtung die Wichtigkeit fühlte, 
bie Nachtheile zu befeitigen, welche die Bearbeitung der 
franzöfiihen und deutſchen Anflagefchriften erzeugen 
Pönnen. 

Wir wollen hier nicht von den flörenden Nachtheilen 
ſprechen, welche die voreilige Veröffentlichung der An: 
Fagefchriften haben kann. Wir haben in Deutfchland ers 
jebt, daß Anklageakten, die viele Bogen füllten, gedruckt 
lange vor der Eröffnung der Affife nicht blos in politifchen 
Unterfuchungen, fondern auch in andern wichtigen Prozefs 
fen im Publicum verbreitet waren 19), Es ift begreiflich, 
baß dadurch die Öffentlihe Meinung fchon eine beftimmte 
einfeitige Richtung erhielt, baß viele Perfonen, dem hoch: 
geftellten Staatsanwalte trauend, durch die Faſſung der 
Anklageſchrift verleitet wurden, die darin aufgeftellte Er: 
zaͤhlung für waßr, die Anfchuldigung für begründet und 
ber Angellagten um fo mehr für einen unwürdigen Men⸗ 
(Yen zu halten, je mehr häufig in diefen Schriften mit 
den heftigften Ausdrüden der Angeklagte ald Mann dar: 
geßellt wird, welchem man das Verbrechen leicht zutrauen 


19) Einige neue Geſetze haben die Veröffentlichung der Anklages 
ſchriften durch Zeitungen verboten. 
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kann. Durch tie Beröffentlihung wird Die Anklage 
fohrift häufig ein Gegenftand, um welchen fich in gefel: 
Ihaftlihen Kreifen das Gefprach dreht; die Zeugen, 
welche im Prozeſſe erfcheinen follen, werden durch folde 
Geſpräche leicht dazu gebracht, ihre wirklichen Wahrnehmun 
gen nach den Einbrüden zu mobdificiren, welche bad Leſen 
der Anklagefchrift und die Gefpräche darüber auf fie machen, 
und die Geſchwornen, weldhe nur nach dem Ergebniſſe 
der mündlichen Verhandlungen urtheilen follen, kommen 
mit einer durch Die Gefpräche mit Andern über ben Straf 
fall vorgefaßten Meinung in die Aſſiſe. — Wenn aber 
auch Feine ſolche unzeitige Veröffentlichung gefchah, fo 
kann fchon die bloße Auffaflung der Anflagefchrift, wenn 
fie nicht gewifle Hehler vermeidet, fehr bedenflich werben. 
Zu folhen Sehlern gehören vorzüglid 1) die Aufnahme 
einer Gefchichtserzählung, worin alle Einzelnheiten der 
Verübung des Verbrechend angeführt werden. Wer kann 
in Abrede ftellen, daß nach einer noch fo langen Vorunter: 
fuhung auch die Richter, welche in der Antlagelammer 
urtheilten, über die Einzelnheiten der Verübung ded Ver: 
brechend in Fällen, in welchen Fein Geſtändniß, feine 
Ausfagen von Augenzeugen über die Hauptthatſache vor 
lagen, wie z. B. im Prozeffe gegen Laffarge, gegen 
Feotade, gegen Bocarme, gegen Stauf im Pre 
zeffe wegen Ermordung der Gräfin Görlitz, nicht einig 
waren; dennoch zögern die Staatsanwälte nicht, in der 
Anklagefchrift eine oft romantifche, mit Intereffe gelefene 
Erzählung auf den Grund einzelner zerftreuter Ausfagen, 
vorzüglich aber als das Ergebniß einer oft fehr lebhaften 
Phantafie des Staatdanwaltd aufzuftellen.‘. 2) Ein anders 
Fehler ift die Anführung der verfchiedenen Beweiſe, int 
befondere der Verbachtögründe. Man bedenkt dabei nik 
daß nach dem Princip der Münplichkeit ed Feine Beweiſe 
für die Gefchwornen geben darf, als diejenigen, welche ir 
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er Alfife Durch Vernehmung der Perfonen, welche etwas 
möfagen konnten, von dem Staatdanwalt und dem Vers 
beidiger wie von den Gefchwornen befragt werden durften, 
en Gefchwornen vorlagen, wobei die Art der Audfage, 
a8 Benehmen der Ausſagenden eine Hauptrüdficht liefert, 
ie. bei ber Prüfung der Glaubwürdigkeit der Zeugen in 
Betradhtung kommt. Wenn aber die in den geheimen nicht 
ontrolirten einfeitigen , haufig auf Suggeflionen und 
urch Zudringlichkeiten bed Inquirenten ergangenen Zeu: 
wnausfagen fchon als Beweiſe aufgeftelt und daraus 
Schlüffe um Verdachtsgründe abzuleiten angenommen 
verden, fo entfteht daraus ein täufchende® Gemebe 
mf trügliche Grundlagen gebaut, von dem Anfehen des 
Staatsanwalt geflüßt, der fo gern fi) ald den unpar: 
elifchen Vertreter des Geſetzes darftellen will: eine folche 
(nführung iſt geeignet, die Geſchwornen irrezuleiten. 
) Nicht weniger fehlerhaft iſt die haufig vorkommende 
Iharakterfchilderung des Angeklagten, wobei fich ber 
Staatöanwalt auf Ausfagen von Zeugen ftüßt, welche 
m fo trüglicher find, jemehr ihre Audfagen über den 
iharakter nur auf Glauben beruhen, befonders in politi- 
ben Fällen leicht dem Zeugen felbft unbewußt von Partei- 
eibenfchaft beflinunt werden. Hier übt die Phantafie des 
Staatdanwaltd, der von dem Amtseifer nicht felten hinge⸗ 
iffen wird , wieder leicht eine gefährliche Macht aus, führt 
de Öffentliche Meinung irre, und Fann den Angeflagten 
chwer verleßen, der hier öffentlich verdächtigt, ald unwür⸗ 
iger Mann öffentlich gebrandmarft wird, ohne gegen 
ene ungerechte immer weiter fich verbreitende, durch amt: 
Ihe Verfiherungen glaubwürdig gemachte Schilderung 
Schugmittel zu haben. Wir fönnen verfichern, daß ehren: 
vertbe englifche und fchottifche Suriften mit Unwillen von 
er Sitte fprechen, mit welcher in franzöfifchen Anflage: 
eten oft der Charakter des Angeklagten angegriffen wird. 
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4) Am ſchlimmſten wirft der Fehler in Anklagefchrifte, 
die fchriftlich in der Worunterfuhung aufgezeichneten Aut 
fagen der Zeugen wörtlich aufzunehmen. Da wir es oben 
als Fehler erflärten, wenn Beweiſe und Verdachtsgründe 
in ben Anklageakten angegeben werben, fo fällt ohnehin 
folgerichtig die Nothwendigkeit, Zeugenaußfagen anyıfüß 
ren, weg; allein auch abgefehen davon hat diefe Anfüh 
rung in den Anklageſchriften Nachtheil, weil fie die Un 
befangenheit der Zeugen bei ihrer Ausfage in der mund⸗ 
lichen Verhandlung eben fo wie die der Gefchwornen ges 
fährben können, um fo mehr alö in der Regel diefe An 
führung nur auszugsweife gefchieht, indem der Staats⸗ 
anmwalt die Ausfagen, fo wie ed ihm taugt, um dadurch 
eine gewiffe Zhatfache zu beweifen, aud dem Zufammen: 
bang reißt und daher leicht einen einfeitigen Eindrud auf 
das Publitum, auf Zeugen und auf die Gefchwornen ber: 
vorbringen Tann und ein Verhältniß herbeiführt, welches 
felbit im Widerfpruche mit der Vorſchrift ſteht, daß die 
Zeugen aus dem Sikungszimmer entfernt werten follen, | 
bis die Reihe fie trifft, Damit fie nicht erfahren was andere 
Zeugen ausfagten, während da, wo foldhe die Zeugen: 
ausfagen enthaltende Anklagefchriften abgelefen werden, 
die bei der Vorlefung gewöhnlich gegenwärtigen Zeugen 
die Auszüge aus den Vernehmungen erfahren. 


Mir wollen nun das Ergebniß forgfältiger Beobach 
tungen fchwurgerichtlicher Verhandlungen in verfchiebenen 
Ländern mittheilen, um bie Nachtheile zu zeigen, welche 
aus den oben bemerkten Zehlern der Anklagefchriften ſich 
ergeben. 


I. Dahin gehört die daburch bewirkte unndthige Aus 
dehnung der mündlichen Hauptverhandlung. Der Staalb 
anwalt, der eine beflimmte Art der Verübung bes Br 
brechens in feinen Einzelnheiten aufgeftellt hat, fuck be 
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rreiflich ſeine Behauptungen auch zu rechtfertigen, er ladet 
daher eine große Zahl von Zeugen, die durchaus nicht 
nöthig geweſen wären, durch welche aber ber Staats: 
anwalt die behaupteten Einzelnheiten beweifen zu Fönnen 
bofft, in bie Sigung; die Vernehmung felbft wird auöge- 
behnter; die Fragen an den Zeugen werben auf die Ein- 
zeinheiten der Anklageſchrift gerichtet, der Vertheidiger 
richtet von feiner Seite die Angriffe gegen die Behauptun- 
gen, welche der Staatdanwalt, weil er fie einmal aufge: 
ftellt hat, nicht fallen laſſen wit, — Werben in ber 
Anklagefchrift viele Ausfagen ber Zeugen angeführt, um den 
ſchlechten Charakter des Angeklagten zu zeigen, die Be: 
hauptung zu rechtfertigen, daß ihm dad Verbrechen zu: 
getraut werden könne, fo nöthigt dies wieber zur Vor: 
ladung vieler Zeugen und zur Ausdehnung der Verhand⸗ 
lungen. Bir berufen uns auf den Prozeß gegen die Ehe: 
gatten Bocarmé, und fragen, ob ein folched widerliches 
Detail aller Eiebeögefchichten ded Grafen, die Vorladung 
fo vieler Zeugen, die man durch die Befragung in eine 
fehr unangenehme Lage ſetzte, nothwendig gewelen wäre. 
Wir bitten Jeden, der englifchen Gerichtöverhandlun: 
gen unparteiiſch folgte, zu fragen, ob nicht die Einfad): 
heit diefer Verhandlungen, bei welcher nur wichtige Zeugen 
vorgeladen werben, und ber Ankläger nie auf die Weife, 
wie in Frankreich gefchieht, die ganze Lebenögefchichte des 
Angeklagten zum Gegenftande der Beweisführung macht, 
einen würbigern Eindrud gemacht und die Ueberzeugung 
bervorgebracht hat, daß die Gefchwornen in England weit 
ſchneller und ficherer urtheilen als in Frankreich. 


I. Die oben bemerften Fehler der Angeflagten wirken 
aber auch nachtheilig auf die Erforſchung der Wahrheit 
durch die Zeugenvernehmung. — Dadurch, daß ſo viele 
Einzelnheiten der Verübung des Verbrechens aus der Vor— 
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unterſuchung angeführt, oder ſelbſt Ausſagen der Zeugen 
mitgerheilt werden, tritt der Zeuge nicht unbefangen in 
die Affiie, theild indem die Anklagefchrift angiebt, was 
der Zeuge audgefagt hat, theild wenn er Die Ausfagen der 
übrigen Zeugen fennen lernt. Man weiß, wote wenig 
die im geheimen Verfahren haufig durch ſtarke Suggeſtio 
nen und Zudringlichkeiten aufgenommenen Zeugenaudfagen 
Bertrauen verdienen und die abweichenden Ausfagen de 
Zeugen an der öffentlichen Sigung größtentheild (wir 
geben gern auch die Mitwirkung andrer Motive zu) daraus 
fich erklären, daß der Zeuge jeßt unter andern Verhältniffen 
vorzüglich durch die Fragen ded Vertheidigers veranlaft, 
weit gewiflenhafter und forgfältiger fi erflärt. € 
liegt aber in der menfchlihen Natur, daß Perſonen, 
die nicht charakterfeft und zugleich verftändig genug find, 
um bie fchweren Folgen leichtfinniger Ausfagen ein: 
zufehben, und aber auch Pflichtgefühl und Muth genug 
haben, ungeachtet der oft heftigen Zubringlichkeiten des 
Staatdanwalts die reine Wahrheit zu fagen, da leicht 
wankend werden, wenn fie wiffen, was andere Derfonen 
über die nämliche Thatfache ausfagen, fo daß ber Zeuge 
oft unmwillfürlich feine Audfage nach der anderer Zeugen 
modificirt, oder da, wo ihm voraus Öffentlich durch die Aw 
Hagefchtift vorgehalten wird, was er in der VBorunter 
fuhung ausfagte, den Muth nicht Hat, in der Sitzung 
eine andere Audfage zu machen. 


II. Noch fchlimmer wird es, wenn in der Anklage 
ſchrift wörtlich Ausfagen von Zeugen aufgenommen wer 
ben, welche dann in die Sikung nicht geladen werben. 
Geſchieht dies, wie in dem oben angeführten belgiſchen 
Zalle, fo wird dem Angeklagten die gefegliche Befugnij 
entzogen, Cinwendungen gegen die Perfon bes Beuget 
wenn biefer in der Sitzung erfchienen wäre, geltend # 


ı 
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maden. Der Angeklagte entbehrt dann dad gefeßliche 
Mittel Kragen an die Zeugen zu fielen; wodurd häufig 
allein die Wahrheit erforfcht werden Fann. Dem Staatö: 
anwalte wirb dadurch eine ungeheure Macht gegeben, er 
Dürfte Dann, wenn er nicht wünfchte, daß ber Zeuge in 
der Sigung nicht vom Vertheidiger befragt werde, ober 
wenn er fürchtet, Daß der ängftliche Zeuge in der Sikung 
anberd ausſagen würde ald in der Vorunterfuhung, nur 
die Audfagen der Zeugen in der Anflagefchrift anführen, 
aber die Zeugen nicht vorladen. Beſonders bedenklich wird 
bie Sitte, Zeugenaudfagen In der Anklagefchrift anzufüh- 
ren, wenn von Zeugen die Rede ift, welche das Recht ha: 
ben, auf die Ablegung des Zeugniffes in der öffentlichen 
Sitzung zu verzichten 19°), Die Ausfage fleht dann doch 
in der Schrift, die man ja als die Grundlage der Verhand⸗ 
Iung betrachtet. Ihren Eindrud auf die Geſchwornen wird 
fie nicht verfehlen, und fchwerlich fann man dem belgifchen 
Gaflationshofe zuflimmen, werin er Deswegen der Einfchal- 
tung der Zeugen ausfagen für ungefährlich halt, weil ja 
doch diefe Anführung nicht die Formen an ſich trägt, Die zu 
einem beweifenden Protofolle gehören; denn es fommt nicht 
darauf an, ob folhe Anführungen rechtlich vollftändig be: 
weifen,, fonbern darauf, ob fie auf die Gefchwornen wirs 
ten können; und bie fann Niemand läugnen, welcher ers 
mwägt, daß nach franzöfifchen und beutfchen Gefetzen die 
Geſchwornen angemwielen find, nach ihrer Ueberzeugung zu 
entfcheiden, auf diefe aber die in der Anklagefchrift ent: 
Baltenen, auf amtliche Protofolle gebauten Zeugenaus⸗ 
fogen einen Eindrud zu machen geeignet find. 





19°) Fall diefer Art, wo die in der Vorunterfuchung gegen 

ihren Chemann ausfagende Ehefrau fi weigerte in der 

Sitzung zu erfcheinen, im baier. Gigungsberichte II. ©. 219. 
Sf 


Archiv ». Er. R. 1852. 111. St. 
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IV. Die von und gerügte Ausdehnung der Anklage 
fchriften kann aber überhaupt nachtheilig auf Die Gefchwor: 
nen wirfen. Der Geift der Gefchwornen wird burdy die 
in der Anklagefchrift enthaltene Erzählung Der Einzelheiten, 
durch die Eunftreihe Zufammenftelung der Beweife und Ber: 
dachtögründe, durch die angeführten Zeugenausfagen leicht 
fo fehr gefeflelt und mit vorgefaßter Meinung erfüllt, daß 
ihnen die nöthige Unbefangenheit fehlt, um die vor ihnen 
audfagenden Zeugen felbft zu würdigen und daraus bie 
Echlüffe abzuleiten. Ihnen felbft unbemwußt wirken bie 
Darſtellungen der Anklageſchrift auf ihr Gemüth, wäh: 
rend die englifhen Gefchwornen ohne vorgefaßte Meinung 
die Beweife anhören und prüfen. Die Gefege gebieten, 
daß den Sefchwornen in das Berathungdzimmer Feine Ur: 
tunden mitgegeben werben follen, in welchen die In der 
VBorunterfuhung aufgenommenen Audfagen ber Zeugen. 
enthalten find =®), weil fonft das Princip der Mündlich⸗ 
feit verlegt würde; wenn aber in ber Anklageſchrift bie 
Ausfagen der Zeugen wörtlich angeführt find, fo wird das 
gefeglihe Verbot auf eine bedenkliche Weiſe umgangen; 
die Gefhwornen, die nur an das Ergebniß der Ausſagen 
der in der Sitzung vernommenen allfeitig befragten und 
gehörig controlirten Zeugen fich halten follen , werden ver- 
leitet, auch unwillfürlich durch die in der Anklageſchrift 
aufgezeichneten Zeugniffe fich beftimmen zu laſſen. 

V. Am meiften kann die fehlerhafte Abfaffung der Aw 
Plagefchriften bei der Srageftellung nachtheilig wer 
den. Nach dem franzöfifchen Code art. 337 fol die Frage 


20) Wie fehr die deutfchen Gefhmwornen geneigt find, I 
ihnen in das DBerathungszimmer mitgegebenen Aktenſtüde 
Werth zu legen und fich durch fie beftimmen zu laffen, zeigt die 
Bemerfung in der neuen verdienftlichen Schrift des Hrt 
v. Magnan (der felbft längere Zeit Schwurgerichtspräf 
dent war): Blätter aus der Mappe eines Griminalife 
Marburg 1852. ©. 140. S. auch dort die Bemerkung N 
Verf. ©. 30. 
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resultant de l’acte d’accusation geflelt werden , und 
nach der franzöfifchen jurisprudence ?!) follen die ragen 
die accusation purger, alfo fih an die Anklagefchrift 
halten. Nach dem baierifchen Gefete vom Nov. 1848 
8. 173 fol die Hauptfrage, alle wefentlichen thatfächlichen 
Beziehungen aufnehmen, wie fie in der Anklagefchrift ent: 
balten find._ Die Anklagefchrift fol mit dem Verweifungs: 
urthell genau übereinflimmen;. allein man fühlte wohl in 
den deutfchen Staaten *?), daß man ed nicht zu firenge 
damit nehmen dürfe, daher die Nichtübereinflimmung 
fein Grund. der Nichtigkeit feyn follte 3). Während die 
meiften Gefege deutfcher Staaten fordern, daß die Haupt: 
frage auf die Anklagefchrift gegründet werde, fchreiben 
andere, z. B. das öfterreichifche ?*), vor, daß die Frage die 
Merkmale enthalten folle, welche in dem Verweiſungs—⸗ 
erfenntniffe enthalten find. Ueberall fehwebt nun die ° 
Idee vor, daß die Anklagefchrift den Präfidenten bei der 
Frageſtellung leiten fol. Sobald nun die Anflagefchrift 
Einzelnheiten über die Art der Verübung ded Verbrechens 
aufnimmt, tritt oft der Nachtheil ein, daß in Die Frage auch 
folche Einzelnheiten aufgenommen werben, deren Beifü: 
gung die Gefchwornen leicht irre führen fann. Nament: 
lich ift dies bei der Anklage wegen Tödtung oft der Fall. 
Die Gefchwornen werden befragt, ob der Angeklagte ba: 
Durch, daß er die That fo verübte, (nun werden aus der An- 
Hagefchrift oder dem Verweifungsurtheile die Einzelnheiten 


21) Morin Repertoire II. p. 603. 

22) 3.8. in Oeſterreich. v. Würth Comment. ©. 498. 

23) Deſterr. Strafprozeß : DOrdn. $. 324. 

24) Hannov. prov. Geſetz $. 108 fordert ebenfalls, daß die 
Ar nach dem Vermeifungserfenntniß geſtellt werden. Hier 
at aber ein neuer Auffab im Magazin für hannov. Recht 
Bd. 1. Heft 2. ©. 3414 eine bedenkliche Theorie aufgeſtellt, 
De wir in cinem andern Auffage prüfen wollen. 
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angegeben), des Mordes ſchuldig ſey. Die Geſchwormn 
halten nun den Angeklagten für ſchuldig, aber nicht auf 
‘die in der Frage bezeichnete Art; entweder kommen fie 
nun zu einem Nichtfehuldig, weil fie nicht überzeugt find, 
daß der A der That, fo wie bie Frage es bezeichnete, ſchul⸗ 
big war; ober ed kommt eine Vereinbarung zu Stande mit 
einer täufchenden Mehrheit, da einige Gefchworne eine 
geroiffe Art der Verübung, andere eine völlig Davon ver- 
fchiedene al8 erwiefen annehmen und doch ihre Stimmen 
zufammengezählt werben. 0 


Wie wenig überhaupt bad Verfahren, nach welchem 
die Gerichte häufig, ungeachtet die Anflage auf ein ande 
red Verbrechen gerichtet war, wegen der in der mündlichen 
Berhandlung heraudgeftelten Umſtaͤnde eine ganz andere 
Anklage unterfchieben und darauf Fragen ftelfen, auf 
einem richtigen Princip beruht, dem Anflageprincipe wiber: 
fpriht und oft der Gerechtigkeit der Wahrſprüche ſchadet, 
fol in einem folgenden Aufſatze nachgewiefen werben. 
Hier fey es nur geftattet, noch einen wichtigen mit bem 
Zwecke diefed Auflages in Verbindung ſtehenden Pankt 
zur Sprache zu bringen. — Sin einem baierifchen Schwur: 
gerichte wurde ein Mann, der eine Zödtung veräbte, 
wegen Todtſchlags von der Anflagefammer ange 
klagt und vor dad Schmurgericht verwiefen. Der Präfis 
dent ftellte nach gefchloffenen Verhandlungen in Ueberein 
flimmung mit der Anflageakte die auf dad Verbrechen bed 
Todtfchlags lautende Frage; der Staatsanwalt aber br 
antragte wegen der Ergebnifje der öffentlichen Verhand⸗ 
lung die Stellung einer Frage auf dad Verbrechen bed 
Mordes. Ungeachtet des Widerſpruchs des Vertheidigers 


—m — — — 


25) Wir haben in dem Gerichtsſaal .IR52, Märzheft S. 3, 
Bälle angegeben, wo (in Defterreih) die Aufnahme von ER 
zelnheiten in die Frage große Schwierigkeiten erzeugte. 


_—— nn 0 — iin 
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beſchloß Dad Gericht die Stellung von zwei Fragen wegen 
Mordes und nur eventuell wegen Todtſchlags; die Ge: 
fhwornen bejahten die Frage: ob A mit Ueberlegung bie 
Ködtung ausgeführt habe? worauf das Todesurtheil er: 
ging. Auf eingelegte Caſſation wegen der Srageftellung 
verwarf der Gaflationshof die Nichtigkeit ), In den 
Gründen ward zwar bemerkt, daß der WVerweifungsbe: 
fhluß das beflimmte Verbrechen angeben muß, worauf 
fi) die Anklage beziehen muß, damit der Angeflagte 
darnach feine Wertheidigung darauf vorbereiten Tann; 
allein ed wird hervorgehoben, daB das Verweiſungser⸗ 
kenntniß auf dad Ergebniß der Vorunterfuchung gebaut 
fey, für das fpatere Enderfenntniß aber nur das in ber 
Sffentlihen Sigung Vorgefommene die Grundlage bilde, 
alfo das Verweifungserfenntniß nicht als das allein Maaß⸗ 
gebende für die Srageftellung gelten könne; daß der Grund: 
fa& des Art. 173, nad) welchem auf die Ergebniffe der öffent: 
lichen Verhandlung Rüdficht genommen werden fol, ein 
allgemeiner fey, alfo auch auf die [hwereren Vebrechen 
paſſe; daß in dem Falle das Verbrechen dad der vorfäß: 
lihen Zödtung war, Mord und Zodtfchlag nur zwei Ar: 
ten ber nämlichen Gattung wären, und daß die Fafjung 
Ded Art. 173 mit den Worten: foweit thunlich, darauf 
dente , baß die WBorfchrift Feine unumflöglihe Norm 
gebe. — Wir halten diefe Anficht für eine fehr bedenk⸗ 
liche, die ein englifcher, fchottifcher Surift für den höchſten 
BWiderſpruch mit dem Anklageprincip erflären , und auch 
in Frankreich nicht gebilligt wird 27). Das Geringfte, was 
der Angeklagte fordern kann, tft, daß man ihn eines be: 
ſtimmten Verbrechens befchuldige, und daß man bei ber 


26) Gisungsberichte der baier. Schwurgerichte IV. ©. 17. 
27) Morin Repertoire Il. p. 604. 
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fünftigen Verhandlung, in fofern fonft das Intereſſe der 
Vertheidigung gefährdet würde, ebenfo wie bei ber Urtheilt 
fällung an die Anklage ald die Grundlage fich halte; denn 
nad) der geftellten Anklage richtet der Angeklagte und fein 
Bertheidiger die WBertheidigung ein; er unterläßt .e, 
wenn die Anklage auf Todtſchlag lautet, Zeugen vor 
zuladen, durch welche er die Abwefenheit des. Werbe: 
dachtö und der Ueberlegung nachweifen Fönnte, er berübt 
(felbft aus Klugheit) in feiner Vertheidigungsrede gar 

nicht den Punkt, baß der Angeklagte des Mordes nit 

ſchuldig fey, weil darauf Feine Anklage gerichtet war. — 

Wenn nun am Schluffe dennoch die Frage auf Mord nad 
dem Antrage des Staatdanwalts, der vielleicht früher gar 
nicht oder nur nebenher vom Morde fprach, geftellt mer: 
den diirfte, fo könnte es Leicht gefchehen, daß ber Ange: 
Elagte wegen eines Verbrechens gerichtet würde, worauf 
feine Anklage ging und wegen weldes er gar nicht ver; 
theidigt wurde. Die Gefchwornen Eönnten leicht über 
rafcht werden und zu einem Wahrfpruche Fommen auf 
ben Grund einer Verhandlung, von welcher ein englifcher 
Zurift fagen würde, daß fie Eein fair trial war. Die 
Wendung, dag Mord und Zodtfchlag nun zwei Arten der 
Tödtung feyen, kann der fchlimmen Theorie nicht zu Stab 
ten fommen; benn die Vorftelungen von Gattungsvers 
brechen und Arten find doctrinelle Ausdrüde; für den Ge 
feßgeber und Richter giebt e8 nur einzelne Verbrechen, bie 
unter befondern Strafgefeßen fichen. Mord und Todt⸗ 
flag find ſcharf von einander und gefeßlich bedeutend 
genug gefchieden, da nur bei dem Morde die Todesſttafe 
eintritt. Diebftahl und Raub find auch Arten der Enb 
wendung, und doc wird man bei Dem des Diebftahls Ange 
klagten nicht hinterher eine Srage wegen Raubes ſtellen 
laſſen. Die Tödtung aus Fahrläffigkeit ift auch eine At 
der Tödtung überhaupt, Niemand aber wird, wenn die 
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Anklage auf fahrläffige Tödtung lautete, am Schluffe der 
Verhandlung die Frage wegen vorfäßlicher Tödtung ge: 
ftatten ®). 





28) Die Öfterr. Strafprozeß⸗Ordn. $. 330 beflimmt, daß, wenn 
aus der Verhandlung erhellt, daß die dem Angeklagten zur 
Laft fallende Handlung ein Verbrechen anderer Gattung bes 
gründet, welches mit gleicher oder ſchwererer Strafe belegt 
if, als das in der Anklage bezeichnete, fo ift hierüber eine 
Snfagfrage nur zu fielen, wenn der Staatsanwalt und der 
Angeklagte einveritanden find, daß über dies andere Verbre⸗ 
chen fofort das Urtheil Statt finde. v. Würth in feinem 
Comment. S. 570 erklärt, daß diefe Stelle fih auch Pi den 
Fall bezieht, wo aus der über Zodtfchlag geführten Werhands 
Iung fidh ergiebt, daß Mord vorhanden fey. 


Gebauer⸗Schwetichke'ſche Buchdruderei in Halle, 


Drudfebler 
in dem Auffage Mr. XXII bed Jahrgangs 1851. 


©. 499 3.12 v. oben foll es heißen: wohl ftatt nit 


— 4909 — 8 v. unten s ⸗ 
— 500 — 3 u.109.0. s s 
— 502 Rote 7 Z. 4 v. o.⸗ = 
— 504 3. 13 v. o. 3 
— 505 Rote 13 Pr 


— 506 3.14 v. o. 2 2 


— 507 — 3v. 0. : 3: 
— 507 — 17 v. 2. s = 


“ 


anlangt fl. verlangt 
jeweils fl. jemals 
fhwörer ft. ſchwoͤr en 
milder ft. mildere, 


parlarla ft. parlata und 
diffcile ft. deffcile 


Betrahtungen fi. Ber 
thungen 

Regel fl. Siegel 

ja fl. fie 


— 507 — 19 v. o. muß das Wort darſtellen wegbleiben. 
— 508 — 13 v. o. fol es heißen befonders f. befonde 


— 5132 — 89.0. — 
— 512 — 123 v. u. s:. 5 
— 515 — 5.0. ⸗5 
— 515 — 6 v. o. = = 
— 515 — 10 v. u. >= 3 
— 518 Not. 22 — 40.0. = 
— 519 Not. 23 — 2v.u. = = 
— 520 3.72. 0. =. 
— 525 — 140. ©. ss 2 
— 5352 — 6 v. o. ⸗22 


11) 


a [77 u n u % vu-W “ 


dies ft. das 

jene ft. feine 
Subjectiven ft. fubjectiven 
mußte ft. müfle 

ein fl. nur 

auch fl. noch 

Art. 137 ft. S. 13. 
welcher ft. welche 8 

der ft. als 

firaflos ft. ſtraf bar 


— 532 — 7v.u. bleiben Vie Worte: „bezüglich des fpeckel 
len Berbrehens, falls er” weg. 


— 533 — 6 v. o. bleibt „al6” weg. 
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XIX. 
Das Vergeben 


der Aneignung verlorner Saden 
mit Rüdficht 


auf neue Gefehgebungen und Nechtiprechung. 


Bon 
Mittermaier. 


gi. Vergleichung der neuen Sefeßgebungen und ber Recht: 
fprechung in verfchiedenen Ländern in Bezug auf Zälle 
der Aneignung gefundener Sachen zeigt einen auffallenden 
Mangel gleichförmiger, eine gerechte Beftrafung ſichernder 
Grundſätze in Bezug auf die Beurtheilung des Vergehens. 
Es zeigt fich nicht felten ein Widerfpruch der Anfichten der 
Geſetzgeber und Richter, fo daß die Strafgefege und Straf: 
urtheile häufig nicht mit den Berhältniffen des Lebens und 
dem Volksrechtsbewußtſeyn im Einklang flehen. 
Vorzüglich tritt auch hier der fo oft in den neuen 
Geſetzgebungen bemerfbare Fehler hervor, daß der Geſetz⸗ 
geber die verfchiedenartigften Falle gewaltfam unter einen 
Geſichtspunkt bringt, oder die Tragweite ber Faflung 
feiner Geſetze felbft nicht gehörig erwägt, weil er fich nicht 
de Mannigfaltigkeit der möglicherweife vorkommenden 
Säle Elar macht, oder in einem verderblichen Haſchen 


a0 einer gewiflen fuftematifchen Anordnung der Straf: 
Archiv d. Gr. R. 1852. IV. ©t. Sg 
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gefeße im Geſetzbuche die Aneignung gefundener Saden 
unter den Begriff eined andern Verbrechens zu bringen 
fucht, flatt zu erfennen, daß hier ein eigenthümliches 
Vergehen vorliegt. Nicht weniger wird hier der Fehler 
neuer Gefeßgeber bemerkbar, die Rechtsanwendung von 
gewiffen Merkmalen abhängig zu machen, die weder ge: 
rechte noch Vertrauen erwedende Entfcheidungen ſichern. 
Sn neuerer Zeit bat fih Walther!) das Verdienſt er 
worben, in feiner tüchtigen Schrift durch eine gute hiſtori⸗ 
ſche Erörterung, eine feine Zergliederung der einfchläge 
gen Gefeheöftellen und eine fcharffinnige Prüfung der ver: 
fhiedenen Anfichten der Schriftfteler und der Geſetzbücher 
zur Aufhellung der Eehre von dem fogenannten Funddieb⸗ 
ftahle Vieles beigetragen zu haben. Betrachtet man dad 
Ergebniß der Rechtfprechung in den Ländern bed gemei: 
nen Rechts, fo kann ald anerfannt angenommen wer 
ben ?), daß die Aneignung gefundener Sachen weder als 
Diebftahl noch ald Unterfchlagung (im Sinne ded art. 170 
C. C.C.) beftraft werden kann, daß aber die Handlung 
ſtrafwürdig fey, jedoch auf jeden Fall geringer ald da - 
Diebftahl. Man half fih nun auf verfchiedene Weile, 
3. B. auf ähnliche Art, wie in Stalien, wo die Recht⸗ 
forechung ein fogenanntes furtum improprium annahm?). 
Eine unflar vorfchwebende Vorftelung, daß es Halle gebe, 
‘ in welchen Semand fich rechtswidrig zum Schaden eine 
Andern fremde Sachen anmaßt, ohne daß die Handlung 
unter das furtum, wie es in ber Rechtfprechung aner 
kannt war, geftelt werden fann, die Nachwirkung ger 
manifcher Rechtöanfichten, die in Italien durch den Sieg 


1) Meber den Zunddichftahl. München 1848. 


3) Literarifhe Nachweiſungen in meiner Note IV za 6 MM 
von Feuerbach's Lehrbuch. 


3) Am beften entwidelt in Giuliani Istitutioni di din 
criminale, Macerata 1841. Vol. II, p. 435. 
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bed römischen Rechts verdrängt wurden, indbefondere baß 
ber Diebftahl eine Verlegung fremder Gewere fey, daher 
fordert, daß die Entziehung der Sache aus fremder Inne: 
yabung gefordert werde, veranlaßte die Praktiker auf 
Ihnliche Art, wie man in Deutfchland im Gegenfage von 
Diebftahl die Unterfchlagung annahm, und in Frankreich 
yon abus de confiance fprady, ein furtum improprium 
wmfzuftellen, und dahin aud die Aneignung gefundener 
Zachen zu zäblen?). Diefer Anficht liegt die italienifche 
Rechtfprechung in allen Ländern zum Grunde, in welchen 
eine befonderen Strafgefeße gelten °)., In anderen Län» 
em, 3.3. in Deutichland, kam bie Rechtsübung dazu, 
ie Aneignung bed Fundes der Unterfchlagung im weis 
ern Sinne gleichzuftellen und eine mäßige Strafe auszu⸗ 
prechen 8). Andere Gerichte ftraften nach ber belieb: 
en Art außerordentlicher Beftrafung die Handlung mit 
säßiger Strafe 7). 

Betrachtet man bie neuefte Sefeßgebung, über die 
u Frage ſtehende Handlung, fo ſucht man vergebens eine 
Beichförmigkeit der leitenden Grundfäge. A) Eine Klaſſe 
Üben diejenigen, welche feine Strafvorfchrift über Ans 
Iguung des Fundes enthalten. Dahin gehört vorerft bad 


4) Giuliani p. 443 macht die Unterfcheidung, ob der Finder 
Kenntniß vom Eigenthümer der Sache hatte oder doch leicht 
haben Eonnte, oder ob dies nicht der Fall war. Nur in dem 
Zalle der erften Art follte die Aneignung furto improprio, 
im legten Zalle Polizeiübertretung Cwegen unterlaflener Ans 
zelge) fenn. 

8) Buonafanti Manuale teor. prat. di diritto patrio. 
Pisa 1848. I. p. 34. In Toskana erging ein Geſetz vom 
3. Suni 1819, welches die Strafe des furto improprio für 
Aneignung des Fundes ausfpridht. 

6) 3.8. in Sachſen: Triller de variis furtor. gener. $. 9. 
16 Zittmann Handbud Theil I. ©. 5%. Man machte 

wieder verfchiedene Unterfcheidungen. 

N Pfeiffer prakt. Ausführungen I. ©. er 
- 92 
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franzöfifche Strafgeſetzbuch. Es zeigt fich hier der auf 
die Rechtöanwendung fo häufig nachtheilig wirkende Fehler, 
mit einer. unbeflimmten nichtöfagenden Bezeichnung de 
Verbrechens fich zu begnügen. Died ift der Fall bei der 

Bezeichnung bed Diebftahld, nach welcher derjenige bet 

vol f&huldig erklärt wird, welcher (nach art. 379 Code) 

une chose, qui ne lui appartient pas, frauduleuse- 

ment soustrait. Die Unbeflimmtheit diefer Bezeichnung 
hindert die Ausbildung eines flaren Nechtsbemußtfenn 
fiber dad was nad) franzöſiſchem Rechte Diebſtahl ift, und 
erzeugt einen Mangel der Gleichförmigkeit der Rechtfpre 
hung. Diejenigen, welche dieſe Gleichförmigkeit von 
dem Saffationshofe erwarten, befinden fi) in großem Ser: 
tbum und verfennen die Eigenthümlichfeit dieſer Rechts 
ſprechung. Niemand Fann läugnen, daß die Rechts: 
fprüche des Gaffationshofs allerdings zur Verfländigung, 
wie gewifle Rechtöfragen zu entfcheiden find, vielfach bei 
getragen haben und die Rechtsſprüche eine Mafle geiſt 
reicher Anfichten enthalten; allein eben fo gewiß ift, def 
die Neigung der franzöfifchen Gerichte auch hier Einfluß 
übte, mande Handlungen, welche im Geſetze nicht mit 
Strafe bedroht find, die man aber doch nicht als ſtraflos 
erklären möchte, oft gewaltfam unter ein Strafgefeb zu 
bringen, das eigentlich nach dem Volksrechts bewußtſeyn 
nicht auf die Handlung paßt, und daß der Caffationshef 
in feinen Entfcheidungsgründen oft zwar fehr fcharffinnige 
und im erften Augenblide blendende Unterfcheidungen an 
wendet, welche bei näherer Prüfung auf Feiner wahren 
rechtlichen Grundlage beruhen. Die Lehre von der An: 
eignung gefundener Sachen liefert ein Beifpiel ®), Man 


— — 













8) In der franzdf. Rechtſprechung vor dem Code gab es mil 
Zuriften, melde die Aneignung des Fundes als 
erklärten; allein ſchon Jousse trait& de la justice erBi- 
nelle AV, p. 193 bemerkt, daß man die Unterfcheidungen MR 
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sollte die Handlung nicht ſtraflos erflären, da feine ans 
eren Gefege beftanden, und fo bot die unbeflimmt gefaßte 
Zorfchrift über vol einen Ausweg, die Handlung dahin 
u vechnen; weil aber der richtige praftifche Sinn wohl 
üblte, baß in vielen Fällen ed unpaſſend feyn würde, 
venn man Denjenigen, welcher eine gefundene Sache be: 
ält, als Dieb beftrafen wollte, fo mußten Unterfchei- 
ungen erfonnen werden. Man fam vorzüglich zur Unter: 
heidung, ob derjenige, welcher eine gefundene Sache fo: 
(eich bei der Aufnahme mit der Abficht ſich die Sache 
nzueignen nimmt, oder ob erft fpäter ber Entfchluß bie 
Sache zu behalten hinzufommt. Im erften Falle follte 
te Handlung Diebftahl feyn ?), im zweiten nicht 19); 
doch nahm man auc im leuten Kalle volan 21), wenn 
us dem Ipätern Benehmen, z.B. dem lügenhaften Abläug: 
en bed Beſitzes, der Schluß gezogen werden kann, daß 
ee Thaͤter ſchon urfprünglich die Abficht hatte fich die 
Sache anzueignen 1%). Die neuefte Entfcheidung über 
nen Fall der Aneignung gefundener Sachen ift die vom 
2. Mai 1846 18), nach welcher der Caflationshof Dieb: 
ahl bei demjenigen annahm, welder eine Brieftafche 
it Bankbillets, die in einem Gewölbe von einem Käufer 
egen gelaflen wurde, fand, fich aneignete und lügen- 


Farinacius Qu. 168. nr. 67 angenommen habe, ob die 
Sache auf einer Strafe oder öffentlichem Plage gefunden war 
und der Wegnehmende den Eigenthümer nicht Eannte, oder 
ob Jemand eine Sache, die er im Haufe eines Andern fins 
det, tdegnimmt. 


9) Arret vom 4. Avril 1823 u. 9. Aoüt 1833. 
18) Arréêt vom 2. Aoüt 1816, 5. Juin 1817. 
11) Arret vom 17. Avril 1839. 


18) Helie Theorie du Code penal VI. p. 554. Morin 
pertoire ll. p. 843. / 


13) Journal du droit criminel 1847. p. 122. 
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hafte Erklärungen ſich erlaubte. — Schon Helie‘*) hatte 
ausführlich die Grundlofigkeit der vom Caſſationshofe auf: 
geftellten Unterfcheidung nachgewielen, deren Unwerth wir 
unten zeigen werden. Es ift merfwürdig, daß au) die 
Mehrzahl der auögezeichnetften franzöfifchen Schriftflel: 
fer ?5) anerkennt, daß die Aneignung des Fundes nicht 
als Diebftahl behandelt werden darf, und die Rechts⸗ 
fprüche des Gaflationshofed darüber auf Feiner rechtlichen 
Srundlage beruhen. Es erklärt fich daraus leicht, daß in 
Ländern, in welchen das franzöfifhe Strafgeſetzbuch im 
Mefentlichen zum Grunde gelegt, aber verbeflert wurde, 
z. B. in Sardinien, die Aneignung des Fundes ald eine 
Art von Betrug (truffa) mit einer befondern Strafe bes 
droht 79), oder doch, wenn auch dem Diebftahle glei: 
geflellt, nur unter befondern Bedingungen Strafe droht”), 
oder als Unterfchlagung befonder& hervorgerufen, aber mit 
einer geringeren Strafe als diefer bedroht wurde 8). 


14) Helie 1. c. p. 560. 


15) Carnot, Rauter,Bourguignon, Legraverend, 
Duvergier werden von Nypels in feiner Ausgabe wor 
He&lie Theorie du Code penal II. p. 336 — 338 angeführt. 


16) Im Codice p&nale di Sardegna art. 683 wird beftimmt, 
daß derjenige welcher, wenn er Sachen gefunden hat, nidt 
die im Codice civile art. 686 vorgefchriebene Anzeige macht, 
wenn der Werth der Sachen mehr als 2 Lire beträgt, aber 
nicht 30 überfteigt, mit der Strafe des Doppelten des Werthet, 
und wenn die Sache über 30 Lire werth ift, mit Gefängnif bis 
6 Monaten beftraft werden foll, wenn er nicht dem Eigen: 
thümer die Sache zurüdgicht oder ihn entfchädigt. 


17) Im Codioe de Parma art. 446 wird die Strafe des Dieb 
ftahls erkannt (allein wenn der Werth unter 20 Lire bes 
trägt, nur mit Strafe des doppelten Erfages), wenn ber 
Binder nicht binnen 3 Tagen, vom Finden an, die Sache den 
Gemeindevorftand anzeigt. 


18) 3.3. in einem Entwurfe des tosEanifchen Gefegbuchs art. WI. 
Das Gefeg ſtellt eine Vermuthung der Abficht der Aneigass 
auf, wenn der Finder die Sache nicht binnen 2 Tagen Hi 
dem Gerichte hinterlegt. 
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B) Eine zweite Klaffe von Gelesen bilden biejeni: 
gen, welche die Strafe des Diebftahl& drohen, wenn ber 
Finder einer verlornen Sache, um ſich diefelbe rechtöwis 
drig zuzueignen, dem fich meldenden Eigenthümer oder 
Verlierer der Sache vorenthält oder innerhalb acht Tagen 
feinen Fund weder der Obrigkeit anzeigt, noch dem Pus 
blitum befannt macht. In diefe Klaffe gehört das baies 
rifhe und oldenburgifche Geſetzbuch 9). Die Erfah: 
rung in Batern hat gelehrt, daß diefe Vorfchrift fich ſchlecht 
bewährte; die Ueberzeugung denkender Juriſten war allge 
mein *), daß die Aneignung gefundener Sachen fein 
Diebflahl, aber auch Feine wahre Unterfchlagung fey; 
in ber Anwendung erzeugte die baterifche Vorſchrift 
vielfache Streitigkeiten ?!), man verlegte dad Wolfe: 
rechtsbewußtfeyn, indem die Gerichte Handlungen, bie 
von einer großen Zahl (eigentlich Unterlaffungen) von 
rechtlichen Menſchen ebenfo verübt worden wären *°), 

als Diebftähle ftrafen müßten ?). Man Fam zu einer 
unfeligen Vermuthung des Dolus, indem man aus 
der Nichtanzeige des Fundes innerhalb der geſetzlich 
vorgefchriebenen Zeit, oder aus Handlungen oder Unter: 
laffungen, die nach den Kebenöverhältniffen oft weit ein: 
fahher aus Gleichgültigfeit fich erflären und nicht noth: 
wendig auf böfen Vorſatz deuten, den Dolus gefeglich 


19) Baier. Strafg. $. 212. Dldenburg. 217. In Oldenburg 
erklärt eine Berordn. vom 11. Det. 1821, daß es heißen foll: 
wird wie ein Dicb beftraft — während nach der baier. Faſſung: 
iſt des Diebftahls fehuldig, die Handlung als wahrer Diebs 
ſtahl anerkannt wird. 

20): Blätter für NRechtsanwentung 1838. ©. 212. 


31) Schon der baier. Entwurf von 1822 ſtellt den fogenannten 
Zunddiebftahl unter die Unterfchlagung. 


28) Blätter für Nechtsanwendung a. a. D. S. 249. 


33) Kälte diefer Art in meiner Schrift: die Strafgefeggebung 
in ihrer Fortbildung II. ©. 44 
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vermuthete und den Richter wegen Diebſtahls zu frafın 
nöthigte, wenn nicht ein oft fchwieriger Gegenbeweis ge: 
führt werden konnte ?). Man flraft hier eigentlich in 
vielen Fällen einen culpofen Diebftahl *8). 

C) Eine dritte Klaffe der Geſetzbücher bilden bieje: 
nigen, welche die Aneignung des Fundes nicht mehr ald 


Diebſtahl aufftellten oder doch demfelben gleichadhteten, 


fondern der allmählig mehr verbreiteten Anficht fich näherten, 
diefe Aneignung als eine Art von Unterfchlagung aufzw 
fielen. Die Anficht des baterifchen Geſetzbuchs wirfte oft 
unbewußt noch ein; aber man fühlte, daß der Gefetgeber, 
um grundlofe Unterfuchungen zu entfernen, die Strafbar 
feit der Aneignung des Fundes begränzen und nur unter 
gewiflen Worausfegungen anerkennen dürfe, auf jeden 
Fall die Handlung mit geringerer Strafe bedrohen müſſe; 
die Auffaffungsweife in den Gefebbüchern war aber ver 
ſchieden. Das ſächſiſche Geſetzbuch (Art. 241) hob die 
Vorenthaltung des Gefundenen 2%) ald ein beſonderes 
Vergeben hervor, unterfchied zwei Falle, drohte für den 
fchwereren Fall die Hälfte ber Diebftahlöftrafe, machte bie 
Beſtrafung von der Nichtanzeige oder Nichtablieferung an 
den Eigenthiimer, und von ber Unterlaffung der nöthigen 
Handlungen binnen 4 Wochen und von dem Werthe deb 
Gefundenen 27) abhängig. Die Erfahrung 8) lehrte, 


24) Sut Arnold im Archiv des Criminalr. 1843. ©. 586. 


25) Wer vergaß, vor Ablauf der 8 Zage anzuzeigen, mußte als 
Dieb gelten. 


26) Es war dies ein in der fächfifchen Praris üblicher Ansbrad, 
der im Gegenfage von Veruntrauung und Unterfchlagung ge 
braucht wurde. 


27) Es foll die Strafe davon abhängen, ob der Werth üb 
einen Thaler beträgt. 


”e) Schwarze und Heyne’s Unterfuchungen prakt. Materit 

165. BLöde in neuen Zahrb. für ſächſ. Strafreht BL 

SH 2. ©.21. Held Griminalgefepbuh von Garda 
©. 333 fo. Buſch ſächſ. Eriminalgefegb. &. 282. 
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daß die Borfchrift zu verwidelt, nicht Flar war und zu un: 
paflenden Entfcheidungen führte). Das thüringifche 
Geſetzbuch (Art. 235) ſchloß ſich im Weſentlichen dem k. 
ſächſiſchen Geſetzbuche an, nur war die Faſſung klarer; 
da jedoch der Begriff des Diebſtahls im k. ſächſiſchen Geſetz⸗ 
buche anders gefaßt iſt als in dem thüringiſchen, ſo mußte 
dies in den Fällen, in welchen die Frage ſchwierig iſt, ob 
Diebſtahl oder Aneignung des Fundes vorliegt, zu einer 
verſchiedenen Entſcheidung nad) beiden Geſetzbüchern füh: 
ren *). Ueberhaupt kann die richtige Auffaſſung der An⸗ 
eignung des Fundes in einem Geſetzbuche nicht beurtheilt 
werden, wenn man nicht zugleich damit die Begriffsbeſtim⸗ 
mungen von Diebſtahl und Unterſchlagung in dieſen Geſetz⸗ 
büchern vergleicht. Das würtembergiſche Geſetzbuch 
(Art. 384) hatte die Aneignung des Fundes unter die Unter⸗ 
ſchlagung geſtellt, vereinfachte die Vorſchrift, indem es nicht 
mehr wie dad baieriſche von gewiſſen Handlungen oder Un: 
terlaffungen die Strafe abhängig machte, fondern nur wiber: 
rechtliched Zueignen des Bundes forderte; indem aber der 
Art. 348 auf 344 (alfo auf die Begriffsbeflimmung von 
Unterfchlagung) verweift, fcheint er die in Art. 344 ald Arten 
der widerrechtlihen Zueignung bes Fundes anzuwenden. 
Der Art. 348 bezieht fich nur auf Fälle ?U), wo der Werth 
der gefundenen Sache mehr als 5 I. beträgt; daß In dem 
Zalle eine geringere Berfchuldung als bei der Unterfihla: 
gung liegt, wirb anerfannt, daß die Strafe auf bie 


29) Merkwürdige Fälle diefer Art find angeführt, im Wochen» 
blatt für Strafrechtspflege in Thüringen 1851. ©. 11. und 
1852. ©. 212, 


30) Wir werden dies unten bei der Zergliederung einzelner 
dvorgefommener Fälle nachmweifen. 


31) Das Polizeiftrafgegbuch Art. 58 droht Polizeiftrafen für 
den bloßen Fall (alfo ohne widerrechtliche Anregung), mo 
der Finder nicht binnen 14 Zagen die Sache zurüdgiebt oder 
den Zund Öffentlich anzeigt. 
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Hälfte herabgeſetzt werden fol 2). Bei der Abfafiung 
bes badiſchen Geſetzbuchs zeigt fih, wie die Strafbe 
flimmung des Art. 407, der von der Aneignung des Kun: 
des handelt 3), aus einem Widerflreite von Anfichten her: 
vorging. Während in der Gefegtommiffion mehrere Mit: 
glieder in Abrede ſtellten, daß eine Unterfchlagung hier 
vorliege (die man auf Zueignung anvertrauten Sute 
befchränfen wollte), vereinigte man ſich den Fall befon 
berd hervorzuheben, zwar als Art der Unterfchlagung 
(gleihfam im weitern Sinne) aufzuftellen , aber daburd 
ber milderen Anficht Rechnung zu tragen, daß man bie 
Strafen der Unterfchlagung herabſetzte und, um alle Zwei: 
fel zu befeitigen, die verfchiedenen Handlungen, in wel: 
hen dad Geſetz eine widerrechtlihe Unterſchlagung des 
Fundes erkennt, genau im Gefeße bezeichnete. 

Sn allen neuen Gefegen deutfcher Staaten zeigt fi 
immer bie Grundrichtung, die Aneignung der gefundenen 
Sachen als eine Art der Unterfchlagung zu erklären, unb 
in einer wenn auch dem Gefeßgeber nicht klar bewußten 
Anfiht von der durch das baierifche Geſetzbuch hereingge: 
genen Bermuthung der böfen Abfiht an das Dafeyn ge 
wiffer Umftände die gefegliche Vermuthung böfer Abfict 

32) Erfahrungen über den Werth gefesliher Worfchriften In 
ll. ©. 472. 9 


Hufnagel Comm. I. ©. 477. 
diefem Ardive 1850. ©. 596. 


33) Das Gefeg beftimmt: Wer eine fremde Sache findet oder 
fonft zufällig inihren Befis fommt, und fie nicht 
genttich anzeigt, ift der Unterfchlagung ſchuldig; die Strafe 
iſt aber geringer als bei der Unterfchlagung, hängt jedech 
davon ab, ob unter 25 $l. oder über 25, aber unter 
300 Fl. oder über 300 31. der Fund betrug. Die Woraus⸗ 
fegungen, unter welchen Strafe hier eintritt, find meitläufig 
in 3 Nummern angegeben, und nah Nr. 3 ift Strafe 
gedroht, wenn der Kinder nur den Fund der Obrigkeit nicht 
anzeigt oder öffentlich befannt macht, oder vor Ablauf ver 
3 Monaten von diefen Anzeigen die Sache verbraudt, ver 
äußert und den zur Zurüdforderung Berechtigten nicht 
Anfordern zufrieden zu ftellen vermögend iſt. 


epp in. 


i 
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zu knüpfen; die Gefeßgeber fühlten aber wenigfteng Das Be: 
dürfniß, durch Andeutungen im Gefegbuche die Führung 
bes Entſchuldigungsbeweiſes zu erleichtern. Auf diefe Art 
erklärt fih dad großherzogl. heffifhe Strafgefep: 
buch *). Man wollte den Gegenftand der Aneignung 
bes Bundes beftimmter bezeichnen, indem man bie fubs 
jective Auffaflung bes Thäters entfcheiden ließ 3°), er: 
klärte aber die Sundaneignung ald wahre Unterfchlagung, 
wenn ber Finder den Befib dem Eigenthümer verfchweigt, 
oder nachdem ihm ber Eigenthümer oder Verlierer nach 
erlafiener öffentlicher Aufforderung oder auf andere Art be: 
kannt geworden, die Zurückerflattung oder Anzeige unter: 
läßt, ohne Entfhuldigungsgründe nadhzeigen 
zu können, welche jede rehtswidrige Abficht 
befeitigen Man fieht, daß dad Gefeß eine rechts: 
widrige Abfiht vorausfegt, wenn die Sundaneignung be: 
firaft werden fol 37), 


34) Art. 3815 biezu Bopp Handbuch der Griminalgefeggebung 
in Heflen ©. 182. 


35) Es heißt: Wer eine Sache findet oder zufällig in deren 
Befis kommt, von der er vernünftigermweife nicht 
annehmen konnte, daß fie der Eigenthümer auf: 
gegeben habe. 


36) Als vollgültige Entfchuldigung ift (nach den Schlußwor⸗ 
ten des Artikels) insbefondere zu betrachten, wenn der Obrig⸗ 
keit von dem Finden oder dem Befißerlangen des verlornen 
Gegenftandes vor einem Einfchreiten der Behörden Anzeige 
gemacht wurde. 


37) Das Gefeg ift nicht Elar, weil man nicht erfennt, wie der 
Befepgeber die gefegliche Vermuthung betrachtet, welche er 
fhon an die Nichtanzeige Enüpft. Der Caflationshof in Darm⸗ 
ftadt hat (nach einer Mittheilung bei Bopp ©. 182 in der 
Mote) die mildere Anficht aufgeftellt, indem er felbft in einem 
Falle, in welchem der Finder die gefundene Sache veräußerte, 
doch nicht Strafe annahm, weil der Finder dem Eigenthüs 
mer das Necht vorbehalten, die Sache wieder an fih zu zie⸗ 
ben, fobald die von ihm (dem Finder) beanfpruchte Entſchä⸗ 
digung reguliert ſeyn werde. 


e 
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Einfacher hatte dad hannoverſche Strafgeik- 
buch die Handlung aufgefaßt. Die Aneignung de Fun: 
bed wurde zwar ebenfall8 unter dad Kapitel „„Uon der 
Unterfchlagung” geftellt, allein ald eigened Vergehen dur 
die Bezeihnung (im Art. 305): macht fih der Unter: 
Ihlagung gefundener Sachen ſchuldig; die Be 
zeichnung des Gegenflandes war wie im beffifchen Gelek: 
buche gewählt; allein mit einer allgemeinern $aflung, 
welche ausdrücken follte, daß da, wo der Finder vernünf: 
tigerweife annehmen konnte, die Sache fey verloren, tad 
Vergehen auögefchloffen werben follte ). Nach der Be 
merfung des fcharffinnigen Gommentatord zu dem Geſetz⸗ 
buche 9) ſollte das Merkmal ‚,verloren” im Sinne des ge: 
meinen Eprachgebrauchs, nicht im fireng civiliftifchen Sinne 
genommen werben. Statt einer bedenflihen Aufzählung der 
einzelnen Begehungsarten wählt der&efeßgeber ben einfachen 
Ausdrud: Wer fich folche (die Sache) rechtswidrig 
zueignet; leider wird aber der Gefeßgeber wieder feinem 
Vorſatze untreu, indem er ein Ueberbleibfel der baterifchen 
praesumtio doli aufnimmt 9°), Noch einfacher -hat dad 
neuefte Geſetzbuch, das preußifche ?9), die Fundaneig⸗ 


— — — — — —— 


38) Im heſſiſchen Geſetzb. heißt es: Wer eine Sache findet oder 
zufällig in deren Befig kommt, von der er vernünftigerweiſe 
annehmen Eonnte ꝛc.; im hannoverfchen Gefegbuche heift ee: 
Mer eine Sache findet, von der er vernünftigerweife anneh 
nit rc. Auf jeden Fall ift die Faſſung in Hanne 
ver beſſer. 


89) Leonhardt Comment. über das Eriminalgefegb. ©. 372. 


39a) Es heißt im Art. 305: Die Abficht der Unterfchlagung if 
in Ermanglung hinreichend ftarfer Gegenanzeigen für erwiefen 
anzunehmen, wenn feit dem Kunde 14 Tage verftrichen find, 
ohne daß der Finder davon die Ortsvorſteher, die Obrigkeit 
oder das Publitum in Kenntniß gefest hat. — Auch 
rügt Hr. Leonhardt ©.374 fehr gut, daß diefer Nachlas 
eine Anomalie enthält. 


40) Es heißt im Art. 226: Einer Unterfchlagung wird gleib 
geachtet, wenn derjenige, welcher eine fremde bewegliche 
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nung aufgefaßt. Nachdem die früheren Entwürfe fchon 
den Ausdrud enthielten: einer Unterfhlagung 
wird gleihgeachtet, fo wurde auch im neuen Geſetz⸗ 
buche dieſer Ausdrud beibehalten, ungeachtet die Com⸗ 
miffion richtig bemerkt hatte, daß bei der Unterfchlagung 
der Mißbrauch ded Vertrauens enticheide, was bei der 
Sundaneignung nicht vorliege. Die im Entwurfe von 
1847 vorkommenden Worte: diefelbe dem Eigens 
thümer zu entziehen ſucht, wurden weggelafien, 
weil Dadurch der Thatbeſtand ded vollendeten und verfuch: 
ten Verbrechens vermifcht würde. Aus den Verhandluns 
gen ergiebt fi noch ?'),. daß man nicht das Nichtablies 
fern der gefundenen Sache, fondern nur die wirkliche 
Dispofition Über diefelbe unter Strafe geftelt hat. Man 
hatte daher nur (wie wir glauben mit bem Charafter 
des preußifchen Geſetzbuchs, worin fo ängftlich jede Spe: 
cialifirung vermieden ift, im Widerfpruche flehende) Auf: 
zählung der Handlungen aufgenommen, im welchen das 
Geſetz die rechtswidrige Zueignung findet und dabei fehr 
verfchiedenartige Fälle durch einander wirft ??). Die im 
Sefege aufgenommenen Worte: zum Nachtheile des 
Eigenthümers, find freilich unbeftimmt, fellten aber 





efunden oder durch Zufall in feine Gewahrſam befommen 
Bat, diefelbe zum Nachtheile des Eigenthümers, Beftgers_oder 
Snnehabers veräußert, verpfänder, verbraucht oder bei Seite 
fhafft, oder die Gewahrſam deffelben der Obrigkeit wider 
befjeres Wiffen abläugnet. 


41) Nämlich aus dem Berichte der Commiffion der zweiten 
Kammer. Befeler Commentar ©. 43. 


42) 3.3. wenn auch das Berbrauchen als Unterfchlagungshandlung 
erklärt wird. Jemand hatte ein Eleines Körbchen Pfirfichen 
auf der Landftrage gefunden, zu fich genommen, offen von 
feinem Zunde mit andern Leuten gefprochen, am dritten Zage 
aber, da die Pfirfichen zu faulen anfingen, das Obft verzehrt. 
ALS der Eigenthümer fich meldete, erklärte er fich bereit das 
Obſt zu bezahlen; da aber der Verlierende zuviel forderte, fo 
kam es zum Streite. 
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(nach der Anficht der Commilfion der erſten Kammer) ans 
deuten, daß es auf einen, auf den Vortheil des Handeln: 
den und in foweit auch auf den Nachtheil des Eigenthü: 
mers gerichteten, die Handlung hervorrufenden oder bod 
fie begleitenden Dolus ankomme. 

D) Eine eigene Klaffe bilden die Gefeßgebungen, 
welche die Zundanelgnung als Art des Betrugd 
aufftielen. Dahin gehört dad Strafgeſetzbuch für 
Defterreich, weldes 22) denjenigen bed Betrugs 
fchuldig erflärt, welcher gefundene oder ihm ir: 
tbümlih zugefommene Sachen gefliffent: 
lich verhehlt und fih zueignet. Beträgt bie 
Summe mehr ald 25 Gulden, fo iſt die Handlung ein 
Berbrechen, fonft eine fchwere Polizeiübertretung. Es 
reiht fich diefe Vorfchrift an die ausführlichen Beftimmun: 
gen des bürgerlichen Gefeßbuchs **) über Die Erwerbsart 
des Zinderd an, wo auch die Unterlaffung gewiſſer auf 
öffentliche Bekanntmachung abzielender Vorſchriften mit 
Verluft des Finderlohns bedroht ift %°). 


Es mag unferen Zefern nicht ohne Intereſſe feyn, au 
die Rechtöanfichten der englifchen und nordamerifas 
nifchen Gefeßgebung und Rechtſprechung kennen zu lernen. 
Die ältere Anfiht ging entfchieden dahin, dag im Falle 
der Aneignung bed Fundes, felbft wenn animus furandi 
vorhanden war, Fein Diebflahl angenommen wurbe 9). 


43) Geſetzbuch von 1852. Art. 201. lit. e. und $. 461. 


44) Bürgerliches Geſetzbuch Art. 388 bis 395. Darüber gut 
Biniwarter das öfterreich. bürger!. Recht Th. IL ©, 198 

45) Wenn die gefundene Sache weniger als einen Gulden be 
trägt, fo verlangt das Gefeg nicht einmal eine öffentlich 
Bekanntmachung. 

46) Hale Pieas of the Crown I, p. 308. Hawkins Pl 
cap. 33. sect. 2. 
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Die fpätere Rechtsübung kam aber zu mancherlei Unter: 
ſcheidungen *7), vorzüglih mit der Richtung, wo ber 
Finder ernſtlich glaubte oder glauben Fonnte, daß die er: 
griffene Sache von dem Berechtigten verloren fey und wo 
die Wegnahme der Sache nicht blos der Dedimantel und 
Vorwand diebifcher Aneignung ift, 3. B. wenn nach der 
Befchaffenheit des Platzes, wo die Sache getroffen ift, ange: 
nommen werden durfte, daß der Berechtigte fie dahin 
gelegt hatte #). Vorzüglich Fam die Frage oft zur Spras 
che bei Kutfchern, in deren Kutſchen Sachen liegen blie⸗ 
ben, welche den Perfonen gehörten, die in den Kutfchen 
fuhren. Bier kommt ed darauf an, ob der Kutfcher wif: 
fen konnte, wem die liegen gebliebene Sache gehörte. 
Konnte died angenommen werden, fo wurde ber Thäter 
wegen Diebflahl3 beftraft. In einem Sale, wo ein Reis 
fender ein Käftchen, daß mit Striden umhüllt war, bei 
dem Ablaben vergaß, wo fpäter das Käftchen geöffnet in 
dem Haufe eined Juden, dem es der Kutfcher brachte, 
gefunden wurde, und mehrere Sachen heraudgenommen 
waren, machte der Richter die Gefchwornen aufmerkſam, 
daß fie prüfen müßten, ob ber Kutfcher nur aus reiner 
Neugierde von dem Käftchen die Stride weggenommen oder 
in der Abficht ed gethan habe, Sachen herauszunehmen 
und zu unterfchlagen. Die Gefchwornen erklärten den 
Angeflagten fchuldig des Diebftahls, und die Mehrheit der 
12 Richter, an welche der Kal gebracht wurde, fanden 
bie Beurtheilung wohl begründet 9%). Aus der neueften 
Zeit führen wir zwei Fälle der Nechtfprehung an. In 


4) Russel on crimes Vol. II. p. 100. 


48) 3. B. wenn der Dienftbote im Haufe feines Herrn eine 
Börfe finder. 


49) East Pleas of the Crown II. p. 664 sq. Andere Fälle in 
Russel p. 1089. 
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einem Kalle 9% war Jemand angeflagt, eine Börfe wit 
Seld, die in einem Wirthöhaufe ein Anderer liegen lieh, 
fi) angeeignet zu haben. Es zeigte ſich, daß der Ange: 
Hagte im Wirthöhaufe eingefchlafen war und bei dem Er: 
wachen die Börfe fand. Ald er vom Polizeibeamten befragt 
wurde, erflärte er, daß ihm die Börfe gehörte und daß 
er dad Geld in feine Börfe ftedte. Mahrfcheinlich befand 
fi) damals der Angeklagte in halbfchlafendem Zuftande. 
Die Zeugen gaben ihm das befte ob. Der Richter be 
merkte in feiner charge, Daß er wünſche, daS Volk möge 
von feiner Vorftelung abgebracht werden, daß man gefuns 
dene Sachen fich aneignen dürfe. Wer dies thäte, fey ber 
Selonie ſchuldig. Die Gefchwornen erflärten: ber felony 
fhuldig, empfahlen aber to mercy. Der Hichter er 
fannte 4 Tage Gefängniß. In einem Falle (in Birming: 
ham) wurde ein Mann, der eine Banknote gefunben 
hatte und fie wechfeln ließ, des Diebſtahls angeflagt. 
Der Richter feßte der Jury auseinander, daß fie prüfen 
müßte, zu welcher Zeit der Finder der Banknote die Abſicht 
faßte, fie fi ald Eigenthum anzueignen. Kannte der in | 
der zur Zeit ald er biefe Abficht faßte den Eigenthümer, ober 

fonnte er annehmen, daß er ihn leicht entdecken würde, fo 

müßte die Sury ihn bed Diebftahld fchuldig finden; faßte 
er den Entfchluß fpäter, fo müßte er nicht ſchuldig erflärt | 
werden, Die Jury fprach dad Schuldig aus. Der Nie 
ter behielt fich die Entfcheidung vor, welde nun an ben 
court of appeal gebracht wurde. Dort wurbe bie Ber 
nichtung des Wahrſpruchs erfannt »1). Der ehrmwürbige 
Lord Campbell als Oberrichter erflärte, daß es darauf, 
was hinterher im Gemüthe des Finders vorgehe, nicht am 
fommen könne, um die Handlung in Diebftahl zu ver 





50) VBorgefommen in Western Circuit. March. 1832. 
51) Times vom 24. November 1851. 
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wandeln, felbft wenn feine Handlung der Aneignung bins 
zukam. 8 liege in dem Falle nichts vor, ale das was 
während der Thäter in feinem Bette entfernt von der ge: 
fundenen Sache lag, in feinem Gemüthe vorging, und Dies 
fönne nicht genügen, um die Handlung, die ed anfangs 
nicht war, zum Diebftahle zu mahen. In Nordames 
rita enthalten die Statuten von Maffachuffets 92) ein 
ausführliches Kapitel über die Pflichten des Finders. 
Darnach fol Jeder, der eine Sache von zwei oder mehr 
Dollard Werth findet, binnen zwei Tagen an zwei öffent: 
lichen Pläßen des Orts, wo er die Sache findet, den 
Fund befannt machen und binnen 7 Zagen dem Ges: 
meindefchreiber Anzeige machen, und wenn der Werth der 
Sache über 10 Dollars beträgt, binnen einem Monat in 
öffentlihen Blättern Befanntmachung erlaffen, und bei 
folhen Sachen über 10 Dollars binnen 2 Monaten be: 
wirten (dad Geſetz beftimmt näher dad Verfahren), daß 
die gefundene Sache abgefchägt werde. Wenn während 
eined Sahres der Eigenthümer fich meldet, fo muß ihm 
die Sache gegen Erftattung der Koften, welche der Finder 
Batte, auögeliefert werden; wenn aber Niemand fich mel: 
bet, fo gehört die Sache dem Finder, welcher die Hälfte 
des Werths der Semeindefaffe zu zahlen hat. Die Unter: 
laflung diefer Vorfchriften von Seite bes Finders bewirkt, 
daß er zur Zahlung des Werths der gefundenen Eache, und 
wenn er fie dem Eigenthümer zurüdgiebt, eine Geldftrafe 
bis 20 Dollars bezahlen muß. ine ähnliche Vorfchrift 
findet fich in den neuen Statuten von Connecticut 9), 
Ueber die Strafbarkeit der Aneignung ded Fundes enthalten 
die amerikanifchen Statuten keine befondere Vorſchrift; 





52) Revised statutes of Massachussets, tit. XIV. chap. 56. 
p. 3985. 


83) The revised statutes of the State of Connecticut, Hart- 
ford 1849. p. 624. 
Aechis d. Er. R. 1882. IV. ©t. H% 
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allein die Rechtfprechung lehrt, daß man ſich an die (fi: 
lich nicht gleichförmige) englifche Rechtsanſicht, insbeſon⸗ 
dere in neuerer Zeit an die Unterfcheidung halt, ob der 
Kinder ſchon bei der Ergreifung der Sache die Abſicht 
der Aneignung zum Nachtheil des Berechtigten hatte, oder 
fpäter erft den Entfchluß faßte. Gewöhnlich wird bie Hand: 
lung ald Diebflahl verfolgt; daß die zuvor angeführte Un 
terfcheidung eine zu fpisfindige ift und nicht Billigung 
verdient, wird in neuerer Zeit immer mehr anerfannt®). 
Vergleicht man die neueſte Rechtfprechung in ben 
deutfhen Staaten, in welchen neue Gefebbücher einge 
führt find, fo bemerkt man leicht eine große Verſchieden 
beit der NRechtöfprüche , vorzüglich wenn ed darauf an 
kommt zu entfcheiden, ob der Fall nach dem Strafgeſetze 
über Diebflahl oder nach dem über Unterfchlagung gefun: 
dener Sachen beurtheilt werben fol. Ein in Weimar ab: 
geurtheilter Fall °°) ift fehr erläuternd. Auf vem Ges 
müfemarft legte eine Frau A, während fie bei B Waaren 


ausfuchte, ihre Geldbörſe auf den Verkaufstifch, ging 


dann zu einer andern Bude, bemerkte. dort daß fie ihre 
Börfe verloren, ging an den Labentifch von B zurüd, 
fand aber die Börfe nicht mehr, welche in der Zwiſchen⸗ 
zeit von einer Perfon C, die an den Tiſch des B getreten 
und die Börfe bemerkte, an fi) genommen wurbe. Die 
C wurde feflgenommen. Dad Kreiögericht fprach die &x- 
geflagte von der Anfchuldigung des Diebftahls frei, ver 
urteilte fie aber wegen Funddiebſtahls, weil das Gericht 
die Geldbörſe zur Zeit als die C fie genommen als ver 
lorene Sache anfah; indem bie A, als fie den Tiſch bed B 


54) ©. über die amerikanifche Rechtſprechung vorzüglich de⸗ 
Report of the penal Code of Massachussets (Boston 184) 
Abfchnitt Larceny p. 22. 





55) Wochenblatt für Straftechte vflege in Thüringen, m [3 
.11. 


Schmid. Meimar 1851. 
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verließ, bei dem Wermiffen des Geldes nicht die be: 
flimmte Erinnerung hatte, wo die Börfe fich befand. 
Dad Appellationögericht verurtheilte die Angeklagte wegen 
Diebftahld, indem ed annahm, daß fich nicht zweifeln 
laffe, daß für die B der Beſitz der Börſe noch nicht vers 
loren war als C fich diefelbe aneignete, die C einen 
fund hatte, die Börſe für verloren anzufehen. Diefer 
Kal veranlaßte eine fcharffinnige Prüfung 8) der verfchie: 
denen zum Bunddiebftahle gerechneten Säle, und eine 
Nachweifung, wie die Beurtheilung zum großen Xheile 
von der Aufftelung des Begriffs des Diebftahld im Gefeßs 
buche abhängt. Wenn 3. B. das königl. fächfifche Geſetz⸗ 
buch (223) als Diebftahl die Anfichnahme der fremden 
Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers in gewinn⸗ 
füchtiger Abficht beftraft, fo ift da, wo der Finder bei 
Ergreifung ber gefundenen Sache bie Abficht hat, bie 
Sache zu behalten, Diebitahl vorhanden, während nad) 
dem thüringifchen Gefeßbuche (213), welches zum Dieb: 
ſtahle Wegnahme aus dem Beſitze eines Dritten 
fordert, ein Diebftahl vorhanden if. Durch den Ges 
brauch des Wortd Beſitz veranlaßt aber der Gefebgeber 
große Streitigkeiten, weil die Entfcheidung ganz anders aus: 
fällt, je nachdem der Strafrichter die ciwilrechtlichen Grund: 
füge vom Verluft des Beſitzes zum Grunde legt; daraus 
erflärt fich auch Die Berfchiedenheit der Strafurtheile im oben 
- angeführten alle 7). Im Königreich Sachſen ſelbſt 
iſt Berſchiedenheit der Anſichten darüber, ob man die civil⸗ 
rechtlichen Grundſätze von dem Verluſt des Beſitzes hier 
anwenden ſoll. Nach der Erklärung eines ſehr erfahrnen 


86) In dem angeführten Wochenblatt 1852. ©. 212. 


87) Wir werden auf die feinen Bemerkungen des Verfs. diefes 
Auffages zurückkommen. 
95 2 


' 
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ſächſiſchen Praktikers °) ift das Geſetz über Funddiebſtahl 

auch auf denjenigen anzuwenden, welcher ſich eine Sache 

anmaßt, welche er für eine verlorene Sache halten konnte und 

hielt, ohne daß nadı den Grundfägen des Civilrechts Beſit⸗ 
verluft anzunehmen tft. Die in den Gefegen, 3. B. in den 
fächfifchen 5°), vorfommenden Worte: wenn der Finder eine 
öffentliche Bekanntmachung zur Zurüdgabe unbefolgt 
ließ, wurden fo auögelegt, daß nach der Abficht des Gefek- 
geberd die Deffentlichfeit nicht ein die Strafbarfeit bebin: 
gendes Merkmal fey und daher auch Strafe begründet fey, 
wenn der Finder einem Gensdarmen, der zur Zurückgabe auf: 
forderte, den Befiß der Sache abläugnete®®). Sn einem Falle, 
in welchem Semand die von einem Gaſte in einem Wirths: 
baufe auf dem Abtritte liegen gelaſſene Geldkatze ſich an 
eignete, wurde Diebflahl angenommen; in einem andern 
alle, in welchem A einen Geldbeutel fand und glaubte 
daß er dem B gehöre, während ſich ergab, daß er Eigen: 
thum des C fey, wurte der Art. 241 Satz 1, alfo bie 
mildere Strafe der Fundaneignung angewendet 9). Die 
Zergliederung der Natur des in Frage flehenden Vergehens 
und ber Benugung der bisher mitgetheilten Erfahrungen 
berechtigt, ald leitende Gefichtöpunfte für ben Gefengeber 
und Richter folgende aufzuftellen. 

1) Der Geſetzgeber darf nie dad Volfsrechtöbewußtfegn 
dadurch irre leiten, daß er Handlungen, bei welchen eine 
völlig verfchiedene Verſchuldung zum Grunde liegt , unter 
den Gefichtöpunft eines ſchweren Verbrechens ftellt, uns 





58) Held in der Echrift: das Criminalgeſetzbuch für das Kr 
nigreich Sachſen, ©. 333. 


59) Nah Bufch, die neuen Griminalgefegbücher S. 285, fell 
e6 darauf antommen, ob die weggenommene Sache eine alt 
civilrechtlich verlorene zu betrachten iſt. 


6) Buſch ©. 283. 
61) Neue Jahrbücher des ſächſ. Strafrcchts Ih. VI. S. 498. 


| 
u 
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ter welchen nach allgemeiner Vorſtellung die Handlung 
nicht paßt; daher darf die Aneignung gefundener Gegen: 
flände nicht ald Art des Diebftahls oder der Unterfchla: 
gung geflelt werben. Thut dies der Gefegeber, fo 
ſchwaͤcht er die nothwendige Scheu vor der Verurtheilung 
wegen bed ſchweren Verbrechens, 3. B. wenn derjenige, 
der eine gefundene Sache nicht zurüdgiebt, als Dieb be: 
firaft wird, während die allgemeine Stimme darin feinen 
Diebftahl erkennt; der Gefeßgeber zerflört aber auch die 
richtigen Vorftellungen des Volkes von dem, was Diebftap! 
ift, und fügt ein großes Unrecht dem Beftraften zu, wel: 
cher ald Dieb beftraft und fo demjenigen gleichgeftellt wer: 
den ‚fol, welcher eine entehrende Handlung verübte. Es 
ft dabei gleichgültig, ob der Gefeßgeber fich des Ausdruds 
bedient: fol als Dieb beftraft oder dem Diebflahle (oder 
Unterſchlagung) gleichgeachtet, oder mit der Strafe biefer 
Vergehen belegt werden; denn die allgemeine Wirfung ift, 
daß der Kinder, welcher fich die gefundene Sache aneig- 
nete, wie ein Dieb oder der Unterfchlagung ſchuldig er: 
klärt wird. 


2) Der Geſetzgeber muß ald befonderes Vergehen die 
Aneignung gefundener Sachen im Gegenfaße anderer Ber: 
gehen hervorheben, an welche die oben bezeichnete Hand⸗ 
lung oft gränzt. Als Aneignung gefundener Saden ers 
fcheint nur diejenige Handlung, bei welcher Jemand, ber 
eine Sache, die er ald eine verlorene zu betrachten Grund 
hatte, ſich aneignet, in Bezug darauf gewiſſe geſetzlich 

aedem Kinder vorgefchriebene Handlungen unterläßt, oder 
Handlungen vornimmt, durch welche der Berechtigte feined 
Eigenthums oder feines Beſitzes oder doch der Vortheile 
deflelben beraubt wird. Dahin gehört ebenfo die Hand 
lung dedjenigen, welcher eine Sache nimmt, die er findet, 
ober in deren Befiß er zufällig fam, z. B. wenn ein 
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fremdes Thier ihm zulief 8). Eine foldye Hand: 
lung kann weder ald Diebftahl, noch als Unterfchlagung 
betrachtet werden; das Erfte nicht, weil in dem Augen: 
blidte, in welchem die Sache gefunden wird, die Handlung 
des Anfichnehmens eine völlig erlaubte (einer contrectatio 
bei dem Diebftahle nicht gleichzuftellende) ift, weil biefe 
Aufnahme oft felbft in der beiten Abficht gefchehen Tann, 
die Sache für den Berechtigten zu bewahren, vor dem 
Verderben (3. B. durch Zertreten, durch Einfluß ſchlim 
mer Witterung) zu retten, und weil felbft wenn ber Kinder 
fogleich anfangs die Sache mit der Abfiht an fich nimmt, 
fie dem Eigenthümer zu entziehen, die diebifche Gefinnung 
(der Dolus) als etmad Inneres allein flieht, und nicht mit 
einer zum Diebftahle nöthigen Handlung zufammentrifft, 
da die Wegnahme der Sache an fich erlaubt iſt. Als Un 
terfchlagung aber fann die Aneignung gefundener Sachen 
nicht betrachtet werden, weil, wenn man nidt willfür: 


lich Berfchiedenartiged durch einander werfen: will, das . 


Weſen der Unterfchlagung nur in die Verlegung ded Miß— 
brauch de3 Vertrauens gefebt werden kann. 


3) Verfhieden von der Aneignung des Fundes find 
die Sale, in welchen die Berufung auf den Fund nur ein 
Borwand diebifcher Abſicht if. Dies ift der Kal, wo 


Semand zur Zeit der Wegnahme der Sache meiß oder | 


leicht wiffen Fonnte, welcher Perfon die Sache gehört, 
oder wenigftens wußte, daß von gewiffen ihm befannten 
Perfonen Eine bie Eigenthümerin ift, und der fogenamntt 
Finder einfache Mittel hatte, ſich darüber die noͤthige 


Kenntniß zu verſchaffen. Dahin gehören die Faͤlle, in" 


welchen Jemand eine Sache wegnimmt, die ein Anderer 


62) Diefer Fall wird ſehr verfchieden beurtheilt. Weiß Gew 
mentar III. ©. 18. Krug Studinll. S. 90, Bild 
ſächſ. Geſetzbuch S. 283, 


| 
| 
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an einem beflimmten Orte liegen ließ, und ber fogenannte 
Binder dies Liegenlaffen bemerkte; oder wo eine Magd in 
dem Haufe ihred Dienftherrn eine Sache zwar an einem 
Orte, wohin fie ohne Wiflen des Eigenthümerd gebracht 
wurde, aber unter Umftänden findet, unter denen die 
Magd willen mußte, daß fie dem Dienftherrn oder einer 
Derfon gehörte, Die in dem Haufe übernachtete und die 
Sache vergaß. Als Diebſtahl erfcheint der Sal, wenn 
in einem Safthaufe ein Reiſender eine von einem andern 
Gafte in einem Zimmer, das dieſer bewohnte, zurückge⸗ 
Laflene Sache wegnimmt; die Anzeige oder Ablieferung der 
Sache an den Saftwirth, welcher als Depofitar der Sache 
zu betrachten ift, und bei welchem fich der Saft, welcher 
die Sache vergaß, erfundigen wird, ift die regelmäßige 
Pflicht ded Finders. — As Diebftahl betrachten wir, 
wenn ein Kutfcher in feinem Wagen eine Sache findet, 
bie ein Fremder zurüdließ. Je mehr der Fall fo befchaf: 
fen ift, daß der Kutfcher nicht irsen fann, wem bie Sache 
gehörte, 3. DB. weiler fah, daß der Meifende, ald er ein: 
flieg, die Sache in den Wagen brachte, deſto weniger 
kann Zmeifel an dem Dafeyn des Diebftahld feyn, wenn 
ber Kutſcher fich die Sache aneignet. Eine andere Geftalt 
gewinnt die Sache, wenn ein Kutfcher, welcher in einer 
Nacht, z. B. von einem Balle, verfchiedene Perfonen, 
die er nicht Eennt, nach Haufe fuhr und am Morgen in 
feinem Wagen eine Sache findet; vielleicht genöthigt, fo: 
gleich wieder einen Reifenden in eine entfernte Gegend zu 
fahren, unterläßt er alle Bekanntmachungen und eignet ſpä⸗ 
ter fich die Sache an 8). Zweifelhaft kann ber Fall wer: 
den, wenn Semand an einer Leiche, welche den Strom 
herabſchwamm, eine Uhr fand und fie für fich behielt. Es 


63) In einem ähnlichen Falle (welchen Hr. Arnold im Ars 
iv des Criminalr. 1843. S. 586 erzählt) erkannte das baier. 


Gericht Fein Vergehen an. 
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wurde hier von dem preußifchen NRevifionshofe Diebſtahl 
angenommen; der fogenannte Finder konnte fich hier nicht 
auf den Fund der Sache berufen, da fon die Volks: 
anficht bier nie von einer gefundenen Sache fprechen wird ; 
er wußte, daß die Sache den Erben der Perfon gehört, 
deren Leiche er traf, und Eonnte nicht im Zweifel feyn, 
daß es leicht ſeyn würde herzuftellen, wer bie Leide im 
Leben war. . 

4) Der Gefetgeber wird am ridhtigflen bei ber Weg 
nahme bed Fundes zwei Arten von Strafbeftinnmungen 
in dad Gefeb aufnehmen. A. Er wird (wie nad den 
oben bemerften Borfchriften in Amerifa und in Deflers 
reich) vorfchreiben, daß jeder Finder, der eine Sache an 
fih nimmt *), fchuldig ift, entweder durch Anfchlag 
an Straßeneden oder durch Anzeige bei ber Obrigkeit 
oder dem Ortövorfteher, oder durch Belanntmadung in 
Öffentlihen Blättern, den Zund zu veröffentlichen. 
Die bürgerliche Geſellſchaft hat entfchieden die Befug— 
niß, Died von Jedem zu verlangen, ber eine Sache fin: 
det und fie an fih nimmt ®); fie kann die Unterlaf: 
fung der Vorſchrift mit einer mäßigen Geldftrafe bedro: 
hen. B. Verfchieden davon find die Strafporfchriften für 
die Fälle, in welchen der Kinder eine Sache dem Bere: 
tigten entzieht, und mit der Abficht Died zu thun Hand: 





64) Es mag weiſe feyn, bei Sachen, die einigen Werth haben 
(3. B. wenn die Sache mwenigftens 1 Gulden oder Thaler 
werth ift), eine folche Vorſchrift zu erlaffen, weil fonft & 
herlichkeiten herausfommen, z. B. wenn Scmand ein altes 
ſchlechtes Federmeffer, oder ein altes Eifen finder. 


65) Wer die gefundene Sache liegen läßt, iſt begreiflich nicht 
zu folcher Thaͤtigkeit zu verpflichten. Cine Haupiſache iR, 
dag das Gefeg nicht beſtimmte Arten der Weröffentlichung 
vorſchreibe, die oft dem Finder fehr läftig feyn Eönnen; 8 
Anzeige bei der Obrigkeit, wo oft der Finder, der . 
Morgens 6 Uhr eine Sache findet, bis 9 Uhr warten mak 
ehe das Anıtslofale zugänglich wird, 
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lungen der Aneignung vornimmt. Eine Gleichftellung 
diefer Handlung mit dem Diebftahl oder Unterfchlagung 
ift unpaflend, weil wenigftend in der Mehrzahl der alle 
der Kinder nach der allgemeinen Meinung die Sache als 
eine folche betrachtet, welche doch für den Eigenthiimer 
verloren ift, und wenn auch nicht juriſtiſch, doch thats 
fächlich als herrenlofe erfcheint, an welcher Jedermann 
Befitz ergreifen kann, vorzüglich bei weniger werthvollen 
Sachen, wo fich nad) der Erfahrung der Verlierende felbft 
nicht darum kümmert. Ergreift auch der Kinder die Sache 
nicht mit der reinen Abficht, fie im Interefle des Beredh: 
tigten zu bewahren, fo liegt doch felten eine wahre diebi- 
[he Abſicht, fondern mehr ein unbeflimmter Wille oder 
eine unklare Abficht zum Grunde; und wenn dann fpäter 
die Handlung hinzufommt, durch welche die Abficht fich 
Fund giebt, die Sache dem Berechtigten zu entziehen, fo 
gefchieht es häufig unter Umfländen, unter denen ber 
Zinder, weil Niemand fich meldet, ober weil lange Zeit 
verfloffen ift, fich überredet, daß er die Sache wie eine her: 
renlofe betrachten darf. Selbft da, wo der Finder fogleich 
mit Der Abficht die Sache fih als Eigenthum anzueignen, 
fie an ſich nimmt, ift die Handlung nicht dem Diebftahle 
gleichzuftelen, da auch hier die Anficht, daß doch der 
Eigenthümer die Sache ald verloren betrachtet, oder nicht 
zu ermitteln ift, dies Bewußtſeyn der Etrafwürdigkeit 
fehr vermindert, und die wahre diebifche Abficht fich erft da 
offenbaren würde, wo bem Finder derjenige befannt wird, 
welcher auf Zurüdgabe ein Recht hat. Da in allen bie: 
fen Zählen objectiv für den Berlierenden ein Rechtöverluft 
entftebt, und fubjectiv der Finder feine Handlung nicht 
als völlig erlaubt betrachten kann, da die Handlung oft 
nahe an andere firafbare Handlungen gränzt, fo ift es 
weife, wenn das Gefeg dafür eine höhere Strafe droht, aber 
die Vorfchrift nicht unter das Kapitel von Diebftahl und 
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Unterfchlagung , fontern in ein eigned Kapitel (etwa wie 
im fächfifchen Geſetzbuche Art.275: von anderen Beinträd 
tigungen fremten Eigenthums, oder wie im preußifchen 
Geſetzbuche Art.263: von dem flrafbaren Eigennupe) fell. 
Da unter den Fällen manche vorfommen, in welchen ber 
hohe Werth der Sache, 3. B. bei Banknoten, die Straf: 
würbdigfeit erhöht oder nad) Umfländen der Fall nahe an 
Diebftahl gränzt, fo ift ed paflend, wenn der Gefehgeber 
das Marimum ber Gefängnißftrafe höher ſetzt, um bem 
richterlichen Ermeflen einen gehörigen Raum zu geben. 


5) Für die richtige praktiſche Behandlung aller hierher 
gehörigen Fälle bewährt fih am beften das Inſtitut der 
Staatdanwaltfchaf.e Der Staatsanwalt, welchem ber 
Fall angezeigt wird, hat die Umftände des einzelnen al: 
led zu würdigen, und zu erwägen, ob er entweder megen 
der Geringfügigfeit den Fall unverfolgt laffen oder nur 
eine Polizeiftrafe wegen unterlaffener Bekanntmachung 
veranlaflen, oder die Anflage auf Aneignung des Fundes 
oder auf Diebftahl ftellen will, in fofern er nach den obi: 
gen Andeutungen hinreichende Thatfachen in dem Falle 
findet, um das Dafeyn der zum Diebftahle gehörigen 
Merkmale nachweifen zu können. 


6) Eine dringende Forderung an den Gefeßgeber iſt es, 
den Xhatbeitand des Vergehens der Aneignung des Jun 
des nicht von Merkmalen abhängig zu machen, beren Er 
forfhung in der Rechtsanwendung zu fehwierigen und 
lange dauernden Unterfuchungen führt, und welche felbf 
trügli find. Darnach müflen wir Die Unterfcheibung, 
ob der Xhäter im Augenblide der Ergreifung die Abficht 
hatte, die Sachen dem Berechtigten zu entziehen, ober 
3. B. die Abficht erſt fpäter hinzufam, für ungeeignet und 
nachtheilig erklären. Wir haben ſchon oben gezeigt, da 
felbft da, wo die fogenannte diebifche Abficht bei ber @ 
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greifung vorhanden war, died nicht dem wahren animus 
furandi gleichgeftellt werden darf. Es ift aber auch un: 
juriftifch ®), wenn man aus nadhfolgenden Hand— 
(ungen ober Willensäußerungen die Strafwürdigkeit der 
vielleicht vor längerer Zeit vorgefommenen Ergreifung ber . 
Sache beurtheilen will. Es ift eine ſchlimme Verwechs- 
lung der Umftände, welche Indicien über bie Abficht des 
Thaͤters liefern Eönnen, mit den Merkmalen des Thaf: 
beftanded, und es ift nicht zu billigen, wenn der Geſetz⸗ 
geber die nachfolgenden Umftände an die Stelle der zu 
dem Verbrechen felbft gehörigen Handlungen fett. Nicht 
weniger unjuriftifch ift es, eine Willensftimmung, welche 
längere Zeit nach der Ergreifung der Sache in der Seele des 
Zinders vorgeht, auf die urfprüngliche Handlung zurüd: 
zubeziehen und die Natur der legten Durch einen folchen (wie 
Korb Campbell fagt von dem Finder, während er im 
Bette lag,) gefaßten Entſchluß in ein anderes Vergehen 
verwandeln zu laflen. Wie endlich kann der Surift es billi: 
gen, wenn man den hinterher gefaßten Entfchluß des Fin: 
ders, die Sache fi anzueignen, ald genügend für die 
Berübung des Verbrechens annimmt, weil bie bloße Ab- 
ficht nicht von der Strafe getroffen werden kann, und ed un: 
juriftifch feyn würde, burch einen Sprung einen innern 
Vorgang ald Akt der Verwandlung de3 animus possi- 
dendi in eine diebifche Abficht anzunehmen 9°). Niemand 
kann aber auch verfennen, daß die Ausdehnung der Un: 
"terfuchung auf den Umftand, ob der Entfhluß der An: 
eignung hinzukam, große Nachtheile erzeugen, die Wer: 
handlung verlängern und ein fehr trügliches Urtheil der 
Geſchwornen oder Richter über ben Umftand, ob der Ent: 
ſchluß hinzukam, veranlaflen würde. 


66) Helie Theorie VI, p. 561. 


e) Bloͤde in den neuen Jahrbüchern des rar. trafrechts I. 
S. 29. Buſch das fähf. Criminalgeſetzb. S 
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7) 3m Zufammenhange damit fteht die Frage: wieam 
beiten der Geſetzgeber die Strafvorfchrift faflen fol, um 
zwar: ob mehr objectiv dad Vergehen an das äußere 
Merkmal geknüpft werden fol, daß ed an einer verlo: 
renen oder an einer nicht im Beſitze eines An: 
dern befindlichen Sache verübt wird, oder fubjectiv dies 
Vergehen von der die Verſchuldung modificirenden Sefin: 
nung bed Thäters, der die Sache für einen Gegenftand 
des Findens halten Fonnte, abhängig zu machen iſt. Für 
die erfte Anficht fpricht der Entſtehungsgrund der Lehre 
von ter Unterfhlagung aus dem germanifchen Rechte. 
Der Diebftahl war Verlegung der fremden Gewere; bei 
der Aneignung des Fundes lag eine Ergreifung einer 
Sache vor, die nicht in fremder Gewere war. Wenn 
nun die Rechtsübung im gemeinen Rechte und neue Ge 
fegbücher die $undaneignung beftrafen, fo fegen fie einen 
Gegenftand voraus, welcher als ein verlorener nicht in 
fremdem Befiße mehr war. Um nun zu erkennen, ob die 
Sache eine verlorene oder noch im Beſitze eines Andern 
ift, kommt man zu der Frage über den Befigverluft, und 
dabei zur Srage: ob dies nach den Grundfäßen des Civil: 
rechts beurtheilt werden fol. In dem oben von und an 
geführten Falle von Weimar zeigt fich klar, wie die Ger 
fehiedenheit der Urtheile der zwei Gerichte nur davon ab: 
hing, ob das Gericht Beſitzverluſt annahm ober nicht. 


Nach römischen Rechte ®) wird dies fehr bedenklih, da 


überall, wo ber bisherige Beſitzer Feine Möglichkeit der 
Einwirkung auf die Sache hat, alfo nicht weiß, wo bie 
Sache fich befindet, der Beſitz ald verloren gilt ®a), Bir 
halten es nun nicht für zweckmäßig, von der Anwendung 
diefer civilrechtlichen Grundfäße die Entſcheidung der Fragt 


68) L. 3. $. 13. L. 25. D. de poss. 


688) Gute Ausführungen in der Anwendung auf Fundaneignun f 
im Wochenblatt für Strafrechtöpflege in Thüringen. 1852. ©.3M 


\ 
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abhängig zu machen, ob Diebftahl oder Zundaneignung 
vorliegt 22). Der Gefeßgeber veranlagt fonft fehr Lang» 
dauernde und fehmierige Unterfuchungen über das Dafeyn 
der Merkmale, von welchen die Entfcheidung abhängig ges 
macht wird, wie fich Elar in dem angeführten weimas 
rifchen Kalle zeigte. Es hängt dabei viel von der Erfläs 
rung bed vorigen Befikerö ab; fobald er fagt, daß er 
wußte, wo bie Sache liege, muß Diebftahl angenommen 
werben, weil aus fremdem Befige die Sache genommen 
ift; dies ift aber bedenklich, weil dabei zuviel von dem 
Willen des Beichädigten abhängig gemacht und diefe Er- 
klaͤrung fehr trüglich ift, indem häufig ter Befchädigte 
nur feinen Slauben befhwört. Wie fehwierig ift es, wenn 
z. B. der Verlierende an uerfchiedenen Orten kaufte, erft 
nach mehreren Stunden oder Tagen den Verluſt feiner 
Börfe bemerkt und nur fagen kann, daß er fie wahrfchein: 
ch an einem ter 12 Orte babe flchen lafflen. Dean 
acht davon die Rechtöanwendung von fremden That: 
ben und von Gefinnungen eined Andern abhängig. — 
rraus erklärt fih, warum auch neuere Schriftfteller, die 
3 Bebenkliche der Anwendung des Givilrechts hier er: 
nten, verfuchten 79), das Merfmal der verlorenen Sache 
andere Art zu bezeichnen. Wir find aber überzeugt, 
jeder Berfuch in einem Strafgefeße, einen ficher leiten: 
Begriff der verlorenen Sache aufzuftellen, nicht durch» 





) Anders ift dies nach preußifchem Rechte, wo der Befitz 
verloren wird, wenn es dem Befiger, der die Gewahrfam 
er Sache verlor, zugleich unmöglich wird, die Sache wieder 
3 erlangen; f. in Daniels Lehrbuch des preuf. SPrivatr. 
bh. 1. ©. 220. In dem öſterreich. bürgerl. Gefegbuch 
et. 388 heißt cs: Es tft im Zweifel nicht zu vermuthen, 
5 Iemand fein Eigentbum wolle fahren laffen; daher darf 
n Finder cine gefundene Sache für verlaflen anfehen und 

) diefelbe aneignen. 


Blöde a a D. und Walther über Funddiebſtahl 
74. Gute Unterfcheidungen im Wochenblatt ©. 215. 216, 
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zuführen ift, und ziehen daher (wie auch bie erwähnten 
Schriftfteler auf den guten Glauben bed Thaͤters fehen 
wollen) es vor, wenn der Gefeßgeber die Zaflung wählt, 
die Aneignung gefundener Sachen da anzunehmen, wo 
Jemand eine Sache an fi nimmt, von der er vernünftiger 
Weiſe annehmen Eonnte, daß fie der vorige Beflker ver: 
foren habe. Die Umflände des einzelnen Falles 7!) wer: 
den hier entfcheiten und der gemeine Spracdhgebraud muß 
dabei angewendet werden. 

8) Für einen großen Sehler einer Gefeßgebung halten 
wir ed, wenn fie einzelne Handlungen aufzählt, an 
welche fie die gefeßliche Bermuthung des Daſeyns ber die: 
bifchen Abſicht Enüpft, ober bei Unterlaffungen gewiffer 
Borfchriften diefe Abficht annimmt. Es ift Dies immer 
noch das Fortwirken der ehemaligen im baterifchen Gefek 
buche aufgeftellten grundlofen Anfiht von ber praesentia 
doli; der Gefeßgeber erhebt auf eine ungerechte Weife 
dad, was zumeilen unter befonderen Umftänden als Indis 
cium des Dolus vorkommt, zur gefeßlichen Regel, durch 
welche er auf den Angeflagten oft einen ſchwierigen, fof: 
fpieligen Entfchuldigungsbeweis wälzt. Alle jene Hand: 
lungen, bie unfere Gefeßbücher ald Aneignungshandlun: 
gen anführen, können wichtige Indicien gegen ben An 
geflagten begründen ; aber jede berfelben Fann audy ohne 
die Abficht der Aneignung vorfommen; insbefondere if 
Abläugnen des Befiges nicht felten Folge eines ſchlechten 
Scherzes, oder ber Abficht, den Andern zu neden, ober eine 
Antwort, um der anmaßenden unartigen Befragung entge 
genzutreten, oderdie Folge des Wunfches, befjere Legitima⸗ 





71) Die Frage kann nur feyn, ob man diefe Faffung oder I 
z. DB. des hannoverſchen Gefegbuchs Art. 305, von der er WP 
nünftigerweife nicht ammehmen Eonnte, daß der Eigenthice 
fie aufgegeben habe, vorziehbt. Wir halten die pofitive PP 
fung für die zmedmäßigfte. % 
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tion des Kordernden zu erlangen, oder aus einem Reten: 
tionsrechte erflärbar, das der Finder geltend machen will, 
Selbſt dad VBerbrauchen der Sache tft Eein ficherer Beweis 
diebifcher Aneignung, weil nicht felten der Finder die 
Sache (die durch längeres Aufbewahren verderben würbg) 
verwendet, ohne Deswegen der Pflicht fich entziehen zu wo 
len, dem Eigenthümer, wenn er ſich meldet, Erſatz zu 
leiften 72). Noch ungerechter ift ed, an die Unterlaffung 
der Öffentlichen Anzeige die gefeßliche Vermuthung diebi⸗ 
ſcher Abfiht zu knüpfen, weil fo oft Vergeſſenheit, Un: 
möglichkeit im Drange der Umftänte, 3. B. wenn Jemand 
ſchnell abreifen mußte, oder dur) Unglüdöfälle, die auf 
ihn einflürmten, 3. B. Krankheit, gehindert war, die Un: 
terlafiung der Bekanntmachung erklären. 

Ueberlaffe der Gefebgeber dem verftändigen Ermeffen 
der Richter die Beurtheilung der Umftände des Falle, 
und bleibe er dem Rechtsgrundſatze treu, daß dem An: 
Eiäger ed obliegt, die Beweife für alle Merkmale des 
Berbrechens zu liefern, von deren Dafeyn die Anklage 
abhängt. \ 





72) Arnold im Archiv des Eriminalr. 1849. ©. 538. 


XX. 


Zur 
Theorie des Indicienbeweiſes 


Von 
Herrn Kanzleirath von Wick 
zu Bützow. 





§. 1. 
Wi unterfcheiden hier zunächft nicht zwifchen geſetz⸗ 
licher und wiffenfchaftlicher Beweistheorie. Was 
wir über die Theorie des Sndicienbemweifes zu bemerken 
haben, wird, wenn es fich ald richtig ausmeifen folle, 
auch da feinen Werth behalten, wo es Feine gefegliche Be 


weistheorie giebt. Jede wahre Beweisregel hat dad RKecht 


auf Anerfennung in den Gerichten, au wenn ihr keiner⸗ 
lei gefegliche Sanction zu Hülfe fommt. Sie hat biefes 
Recht nicht blos vor den juridifch gebildeten Richtern, bie 
ihre Urtheile durch Entbindungsgründe motiviren, fondern 
felbft dem Gewiffen der Gefchwornen gegenüber, die man 
von der Pfliht, die Gründe ihrer Entſcheidungen anzu⸗ 
geben, entbunden hat; denn von der Pflicht, nach Grün 
den, zu urtheilen, wird fich doch Fein gewiffenhafter 
Gefhmworner entbunden haften, ja auch nicht von da 
Pflicht, fich die Gründe feines Urtheild klar zu macher, 
fo weit er es vermag. Sagt er fi von dieſer Verpfih 
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tung los, fo fteht fein Urtheil entweder auf dem Grunde 
roher Willkühr oder dunkeln Aberglaubens. 

Bon einer andern Unterſcheidung dagegen können 
wir hier nicht abſehen, naͤmlich von dem Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen juriftifcher und log iſcher Beweistheorie. Dieſe 
beiden fallen nicht in allen Stücken zuſammen, ſelbſt in 
der Idee nicht, gehen vielmehr in mehrfacher Beziehung 
auseinander, und ſtehen ſich in gewiſſem Betracht als 
Gegenſaͤtze gegenüber. Zwar nach Wahrheit ſtreben beide, 
und die Wahrheit kann nur eine ſeyn; aber beim jurifti: 
ſchen Beweiſe fommt ed denn doch noch auf etwas mehr 
als auf die bloße Wahrheit an. Es genügt z. B. nicht, 
daß der Richter fagt: ich habe die Sache ernftlich geprüft, 
babe mic) bei allen Perfonen, die Biffenfchaft von derfel: 
ben hatten, erkundigt, und gefunden, daß der Angeklagte 
fchuldig oder unfchuldig iſt. Selbft wo Gefchworne ur: 
theilen, bürfen fie fo nicht fprechen; denn fie find an eine 
beflimmte Form des Verfahrens gebunden, die fogar ſtren⸗ 
ger ifi ald bie Formen des gemeinrechtlichen Proceſſes. 
Zwar die Gründe ihred Urtheild anzugeben, erläßt man 
ihnen, und fegt ſich in fofern allerdings der Gefahr aus, 
ein blos fubjectives Urtheil zu erhalten; aber fo viel man 
kann, bemüht man fi) doch, dieſer Gefahr vorzubeugen 
durch firenge Regeln des Verfahrens und in England felbft 
Dar) Regeln des Beweifes. . 

Zwar ift e8 Grundſatz im Griminalrechte, daß juri- 
ſtiſch nichts wahr feyn kann, was logiſch unwahr iſt; al: 
lein andrerfeitd kann, weil es bei jedem juriflifchen Be⸗ 
weife noch auf Andres als blos logifche Wahrheit anfommt, 
nicht alled logiſch Wahre auch für juriftifh wahr gelten, 
wenigftend da nicht, wo ed fih um Thatſachen handelt, 
Die dem Angefshuldigten nachtheilig werden können. Das 
Beugniß eined Kindes oder einer andern zum Zeugnifle 
unfäbigen Perfon kann logifch betrachtet oft eine große 

Archiv d. Er. 7. 1852. IV. St. Ji 
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Ueberzeugungskraft haben und aus dem Läugnen bed Ans 
gefchuldigten oder eines verbachtigen Zeugen fann ber Men⸗ 
ſchenkenner oft eben fo ficher die Wahrheit der Schuld her: 
außlefen, wie aus ihrer bejabenden Ausſage. Nichte 
defto weniger verbietet jebe gefegliche oder wiſſenſchaſtliche 
Beweistheorie, auf folche Beweismittel hin zu verurtheis 
len. Selbſt der franzöfifhe Griminalproceß, der fih 
aller Beweisregeln entledigt bat, kennt unfähige 3a 
gen und ift in dem Verbote ihrer Abhörung firenger alb 
manche andere Gefeßgebungen, bie eine Beweistheorie 
aufftelen.. Aber auch foweit die Gefeßgebung bem 
Richter volle Freiheit läßt, wird biefer einen juriſtiſchen 
Werth und Unwerthb ber Beweismittel anerkennen, ber 
nicht mit dem blos Logifchen zufammenfällt. Er wird mehr 
Bedenken tragen, den läugnenden als den geflehenben 
Angefchuldigten zu verurtheilen, er wird das Zeugniß: 
eined Kindes nicht dem eines Erwachſenen gleichftellen, 
wie fehr es auch die logifche Wahrfcheinlichkeit für fi hat. 
Selbft Sefhworne werben ſich an dergleichen Regeln im 
Gewiſſen gebunden halten; rechtögelehrte Richter, bie 
Entſcheidungsgründe geben, find ſchon Durch ihre ganze 
Bildung und die Natur der Sache daran gebunden.  : 

Worauf beruhet nun dieſer Unterfchied des jurife 
fhen und blos logiſchen Beweiſes? Hierauf läßt fi zu⸗ 
nächft antworten: Das Rechtfprechen,.. und namentlih 
das criminelle, iftein Gefhäft von öffentlichem Che 
racter. Darum ift e8 in der Orbnung, daß es feine 
Wahrheit anerkennt, bie auf einem nicht öffentlich 
erfennbaren Wege gefunden if. Hiermit ift indeſſen 
der Character des Griminalbeweifed nur zum Theil er 
ſchöpft. Wollte man blos auf feinen öffentlichen Char 
vacter die Beweistheorie gründen, fo wäre das nicht viel 
beffer alö die gewöhnlichen Lobpreifungen des öffentliches 
Berfahrens und des Gefchwornengerichtd, bie fich ganz a8 
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Unde biefer Art anklammern. Die fchließliche Recht: 
tigung jeder juriflifchen Beweistheorie muß tiefer Liegen. 
eil die Urtheile im Namen der ewigen Gerechtigleit, 
bt des practifchen Nutzens ober ber theoretifchen Wißbe⸗ 
rde gefprochen werden, darım trägt der Griminalbe: 
is feinen beflimmten Chararcter, und darum unterfcheb 
er fi) von dem blos Iogifchen Beweife. Verſuchen wir 
ſes zu zeigen. 

Es giebt in menfchlichen Dingen Peine abf olute 
ihrheit. &äbe es eine folche, und wäre es der menfch- 
en Kraft vorbehalten, fie zu finden, fo dürfte Fein 
minalverfahren für befchlofien erklärt werben, bevor 
n fie gefunden hätte. Da aber dem nicht fo iſt, da 
: niemald darauf rechnen können, einen abfolut zwin- 
iden Beweis herzuftellen, da es ferner für den Men: 
ss mandherlei Grade und Arten des Fürwahrhaltens 
„t, fo entfteht die Frage: mit welcher Wahrheit fol 

ber Griminalbeweis begnügen? Daß für ihn keine 
be Wahrheit, Eeine bloße Wahrſcheinlichkeit, 
fie fonft wohl in practifchen Dingen für ausreichend 
ommen wird und genommen werden muß, ausreichen 
n, liegt auf der Hand. Es wäre eine offenbare Unge⸗ 
tigkeit, wenn man einen Menfchen für fehuldig oder 
h mit pofitiver Beftimmtheit für unfchuldig erklären 
Ite, bloß weil die Schuld oder Unſchuld wahrfceinlich 
© Das ift dad Mindeſte, wad man von jedem verur- 
lenden, aber auch von jedem pofitiven Unſchuldserkennt⸗ 
fordern kann, daß die erfennenden Richter von beffen 
hrheit felbft feft überzeugt find. Doch hat fich Feine 
ildete Geſetzgebung mit diefer blos fubjectiven Gewiß⸗ 
begnügt. Selbſt der franzöſiſche Proceß ordnet ſtrenge 
meln des Verfahrens an, und duldet nicht, daß der 
Wer jedem beliebigen Beweismittel Gehör gebe, wenn 
wich über den Werth ber erlaubten Beweismittel Feine 
Ji 2 
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bindenden Vorfchriften giebt. Er darf dieſes nicht dulden, 
wenn er nicht in Ungerechtigkeit verfallen will. 

Denn nicht jedes Mittel, die Wahrheit herauszu: 
bringen, iſt im Criminalrecht für ein erlaubte® zu halten. 
Hierin zunächit unterſcheidet ſich der juriftifche Beweis von 
dem bios logiſchen. Der Richter darf den Angeflagten 
und die Zeugen nicht wie der Naturforfcher eine Pflange 
behandeln, an der er Beobachtungen und Verſuche an: 
ftelt, wie fie feinem Zwede am dienlichften find. Er 
muß bei der Unterſuchung bie Rechte bed Angeklag⸗ 
ten und der Zeugen achten. Aber noch mehr, er muß 
dies auch bei der Entfheidung. Died kann wohl fe: 
nen Zweifel leiden; denn wenn fchon bei der Unterfudhung 
nicht jedes Mittel der Wahrheitderforfchung erlaubt iſt, 
wenn zum Beifpiel die Gefeßgebung verbietet, abfolut un: 
fähige Zeugen auch nur abzuhören, wie viel mehr muß ed 
unerlaubt feyn, auf ein ſolches unzuläffiges Beweismittel 
bie Entfcheidung zu gründen? Oder weshalb wäre ed denn 
geleglich verboten, gewiffe Zeugen abzuhören, wenn nidt 
der Geſetzgebung daran läge, baß die Ausſagen folcyer Per: 
fonen nicht der Entfheidung zum Grunde gelegt werden? 
Es liegt ihr hieran, weil ed ihr um juriftifche Wahrheit, 
nicht um blos logifche zu thun iſt; denn vom logiſchen 
Standpunkte aus fann ein ungültiged Geſtändniß over 
das Zeugniß eined unfähigen Zeugen den Umftänden nach 
eben fo viel und mehr Glauben verdienen als ob daffelbe 
vollfommen gültig abgegeben wäre. Dennoch erflärt de 
Sefeßgebung die Abhörung gemwiffer Perfonen unter al» 
ten Umftänden für unzuläffig, und weifet hiermit ben 
Richter an, daß er einer folhen Ausfage, wenn ihm die 
felbe etwa auf außergerichtlihem oder zwar auf gerkh® 
lichem aber ungefeglihem Wege zu Ohren fommen folltt, 
feiner Entfcheidung nicht zum Grunde legen darf. Kam 
es einen Zweifel leiden, daß felbft Gefchworne an dirk 
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wfchrift gebunden find? Oder wollte man es für erlaubt 
ten, wenn fie auf die alleinftehende Audfage eines un: 
ägen Zeugen bin einen Angeklagten verurtheilten? Ge⸗ 
3 nicht; denn wie fehr auch immerhin eine folche Aus⸗ 
e bie logiſche Wahrfcheinlichkeit für fi) haben mag, 
iſtiſch entbehrt fie aller Werechtigung , als Beweismittel 
bienen. Kein Angellagter braucht fie gegen fich gel: 
zu lafien, und legt man ihe dennoch ein entfcheiden> 

Gewicht bei, fo begeht man eine offenbare Ungerech⸗ 
feit gegen ihn. 

Denn dee juriftifche Beweis Fennt noch ein höheres 
fe ald das der blos logifhen Wahrheit. Er Fennt vor 
en Dingen dad Gefeg der Gerechtigkeit. Nicht jedes 
eweismittel ift gerecht und nicht jedes Mittel der Wahr: 
itserforſchung erlaubt. Darum hat fchon der Unter: 
hungsrichter und eben fo fehr der entfcheidende Richter 
t Gewiſſenhaftigkeit zu prüfen, von welden Mitteln 
Beweiſes er Gebrauch machen will. Die Beweismit: 
‚ auf welche er feine Üeberzeugnng bauet, bat er dem 
‚gellagten gegenüber zu rechtfertigen. Denn man er: 
ige wohl, wir haben feine abfoluten Beweismittel; es 
bt keins, dem ſich unfere Ueberzeugung unbedingt unter: 
fen müßte. Wenn bie Gefebgebung nun dennoch) 
Aangt, daß fich der Angeklagte gewiffen Beweismitteln 
terwirft, und daß er die auf diefelben gebauete richter: 
ye Ueberzeugung ald Wahrheit gegen fich gelten läßt, 
muß die Berechtigung hierzu wohl noch in etwas An» 
rm liegen, als blos in der logifchen Ueberzeugungäfraft 
fer Beweismittel. Wie verhält es fih nun in diefer 
tgiehung mit ben einzelnen Beweismitteln? Worauf 
ruht die Berechtigung, fie gegen den Angeklagten ans 
wenden? 
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That vernichtet oder deren Vortheile ſich angeeignet hat: 
worauf berubet die beweifende Kraft aller ſolcher Indian? 
Doch wohl zunächft nicht auf phyſiſchen, fonbern auf piy 
&ologifchen Gründen und zwar auf ſittliſch⸗pſychelogi⸗ 
ſchen; denn wir haben ed ja hier mit freien Handlungen 
des Angeflagten zu thun, bie aus beffen fittlichem Cha 
racter ihre Erklärung empfangen, fo wie fie hinwiederum 
auf diejen ihr Licht zurüdwerfen. 


So viel über die fittliche Natur des Indicienbeweife. 
Wollten wir weitergehen, To könnten wir zeigen, daß ber: 
felbe in einem noch weit höheren Sinne auf fittliher 
Grundlage beruhet, nämlich auf dem Glauben an eine 
fittlihe Weltorbnung. Denn wie fehr auch, bie be 
weifende Kraft jeder einzelnen Anzeige nur von phyfiſchen 
oder pfychologifchen Gründen abzuhängen ſcheint, dab 
jenige, was einem Complexe von Anzeigen die Kraft giebt, 
und vollfländig von der Schuld bed Angeklagten zu Über: 
zeugen, beruhet niemals allein auf folchen Gründen, ſon 
dern es beruhet auf der Betrachtung ihres bieder 
Beieinanderfeynd. Nur weil ed und unerträglic if, ba 
Zufammentreffen der vorhandenen Anzeigen dem 
Zufalle oder einer dunkeln fataliſtiſchen Macht zuzuſchre⸗ 
ben, fühlen wir uns zuleßt zu ber Ueberzeugung gebran 
gen, baß Niemand anders ald der Angeklagte die TH 
begangen habe. Der lebte Grund unferer Ueberzeugen 
ift mithin der Glaube, daß in dem ———— 
hiſtoriſchen Ereigniſſe eine ſittliche und verftändige © 
nung woaltet. 


Mir führen jedoch dies Alles hier nicht weiter aub; 
denn es ift für diesmal nicht unfere Abſicht, und mit bu 
fittlihen und logifchen Grundlagen des Anzeigenberonl 
zu befchäftigen, fondern mit dem, was wir oben die ⸗ 
ftifche Grundlage genannt haben. u 
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. Worauf beruhet unfer Recht, den läugnenden An» 
lagten auf Indicien zu verurtheilen, und weldes find 
juxiftifchen Bedingungen, unter denen uns diefed Recht 
leht? das find die Fragen, deren Beantwortung wie 
8 hier zur Aufgabe geftellt Haben. 

$. 4. 

Daß bei dem Anzeigenbeweife von abfoluter Wahr: 
t noch weniger die Rede feyn kann al3 bei dem auf Ge: 
idniß oder Zeugenaudfagen gebaueten Beweife, ift un- 
gbar. Im Allgemeinen tritt bei ihm das fubjective 
ment in der Weberzeugung bes Richterd weit flärker 
por, es kommt weit feltener der Sal vor, daß der Rich⸗ 
‚mit Sewißheit fagen kann: ich weiß, daß Jeder, ber 
Sache undefangen prüft, mit mir zu demfelben Reſul⸗ 
e kommen wird. Der Richter übernimmt alfo, wenn 
mf Anzeigen verurtheilt (aber auch wenn er auf dieſel⸗ 
‚ ein pofitived Unfchuldig fpricht), eine größere Verant⸗ 
stlichteit, als wenn er auf ein Geſtändniß oder 
guiß hin dad Schuldig erflärt. In diefem Falle kann 
Ich immer noch darauf berufen: nicht ich bin ed, der 

Angellagten verurtheilt, fondern er felbft oder bie 
zen haben ihn fchuldig geiprochen. Aber beim Anzei⸗ 
zeweiſe fällt alle Verantwortung auf den Richter 
355 darum bebarf er gerade hier der Rechtfertis 
rg barüber, daß er diefem Beweismittel und feiner 
gef gegründeten Ueberzeugung folche Macht einräumt. 
jer nimmt er diefe Rechtfertigung ? 

„Man tönnte fi zunäcft auf die Nothwenbdig: 
bu berufen; denn das ift freilich gewiß, daß wenn 
sünmittelbare Beweismittel gelten follten, viele Ver⸗ 
ben unbeftraft bleiben würden. Allein aus dieſer 
tifchen Nothwendigfeit folgt doch immer nur die Bes 
figung zu polizeilichen Sicherheitömaßregeln 
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gegen den durch Anzeigen überwiefenen Angeklagten; nie: 
mals können wir mit der practifchen Nothwendigkeit ed 
rechtfertigen, daß wir ihn im Namen ber Gerechtig⸗ 
feit verurtheilen; denn die Gerechtigkeit hat es mit an 
dern als folchen endlichen Zwecken zu thun. 

Es wäre denkbar, daß der Angefchuldigte vor der 
Entfheidung erklärte, er unterwerfe fich dem Ur: 
theife, welches der Richter auf den Grund der vorliegen: 
den Anzeigen für oder gegen ihn audfprechen werde. Eine 
ſolche Erklärung, wo fie freimillig gegeben würde, wäre 
allerbingd mehr werth, alö jene leere Form der Unterwer 
fung unter den Urtheilöfpruch der Befchwornen, wie fe 
bis in unfere Zeit in England üblich war. Solch uw 
wahres Formweſen mag in England ohne Anftoß ertragen 
werben; unfer beutfher Proceß würde dadurch feinen 
ebelften Eharacterzug einbüßen, die Ehrlichkeit und Bahr 
haftigkeit. — Aber auch angenommen, daß ein Ange 
klagter ſich im einzelnen Falle frei und ungezwungen ber 
auf Anzeigen gegründeten Ueberzeugung des Richterd me 
terwürfe: wäre eine foldhe Erklärung wirklich für * 
gend zu achten? Liegt nicht vielmehr ein innerer 
ſpruch in ihr? Uns will dies fo fcheinenz denn eb dag 
beit ſich ja hier nicht um eine Rechtöfrage, über Die 54 
allemal der Anfichten viele möglich find, fondern um ik 
Thatfache, die entweder nur geſchehen oder nid 2 
fchehen feyn kann; es handelt fih um eine That ,. die 
Angeklagte felbft vollbracht zu haben befchulbigt 2 
und über die man daher von ihm jedenfalls ein beſtir 
Ja oder Nein erwarten muß. Was fol uns I 
eine Erklärung nügen, die nicht ohne Unwahrheit « u 5 
geben werden kann? Denn ift ber Angeklagte fi © 
fo wird er, wenn er die Mahrheit ehrt, betennen; k . 
aber unfchuldig, fo muß er auch feine Unſchuld « 3 
zeigen gegenüber feft behaupten, und darf fich nid 
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beine der Anzeigen und der fubjectiven Weberzeugung 
} Richterd unterwerfen. Wollte man ftrenge feyn, fo 
inte man eine folche Erklärung ald ein verftohlnes Ge⸗ 
ndniß oder als eine neu hinzukommende Anzeige behan⸗ 
n, weil der wirklich Unfchuldige fich nicht leicht in fol: 
r Weiſe dem Urtheil des Richters unterwerfen wird; 
h das alte Vorrecht der Vertheidigung verlangt, daß 
r fie ald eine Läugnung der Schuld behandeln; aber 
in eben verliert fie auch ihre Bedeutung. 

Alfo nicht in einem ſolchen ausdrüdlichen Unterwer: 
Igsact haben wir die Berechtigung zum Anzeigenbeweife 
fuhen? Wo ift fie denn aber zu finden? — Wir 
pägen noch einmal: einen abfoluten Beweis ber Thä- 
ſchaft durch Anzeigen giebt es nicht; vielmehr fönnen 
g Anzeigen trügen, ja der Angeklagte hat ein Recht, zu 
Tangen, daß wir ihnen feinen Glauben fchenfen, in 
seit er ein Recht hat, zu verlangen, daß wir ihn als 
wa glaubwürdigen Mann anerkennen; wäre er vollkom⸗ 

glaubwürdig, fo dürften wir ihn niemals auf An⸗ 
on verurtheilen; denn das Wort eined volllommen 
abwürdigen Mannes ift mehr werth ald hundert An- 
gen. Iſt er aber auch immerhin nicht vollfommen 
mbwürbig, fo fragt es fich dennoch: was giebt und das 

„das Wort eines lebendigen Menfchen für nichts zu 

I den todten Anzeigen gegenüber? Mit andern Wor⸗ 
12 was giebt dem Richter dad Recht, feine auf Anzei: 

t. gegründete Ueberzeugung dem läugnenden Angellag- 
genüber als die vor der Gerechtigkeit geltende Wahr: 
Bau verfünden? Daß der Anzeigenbeweiß zur vollftän- 
Ueberzeugung des Richterd führen kann, wollen wir 
Augenblick läugnen; aber daß der Angeklagte nad) 
Ueberzeugung gerichtet werden fol, dad fann nur 
$ befondern Bedingungen gerecht feyn. el: 
Find diefe Bedingungen ? 
d. Gr. R. 1852, IV. ©t. Kt 










m 
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Bei dem Geftändnig fanden wir die Berechtigung 
des Richterd, den Angeklagten zu verurtheilen, darin, 
dag wer bekennt, fich ſelbſt fhuldig fpricht; wer ſich 
aber felbft ſchuldig fpricht, der kann ſich gewiß nicht bes 
fchweren,, daß auch der Richter ihn dafür erkennt; denn 
angenommen auch, das Seftändniß wäre falfch, fo kann 
doch, wenn ed übrigens nur ernftlid und gültig abgelegt 
ift und keine erhebliche innere oder äußere Gründe ber 
Wahrheit gegen fich hat, der Richter ſich zu feiner Recht⸗ 
fertigung allemal darauf berufen, daß nicht er den Ange : 
Hagten, fonbern diefer felbft fih dad Urtheil geſprochen 
bat. Sollte nicht eine ähnliche Berufung auch beim A 
zeigenbeweife möglich feyn? Zwar davon, daß der Ange 
Elagte fich wirklich felbft fchuldig ſpricht, kann hier nicht 
die Rede feyn; benn er läugnet ja eben Die That, aber 
der Fall ift allerdings denkbar, baß der Angeflagte fich- 
felbft indicirt. Bereits oben haben wir gefehen, daß 
die wichtigfle und zahlreichfle Glafle der Anzeigen aus ſol⸗ 
chen befteht, die fich auf deö Angeklagten eigene Hanblum‘ 
gen oder Reden gründen. Wenn nun eine berartige Ast 
zeige vorliegt, wenn z. B. der Angeklagte Worbereitum” 
gen ber That getroffen, wenn er deren Vortheile fi «w 
zueignen, oder ihre Spuren zu vernichten gefucht, werk 
er mit erwiefenen Theilnehmern des Verbrechens verkeit; 
oder andere zu demfelben zu verleiten gefucht, wenn. 
Fluchtverſuche unternommen hat u. f. w.: follte man 
allen diefen Fällen nicht fagen können, ber Ang 
habe fich felbft indicirt? Noch mehr, follte nicht, we" 
er fi) in diefer Weiſe felbft indicirt hat, dem Richter 
Recht zuftehen, ein verurtheilendes Erfenntniß au 
chen, voraudgefegt, daß alle Umflände des Falles 
net find, die vollftändige Ueberzeugung von der 
des Angellagten zu begründen ? 


| 
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Wenigſtens foviel wird man zugeftehen müffen, dag 
mn der Richter in einem folchen Falle. verurtheilt, er 
x ein ähnliched Recht in Anſpruch nimmt wie oben, 
mm er auf ein Gefländniß die Verurtheilung auöfprach; 
nn wenn ed gewiß tft, daß der auf fein Geſtändniß 
ulbig gefprochene Angeklagte ſich nicht befchweren kann, 
il er ja felbft es war, der fich fchuldig fprach, fo wird 
an dem fich felbft indicirenden Angeklagten mindeftens 
viel entgegenhalten Eönnen, daß wenn auch dad ver- 
theilende Erfenntniß nicht allein durch feine Schuld ber: 
geführt worden, es doch jedenfalls nicht ohne biefelbe 
Stande gefommen iſt. Wer fich felbft indicirt, macht 
h ſelbſt verdächtig. Nun ift zwar Verdacht noch Feine 
ewißheit der Schuld; aber wenn die übrigen Um- 
inde des Kalled geeignet find, dieſe Gewißheit herbeizu⸗ 
bren, follte fih der Richter da nicht berechtigt halten, 
u Angeklagten, der fich felbft indicirt hat, zu verurthei⸗ 
st Wir glauben ihm ein folched Recht zufchreiben zu 
Ken; denn der Berbacht, den der Angeklagte gegen 
5 herbeigeführt hat, wie wenig er auch für fich allein 
e Berurtheilung ausreichen mag, bildet doch mit allen 
rigen Umfländen des Falles zufammen ein Ganzes und 
6 mit ihnen in Gemeinfchaft betrachtet werden. Auch 

dem Geftändniß gilt ja der Grundfag, daß baffelbe 

die Umftände des Falles betätigt feyn muß, minde⸗ 
35 ihnen nicht widerfprechen darf; ifolirt von den Um: 
n darf mithin auch das Geſtändniß nicht betrachtet 
sen. Aber nach demfelben Princip darf man aud 
8 Werbacht, den der Angeklagte gegen fi) herbeiführt, 
von den Umftänden ifoliren. Sa man Fann dies 
Be einmal, weil jeder Verdachtögrund feine rechte be: 
nde Kraft erft aus den Umfländen entnimmt;, benn 
I allein betrachtet giebt jeder verbächtigende Umſtand 
hſtens eine ſchwache Bahrfcheinlichkeit fi die Annahme, 
Kt 2 
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baß der Thäter Die That begangen ; feine ganze Beweis⸗ 
kraft berubet in der Sfolirung nur auf der leicht trüglichen 
Analogie, daß in ähnlichen Fällen ähnliche Umftände den 
wahren Thäter indicirt haben; erft wenn man ihn mit 
andern Umftänten des Falles zufammenhält, Tann er zu 
einer erheblichen Mahrfcheinlichkeit führen. Deshalb kann 
von einer ifolirten Betrachtung der verbächtigenden Um 
fände in der Wirklichkeit nicht die Nebe ſeyn; aber eben 
deshalb kann auch ein Angeflagter, der fich durch irgend 
eine Handlung eines Verbrechens verdächtig gemacht hat, 
feinen Anfprud darauf machen, daß nur biefe einzelne 
Handlung gegen ihn ald Beweis angenommen werde; . 
vielmehr muß er es ſich gefallen laſſen, daß wir ihn nad 
bem Ganzen ber ihn inbicirenden Umftände richten, von 
denen jene Handlung einen Xheil bildet. 

Mer fi) felbft indicirt, der iſt jedenfalls ſchulbig, 
fih, wenn er es vermag, wegen be3 felbfiverfhulbeten 
Verdachts zu rechtfertigen. Vermag er aber biefe | 
Rechtfertigung nicht zu geben, führt vielmehr die Unter 
fuhung d. h. die Prüfung der Umflände den Richter zur 
gewiffen Ueberzeugung feiner Schuld, fo bat er keinen 
Grund, ſich zu befchweren, daß nun auch feine Schuh 
vom Richter ald gewiß ausgefprochen wird. Gr bat, 
wenn man fo fagen darf, fich dem Sottesurtheil der Ur 
terfuchung muthwillig unterzogen und muß nun aud de 
Ausſpruch fich gefallen laſſen, mag er für ober gegen. ge 
audfallen. Mit andern Worten: er bat die Unterf 
hung verfchuldet, und muß nun auch die Verurthei⸗ 
lung als eine verfchuldete hinnehmen , vorausgefehl 
daß fie in den gegen ihn zeugenden Umftänden wirklich be 
gründet war. 

Es fommt hier nur ein Grundſatz zur erweiten | 
Anwendung, ber auch fonft mehrfach im Recht i 
kehrt, nämlich, daß wer dad Beweisverfahren verſchatet Hb 


— — 
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‚ fih die Anwendung von Beweismitteln gefal: 
lafien muß, die er unter andern Umfländen zu ver 
fen dad Recht gehabt hätte So muß fi im Civil: 
sefle der Damnificant den Würderungseid des Damni⸗ 
ten über die Größe des Schadens gefallen laffen, und 
Sriminalrechte ift es hergebrachter Grundfaß, daß die 
Tande des objectiven Thatbeflandes Feine fo firenge 
hi der Beweismittel, ja felbft feinen fo firengen Be: 
d erfordern, wie die Thäterſchaft; man begnügt fich 

felbft mit bloßen Wahrfcheinlichkeitäbeweifen;, denn 
fih der Angeklagte der That fehuldig gemacht, fo 
a.er fich nicht beichweren, daß wir ihm aud alle Fol⸗ 
ı und Nebenthatſachen zuredhnen, welde aus 
Umftänden mit Wahrfcheinlichkeit fih ergeben. Aber 
te man nicht audy umgekehrt fagen dürfen: bat fid) 
Angeklagte der That verdächtig d. b. hat er fich einer 
idlung fchuldig gemadt, die mit Wahrfcheinlichkeit 
die verbrecherifche That hinweift, fo kann er ſich nicht 
weren, daß wir ihn diefer felbft für fchuldig erkennen, 
n bie übrigen Umflände jene Wahrfcheinlichfeit zur 
ißHeit erheben. Das Princip wenigftend fcheint in bei- 
Källen dafjelbe, nämlich der Grundfaß, daß wo durd) 
eigene fittlihe Verſchulden des Angeklagten ein Be: 
zverfahren gegen ihn herbeigeführt wird, die Entſchei⸗ 
8 fi) mehr auf rein logifcher Grundlage erbauet 
. mehr den Character des hiftorifchen Beweiſes über: 
pt an fich trägt, während fie da, wo den Angeklagten 
e ſolche Verſchuldung trifft, nur den Beweismitteln 
vorherrſchend fittlicher Natur, nämlich dem Geftänd: 
: und vollgültigen Zeugenbeweife Glauben fchenft und 
uch einen flrengeren juriftifchen Character annimmt. 
ift aber dies ein Princip, welches tief in ber Gerech⸗ 
ut begründet ſcheint; denn fo wie einerfeitd ber ehren: 
e Mann einen Anfpruch darauf hat, nur nach eigenem 
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Belennen oder dem Zeugnifje gleich ehrenhafter Genoſſen 
gerichtet zu werben, fo ift es andrerfeitö nur die gerechte 
Vergeltung, daß derjenige, der durch eigenes ſittliches 
Verſchulden Verdacht auf fi) ladet, den Anfprudh verliert, 
nach fittlichem Glauben gerichtet zu werden. 


8. 5. 


Nah allem diefem glauben wir die Bedingung, 
aber auch die Rechtfertigung bes Anzeigenbeweiles 
darin fuchen zu müflen, daß der Angeklagte fich felbft in 
bietet d. b. daß er fih einer Handlung ſchuldig gemacht 
bat, die ihn wegen bed zur Srage ſtehenden Verbredend 
verdaͤchtigt. Wir nennen foldhe Handlung eine ver⸗ 
fhuldete Anzeige - 

Die Elaffe der verfchuldeten Anzeigen iſt fehr zahl: 
reih. Wir haben fchon wiederholt Beiſpiele berfelben 
angeführt. Als die am häufigften vorkommenden laflen 
fih etwa folgende nennen: 

41. WBorbereitungen jeder Art, namentlih aub Am 
fhaffung der zur That dienenden Werkzeuge. 

2. Drohungen oder fonftige Aeußerungen, welde bie 
Abfiht, die That zu begeben, wahrfcheinlich machen. 

3. Berfuche, die That zu begehen, fo wie Uebungen 
in ben dazu nöthigen Fertigkeiten. 
4. Verſteckter Aufenhalt am Drte der That ober is 
der Nähe defielben, oder Verſuche, fih unkenntlich x 
machen. u 

5. Verleitung Anderer zur VBerübung der That be | 
zur Iheilnahme an berfelben; desgleichen Verabredungen 
oder geheime Zufammenfünfte mit Perfonen, deren wer 
-brecherifcher Character dem Angeklagten befannt war. : 

6. Theilnahme an den Vortheilen ded Verbrechens, | " 
wie ungewöhnlicher und die Bermögensverhältniffe Ai 
fleigender Aufwand. 
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7. Zluchtverfuhe und Handlungen, die auf Unter 
wüdung der Spuren der That oder auf fonftige Verhin⸗ 
yerung ber obrigkeitlihen Verfolgung abzweden. 


8. Lügen, VBorenthaltungen der Wahrheit: und übers 
yaupt jedes täufchende oder verſteckte Benehmen vor Ges 
icht, in fofern fi) dadurch den Umftänden nach das 
Schuldbewußtſeyn des Angeflagten und das Beftreben, 
eine Schuld zu verbergen, mit Wahrfcheinlichkeit zu er: 
'ennen giebt. 

9. Ein außergerichtliches Geſtändniß, in fofern man 
yaffelbe ald Anzeige und nicht: als unmittelbares Beweis: 
nittel betrachtet. 


Zur näheren Erläuterung unferer Anficht bemerken 
wir nun noch Folgendes: 


Wir haben die hier gegebenen Beifpiele ald verſchul⸗ 
te Anzeigen bezeichnet, weil der aus ihnen entfpringenbe 
Berbacht der eigenen Schuld des Angeklagten beizumelien 
ſt. Seine Schuld aber feben wir darin, daß er einzu: 
eben im Stande war, er könne ſich durch die vor: 
ſenommene Handlung oder Aeußerung in den Verdacht 
ines Verbrechens bringen, nichts deſto weniger aber bie 
Dandlung beging. Wir verlangen daher nicht gerade, 
yaß die zur Frage flehende Handlung fchon an ſich gefeb: 
ich unerlaubt oder gar criminell ftrafbar fey, obwohl fie 
n. der Regel freilich mindeftensd polizeilich ftrafbar fepn 
wird. Es genügt und, daß der Angellagte die Gefahr 
ed aud feiner Handlung gegen ihn fich ergebenden Vers 
zachts einzufehen im Stande war; denn ſoviel Vorſicht 
loan man wohl von jedem erwachlenen Menfchen verlan⸗ 
win, daß er fich nicht ohne Noth in den Verdacht eines 
Herbrechens bringen wird. Es genügt und mithin, daß 
WB.der Angeklagte eines culpofen Benehmens ſchuldig ge: 
weckt bat, wobei freilich fo viel fich von felbft verfleht, 
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daß nicht jede geringfte culpa für ausreichendgehalten mer: 
den darf. Denn abfolute Vorſicht ift nun‘ einmal für 
Menſchen unmöglich, und wie im Strafrecht überhaupt, 
fo darf auch im Strafproceß die Kahrläffigkeit niemals auf 
die Soldwage gelegt werden. Das Strafrecht wägt bie 
culpa mit fittlihem Maßftabe, und eine Kahrläffigkeit, 


die nicht irgendwie den Character der Unfittlichkeit an fh 


trägt, kommt firafrechtlih nicht in Betracht. Daraus 
folgt, daß leichte Unvorfichtigkeiten von der Art, wie fit 
Jeder täglich begeht oder doch zu begehen im Stanbe-if, 
nicht gemogen werben. 

Diefer Maßſtab muß denn auch hier angelegt wer: 
den. Das Verfchulden des Angeklagten muß irgendwie 
den Character der Unfittlichfeit an fich tragen, wenn es 
dem Anzeigenbeweis gegen ihn Raum geben fol. Bann 
nun ein folched Verſchulden anzunehmen ift, bad hängt 
freilich vom Ermeflen im einzelnen Falle ab. Die 
Verſchiedenheit der Perfon bildet natürlich den nächſten 
und wichtigften Anhaltöpunft, und hier Eommt vor allen 
Dingen der Unterfchieb in Betracht, ob der Angellagte 
eine Perfon ift, zu der man fich der That verfehen kann 
oder nicht; denn ed ift ja klar, daß man 3. B. von einem 
Menden, der fchon mehrere Male wegen defjelben Ber 
brechens in Unterfuchung gewefen ift, eine größere Bor 
ficht in der Vermeidung jedes verfchuldeten Werbacht ver 


—— „9 


langen darf, als von einem andern, ber als vechiiiher 
Mann bekannt ifl. Den legteren wird man z. B. deshalb 


noch nicht der Unterfchlagung für verdächtig halten, wei 
er eine in feinem Beſitz befindliche fremde Sache, Vie ge 
rade von keinem befonderd hohen Werthe ift, zur reitet 


Zeit an den Eigenthümer abzugeben unterlaflen hat, | 


wohl aud) er dies nicht hätte unterlaffen follen. Dagegs 
der erſtere wird durch ſolche Unterlaffjung natürliy-M 
Regel nach ernftlich verdächtigt werden. : Ihn trifft dei 
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e Zweifel der Vorwurf einer wahren fittlichen Schuld 
gen feiner Unterlafjung. Dabei verfteht fich freilich von 
iſt, daß er mit allen feinen Entfchuldigungdgründen 
det werben muß, und daß von feinem Verfchulden wei: 
bie Rede feyn kann, fobald fich ergiebt, daß die Un: 
aflung unter Umfländen begangen wurde, die fie als 
udlos erfcheinen laflen. Denn es ift ja far, daß fich 
ae Handlung ber Unterlaffung angeben läßt, von ber 
behaupten ließe, daß fie unter allen Umftänden den 
äter in verfchuldeten Verdacht bringen müßte, oder mit 
yern Worten , daß bei ihr keine Entfchuldigung denkbar 
re. Ferner kann auch nicht die Rede davon feyn, bie 
ft des Entfchuldigungsbeweifes dem Angeklagten in der 
t aufzubürden, daß fo lange er diefen Beweis nicht zu 
hren vermag, ihm die Handlung ald Schuld zugerechnet 
irde; dad Verhältnig von Beweis und Gegenbeweis 
m auch hier fein anderes feyn, als an allen übrigen 
ellien des Griminalprocefies. 

Wenn wir nun zwar einerfeitd verlangen, daß fich 
Angeflagte den fraglichen Verdacht durch ein wirkliches 
liches Werfchulden zugezogen habe, wenn wir ferner 
auf beftehen müfjen, daß die Eriftenz wie die Größe 
18 Berfchuldens nach den Umftänden des concreten Fal⸗ 
bemeſſen werde , fo halten wir es doch andrerfeitd nicht 
: nothwendig, daß er fih, ald er die verbächtigende 
ndlung beging, deren verbächtigende Kraft nah allen 
iten bin vollftändig klar gemadıt hat. Am wenigften 
langen wir, baß er fich gerade die Gefahr, wegen ded 
6 zur Frage ftehenden beftimmten Verbrechens in 
zdacht zu fommen, klar und deutlich vergegenwärtigt 
ve. Denn für dad Verfchulden des Angeflagten kann 
ja offenbar feinen Unterfchied machen, ob er, als er 
-gerbäachtigende Handlung beging, zu fi) fagen mußte: 
fe Handlung kann did in den Verdacht eined Dieb» 
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ſtahls, oder fie kann di in den Verdacht eined Raubes, 
Mordes u. f. w. bringen. 

Soviel freilich fol nicht geläugnet werben, daß es 
einen Unterſchied macht, ob Jemand eine Handlung be: 
gebt, die ihn höchſtens in Verdacht eines Leichten Ber: 
gehend bringen fann, oder ob die Handlung ihn wegen 
eines ſchweren Verbrechens zu verbächtigen geeignet if. 
Sm erfteren Kalle iſt ohne Zweifel nur ein leichte, im 
zweiten ein ſchweres Verſchulden vorhanden. Allein diefer 
Unterſchied bedarf bier kaum der Berüdfichtigung; bem 
wir baben ja bereits oben gefehen, daß leichte Unvorſich 
tigfeiten,, wie fie fi etwa auch wohl ein fonft fittlicher 
Menſch zu Schulden fommen läßt, überall nidt zur 
Schuld zugerechnet werden follen, daB vielmehr in ber 
Handlung allemal eine Unfittlichleit liegen muß, wenn 
überall von einem Verſchulden die Rede feyn fol. So⸗ 
viel verfteht fi) mithin allemal von felbft, dag Fein Ins 
geflagter wegen Mordes, Raubed oder Diebftahld auf In 
dicien verurtbeilt werden darf, wenn man ihm weiter Fein 
Verſchulden vorwerfen kann, ald daß er etwa leichtfinuig 
genug war, ſich wegen eines bloßen Polizeivergehend oder 
auch wegen eines unerheblichen und nicht entehrenden Eris 
minaldelicts in Verdacht zu bringen. Allein weiter barf 
man auch nicht gehen und namentlidy nicht verlangen, daß 
zwifchen der Schwere des zur Unterfuchung ftehenden Ber 
brechend und dem Berfchulden des Angeflagten ein -be 
flimmtes Verhältniß ftattfinden fol. Wer fchuldued 
eine verbächtigende Handlung begeht, ber Tann fich nicht 
darüber befchweren, daß man ihm biefelbe auch gerabe 
fo weit zur Schuld zurechnet, wie fie ihn den vorliege® | 
den Umfländen nad wirklich verdächtig. Er kann Wi . 
nicht etwa darauf berufen, daß er beim Begehen ba | 
Handlung nit im Stande war, die ganze Schus 
des Verdachts zu überfehen, in die ihn feine Handlug 
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nun gebracht hat; denn das ift ja überhaupt unmöglich, 
daß Jemand alle denkbare Folgen feiner Handlung vor: 
ber überfieht; aber wer mit Bewußtfeyn eine gefährliche 
Handlung unternimmt, der muß es fich gefallen lafien, 
daß ihm der wirklich eingetretene Erfolg als vorauögefehen . 
zugerechnet wird. 


g. 6. 


Wenn wir num gleich ed zum Begriff einer verſchul⸗ 
deten Anzeige keineswegs erforderlich halten, daß der An- 
geflagte bei Bollbringung der ihn verbächtigenden Hand: 
Iung ſich deren verdächtigende Beſchaffenheit allfeitig und 
namentlich in der Richtung auf das jet zur Unterfuchung 
fiehende befimmte Verbrechen zum Bewußtſeyn gebracht 
babe, fo müffen wir Doch andrerfeitö darauf beſtehen, baß 
die verfduldete Anzeige, wenn fie zur Bedingung bes 
Andicienbeweifes dienen fol, objectiv betrachtet eine 
befiimmte ſey, d. b. den Angeklagten wegen des jebt 
zur Unterfuchung fiehenden Berbrechend und nicht wegen 
eined andern oder wegen eines verbrecherifchen Lebenswan⸗ 
dels überhaupt verbächtige. Diefer Sat kann nach dem, 
was oben ©. 486 fgg. über den Begriff der verfchuldeten 
Unzeige gefagt ift, Eeinen Zweifel leiden; er bedarf jeboch, 
um gehörig verflanden zu werden, einer näheren Be⸗ 
ſprechung. 

Zunachſt, was heißt eine beſtimmte, und was 
eime unbefiimmte Anzeige? Der Ausdrud unbe: 
ftimmte Anzeige fcheint auf den erften Anblid einen Wis 
derſpruch zu enthalten; denn wo etwas angezeigt d. h. auf 
etwas hingewiefen werden fol, da muß dies wohl etwad 
Diſtimmtes feyn; ein Hinweifen ins Blaue hinein kann 
ja sffenbar zu nichts helfen. Allein man vergefle nicht, 
doß die Begriffe befiimmt und unbeflimmt relativer 
Natur find. Wenn von unbeflimmten Anzeigen die Rede 
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ift, fo kann natürlich nur die relative Unbeſtimmtheit ge: 
meint feyn. ine abfolut unbeflimmte Anzeige d. b. eine 
foldye, die diefed, aber audy eben fo gut jedes Andere 
anzeigte, wäre allerdings ein Unding;z dagegen eine tela: 
tive Unbeftimmtheit ift bei den Anzeigen Der Thäterfchaft 
in zweifacher Hinficht möglich: wie nämlich die auf ſolche 
Anzeigen gegründete Beweisführung ſich in einer zwei 
fachen Richtung bewegen kann, entweder in der Richtung 
von der That auf den Thäter d. h. den Angeklagten hin, 
oder umgekehrt, fo fann auch die aus ihnen fich ergebende 
Mahrfcheinlichkeit in zweifacher Hinſicht an Unbeftimmtheit 
leiden: einmal nämlich kann ed unbeftimmt bleiben, ob 
biefer Angeklagte oder ein oder mehrere andere, bie eben: 
falls indicirt find, die That begangen haben; es kann 
aber auch zweitens unbeftimmt bleiben, ob der Angeklagte 
dieſes Verbrechens, defientwegen er in Unterſuchung iſt, 
oder ob er eine andere vielleicht ganz fchuldlofe That bes 
gangen hat, welche mit eben fo großer Wahrfcheinlichkeit 
durch die Anzeige indicirt wird. Hier haben wir es nın 
mit der zuleßtgedachten Unbeflimmtheit zu thunz denn da 
ed fic) hier nur um verfchuldete Anzeigen d. h. um Hand: 
lungen bed Angeklagten handelt, aus denen man auf die 
zur Unterfuchung ſtehende That ſchließt, fo bewegt fid bie 
Beweisführung allemal in der Richtung von dem Thäte 
auf die That, und die Unbeftimmtheit, an der eine ver 
ſchuldete Anzeige leiden kann, befteht darin, daß fich mit 
der Anzeige nicht blos die Annahme, ber Angeklagte habt 
das zur Frage fiehende Verbrechen begangen, fonbem 
eben ſowohl auch die Annahme irgend einer andern ver 


brecherifhen oder nicht verbrecerifhen That vereinigen | 


läßt, 3. B. der Angeklagte hat die Flucht ergriffen, um 
es ift denfbar, daß er dies gethan hat im Bewußtſen 
der Schuld an dem zurfrage ftehenden Verbrechen; e8# 
aber auch eben ſowohl denkbar, daß er wegen zerrüffk 
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emögensverhältniffe oder unglüdlicher Zamilienverhält: 
Te aus dem Lande gegangen iſt. 


So lange nun folche Unbeftimmtheit nicht gehoben 
„d. h. fo lange nicht für den Zufammenhang der ver: 
uldeten Anzeige mit dem zur Frage flehenden Verbre⸗ 
n fich eine überwiegende Wahrfcheinlichkeit heraus: 
telt hat, kann natürlich die Anzeige nicht ald Bebin- 
ng des Indicienbeweifes dienen; denn eine Anzeige, die 
f das zur Frage flehende Verbrechen, aber mit derfelben 
abrfcheinlichkeit zugleich auf eine andere That hinweiſt, 
in der That feine wahre, wenigftens feine felbftftän- 
e Anzeige. Man verftehe died recht. Nicht fo viel 
Uen wir fagen, daß folchen Anzeigen alle und jede 
erzeugende Kraft fehlt — fie Fönnen allerdingd, wenn 
zu andern Indicien von felbfiftändiger Beweidfraft hin: 
reten, deren beweifende Kraft erhöhen — aber für 
‚allein betrachtet geht ihnen jede Beweiskraft ab, fie 
D ohne allen felbftfländigen Werth. Was aber die Be: 
gung des ganzen Indicienbeweifes bilden fol, das 
ß einen felbftftändigen Werth haben und darf feine 
zze Bedeutung nicht erft von dem entnehmen, dem es 
‘Bedingung dienen foll. 


Andrerfeit5 verfteht es fich freilich von felbfi, dag 
nn wir bier verlangen, die verfchuldete Anzeige folle 
e beitimmte feyn, wir hiermit nicht gefagt haben wol- 
I, fie ſolle diefen Character fofort auf den erften Anblid 
h. ohne nähere Unterſuchung, oder, was daffelbe fagt, 
se Rüdkfiht auf die Umſtände des Falled offenbaren. 
f den erften Anblick ift faft jede Anzeige, namentlich 
er jede verfchuldete Anzeige, mehr oder minder unbe: 
amt; denn der Character der verfchuldeten Anzeigen 
teht ja eben darin, daß fie auf Handlungen bed Ange: 
gten beruhen; Handlungen find wie mehrbeutige Wor: 
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daß nicht jede geringfle culpa für audreichendgehalten wer: 
den darf. Denn abfolute Borfiht ift nun‘ einmal für 
Menſchen unmöglih, und wie im Strafredht überhaupt, 
fo darf audy im Strafproceß die Fahrläſſigkeit niemals auf 
die Goldwage gelegt werden. Das Strafrecht wägt bie 
eulpa mit fittlihem Maßftabe, und eine Fahrläffigkeit, 
die nicht irgendwie den Character der Unfittlichleit an ſich 
trägt, kommt ftrafrehtlih nicht in Betracht. Daraus 
folgt, daß leichte Unvorfich:iigkeiten von der Art, wie fie 
Jeder täglich begeht oder doch zu begehen im Stande ifl, 
nicht gewogen werben. 

Diefer Maßſtab muß denn auch hier angelegt wer: 
den. Das Verſchulden des Angeflagten muß irgendwie 
ben Character der Unfittlichfeit an fi tragen, wenn ed 
dem Anzeigenbeweis gegen ihn Raum geben fl. Wann 
nun ein ſolches Werfchulden anzunehmen ift, das hängt 
freilich vom Ermeflen im einzelnen Kalle ab. Die 
VBerfchiedenheit der Perſon bildet natürlich den nächiten 
und widhtigften Anhaltöpunft, und hier kommt vor allen 
Dingen der Unterfchied in Betracht, ob der Angellagte 
eine Perfon ift, zu der man fich der That verfehen kann 
oder nicht; denn es ift ja Har, daß man z. B. von einem 
Menſchen, der fchon mehrere Male wegen deflelben Ber 
brechens in Unterfuchung gewelen ift, eine größere Ber 
fiht in der Vermeidung jedes verfchuldeten Verdachts ver: 
langen darf, ald von einem andern, der al& rechtlicher 
Mann betannt iſt. Den lehteren wird man z. B. deshalb 
noch nicht der Unterfchlagung für verbadtig halten, weil 
er eine in feinem Befig befindliche fremde Sache , die ge 
rade von keinem befonderd hoben Werthe ift, zur rechten 
Zeit an den Eigenthümer abzugeben unterlaffen hat, ob⸗ 
wohl aud) er dies nicht hätte unterlafien folen. BDageges 
der erftere wird durch ſolche Unterlafiung natürlich Wer 
Regel nad) ernſtlich vertächtigt werden. Ihn trifft Dep 
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rerfehen fann?. Wir wollen nicht darüber rechten, 
b der Ausdrud unbeſtimmte Anzeigen für Thatſachen die: 
er Art ganz paflend ift, ziehen es jedoch vor, uns im Fol: 
jenden der Benennung allgemeiner Anzeigen zu be 
jienen, bie ebenfalld in diefem Sinne gebraucht wird. 
Bon großer Wichtigkeit ift und nun hier die Frage: wel: 
ben Werth haben folche unbeftimmte oder allgemeine An: 
eigen für den Indicienbeweis? Wie verhalten fie fich zu 
vem, was wir im Dbigen verfchuldete Anzeigen genannt 
ben? Iſt etwa hier überall. Fein Unterfchiev ? Und 
venn ein folcher da tft, können ſolche allgemeine Ans 
eigen etwa die Stelle einer verfchuldeten Anzeige ver: 
zeten d. h. ald ausreihende Bedingung des Indicien⸗ 
»eweiſes dienen? Oder falls fie died nicht Eönnen, fol 
nan etwa die Forderung ftellen, daß neben der verfhuls 


2) Bauer Theorie des Anzeigenbeweifes ©. 279 giebt folgende 
Definition: „Unbeftimmte oder allgemeine Anzeigen 
Der Thäterſchaft heißen folche Thatſachen, welche ohne befons 
dere Beziehung auf das einzelne vorliegende Verbrechen, auf 

-- eine Seneigtheit zu Verbrechen überhaupt oder zu Verbrechen 
der fraglichen Art fchließen laſſen. Bu diefer Gattung können 
folgende Arten von Sndicien gehören: 1. Sole perföns 
Lihe Verhältniſſe des Angefchuldigten, welche eine Ge⸗ 
neigtheit deffelben zu derartigen Berbrechen annehmen: laffen. 
Dahin Eönnen nah Umftänden gezählt werden: Herkunft, 
übler Ruf der Eltern, Gefchleht, Alter, Gemüthsart, Ers 

ichung , Stand, Familie, böfer Leumund, Hang zu Raufs 
ändeln, Gewaltibätigkeiten oder MWiderfeglichkeit.. 2. Die 
Lebens: und Handlungsmweife des Angefchuldigten, als: 
Das Gewerbe oder der Mangel eines folhen, Müfiggang, 
A Betteln,, Trunkſucht, Vagabondiren, Umgang oder 
onfliger Verkehr mit Perfonen, welche er als Verbrecher 

. oder fonft gefährliche Menfchen Eennt , befonders mit Hehlern 
und Saunern, Aufwand ohne bekannte Erwerbsquellen und 

‚del m. 3. Gewiſſe Handlungen und Lchensereigs 
niffe, als: früher begangene Verbrechen der Art, ausges 

‚ ‚flandene Unterfuhung ohne gänzliche Freiſprechung, erlittene 

Beſtrafung, gemachte Verſuche derartiger Verbrechen, oder 

e: gnterlaffene Verhinderung der Verbrechen Anderer oder Theil⸗ 
Aa an denſelben, fey es als Gehülfe oder Begün⸗ 

er,” 


500 Zur Theorie des Indicienbeweiſes. 


deten Anzeige noch eine allgemeine Anzeige vorliege? — 
Wir bemerken über dieſe Fragen Folgendes: 

Bereits die C. C. C. bat in mehreren Fallen es zur 
Bedingung ber Tortur gemacht, daß der Angefchuldigte 
eine Perfon fey, zu der man ſich der That verfehen kann. 
Namentlich fol nach Art. 31 $. 4 dad Zeugniß Mitſchul⸗ 
diger, nad) Art. 32 dad außergerichtliche Geſtändniß ober 
die voraufgegangene Drohung des Angeklagten zur Ar 
wendung ber Folter gegen denfelben nicht genügen, wen 
nicht derfelbe eine Perfon ift, zu der man fi ber That 
verfeben kann. Eben fo follen in einer Reihe von Falk 
len ?) auch die beften Indicien zur Tortur nicht ausrei: 
hen, wenn nicht jene eine Hauptindicie, daß man fih 
zum Angeklagten der That verfehen kann, daneben vor: 
handen iſt; weniaftend werden die von der ©. C.C. a 
ben hierher gehörigen Stellen beifpielömweife angeführten 
Indicien ausdrücklich für ungenügend erklärt, fofern nicht 
jene Hauptanzeige hinzufommt. 

Andrerfeitd fol jedoch nach Art. 25 u. 27 die Anzeige, 
daß man fich zum Angellagten der That verfehen Fann, 
für fih allein zur Zortur niemald ausreichen, fons 
bern nur, wenn fie mit andern Anzeigen zufammentifft, 
fann fie dazu berechtigen. 

Bon den neueren Gefeggebungen haben 
mehrere es zur Bedingung jeder Verurtheilung auf Ind 
cten gemacht, daß man fich zu dem Thäter der That ver: 
ſehen fann ?), — Gemiß lag eine folche Beftimmung 


3) Es gehören hierher die Art. 35, 41, 42, 43, 44 und ganife 
fermaßen auch der Art. 37, welche von den Indicien dei 
Kindermordes, der Brandftiftung, der Verrätherei, des Dieb 
ſtahls, der Zauberei und des Giftmordes handeln. 


4) Vergl. Strafprocefordnung für Baden von 1845 $. 3: 
„Die Meberweifung des Angefchuldigten durch bloße Ans 
gungen nad) Maßgabe des $. 261. ift jedoch unftatthaft, we 
der Angefehuldigte nicht eine Perfon ift, zu der man ſich 
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ınfern neueren Gefeßgebungen nahe, als fie zuerft den 
Indicienbeweis einführten. Man fühlte wohl, daß es 
twas gegen fi bat, einen völlig ehrenhaften Mann, 
em man fein Verfchulden vorwerfen Tann, auf bloße 
Unzeigen hin zu verurtheilen. Man fah ohnehin ſchon 
ven Anzeigenbeweis als etwas Gefährliched an, und ftellte 
ich feine Gefahren zum heil wohl noch größer vor, als 
ie in der Wirklichkeit find; daher fuchte man denn nach 
mgemeflenen Befchränfungen, und eine folche glaubte man 
wrzüglich darin zu finden, daß man nur folche Perfonen 
mf Anzeigen zu verurtheilen erlaubte, zu denen man fi) 
er That verlehen konnte. 

Allein ed fragt fich: ift eine folche Beſtimmung das 
m erfeßen im Stande, was wir mit der Forderung 
siner verfculdeten Anzeige erreichen wollen? Können 
loße allgemeine Anzeigen eine genügende Berechti— 
ung zur Anwendung des Indicienbeweifes gewähren ? 
Bir glauben nicht. 

Denn zunächſt fragt ed fih: welches find bie 
Ogemeinen Anzeigen, die ben Angeklagten ald einen 


ihrem früheren Lebenswandel, oder ihren perfönlichen 
Eigenfhaften, oder ihren befonderen Beweggründen 
ur That, des Verbrechens, deffen fie befchuldigt iſt, vers 

eben kann.” — Medlenburgifche Verordnung über den Bes 
weis im Griminalprozeffe $. 10: „Es muß aus der Unters 
ſuchung, unabhängig von den auf die Verübung des in Trage 
ftehenden Verbrechens bezüglichen Anzeigen, ſich ergeben, daß 
Der Angefchuldigte eine Perfon ift, zu der man fich der 
hat wohl verfehen kann, entweder weil nad feinem Rufe 
oder nach feinen Lebenswandel eine Geneigtheit deſſelben 
zu diefem oder einem ähnlichen Verbrechen anzunehmen tft, 
oder weil er eine felche Seneigtheit beftimmt zu erkennen ges 
geben hat.” — Preufifche Eriminalordnung von 1805 $. 408: 
„Wenn mehrere, mit einander übereinftimmende Anzeigen in 
einem Zalle zufammentreffen, und durch den fehlimmen Cha⸗ 
zacter und durch die bisherige fchlechte Lebensweiſe des Incul⸗ 
‚Yaten unterftügt werden, fo iſt ein hoher Grad von Wahrs 
heinlichkeit vorhanden, bei dem eine außerordentliche Strafe 

der Regel kein Bedenken haben kann.” 


lechid d. Gr. 8. 1358. IV. ©t. 
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Menfchen, zu dem man fich der That verfehen Tann, in 
diciren? — Bauer rechnet dahin unter andern: Her 
kunft, üblen Ruf der Eltern, Gefchlecht, Alter, Ge 
müthsart, Erziehung, Stand, Familie. Alles dies fm 
unverfchuldete Anzeigen, und daß fich auf fie mict 
die Berechtigung zur Anwendung des Inbicienbeweiitd 
gründen läßt, leuchtet von felbft ein. Es hätte ba 
auch keinen Sinn, wenn man dad Vorhandenſeyn felde 
Anzeigen zur Bedingung der Verurtbeilung machen well; 
ob fie da find oder ob fie fehlen, mag im einzelnen Jak 
immerhin von Bedeutung feyn, im Allgemeinen barfmen 
ihnen nur eine logifche und zwar eine untergeord⸗ 
nete Bedeutung beilegen, fie können höchſtens m Br: 
ftärkung der aus ben vorhanderren befonderen Anyigr 
gefchöpften Ueberzeugung dienen. Daher haben denn and 
unfere Gefeßgebungen fich näher dariiber erklären zu müſ⸗ 
fen geglaubt, worauf der Richter fein Augenmerk zu vibs 
ten habe, um zu entfcheiden, ob man fich zu dem Ange 
tlagten ber That verfehen könne. Im Allgemeinen haben 
fie zwei Gefichtspunfte hervorgehoben, den üblen &uf 
und die biöherige ſchlechte Handlungsmeile 
Angefchuldigten. Bereits die C.C. C. Art. 25 verangt, 
man folle darauf ſehen, ob ber Angeklagte eine fole Ur 
wegene oder leichtfertige Perfon von böſem Leumund und 
Serücht fey, daß man fich der Miſſethat zu ihr verfeher 
möge, ober ob diefelbe Perfon dergleichen Miffethat vr 
mals geübt oder unterflanden habe oder derſelben bei 
tigt worben fey 9). 
Allein welchen Werth man auch beim Indicienbe⸗ 
weife dem [hlechten Rufe ded Angeflagten beilegen 
wie fehr man auch es anerfennen mag, baß ihm in da 


5) Vergl. hiermit die oben S. 500 fg. in der Note angefüht® 
Srefrgrsjtellen. 


-.. 
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meilten Fällen etwas Wahres zum Grunde liegt, fo bleibt 
voch allemal fo viel gewiß: e3 kann ein Menſch auch un: 
verſchuldet in üblen Ruf fommen. Zur Bedingung 
des Anzeigenbeweifes eignet fi) daher auch tiefes Merk 
mal nicht; denn die Berechtigung zur Verurtheilung auf 
Azeigen darf nur aus einem eigenen Verfchulden des An- 
eflagten entnommen werden. Man wird fich daher blos 
Auf den zweiten ber angegebenen Gefichtöpunfte, näm: 
ih auf die bisherige ſchlechte Handlungsweiſe 
ſchraͤnken müflen. Man wird darauf zu fehen haben, 
dp der Angeklagte fchon früher etwa ein Verbrechen be- 
ge oder verfucht, oder ob er fonft irgend etwas gethan 
ver geäußert hat, woraus fich auf feine Geneigtheit zu 
WBerbrechen überhaupt oder zu Verbrechen der vorliegenden 
Urt fchließen läßt. 
Diie erwiefene fchlechte Handlungsweiſe ift allerdings 
etwas Werfehuldetes, und wenn man fie zur Bedingung 
688 Andicienbeweifes macht, fo feheint man hiermit nur 
elbe zu wollen, was wir oben gefordert haben, näm- 
Daß allemal eine verfchuldete Anzeige gegen den Ange: 
gten vorliegen fol. Der Unterfchied fcheint nur darin 
liegen, daß wir dad Vorhandenfeyn einer fpeciellen 
eige fordern, d. h. einer Handlung, durch welche ſich 
Ver Angeklagte beftimmt wegen bes jet zur Unterfuchung 
kehenden Verbrechens verdächtigt hat, während man ans 
Werfeits fih mit allgemeinen (unbeflimmten) Anzei: 
jen begnügt, d. h. mit folhen Handlungen, die den An- 
jeklagten nur im Allgemeinen als einen zu Verbrechen über: 
Jaupt oder zu Verbrechen ber fraglichen Art geneigten Men: 
Sen darſtellen. Man könnte daher auf den Gebanfen 
Iommen, Daß es das Sicherfte fey, beide Forderungen mit 
Imanber zu verbinden, d. h. zu verlangen, daß nicht blos 
ker Angeklagte fich durch feine bisherige Handlungsweife als 
in zu Verbrechen überhaupt oder zu Verbrechen der fragli- 
Li? 
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den Art geneigter Menſch ausgewiefen, fondern aud außer: 
dem eine Handlung begangen habe, bie ihn fpeciell wegen 
des jegt zur Frage ſtehenden Verbrechens verdächtigt. 


Allein hiermit ginge man denn doch zu weit; benn 
ed ift ja Mar, daß Liefelbe Handlung , welche den Ange: 
tlagten wegen des jebt zur Frage ſtehenden Verbrehhenb 
verbächtigt,, ihn auch ald einen zu Verbrechen überhaupt 
ober zu Verbrechen der fraglichen Art geneigten Menſchen 
ausmweilen kann. Wenn er 3.3. mit erwiefenen Theil⸗ 
nehmern der That heimlichen Verkehr gehabt, wenn er 
mit der That vorher gedrohet oder fich nachher berfe: 
ben verrühmt oder ſich die Vortheile derſelben angeeignet 
bat u. f. w., fo find dies alles Umflände , die ihn eben fo 
fehr ald einen zu Verbrechen geneigten Menſchen über 
baupt wie auch wegen der jest zur Frage ſtehenden That 
inöbefondere verbächtigen. Wozu will man benn in fol 
hen Fällen noch verlangen, daß der Angeklagte ſich außer 
dem noch durch feinen bisherigen Lebenswandel ald einen 
zu Verbrechen geneigten Menfchen ausgewieſen habe? 
Wozu wil man died namentlich auch Da verlangen, wo 
der Angeklagte fi) bei der Unterfuchung in einer Weiſe bes 
nimmt, wie man ed von einem Menfchen, der fic feine 
Unfhuld bewußt ift, unter feinen Umftänden erwarten 
darf? Es ift wohl wahr: auf Indicien fol Eein Meafb 
verurtheilt werden, zu dem man fich nicht der That ur 
fehen Tann; aber daß man ſich zu einem Menfchen der 


That zu verfehen hat, das darf doch nicht blos auß feinem N 


biöherigen Lebenswandel oder überhaupt aus Gründen, 
die jenfeitö der gegenwärtigen Unterfuchung liegen, ge 
folgert werden, fondern fann eben fowohl aus ben zu 


Unterfuchung flehenden Tchatfachen oder aus dem Bat ' 


men bed Angeklagten während ber Unterfuchung W |; 


ergeben. 
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Sind dagegen die zur Unterfuchung ſtehenden That: 
fachen und ift auch das Benehmen des Angeklagten wäh- 
rend der Unterfuchung nicht der Art, daß fie zu einer . 
ſolchen Folgerung berechtigen, dann verlangen freilich auch 
wir, daß allgemeine Gründe vorliegen, aus benen 
ſich folgern läßt, daß der Thäter ein Menfch ift, zu dem 
man fich der That verfehen fann. E38 enthält jedoch diefe 
Forderung im Grunde für und nicht3 Neues, fondern fällt 
mit dem zufammen, was wir oben ©. 485 fg. über ben 
Begriff einer verfchuldeten Anzeige gefagt haben. Wenn 
wir nämlich dort dad Verſchulden des Angeklagten barein 
festen, daß berfelbe, obwohl er im Stande war einzu: 
fehen, feine Handlung könne ihn in den Verdacht eines 
Werbrechens bringen , nichts deſto weniger diefelbe beging; 
wenn wir ferner bemerften, die Frage, ob ein folches 
Berfhulden vorliege, könne nur mit Rüdfiht auf den 
concreten Kal, inöbefondere auf die Perfönlichfeit des 
Angefchuldigten beantwortet werden, weil diefelb- 
-Dandlung, die einen vollfommen ehrenhafe 
ten Mann nicht im geringften verbädtige, 
für einen andern ſehr verbädtigend feyn 

Snne; wenn wir nun überdies dad Vorhandenfeyn einer 
verſchuldeten Anzeige zu jeder Verurtheilung auf Inbi: 
cien verlangten: fo leidet es wohl Beinen Zweifel, daß 
fi bei uns die Forderung, daß man fich zu dem Ange: 
klagten der That müſſe verfehen können, allemal von 
ſelbſt verfteht, und daß wir dieſelbe nicht mehr ald einen 
felbfiftändigen Grundſatz für die Theorie des Anzeigenbe: 
weiſes auszuſprechen brauchen. Wir bedürfen dieſer For⸗ 

ung nicht mehr, weil das, was wir fordern, ohne 
—* ſchon mehr umfaßt, als was man mit ihr er 
reichen will; denn wenn wir zu jeder Verurtheilung das 
Gorhandenfepn einer verfchuldefen Anzeige machen, und 
zwar einer folhen, welche ſich beflimmt auf dad gegen: 
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wärtig zur Unterſuchung ftehende Werbrechen bezieht, fo 
ift diefe Bedingung offenbar ſtrenger, als wenn man jih 
damit begnügt, bloße allgemeine Anzeigen zu forbern, 
wie jehr man auch in der Wahl diefer Anzeigen bie Rül- 
fiht des fittlichen Verſchuldens vormwalten laflen mag; 
andrerfeit3 enthält fie aber auch nicht weniger, da ein ſitt⸗ 
liches Verſchulden an dem Verdacht nur denkbar if, wenn 
ver Angeklagte entweder fhon nad feiner Perfönlid: 
keit oder nach feiner ihn verdächtigenden Handlung ald 
ein Menfch erfcheint, zu dem man ſich der That wer 
fehen kann. 


Es fragt fi) aber: was gehört dazu, daß man fih 
zum Angeklagten der That verfehen Fann? MWie wir oben 
ſahen, hat man alled hierher gerechnet, was irgendwie 
auf Geneigtbeit des Angeklagten zu Verbrechen ſchlie⸗ 
fen läßt, mithin auch ſolche allgemeine Anzeigen, die 
durchaus fein eigenes Verfchulden des Angeklagten vor: 
ausfegen, 3. B. Herkunft, übler Ruf der Eltern, Ge, 
fhleht, Alter, Gemüthsart, Erziehung, Stand, Fe 
milie, böfer Leumund. Dies ift offenbar zu weit gegan- 
gen, fobald man auf folche allgemeine Indicien allein 
die Berechtigung zum Anzeigenbeweife gründen wil. 
Diefe Berechtigung kann immer nur auf ein eigenes Ber: 
fchulden des Angeklagten gebauet werden; und follen de 
ber allgemeine Indicien für fich allein als ausreichend an 
gefehen werden, fo muß man fih, wie wir oben gezeigt 
haben, lediglich an den biäherigen Lebenswandel des An: 
geflagten halten; nicht nach feiner Herkunft, Stand, 
Familie, felbft nicht nach feinem böfen Ruf darf man fra⸗ 
gen, fondern nur nach feinem böfen Thun und Laflen, 
d. h. nach ſolchen Handlungen und Aeußerungen, burh 
bie er feine Geneigtheit zu Verbrechen zu erkennen gegeben 
hat; daß übrigens auch ſchon eine einzige Handlung odf 
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ußerung ſolche Geneigtheit hinlänglich darthun kann, 
rfteht ſich von ſelbſt. 

.Ein Andres iſt es, wenn man, wie wir, ſich mit 
ßen allgemeinen Anzeigen überall nicht begnügt, fon: 
en das VBorhandenfeyn einer verfchuldeten befondern 
zeige zur Bedingung des Indicienbeweifes macht. Sn 
fem Falle darf man natürlid) das Verfchulden nicht in 
3. Angeklagten früheren Lebenswandel, fondern allemal 
ein der jegt zur Stage flehenten verdächtigenden Hand⸗ 
19 fuchen. Ob aber in biefer wirklich ein Werfchulden 
finden ift, das hangt, wie wir oben gefehen haben, in 
ı Sällen, in welchen nicht die Handlung an und für fich 
on den Angeflagten als einen zu Verbrechen geneigten 
enfchen darftellt, weſentlich davon ab, in wiefern ſich 
ie ſolche Geneigtheit aus ſonſtigen Umſtänden entnehmen 
je; und hierbei bildet dann freilich der frühere Lebens⸗ 
abel allemal einen fehr wichtigen, aber doch Feines: 
gs ten einzigen Anbaltöpunft, vielmehr kommen alle 
ne perfönlihen Verhältniſſe, inöbefondere 
a biöheriger Ruf, mit in Betracht; denn ed verfteht ſich 
von felbft, daß ein Menſch, der einmal im üblen Rufe 
jt, fih durch Handlungen verdächtigen fann, die von 
am unbefcholtenen Manne begangen durchaus nichts 
wbächtigended haben, und daß wir daher ihm ſolche 
mödlungen zur Schuld zuzurechnen befugt find, wenn 
ihre verbächtigende Kraft einzufehen im Stande war, 
b fie dennoch nicht unterließ. 


| $. 8. 
- Das Vorftehende möge genügen, um unfre Stel: 


19 zu dein befannten Grundjag, daß man fich zum 
\äter müffe der That verfehen können, darzulegen. Wir 
wben allerdings, daß die Theorie ded Inticienbeweifes 


„dieſem Grundſatze nicht mehr fiehen bleiben fann, fon: 
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dern über ihn hinausgehen muß, während fie anbrerfeits 
jedoch das Wahre, was in diefem Grundfage liegt, m 
conferviren hat. Beides glauben wir durch unfern Be 
griff der verfchuldeten Anzeigen gethan zu haben. Hier 
möge nur noch auf einen Punkt aufmerkfam gemacht wer: 
den, der im Obigen nicht näher erörtert werben konnte. 
Man ift fih, wie wir gefehen haben, nie darüber 
einig geworden, was eigentlid) dazu gehöre, bamit man 
fih zu einem Menſchen der That verfehen könne. Xheils 
wußte man nicht , an welche allgemeine Anzeigen man ſich 
zu halten habe, ob etwa blo8 an den bißherigen Lebent⸗ 
wandel des Angeflagten, oder an ben Lebenswandel und 
den Ruf, oder zugleich noch an andere perfönliche Ber- 
hältniffe, die völlig außer der Macht des Angeflagten 
fiehben, 3. B. Herkunft, Stand, Erziehung, Tempera⸗ 
ment u. f.w. Was aber eben fo wichtig ift und vielleicht 
noch wichtiger, man wußte nicht, was man eigentlich aus 
diefen allgemeinen Anzeigen folgern wollte. Man 
wolte folgern, daß der Angeklagte ein Menſch fey, zu 
dem man fid) ber That verfehen Fönnte, d. h. ein zu Ber 
brechen geneigter Menfh. Aber zu welchen Verbrechen? 
zu allen möglihen? Dad wäre offenbar zuviel ver 
langt; denn einen Menfchen, der zu allen VWerbrechen 
die Neigung in fich trägt, giebt ed nicht. Oder etwa pa 
irgend einem Verbrechen, es fey welches es wolle! 
Das aber wäre zu wenig verlangt; denn wenn ein 
Menſch 3. B. eines Mordes angeklagt ift und man beweik 
ihm, daß er etwa eine Neigung zu Pleinen Diebftählen 
oder Betrügereien in fich trägt, fo hat man hiermit doch 
noch in der That Feine Anzeige für feine Mordluſt. — & 
bleibt daher nichts übrig, als daß man auf bie Aehn⸗ 
lichkeit ber Verbrechen fieht, d. h. nur dann hat mar 
ben Angellagten für einen Menfchen zu halten, zu dem 
man fich der That verfehen Tann, wenn man fich von 
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feiner Geneigtheit zu ähnlichen Verbrechen überzeugt bat. 
Dies ift auch ohne Zweifel ber Sinn, in dem man bes 
wußt oder unbewußt den Ausdrud Sich = verfehen : fönnen 
in der Regel genommen hat. Allein auch bei diefer Faſ⸗ 
fung iſt man nicht aus ben Schwierigkeiten heraus; denn 
man erwäge nur: je fehwerer ein Verbrechen, um fo mehr 
fleht es gewiflermaßen ifolirt da; man kann nicht be= 
baupten: diefer Menfch iſt zum Morden geneigt, weil er 
fich ſtets al8 ein Raufbeld gezeigt hat, oder zum Brands 
flifter, weil er einen großen Diebftahl begangen hat; man 
Tann fo etwas wenigftens nicht mit ciniger Wahrfcheinlich: 
Teit behaupten, fo lange man nicht den Character des An: 
geklagten tiefer pfychologifch ergründet hat. Weber: 
haupt flieht man ja leicht ein, daß wenn e8 ernfthaft darauf 
antommt, bie Geneigtheit eines Menfchen zu Verbrechen 
gewiffer Art zu ermeifen, die Unterfuchung fich fofort 
ind Gebiet der Pfychologie verliert, fofern nicht etwa ber 
Angeklagte durch Handlungen oder Aeußerungen feine Ge- 
neigtheit beflimmt an den Tag gelegt hat. Der lebtere 
Ball ift aber gerade bei den fchwerften Verbrechen am ſel⸗ 
tenften, und fo fieht man ſich denn in den wichtigften 
Hällen immer in das dunkle Gebiet der Pfychologie ver- 
fest. Damit aber verliert man allen feften Boden, und 
der Grundſatz, daß man fich zum Angeflagten ber That 
müfle verfehen können, wird gerade in den fchwerften Sal: 
Ien practifh unbrauchbar, weil ed an Flaren Anhaltds 
punkten fehlt, nach denen man die Frage, auf die es an- 
fommt , enticheiden ann. 

Auch wir fordern zwar, daß man fich zu dem Ange 
Magten der That folle verfehen können; allein da wir nicht 
auf diefed allgemeine Indicium, fondern auf das Vorhan⸗ 
denfeyn einer befondern verfchuldeten Anzeige die Berech⸗ 
tigung zur Verurtheilung des Angeflagten gründen, fo 
gewinnt die Forderung felbft einen ganz andern Sinn. 
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Iſt die verſchuldete Anzeige der Art, daß ſie allein ſchon 
hinreicht, ten Angeklagten als einen Menſchen darzuſteb 
len, zu dem man ſich ber That verſehen kann, fo bedarf 
ed natürlich feiner weiteren allgemeinen Anzeigen, um 
und zur Anwendung des ISndicienbeweifes zu berechtigen. 
Iſt dagegen die verfchuldete Anzeige für fich allein betrach⸗ 
tet mehrfacher Auslegung fähig, fo wird freilich bad Ver⸗ 
bandenfeyn allgemeiner Anzeigen gefährdet werben mül: 
fen; allein diefe allgemeinen Anzeigen find dann nur al 
die näheren Umftände anzufehen, Durch welche die ven 
fhuldete Anzeige in ihr rechted Licht geflelt wirt. G 
fommt darauf an, ob cin wirkliches Verschulden auf Sei⸗ 
ten des Angeklagten vorlag, ald er die ihn verdächtigende 
Handlung beging, und dieſes ift anzunehmen, fobalb fid 
berauöftelt, daß er ein Menſch iſt, dem man dad zut 
Unterfuchung ftehende Verbrechen zutrauen konnte; denn 
ein folder Menſch hat natürlich verdächtigende Handlun⸗ 
gen mit größerer Vorſicht zu meiden, als ein andrer, der 
fid bewußt ift, daß Niemand ihn des Verbrechens für 
fähig Halt. Die Frage nun, ob man dem Angeklagten 
dad Verbrechen zutrauen konnte, wird allerdings nad al: 
gemeinen Anzeigen zu entfcheiden feyn; allein es kommt 
bier offenbar nicht auf pfychologifche Erörterungen an; 
denn nicht darum, was wir von dem Angeflagten denten 
follen, fondern wad man wirklich von ihm zu denken 
gewohnt war, handelt ed fih; nicht auf welchen Gründen 
feine Verdächtigkeit beruht, fondern darauf, daß fie ver 
handen ift, fommt ed an, und diefe Frage Eann natürlich 
nur nad) deö Angeklagten perfönlichen Verhältniſſen, fer 
nem Rufe und bisherigen Lebenswandel entfchieden wer 
den. — Daher hat die Forderung, daß man fi zum 
Angeklagten der That müffe verfehen können, für uns auf 
keinen Fall einen pfochologifchen Sinn. 
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$. 9. 
» Eine fernere Frage ift: muß die verfchuldete Anzeige, 
f welche wir die Berechtigung zur Anwendung des Indi⸗ 
nbeweifeö gründen, eine nahe oder entfernte feyn? 
vviel ben Begriff von nahen und entfernten Anzeigen bes 
Tt, fo glauben wir, daß er in einer logifchen Theorie des In⸗ 
ienbeweiſes anders gefaßt werden müßte, als ed gewöhns 
geſchieht. Es handelt fich hier in der That um etwas 
deres, ald um einen bloßen Gradunterfchied; denn fo 
e.alle Wahrfcheinlichkeit auf Harmonie der Erfenntniffe 
ubet, diefe aber eine zweifache iſt, nämlich entweder die 
ıwmonie einzelner Erkenntniſſe oder des Ganzen unferer 
fenntniß, woraus dann der Unterfchied einer niederen 
d höheren Wahrfcheinlichfeit entfpringt, fo giebt ed auch 
ven Unterfchied von niederen und höheren Anzeigen 
Thaterſchaft. Das Characteriftifche der leßteren, die 
m allein alz nahe oder dringende Anzeigen bezeich: 
7 follte, befteht darin, daß fie und zwiſchen zwei Alter: 
fioen ftellen: namlich wir müflen, wenn eine folhe An: 
ge vorliegt, entweder annehmen, der Angeklagte habe 
That begangen , oder wir müflen irgend etwas Ande: 
; annehmen, dad wider die Wahrfcheinlichkeit ift, d. h. 
5 wir nach unfrer Erfenntniß von dem Gange der Bes 
benheiten nicht bloß nicht erwarten (unmahrfcheinlich 
ben), fondern von dem wir beftunmt dad Gegentheil 
varten, fo daß ed und, wenn es eintritt, ald eine Stö⸗ 
ng des Ganges der Begebenheiten erfcheint. Dieſes 
anzeichen fehlt den niederen (entfernten) Indicien. So 
B. iſt es ohne Zweifel nur eine entfernte Anzeige, wenn 
: Angeklagte mit der That gedrohet hat; denn es liegt 
feine Widerwahrfcheinlichfeit fondern höchſtens eine 
Ge Unwahrfcpeinlichkeit darin, daß Jemand, der eine 
phung audfpricht, diefe unausgeführt läßt, ein Ande⸗ 
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rer aber fpäter eine ähnlihe That ausführt. Etwas An: 
dered wäre ed, wenn der Angeklagte einen genau beſtimm⸗ 
ten Plan der Begehung des Verbrechens entworfen hätte, 
und die That nun wirklich fpäter in Uebereinflimmung mit 
diefem Plane audgeführt wäre. In dieſem Falle iſt eine 
dringende Anzeige vorhanden, daB der Angeklagte ber 
Thäter fey, ed wäre denn, daß Gründe vorlägen,. w 
vermuthen, ein Anderer habe fi den von dem Angellag 
ten entworfenen Plan angeeignet; denn wo feine folde 
Gründe vorliegen, da bleibt und nur die Wahl anzund- 
men, der Angellagte habe die That in Uebereinftimmung 
mit feinem Plane audgeführt, oder es ſey dieſe Ueberin⸗ 
flimmung ein Werk des Zufall. Denn eine reine dw 
fälligkeit wäre e8 ja, daß ein Anderer Die hat genau in 
berfelben Weiſe ausführen follte, wie der Angeflagte vor 
ber den Plan dazu entworfen hatte. Aber einen ſolchen 
Zufall anzunehmen, das hieße nicht das Unwahrſcheinliche, 
fondern das Widerwahrfcheinliche glauben. & Darum ent: 
fpringt aus ber vorliegenden Uebereinftimmung eine bris 
gende Anzeige gegen den Angellagten. 

Nimmt man nun den Ausdrud „dringende Anzeige” 
in dem hier angegebenen Sinne, fo kann man nidt ver 
langen, daß die verfchuldete Anzeige allemal zugleid eine 
dringende feyn fol. Was man fordern kann, ift vielmehr 
nur, daß bie verfchuldete Anzeige fo ſtark fey, um die 
Verſetzung in ben Anklageftand zu begründen; Denn barkn, 
daß der Angeklagte durch feine verbächtigende Handlung, 
die gegen ihn eingeleitete Unterfuchung verfchuldete, fan 
den wir ja eben bie Rechtfertigung bed Anzeigenbeweiled; 
mithin braucht der aus feiner Handlung gegen ihn entſprin⸗ 
gende Verdacht auch nicht ftärker zu feyn, als zur WBegrün 
dung der Specialunterfuchung nöthig ift, und es würd, 
um bei dem obigen Beifpiel ftehen zu bleiben, eine dw 
fahe Drohung ald eine zur Anwendung des Indien 
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weiſes audreichende verfchuldete Anzeige anzufehen feyn, 
in fofern man fie zur Einleitung ber Specialunterfuchung 
für ausreichend hält. 

Das hier Sefagte ift jedoch nicht fo zu verftehen, als 
ob wir das Worhandenſeyn einer dringenden Anzeige 
überall nicht zur Verurteilung erforderlich hielten, fon: 
dern dem Richter geflatten wollten, auf bloße entfernte Sn: 
dicien ein verurtheilendes Erfenntniß auözufprechen. Dies 
iſt nicht unfere Meinung; vielmehr find wir der Anficht, 
Daß, logiſch betrachtet, zu jedem volftändigen Indicien⸗ 
beweife das Vorhandenfeyn einer dringenden Anzeige ge- 
börtz; allein diefe Forderung ift eben eine Logifche, mit 
ber wir es bier nicht zu thun haben; hier fordern wir nur, 
daß eine verfehuldete Anzeige vorliege. Wir haben ed alfo 
in der That mit zwei verfchiedenen Forderungen zu thun: 
ed fol eine dringende und eine verfchuldete Anzeige vor: 
liegen. Es verfteht fich aber von felbft, Daß diefen bei- 
ben Forderungen in zweifacher Weife Genüge gefchehen 
kann: entweder fo, daß eine und dieſelbe Anzeige beide 
Eigenfchaften zugleich in fich vereinigt, oder in der Art, 
Daß zwei Anzeigen vorliegen, von benen die eine als drin: 
gende, die andere als verfchuldete erfcheint. 

Wir verlangen alfo, wie gefagt, nicht, daß die 
verfchuldete Anzeige zugleich die Eigenfchaft einer drin: 
genden bat; wohl aber fol fie fo ftark feyn, daß durch 
fie die Einleitung der Specialunterfuhung gerechtfertigt 
wird. Melden Grad der Stärke nun eine Anzeige haben 
muß, um ber Einleitung einer Specialunterfuchung als ge: 
nügender Rechtfertigungdgrund zu dienen, ift eine Frage, 
deren Entfcheidung freilicy in der Theorie ſchwerer ift, als 
in der Prarid. In der Praxis ift man befanntlid mit 
der Entfcheidung der Regel nach nicht allzu ſchwierig und 
Meaucht ed auch nicht zu feyn, da ja die Verfegung in den 
Anklageſtand Fein fo großes Uebel ift wie die Verurthei⸗ 
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lung, ja für den Angeflagten fogar eine Wohlthat werden 
kann, da fie ihm Gelegenheit giebt, fich von einem fal: 
(hen Verdacht zu reinigen. Theoretiſch läßt fich über die 
ganze Frage wenig mehr fagen, als: die Anzeige dar 
nicht zu fchwach ſeyn; fie braucht aber auch nicht gerade 
zu den ftärkften zu gehören. Mit diefer Auskunft werden 
wir uns denn auch hier begnügen müflen , fofern wir ed 
nicht vorziehen wollen, unfere Anficht an einzelhen Bei» 
fpielen deutlich zu machen. Letzteres würde jedoch hier 
zu weit führen, und an eine principielle Behandlung 
der Frage ift natürlich nicht zu denten, ba es überall ned 
feine Theorie des Indicienbeweiſes, viel weniger aud nur 
einen ungefähren Maßftab (einen genauern wird «8 nie 
geben können) für die Stärke der Anzeigen giebt. 


Nur das Eine dürfte hier noch bemerkt werben, ba 
bie Stärke der verfchuldeten Anzeige durch Feine Gegen: 
anzeigen erheblich gefhwächt feyn darf. Diefe Korderung 
fcheint fih zwar auf den erften Anblick von felbft zu ver 
ftehen, da ja jede Anzeige nur in foweit Anzeige ift, wie 
fie nicht durch Gegenanzeigen ihrer Kraft beraubt wird. 
Allein das legtere ift doch nur fo lange ganz wahr, wie 
man bie Anzeige für fich allein der Gegenanzeige gegen: 
überftelt. Betrachtet man dagegen bie Anzeige im Bu 
fammenhange mit den übrigen Anzeigen des concreten Fal⸗ 
les, fo leidet eö feinen Zweifel, daß ihre Kraft durch das 
Zufammenfeyn mit diefen übrigen Anzeigen vermehrt wird, 
und fie daher nicht nothwendig alle Bedeutung verliert, 
wenn auch die Gegenanzeige ihr an Stärke faft oder ganz 
gleihfommen follte. Hier indeffen, wo die verfchuldete 
Unzeige als Bedingung des Indictenbeweifes dienen foll, 
darf fie natürlich ihre Bedeutung nicht erft von andern 
Unzeigen entlehnen, fondern muß in felbftftändiger und 
ungefchwächter Kraft daftehen. 
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Das Vorftehende enthalt unfere mwefentliche Anficht 
über den Begriff und die Erforberniffe der verfchuldeten 
Anzeigen. Wir laffen nun noch einige Bemerkungen über 
ven logifhen und practifhen Werth diefer An: 
jeigen folgen, die hoffentlich dazu dienen werden, unfere 
Forderung, daß feine Verurtheilung auf Indicien ohne 
Berhandenfeyn einer verfchuldeten Anzeige zu Stande 
kommen fol, auch dann noch einigermaßen gerechtfertigt 
nfcheinen zu laflen, wenn man mit der obigen Begrün: 
bung diefer Forderung nicht einverftanden feyn follte. 


Es ift oft gefagt worden, daß ed beim Unzeigenbe: 
weiſe hauptfächlich auf Die Erklärungen bes Angefchul: 
bigten über bie einzelnen Anzeigen anfomme. So fagt 
pr B. Bauer %: Durd diefe Erklärungen des Ange: 
hulbigten werben entweder die anzeigenden Thatſachen 
warichtig oder die Schlußfolge als falfch dargeftelt und 
alſo das Indieium befeitigt oder im Gegentheil die Be: 
weiöfraft der Anzeigen bedeutend erhöht werden, wie z. B. 
wenn der Angefchuldigte erwiefene Thatfachen läugnet, oder 
Umftände, deren Unwahrheit ausgemittelt wird, angiebt, 
oder feine Angaben ändert. — Kein erfahrener Practifer 
wird es beftreiten, daß gerade hierin ein vorzüglicher Grund 
ber Kraft des Unzeigenbeweifed und eine wichtige Sicherung 
zegen Täufchung unb Leichtgläubigfeit liegt. 


Achnlih Mittermaier”): Da jede Anzeige, wenn 
Be auch auf eine im phyſiſchen Zufammenhang mit dem Ver: 
brechen ftehende Thatſache fich ftüßt, nur ausfpricht, daß der 
Berdächtige in irgend einem Zufammenhange mit ber That 
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ftand, da aber der Zufammenhang ebenſowohl als ein rechts 
licher, wie alö ein auf &heilnahme am Verbrechen führender 
gedacht werden fann, fo enticheidet erſt die Art, wie der 
Verdächtige fi) über den Zuſammenhang erklärt, über den 
wirklich entflehenden Verdacht, und ed kommt darauf an, 
ob ein unverbäctiger Zuſammenhang nachgewielen iſt, 
oder ob der Mangel diefer Nachweifung ben verbächtigen 
Bufammenhang wahrſcheinlich macht. Se mehr der Ange: 
fhuldigte aufgefordert war, fich über die kleinſten Nebens 
umftände und felbft über jede Schlußfolgerung,, die man 
aus der Xhatfache gegen ihn ableiten will, zu erklären 
und er nicht befriedigend fich erflärte, deſto mehr fleigt 
die Beweiskraft. 


Wenn aber dem fo ift, fo kann man fih nur wun⸗ 
dern, daß nicht längft in der Lehre vom Anzeigenbeweis 
ein Unterfchied gemacht ift zwifchen folchen Anzeigen, über 
die man vom Angeklagten eine Verantwortung verlan- 
gen, und andere, über die man biefe nicht verlangen kann. 
In der That gilt das, was hier von Bauer und Mitters 
maier gefagt wird, nicht von allen Anzeigen ohne Unter: 
ſchied, ſondern im Allgemeinen nur von folchen Källen, wo 
der Angeklagte den Zufammenhang wiffen fann und 
wiffen muß; volfländig und unbedingt aber gilt es nur 
von den Anzeigen, die durch des Angeklagten eigenes 
Thun oder &affen herbeigeführt find, d.h. von benen, 
die wir ald verfchuldete Anzeigen bezeichnet haben. Nur 
über diefe find wir Verantwortung zu fordern berechtigt. 


Zwar das ift ja ganz gewiß, daß man über jebe An- 
zeige den Angefchuldigten zur Erklärung auffordern muß. 
Es iſt died ein unzmweifelhaftes Recht des Angefchulbigten 
und aud zur logifchen Gewißheit des Anzeigenbeweifes 
Deshalb nethmendig, weil man ja nie mit Sicherheit vor 
ausſehen Fann, ob nicht der Angeklagte etwas zur Auf 
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klärung der Anzeige vorbringen und dadurch den Verdacht 
von fih:entfernen fann; . Eine Anzeige, über. die der An« 
geflagte gar nicht vernommen iſt, hat daher entweder gar 
feinen oder doch nur einen geringen Werth. Iſt er. aber 
vernommen und’ hat eine Erklärung abgegeben, dann frei⸗ 
lich geftaften fich die Falle nach: der abgegebenen Erklärung 
und der Natur der Anzeigen: ſehr verfchteden: entweder 
nämlich die Erklärung genügt; um allen; Verdacht zu ent» 
fernen, fo bat die Anzeige natürlich ‚aufgehört zu eriflie 
ren; oder’ fie: genügt nicht, den Verdacht zu entfernen; 
ja nicht einmal ihn: zu vermindern, dann tritt der von 
und angegebene Unterſchied zwiſchen Anzeigen, über bie 
man Verantwortung verlangen. kann, und. andere, bei. 
denen man ed nicht kann, in feiner Wichtigkeit hervor. 

Es giebt. nämlich ohne Trage eine Clafie von. Anz 
zeigen, von: benen man fagen fann , daß fie ohne 
Wiffen und. Wollen bed. Angefrhuldigten, ja gewiſ⸗ 
fermaßen hinter femem Rüden. entftehen: Dahin gehört 
namentlich Alles, was dritte Perfonen .über den. Ange⸗ 
Hagten und frei Berhältniß zur That ;gefprochen: haben: 
Dahin gehört ferner die Achnlichkeit des Angeklagten mit. 
der zu den Acten gekommenen Perfonalbefchreibung des. 
Zhäterd. Dahin gehört aber überhaupt mehr oder minz 
der Alles, was fo:ift wie es tft, ohne daß der Ange⸗ 
klagte es ändern oder den daraus entipringenden Ver— 
dacht voraußfehen Fonnte, mithin feine perfönlichen Vers 
hältnifje, in foweit er fie nicht gerade fo gemacht hat, 
wie fie ihn jetzt ‚verbächtigen, ja felbft fein Gemüths⸗ 
zuftand, in fofern er von feinem Wollen unabhängig. 
ift- oder doch in fofern er ihm nicht zum Bewußtſeyn 
fommt. Bei allen biefen Anzeigen ‚fann man vom 
Angeklagten nicht fordern, daß er fich über fie verant⸗ 
worte. Zwar wird man ihn über fie vernehmen, aber 
nicht in.der Form ber Vorhaltung , nicht mit bem Rerhie 
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and in der Erwartung, von ihm eine befriedigende Ant: 
wort zu erhalten, fondern in ben meiften Sällen nur um 
der. Bolftändigkeit der Unterfuhung und ber Möglichkeit 
willen, daß er etwa eine Aufflärung zus geben im Stande 
wäre. Aber nichts hindert ihn, uns diefe Aufklärung 
zu verweigern, d. h. mit einem einfachen „ich weiß dem 
Zuſammenhang nicht” zu antworten. Es handelt ſich ja 
um Dinge, die Niemand zu wiffen braucht und oft auch 
volrklich nicht vwoiffen Tann. Was wollen wir benn bem 
Angeklagten entgegenfeben,, wenn er fich Hinter fein Nicht⸗ 
willen verftedt? In allen ſolchen Fällen ift der Unter 
ſuchungsrichter einen im Laͤugnen geübten Angeklagte 
gegenüber mit feiner Kunft am Ende. Aber aud) ber er: 
Tennende Richter wird aus ſolchem Nichtwiflen ded Ange: 
Magten feinen neuen Verdachtsgrund herleiten Fönnen. 
Mag er immerhin fubjectiv der Anficht feyn, daß jenes 
Nichtwiffen nur eine leere Ausrede war, mag ihn immer: 
bin der lügenhafte Character des Angefchuldigten, viel: 
(sicht auch die Form, in der biefer feine Ausrede vortrug, 
zu folcher Anficht berechtigen: ſolche Gründe find doch zu 
wenig greifbar und ficher, als daß man auf fie ein gericht: 
liche Erkenntniß bauen könnte. Daher kann von einem 
Wachſen des Verdachts durch die Ausrede des Angellagten 
bier nicht die Rebe feyn, e8 wäre denn, Daß ed und ge: 
länge, ihn der Züge zu überführen. 

Eine andere Claſſe von Anzeigen giebt e&, über bie 
wir zwar ebenfalls feine Verantwortung verlangen koͤn⸗ 
nen, wohl aber in der Regel eine befriedigende Erklärung 
erwarten dürfen. Es find dies diejenigen / von benen 
wir zwar nicht mit Nothwendigkeit, wohl aber mit Wahr: 
fcheinlichfeit annehmen können, baß fie entweder durch 
bed Angeklagten eigne Schuld oder doch nicht ohne 
fein Wiſſen herbeigeführt find, 3. B. bie geftohlene Sade 
wird bei bem Angeklagten oder eine bem Angellagten ge 
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börige Sache wird am Drte bed Verbrechens gefunden, 
oder an den Kleidungsftüden ded Angeklagten finden fich 
Blutfpuren u. |. w. Anzeigen diefer Art können leicht mit 
verjehuldeten verwechjelt werden; fie find aber in der 
That von ihnen verfchieden; benn wir haben es hier im» 
mer noch nicht mit einer Handlung bed Angeklagten zu 
thbun, fondern nur mit einem Umftande, ber wahr: 
fheinlich durd eine Handlung des Angeklagten ober 
doch nicht ohne fein Wiffen herbeigeführt if. Darum 
mögen wir wohl von ihm eine befriedigende Erklärung er: 
warten, Verantwortung können wir nicht von ihm verlans 
gen; denn wir vermögen ihm nicht mit Sicherheit vorzu- 
werfen, ex felbft habe diefe Anzeige durch eigne Schuld 
herbeigeführt. Wir find daher ihm gegenüber zwar im⸗ 
merbin in beflerer Lage als bei ben Anzeigen ber vorigen 
Glofje, weil er in der Mehrzahl der Fälle fich nicht wohl, 
ohne fich noch mehr zu verdächtigen, hinter fein völliges 
Nichtwiſſen verfieden kann; aber etwas Ungünſtiges be⸗ 
haͤlt unſere Stellung doch immer noch; denn dem geübten 
Laͤugner bleibt in den meiſten Fällen die Möglichkeit, ſich 
durch Aufſtellung von Hypotheſen aus der Verlegenheit zu 
ziehen. Er wird uns zwar nicht kurzweg antworten: 
„davon weiß ich nichts”, er wird aber auch der Regel 
nach nicht mit einer ganz beftimmten Erklärung bervors 
gehen, fondern uns verfchiedene Erklärungen zur Wahl 
vorlegen, oder fonft fi) hinter Ungewißheiten und Wer: 
muthungen zu verfteden fuhen. Und gelingt ihm bie 
nicht, fo wird er einfach die Anzeige ald das was fie iſt, 
anerfennen, d. h. er wird zugeben, daß er durch fie ver: 
daͤchtigt wird, dabei aber mit freier Stirn feine Unfchuld 
behaupten; denn er weiß, daß ihn hier nur eine todte 
Thatſache verdächtigt, nicht fein eignes Benehmen. 
Liegt dagegen eine verfchuldete Anzeige gegen 
den Angeflagten vor, fo hat biefer von vorn herein went 
Mm? 
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ger Hoffnung, der Wahrheit zu widerſtehen. Er weiß es, 
daſi er ſchuldig iſt, ſich beſtimmt zu erklaͤren; denn über 
feine eignen Handlungen iſt Jeder im Stande, eine be⸗ 
ſtimmte Erklärung zu geben; und wollte er etwa mit 
Nichtwiſſen ſich entſchuldigen, oder ind Gebiet der Ber: 
muthungen fich zurückziehen, ſo würde ihn dies nur noch 
mehr verdächtigen. Es bleibt ihm alſo nichts übrig, alb 
entwerer bie Wahrheit zu geftehen, oder mit einer audführs 
fichen und bdetaillirten Rüge den Zuſammenhang zu erflä: 
ren. Aber wer weiß nicht, wie ſchwer ed der Angeklagte 
bat, eine ſolche Lüge zu erfinnen, ohne mit fich felbfl 
oder: mit ermwiefenen oder erweiäbaren Thatſachen in Wi⸗ 
derſpruch zu gerathen und dadurch neue Werdachtögründe 
gegen fih zu haufen! Gelänge es ihm aber auch, alle 
offenbare Widerfprüche zu vermeiden, dad wird ihm doch 
ſchwerlich gelingen, eine umſtaͤndliche Erzählung zu erfin 
nen, bie keinerlei Wahrſcheinlichkeitsgründe 
gegen fich hatte; denn das ift faft unmöglich, eine um: 
fländliche Lüge ſich auszudenken, die einer gründlichen 
Prüfung der Umftände gegenüber, fofern eine folche übers 
haupt nur noch denkbar und nicht etwa durch Länge ber 
Zeit, Verwiſchung der Spuren, Tod der Zeugen u, bergl. 
unmöglich geworden iſt, den Character der Wahrſcheinlich⸗ 
feit bebielte, 

Hier ift nun der Punkt, mo fi) ter ‚Togifche Vor 
zug der verfchuldeten Anzeigen am klarſten berausftellt. 
Anzeige der Thäterfchaft Fann man im Allgemeinen jeben 
Umſtand oder, richtiger gefagt, jeden Compler von Umfläm 
den nennen, ber ed wahrfcheinlich macht, daß der Ange: 
klagte der Thäter fey. Wie vollzieht fich nun dieſer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsbeweis? entweder auf Directem Wege, d.b 
wir weiſen nach, daß die Umflände mit der Annahme, 
daß der Angeklagte der Thäter fey, in Harmonie flehen; 
oder auf indirectem Wege, d. h. durch ben Nachweis, Bf 
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die Annahme, der Angeklagte habe nicht bie That began⸗ 
gen oder ein Andrer habe fie begangen, mit den Umftänden 
in Disharmanie ſtehe. Der erftere Weg ift zwar der für 
zere, aber nicht oft: wird ed gelingen, eine fo fichere und 
ind Einzelne gehende Harmonie nachzumeifen, daß auf 
biefem Wege allein eine dringende Anzeige oder gar ein 
volfländiger Anzeigenbeweis zu Stande käme; wir wers 
den in den meiften Faͤllen die indirecte Beweisführung ans 
wenden ober doch mit zu Hülfe nehmen müffen. Aber bier 
liegt nun die hauptfächlichfie Schwierigleit in der Menge 
der fi darbietenden Hypotheſen. Wir follen 
nachweifen, daß die Annahme, der Angeflagte habe bie 
That nit begangen oder ein Andrer habe ſie begangen, 
unmahrfcheinlich fey, d. h. mit andern Worten, wir fol 
len bie Unwahrfcheinlichfeit jeder denkbaren: Hypotheſe 
nachweilen, die nicht darauf hinausdläuft, daß der Ange 
klagte der Thäter fey. Aber wie unmöglich wäre biefe 
Arbeit, ſollten wir wirklich alle denkbare Hypotheſen eins 
zeln prüfen und ihre Unmwahrfcheinlichkeit nachweilen! Ges 
lingt ed und nicht, von vorn berein die Unterfuchung, auf 
eine ober wenige Hypotheſen zu befchränfen, fo wird an 
eine Beweisführung nie zu denken feyn. | 

Dies gelingt und aber in der Regel bei verfchulbes 
ten Anzeigen, weit feltner bei anderen; . denn mo wie 
mit Beflimmtheit annehmen ‚können, baß ber Angellagte 
um ben Zufammenhang weiß, wo er es ſelbſt ift, der die 
Anzeigen herbeigeführt bat, da brauden wir und nicht 
erft in Hypotheſen zu erfchöpfen und deren Unwahrfcheins 
lichkeit nachzuweiſen, fondern feine Erklärung ift die 
Hppothefe, mit der wir und allein zu befchäftigen und 
deren Unmwahrfcheinlichkeit wir zu erweifen haben. Ge: 
lingt ung dies, fo ift damit in der Regel auch die Unwahr⸗ 
ſcheinlichkeit jeder andern Hypotheſe nachgewielen, ausge⸗ 
"nommen derjenigen, daß der Angeklagte der Thater ſey; 
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Yen hatte er eine wahrſcheinlichere Erklärung gewußt, 
wis die gegebene, er würde fie und ja nicht vorenthalten 
Haben, da es ihm ja doch daran liegen mußte, fi auf 
Vie wahrſcheinlichſte Weife zu rechtfertigen. Es hanbelt 
ſich within im der Regel nur um die einfache Frage: iſt 
Bir Erklärung des Angeflagten unwahrfcheinlicher,, oder ift 
ed die Annahme, baß er der Thäter ſey? Je mehr bie 
Unwahrſcheinlichkeit der einen biefer Alternativen fleigt, 
um fo größer wird die Wahrſcheinlichkeit der andern. Da: 
ber ift hier die Unterfuhung und bie Beweisführung fo 
viel leichter als in andern Fällen, wo ſich der möglicen 
Annahmen mehrere darbieten. Der unterfuchende wie 
der erkennende Richter befinden fich auf einem Boden, 
den fie zu überfehen im Stande find. 

u Ein tieferes Eingehen auf die Frage nach dem logi⸗ 
ſchen Werth der verfchuldeten Anzeigen müſſen wir uns 
Yier verfagen, ba mir feine logifche Theorie des Indicien⸗ 
beweiſes fchreiben. Das Vorflehende wirb indeflen, wie 
wir hoffen, genügen, um auf die hohe Wichtigkeit der 
berfchuldeten Anzeigen aufmerkfam zu machen. Wundern 
darf man fi nur, und es zeugt von dem gänzlichen Dan: 
gel gründlicher Unterfuchungen über die Theorie des Indi⸗ 
cienbeweifes, daß man bisher die Bedeutung der verſchul⸗ 
beten Anzeigen nirgends erfannt, ja nicht einmal geahne 
dat. Wenn in Lehrbüchern zwifchen pfychologifchen 
und: phyfifhen Anzeigen unterſchieden wird, fo hat 
diefe Unterfcheidung mit der unfrigen in verfchulbete und 
nicht verſchuldete Anzeigen kaum eine Verwandtſchaft ) 


—— 
Der Engländer Wills ſpricht In feinem essay on circon- 
YO stantlal evidence, London 1818. page. 54, von morali: 
Dr joen Indicien und giebt eine Begriffsbefiimmung derfelben, 
die folgenreich härte werden können, aber bei des Berfaſſer 
I. pänzlihen Mangel am wiſſenſchaftlichem Beifte ohne af 
-ng7 Bolgen bleibt, ja fchon auf derfelden Geite ihm unter da 
Änden wieder entſchwindet. Wills Buch iſt überhaupt as 
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Nur bier und da finden fich in ber Litteratur ver: 
einzelte Aeußerungen, die darauf hinmeifen, daß man 
wenigfiens den logifchen Werth ber verfchuldeten Anzeigen 
geahnet bat. 

So fagt 3. B. Bauer ?): „Der Schluß von 
„Handlungen ift meift fitherer, als der von Eigen: 
„haften der-Perfon, und unter erfieren begründen die 
„eigenen Handlungen einen figerern Schluß, als bie 
„Handlungen Anderer.” ; 

So fagt ferner Stübel 10), „Die Analogie ber 
„Handlungen begründet ſtärkere Anzeigen, als die der 
3, Subjecte.” 

Mögen diefe Stellen in Ermangelung anderer bier 
zum Beweiſe dienen, daß wir mit unfern oben auöge: 
fprochenen Anfichten nicht durchweg allein ftehen. 


als Beifpielfammlung anzufehen, und hat auch als folche nur 
einen fehr bedingten Werth, da die mitgetbeilten Fälle fa 

- . durchweg nur fragmentarifch oder senartig erzählt find, 
was bei Andieienfällen am allerwenigften genügen kann. 


2 9) Theorie des Anzeigenbeweif@®, Göttingen 1848. S. 163. 
+20) Das Eriminalverfahren in den dentſchen Gerichten Bd. 2. 
..381..@&. 198. ze . 


Zur Lehre 


von der Fragenftellung. im ſchwurgerichtlichen 
Verfahren. 


Von 
Herrn €. v. Stemaun 
in Ballenſtädt. 


Es iſt bekannt, mit wie großen Schwierigkeiten im 
ſchwurgerichtlichen Verfahren eine richtige und genũgende 
Fragenſtellung an die Geſchworenen verbunden iſt, und wie 
oft in dieſem Puncte vom Aſſiſenpraͤſidenten gefehlt wird. 
Wie ſchon die franzöſiſche Geſetzgebung über die dabei in 
Betracht kommende Sonderung der Functionen des Ric 
ters und der Jury Feine ausreihende Beſtimmungen nt 
halt, fo find auch die Vorfchriften der deutfchen Gelee, 
welche in Unterſuchungsſachen dad öffentlicy mündliche 
Verfahren vor Gefchworenen eingeführt haben, meiftend 
fehr dürftig, und ift deren Anwendung bei dem gegenwär- 
tigen Stande des materiellen Strafrechts in Deutfchland 
noch fhwieriger ald in Franfreih. Einige Geſetzgebun⸗ 
gen,. wie z. B. die Badifche, begnügen fich mit der allges 
meinen Anordnung, daß die an bie Gefchworenen. zu ride 
tenden Fragen fich über die flrafbare That mit ihren Er 
ſchwerungs⸗ und Milderungsgründen, über den Antheil 
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bes Angeflagten an berfelben und über bie vorgebrachten 
Entfchuldigungsbeweife zu erfireden haben; andere, wie 
die Kurheſſiſche, geftatten die Stellung eventueller und zu: 
fäßlicher Fragen ohne ſich jedoch über das Verhältniß ber: 
felben zu einander und zur Hauptfrage näher außzulaflen; 
die Großherzogl. Heffiihe und Naflauifche Gefeßgebung 
enthalten zwar betaillirtere Beſtimmungen, geben aber 
über manche zweifelhafte Puncte ebenfalls keine gemügende 
Auskunft. ' 

Sefebt, es beſteht bei der Anklage wegen eines vollen⸗ 
deten Verbrechens eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
dem Praͤſidenten oder eventuell dem Aſſiſenhof und dem 
Vertheidiger darüber, ob der Angeklagte, wie jene at: 
nehmen, ein vollendetes Verbrechen, oder wie biefer be: 
bauptet, einen Verſuch begangen, braucht hier bie even: 
tuelle Frage wegen Verſuchs nicht geftellt zu werden, ober 
was noch häufiger fich ereignen kann, es Divergiren die 
Anfichten der Staatsbehörde, des Wertheidigerd und Af- 
fifenhof8 darüber, ob die Verhandlungen wirklich firaf: 
-andfchließende,, mildernde oder erfchwerende Umftände er: 
geben haben. Einzelne Beilpiele werben noch. deutlicher 
zeigen, wie verfchieben je nad) Beantwortung dieſer 
Fragen der Wirkungskreis des Gerichtähofd und ber Ge- 
ſchworenen fich geftaltet, von deren Eompetenzbeflimmung 
um einzelnen Kalle fehr häufig die Entfcheibung der ganzen 
Sache, dad Schulbig oder Nichtſchuldig ber Geſchworenen 
abhängt. Der Staatsanwalt behauptet, daß das in Ans 
Plage geftellte Werbrechen ded Raubes auf einem öffent: 
lichen Wege begangen, und beöhalb eine fchwerere Strafe 
begrüntet fey, während dad Gericht diefe Annahme nicht 
theilt. Muß hier auf Werlangen der erfchwerende Um⸗ 
ſtand in eine befonbere Stage gefaßt werben? Oder der 
Ingellagte war bei Werübung ber That betrunten, der 
Bertheidiger führt aus, : daß die Trunkenheit einen. fo 
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“ Die Hier dargelegte Anficht vertritt auch das neueſte 
deutſche Geſetz, bad diefen Gegenfiand betrifft, die K. Preuß 
fche Berfügung vom 3. Mai 1852, welche die Verordnung 
vom 3. Ian. 1849 in vielen ſehr wichtigen Beziehungen 
mobificirt. Die darin mit großer Umficht und richtigem 
Hacte behandelte Lehre von der Fragſtellung verdient auch 
in weiteren Kreiſen, als wohln ihre. gefeßliche Geltung 
reicht ‚. beachtet und von anderen Befeßgebungen zum Vor⸗ 
bilde genommen zu werben. Bir wollen daher auf Bruns 
lage biefed Geſetzes die Grenzlinie näher betrachten, welde 
einerfeitö der Wirkſamkeit des Gerichtshofs, andrerſeits 
der der Geſchworenen gezogen iſt. 

Wir werben dabei bie Hauptfrage von ben Reben: 
fragen zu fondern und letzteren bie Cintheilung .in even: 
tuelle und Zufagfragen zu Grunde zu legen haben. 

Die Hauptfrage ift allemal .nur Eine untheilbare 
Frage, ihre Zerlegung in mehrere. Specialfragen ift un 
terfogt. In Franfreih, wo man bei Ginführung ber 
Jury fi für die Auflöfung der compleren Frage in ihre 
einzelnen Beftanbtheile entfchieden hatte, hat man fh 
allmäblig von ben Uebelliänden diefer Berfplitterung bed 
zu beurtheilenden Begenftanded überzeugt und ift zum all 
gemeineren Frage zurückgekehrt; in Deutfchland it neh 
bin und wieder dieſe Zerfegungsmethode üblich, unter 
‚andern in Kurheſſen; die Preußifche Geſetzgebung hat ihre 
-Anwenbbarkeit durch die ausdrückliche Beſtimmung (Befeb 
vom ;3. Mai 1852 Art. 80) befeitigt, daß die Haupt: 
Ffrage nicht in mehrere Fragen getheilt werben: fol. Ash 
riſt Die Vorſchrift des franzöfifchen Rechts; wonach bie Fra⸗ 
‚gen alle thatfächlihen Merkmale des Verbrechens enthalten 
:follen, wegen deſſen die Anflage ausgefprochen ift, ſchen 
am deßwillen nicht für ausreichend "befunden werke, 
weit nicht ‚bloß die .in dem Anklagebeſchluſſe -Begetchwelt, 
fondern, wie wir fpäter noch fehen werden, oft eine gel 
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anders qualificirte Handlung Gegenftand ber Fragftellung 
feyn kann. Die Preußifche Gefeßgebung verlangt. viel« 
mehr, daß die-Hauptfrage den Thatbeſtand ber bem An— 
geklagten zur Laſt gelegten ſtrafbaren Handlung in ihrer 
einfadhen Geſtalt umfafle, gleichviel ob dieſer Thatbeſtand 
aus der Anklage oder aus den Verhandlungen hervorges. 
gangen. Soltte ſieſich nur über einzelne Theile deſſelben 
verbreiten; ſo ift die Fragſtellung nichtig, weil 68: unges 
- wiß-ift;; welche Erflärung-.bie Gefchworenen abgegebeü 
haben würden, wenn- fie über das Ganze befragt wären. °- 
- Die Nebenfragen haben die begleitenden Umſtände der 
That in ihrer einfachen Geftalt zum Gegenftande, mögen 
dieſelben in einer inneren Beziehung zu jener ftehen., oder 
bloß faußerlich damit verbunden: feyn. :Geeignetenfalle 
können diefe Umftände, welche bald die Strafe ausfchließen, 
bald diefelbe mildern oder erfchweren, in bie Hauptfrage 
mit aufgenommen -werben, wo ed dann ben Gefchworenen 
freiſteht die vorgelegte Frage theilweiſe zu bejahen und 
theilweife zu verneinen. Regelmaßig werben .aber beöhalb 
befondere Fragen geftellt, und dies muß allemal bei Strafe 
der Nichtigkeit gefchehen, wenn darauf von Seiten ber 
Staatöbehörde oder des Angellagten und feined Verthei⸗ 
digers angetragen wird: weil, wenn badjenige fehlt, was 
ald Wefentliches. der Krage erfannt worden, ed dem rich⸗ 
terlichen. Erkenntniſſe an einer genügenden Brundlage 
mangeln würbe. Dabei macht es indeffen feinen Unter - 
ſchied, in welchem Stadium des Verfahrens die That⸗ 
umſtaͤnde ſich ergeben haben, ob fie in der Hauptverhand⸗ 
lung erft hervorgetreten, ober bereitd Gegenfland ber Wors 
unterfuchung gewefen und durch. den Anflagebefchluß.aus- 
tbatfächlichen oder rechtlichen Gründen befeitigt find. 
Um namentlih den Inhalt der Zufabfragen richtig 
zu würdigen, welche von den eventuellen Kragen fi da⸗ 
durch untericheiden, daß fie nicht erft wie diefe durch bie: 
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Berneinung der Dauptfrage ibre Bedeutung erlangen, 
fontern neben biefer Plab greifen, muß auf bad mate: 
rielle Strafrecht zurückgegangen werben, von deflen mehr 
ober minder zwedmäßigen Beflimmungen bie gebeihlice 
Wirkfamkeit der ſtrafproceſſualiſchen Worfchriften über die 
Zregftellung wefentlich abhängt. . 

. Zu den firafausfchließenden Umftänden , welde eine 
befonbere Frage rechtfertigen, gehören nur ſolche, die ber 
That den ihr fonft beimohnenden verbrecherifchen Che 
racter entziehen, woran fchon um beßwillen zu erinnern 
tt, weil man fonft verſucht ſeyn könnte, auch die Frage, 
ob die verwirkte Strafe burch den Ablauf Der Verjaͤßrungs⸗ 
zeit erlaflen fey, von den Geſchworenen entſcheiden zu lals 
fen. Da indeflen der Audfpruch der Befchworenen nicht 
bloß das rein Thatſächliche, die äußere Seite des Verbre 
chens feflzuftellen hat, fonbern gleichzeitig Die Innere Seite 
deſſelben, die verbrecherifche Willensrichtung , fo werden 
auch die Momente bed Vorſatzes, der beſtimmten Abfidt 
unb der Kahrläffigkeit ald zum Beweiſe der inneren That 
der .fubjectiven Werfchuldung gehörig ebenfalls mit zur 
Frage zu fielen feyn, je nachdem das Geſetz von dem 
Vorhandenſeyn bed einen ober andern biefer Momente den 
Begriff der firafbaren Handlung ausdrücklich abhängig 
maht. Als Beflandtheile der allgemeinen Schulbfrage 
werden aber die erwähnten Momente: meiftentheild nu 
darin bejonders hervorzuheben feyn, und einer Specialftage 
wird es nicht anders bedürfen, ald wo nach der Beſchaffen 
beit des einzelnen Falles ein Zweifel über das Vorhanden⸗ 
fepn der vom Strafgeſetzbuch fupponirten Willensrichtung 
fh ergeben hat. Das Moment ber Zurechnungsfaͤhigkeit 
ift nicht einmal befonderd hervorzuheben, indem bie Be 
jahung jeder Frage, wenn das Gegentheit nicht ausbräd: 
lich ausgeſprochen ift, zugleich feſtſtellt, daß der Angeklagt 
bie darin erwähnte That mit Zurechnungsfähigkeit begar 
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gen hate. Nur der Mangel ber Zurechnungsfähigkelt ift 
denjenigen Gründen beizuzählen, welche die Strafe aus: 
ſchließen; daher ift hierauf eine befondere Frage zu richten, 
fobald dies beantragt oder vom Gerichte für nöthig erach 
tet wird. Dad Preugifche Gefegbuch nennt zwar, wo es 
von den Aufhebungdgründen der Zurechnung redet, nur. 
folche Fälle, in welchen eö einer näheren Beurtheilung gar 
nicht bedarf, wo vielmehr die Nichteriften, eines Verbre⸗ 
chend fo klar vorliegt, daß die Verfolgung entweber gar 
nicht einzuleiten ober vor der mündlichen Verhandlung 
einzuftellen iſt. Es hat aber dadurch, einer unzweifelhaf: 
ten Praris zufolge, die Berüdfichtigung anderer Gründe, 
welche die Zurechnungsfähigfeit unter Umfländen auf 
heben, keineswegs auögefchloffen feyn follen, und in fol: 
chen Fällen einer weniger augenfcheinlichen und unzweifel: 
haften Unfreiheit wird dann die Entwerfung einer beöfäl: 
ligen Specialfrage P lab greifen. Diefelbe darf nad) 
Art. 83 des Gefeßed vom 3. Mai 1852 auch niemald un: 
terbleiben, wo ber Angeflagte zur Zeit der That noch nicht 
dad 16te Lebensjahr vollendet hat, vielmehr muß bier in 
Uebereinftimmung mit $. 42 des Preußifchen Strafgefeßs 
buch8 die Frage geftellt werben: „Hat ber Angeklagte mit 
Unterfcheidungsvermögen gehandelt?” Ebenfalls wird 
die Frage wegen Nothwehr, welche die franzöfifche Juris⸗ 
prudenz in der allgemeinen Schuldfrage mitbegriffen erach⸗ 
tet, richtiger für fich geflellt, weil der Nothſtand ungeach⸗ 
tet bes engen Zufammenhangd mit der Schuldfrage doch 
ein felbfiftändiger thatfächlicher Zuftand iſt, der die in 
Anklage geftellte äußere That beftehen läßt, und nur bie 
Strafbarkeit derfelben aufhebt. Auch iſt der Nothftand 
als folcher und find nicht etwa die Zhatfachen, die er zu 
feiner Vorausſetzung hat, der Beurtheilung der Geſchwo⸗ 
renen zu unterbreiten, da ed ihre Sache ift, einer jeden 
Thatfache die ihr beifommende rechtliche Dualification zu 
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ertheilen. Was unter den Umfländen, weldye die Strafe 
erſchweren oder mildern, zu verftehen, bedarf noch einer 
näberen Beilimmung nah Maaßgabe ded Preußiſchen 
Strafgeſetzbuchs. Man hat hiernady zu unterfdyeiden: 


1) ſolche Umftände, welche ſchon In den befonderen 
Beflimmungen über die einzelnen Berbrechen als ſchwerere 
ober mildere Formen einer firafbaren Handlung austräd: 
lich enthaften find. So ertheilt bad Gefeß dem einfachen 
Diebſtahl, der einfachen Hehlerei und Erpreflung ihre be 
fonderen Qualificationen und genügt ben Anforderungen 
einer größeren Strenge durch enffprechende Straferhöfun: 
gen; ja ed giebt kaum ein einziges Verbrechen , bei bem 
das Geſetz nicht mehrere Erſcheinungsformen berüdihtigt 
hätte, bezüglich derer nicht diefet oder jener erſchwerende 
oder mildernde Umſtand zur Frage geftellt werben Fönnte; 


2) ‚allgemeine Milderungs: und Erfchwerungsgründe, 
bie im Gefege befonders hervorgehoben find, als ber Regel 
nach bei allen Verbrechen zu beachten. Won bdiefen kennt 
das Preußifche Strafgefekbuh nur ben allgemeinen Wir 
berungögrund ded jugendlichen Alter unter 16 Jahren, 
wenn im einzelnen $alle von den Sefhworenen das Unter 
fheidungsvermögen bed Angeklagten angenommen mir. 
Allgemeine Erſchwerungsgründe find dem Strafgefegbuh 
fremd geblieben, wenn man nicht etwa den Rüdfall dahin 
rechnen will, der beffer in feiner ſelbſtſtaͤndigen Bedeutung 
aufzufaffen und zu behandeln ift; 


. 3) fpeciele Milderungd = und Erſchwerungsgründe oder 
ſolche in den Strafgefegen und zwar bei den einzelnen Ber 
brechen befonders hervorgehobene Thatumftände, welche mit 
der firafbaren Handlung mehr äußerlich als ihrer inneren 
Natur nad verbunden find... Specielle Erfchwerung® 
gründe finden wir im Preußifchen Steafgefegbuche nicht, 
wohl aber hin und wieder fpeciele Milderungdgränd, 
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wie ber entſchuldbare Zorn beim Zodtfchlag und der Kör⸗ 
perverlegung; 

4) mildernde Umflände, wohin alle in den Kreiß der 
richterlichen Cognition fallenden thatfächlichen Momente 
gehören, welche ohne unter eine der bisherigen Kategorien 
zu fallen doch geeignet erfcheinen, unter das geringffe ge: 
feglihe Strafmaaß herabzugehen. Die Franzöfifche Geſetz⸗ 
gebung aus den Jahren 1832 hat ihnen zuerft Geltung 
verfchafft, um die harten Strafbeflimmungen des Code 
penal zu umgehen, indem berfelbe verordnet, daß in 
allen Fällen, wo es fihb um Verbrechen handle, felbft 
beim Rückfall, es den Gefchworenen freiftehen folle das 
Vorhandenſeyn von mildernden Umftänden auszufprechen: 
eine Befugniß, mit der der Affifenpräfident in jedem ein- 
zelnen Falle die Gefchworenen bekannt zu machen hat, 
jedoch ohne eine deöfällige Frage ihnen vorzulegen. 

In Deutfchland ift Preußen der einzige Staat, der 
in feinem Strafgefegbuch, worin die Tendenz unverfenn: 
bar, die verfchiedenen Elemente ded Franzöfifchen und 
Deutihen Rechts mit einander zu verfchmelzen, fidh dem 
Syſtem der circonstances attönuantes, wenn auch mit 
erheblichen Modificationen, angefchloffen hat. 

Ich bin meinerſeits Fein Freund von diefem Ges 
braude der mildernden Umftände, worüber ih mich in 
meiner Schrift über die Jury ©. 323 u. fg. näher aus: 
gefprochen habe; doch will ich das Gewicht der Gründe 
nicht verfennen, welche der Preußifchen Gefebgebung biefe 
Einrichtung empfohlen haben, und muß zugeben, daß die 
allgemeinen Milderungsgründe, wie fie manche beutfche 
Sefegbücher der Wiffenfchaft des gemeinen beutfchen 
Strafrechts entlehnt haben, und an deren Stelle die mil- 
dernden Umftände getreten, diefe nicht vollftändig erfegen. 
Die mildernden Umflände ergeben fi) aus dem Inbegriff 
aller vorliegenden Umftände bed individuellen Falls und 

Archiv d. Er, R. 1858, IV. ©t. N 
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machen, fondern auch da, wo bie That und ihre begleiten: 
den Umftände, von einem neuen rechtlichen Gefichtöpunct 
aus betrachtet, als eine Gefeßeöverleßung felbft fchwererer 
Gattung fi berausftelt, eine eventuelle Frage, welde 
died neue Verbrechen zum Gegenftand hat, geftellt werden 
fönnen. Lauter mithin die Anklage auf Mord, fo iſt 
nicht nur die eventuelle Frage wegen Zodtfchlags flatthaft, 
fondern ed fann auch im umgefehrten Falle im nämlichen 
Verfahren der Zodtfchlag in Mord vermittelft einer darauf 
bezüglichen Frage umgewandelt werden. 

Kür diefe letztere Anficht, zu der ſich Die Preußiſche 
Strafgefepgebung (Art. 86 u. 30 ded Geſetzes vom 3. Mal 
1852) befannt hat, dürften denn auch überwiegende 
Gründe ſprechen. Zunächſt würde ed die größten pradi: 
fhen Schwierigkeiten zur Folge haben, wenn der von de 
erhobenen Anflage Freigefprochene fich fo oft einer neuen 
Unterfuchung unterziehen müßte, als fid) für die That ein - 
anderer Gefihtöpunct der Strafbarkeit aufftellen ließe. 
Man fege nur den Fall, daß Jemand wegen Hochverraths 
angeklagt und freigefprochen ift, ſollte er’ demnächſt noch 
fo oft in Unterfuchung gezogen werden können, alö es bei 
der großen Mannigfaltigfeit der $ormen unferer politi⸗ 
ſchen Verbrechen und Vergehen Gefihtöpuncte giebt, aus 
denen ſeine Handlung ſtrafbar erſcheinen könnte? Eine 
ſolche Precedur würde den Betreffenden Jahrzehende unter 
Anklage halten können und ihn gegen die drückendſten Be 
läftigungen in den Gefegen Feine Garantie finden laſſen. 
Auch fehlt es hierfür an Inneren Gründen, wenn, wie hier 
allemal vorausgefegt wird, das Sachverhaͤltniß fchon durch 
das erſte Verfahren, wiewohlnac einer andern Richtung hin, 
als die Anklage annahm, vollftändig aufgeklärt if; ber 
Angeklagte wird dann in dem Recht der Vertheidigung in 
Beziehung auf bie den geftellten Fragen zum Grunde lie 
genden Zhatfachen nicht verkürzt, und daß die thatläh 
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In gleicher Weiſe folk nach der Preußiſchen Straf: 
geleßgebung bei todeswürdigen Verbrechen, in Käflen einer 
außergewöhnlichen Verfchuldung, dad Vorhandenſeyn ers 
fchwerender Umftände buch den Wahrfpruch der Gefchwoe 
renen feftgeflelt werben. Der Erfolg einer folhen Feſt⸗ 
ſtellung ift die nothwendige Verbindung bed Verluſts ber 
bürgerlihen Ehre mit der Todesſtrafe, während bie mil- 
dernden Umflände, wenn fie einmal feftgeftelt find, den 
Richter regelmäßig zu der im Geſetze angegebenen Straf: 
milderung verpflichten. Neben den Zufabfragen kommen 
noch eventuelle Fragen in Betracht für den Fall, daß die 
Dauptfrage verneinend entfhieden wird. Sie follen na- 
mentlich feflftellen, ob ber Angeklagte in Beziehung auf 
dad Verbrechen, wegen beflen die Anflage gegen ihn er: 
hoben ift, nicht wenigftens des Verſuchs der Theilnahme 
oder. Begünftigung fehuldig iſt, oder ob er die Handlung, 
welche ihm die Anklagefchrift als eine vorfäglich verübte 
zur Laſt legt, nicht wenigftend aus Fahrläfjigfeit begangen 
zu haben ſchuldig ift. 

In diefer Hinficht herrfcht meines Wiſſens auch Fein 
Streit; zweifelhafter ift e& Dagegen, ob eventuelle Fragen 
auch ba zu ftellen find, wo die der Anklage zum Grunde 
Begenden Zhatfachen, ober etwa hervorgetretene nähere 
Umflände, von welchen diefelben begleitet waren, eine 
andere ftrafbare Handlung ald die in der Anklage bezeich: 
nete involviren, fo daß fich ftatt Diebflahld Unterfchla: 
gung ergiebt, flatt Raubes Erprefiung u. ſ. w. Es be 
flehen hierüber drei verfchiedene Anſichten: der erflen zu: 
folge fol in folhem Falle allemal eine neue Unterfuhung 
eingeleitet werden; die zweite Anficht geftattet die even⸗ 
tuelle Krageftelung, wenn das von dem in der Anklage 
bezeichneten verfchiedene Verbrechen minder ftrafbar als 
jenes erfcheint; nach der dritten Anficht endlich foll die 
größere ober geringere Strafbarkeit feinen Unterſchied 
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folgen, dad mündliche Verfahren vor den Geſchworenen 
giebt darüber feinen Aufichluß. 

Diefe Anweifungen dürften genügen, um ben Aſſi⸗ 
fenpräfidenten in den Etand zu fegen, dem wichtigſten 
Theil feiner Aufgabe nach den Verhältniſſen bes indivi⸗ 
duellen Falls gehörig nachzufommen. Zweckmäßig möchte 
e8 feyn, wenn ber Ankläger und Vertheidiger es nicht 
unterließen fih am Schluffe ihrer Hauptoorträge über bie 
aufzuftellenden Fragen zu äußern. Etwanige Erinnerun: 
gen gegen bie Srageftellung müffen ohnedies beiden Xheilen 
geftatter ſeyn, und die Entfcheidung der darüber obwal⸗ 
tenben Streitigkeiten ift dem Gerichtöhofe vorzubehalten, 
da bie Fragen, indem fie bie relevanten Xhatfachen be: 
zeichnen, die rechtliche Natur ber in Betracht fommenden 
Handlung beſtimmen und die Grenze feltftellen, innerhalb 
deren fich die Zihätigkeit der Geſchworenen zu bewegen bat, 
eine umfaffende rechtliche Beurtheilung ded ganzen Falls 
voraudfegen und mit der Anficht über die bemnädftige An- 
wendung bed Strafgefeßes in fo genauer Verbindung ſtehen, 
daß für die Entfcheidung nur dann die richtige Grundlage 
gewonnen werben fann, wenn die Frageftelung in bem 
Sinne erfolgt, wie das ertennende Gericht, und nicht wie 
der Vorſitzende, der bei ber Faͤllung des Endurtheils in der 
Minorität bleiben ann, für angemeffen hält. 





XXII. 
Merkwürdige Nechtsfragen 


erläutert 
durch neue Rechtsſprüche 
der oberſten Gerichtöpöfe des Auslandes, 
dargeſtellt 


von 


Aittermnaier. 


11) Begeht derjenige, welcher einen verſchloſſenen Kofs 
fer zur Aufbewahrung erhalten hat, den Koffer ges 
waltfam eröffnet, und die darin befindlichen Gegen» 
ftände fih in gewinnfüchtiger Abficht angeeignet hat, 
einen Diebftahl oder eine Unterfehlagung? erläutert 
durch einen Rechtöfpruch. des franzöfifhen Appell⸗ 
hofs von Poitierd vom 19. März 1852. 


2) In wiefern kann ein Diebflahl an Gas verübt wer 
ben? erläutert durch einen Rechtöfpruch des niebers 
ländifhen Bezirksgerichts von Amflerdam. vom 
3. October 1850. 


3) Welchen Einfluß hat bie Einwilligung bes Ver⸗ 
lesten auf die an ihm von einem Andern ver 
übten Zödtung? erläutert durch einen Rechtsſpruch 
bed niederländifchen Eaffationshofd vom 13. April 
1852. 
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gn einem alle hatte eine Perfon, welche einen verſchloſ⸗ 
enen Koffer zur Aufbewahrung erhalten hatte, denfelben 
gewaltfam ohne den rechten Schlüffel, den der Eigenthümer 
des Koffer zurücbehalten hatte, erbrochen und mehrerer 
Hain befindlichen Gegenflände in der Abſicht fich dieſel 
ben anzueignen ſich bemädtigt unb dem rechtmäßigen Ei: 
genthümer vorenthalten. Die Perfon wurde wegen Dieb: 
ſtahls angeklagt. Die Anklage wurde von der Anklagekammer 
des Appellhofs von Poitierd nach Rechtsfpruch vom 19. Mir; 
1852 zugelaffen. Die Entſcheidungsgründe lauten: In Er: 
wägung, daß die in dem verfchloffenen zur Aufbewahrung 
übergebenen Koffer enthaltenen Gegenſtaͤnde nicht auch folge: 
weife den Eheleuten Grenon anvertraut waren, baß ber Be: 
fit derfelben, welcher Durch die genaue Verfchliegung des Kof⸗ 
fers geſchützt war, nicht aufhörte in der Perfon der Eigenthü: 
mer zurüdzubleiben, daß daher diefe Gegenſtande nicht zum 
Nachtheile des Beſitzers entzogen werben konnten, ohne da 
durch einen Diebftahl zu verüben, daß daher die Ehefrau 
Grenon, indem fie gewaltthätig einen der Koffer eröffnete, 
Weißzeug daraus nahm und anerfannterweife verlauft 
bat, eine diebifche Wegnahme verübte und die Echwere 
diefer Handlung nicht dadurch vermindert werben fann, 
daß man fie ald Mißbrauch des Wertrauens betrachtet, 
Daß eine ſolche Annahme unverträglich mit den Hanbdlun: 
gen der Vorficht ift, durch welche die Eigenthümerin des 
Kofferd durch Zurücdbehaltung des Schlüffeld die im Kof:” 
fer befindlichen Begenftände fi erhielt; in Grmägung, 
dqoß die Angefchuldigte durch die gewaltthätige Auffpren- 
gung bed Schlößchens, durch welches ber Koffer gefchlof 

jen war, mit dem Zwecke, fich der ihr nicht anvertrauten 

Gegenftände zu bemädhtigen, einen Einbruch begangen 

hat, daß biefer erfchwerende Umſtand fich aus den Br 
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flimmungen des art. 396 des Code penal fich ergiebt, 
wenn bie einfache Wegnahme eines verfaleffenen bemeg: 
lichen Gegenftanded einen wahren Einbruch begründet, 
wenn dad Aufbrechen aud nicht auf der Stelle gefchieht, 
wo ber Gegenftand fich befand, dies ebenfo eintreten muß, 
wenn dad Aufbrechen tes verfchloffenen Gegenftandes mit 
der Abficht alle darin befindlichen Sachen oder einen Theil 
derfelben fich anzueignen, in tem Hauſe gefchieht, in 
welchem der Gegenftand aufbewahrt war. Diefer Rechts: 
fpruh hat mit Recht in Frankreich Auffehen erwedt. 
Morin!) billigt die in jenem Rechtsſpruche audgefpro: 
dene Anficht und nimmt an, daß, wenn auch der Koffer als 
zur Aufbewahrung gegeben erfcheint, Died nicht auch in 
Anfebung der im Koffer befindlichen Sachen gefagt wer: 
den könne, da der Eigenthümer dur Zurüdbehaltung 
des Schlüffele zum Koffer den Beſitz der Sachen zurüd: 
behalten hat. Dagegen trat der geiftreihe Grellet: 
Dumazeau gegen die von dem Gerichte in Poitierd auf: 
geſtellte Anfiht auf 2), indem er nadywies, daß der Fall 
nicht ald Diebftahl beurtheilt werben dürfe 3), Auf ähn- 
liche Weiſe hatte Helie *) mit Berufung auf einen 
Rechtsſpruch des Caſſationshofs vom 16. Zebruar 1838 
feine Anficht audgefprochen, daß eine Handlung bed De: 
pofitard, der einen ihm anvertrauten Koffer gewaltfam 


1) 3m Journal du droit criminel 1852 Mai, p. 188. 


2) Sn der Revue de legirlation par Wolowski 1853 Mai 
— Juin, p. 118, 


3) Schon 1832 hatte der AYuftizminifter bei den Verhandluns 
gen über das Geſetz vom 28. Aoüt auf die Frage eines Mits 
gliedes der Kammer, wie ein Fall der gewaltthätigen Eröffs 
nung eines gefchlofienen Koffers durch den Depofitar mit dem 
Zwede der Aneignung der Eache zu beurrheilen fen, fich das 
für ausgefprochen, daß ahus de confinnce und hris de olö- 
ture vorliegen würde. 


4) Theorie du Code penal Vil. p. 379. 
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auffprengt , und daraus Sachen fich aneignet, Mißbrauh 
des Vertrauens begründe. 

Mir find überzeugt, Daß der oben angeführte Rechts⸗ 
fpruch tes Hofes von Poitierd irrig ift, und der in Frage 
fiehende Zul nur ald Unterfhlagung beurtheilt werben 
kann. Es liege hier wieder ein Fall vor, in weldem bie 
ftrafrechtliche Beurteilung auf das innigfte mit der richtigen 
civilrechtlichen Auffaffung des zum Grunde liegenden Ber: 
bältniffes zufammenhängt. Alles kommt im vorliegenden 
Salle darauf an: ob rechtlih angenommen werben kann, 
daß derjenige, welchem ber verfchloffene Koffer in Ber 
wahrung gegeben wurde, auch in der Innehabung der 
Gegenftände ſich befand, die in dem Koffer enthalten 
waren, und ob daher diefe Gegenſtände als anvertraut 
Sachen betrachtet werden müflen. Muß man annehmen, 
daß ber Depofitar des verfchloffenen Koffer Sachen weg 
nahm, welche zur Zeit der Ergreifung in einem fremden 
Beſitze waren, fo daß feine Handlung die Thatſache der 
Befigergreifung enthielt, welche zur contrectatio ober ber 
im franzöfifchen Code audgedrüdten soustraction fraudu- 
leuse gehört, fo ift Diebflahl vorhanden. Iſt dagegen 
das Verhältniß fo aufzufaffen, daß der Depofitar de ver: 
ſchloſſenen Kofferd auch als Depofitar der darin befind: 
lichen Sachen rechtlich gilt, fo hat er nicht aus fremden 
Befige die Sache weggenommen, fondern die Handlung 
der Aneignung an einer ſchon in feinem Befige befindlichen 
Sache begangen, und dadurch einer ihm anvertrauten 
Sache im Sinne des franzöſiſchen Geſetzbuchs abus de 
confiance oder nach den deutſchen Rechtsanfichten Unter: 
Ihlagung begangen. Die Frage ift hier: wie weit ber 
Umfang bed Depofitums bei einer verfchloffen dem De 
pofitar übergebenen Sache anzunehmen if. Wir finden, 
daß fchon unter den römifchen Juriſten eine Verſchieden 
beit der Anfichten darüber beſtand; allein die Anficht ven 
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Babes fcheint die. gebilligte gewefen zu feyn; wenn nun 
Sabeo fagt”): Eum, qui cistam deponit, singulas quo- 
que res videri. deponere; ergo et de rebus agere eum 
eportet; und wenn er am Sclufle hinzufügt: ego et 
rorum depositi agi posse existimo, quamvis signata 
eista deposita sit, ſo liegt darin auch die Entfcheidung 
der vorliegenden Frage: Wer einen verfchloffenen Koffer 
einem Andern in Verwahrung giebt, deponirt nicht bloß 
den Koffer, fondern auch die darin befindlichen Sachen. 
&o gut im römifchen Sinne der, welcher den Koffer in 
Werwahrung gab, gegen den Depofitar auch die actio de- 
positi wegen ber Segenflände, die im Koffer waren, an: 
ftellen kann, weil darauf das Depofitum fich bezog, eben 
fo gut begeht der Depofitar des Koffers, den er erbricht, 
an den Gegenfländen, die er herausnimmt, einen Miß- 
brauch des Vertrauens oder eine Unterſchlagung, weil er 
an Sachen fid) vergreift, die er bereitö in feiner Inne: 
babung ald Ihm anvertraute Sachen hatte. Daß auch 
dab franzölilche Civilgefegbuch auf die nämliche Weife da 
Werhältniß auffaßt, ergiebt fi) aus art. 1931 des Code 
eivil ©), Der Wille des Geſetzgebers ergiebt ſich klar 
daraus, daß. auch die im verfchloffenen Koffer über: 
gebenen Sachen als deponirt angefehen werben follen; 
daher dad Geſetz von denchoses qui lui ont étẽ depoades 
im Zufammenhang mit dem verfchloffenen Koffer fpricht. 
Diefe Anficht folgt ſchon aus der Natur der Sache. Wir 
fragen ben gefunden Menfchenverftand, worauf in dem 
Kalle, wo ein verfchloffener Gegenfland deponirt wird, 
dee Wille ded Deponenten geht. Sol man annehmen, 


5) Sn L. 1. 6. 41. D. depositi. 


.6) Es heißt: M’ (ie döpositaire) ne doit point chercher & 
connaftre quelles sdnt les choses, qu lui ont été con- 
RMde= dans un coflre ferm& ou sous une enveloppe ca- 
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wo der große fehwere Schrank nicht ſchnell transporürt 
werden fonnte, den Schran? zu öffnen und die Sachen rei: 
ten zu können. Der Depofitar benußte in jenem Falle 
den Schlüſſel, eröffnete den Schrank, nahm Sachen her 
aus; bie Gerichte erfannten ihn der Unterfchlagung ſchul⸗ 
die. Das Räamlihe muß in unferm oben vorgetragenen 
Halle angenommen werden. Die Richtigkeit der von und 
bier vertheidigten Anficht ergiebt fi) auch, wenn mas 
neue beutfche Gefegbücher betrachtet. Schon das balers 
ſche Geſetzbuch Art. 230 beftimmt, daB an den verfiggelt 
oder in verfchloffenen Behältnifen übergebenen Sachen 
durch die Erbrechung des Eiegeld oder Deffnung bei Be 
bältniffe die Unterfhlagung vollendet wird. Eb 
ergiebt fich daher Mar, daß der Geſetzgeber, wenn ein 
verfchloffener Koffer, oder ein verfiegeltes Paket in Ber: 
wahrung gegeben wird, auch die darin befindlichen Ge: 
genflände als anvertraut anfieht, und Die (als Mittel zur 
Berübung ded Verbrechens vorgenommene) Erbrechung 
des Verfchlufied und bie Aneignung als Unterſchlagung 
betrachtet. 


II. 


Im Jahre 1849 war zwiſchen dem Inhaber einer 
Anlage in Amſterdam und der hollaͤndiſchen Gasfebril 
über die Lieferung des Gafes ein Vertrag abgefchloflen, 
nach welchem für 10 Jahre vom 28. Juni angefangen die 
Fabrik fich verpflichtete das nöthige Gas zu liefern, mit ber 
Beſtimmung, daß dad Gas nach dem Gasmeſſer berechnet 
und für das verbrauchte Gas nach der Anzahl der Kubik: 
fuße bezahlt"und foviel ald ber Gasmeffer angiebt ald 
verbraucht angefehen werden ſollte. Es wurde nun ber 
Uebereintunft gemäß von der Fabrik in dem Etabliſſement, 
für welches Gas zu liefern war, ein Gasmeſſer ange 
bracht, in welchem zwei Röhren ſich befanden: durd eis 


der öbeiften Gettchtähöfe des Auslandes. FAT 
derfelben wurde dad Gas aus der Röhre in den Ga: 
mefler geleitet, durch die andere follte dad Gas aus dem 
Gasmeſſer ausſtrömen; vermöge einer angebrachten, einem 
Uhrwerke ähnlichen Mafchine wurde die Anzahl Fuße an: 
gebeutet, welche durch den Gasmeſſer ausftrömten und fo 
verbraucht wurden. Die Lieferung des Gaſes gefchah ge- 
börig ; nad) einigen Jahren glaubte die Gasfabrikdirection 
zu bemerken, daß von Seite des Beſitzers ded Etablifie: 
ments in Bezug auf den Gadverbraud Betrügereien ob: 
walteten, und mehr Gas verbraucht wurde, alö berech⸗ 
net werden konnte. Die angeftellte Unterfuchung zeigte, 
Daß mittelft einer dritten, nicht von der Fabrik angebrach⸗ 
ten Röhre die beiden Röhren verbunten wurden, wodurch 
das Gas, ohne durch den Gasmeſſer zu laufen, aus der 
erfien Röhre unmittelbar in dad Haus geleitet wurde, fo 
daß der Eigenthümer weniger Gas der Fabrik bezahlte, 
ald verbraucht wurde. Die bei der Staatsbehörde bed: 
wegen geflellte Anzeige veranlaßte eine flrafrechtliche Un: 
terfuchung , in welcher die Frage: ob in dem Kalle Dieb: 
ſtahl angenommen werden könne, Gegenftand vieler Ver: 
bandlungen wurde. Es wurde von Eeite der Vertheidigung 
nachgewiefen, daß, wenn auch durch die fortfchreitende Gi: 
vilifation neue Handlungen vorfommen , durch welche 
Menſchen einander zu übervortheilen fuchten, es nicht ge: 
ſtattet ſeyn Eönne, ſolche Handlungen, die durch dad be: 
ſtehende Geſetz nicht mit Strafe bedroht find, wegen der 
Immoralität ded Handelnden oder wegen ber Gefahr für 
die bürgerliche Gefellfchaft nıit Strafe zu belegen, und fo 
willfürlich ein Strafgefeb zu ſchaffen. Die Vertheivigung 
ſuchte vorerft zu zeigen, daß ed im vorliegenden Kalle an 
Dem zur Annahme des Diebftahld wefentlihen Merkmale 
der contrectatio fehle, daß dad Gas nicht ald eine Sache 
betrachtet werden dürfte, an ber im Sinne des Geſetzes 
eine contrectatio verübt werben könnte, indem das Gas’ 
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etwas Unkörperliches waͤre. Es wurde zweitens zu zeigen 
verſucht, daß auch das zweite weſentlich zum Diebſtahl 
gehörige Merkmal: die Wegnahme invito domino, in 
dem vorliegenden Falle fehle; denn die Handlung ſey an 
dem Gas verübt, welches die Fabrik vertragsmäßig 
dem Eigenthümer des Hauſes zu liefern hatte; dieſer 
Eigenthümer habe zwar das durch den Gasmeſſer außftrö: 
mende Gas als verbrauchtes der Direction bezahlen müſſen; 
allein dasjenige Gas, was auch ohne durch den Gasmeſſer 
zu firömen vermöge der befondern Vorrihtung in das 


Haus gelommen fey, müſſe ald ein consensu domini ge: 


liefertes Gas rechtlich betrachtet werden. Die nadfol- 
gende Handlung des Angeſchuldigten konnte, wie die Ver: 
theidigung behauptet, an dem Willen des Eigenthümers, 
welcher das Gas ber Uebereinkunft gemäß lieferte, Feine 
Veränderung hervorbringen. Dadurch, daß der Ange: 
fduldigte nicht die Bedingung erfüllte, unter welder er 
dad Gas brauchen durfte, kann nicht die Annahme be: 
wirft werden, daß dad Gas nicht geliefert ober daß es 
ohne Einwilligung des Eigenthümerd geliefert wurde. 
Als dritter Vertheidigungsgrund wurbe geltend gemacht, 
daß dad Gas nicht als res aliena betrachtet werben könne; 
denn dad von dem Angefchuldigten verbrauchte Gab war 
fein Eigenthum, indem es ihm die Direction der Gas: 
fabrik nach der Uebereinfunft lieferte, wobei die Lieferung 
als geichehen angefehen werden müßte von der Zeit an, 
alö der große Krahnen in der Fabrik geöffnet wurde; man 
könne felbft behaupten, daß das Gas, fo lange es ſich in 
dem Dauptrefervoir befand, ald ein fämmtlichen Gadver: 
brauchern pro indiviso zuſtehendes Eigenthum erſchien 
und von dem Augenblide an, ald ed davon abgeſchieden 
wurde und in die Röhre, die am Haufe des Angefchulvig: 
ten angebracht war, floß, ald wirklich dem Angefchulbig: 
sen geliefert galt und fo in fein Eigentum und feinen 
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Beſitz überging, ein Diebftahl an der eigenen Sache fey, 
aber nicht directer. | 

| Ein vierter Grund, deſſen die Vertheidigung fich 
bedient, bezieht fi) darauf, daß die Handlung des Ange: 
Achuldigten, wenn man fie als Unrecht betrachte, doch nur 
einen dolus civilis enthalte, bei welchem nichts weiter 
worliege, ald daß der Angefchuldigte Dad Gas auf eine 
andere Art gebrauchte ald ed in dem Vertrage beftimmt 
war, ba nach dem Ergebniffe der Verhandlungen bie 
Quantität des Safes nicht größer war, ob dad Gas mit 
aber ohne den a — verbraucht wurde, und im erften 
Falle nur langfamer floß ald im zweiten. Der fünfte 
Grund der Vertheidigung fieht darauf, daß die Handlung 
des Angefhuldigten nur in ber Verlebung des Vertrags 
und in der Nichterfüllung der eingegangenen Berpflichtun: 
gen befland und nur Schadendflage vorliegen koͤnne, 
aber Teine Elemente der flrafwürdigen That begrün: 
Set feyen. 

Das Bezirkögericht erklärte jedoch den Angeklagten 
des Diebftahls nach art. 372 und 401 Code penal durch 
Rechtsſpruch vom 3. Oct. 1850 fehuldig ”), und zwar 

. 4) in Erwägung , daß in Beziehung auf den erften Ver: 
theidigungsgrund, nach welchem eine soustraction nicht 
denkbar wäre, weil das Gas ald res incorporalis erfcheine, 
eine Unterfuchung, ob Gas körperliche oder unkörperliche 
Sache fey, unnöthig werde, indem zur soustraction nur 
Möthig fen, daß die Sache eine greifbare und ein Gegen: 
ftand von Eigenthum und von einem Orte zum andern 
gu verbringen, alfo eine bewegliche fen, was offenbar 
auch bei dem Gafe der Fall wäre; | 


7) Abgedrudt in den Regtsgeleerd Byblad — als Anhang der 
nieuwer bydragen tot Regtsgel. en Wetgevers, Januar 
1881. p. 11. 


—Archis d. Er. N. 1852. IV. @t. Do 
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2) in Erwägung, daß in Anſehung des zweiten obt 
gen Grunted nicht behauptet werden Fönne, daß die 
Lieferung ded Gaſes consensu domini gefchehen wäre, 
indem die Direction ſich nuc dazu verpflichtete, einen Theil 
bed in der Fabrik erzeugten Gaſes aus den Röhren in den 
angebrachten Gasmeſſer zu führen, und nur in biefer 
Weiſe den Angefchuldigten in den Bells des Gafes zu 
fegen, nur darauf alfo der Wille der Lieferung ging, fo 
daß die wirklich geſchehene Wegnahme des Gafes imvito 
domino geſchah; 

3) in Ermägung, daß in Beziehung auf den Grund, 
daß feine fremde Sache vorliege, eigentlich diefe Behaup⸗ 
tung der zweiten wiberftreite und dadurch widerlegt werde, 
daß dad Gas nicht mit dem Willen der Fabrik geliefert 
wurde, vielmehr dad Eigenthum der lebten blieb; 

4) in Erwägung, daß fobald der Strafrichter aufge: 
rufen ift, über eine Handlung zu entfcheiden, er diefelbe 
nur unter die Strafgefeße zu ftellen und das ‚öffentliche 
Intereſſe an der Beftrafung zu berüdfichtigen hat, ohne 
Rüdficht darauf, ob diefe Handlung aud) nach civilrecht- 
lichen Grundfägen eine Schadenöflage begründet ; 

5) in Erwägung, daß die vorliegende Handlung eine 
argliftige Aneignung einer fremden Sache in ſich faßt. 

Wir wünſchen fehr, daß der mitgetheilte Rechts⸗ 
fpruch näher geprüft werden möge. Er bezieht ſich auf 
einen fehr häufig vorfommenden, aber erft durch neue Er. 
findungen bervorgerufenen,, der biöherigen Rechtöfprechung 
unbekannten und feiner unferer Gefeßgebungen vorſchwe⸗ 
benden Fall. Nach unferen Befprehungen mit Praftis 
fern verfchiedener Länder ergiebt ſich eine große Verſchie 
denheit der Anfichten, indem zwar Manche die oben mits 
getheilte Entſcheidung billigen, eine weit größere Zahl 
aber entweder — in der vorliegenden Dandlung einen 
ſtrafbaren Betrug erblickt, oder feine Strafe. anwenden 
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will, und nur eine Civilklage wegen der Vertragsver⸗ 
legung geflattet: Wenn man auch ben erften, oben angege- 
benen Grund des Bezirkögerichtö ald richtig annehmen, und 
anerkennen will, daß auch das Gas ald eine Förperliche 
Sache, als ein Gegenftand des Eigenthums und des Be: 
ſitzes zu betrachten tft, fo entfteht Tchon ein größerer Zwei: 
fel darüber, ob die vorliegende Handlung als eine diebi⸗ 
fche Befigergreifung der in fremdem Beſitze noch befind- 
lichen fremden Sache betrachtet werden fann und nidt 
vielmehr eine Uebervortheilung enthält, welche in Ber: 
tragsverhältnifien ein Contrahent zum Nachtheil des an: 
dern in Bezug auf die Größe ded Kaufpreifes fich er: 
laubte. Nur auf eine fehr gezwungene Weife fann man 
in dem Falle die Merkmale einer contrectatio und einer 
res aliena finden. Die Direction der Fabrik wollte dem 
Angefchuldigten bad Gas liefern und lieferte es wirklich; 
die Lieferung war gefchehen von der Zeit an, ald die Fa⸗ 
brit aus der Hauptröhre ihr Gas in die Röhren ftrömen 
ließ, durch welche dad Gas dem Haufe des Angefchuldig- 
ten zugeführt werden follte. Die Handlung des Angefchul: 
digten befand in einer Weranftaltung, durch welche die 
vertragdmäßige Controle ded Gasmeſſers vereitelt, und be: 
wirft werden follte, daß er weniger bezahlen dürfte, weil 
es ſcheinen follte, Daß weniger Gas verbraucht war, ald 
wirklich geliefert worden. In dieſer Auffaffung liegt Feine 
flrafmürdige Handlung vor, fondern nur eine der vielen 
Arten von Uebervortheilungen, bei welchen ein Contra: 
bent den andern zu täufchen und möglichfi viel zu gewin⸗ 
nen ſucht. Es ift ein ähnlicher Fal da vorhanden, 
wo vertragsmäßig nad) der Anzahl der gelieferten Ges 
genflände der Preis beflimmt wird und bei dem Zu: 
zählen der Stüde der Käufer die Aufmerkjamfeit des 
Verkäufers zu täufchen fuht, oder eine Veranſtaltung 
macht, durch welche er eine größere Zahl von Stüden bes- 
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fommt, bei der endlihen Abrechnung aber ed ben An- 
fein hat, als ob weniger: geliefert wäre, als wirklich 
zugezählt wurde. Es wird in ſolchen Fällen nicht wohl 
rechtlich möglich feyn, die Merkmale eines Diebftahle 
in Anfehung der liftigerweife zum Nachtheil des Verkaͤu⸗ 
ferd auf die Seite gefchafften und angeblidy nicht geliefer: 
ten, daher auch nicht bezahlten Stüde anzunehmen. 


III. 


Ein gewiſſer Slotmann wurde vor dem Aſſiſen⸗ 
hofe von Amſterdam wegen Mordes angeklagt; es ergab 
ſich, daß er mit Einwilligung und nach Aufforderung des 
Verletzten eine Perſon getoͤdtet hatte. Das Gericht fand 
ihn des Mordes ſchuldig; der Verurtheilte legte Caſſa⸗ 
tion ein; in der Aſſifenverhandlung wurde von ber Ber: 
theidigung behauptet, daß die Handlung des Angeflagten 
nur als Aft der Zheilnahme an einem Selbftmorde be: 
trachtet werben könne, daher ald Xheilnahme an einer 
Handlung, welche das Geſetz nicht mit Strafe bedroht, 
wo ber Grundfaß gelten müfle: socius delicti sine au- 
ctore non intelligitur. Das Gericht verwarf dieſe An- 
ſicht fchon deöwegen, weil fi ergab, daß der Tod nicht 
durch den Verlegten felbft, fondern durch eine Handlung 
des Angeklagten erfolgte. Bei den Gaflationsverhand: 
lungen wurde ˖ nun ausgeführt, daß die nach Einmilli: 
gung des Verlegten verübte Tödtung nicht unter bie 
art. 293. 97. 302 des Code penal geftellt werden fönne. 
Denn das Gefeß zur Tödtung verlatigt, daß fie volon- 
tairement verübt fey, fo könne dies Merkmal nicht bei 
demjenigen angenommen werben, welcher einen Anbern 
auf fein Verlangen tödtet. Der Code penal theile alle 
Berbrechen in zwei Klaffen, jenachdem fie die Gefammt: 
heit (chose publique) ober die einzelnen Bürger und in 
fofern ein Privatrecht angreifen, daher die delits contre 
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les particuliers diejenigen ſeyen, welche ein geſetzlich ge: 
ſchütztes Recht auf Leben, Gefundheit, Ehre, Eigen: 
thum verlegen. Die Tödtung ift nun im Geſetzbuche 
unter die Verbrechen der zweiten Art geftelt, woraus 
folgt, daß da, wo fein animus nocendi vorhanden ift, 
fein Schaden beabfichtigt werben fol, auch Fein Verbrechen 
vorliegt, nach dem Grundfaße: nulla, injuria in volentem 
committitur, Nach den Verhandlungen über den Code 
(Locre XV. p.434. 448) wird die Beltrafung der Ber: 
brechen Deswegen nöthig, weil der Menſch ein Recht hat, 
von der bürgerlichen Gefelfchaft den ruhigen Genuß der 
Vortheile, welche ihm durch den Staatövertrag gewährlei⸗ 
fiet find, und Schuß gegen ungerechte Angriffe, denen er 
ausgeſetzt ift, zu fordern; kann man aber behaupten, daß 
er einen ungerechten Angriff leidet, wenn er den Angriff 
felbft gewollt hat? Der art.295 fpricht felbft von attentat 
& la personne, welcher Ausdrud aber nicht paßt, wenn 
die Handlung auf feine lebhaften Bitten an ihm verübt 
wird; bie franzöfifche jurisprudence fordere zur Beſtra⸗ 
fung eined Verbrechens intention. criminelle; vergebens 
aber würde man eine foldye, einen wahren dolus bei dem: 
jenigen fuchen,, der einen Einwilligenden tödtet. Wenn 
der Serichtähof behauptet, daß das Geſetzbuch in feiner 
Allgemeinheit auch die mit Einwilligung des Verletzten 
verübte Tödtung umfaßt und dafi dad Geſetz die Einwilli⸗ 
gung nicht unter den excuses aufführe, welche bie 
Strafbarkeit tilgen, fo folge daraus nichts, weil nad 
der obigen Ausführung die Handlung gar nicht in den 
Kreis des Strafrechts falle; wenn aber das Gericht 
die Anficht aufftelle, daß die Einwilligung nicht berüd: 
frhtigt werden dürfe, weil fie den Geſetzen, den guten Sit» 
ten und öffentlichen Ordnung wiberftreite und Niemand 
durch feinen Willen die Beachtung des öffentlihen Ins 
teteſſe ändern könne, fo müßte ein. Unterfchied gemacht 
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werden. Es ſey ganz richtig, daß das Daſeyn einer ſol⸗ 
chen Uebereinkunft keine Klage auf Erfüllung des Ber: 
trags erzeugen könne; allein Daraus folge nicht, Daß nicht 
dad Dafeyn eines ſolchen Vertrags die Natur einer Hand: 
lung ändern könne, welde außerdem ftrafbar feyn würde. 
Wenn man fi) darauf berufe, daß der Caſſationshof ſchon 


durch zwei Rechtsſprüche das Syſtem von der Einmilli: 


gung in der Anwendung auf den Zweikampf mißbilligt 
babe, fo paſſe dies nicht auf den vorliegenden Fall, indem 
bei dem Duell allerdings ein animus nocendi vorliege, 
der in unferm Falle mangele. 

Zur Widerlegung diefer Anfichten führte der Gene: 
'ralprocurater aus, daß Hier nur der Gefichtöpuntt ent: 
fheide, daß die Verfolgung der in Frage ftehenden Hand⸗ 
lung von Amts wegen und ohne Rüdfiht auf Klage des 
verlegten Theils gefchehe, und daß ,- wenn dad Gefeß eine 
Handlung förmlich verbiete, man Niemandem dad Recht 
zuerfennen könne, zu feinem Nachtheile die Handlung zu 
verübenz der zu dem Werbrechen erforderliche Dolus fey 
fbon vorhanden, fobald die Handlung wiſſentlich und 
freiwillig begangen wird; das Gefeßbuch definire die 
„Lödtung nicht ald eine gegen den Willen des Verletzten 
verübte Handlung; die Strafwürdigkeit Tiege in der Hand: 
Iuna ſelbſt. Es gebe zwar einige Verbrechen, Deren 
Strafbarkeit man nicht anderd annehmen fönne, als 
wenn fie gegen den Willen einer Perfon verübt werben; 
allein bei anderen Verbrechen komme ed auf die Einmilli- 
‚gung nicht an. Wenn man fragt: ob die mit Einwilli⸗ 
gung des Verlesten verübte Zödtung nicht eine befondere 
Art wegen des vorhandenen Motivs begründen fol, fo 
konne dies allerdings angenommen werden; allein im 
franzöfiihen Geſetzbuche fey es nicht gefchehen, und nur 
ben Geſetzgeber ſtehe es zu, eine folhe Modification ein: 
zuführen; genug, daß der Getödtete durch eine freiwillige 
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und vorbedachte Handlung des Angeklagten den Tod fand. 
Hierauf erging der Rechtsſpruch des Caſſationshofs, wel: 
cher die Gafjation verwarf, und den Angeklagten als 
fhuldig des Mordes zur Zodeöftrafe verurtheilte. Die 
Entfheidungsgründe find: In Erwägung, daß es herge: 
ſtellt ıft, daß der Caſſationskläger die That mit Vorbe- 
dacht und vorfäglid) und aus einem Motiv de pur interöt 
verübte und daher gerechterweife auf ihn die Vorfchriften 
des Geſetzes angewendet find, welches denjenigen ftraft, 
der eine Zödtung verübt; in Erwägung, daß der Gefek« 
geber von 1810, von dem man nicht annehmen kann, 
daß er das von dem Caſſationskläger aufgeftellte und von 
mehreren Gefeßgebungen angenommene Syſtem nicht ge: 
tannt hätte, nach welchem die an einem Einwilligenden 
verübte Tödtung mit einer geringeren Strafe bedroht 
wird, alö der gegen den Willen des Verletzten verübten 
Zödtung gedroht iſt; in dem noch geltenden Gefeßbuche 
ohne Unterfcheidung jedem Morde die Zodeöftrafe droht, 
und in Bezug auf den Fal der Einwilligung bed Getöd⸗ 
teten feine Ausnahme macht; daß das Geſetzbuch nur für 
einige Fälle in den art. 327. 328. 329 Ausnahmen auf: 
ſtellt und diefe Ausnahmen nicht über ihre ausbrüdliche 
Beſtimmung ausgedehnt werden dürfen; daß felbft der 
Geſetzgeber da, wo er auf die Einwilligung bed Verlegten 
Rückſicht nahm, z. B. im art. 317, nicht gewollt bat, daß 
diefe Einwilligung entfchuldigen fol, und daß in der mit 
Vorbedacht und in einer Abfidht de pur interöt verübten 
Zödtung von felbft der Dolus liegt. 

Mir machen hier noch auf einen vom franzöf. Caſſa⸗ 
tionshof ergangenen Rechtsſpruch vom 21. Auguft 1851 ®) 
aufmerffam, nach welchem in einem alle eined Mord⸗ 
verfuchd, wo reciprocitd vorlag, ausgeſprochen wurde, 


8) Journal du droit criminel 1852. p. 246. 
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daß die Einwilligung bed Verletzten die Strafbarkeit nicht 
aufbebe, und wobei die Entfcheibungdgründe die Worte 
enthalten: attendu, qu’il n’appartient d’ailleurs qu’au 
jary d’apprecier les circonstances, qui peuvent atte- 
nuer le fait. — Bir find überzeugt, daß die von den 
beiden Gafjationshöfen aufgeftellte Anficht die richtige iſt 
und nach dem franzöſiſchen Gefegbude die Einwilligung 
des Verlegten nicht den Begriff des Mordes aufgiebtz 
allein wir finden in den oben mitgetheilten Worten de3- 
franzöfifhen Gaflationshofd die Andeutung der Anſicht, 
daß die vorhandene Einwilligung ein Milderungsgrund 
ſeyn Tann, und halten es für weile, wenn eine Gefeb: 
gebung, welche nicht dad Syſtem der Milberungsgründe,. 
wie das franzöfifche Gefeg von 1832 kennt, den Kal der 
mit Einwilligung verübten Zödtung mit geeigneten Unters 
fheidungen mit befonderen Strafen bedroht. Das Rechts⸗ 
bewußtfeyn im Wolfe wird fchwer verlebt, wenn dad Ge 
richt denjenigen, der die geliebte Battin auf dem Sterbe 
lager rettungslos liegend an furchtbaren Schmerzen leider 
fieht und ihr auf ihr dDringendes Verlangen Gift giebt um 
fhnell ihre Qualen zu enden, zum Tode ebenfo verur- 
theilt, wie den Raubmörder oder Banditen. 


XXIII. 


Zur Lehre von den Beleidigungen 
nad, engliſchem Recht. 
Von 
Herrn Dr. Marquardſen. 





(Vergl. Jahrg. 1850 1, u. 2. 1851 3. Heft.) 


Kein Punkt in der ganzen Lehre von den Injurien ift von 
foiher Wichtigkeit und keiner hat fo verfchiedene Er- 
ledigungen gefunden, als die Frage nach dem Einfluß 
ber Veritas convicii, nad) der Bedeutung, welche 
der Beweis der Wahrheit bei Beleidigungen verdient. 
Kann man dur Angabe von wahren Thatfachen über 
Haupt beleidigen — was ift die allgemeine Regel — 
und: auf welchen Motiven beruhen die Ausnahmen? fo 
haben unfere deutfchen Rechtölehrer älterer und neuerer 
Zeit gefragt, und fo fragte auch bie englifhe Commiſſion 
faft jeden Zeugen, der vor ihr erſchien. So wird (S. 124 
des Report) Lord Denman vernommen: „Sollte. in 
„keinem Falle die Wahrheit der Anfchuldigung vor der 
„Jury zum Beweis verftattet feyn?” „,,, Dies möchte ich 
nicht fagen.”” „Halten Sie es für möglich, die Fälle 
durch eine Srenzlinie zu unterfcheiden, bei denen der 
Beweis der Wahrheit zu geftatten ift und nicht?” „„Man 
foUte den Beweis der Wahrheit nur da verſtatten, wo eine 
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erlaubte Veranlaflung, die Beleidigung zu veröffentlichen, 
vorlag.”” „In einem folhen Sale dürfte die Wahrheit 
facdhentfcheidend feyn.”” Lord Denman ift nidt der 
Meinung, daß die Wahrheit ded VBorgeworfenen überall 
bei der Strafaudmeflung, der Aufgabe des Richters im 
Gegenfab zur Srage ber allgemeinen Strafbarkeit, der 
Aufgabe der Jury, unterfuht werben bürfe. Auf die 
lebte Frage: „Würde es nicht das Belle feyn, den Nach⸗ 
weis der Wahrheit der angefochtenen Aeußerung ſtets zu: 
zulaflen, fo jedoch daß der Richter und unter feiner An: 
leitung die Jury bei der Würdigung des Mefultats freie 
Hand haben?” antwortet er: „„Mein Einwand dagegen 
ift, daß man fo durch Begehen einer an ſich hoͤchſt un: 
rechten Handlung dad Recht befommt, den Charafter Dei: 
jenigen, der durch die Aeußerung benacdhtheiligr wird, 
in Frage zu flellen.” ” | 

Die Petitio principii, welche ſich durch diefes Rat- 
fonnement zieht, iſt offenbar. - Lord Denman fekt 
voraus, daß es eine hoͤchſt unrechte Dandlung (a thing 
very wrong in itself) ıff, Iemanden zu beleidigen, und 
will dem Beleidiger daher nicht verſtatten, feine Beleibi: 
gung zu bemweifen d. h. nachzuweifen, daß fie gar keine 
Beleidigung und er fein Beleidigerwar. Benachthei— 
ligung fann gewiß auch durch die wahre Angabe entſtehen 
und oft ift fie fogar der ausdrüdliche Zweck der Veröffent: “ 
lichung. Wenn (um ein Beifpiel zu nehmen, das bei 
biefer Materie angezogen zu werben pflegt) Jemand -durd 
Beitungsannoncen, welde zur Annahme einer Gouver: 
nantenftelle in einem beftimmten Haufe einladen, junge 
Mädchen für unfittliche Zwede in feine Gemalt zu be: 
fommen ſucht, und eine Zeitung diefe Thatſache zur Ab: 
mahnung veröffentlicht, fo kann ein folcher Menſch aller 
dings durch diefe Veröffentlichung feines Treibens benad 
theiligt (injured), nicht aber fträflich beleidigt werben. & 


nach engliſchem Recht. 649 


‚ift Feine injuria, nichtö Injustum durch diefe Aeußerung 
begangen worden. Die ganze Eriftenz eines folchen heim: 
‚lichen Lüſtlings fann durch dieſe wahre Angabe zerftört 
werden — aber wer will fagen, daß die Veröffentlichung 
unrecht war? 

Aus anderen Aeußerungen Lord Denmand ent: 
nimmt man, daß ihn bei feiner Betrachtung auch die 
Idee irreleitete, wonach) die Aufreizung zum Friedensbruch 
das Motiv zur Beltrafung der Snjurie if. Von diefer 
Anſchauung aus läßt ſich allerdings eine klare Einficht in 
die Bedeutung der Veritas convicii nicht gewinnen, da 
‚die Angabe einer benachtheiligenden Thatſache natürlich 
viel eher zum Friedensbruch, zur Mache gegen den Be: 
kanntmacher reizt, wenn fie wahr, ald wenn fie falfch ift. 
Eonfequenter Weife müßte demnach tie Veritas convicii 
die Gtrafbarkeit erhöhen und zu diefem monftröfen Stand: 
punkt hat fi auch die alte engliche Rechtöparömie ‚the 
‚greater the truth, the greater the libel” erhoben. 

Ein anderer Zeuge, Mr. George Cornemall Le: 
wis, Mitglied des Minifteriums Ruffel, verdient des: 
halb befondere Berücfichtigung, weil er mit Profeflor 
Auftin die Preßordonnanz für Malta audgearbeitet hat. 
Außer manchen Aeußerungen über das politifche Libell, 
welche mit dem im Jahrg. 1851 ©. 375 mitgetheilten Ur: 
theil der Commiſſion harmoniren*), bezieht fich feine ganze 


*) Man verzeihe hier eine im Intereſſe des Gegenitandes lies 
gende Abſchweifung. Seit der Veröffentlichung des angeführs 
ten Beitrags ift eine fehr fleißig gearbeitete Schrift von Lors 
ber über das ganze Gebiet der englifhen Rede: umd 
Preffreiheit erfchienen. Da fir auf Starkie baftrr ift (das 
ebenfalls benugte Buch von Cooke hätte füglich unbenupt 
bleiben Eönnen), kann man fie getroft empfehlen, ſoweit «6 
das Privarlibell und feine Behandlung angeht. Um das öfs 
fentliche Libell, das in England faft obfolet geworben iſt („wir 
wüßten gar nicht, wie wir es anfangen follten, hochverräthes 
riſch zu fchreiden” fagte neulich die Times), hat ſich Stars 
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Bernehmung ausſchließlich auf die Zuläffigkeit und Unzu⸗ 
täffigfeit des Wahrheitöbeweifes. Zur näheren Erläute: 
zung feiner Anfichten über diefen Gegenftand mögen bier 
einige Bemerkungen fiehen, welde er über den Unter: 
fhied von Staats: und Privatlibel madt. „Die ver: 
derblichfte Klaffe von Beleidigungen find die Privat =, nicht 
die öffentlichen Beleidigungen. Man follte die erfteren 


tie wenig gekümmert und nur das Oftgeſaate der alten 
Textwriter eines Hawkins, Fofter und Eaft wieders 
holt. Der englifhe Surift weiß, was er davon zu halten 
hat, und wie in den englifchen Gerichtshöfen und außerhalb 
derfelben (denn die Ummandlung zeigt fich durch Nichtverfols. 
gung) heutzutage ganz andere Grundfäße herrfchend geworden 
find. Nach dem Lorber’fhen Buch muß aber der Deutfche 
glauben, dag in England die Preffe und die Rede Befchräus 
Zungen unterliege, mie nirgendwo , aufer etwa in Rußland 
und Frankreich. Anftatt die hohlen Sentenzen eines Sahrs 
hunderts zu wiederholen, das bei den ungeheuren Fortfchrits 
ten der Neuzeit fait ein SZahrtaufend Hinter uns zu liegen 
Tcheint, anftatt die Summing-up's eines Ellenborougd 
mitzutheilen, welche den &tempel jener dunklen Periode zwi⸗ 
fhen dem Tode Zor’s und dem Minifterium Ganning 
tragen, hätte man beffer gethan, eine Darftcllung der gegen 
wärtigen Nedes und Preffreiheit von England aus den Aeuße⸗ 
rungen eines Peel oder Ruffell über die Preffe, aus dem 
Resum&s der Richter von heutzutage, aus den öffentlichen 
Blättern und ihrem täglihen Snhalt zufammenzurragen. 
Daraus würde ein ganz anderes, weil wahres, Bild unferer 
Lehre entitanden feyn, als fich jetzt in der Lorberfchen Schrift 
entrollt findet. Wir wiederholen noch einmal, was die Com⸗ 
miffion über die erlaubte Discuffion politifher Gegenftände 
bemerft (Rep. p. 111.) „Bei der Milde, mit welcher diefer 
Theil des Strafrechts von den verfhiedenen Adminiftrationen 
verwirklicht worden iſt, bei der liberalen Auffaffung unferer 
Nichter und dem gefunden Zacte der Sefhmornen, haben die 
abfoluriftifchen Beſtimmungen früherer Perioden , obgleich fie 
noch nicht formell aufgehoben find, fich praftifch ohne flörens 
den Einfluß erwiefen. Die Committee bat gefunden, baß, 
foweit es fih um Staatsanklagen handelt, weder Autoren 
noch Zournaliften ſich beklagen.” Diefe Aeußerung , gethan 
von einer Commiffion des Dberhaufes, der mehrere Richter 
angehörten, follte fachentfcheidend fenn und nach ihr, nicht 
nach dem Buche des Heren Lorber, find die gegenmwärti« 
gen Grenzen der politifchen Rede⸗ und Preffreiheit in Eng⸗ 
land zu bemefien. 
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ſtrenger behandeln und härter betrafen, als politifche Lis 
belle.” Ein Vorfchlag ded Zeugen, wonach der. öffentliche 
Ankläger (feine Einführung in England vorausgeſetzt) auch) 
wegen Privatbeleidigungen zu verfolgen haben fol, wird 
von einem Mitgliede der Commiffion recht gut widerlegt. 
Hierbei die Bemerkung ‚: daß fich die Mitglieder des Ober: 
baufes felbft im Licht ftehen, da fie nicht geftatten, der 
Frage den Namen des Fragenden beizufügen, wie es in 
den Reports der Unterhauscommiffionen immer gefchieht. 
Auf die Frage nach der Zuläffigfeit und dem Einfluß. des 
Wahrheitsbeweiſes heißt es dann ©. 57: „Dieß ift eine 
fchwierige Frage. Was politifche Libelle angeht, find 
immer bie gefährlichften folche, welche zu gewaltfamem 
Miderftand gegen bie Gefeße aufreizen, und bei ihnen 
Tann natürlich von einem Beweife der Wahrheit nicht die 
Rede ſeyn. Wo ed fi) um Anfchuldigungen öffentlicher. 
Beamten handelt, muß man den Wahrheitöbeweis überall 
geflatten, vorausgefegt daß die Angabe eine folde ift, 
die überhaupt wahr gemacht werben kann. Bei Privat: 
beleidigungen dagegen weicht meine Anficht von ‘der ges 
wöhnlichen nicht unbedeutend ab. Ich würde vorfchlagen, 
Daß bei einer Anklage wegen Privatbeleidigung die Wahr: 
heit feine Vertheidigung ausmaden fol, daB Wahrſeyn 
oder Nichtwahrfenn dabei gar nicht in Betracht zu kom⸗ 
men hat. Meine Meinung, daß man die Frage nach ber 
Wahrheit ganz bei Seite laſſen fol, beruht darauf, daß. 
der Charakter von Privatperfonen niemal mit Nutzen in 
der Preffe discutirt werden fann.” Mr. Lewis räumt 
ein, daß er hierbei fpeciell gedrudte, nicht gefchriebene 
Beleidigungen im Sinn gehabt habe, und iſt nicht ganz: 
abgeneigt die Wahrheit bei der Strafbeflimmung in Bes 
tracht zu ziehen (über die Affidavits, welche hierbei ges 
braucht werden, ift fchon früher geredet worden). Gegen 
den Einwand, daß ed fo doch zur Öffentlichen Discuſſion 
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sicht blos Opfer an Geld und Zeit, fondern vor Allem 
wüflen Eleinliche Eiteldeit und kurzſichtige Empfindlichkeit 
bei Seite gelegt werben. Wer dieſe Opfer nicht bringen 
Tann, der bleibe daheim und wärme fih am häuslichen 
Feuer. Wer in der Sonne des öffentlihen Lebens wan⸗ 
dein will, darf fich nicht wundern, wenn fie ihn bräunt. 
So fehr ed dem Staate daran liegen muß, über feine Bür- 
ger, fomweit fie am Staatöleben Theil nehmen, die Wahr: 
heit zu erfahren, fo gleichgültig kann e& ihm dagegen ſeyn, 
ben Standpunkt der Moralität ın einer einzelnen Samilie 
zu. willen. Hier bat er nur ein Intereffe, dad Inftitut 
felbft, die Familie zu bewahren, und dies geichieht am 
beften durch Nichteinmifhung und Verhinderung der Ein: 
mifchung in die einzelnen Samilien. 


Wenn man fib auch mit dem Refultat des Mr. 

Lewis, daß der Beweis der Wahrheit bei allen Pri: 
vatangelegenheiten abfolut audgefchloffen feyn fol, nicht 
einverftanden erklären kann, fo ift doch feine Grundan: 
fhauung über den Unterfchied des politifchen und des Pri⸗ 
vatlibells richtig. Sie ift in den Noten zur Preßordon: 
nanz für die Infel Malta noch weiter auögeführt. Da 
diefe, eine gemeinfchaftlidhe Arbeit des Mr. Lewis und 
Mr. Auftin, ungefähr die gegenwärtige in England herr: 
ſchende Anficht über politifche Libelle ausdrüden, mögen 
uns noch folgende Auszüge verftattet feyn. 


Eine politifhe Beleidigung — im nicht juriftifchen 
Sinn — (d. h. eine, die nicht in die Sphäre des Privat: 
lebend ſich hineindrängt) ift nur firafbar, wenn fie zu 
einer Handlung auffordert, welche den Umſturz des Staatd 
zum Zwede hat (tending to subvert the government), 
zu gewaltfamem Widerftand gegen die Autorität der Regie: 
rang aufreizt, die Königin tadelt oder biörefpectirlich 
(dierespectfully) erwähnt, oder fälfchlicher Weife eine 
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Wahrheitöbeweifes entftehen würden. Im Ganzen fleht 
der Zeuge hierbei auf dem Standpuncte des franzöfifchen 
Rechts in diefer Materie. Auch diefes läßt, freilich mit 
vielen Beichränfungen, die Wahrmachung der fih auf 
fein Amt beziehenden Angriffe auf einen fonctionnaire 
publie zu. ine Zeitlang (von 1822— 1830) war 
aber diefer Beweis nicht Durch Zeugen zu führen, fondern 
mußte ftetö par &crit erbracht werden. Auch jeßt noch. 
ſchränkt man den Begriff fonctionnaire und officier pu- 
blio ganz unverhältnigmäßig ein, weil die Franzofen 
von einem wahren politifchen Reben und feinen Anforde 
rungen feinen Begriff haben. Die Sade liegt nicht fo, 
daß nur bei Öffentlihen Beamten und ihren Amtsverrich> 
tungen der Beweis der Wahrheit ausnahmsweiſe zuzulafe 
fen ift, fondern daß ausnahmsweiſe die Kamilienverhält: 
niſſe gegen unberufene Veröffentlichung, gefhüst werden 
müſſen. Die Regel ift die Zuläffigfeit des Wahrheitsbe⸗ 
weifed. Das ganze öffentliche Leben eines Volks muß 
von Wahrheit durchörungen feyn, und dazu reicht die ho: 
möopathifche Geftattung des MWahrheitöbeweifes bei angeb=. 
lichen Amtöverlegungen nicht aus. Der Schriftfteller, der. 
Öffentliche Angelegenheiten beſpricht, der Kandidat, wel: 
cher Wahlreden hält, der einfache Staatsbürger, welder 
fi) über die Angelegenheiten feines Landes außdfpricht, 
find in all tiefen Beziehungen fonctionnaires public 
und dürfen fich nicht beklagen, wenn die Deffentlichkeit, 
an die fie fich felbft wenden, auch auf fie zurüdfaällt. 
Ohne Zweifel wird das Bewußtfeyn, Beſchuldigungen 
durch Wahrheitöbeweis rechtfertigen zu können, manches 
harte Wort gegen einen öffentlichen Charakter ausſprechen 
lafien, und im Kal einer Anklage wegen politifchen 
Libells der unternommene Wahrheitöbeweis dem angeblich. 
Beleidigten wehe thun. Allein dad öffentliche Leben iſt 
einmel für Männer, nicht für Weiber da. ES fordert 
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nicht blos Dpfer an Geld und Zeit, fondern vor Allem 
müſſen Beinliche Eitelkeit und kurzſichtige Empfindlichkeit 
bei Seite gelegt werden. Wer diefe Opfer nicht bringen 
kann, der bleibe daheim und wärme fih am häuslichen 
Feuer. Wer in der Sonne des öffentlichen Lebens wan⸗ 
dein will, darf ſich nicht wundern, wenn fie ihn bräunt. 
So fehr es dem Staate daran liegen muß, über feine Bür: 
ger, ſoweit fie am Staatöleben Theil nehmen, die Wahr: 
heit zu erfahren, fo gleichgültig kann e& ihm dagegen feyn, 
den Standpunft der Moralität in einer einzelnen Samilie 
zu wiſſen. Hier bat er nur ein Interefle, das Inftitut 
felbft, die Familie zu bewahren, und dies gefchieht am 
beften durch Nichteinmifhung und Verhinderung ter Ein: 
mifchung in die einzelnen Familien. 


Menn man fib auh mit dem Refultat des Mt. 
Lewis, daß der Beweis der Wahrheit bei allen Ptri: 
vatangelegenheiten abfolut audgefchloffen feyn fol, nicht 
einverftanden erklären kann, fo ift doch feine Srundan: 
fhauung über den Unterfchied des politifchen und des Pri: 
vatlibells richtig. Sie ift in den Noten zur Preßordon: 
nanz für die Infel Malta noch weiter ausgeführt. Da 
diefe, eine gemeinfcaftliche Arbeit des Mr. Lewis und 
Mr. Auftin, ungefähr die gegenwärtige in England herr: 
fhende Anficht über politifche Libelle ausdrüden, mögen 
uns noch folgende Auszüge verftattet feyn. 


Eine politifde Beleidigung — im nicht juriftifchen 
Sinn — (d. h. eine, die nicht in die Sphäre des Privat: 
lebend ſich hineindrangt) ift nur firafbar, wenn fie zu 
einer Handlung auffordert, welche den Umſturz des Staatd 
zum Zwecke bat (tending to subvert the government), 
zu gewaltfamem Widerftand gegen die Autorität der Regie: 
rung aufreizt, die Königin tadelt oder biörefpectirlich 
(dierespectfully) erwähnt, oder fälfchlicher Weife eine 
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fpeziele Malverfation einer beftimmten Perfönlichkeit vors 
wirft, welche Regierungdfunctionen bat *). (Note III. 
Sect. IV. des Entwurfs.) = 


Zur Rechtfertigung dieſer Sache heißt es weiter: 


1. Ohne Zweifel müffen Angriffe auf die Berfaffung, 
welche in Geſtalt ernfihafter Argumentation auftreten, 
ftraflos feyn. Aber wenn dergleichen in ernfthafter Form 
erfheinende Angriffe unfträflich find, Fann man fie auch 
da nicht firafen, wo fie in der Seftalt von Schmähungen 
und mit der Abficht, den Gegenftand der Angriffe Lächer: 
lich zu machen, vorfommen. Für einen Schriftfteller, der 
ernftlich fich bei politifchen Discuffionen betheiligt, iſt es 
unmöglich Alles zu vermeiden, worin man nidht am Ende 
eine Schmähung oder den Verſuch lächerlich zu machen, 
finden könnte. Dies gilt namentlich bei politifchen Schrift: 
ftelern in Zeitungen und periodifhen Werfen, da ihnen 
die Zeit fehlt, ihre Ausdrüde jo genau abzumwägen. 


2. Angriffe auf bie Regierung, weldye nicht eine ein- 
zelne Perfon zum. Gegenftande haben, fann man, nad) der 
Anficht der Commissioners, ohne Nachtheil ungeftraft 
laffen. Entweder jind foldye Angriffe allgemein, oder bes 
rühren fpezielle Zhatfahen. Sind folche fpezielle Ans 
ſchuldigungen wahr, verdienen ihre Urheber gewiß Peine 
Strafe. Sind fie unbegründet, fo kann man fie leicht 
widerlegen. Allgemeine Angriffe fommen auf die ſchon 
beſprochenen Schmähungen und Werfpottungen hinauß, 
und diefe kann man nicht verbieten ohne aller Kritik ein 
Ende zu machen. Man darf dabei nicht überfehen, daß 
ſolche Angriffe gegen die Verwaltung als ein Ganzeb, 


5 Die oft nur halbdeutfchen Ausdrüde find gewählt worden, 
um den Sinn der einzelnen Worte fo getreu als möglich 
wiederzugehen. 

Arcio d. Er. N. 1852. IV. et. Pp 
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ohne befondere Richtung auf Individuen, dad Gefühl 
einer Privatperfon felten oder nie vermunden werben; 
Vorwürfe und Ehmähungen gegen eine zahlreiche Körpers 
ſchaft werden einen der Einzelnen, der zu ihr gehört, 
berühren. 

3. Angriffe auf eine einzelne Perfönlichkeit, die an 
der Staatöverwaltung Theil nimmt, können in Schm& 
bung oder Verfpottung und im Vorwerfen von fchlechtem 
Betragen beftehen. Sie find entweder allgemein ober 
ſpeziell gehalten, und legtere entweder wahr oder falſch. 
Schmähungen und Verſpottungen gegen SPerfonen in 
Öffentliher Stellung fann man ohne Nachtheil ftraflos laſ⸗ 
fen. Aehnliche Angriffe auf Perfonen in ihrem Privat: 
charakter dagegen können das Gefühl und das Anfehn 
derfelben verlegen, und find deshalb mit Strafe bedroht. 
Aber bloße Schmähungen gegen eine Perfon in ihrem öfs 
fentlichen Charakter fönnen weder ihre Ehre noch ihr Ge⸗ 
fühl verwunden. Ihre Ehre nicht, weil dad Publikum 
darin nur den Ausbruch einer Partheilichfeit und eine 
gewöhnliche Waffe des politifhen Partheilampfes ficht. 
Ihe Gefühl nicht, weil ber Vetroffene weiß, in welchem 
Lichte das Publikum den Angriff betrachtet. 


| Ebenſo fteht es mit den allgemeinen Vorwürfen 
einer fchlechten Amtsführung ober fchlechten pelitifchen 
Betragend (misconduct)., Go lange fi) der Angriff in 
Allgemeinheiten hält, kann er weder ald wahr noch ald 
falfh bewiefen werden, und daher glaubt Niemand, ber 
nur ein Fünkchen Verftand und Rechtsſinn hat, dergleis 
hen, Es geht damit wie mit den Schmähungen. 


Die wahre Anfchuldigung eines fpeziel angeführten 
ſchlechten Betragens gegen einen öffentlihen Charakter 
kann allerdings die Reputation und das Gefühl des Be 
troffenen verlegen. in ſolcher Angriff gegen eine Pri: 

m di 
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vatperfon ift in der Orbonnanz mit Strafe bedroht, und 
man könnte meinen, auch für öffentliche Charaktere müßte 
ein folcher allgemeiner Schug eintreten. Allein eine wahre 
Beſchuldigung einer fpeziel angegebenen Malverfation (im 
weiteften Sinne genommen) hat die Tendenz, ähnlichen 
Borkommnifjen vorzubeugen, und der Vortheil, den bie 
Allgemeinheit von der Angabe hat, ift weit wichtiger als 
der Nachtheil, der dem fchuldigen Einzelnen daraus erwächſt; 
und jener, nicht diefer ift hierbei zu berückſichtigen. 


Eine falfche Anfchuldigung eines fpeziellen Mißver⸗ 
haltens gegen einen öffentlichen Charakter trifft ihn went- 
ger, als ein gleicher Angriff gegen eine Privatperfon, 
Tann aber doch feinem Gefühle und feinem Anfehn bei 
Anderen zu nahe treten. Da bei einer folhen Beſchuldi⸗ 
gung nicht wie bei einer wahren der Nachtheil des Ein- 
zelnen durch den Vortheil des Publikums überwogen wird, 
iſt fie mit Strafe zu bedrohen. 


Schließlich fügen die Commissioners hinzu, daß die 
Sreibeit der politifchen Debatte, welche ihre Ordonnanz 
gewährt, nicht einmal fo ausgedehnt ift, als fie dad öf⸗ 
fentliche Urtheil und namentlich die Preffe heutzutage in 
England de facto genießen. 


Die Committee der Lords hatte fich zu fragen, ob 
nicht ein anderes Kriterion gefunden werben könne, wo⸗ 
nach die Zuläffigkeit des Wahrheitbeweifes und fein Ein- 
Fluß auf die Entfcheidung im einzelnen Sal zu beſtimmen 
fey. Einige Zeugen fehlugen die bona fides des angeb- 
lichen Libellanten dazu vor. Man wollte das hierbei der 
Ordonnanz von Malta zu Grunde liegende Prinzip der 
Sffentlihen Wohlfahrt, des Nutzens der Allgemeinheit 
zur dann annehmen, wenn die Veröffentlichung aus⸗ 
Lrüdtich in diefem Intereſſe geichehen if. Diefe Anticht 
fand bei der Sommiffion feine Biligung, und in der That 
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ift auch nichts verfehrter, als bei einer an ſich löblichen 
Dandlung, was die Aufdedung einer Schlechtigkeit ſtets 
ift, noch nad ten Motiven zu haſchen, aus denen ber 
Angebende wohl gehandelt hat. Schon die Commilften, 
welche ein Geſetzbuch für die oftindiihen Beſitzungen zu 
entwerfen hatte, hat in ihren Motiven das Erorbitante 
einer folhen Unterfuhung nachgewieſen. Eie erinnert an 
den Satz the quarrels of rascals are the security. of 
honest men. Wenn A. dem B. dad Leben rettet, fragen 
wir nicht lange, weshalb er ed gethban hat. Möglicher: 
weile, weil er tem C. gram iſt und diefer tem B. eine 
jährlihe Rente zu bezahlen hat. Wenn eine Gefelfchaft 
Schwindler in einer Spielhölle die Jugend der Haupt 
ſtadt ausrupft und Einer der Genofjen aus Haß gegen 
die andern die Sache aufdedt, fol man ihm ba ant- 
worten: Du haft die Quelle unfäglichen Kamilienelends 
verftopft, haft Hunderte von einem tiefen Abgrunde zu: 
rüdgezogen, aber weil Du dies nicht aus Liebe zur Xu: 
gend, fondern aus Haß gegen Deine Spießgefellen ges 
than, ſollſt Du trog der Wahrheit deiner Verößffent⸗ 
lihungen als Libelant mit Geldbuße und Gefängniß be: 
ftraft werden? 

Die weitere Frage war nun: Wenn man ben Be 
weis der Wahrheit überall zulaffen will, welche rechtlichen 
Folgen fol der geführte Beweis haben? Eollen bie Ge 
fhworenen verbunden feyn, unter allen Fällen, wo fie fid 
von der Wahrheit des Worgemorfenen überzeugt haben, ein 
Nichtfhuldig auszufprehen? Auch bier fuchte man burd 
ein Beifpiel das Ungerechte einer folchen Beſtimmung 
nachzuweiſen. Ein Srauenzimmer ift in ihrer Jugend 
verführt worden, hat durch manche Jahre unausgeſetzten 
Wohlverhaltend an einem fremden Orte fih aufs Neue 
einen guten Namen erworben. Ihr früherer Verführer 
macht fie_hier ausfindig, und da fie ihm nicht ferner zu 
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Willen feyn will, verbreitet er überall, daß er fie einft 
verführt habe. Soll ihm, wenn er deshalb angeflags 
wird, der Beweis der Wahrheit zum Echuß gereichen ? 
Man verfucht auch, an diefem Beiſpiel nachzumeifen, daß 
für Privatangelegenheiten die Wahrheitöbeweisführung 
überhaupt unftatthaft fey, allein man darf fi nur der 
früher von uns angeführten Zälle erinnern, um das Une 
thunliche einer folhen Auöfchließung zu erkennen. 

Die meiften Zeugen erfärten ſich dafür, bei Ankla⸗ 
gen wegen Beleidigung den Beweis der Wahrheit zu 
verflatten, vorauögefeßt, daß der Angegriffene von der 
beabfichtigten Führung diefes Beweifes in Kenntniß ges 
fegt ift, um ihn bei der Verhandlung durch Gegenbeweis 
entfräften zu können. Ueber den Einfluß der Wahrheit 
auf die Strafbarkeit der Veröffentlihung follte aber, 
nach dem Urtheil Aller, die Sury frei beflimmen. 

Auf Grund diefes Urtheild der Sachverſtändigen 
ſchlug die Sommiffion in ihrem Report vor, daß bei einer 
Civilklage wegen Beleidigung die Veritas convicii nicht 
(wie biöher) eine abfolute Vertheidigung ausmachen folle, 
fondern daß der Verflagte auch noch anzuführen und zu 
beweiſen habe, daß die WVeröffentlihung der Allgemein: 
heit zum Nuten gereicht habe (for the benefit of the 
Community), daß bei einer Anklage wegen Beleidigung 
der (bid dahin ganz audgefchloffene) Beweis der Wahr: 
beit ftatthaft und entfcheidend ſeyn folle, wenn die Ver: 
Öffentlihung nach dem Urtheil der Geſchworenen zum #f: 
fentlihen Vortheil diente. 

Die anderen Vorfchläge der Commiffion beziehen 
fib auf die Ausdehnung der Strafbarfeit auf Worte, 
welche 3. B. Unfeufchheit, Seigheit u. ſ. w. vorwerfen (vgl. 
Fahrg. 1850. 1. u. 2. Heft), auf die Erlaubniß, zur Ber 
wiinderung ber Schadenerfaßfumme ven ftattgehabten 
Abdrud einer Apologie anzuführen (ein befondered Pri⸗ 
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vileg der Zeitungen), die nähere Beſtimmung der Straf 
zeit für die verfchiedenen Arten der fchriftlihen Beleidi⸗ 
gung u. ſ. w. Obgleich die getreue oder unpartheiifch ab⸗ 
gefürzte (fair im Gegenfaß von garbled) Mittheilung der 
Verhandlungen im Gerichtshofe und im Parlamente fchon 
lange de facto ald erlaubt angefehen war, fo fehlte es 
doch noch an einer ausdrüdlich darauf gehenden Sefepeöbes 
flimmung. Auch diefe wurde von der Commiffion sub 
Nr. 10 formulirt. Weitere Vorfchläge betreffen bie Haft: 
barkeit eined Prinzipals für die Zhätigkeit feines Agenten 
(vgl. Jahrg. 1850. 1. u. 2. Heft), und fchließlich wird bes 
ſtimmt, daß die Eautionen, welche von periodifchen Wer⸗ 
Ten für die Bezahlung der Stempelfteuer verlangt werden, 
zugleich ald Gautionen für die Bezahlung etwaniger zuers 
kannter Echadenderfaßgelder dienen follen. 


Die 14 Propofitionen der Committee wurden von 
£ord Campbell, dem Veanlafler derfelben, zu einer Bill 
zufammengeftellt. Ehe diefer Geſetzesvorſchlag jedoch zu 
einem Geſetze wurde, hatte er noch, namentlich im Un: 
terhaufe, eine fehr einfchneidende Kritik zu beftehen. Die 
bedeutendften Mitglieder nahmen an der Debatte Theil, 
unter Anderen auh Sir Robert Peel, und die BU 
konnte nicht in ihrem ganzen Umfange burchgefeßt werben; 
doch enthält das Gefek vom 24. Auguft 1843 (6 u.7 Victo- 
ria c. 96) alle wefentlihen Worfchläge, vor Alleın aber 
dad Prinzip, daß auch bei Anklagen wegen £ibell bie 
exceptio veritatis vorgebracht werben darf, daß ed aber 
der Jury unbenommen bleibt, tro& der Wahrheit des Vor⸗ 
geworfenen ben Urheber der Veröffentlichung dennoch 
[huldig zu finden, wenn nach ihrer Ueberzeugung bie Ber: 
öffentlichung nicht for the public benefit war. 


Durch diefe Modification des bis bahin geltenden 
N Rechts fcheint wirklich eine (achgemäße Entfcheidung geteof: 
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fen zu ſeyn. Eine Jury wird ohne Zweifel den Verführer, 
. ber fein Opfer nach langer Buße aus ihrem tadellofen. 

Wandel aufſchreckt, trog der Wahrheit feiner‘ Angabe 
fchuldig finden, und ebenfo unzweifelhaft den Journa⸗ 
liſten, Der wie die Times vor einigen Sahren, vielleicht mit 
ungeheuern Koften, das Spinnengewebe einer Schwindlers 
<ompagnie aufdecht, freifprechen. Eine verfländige Jury 
wird aud Den nicht trafen, der aus fhlechten Motiven 
dem Publitum durch feine Angaben einen großen Dienft 
erweiſt. 

Aehnlich, aber in Bezug auf den letzten Punkt nicht 
ganz fo lobenswerth, iſt die Geſetzgebung von Maflachu: 
ſetts, welche außer der Wahrheit verlangt, that the matter 
charged to be libellous was published with good mo- 
tives and justifiable ends. (Revised Statutes of Mass. 
chap. 133. sect. 6.) 


Das neue englifche Gefeß hat, nach dem Vorſchlag 
der Commiffion, jest ein Marimum der Strafe für 3 verfchies 
dene Abftufungen ded Libells feftgefegt. Nach s. 3 deffelben 
wirb die Veröffentlichung eines Eibels, wenn Drohungen 
vorbergegangen find (um Geld, eine Anftelung u. f. w. zu 
erpreflen) mit Gorrectionshausfirafe von höchftend 3 Jah⸗ 
ren (mit oder ohne harte Arbeit) belegt. Ein Libell, def: 
fen Unwahrheit der Libellant Fennt, fol mit Geldbuße 
und Gefängniß oder Correctionshausftrafe bis zu 2 Jah— 
ren, fonft mit Geldbuße und Gefängniß bis zu 1 Sahr 
geahndet werben. 


Die bedeutendfte Aenderung , welche durch dieſes 
Geſetz herbeigeführt wurde, beftand daher in der Erweite⸗ 
rung der Befugniffe der Gefchworenen, und fo überzeugt if 
man in England, daß nur Gefchworene, Bertreter des 
Yublifums, über Beleidigungen zu richten haben, daß 
die neueften Reformen in der Givilrechtöpflege die Compe⸗ 
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ten; der Jury auf biefem Gebiet umangetaftet gelaflen 
haben. Dreimal find fchon über die County Courts, . 
welche der Eiviljurg einen großen Theil ihrer. Gefchäfte 

abgenommen haben, neue Gefeke ergangen, allein die 
Eivilffage wegen Slander oder Libel ift ſtets ausbrüdiic 


den Obergerichten, bei denen Geſchworne thätig werden, 
vorbehalten worden. 


Berichtigung. 


Im vor. Stück ©. 430. Rot. 3.5. maf es ftatt „v. Magnan” 
beißen: v. Haynau. 


Gebauer⸗ Echwetſchkeſche Budbruderei in Halle. 
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Foai niiloghlsin, 


Vorwort. 

Die nachfolgende Abhandlung war für unſer Ar: 
chiv beſtimmt, und am Schluſſe des vergangenen 
Jahres von mir abgeſandt worden. Als mir un⸗ 
Längft von dem Herrn Verleger die Mittheilung 
gemacht wurde, daB man wünſche, dieſe Abhand- 
lung, welche in verfchiedene Abſchnitte gefondert 
und in mehrere Hefte vertheilt, nur verbältnißmäs 
Big ſpät vollftändig abgedrudt werden Fönnte, als: 
bald als ein Ganzes in einem Beilage= Hefte er- 
feinen zu laflen, hatte ich diefem Vorſchlag um 
fo weniger etwas entgegen zu feßen, als bereits 
eine geraume Zeit abgelaufen war, feit ich diefelbe 
aud den Händen gegeben. Es iſt bei einer regel: 
mäßig in beflimmten Terminen erfcheinenden Zeits 
fhrift, bei der Sorge für den erforderlichen Stoff 
unvermeidlich, daß einzelne Beiträge erſt nach mehr 
oder. minder langer Zrift zum Abdrud kommen. 
Und da wird denn der Verfafler, welcher den wohl: 
wollenden Freunden der Wiflenfchaft gern etwas, 
nach Kräften Vollendetes vorzulegen wünſcht, es 
oft bedauern, daß es ihm. dennoch nicht möglich 
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war, die Ergebnifle fortgefester Beichäftigung mit 
dem Gegenftande hinzuzufügen, oder aud) Manches 
zu verbeflern, wie es unter andern Vorausſetzun⸗ 
gen gefchehen Tönnte. 

Diefer Umftand veranlaßt midy ein kurzes 
Vorwort vorauszuſchicken. Es find in unferm Ar⸗ 
chive, dem ich als Mitherausgeber eine beſondere 
Theilnahme widme, mehrere Arbeiten von Anders 
und von mir in Berlage- Heften erfchienen: 
Die meinigen betrafen die Entwürfe zu Strafge 
feßgebungen und Strafprozeß- Ordnungen in Iren 
Ben: ed war and Gründen, die einer Ausführung 
nicht bedürfen, gerechtfertigt und geboten folde 
umfaflendere Schriften möglihft bald und unge 
trennt denen vorzulegen, weldye in irgend einer 
Weiſe bei den Berathungen in Gefeg- Commif: 
fionen oder in den Kammern mitzuwirken ben 
Beruf haben. Ein foldher Fall tritt bei der fol- 
genden Abhandlung, deren Aufgabe ed mar, einen 
Beitrag zur gefchichtlichen Erläuterung der 9. ©. O. 
zu liefern, nicht ein, und fo könnte möglicherweiſe 
von denen, die mich nicht näher Eennen, die von 
der fonfligen Art des Abdruckes der Auffäße für 
dad Archiv, eine Ausnahme machende, befonbere 
Ausgabe meined Verſuches eine Mißdeutung erfah: 
ven, welcher zu begegnen ich für eine Pflicht, und 
nicht blo& gegen mich felbft, erachte. 

Nah vielfacher, in aufrichtiger Theilnahme 
an ben Forderungen der Gegenwart, nicht abzu—⸗ 
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teifenden VBeſchaftigung te‘ de neuer Weſeteen 
Entöirfen ide: es mir: Bedurfniß und eine Ger 
nugthuung, wieber Linmal zu lieb geiöötdenen ge⸗ 
ſchichtlichen Studien zurückzükehren und einkite bis⸗ 
her nicht hinkanuglich gewardigten en Gegenſtatis, Veh! 
uinfer “gehtbineß" Recht, und! eine‘ gewiß‘ wichtige 
Seite der Heil tquelle deffelben‘,. der P: G. O. ve 
trifft/ zur‘ bar zu bringen. Wie ſich auch/ Her 
dem gerechlfeztigten’ Streben ih allen deutfchen Lan⸗ 
deir, neue zeitgemaße Strafgeſetzgebungen zu Stande 
zu velbgih, das "Schtefat "ünferds Rechts geſtar⸗ 
ten, vote Fehr Fili das praktiſche Recht die W.9.:9: 
— bie mehr. Gegner ald Kenner hat — im den 
Hintergrund treten Möge, "die Bilffenfchaft- wird 
ühmer noch lange Zeit zu berfelben zuruͤckkehren, 
ein grundliches Studium bed” einheimiſchen Straf⸗ 
vechts von: Ihr ausgehen, das Bedurfniß das Ger 
meinſame feſtzuhalten, auf jenes Rechts- oder Gee 
ſetz-Buch hinweiſen müſſen. Sp darf, ich„nbenn 
wohl die Aufmerkfamkeit derer in Anſpruch neh: 
men, welche auch dem Gefchichtlihen feine gebüh- 
rende Stelle einräumen, während ich darüber, ob 
für unfere Zeit und die neuern Geſetzgebungen, 
etwas der Beachtung zu Empfehlendes beigebracht 
fey, mich dem Urtheile der Sachverſtändigen un- 
terwerfe. Daß aber die richtige Auffaflung des 
Berhältniffes von Religion und Recht, von Kirche 
und Staat, für die Gejeggebung und vornehmlid) 
auch im Gebiete ded Strafrechts von hoher Wid)- 


tigteit fey, wird Niemand bezweifeln. Betrachtet 
'man die Sittens und Rechts-Geſchichte der Völker 
des Alterthums, der fpätern Zeit und ber hriftlichen 
Staaten in den verfchiedenen Perioden, fo wird 
man bie Beziehung beider auf einander vielfach, 
zugleich aber den Einfluß der jebeömaligen Zeiten 
fit, und alles deſſen, wodurch dieſe bedingt ift, 
ertennen, und hierin theild die Erklärung, wenn 
auch nicht überall, Rechtfertigung deffen, mas zur 
Geltung gelangt ift, theild den Grund der Schwie 
tigkeit einer vollftändigen Löfung der Aufgabe bei 
dem Kampfe wiberftreitender Meinungen und Mädte 
finden. 

Die Wiſſenſchaft hat fi auch Hier zu betheis 
ligen: fie darf nicht blos zuſchauend ſich verhalten. 
Der nachfolgende geſchichtliche Verſuch macht ki: 
nen Anſpruch für mehr ald einen kleinen Beitrag 
zu gelten. 


Breslau, im Juni 1852. 


Einleitung. 


Untere altern deutfchen Rechts: und Gefeb : Bücher 
find nicht nur ihrem ganzen Inhalte nach von den Grund: 
fäßen der hriftlichen Religion, nach der jedeömaligen Auf⸗ 
faflung der Zeit, durchdrungen, fondern fie ftelen ſich 
auch in einer mehr oder minder beflimmt ausgefprochenen 
Weife in ein näheres Verhältniß zu derſelben. Allerdings 
gilt dad erflere nur im Allgemeinen und es tritt beiden 
rechtlichen Beftimmungen nicht hervor, die auf einer felbft: 
ftändigen Grundlage beruhen, und einereligiöfe Beziehung, 
ald eine befondere, nicht anders als in fofern zulaflen, 
daß die Erfüllung des Rechts, die Öerechtigfeit in der 
umfaffendern und tiefern Bedeutung, in welcher der Begriff 
in der heiligen Schrift genommen wird, felbft zu einer re 
ligiöfen Pflicht gemacht, ald folhe namentlich den Rich: 
tern — aber nicht blos dieſen eingefchärft wird. Wohl 
aber zeigt es fih in den Geboten und bei den Lehren, 
auf deren Geftaltung und Ausbildung dad Chriftenthum 
einen gefchichtlih nachzumeifenden Einfluß gehabt hat"), 
wie diefer auch in dem fpätern römifchen Rechte in der Ge: 
feßgebung von Conftantin d. Gr. an, erkennbar ift. 
Das andre bezeichnet Dagegen beftimmter und fichtlich die 
Anficht, die der Sefebgeber von der Natur und dem Grunde 
des Rechts, von feiner ihm durch eine höhere anerkannte 
Autorität beigelegten Pflicht und Macht hat, woraus dann 
weiter abgeleitet wird, was er von Denen fordert, die in 


1) ©. überhaupt Sacobfon, Eirchenredhtliche Berfuche. Zwei⸗ 
ter Beitrag. Königsberg 1833. ©. s3fg, Wilda, Gtrafs 
recht der Germanen, Halle 1842. ©. 530fg. 

Yedbiv d. Er. R. (Beilage: Heft zu 1852.) 1 
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ten; der Jury auf dieſem Gebiet unangetaftet gelaflen 
haben. Dreimal find fchon über die County Courts, . 
welche der Giviljury einen großen Theil ihrer Geſchäfte 
abgenommen haben, neue Geſetze ergangen, allein die 
Civilklage wegen Slander oder Libel ift ſtets ausdrücklich 


den Obergerichten, bei denen Geſchworne thätig werden, 
vorbehalten worben. 


— — 0. — — 


Berichtigung. 


Im vor. Stück S. 420. Not. 3 5. muß es ſtatt „v. Magnan“ 
beißen: v. Haynau. 


Du. Schau» Echwetſchle ſche Buct druderei in Halle, 


| echt8 fchein. | . 
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faft in’d Extrem gehenden Werth legt, fo daß nicht etwa blos 
Das Kirchliche, fonderndas Allgemein Religiöſe 
und Ehriftliche faft gänzlich bei Seite gefegt wird, — 
der frühern Zeit fremd feyn mußte, daß die Fefthaltung 
. bes Zufammenhanges und der nahen gegenfeitigen Bezie⸗ 
hung auch in einer objektiven Weife, fo wie fie if dem 
Subjekt nothwendig flatt findet, fich bei der Behandlung 
des pofitiven Rechts und in der Gefeßgebung äußern mußte, 
kann um fo weniger auffallen, wenn man das frühere 
Verhältniß von Kirche und Staat, insbefondere in dem 
Heiligen Römifhen Reiche deutſcher Nation 
berüdfichtigt, als man felbft in den Werfen über das fpäter 
f. g. Naturrecht, welches fo lange in Verbindung mit ber Mo: 
raltheologie und auch von Zheologen bearbeitet worden 
ift, von der religiöfen Grundlage und von der Bibel, ald 
einer auch für dad Recht und die weltlichen Verhältniffe, an: 
zuerfennenden Autorität ausging. So erklärt fi auch, um 
dies gleich hier für unfern nähern Zweck einer Betrachtung 
ver Carolina nach diefer Seite anzuführen, wie man 
nach der ganzen Richtung der Zeit der Abfafjung derfelben 
— dad Canoniſche Recht, als eine der ergänzenden 
Quellen betrachten Eonnte, obfchon fie als ſolche nir: 
gends genannt ift ?), mährend- fo häufig auf gemeine Fat: 
ferlihe Rechte, Satungen der Vorfahren ꝛc. hingewiefen 
wird. — Das Ergebniß für unfer gemeines Strafrecht, 
wie es durch Praxis und Wiffenfchaft feftgeftellt worden, 
ift nicht nur nirgends bezweifelt, fondern auch in feiner 
Berechtigung nicht angefochten worden, 

Es fol jedoch hier als Einleitung zu den Betrady 
tungen, bie ich einem wenig befprochenen Gegenftande 
zu widmen gebenfe, nur jene Thatfache erwähnt, nicht aber 


3) v. Wächter, Gemeines Recht Deutfchlands, Inabefonbene 
gemeines deutſches Strafrecht. Leipzig 1844. e. 29. Not. 88. 
1* 
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eine Kritif des frühern und des jebigen Standpunftes, um 
den einen oder den andern zu loben oder zu tadeln, ange: 
ftelle werden. Man wird nicht verfennen, dag ungead;: 
tet des ermähnten Standpunftes und der Grundlage, von 
welcher die ältere Gefebgebung ausging, doch theild gar 
Vieles aufgenommen oder beibehalten war, was mit wahr: 
haft chriftlichen Principien fchwer zu vereinigen ift, ja mit 
folchen in entfchiedenem Widerſpruch fteht, theild daß in 
mancher Hinficht die Geltendmahung des fpecifiich Chriſt⸗ 
lichen — nicht im Geifte und in der Wahrheit, fondern 
in mehr äußerlicher Weife — einen mit dem Rechte nicht 
zu vereinigenden Charakter der Ausfchließlichfeit annahm. 
Und wiederum wird man bie fchärfere Trennung zweier 
verfchiedenen Gebiete, die durch den wiflenfchaftlichen Ent: 
widlungsgang und die principiele Beſtimmung, fo wie 
durch die dadurch bedingte Form des Einen und des An: 
dern nothiwendig, und, richtig verftanden, zu beiberfeitigem 
Vortheil flatt finden mußte‘, nicht durchaus beklagen und 
mißbilligen dürfen. Denn die ausdrüdliche Bezugnahme 
auf das Religiöſe im Recht verbürgt für fich allein fo 
wenig, Daß jened feinem wefentlihen Inhalte nad) den 
gebührenden Eingang gefunden habe, als der Mangel der: 
felben einen Beweis dafür abzugeben vermag, daß bad 
Recht und die Gefeßgebung von jener Grundlage abge: 
wichen und daß die fir berechtigt anzuerfennenden Bezie⸗ 
hungen abgefchnitten feyen. Im Gegentheil, feitbem 
nicht mehr die Kirche ausfchließlich — neben dem waß ihren 
eigenthümlichen Inhalt und Gehalt ausmacht, die Träge 
rin des Geifles, der Wahrheit und der Gefittung ift, ſeit— 
dem auch der Staat, nachdem er die Stufe firenger Zucht 
und Bildung durchgegangen, felbft ein Organismus be 
mußter Sittlichfeit ift, hat er die für das weltliche Reich 
und Recht anzuerkennenden Ergebniffe des Chriftenthums 
aufgenommen, und eignet fich diefelben immer mehr zu 
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fo daß wir ihn in feinen Einrichtungen und Gefeßen von 
jenem Geiſte und Elementen durchdrungen finden, auch 
wo darauf. nicht überall ausdrüdlich hingewiefen wird. 
Ohnehin müflen hiee Kirche und Religion, Chri- 
ſtenthum und ein beſtimmtes Bekenntniß unterfcie: 
den werden. Bei der Schwierigkeit, das gegenfeitige Ber: 
baltniß von Staat und Kirche gehörig zu beftimmen, bei 
Conflikten, bie zwifchen dem Staate und der Kirche, nicht 
aber mit der wahren Religion bervortreten,, ift es wohl 
am beften für beide, wenn da, wo jedes auf feinem Ges 
biete feine Freiheit und Recht hat, wo unmittelbare Bes 
rührungen nicht vorfommen, folche auch nicht erſt herbei- 
geführt werden, und wenn der Staat feine Aufgabe, ohne 
Verkennung und ohne Störung des innern Bandes, ſelbſt⸗ 
ftändig zu löfen fucht. Welche Nachtheile auch im Gebiete 
der Strafrehtäpflege die Verkennung des richtigen 
VBerhältritfies, das Uebergreifen des Staats und der welt: 
lichen Gewalt in das Kirchliche, und eben fo dasjenige der 
Kirche in die ftaatlichen und bürgerlichen Gebiete, in alter 
Zeit und bis auf die neuefte herbeigeführt hat, das bedarf 
hier nur der Andeutung. Die Gegenwart fcheint mir kaum 
berufen, die Sragen, die jest, und zwar von fehr entge: 
gengefesten Standpunften aus, geftellt werben, befriedigend 
zu löfen, den Anforderungen, die fi mehr oder weniger 
berechtigt auöfprechen, zu genügen; es fcheint mir eine 
Uebergangöperiode zu einer Entwidlung zu feyn, bie hof: 
fentlich zum rechten Ziele führt. Bleiben wir dabei ftehen, 
daß, ohne den dhriftlihen Staat in der ausfchließlichen 
Bedeutung zu haben oder zu wünfchen, wo diefer fo oft 
mißverftandene Ausdruck fo viel Anftoß gegeben und Wi: 
derfpruch erfahren hat, doch unfere Staaten und Geſetz⸗ 
gebungen die Grundlage und den Zufammenhang, wonach 
fie chriftliche heißen, nicht verfennen Eönnen, und baß 
mehr und mehr da, wo eine Beziehung bedingt ift, dieſe 


auch durch übereinftimmend angenommene Grundfäbe im 
Geiſte der Wahrheit und ded Rechts zur Geltung gelangen 
werden. Für den Staat aber wird beöhalb nicht minder 
in Anfpruch genommen werden dürfen, mebr zu feyn alb 
eine bloße Nothanftalt und die Darftelung des Mangel: 
haften, gegenüber einer, nur auf der andern Geite lie: 
genten höhern Vollkommenheit, weldyer nachzuftreben er 
fih nicht durch Verweiſung auf jene enthalten darf. Uns 
ift der Staat auch mehr als eine bloße Rechtsanſtalt, 
und wir theilen nicht bie in den lesten Jahren fo oft au& 
gefprochene Meinung Vieler, daß das legte erreicht fey, 
indem wir angeblich aud dem f. g. Polizeiftaat in den 
Rechtsſtaat übergegangen feyen — eine Behauptung, 
die theild ungegründet ift, theild auf eine Verkennung bed 
Weſens des Staats, wie der Polizei und bes Rechts beruht, 
wenn ich gleich nicht beftreiten will, was der richtige Sinn 
diefer Ausdrudöweile in der nothwendigen Belhrän- 
tung iſt ?). 

Die Betrachtung des Verhältniſſes von Kirche und 
Staat läßt ſich auf fehr verfchiedene Theile der Rechtöwif: 
fenfchaft und der Gefeßgebung beziehen ; und faft überall 
wird man finden, daß noch Manched einer genauern und 
unferer Zeit entfprechendern Beflimmung bedarf — we 
bei freilich nach der Verfchiedenheit der Ausgangspunfte 
der einzelnen Vertreter der fich hier geltend machenden In: 
terefien eine Uebereinftiimmung in Betreff der Anforderun⸗ 
gen nicht ſtatt findet. Conflifte — nicht bloß in der theoretis 
ſchen oder auch der legislativen Behandlung, fondern vor: 
nehmlich in der Anwendung, find um fo ſchwerer zu vermei- 
ben, je mehr fie durd den Gegenfaß der Principien her: 


9, Meine Abhandlung in dem Archiv des Crim. Rechts 
850: „Die Strafrechterwiflenfchaft und die Anforderungen an 
eine neue SGefeggebung.” S.5 


T 


beigeführt werden — wodurch der Kampf zuletzt auf ein 
anderes Gebiet verfegt wird. Und diefer Gegenfag bezieht 
fih nicht blos auf Kirche und Staat, fondern aud 
auf das Verhältniß verfchiedener Religionsbekennt— 
niffe und der hriftlihen Gonfeffionen zu einan- 
der im Staate, was die Schwierigkeit theils erhöht, 
theild oft erft herbeiführt. Der Verſuch, diefer dadurch 
zu begegnen, daß der Staat dad Religiöfe und Kirchliche. 
als vollig außerhalb feiner Sphäre und Aufgabe liegend 
betrachtet — was befonderd in unferer Zeit von Vielen 
verlangt wird, — iſt nicht geeignet zum erwünfchten Ziele zu 
führen, da die zu achtende Gewiffendfreiheit und religiöfe 
Ueberzeugung ſich nothwendig bis zu den Außerften Conſe⸗ 
quenzen behauptet, und auch für diefe nicht blos Duldung, 
fondern Anerfennung und Schuß fordert. Allerdings wird 
bis zu einem gewiſſen Grade, bei einer richtigen Unter: 
ſcheidung deflen, was des Staatd und der Kircheift, bei 
einer gehörigen Grenzbeſtimmung, fo weit folche möglich 
ift, manche Quelle des Streits verftopft, wenn der Staat 
lediglich von feinem Standpunkte aus feine Forderungen 
aufftelt,, feine Gefebe erläßt und handhabt, dad Uebrige 
aber dem Gebiete anheimftelt, wo ed feine Berechtigung 
bat; allein vollftändig wird dies um fo weniger gelingen, 
je mehr auch der Staat felbft und unmittelbar ein religiöfes 
Intereſſe hat und wahren muß, überhaupt weder das Res 
ligiöfe ignoriren und bei Seite feßen darf und kann, noch 
von feinen Sliedern, oder von ſich felbft, — da auch ihm 
ein Selbftbewußtfeyn zugefchrieben werden muß — als 
Gottverlaffener betrachtet werden darf. Indeſſen ift bier der 
Drt nicht, diefen wichtigen Gegenftand erfchöpfend zu be 
handeln. Daß Alles dies au aufdas Strafrecht feine 
volle Anwendung finde und die Geſetzgebung ftetö befchäf: 
tigt habe, ift eben fo befannt, als daßes neben dem welt» 
lichen auch ein kirchliches Strafrecht gegeben hat 


und giebt, wobei einerfeite eine Grenze Überall behauptet, 
andrerfeitd häufig genug diefe, entweber weil fie überhaupt 
beftritten war, oder weil ein Streben ftatt fand, die eigne 
Macht auf Koften der des andern Theil audzudehnen, über: 
fhritten und danach Uebergriffe wahrgenommen wurten, 
die Unheil genug gebracht haben. Die frühere Ausdehnung 
der Etrafgewalt der Kirche hatte an fich und in ber ge 
ſchichtlichen Entwidelung eine fpäter ihre nicht mehr zu 
Statten kommende Rechtfertigung: fie mußte in die Schram» 
fen zurüdtreten, innerhalb deren ihr auch jest ihr Redt 
zugeftanden wird, indem bad, was hier einer Berichti⸗ 
gung bedarf, zunächſt, obſchon doch nicht ausſchließlich 
von ihre audgehen muß, da fie ihr Recht im Staate auf 
übt und fi, wo fie dadurch deſſen Principien berührt, ſei⸗ 
ner Aufficht nicht entziehen fann. Weber eine ungebithrs 
liche Ausdehnung der weltlichen Strafgewalt, wo fie le 
diglich in ihrer Ephäre ſich bethätigte und nicht etwa der 
Kirche folhe in der Form des brachium seculare lieh, 
wobei dahin geftellt bleiben mag, wie weit ynd in 
welchem Einn «8 richtig fey — ecclesia non sitit san- 
guinem — hat man zwar im Allgemeinen weniger geklagt. 
Im Gegentheil, man hat fih von Seite der Kirche auf 
ein Recht berufen, diefe traurige Hülfe zu fordern, mo man 
mit rein kirchlichen und bieciplinarifchen Rügen und Straf 
mitteln nicht audreichen zu fönnen glaubte. Aber denne 
durfte man fich, jedenfalls in einer fpätern Zeit, über bie 
große Ausdehnung ded weltlichen Etrafrechtö und der Straf 
rechtöpflege auf Handlungen befchweren, die oft nur höchfl 
gezwungen als Werlegungen ber Anforderungen dargeſtellt 
werben konnten, welche dem öffentlichen weltlichen Straf: 
rechte verfallen. Die neueften Gefeßgebungen haben den 
legtern möglichft enge Grenzen gezogen — im Allgemeinen 
mit Recht, und felbft, woman einigermaßen zweifeln bürfte, 
ob nicht in folcher Beſchränkung gu weit gegangen ſey, wird 


9 


dies minder nachtheilig feyn, als die entgegengefeßte Verfah⸗ 
rensweiſe. Soviel aber ift wohl nicht in Abrede zu ftellen, 
dag der Staat, nach feiner Aufgabe und feinem Verhält: 
niß zur Kirche, die Verlegungen des Religiöfen, wo fie 
eine Seite darbieten, die ihn felbft mittelbar oder unmit- 
telbar berührt, nicht ungerügt laflen darf, wobei ed nur 
darauf antommt, fich über dad Weſen der hier zu ahndens 
den firafbaren Schuld und über den Grad der Verwirfung 
gebührende Nechenfchaft zu geben. Sreilic wieder ein 
reichlicher Stoff zu Streitfragen, wie denn das, was neuere 
Geſetzgebungen darüber aufgeftellt haben, den Einen zu 
weit, den Anderen nicht weit genug gegangen erfcheint °). 


& 1. 


Wenn wir verfuchen wollten, das gemeine Strafrecht 
in feinem Verhältniffe zu den religiöfen ehren der Zeit zu 
betrachten, oder beftimmter nachzuweifen, wie weit einer: 
ſeits der Einfluß derfelben auf die ftrafrechtlihe Behand: 
lung der Verbrechen überhaupt fich geltend gemacht habe, 
- andrerfeitö, welche mehr oder minder rein Firchliche Ber: 
brechen — voraudgefeßt, daß fie folche überall waren — 
auch unter den Geſichtspunkt weltlicher Strafbarkeit gezo: 
gen worben find, und wie indbefondere folhe Handlungen, 
die eine religionswidrige Richtung haben, aber ihrer Natur 
und ihren Folgen nad auch im Staate gerügt worden, 
fo könnte fo wenig eine Beſchränkung auf das gefchriebene 
Recht der P. G. DO. Carl V. zum Ziele führen, als 
es überhaupt gelingen würde, aus biefer allein ein voll: 
fändiges Syſtem des in Deutfchland geltenden Strafrechtd 
abzuleiten. Jenes Rechtsbuch macht ja felbft nicht An- 


— — 


5) Meine Eritifchen Betrachtungen über den Entwurf eines 
Srrafoefeebuches für die „aseußifchen Staaten vom J. 1843. 
E. 5öfg. 320 fg. 329 fg. 549 fg. 
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ſpruch, als ein vollſtändiges und erſchöpfendes Geſetz buch 
zu gelten und weiſet überall auf die ergänzenden Quellen 
und Hülfsrechte, und nicht minder auf gute löbliche Ge— 
wohnheiten, Herkommen und Gebrauch zurüd®). Darüber 
bat man in der Anwendung nicht gezweifelt und die Theo: 
vie hat dies ſtets anerkannt, beflätigt und auf diefer Grund: 
lage an der zeitgemäßen Fortbildung mitgearbeitet. Aud 
bat diefe und mit ihr die Prarid dem neuern Berechtigten 
ben Eingang, nicht ohne Widerfpruch, oft gegen das auf 
drückliche Geſetz vorbereitet und verfchafft, um. fo leichter 
folglih da, wo nicht das Gefeß im wörtlichen Sinn, fon: 
dern der frühere Gebraud), den die Zeitanficht beflimmte, 
entgegenftand, und gegen welchen auf Grund einer jekt für 
berechtigt erachteten veränderten Auffaffung dad Neue mit 
berogirender Wirkung auftrat. Auch hierüber iſt viel ver: 
handelt worden 7). 

Allein, wenn gleich die Carolina nicht, wie neuere 
umfaffende Geſetzgebungen, die Beftimmung hatte, an 
die Stelle des frühern, durch fie felbft außer Kraft zu 
feßenden Rechts zu treten, fo daß fie auöfchließend gelten 
follte, — wie denn fhon, andererinnerer und äußerer Gründe 
nicht zu gedenfen, die falvatorifche Clauſel dem entgegen: 
fände — fo türfen wir fie doch für den Zweck unferer 


6) Damit fteht nicht in Widerfpruh, daß in einzelnen Punks 
ten allgemein verbindliche neue Beflimmungen aufgeftellt und 
anerkannte Mifbräuche abgefchafft werden; vgl. Wächter, ges 
Er Recht, insbefondere gemeines deutfches Strafrecht 

. 9. 


7) S. unter andern Heffter Lehrbuch des gemeinen deutſchen 

Crim. Rechts $. 14f9.; Feuerbach's Lehrbuch $. 5. (Ans 

. merk. 9. Mittermaier zur 14. Ausg); mein Lehrbuch 

15fg.; Roßhirt, Gefchichte und Syſtem des deutfchen 

trafrehts, Band I. ©. 331 fg. und befonders v. Wächter 

a. a. O. ©. 19fg., der bier Manches berichtigt und dem 

Werk mit Recht größere Bedeutung beilegt, als nur: ein 

Bolfskatehismus zu ſeyn. Marezoll, das gemeine deutſche 
Crim. R. $. fg. 
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Abhandlung als ein in fich gefchloffenes Ganzes betrachten 
und die Frage zur Beantwortung vorlegen, wie fie daß 
Berhältniß zur Religion, indbefondere der 
chriſtlichen, aufgefaßt habe? 

Ein wiflenfchaftliches Intereſſe für die Gefchichte der 
P. G. O. bietet diefer Gegenftand gewiß, wenn auch eine 
Unterfuchung über denfelben für die praftifchen Ergebniffe 
mit Rüdfiht auf die Anfichten und Bedürfniffe unfrer 
Zeit von Manchen theild deshalb für entbehrlich audgege- 
ben werden dürfte, weil wir, felbft die Anwendbarkeit der 
P. G. O. überall in dem frühern Umfange vorauögefebt, 
doch längft, und grade in den hier zu befprechenden Lehren 
von andern Grundfägen ausgehen, theild und vornehmlich), 
weil bei der großen Zahl neuerer bdeutfcher Strafgefeß- 
gebungen von einer praftifchen Geltung der P.G.D. faum 
mehr und jedenfalls nur in engfler Beſchraͤnkung die Rede 
feyn könne. Es mag diefes dahingeftellt bleiben: Die 
Theilnahme an den Kortfchritten der Gefeßgebung, an den 
Beftrebungen diefelbe mit den Forderungen unferer Zeit 
und mit ben neuern Geftaltungen in dem Staatörechte, der 
Politif , in Uebereinftimmung zu feßen, hat und niemals 
abgehalten, den Werth jenes oft verfannten Werkes und 
bie Verdienfte feines Verfaflerö®) hervorzuheben. Eo wird 
es feiner Entfchuldigung bedürfen, wenn wirdaflelbe nad) 
einer weniger beachteten Seite einer nähern Betrachtung 
unterwerfen, beren etwanige Unvollftändigfeit nicht der 
Sache felbft zur Laſt gelegt werden möge. 


8) Iſt diefes auch nicht ein Einzelner, und insbefondere,, felbft 
von der Bamberger 5. G. O. abgefehen, bei der doch au 
noch einige Zweifel obwalten, nicht lediglich Schwarzens 
berg, welcher vor der Schlußredaftion der P. G. D. geftorben 
war, fo darf und muß doch diefer vorzugsmweife genannt werden. 
Bgl.E. Herrmann, Johann Freiherr zu Schwarzenberg. Ein 
Beitrag zur Gefchichte des Griminalrechts und der Gründung 
der proteftantifchen Kirche. Leipzig 1841. ©. 23 fg. 31fg. 
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Cine Frage, auf die wir zuerft eingehen müffen, be: 
vor wir einzelne Beſtimmungen der P. G. O. betrachten, 
ift die, welchen Einfluß Schwarzenberg ’8 Stellung zu 
der Kirchenreformation, und diefe felbft auf jenes Geſetzes⸗ 
wert gehabt habe? Daß jener fo vielfach hochverdiente Mann 
der neuen, damald beginnenden geifligen Richtung und 
der Geftaltung der Kirche — wobei anfangs an eine Tren⸗ 
nung gar nicht gedacht wurde — feine Tebhaftefte Theil: 
nahme zugemendet, und fi für die Sache der Reforma: 
tion erklärt, auch für diefelbe und deren Anhänger feine 
Thaͤtigkeit bewiefen habe, ift befannt?). Nicht minder 
daß feine Theilnahme an der neuen geiftigen Bewegung, 
fo wenig als diefe felbft, allein fland, fondern ſich noth: 
wendig nach verfchiedenen Richtungen hin wirkfam erzei- 
gen mußte, wovon die Gefhhichte der Zeit, insbefondere 
der Eiteratur in faft allen Zweigen, auch in den Sahren 
zunächfi vor der Reformation, und das, was und von dem 
Leben Schwarzenberg’3 und feiner wiſſenſchaftlichen Thaͤ⸗ 
tigfeit nach den bis jeßt zugänglich gewefen Quellen mit: 
getheilt worden, Zeugniß geben 0). Es muß daher jenes 
Mannes Bedeutung, geiftige freie Anfchauung der Dinge, 


— — — — — — 


9) ©. Malblank, Geſchichte der P. G. O. Kaiſer Karls V. 
©. 120fg. und die Nachweiſungen daſelbſt; Roßhirt im 
neuen Archiv des Crim. R. Band IX. ©. 235; Zöpflin 
der Zeitfehrift für deutfches Strafverfahren, Band I. ©. 1%; 
Ranke, deutſche Gefchichte im Zeitalter der Reformation, 
Band 1. ©. 54.5; E. Herrmann, „Sohann Freiherr iu 
Schwarzenberg. Ein Beitrag zur Gefchichte des Criminal 
rechts und der Gründung der proteftantifchen Kirche. Leipzig 
1841.” ©. oben Note 8; und mein zur Subelfeier der Unis 
verfität zu Erlangen gefchriebenes Programm: „, Symbolae 
ad historiam juris criminalis literariam inprimis Acade- 
miae Friderico - Alexandrinae spectantes. Vratisiavise 
MDCCCXLIN. ? P. 3. Not. 5. 


10) Malblanf aa. O. © 119; Roßhirt a. a. D. 8.39; 


Zöpfl, das alte Bamberger Recht als Quelle der Earolina. 
Heidelberg 1839. 
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Humanität und Gerechtigkeit, wie folche auc) in ber Bam 
berger Halsgerichtsordnung und in der Carolina erfenns 
bar find, hoch genug angefchlagen werben, wenn uns auch 
über feinen befondern Antheil an der Abfaflung der le&s 
tern die nähern Nachrichten fehlen. Dagegen darf nicht 
zu viel Gewicht darauf gelegt werden, daß Schwarzenberg 
förmlich zu der ohnehin erft in der Bildung begriffenen 
neuen Kirche übergegangen fey, wenn er in feiner Theil: 
nahme an den Bewegungen der Zeit, der neuen Lehre und de⸗ 
ren Begründern und Vertheidigern, indbefondereD. Mar: 
tin Luther zugethban war 1). Denn die unzweifel: 
baft von Schwarzenberg redigirte Bamberger Halsge⸗ 
richtdordnung, wenn auch darüber, wie weit diefe als 
deſſen alleiniges Werk zu betrachten fey, etwas Beſtimm⸗ 
tes nicht vorliegt, ift in der erften Ausgabe im Sahre 
1507 erfchienen U), alfo 10 Sahre fpäter als die 
Zhefen von Luther zu Wittenberg aufgeftellt wurden. 
Auch die mit jener — abgefehen von den wenigen formel: 
len Abweichungen — wörtlich übereinftimmende Branden: 
burgenfis, deren erfte Ausgabe vom Jahre 1516 ift, fallt vor 
jene Periode, und es darf alfo nicht angenommen werben, 
daß der ſchon vorher erfolgte Webertritt Schwarzenberg’& in 
Brandenburgifche Dienfte, welcher unter fünf Bifchöfen von 
Bamberg und Einem von Würzburg die Stelle eines (Land⸗) 
Hofmeiſters bekleidet hatte 1?) und der wahrfcheinlich bis 
zum Tode des Biſchofs Georg von Bamberg in feiner Stel: 
lung geblieben war 13), die Folge eines Religionswechſels 


14) Hagen, Deutfchlands literarifche und religiöfe Werhältniffe 
im Zeitalter der Reformation. 3 Bände. Erlangen 1843. 
11b) Eine Zufammenftelung aller Ausgaben der Bambergenfis 
finder fih in der angef. Abhandlung Roßhirt's ©. 244. 
245. Dazu kommen die feitdem beforgten Ausgabenvon Schmid 
und Zöpft. 

12) Malblank a. a. O. S. 119. 

13) Roßhirt a. a. O. S. 237. 
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gewefen fen 1%), wovon damald nocd gar nicht die Rede 
feyn konnte, mie denn auch, mas ſich hierauf beziehen 
fieße, erft in dad Jahr 1524 fällt *°), während die Ueber: 
gabe des Augdburger Belenntniffes, mit welcher in der 
Kirchengefchichte ein Abfchnitt bezeichnet werden muß, be 
tanntlid) im J. 1530 alfo zwei Fahre nad) Schwarzen: 
berg's Ableben erfolgte '6), 

Dürfte man jenem, übrigens für die Gefchichte der 
Berbreitung der neuen Lehre wichtigen Umftande jene Be: 
deutung beilegen, fo müßte der nothwendige Entwidlungs: 
gang doch wohl der feyn, daß in den beiden frühern der 
Reformation vorausgegangenen Werken fich ein überwie: 
gender Einfluß des religiöfen Elements im Sinne ber fa: 
tholifchen Kirche fände, welcher dann in der erft 1532 zu 
Stande gefommenen Carolina 17), bei deren erſten Bera- 
thung, nad) dem Projeft von 1521, Schwarzenberg noch 
mit thätig war, nicht mehr fihtbar und vielmehr ein ent: 
gegengefester eingetreten wäre. Soift es aber nicht. Zwar 
wird erft die weitere Betrachtung des Snhalts der P. G. O. 
nach der Aufgabe, die ich mir hier geftellt Habe, darauf füh- 
ren; doch will ich ſchon jet bemerken, was Malblanf 
(a. a. O. ©. 207) fagt, obſchon es auch nicht unbebingt unter: 





14) Inden „Vorlefungen über das gemeine in Deutfchland gül⸗ 
tige peinlihe Recht, — zum Gelbftftudium für jeden Staats 
bürger allgemein verftändlich bearbeitet von Anton Barth, 
Augsburg 1844” heißt es ©. 5: „gewiß ift — daf das neue 
Gefetzbuch die Arbeit des Freiheren Sohann von Schwarzen 
berg, früher bambergifcher, dann, nach feinem Uebertritte zur 
proteflantifchen Religion, brandenburgifher Miniſter — 
welcher — im 3.1528 ftarb, zu Grunde lag.” Das ift min 
deftens eine ungenaue Darftelung. &. über das Ganze mein 
ang. Programm ©. fg. und dafelbft weitere Nachweifungen. 

15) Malblank a. a. O. ©. 120. 


16,3 s a l, in d. Zeitfchrift f. deutfches Strafverfahren a. a.D. 


17) ©. unten zu dem Art. 131 der Bamb. 9. &. DO, und At. 
109 der C. C. C. F 


15 


fehrieben werden fann: „Hie und da finden fih in der 
Bamb. Conftitution Spuren der freiern Denkungsart 
Schwarzenberg’s und feiner heimlichen Abneigung gegen die 
Geiftlichfeit und das alte Religiond:Syftem, welche hernach 
in der Carolina zum Theil ausgemerzt worden find”18). Bet 
den höchft mangelhaften Nachrichten, die wir über die vie: 
len Berhandlungen auf verfchiedenen Reichötagen, wegen 
der Abfaffung des Strafrechtöbuches, befißen, läßt fich 
fhwer beflimmen, wie groß der Einfluß der beginnenden 
Reformation gewesen fen, wenn überhaupt ein folcher ftatt 
fand. So viel aber darf manannehmen, daß in einer Zeit, 
wo man noch immer, wie lange nachher, die Hoffnung 
nährte, die Religionsftreitigfeiten gütlich auszutragen und 
die Spaltung zu vermeiden 1%), jedenfalls ein Ueber: 
ge wicht den evangelifhen Grundfägen nicht eingeräumt 
wurde, fowie auch damals ein ſolches politifch fich nicht gel: 
tend macht: eher mag man glauben, daß man, fofern 
e3 überhaupt auf confefjionelle Unterſchiede in dieſem Theil 
der Geſetzgebung anfam, fich in folhen Grenzen des allge: 
mein Chriftlihen gehalten habe, welche jener Hoffnung 
und dem Zuftandefommen ded Werkes, dem die Particular 


— —— — — — 


18) Er führt den Art. 130 der Bamb. an, welcher in der C. 
C. C. weggelaſſen worden, „weil vermuthlich die Geiſtlichkeit 
allerlei Bedenklichkeiten gehabt, und eine Ufurpation von dem 
weltlichen Gerichte beforgte”, und fegt in der Note a hinzu: 
„Andere glauben, daß diefer Artikel wegen der gährenden 
Reformation ausgelaffen worden. Da aber felbft Proteftans 
tifche Nechtsgelehrte nachher in Beftrafung der Kegerei noch 
fehr firenge Srundfäge aufſtellten, ſo kommt mir meine obige 
Meinung wahrfcheinlicher vor.” 

. 19) Weniger nachſichtig war Earl V. wo er foldhe Rüdficht 
nicht zu nehmen hatte, wie er denn für die Niederlande bius 
tige Gefege gegen die Anhänger der neuen Lehre erlich; vgl. 
Correspondance de Philippe Il, sur les affaires des Pays- 
Bas, publice d’aprös les originaux conserv&s dans les 
archives royales de Simances. Par M. Gachard. Tom. 1, 
2 Bruxelles 18590. S. ®ött. Gel. Anz. 1851. ©t. 113. 

‚1123. 
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gewefen fen '*), wovon damald noch gar nicht die Rede 
ſeyn Fonnte, wie denn auch, was fich hierauf beziehen 
ließe, erft in dad Jahr 1524 fat '°), während die Weber: 
gabe des Augdburger Bekenntniſſes, mit welcher in der 
Kirchengefchichte ein Abfchnitt bezeichnet werden muß, be: 
fanntlid im 3. 1530 alfo zwei Jahre nach Schwarzen: 
berg’3 Ableben erfolgte 16), 

Dürfte man jenem, übrigens für die Gefchichte der 
Berbreitung der neuen Lehre wichtigen Umſtande jene Be 
deutung beilegen, fo müßte der nothwendige Entwicklungs⸗ 
gang doch wohl der feyn, daß in den beiden frühern ber 
Reformation vorausgegangenen Werken fih ein überwie 
gender Einfluß des religidfen Elementd im Sinne ber fa: 
tholifchen Kirche fände, welcher dann in der erft 1532 zu 
Stande gefommenen Carolina 17), bei deren erſten Bera⸗ 
thung, nach dem Projekt von 1521, Schwarzenberg noch 
mit thätig war, nicht mehr fihtbar und vielmehr ein ent: 
gegengefegter eingetreten wäre. Soift es aber nicht. Zwar 
wird erft die weitere Betrachtung des Inhalts der P. G. O. 
nach der Aufgabe, die ich mir hier geftellt habe, darauf füh: 
ren; doch will ich fchon jest bemerken, was Malblanf 
(a. a. O. ©. 207) fagt, obfchon ed auch nicht unbedingt unter: 





14) Inden „Vorlefungen über das gemeine in Deutfchland güls 
tige peinlihe Recht, — zum Selbſtſtudium für jeden Staats⸗ 
bürger allgemein verftändlich bearbeitet von Anton Barth, 
Augsburg 1844” heißt es ©. 5: „gewiß ift — daß das neue 
Gefetzbuch die Arbeit des Freiheren Johann von Schwarzen: 
berg, früher bambergifcher, dann, nach feinem Mebertritte zur 
proteftantifchen Religion, brandenburgifher Miniſter — 
welcher — im 3.1528 ſtarb, zu Grunde lag.” Das ift mins 
deftens eine ungenaue Darftelung. ©. über das Ganze mein 
ang. Programm ©. 3fg. und dafelbft weitere Nachweifungen. 


15) Malblank a. aD. ©. 120. 
16,3 8 FA l, in d. Zeitfchrift f. deutſches Strafverfahren a. a.D. 


17) ©. unten zu dem Art. 131 der Bamb. 9. &. O. und Art. 


— 109 der C.C. C 
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Ganzen nur wenige Spuren des Einfluffes der Kirchentren: 
nung, obfehon manche Artikel der C. C. C. 3. B. der über 
den Kirchendiebftahl weggelaflen find, wogegen in andern 
"proteftantifchen Kändern auch viel fpäter die C.C.C. faft 
unverändert in Geltung blieb und publicirt wurde, indem 
es der Praris überlaffen war, den neuern Grundfäßen, die 

eine Berechtigung haften oder denen man eine folche bei: 
legte, die Anwendbarkeit zu verfhaffen — bekanntlich 
nicht ohne mannigfachen Widerfpruch und zwar von andrer 
Seite und aus andern Gründen ald denen, die mit den 
hier befprochenen Gegenftande in Verbindung ftehen. Wir 
find daher auf die Prüfung der einzelnen Beſtimmungen 
der betreffenden Rechtöbücher hingewiefen, deren Ergeb: 
niß wir ſchon vorläufig dahin bezeichnen Fünnen , daß von 
einem entjchiedenen und überall durchgreifenden Einfluß der 
confeffionellen Stantpunfte in der P. G. DO. insbefondere 
nicht die Rede fey 2?), vielmehr wenn man nicht etwa 





©. 142. Not. 3. Alsbald nach Erfcheinen der Carolina ers 
ließ Landgraf Philipp der Großmüt hige eine befons 
dere ., Heffifhe Hals s Gerichtsordnung”, die zum erftenmale 
im Sahre 1535 gedrudt wurde. — Sie enthält faft wörtlich 
das Prozeffualifche der Carolina und einige Verbrechen, thut 
aber mit keinem Worte der Carolina Meldung, was fich durch 
das Verhältniß, in welchem der Landgraf fi zu Earl V. bes 
fand, erklären läßt. Wie lange fie im HeflensDarmftädtifchen 
galt, ja fogar ob, Farin nicht mit Beftimmtheit gefagt wers 
den. Die Prozefordnung von 1726 erwähnt ihrer nicht, wäh⸗ 
vend die Heſſen⸗Caſſelſche Peinlihe ©. DO. von 1748 ©. 19 
und 49 ausdrüdlich auf fie verwiefen bat. Ihre wenigen Abs 
weichungen von Carls V. P. G. D. find durch die Art und 
Weite nicht ohne SIntereffe.” 
22) So werden 3.8. die Sähfifhen Proteftationen auf 
em Reichstag v. Jahre 1530, wobei man aus nahe liegenden 
Sründen an die Reformation denken Eönnte, nur in Betreff 
des Sachſenrechts aufgeftelt.e — „Aber wegen unfere 
Herrn zu Sachfen iſt für gewandt, daß Ihren Ehurs und Fürſt⸗ 
lichen Gnaden mit gelegen feyn wolt, fich in die geftalte Ord⸗ 
nung einzulaffen, und zuvörderſt in die Artikeln, die fich nicht 
mit den Sähf. Rechten vergleichen, die weil darinnen ein 
ander Recht — befchrieben und von den vorigen Kayſern pris 
Archiv d. Er. RN. (Beilage: Deft zu 1852.) 2 


einige minder bedeutende Abweichungen in ber $affung ein: 
zeiner Säge der Carolina von derjenigen der Bamberger 
9.8. D. hierauf zu beziehen befugt feyn ſollte, es ledig⸗ 
lich der Landesgeſetzgebung überlafien war, das Erforber- 
liche anzuordnen; die P. G. O. ſteht mit den beiden uns 
erhaltenen Projekten?) und in ihrem Verhältniß zur Bam- 
berger und Brandenburger 9. G. D. vollftändig auf der 
früher ausfchließlich angenommenen Grundlage. Wohl aber 
behauptet fi) in derfelben nicht nur ein religiöfes Element 
im Allgemeinen, fondern, wie erflärlich das chriſtliche, wie 
e8 ungeachtet der mehr hervortretenden Korm ber Fatholi. 
ſchen Auffafiung ale ein gemeinfames, wenigftens im Gan⸗ 


vilegirt — darum von nöthen feyn wolt, daß es im Eingen 
verwahrt würde, damit ſächſiſchen Rechten in fondeli 
ausgedrüdten Fällen, durch die gemeine Reichsſ⸗Ordnung nichts 
würde genommen, dieweil der Sachſenſpiegel aud in etzlichen 
Fällen Vorfehung thet, als nehmlich von der Gewehr, 
Wehrgeld und Bus, davon in der R. Ordnung keine Ers 
wähnung befahen.” Kress Commentatio succincta in C. 
C. €. Praef. $. XXL und „Belangend die SProteftationes 
wider die 9. H. D., fo ftehet auf dem erften Blate der Als 
ten A. 1530: „Bon wegen der Ehurs und Zürften zu 
Sachſen ift proteflirt worden, in diefe Ordnung nit ans 
ders zu geheelen, als daß fie den Sähfifhen Rechten 
an den Enden, wo etwas in peinlichen Fällen anders flatuirt, 
unentbrüchlich fen,” ” ift verfchoben biß uff den nechften Reicht⸗ 
tag” Kress a. a. O. $. XXII. Man Eönnte daran ben 
fen, daß der von dem erwähnten Grunde ansgegangene Pros 
teft ein Vorwand gemwefen fen, pinter welchen ſich ein anderer 
wichtigerer Grund verborgen habe. Aber gerade dies, daß man 
dVefen nicht mehr mit Nachdrud hervorhob, würde für obige 
Anfiht fprehen. Bol. auh v. Wächter a. a. O. G. 30. 
Not. 23. Ein Proteft gegen das ganze Werk war uns 
läſſig und nicht beabfichtigt. 


23) Bol. „die P. G. O. Kaifer Karl’s V. nebft der Bamber 
und der Brandenburger H. G. DO. ſämmtlich nad den älteflen 
Druden und mit den Projekten der P. G. D. Kaifer Karls 
X, von den Jahren 1521 und 1529, beide zum erſtenmale volls 
ftändig nah Handfchriften herausgegeben von Dr. Heinrich 
38pfl.“ Beidelberg 1842. In dem Folgenden if überall 
nach dieſer Ausgabe citirt. 
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zen und für den Zweck der NRechtöpflege nach der Zeitanficht 
gültiges anerfannt werben konnte. 

Dies fol nun in dem Folgenden nachgewiefen wer: 
ben, ohne daß wir in eine nähere Kritif von dem heutigen 
Standpunkte aus des Verhältniffes von Religion und Recht, 
Kirche und Staat, Philofophie und Jurisprudenz weiter 
ald unbedingt nöthig zur Beantwortung unferer Frage iſ, 
eingehen werden. 


§. 2. 


Von der allgemeinen Auffaſſung der Strafgewalt 
chriſtlicher Fürſten haben wir bereits geſprochen. Was wir 
bei Gelegenheit der Verhandlungen über ein zu entwerfen⸗ 
des Reichsgeſetz hierüber finden, iſt nicht abweichend von 
den frühern und ſpätern Erklärungen, doch wird es am 
Ort ſeyn, hier einiges Naͤhere anzugeben. So heißt es in 
dem „Rathſchlag kleinern und größern Ausſchuſſes von den 
Reichsſtänden auf dem Reichſtag zu Worms anno 1521 
Trium Regum bie 9. G. O. betreffend.” — „„iſt dem 
allen nach durch Churfürften und andere Stände für große 
Nothdurfft bedacht, daß Kayferliche Majeftät auf jetzigen 
Reichstag Gott dem Allmädhtigen zu Lob und ge: 
meinen Nuten Willens folcher peinlichen Gerichte halber 
gute Ordnung und Maß ordnen und feßen”” 2). Und in 
der Vorrede zu ben Projeft v. Jahre 1529: „unnd wie 
wol wir dan vonn hoe’ unſers kay: ambt und ſtandes wegenn, 
vor got unnd der welt, zum hochften fehuldig und ge: 
neigt feint, nußlichen vleid und einfehennd zu haben, damit, 
Im heiligen Romifchen Reich alle gericht und Recht wol geord⸗ 
net unnd gehaltenn werden —”*°). Und, nachdem endlid) 


24) Kress a. a. O. $. XVI. 

25) Ausgabe vond 3ödpfl ©. 112. 113. Kress a. a. 0. $. 
xV Auch x Vorrede zu der Bamberger und Brandens 
race H. G. O 
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einige minder bedeutende Abweichungen in ber Faffung ein: 
zelner Säge der Carolina von derjenigen der Bamberger 
9.6. D. hierauf zu beziehen befugt feyn follte, es ledig⸗ 
lich der Landesgeſetzgebung überlafien war, das Erforber- 
liche anzuordnen; die P. G. O. fteht mit den beiden uns 
erhaltenen Projekten?) und in ihrem VBerhältniß zur Bam- 
berger und Brandenburger 9. G. D. vollſtaͤndig auf der 
früher ausfchließlich angenommenen Grundlage, Wohl aber 
behauptet fich in derfelben nicht nur ein religiöfes Element 
im Allgemeinen, fondern, wie erflärlich das chriftliche, wie 
es ungeachtet der mehr hervortretenden Form der katholi— 
fchen Auffaflung als ein gemeinfames, wenigftens im San: 


dilegirt — darum von nöthen fenn wolt, daß es im Eingan 
verwahrt würde, damit ſächſiſchen Rechten in fonderli 
ausgedrüdten Fällen, durch die gemeine Reichs⸗Ordnung nichts 
würde genommen, dieweil der Sachfenfpiegel auch in eglichen 
Fällen Vorfehung thet, als nehmlich von der Gewehr, 
Wehrgeld und Buß, davon in der R. Ordnung keine Er: 
wähnung beſahen.“ Kress Commentatio succincta in C. 
C. C. Praef. $. XXL und ‚‚Belangend die SProteftationes 
wider die P. H. O., fo ftehet auf dem erften Blate der Als 
gen A. 1530: „Bon wegen der Churs und FZürften zu 
Sachſen ift proteflirt worden, in diefe Ordnung nicht ans 
ders zu geheelen, als daß fie den Sähfifhen Rechten 
an den Enden, wo etwas in peinlichen Fällen anders flatuirt, 
unentbrüchlich fen,” ” ift verfchoben biß uff den nechften Reiches 
tag.” Kress a. a. O. $. XXU. Man könnte daran dens 
fen, daß der von dem erwähnten Grunde ausgegangene Pros 
teft ein Vorwand gewefen fen, hinter welchen fich ein anderer 
wichtigerer Grund verborgen habe. Aber gerade dies, daß man 
diefen nicht mehr mit Nachdrud hervorhob, würde für obige 
Anficht fprehen. Bol. auh v. Wächter a. a. O. &. 30. 
Not. 23. Ein Proteft gegen das ganze Wert war unzus 
lAffig und nicht beabfichtigt. 


23) Vgl. „die P. G. O. Kaiſer Karl’s V. nebft der Bamberger 
und der Brandenburger H. G. DO. fänımtli nach den ältehen 
Druden und mit den Projekten der P. ©. O. Kaifer Karls 
V. vonden Jahren 1521 und 1529, beide zum erftenmale volls 
Händig nach Handfchriften herausgegeben von Dr. ‚Heinrich 
38pfl.“ Heidelberg 1842. In dem Zolgenden if überall 
nach dieſer Ausgabe citirt. 
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„Rathſchlag der Faiferlihen Räthe das K. ©. betreffend” 
bemerkt: „Item fo deglich5 wider Fürften der Reichäftett 
und ander Obrigkeit In clagsweiß anbracht wurdet, wi: 
fie dj Leut on Recht, oder Reblich verfache, vom leben zum 
tod verurteylen und richten laffen — darumb ift für ganz- 
nodturfftig, nuß und gut angefehen, daf folche Reforma: 
tion Und ordnung uff diefem Reichs Tag befchloffen und 
Sm heiligen Reich allenthalben publicirt verfunt und bei 
großen pönen zu halten geboten, damit das criſtlich 
plut mit unmenfchlicher marter und peynigung nit alfo 
unfchuldiglich vergoflen —“ *). Beides wirb dann auch 
zufammengeftellt, in dem fchon erwähnten Rathfhlag 
v. 3. 1521: „Nachdem auf etlichen vorgehenden Reichs⸗ 
tagen ſtattlich bedacht und befunden worden ift, wie im 
Heil, Römifchen Reich teutfcher Nation an den peinlichen 
Gerichten großer Mißbrauch befchehe, deshalb offter mals 
unſchuldige Leut wider Recht und Billigfeit um ihre Leib 
Leben, und Sefundheit und zeitliche Nahrung fämen, auch 
etwa bie fchuldigen Uebelthäter ungeftraft bleiben” 29). 


3) Harpprecht a. a. O. Beil. N. 244. p. 37. Malblanf 

a. a. O. ©. 180. Sch benupe diefe Gelegenheit, aus den mits- 
getheilten Stellen noch eine Notiz aufzunehmen, die zur Ver⸗ 
volfländigung deſſen dient, was ich in diefem Archiv 1835. 
©. 233, in Betreff der frühern Streitfrage über die Appellas 
tion in Griminalfahen und über die Projekte der C. C.C. 
und diefe felbft ausgeführt habe. Es heißt dort weiter: „on 
Recht und rvedliche urſach, on eroffnet Srer Verhandlungen 
Auch on genugfam verleymung, und über das dj. felben bes 
fhuldigte Ihren urfprung von Erbern fromm leuten haben, 
vom leben zum tod pracht, dyweil doch In folchen peinlichen 
handl wie In bürgerlichen fachen, Fein appellation will 
zugelaffen werden, und das in allmeg in folcher ordnung 
fürlhen, welcher diefelben überfahren und nit halten würden, 
alsdann der kayſ. fiscal wider denfelben auf fein verfchulden, 
an kayſerlichen Cammergericht mit Recht procediren folle.” 


A0) Kreß aa. O. §. XVI. Malblant a. a. O. ©. 181. 
SG. Note 28. 


das Werk zu Stande gekommen, heißt es in dem Reichsab⸗ 
fhied vom 3.1532. Zit.IV.: „Demnach haben Wir, aud 
Churfürſten, Fürften und Ständen nach ferner Berathſchla⸗ 
gung und Bewegung der Sahen Bott dem Allmädti: 
gen zur&hr und Lob, aud zur Förderung ge: 
meinen Nutzens für Gut und Nutz angefehen, daß ge: 
dachte H.G.D. in Drud gegeben und in das Reid) publi- 
-cirt und verfündt werde, damit alle und jebe Unfer bes 
Heil. Reiche Unterthanen ſich hinfürder in peinlichen Sa: 
hen, in Bedenken der Größ und Gefährlichkeit derfelben, 
jeßt angezeigter Ordnung den gemeinen Rechten, Billigkeit 
und hergebrachten Gebräuchen gemäß, halten mögen, wie 
ein jeglicher ohne zweifel für ſich ſelbſt zu thun geneigt 
und deöhalben von den Allmächtigen Belohnung 
zu empfangen verhoft” 28). 

Die Uebelftände, auf deren Befeitigung durch Ab: 
faflung eines NReichögefeped wiederholt gedrungen wurbe, 
waren aber, anderer nicht zu gedenken, theild der Miß⸗ 
brauch der Strafgewalt, theild die Unthätigkeit derfelben. 
Es wurbe eben fo über die Beeinträchtigung Unfcpuldiger 
als über die Straflofigkeit der Schuldigen geflagt. Wenn 
die Forderung dahin ging, „daß übel miffethaten frevel, 
todtſchlag, verleumung und dergleichen nit fo leichtlich hin- 
gelaffen, fondern bei einer yeden Obrigkeit und gebiet 
dapfer und ernftliche ſtraff, wie fih dan gepürt und Recht 
were barin fürgenomen” ?7), worauf fich die eben ange: 
führten Aeußerungen beziehen, fo wird nicht minder in 
jenem Sinn, auf dem Reichötage vom 3. 1518 in dem 





26) Sammlung der Sieichsabfchiebe P. II. 8. 360. Malblanf 
0.0.0. ©. 189. &. auch die „Vorrede des peinlichen Halss 
gerichts” bei Böpft ©. 214, welche die lepteren Säge, doch 
in theilmeife veränderter Faſſung enthält. 


27) Harpprecht im Staatsardto P. III. Beil, R. 243, p. 380. 
Malblank a. a. O. ©. 1 


in vielen Fällen, wo die P. G. O. eine ausdrückliche Strafs 
beflimmung nicht enthält und nur im Allgemeinen auf die 
Hülfsrechte Bezug nimmt, die Abſicht nicht bahin ging, 
grade jene ftrengfte Geſetzgebung zu beftätigen, fondern 
vielmehr, da fie überall auf den Rath der Rechtöverftäns 
digen verwiefen wird, der weitern zeitgemäßen Ausbil⸗ 
dung des Strafrechtö Raum zu geftatten 9). Nur darf 
man nicht überfehen, daß die fchmeren Strafen, insbefondre 
in ben Sällen, wo man auf dad Mofaifche Recht zurüd: 
ging ”*), zum Theil fchon in der fpätern römifchen Geſetz⸗ 
gebung, auf jener Grundlage, angedroht find, und. daß 


dee nach dem Zeugniß von Oldenburger Thes. rer, publ, 
P. IV. p. 816 auf 20000 Mifferhäter zum Tode verurtheile 
haben fol — was jedoh Malblank, und wohl mit Grund, 
in Zweifel zieht, — fagt derfelbe a. a. O. ©. 223: „Sein 
irriger Wahn von der allgemeinen politifhen Verbindlichkeit 
verſchiedner mofaifcher Gefege, feine falfhen Begriffe von 
manchen Stellen der heiligen Schrift, verbunden mit der Ans 
hänglichfeit an die aus gleichen Quellen gefloffenen Sächfifchen 
Conftitutionen , bewogen ihn bei manchen Berbrechen weit 
ſtrengere Srundfäge, als die italienifchen Eriminaliften aufs 
zuftellen. Nach feinen Vorurtheilen war er ein eifriger Vers 
sbeidiger der Zodesftrafe bei dem Ehebruch, der Bigamie, 
Blutſchande in grader Linie, der Sodomie, Blasphemie, 
Keperei ꝛc.“ 

33) Bon Carpzow, fagt Malblank a.a.D. ©. 223 uns 
mittelbar von der eben mitgetheiften Stelle: „Er verfäunte 
die fchickliche Gelegenheit zur Aufftelung und Verbreitung 
gelinderer Grundfäge in den meiften Zällen, worin die P. 
&. D. entiweder durch Unterlaffung einer ausdrüdlichen Strafs 
beflimmung oder durch fimple Beziehung aufs fremde Recht 
den Weg bahnen wollte, weil man damals nähere und vom 
ale Rechte abweichende Beflimmungen noch nicht wagen 

urfte.” 

34) Eine ſolche Beziehung fpricht fih 3. B. aus In einer in 
Württemberg ergangenen Verordnung von 1586 „ Wegen 
Abftrafung der — Verbrehen wider das fehsfte Ges 
bot, daß ſolche deshalb gegeben werde, damit die Gerichte 
wo dergleichen Mißhändler vor ihnen rechtlich angeklagt wür⸗ 
den, zu fhleuniger Erkenntniß eine gewiffe Regel haben mö⸗ 
gen, wie und wonach fie in jedem begegnenden Fall urtheilen 
und erkennen follen.” Malblank a. a. O. ©, 216. 
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die unmittelbare Anwentbarkeit ter Beftimmungen bes 
Mofaifhen Rechts auch in der Folgezeit von Theologen 
und Rechtsgelehrten proteftantiihen Bekenntniſſes mit 
nicht geringerm Eifer behauptet und vertheibigt wurde, 
wie von den Vorgängern, zu einer Zeit, wo von einer 
Kreligiondtrennung noch nicht die Rede war, und ber Ein: 
fluß der Grundfäge, von denen man glaubte, dad Chri⸗ 
ſtenthum fordere ihre Anwendung aud in weltlichen Ges 
richten, fi) als ein unmittelbarer und ungetheilter geltend 
machte. Dad Vermittelnde war auch, wenigftens für bie 
allgemeinen Srundfäße und die Würdigung der Strafbar: 
keit, dad Canoniſche Recht, von dem wir bereits, was 
jest auch übereinflimmend angenommen wird, erinnert 
haben, daß nach den zur Zeit der Abfafjung der Bambers 
genſis und der P. G. O. herrfchenden Anfichten nicht Die 
Meinung feyn fonnte, baffelbe als unverbindlich auszu⸗ 
fließen, und daß dieſes jedenfalls nicht Die Meinung der 
Praktiker war, durch welde erft auf Grund der einer 
Vervollftändigung für die befondern Fälle bedürfenden 
allgemeinen Anordnungen der P. G. O., fih allmählig 
ein umfaflended Syſtem des gemeinen Strafrecht bildete. 
Dem fteht auch nicht entgegen, daß das Canoniſche 
Recht als folches nicht f. g. weltliche oder bürgerliche, 
fondern nur kirchliche Strafen und Strafmittel aufftet. 


Betrachten wir nun die einzelnen Artikel der P. ©. 
O. in Vergleihung mit ihren Vorgängern, in welchen eine 
religiöfe Beziehung audgetrüdt, oder angedeutet ift. Wir 
folgen dabei der Ordnung des Rechtsbuches. 


8. 3. 
Die C.C.C. beftimmt in Art. 1: „daß alle peinlich 
gericht mit Richtern, urtheylern und gerichtöfchreibern ver- 


= 


25 
fehen und befegt werden follen, von Frommen, erbarn 
verftendigen und erfaren perfonen” 3°), Obgleich dieß eine 
allgemeine und jest noch geltende Vorausfekung ift, wos 
nah zum Richteramte außer den Erforderniffen,, die wir 
jest als theoretifche und praftifche Bildung bezeichnen, 
auch Würdigkeit und Ehrenhaftigkeit des Verhaltens ver: 
langt werden, die gewiß eine $rucht wahrer Srömmigfeit 
- find, aber nicht umgekehrt folche verbürgen,, über welche 
freilich eine Unterfuchung eben fo wenig ficher, als fie meift 
bedenklich ift, angeftellt werden kann 3%), fo iſt es doch 
wohl nicht ohne befondre Abficht gefchehen, vielmehr in 
Rückſicht auf die bereits erwähnten Mißbräuche und Uebel: - 
fände für nöthig gehalten worden , jene Eigenfchaften mit 
befondrem Nachdrud hervorzuheben, während die Bam: 
berger und Brandenburger 9. G. 9. Art. 3 nur 
fagen: „mit tügenlihen Richtern und urtheylern — ver: 
fehben” und eben fo. das erfte Projekt v.3.1521. Art.1; 
während dad zweite v. 3. 1529 fogar nur verlangt: 
„dag alle peinliche gericht mit Richtern, urteilern — vers 
ſehen und befebt feyn follen”, in dem man durch den etwaß 
modificirten Nachfab „von edleren, unebleren, auch ge: 
lerttenn, Sover die zu befommen oder fonft andern fo tüg- 
lichſt und beft diefelben nach gelegenheit jedes orths befom- 
men und gehabt werben mögen” nicht minder gefagt zu 
haben vermeinen durfte, als jene frühern, bie hier einen 
Dieonadmus enthalten. 


$. 4. 
Bon größerer Bedeutung feheint mir dad zu feyn, 
was in Betreff ber Eidesformel der verſchiedenen bei 


35) Bol. das Kayſerrecht, nach der Handſchrift von — her⸗ 
ausgegeben von Endemann. Caſſel 1846. Buch I. Gap. 6. 
36) Weshalb oh! die P. G. D. und die Vorgänger binzufegen: 
„fo tugendlichft und beft diefelden nach Gelegenheit jedes orts 
gehabt und zu bekommen fein.” 


den Gerichten vorfommenden Perfonen fich findet. Daß 
ein folcher Eid hiernach überhaupt nur von Chriften 
abgelegt werden könne, fol nur im Voruͤbergehen mit 
Nücficht darauf bemerkt werben, daß man von der Mög 
lichkeit anderen als Belennern ber chriftlidden Lehre, ein 
Richteramt zu übergeben, nad) der bamaligen Auffaflung 
der Mechtöpflege und ihres Zufammenhangs mit dem 
Grundlagen des Staats: und Gemeinwefend gar Feine - 
Borftelung hatte. Die Eidesformel des Richters ſchließt 
inder Bamberger und Brandenburger 9.6.2. 
Art. 5 mit den Worten: „alfo Bit mir got zu 
beiffen und die heiligen”, ded Schöppen, Art. 7: 
„alfo Heiff mir got und die heiligen”, ebenlo 
Art. 9 des Nachrichters 37). Während aber bei Richter 
und Schöppen diefelbe Formel in dem erfien Projekte 
Art. 2 und 4 vorgefchrieben ift, lautet diefelbe in dem 
zweiten Projekte Art. 2 und 4: „alfo helf wir 
got und die heiligen gottlihen Evangelia” 
und biefe legte Formel hat denn die P. G. O. Art. 3.4.5 
für Richter, Schöppen und Schreiber beibehalten®). 
Man darf hierin wohl eine Rüdficht auf die Prote: 
ftanten erkennen, bie einen Eid unter Anrufung der. Hei- 
ligen mit ihrer Ueberzeugung nicht für vereinbar hielten, 
wogegen die ausdrüdliche Berufung auf die heiligen 
Evangelia feinem Xheile flörend war, wie biefe For: 





37) Der Eid des Nachrichters wird in den beiden Projekten 
und der 9. G. O. Binweggelaffen. 

38) Bei dem Eide, den der Schreiber zu leiften hat, ift in ber 
Bamberger und Brandenburger 9. G. D. Art. 9 und 
in den beiden Projekten Art. 5 bie Bekcäftigungsfermel 
weggelaflen, in dem es im Anfange heißt: ,, Item, dem Ges 
richtsfchreiber foll in feinem Ende den er funft zum ge: 
richt thut, eingepunden werden — ” mogegen die P. G.9. 
Aut, 5 eine beflimmte Formel mit dem erwähnten Schluſſe 

ebt. 


27 
mel, die auch fpäter als eine gemeinfchaftliche anerkannt 
wurde, ſchon damals und früher bei den Katholiken vor: 
fam. In der „Ordnung ded Regiments auf dem Reichs⸗ 
tag zu Worms aufgeriht anno 1521” fommt $. 34 bie 
Eideöformel vor: „IHN. gelob und ſchwer zu Gott 
und den Heiligen, auf das heilige Evange: 
lium“ 3%). Jene Aenderung muß alfo für eine wohl: 
bedachte erklärt werden und ift dann eine der wenigen, die 
durch die religiöfen Verhältniffe geboten erfchien 29). 


39) Bot. Sammlung der Neichstags = Abfchiede. Frankfurt a. M. 
MDCCXXXVI. P. II. p. 176. 


40) Zn dem „Vertrag zu Paffau aufgericht und ratificirt Anno 
1552, den 2. Xuguft” (a. a. O. P. IH. p. 6) heißt es ©. 10, 
a. E. „auch fonderlich die Form ber Beifiger und anderer 
DPerfonen und Parthenen Endes, zu Gott und den Heis 
ligen, oder zu Gott und das heilige Evangelium 
zu ſchweren, denen fo ſchweren follen hinfüro freu gelaffen 
werden.” — Und. in den „Abſchied des Reichstag zu Augs⸗ 
burg anno 1555 aufgeriht” (a. a. O. &.33) lautet der 6. 107: 
„Und dann dieweyl beiderfeits Religions » Bers 
wandte, an dem KHaif. Canmers Gericht anzunehmen, aber 
fi der ein Theil, den gewöhnlihden Eyd in der form 
zu Bott und den Heiligen zu fhweren, befhwert, 
deromegen im Paffauer Vertrag, die Form der 
Betfiger und anderer Perfonen Eid, zu Gott und 
den Heiligen oder zu Gott und auf das heilige 
Evangelium zu fihweren, denen fo ſchweren follen,, freys 
geftelt, daß die Form des Endes oder Juraments (allerhand 
ungereimtes fo aus diefen zwufpaltigen Formen an Kaiſ. Cam⸗ 
mers Gericht Eiinftiglich erfolgen möcht zu vermeiden) auf ein 
gewifle Maaß, als nehbmlih auf Gott und das heilig. 
Evangelium zu ftellen.” Demgemäß lauten alle Eides⸗ 
formeln der SammersGerichtss Drdnung dv. 3. 1555. Th. 1. 
Tit. LVIH— LXXXV. für den Sammer Richter, die Beifiger, 
die untern Beamten, die Procuratoren, Aerzte ıc. „zu Gott 
und auf das heilige Evangelium.” S. noch Richter 
Lehrbuch des Earholifchen und evangelifhen Kirchenrechts. 
Dritte Auflage. Leipzig 1848. $. 275. Not. 18 - 20. W. 
Bauer über den Eid. Herborn 1846. S. 28. Schon in den 
Cap.4. X, de jurejurando (II. 24) wird die Befräftigungsfors 
mel des bifchöfflichen Eides angegeben: „Sic me Deus adjuvet 
et haec sancta evangelia”, vgl. Walch Glossar. Introd. 
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den Gerichten vorfommenden Perfonen fich findet. Daß 
ein folder Eid biernah überhaupt nur von Chriſten 
abgelegt werden könne, fol nur im Voruͤbergehen mit 
Rückſicht darauf bemerkt werden, daß man von ber Mög: 
Iichleit anderen ald Belennern der chriftlichen Lehre, ein 
Richteramt zu übergeben, nach der damaligen Auffaffung 
der Mechtöpflege und ihres Zufammenhangd mit den 
Srundlagen des Staats: und Gemeinwefend gar Feine 
Borftelung hatte. Die Eidesformel des Richters fchließt 
in der Bamberger und Brandenburger H.G. O. 
Art. 5 mit den Worten: „alfo Bit mir got zu 
beiffen und die heiligen”, des Schöppen, Art. 7: 
„alfo Heiff mir got und die heiligen”, ebenfo 
Art. 9 des Nachrichters 37). Während aber bei Richter 
und Schöppen diefelbe Formel in dem erften Projekte 
Art. 2 und 4 vorgefchrieben ift, lautet biefelbe in dent 
zweiten Projekte Art. 2 und 4: „alfo helf mir 
got und die heiligen gottlihben Evangelia” 
und diefe legte Formel hat denn die P. G. O. Art. 3.4.5 
für Richter, Schöppen und Schreiber beibehalten ®). 
Man darf hierin wohl eine Rüdficht auf die Prote⸗ 
flanten erkennen, die einen Eid unter Anrufung der. Hei: 
ligen mit ihrer Ueberzeugung nicht für vereinbar bielten, 
wogegen die ausbrüdliche Berufung auf die heiligen 
Evangelia feinem Theile ftörend war, wie biefe Kor: 





37) Der Eid des Nachrichters wird in den beiden Projekten 
und der P. G. O. Binweggelaffen. 

38) Bei dem Eide, den der Schreiber zu leiften hat, iſt in ber 
Bamberger und Brandenburger H. G. O. Art. 8 und 
in den beiden Projekten Art. 5 Die Bern ffigungsformel 
weggelaffen, in dem es im Anfange heißt: „Item , dem es 
richtöfchreiber fol in feinem Ende den er funft zum ges 
richt thur, eingepunden werden — ” wogegen die P.8.D. 
Kt 6 eine beſtimmte Formel mit dem erwähnten Schlufſe 
angiebt. 
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Hierin ift eine Rüdfiht auf die Würde der Geiftlichen, 
die fie mit andern höher geftellten Perfonen genießen, aber 
nicht eine religiöfe Beziehung zu finden, und ich habe 
dieſe Beflimmung nur, um nicht zu übergehen, an diefer 
Stelle erwähnen zu müffen geglaubt. 


§. 6. 


Der Art. 25 der P. G. O.) erwähnt unter den 
„gemeynen argfwonen und anzeigungen fo fih auf alle 
miflethat ziehen” — „Zum fechöten, fo eyn verlekter oder 
beichedigter, aus etliben urfachen jemandt der miffethat 
ſelbs zeihet, darauf flirbt, oder bei feinem eyde be: 
tevret.” 

Einen Beweis fol dieß nicht begründen, ‚da der 
Verletzte, — worunter zwar auch, aber nicht blos ein 
fchwer Verwundeter, fondern überhaupt ein Durch ein Vers: 
brechen Angegriffener zu verftehen ift, wie fich fchon aus 
ber Ueberfchrift ergiebt — , hier in eigner Sache auöfagt. 
Aber ein entferntes Indicium, und es werden bier in der 
Wirkung einander gleichgeftelt, der Eid und der bald 
nach ber Erklärung erfolgende Tod des Ausfagenden *). 


der in der Goldnen Bulle Cap. 2 vorgefchriebnen Formel: 
„ita me Deus adjuvet et omnes Sancti” verbleiben, und 
auch eine Zurücknahme der jegigen Eonceffion und eine andere 
Beſtimmung dem Kaifer und gemeinen Ständen, die nad 
der Majorität entfchieden, vorbehalten ſeyn follte. 


42) Sleichlautend Bamberger und Brandenburger 9. 
&.D. Art. 32 und die beiden Projekte Art. 26. 


“) Richtig bemerkt S.de Boehmer Comm. ad L. Art. 8. VII. 

er überhaupt die Stelle gut erklärt und gegen einige Miß⸗ 

“ verftändniffe feiner Vorgänger berichtigt (da die Bezugnahme 
auf L.3. $.1. D. ad SCtum Silanianum 29. 5 bier nicht 
gegründer ift): „Altera conditio confirmatione per 
mortem, vel juramentum absolvitur. Utraque praesum- 
tionem infert, quod inculpans salutis aeternae fuerit me- 
mor, ‚nec simulaverit, vel dissimulaverit, aut meudex 
fuerit, 


. 5. 


Nah dem Art. 14 der P. G. O. foll den Geiſt⸗ 
lichen — jedoch nicht diefen allein, fondern überhaupt 
Höheren gegenüber denen geringern Standes — bei einer 
Anlage wo fonft Bürgſchaft zu leiften ift, das Vorrecht 
zuſtehen, eine Perfon von gleichem Stande, wie der An: 
geflagte, flatt ihrer neben letztern haften zu laffen °*). 


—— -- — — 


41) Gleichlautend find hier die Bamberger und Brandens 
burger 9. G. O. Art. 21 und das erfte Projekt Art. 15, 
wogegen die veränderte und erweiterte Zaflung des zwei⸗ 
ven greigtie Art. 15 in die C. C. C. a. a. D. übergegans 
gen ifl. „So auch die Anklag von wegen Fürften genftlicher 
perfonen oder gemeynen, oder funit hoher perfonen gegen den 
die geringers ſtandes fein, gefchieht. Inn ſolchem fall mögen 
fi) ander perfon ungewerlich nit geringerer achtung, dann 
der beklagt an ir flatt neben den beklagten gefengklich legen, 
oder verwaren laffen. —” Beſtimmtere Nachrichten bieten 
die Verhandlungen über die Augsburgifche Eonfeffion und die 
das Reihsfammers Gericht betreffend. . Für die frühere Zeit 
fehlt es an befondern Nachweifen,, fo weit fie auf die P. G. O. 
fi beziehen ; doch haben die Fürften und Stände, welche zus 
erft, nach dem Proteft auf dem Reichstage zu Speyer 1529 
die Bezeihnung der Proteftlirenden erhielten, gleich Ans 
fangs fich gegen die Anrufung der Heiligen verwahrt, fomit 
auch gegen die Eidesformel, welche diefe enthielt. Unzweifel⸗ 
haft ergiebt fich dieß aus Art. 21 der Confessio Augustana, 
und man darf, da diefe 1530, alfo vor der legten Berabfchies 
dung der 9. G. O., übergeben wurde, wohl hierin die bes 
friedigende Aufklärung für die erwähnte Veränderung der 
ne finden. Einiges hierüber, jedoch ohne befondre Rüds 

ht auf die P. G. O., findet fih bei V. L. a Secken- 
dorf Commentarius historicus et apologeticus de Luthe- 
ranismo sive de reformatione religionis. Lips. MDCXCIV. 
Fol. Ueber Schwarzenberg’s Lob durch Luther Lib. I. Sect. 
56. $. CXLVII. über die Anrufung der Heiligen Lib. IL 
Sect. 13. (a. 1528). „Ita nec invocationem sanctorum, 
ab aliis jam dum oppugnatam, ex Scripturis probari 
posse, neque credi debere” $. XLI. Insbeſondere die 
Verhandlungen über den Eid im 3. 1544, wie bereits ers 
wähnt, und es nachher in die Gammer = Gerichts s Ordnung 
aufgenommen wurde. Lib. IH. Seot. 28. $. CXIII. Welchen 
Werth man auf die frühere Formel legte, mit Rüdficht auf 
daran zu Enüpfende praftifche Zolgen, zeigt die Beſchränkung 
von jenem „beneficium”, indem es für die Ehurfürften bei 
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gezimpt, wider einen gemeynn nutz den übelthätter jr boff: 
heyt deden zu helffen, die ben unfchuldigen menfchen zur 
nachtheyl fommen mag” *6). Ä 

Die Schonung, die ſich dabei ausfpricht, ift nicht zu 
verfennen ?7), der Gegenftand felbft aber unferer Aufgabe 
nicht fremd. 

Die Artifel 44 und 51 der P. G. O., melde von den 
Anzeigen der Zauberei handeln, follen für jest über: 
gangen und in Verbindung mit Art. 109, wo von ber 
Strafe die Rede ift, betrachtet werden. 


$. 8. 


Benden wir nun die Aufmerkſamkeit den Beftim: 
mungen über die befondern Verbrechen zu, fo begegnet 
und zuerft der Art. 106, „wie gotteöfchwerer ober 
gottedlefterer geftraft werden follen” Hier 
bedarf es fo wenig, wie für die gleichfolgenden Artifel der 
Bemerkung, daß eine religiöfe Beziehung flattfinde. Es 
find, nach der Anficht der Zeit, gradezu Religions: 
Verbrechen, und zwar folde, deren Ahndung nicht 
lediglich der Kirche überlaffen bleiben fann oder die nur in 
fofern, als fie zugleich einen Angriff auf dad im Staate 
zu ſchützende weltliche Recht, wenigftens in, ihren Folgen 





46) Sleichlautend Bamberger und Brandenburger 9. 
G. O. Art. 38. und beide Projekte Art. 32. Val. noch C. 
C.C. Art. 103. ‚Item, die beichtvätter der übelthetter fols 
{en fie nit weiſen, was fie mit der wahrheyt auf fich ſelbs 
oder ander perfon befent haben, wider zu laugnen, wann 
niemandt gezimpt, den übelthetter jr bosheit wider gemeynen 
nug und frommen leuten zum nachtheyl, mit unwarheyt bededen - 
und weither übel fterken zu heiffen wie am eyn und drenfigs 
Ken Artikel anfahend, Item, fo ein überwundner miffethetter-ze. 
nreldung befchicht.” Vol. Bamberger und Brandens 
burger H. G. O. Art. 124. a. E. Erſtes und zweites 
Projekt Art. 109. ©. unten. 


47) Bol, de Boehmer ad L, Art. $. VI, 5 ad Art. 103. 
S. I. 


Es liegt nahe, hier an den Kall im bürgerlichen Rechtöver: 
fahren zu denken, wo derjenige, Der einen ihm angetrage: 
nen oder zurüdgefchobenen Eid angenommen bat, aber 
ehe er denſelben ableiften konnte, verftirbt. Die älteren 
Praktiker wollten und zwar aus demfelben Grunte, der 
hier maaßgebend ilt, den Eid als geleiftet betrachten und 
daran die fonftigen rechtlichen Folgen des Schwures knü⸗ 
pfen *). Neuere nehmen dieß nur mit Befchränfung 
und unter gewillen Bedingungen an, ftellen aud eine 
Reihe von Unterfcheidungen auf, die wir bier übergehen 
fünnen °°). 


8. 7. 

Bei ten Anzeigen wird aber auch einmal, und mit 
Recht, den Geiftlichen entgegengetreten, wenn fie mif 
braͤuchlich die, welche ein Geftändniß abgelegt haben, zum 
Widerrufe veranlaffen. Es ift in der C.C. C. Art. 31 
die Rede von der Bezüchtigung durch einen geftändigen 
Mitfchuldigen, roobei mehrere nähere Bedingungen, unter 
welchen allein jene glaubwürdig feyn foll, angegeben wer: 
den: „S. zum fünfften, fo fol der fager, auff der be: 
fagung beftendig bleiben, jedoch fo haben etlih Beicht- 
vätter eyn mißbraud, Laß fie Die armen in der beit 
underweifen, jre fag fo fie mit warheyt gethban haben, am 
legten zu widerruffen, Daß foll man fovil Daß gefein 
fann bei den beichtoättern fürfonmen, wann niemant 


u — — 


44) 3. B. Voet Comm. ad Pand. XII, 2. 6. 24. Stryck 
de morte loco jurisjurandi. 1703. Cocceji jur. civ. 
contr. XI, 2. qu. 30._ Man berief fi) unter andern auf 
L. 6. Cod. ad leg. Jul. repetund. (9.27). — ,,Neminem 
divini timoris, contemnando Jjusjurandum arbitramur 


immemorem, ut saluti propriae ullum commodum ante 
ponat.’’ 


45) Ausführlich handelt hievon Schmidt ende des gemeis 
nen deutfchen Givilprozeffes. Kiel 1843. Ih. 11. 


und literar. Rachmeifungen gi ‚Finde eehrb. des s rrutfden 
Civilprozeſſes. 7. Aufl. 6. 3 
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bie alte Auſicht, und was ‚die damalige rechtliche Auffaſ⸗ 
sung bed Gegenſtandes betrifft, und nach der jetzt herr: 
[chenden Betrachtungsweiſe nicht befriedigen, fo bleibt 
‚nicht .minder, mas man an deren Stelle gefeßt hat, unbe: 
friedigend. Won neuern Gefeßgebungen fpreche ich hier 
nicht , fondern von der Behantlung des Gegenftandes in 
frühern Lehrbüchern ded gemeinen Strafrecht, worüber 
sch jedoch mit Bezugnahme auf fonflige Ausführungen hin: 
weggehe *°). 

Wir halten für die Betrachtung, ohne den Gegen: 
fand einer weitern Kritit zu unterwerfen, die unzweifel⸗ 
hafte Zhatfache feit, daß die P. G. O. eine eigne Klaffe 
von Verbrechen wider die Religion und zwar an die 
Spibe des Syſtems ſtellt. Die Anordnung mag durch 
Die, auch in ältern Geſetzgebungen maaßgebende Rüdficht 
auf die Größe der Strafe, auf die Unterfcheibung der ca: 
pitalen und nicht capitalen Zälle (d. h. alfo doch auf die 
Schwere der Verbrechen) beflimmt feyn, ed fleht dies 
nicht im Widerſpruch damit, daß die P. ©. D. gleich dem 
Steaffpftem des Canoniſchen Rechts fi der Ordnung 
Ddes Decalogd im Wefentlichen anfchließt; und fomit, 
ohne lediglich durch ein Äußeres Beiſpiel und einen Vor: 
gänger beftimmt zu feyn, vielmehr in der Anerkennung, 
Daß dieles auf einer Damals nicht bezweifelten Nothwendig: 
keit berube, die Verbrechen gegen die Gottheit für bie 
fchwerften erachtete, mit denen der Anfang zu machen 
fey, um auch duch ſolche Form der Sache gerecht zu 
werben 29). 


48) ©. 5. B. mein Syſtem der Erim. R.W. $. 502, Not. 135. 
49) Eine genauere Enmwidlung habe ih mit Rüdficht "auf die 
Gefchichte , die Quellen und die rationellen Gefichtspunfte ges 
geben, in der Abhandlung „Beiträge zur Lehre von der ſy⸗ 
ftematifchen Anordnung des befondern Theile des dein 
Strafrechts, im Berhälmiffe zu den Duslien ro Yale 
Arte d, Gr, M. (eilage s Set an 21352.) 


enthalten, von demfelben unter einen Gefichtöpunft der 
Strafbarfeit geftelt merden und font etwa unbeachtet 
gelaffen werden dürften; es find vielmehr Handlungen, bie 
im Staate, vermöge feiner ihm zum Bewußtfein gekom⸗ 
menen religiöfen Grundlagen und indem er, auch in feis 
nen Gliedern, die zugleich Glieder der Kirche find, diefe 
anerkennt, zu berüdfichtigen find. Es darf ihm eine Ver: 
letzung besjenigen, was ihm als heilig gilt, nicht gleich 
gültig feyn ; erift der Kirche, und der Religion als folcher, 
Schutz und Förderung fhultig, und er bleibt auch feiner: 
feitö nicht unberührt, wenn frevelhafte Angriffe gegen jene 
gemacht werben. Man fann darüber von andern Stand: 
punkten aus verfchiedene Anfichten aufftellen. Aber fo viel 
ift gewiß, jenes war bie in ber Zeit begründete Auffaffung. 
Wenn eine andere, die zum Theil, aber auh nur zum 
Theil berechtigt ift, was mehr die ftrafrechtlihe Behand: 
lung jener Verbrechen betrifft, ald die Frage über die ih⸗ 
nen anzuweiſende Stelle im Syſtem und über die Gründe 
ihrer Strafbarkeit vor weltlihen Gerichten, jeßt ihre Gel: 
tung fordert und zu einer Mißbiligung des frühern Ber: 
fahrend führt, fo mag diefes anerfannt, aber es darf nicht 
zugegeben werden, daß man in Darfielungen des ge: 
meinen Rechts willkührlich, mit Verlaſſung des gefchicht: 
lihen Standpunkte und der Örundanfichten, den von 
biefen aus aufgefiellten Beflimmungen, andre jenen 
durchaus fremde Anfichten und Motive unterfchiebt, wo⸗ 
durch man zu Ergebniffen gelangt ift, die nicht blos theo⸗ 
retiſch falfch, fondern praftifch gefährlich waren, wie denn 
durch jene Weife theild der urfprüngliche Charakter der 
‚Quellenrechte verfannt, ja dad religiöfe und fittliche Ele: 
‚ment ganz geleugnet, theild dem Inhalte der beliebig zu: 
recht gelegten Worfchriften, und nicht minder ben ihnen 
untergeftellten Handlungen nach der Seite ihrer ftrafrecht: 
lichen Würdigung, ein Zwang angetban wurde. Kann 
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Satzung ded Kayſers Juflinianus angezogen wirt) geftrafft: 
werben follen.” Im erften Projekt wird dieſes fo ges: 
faßt: „wie folche lefterung, den gemeynen unfrer vorfarcen 
unnd unferen. fayferlicden Rechtenn ,. gemeß und fonders 
lich, nach inhalt befondern Arttickeln unfere Fayferliche ord⸗ 
nung und pollicei fo uff dem Reichestage itzo allbier zu: 
wormbs, in dem einundzweingigiften Jare, durch uns 
auffgerichtt ift, geftrafft werdenn folenn”; dad zweite 
Projekt fagt kürzer: „wie ſolch lefterung den gemeynen 
unfern fay: Rechten gemeß und fonderlich nach Inhalt bes 
funderer artikel unferer Rechtsordnung?!) geftraft werben 
follen.” Died ift wörtlich in die C. C. C. übergegangen. . 

Jene erfte Beftimmung über die theilnahmlofen Zus: 
börer (fo wie über die läffigen Richter) findet ſich faft- 
gleichlautend in der „Königlichen Sakung von den Got: 
tesläflerern, zu Worms Anno 1495 aufgericht” *2), wobei 
gleichfalls auf „MWeyland Kaifer Suftinianus, unfer Vor: 
fehr. am Reich, löblicher Gedechtnus” Bezug genommen 
wird 3), Died wiederholt der Reichs» Abfchied vom J. 
4500. Tit. 33, während in dem v. 3. 1512. Tit. 4 ein 
Kortfchritt Durch nähere VBerücfichtigung der Verhältniſſe 
zu erkennen ift, wogegen die Reichd: Polizei: Ordnung 
v. 3,1530. Tit.1fg. und die vom 3.1548, Zit. 1fg., auf: 
die in der Novelle Juſtinians angeführten Gründe bes 
Sörtlichen Zornes, der fi in allerlei Art von Uebeln, 
von denen die Menfchen heimgefucht werden, äußere, zus 
rückkommt *2). Ob die kürzere Faflung der P. G. D. im 
Verhaͤltniß zu den Vorgängern, aus Rüdficht auf bie er⸗ 


51) &o in der Ausgabe von Zöpfl; fonft würde man geneigt 
fegn zu lefen: „Reichs Drdnung” mie auch die O. C. C. 
fagt. 

52) Neue Sammlung der Reichstagsabfchiede zc. T. IL. p. 28. 

83) Nov, 77. 

54) Neue Sammlung x. T. IL p. 81. 141. 322. SD. 

3 


Wir dürfen weber ben Maaßſtab einer Geſetzgebung 
unferer Zeit hier anlegen, noch etwa ben der Methode bed 
: Bertrags, der für dad Verſtaͤndniß Derer berechnet, welche 
in die Wiffenfchaft erſt einzuführen find, von dem leichter 
zu Begreifenden zu dem Schwerern, von bem Einfachen 
zu dem Zufammengefegten, wenn man fagen barf, von 
dem Goncreten zu dem mehr Abflraften übergeht, und fo 
wie es fich wohl rechtfertigt, die genannten Verbrechen, wie 
die gegen die Sittlichkeit, dad Gemeinwefen und den Staat 
an’d Ende ftellt, wodurch keineswegs ausgebrüdt werden 
fol, daß die Handlungen wider foldye für geringer ahn⸗ 
bungswürbig, für minder bedeutend erachtet würden 8). 

Was nun den Art. 106 der P. ©. D. betrifft, fo 
bietet die Vergleichung mit den frühern Rechtäbüchern einige 
beachtenöwerthe Ergebnifle dar. Die Bamberger und 
Brandenburger H. G. O. Art. 127 drohen bie Strafe 
„an leyb, leben oder glidern, nach gelegenheit und geftalt 
ber Perfon oder lefterung” , außer den „Tetten” aud 
denjenigen „fo zuhören, bad nit widerreden, flrafen und 
der oberfent verfchweigen”; eben fo das erſte Projekt 
Art. 112. Dies ift in dem zweiten Projekt und in 
ber C. C.C. ſelbſt weggelaffen. Die beiden erfigenannten der 
H. G. D. enthalten ferner am Schluß die Verweiſung auf 
den Kath der Rechtöverftändigen, „wie ſolche Leſterung 
den gmeinen Kayferlichen Rechten gemeß, und funderlich 
nach inhalt Föniglicher ordnung fo auff gehalten Reichstag 
zu wurms auffgericht (darinne deßhalb die eenfthafft loͤblich 





Rechts „im Archiv 3.1835. ©.397”, womit zu vergleichen 
ift meine Nebeneinanderftellung des Syitems des Römifchen 
Rechts und desienigen alter deutfcher Rechtsbücher in den 
3» Bemerfungen über den ftrafrechtlichen Theil on J. obs 
ler's Richterfpiegel”, im Archiv a. a. O. ©. 1 

50) Bol. Robbie, Sefchichte und Eyftem des Bere er 
rechte, Th. 1. ©. 127, und mein Eyitem der Str. R. B 
$. 179. 180. mit. r 512. 554. Marezou $. 166. 
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derer Inhalt fey, in dad Gewiſſen und die Religiofität des 
Gchwörenden verlegt. Daß, wo der Staat, die Rechte: 
pflege, ſich genöthigt fieht, in dieſes Gebiet durch Forderung 
des Eides Überzugehen, noch ein befondered rechtliches- In: 
tereſſe obwaltet , deffen Verlegung, - durch den Meineid 
oder bad Falſchſchwören, ihn, wegen bed hieraus ents 
ſtehenden unmittelbaren Nachtheild und wegen der prafti- 
ſchen Folgen, die er an den Eid fnüpft, zu einer Ahndung 
berechtigt, ift etwas Hinzutretendes, wad dad MWefen der 
Sache nicht ändert, wenn ed auch auf die ftrafrechtliche 
Behandlung Einfluß hat, welche zu verfchiedenen Zeiten felbft 
wieder verfchjeden war, aber niemals den religiöfen Ge 
fihtöpunft bei Seite geſetzt hat °®), ohne einen Nachtheil, 
der mittelbar und in feinen Folgen oft bedenklicher erfchei- 
nen mußte, als der juriftifche. Die weltliche Strafgerechs 
tigkeit hat fich allerdings innerhalb ihrer nothwendigen 
Schranken zu äußern und nicht den Beruf, über biefe hin- 
ausgehend, gleichfam ein göttliched Nichteramt fi) anzu⸗ 
maßen, und ed mag gegen frühere Verkennung biefer 
Wahrheit nöthig feyn, daran zu erinnern 7): aberes liegt 


56) Die damalige und fpätere deutfche Gefeßgebung hat dies im 
Princip richtig anerkannt, wenn. man auch mit den Folges 
rungen nicht überall einverftanden feyn kann. Noch im Reiches 
Deputations:Abfchied von 1600 8.33 heift es: „damit er nicht 
fonften in Gefahr feiner Seele Heyl und Geeligkeit und des 
Menneides gefept” — und die noch übliche und bedingt nothe 
wendige Eidesbelehrung und Verwarnung, insbefondere durd) 
einen Geiftlihen, bat doch wohl eine tiefere Vedeutung, als 
einen Berrug zu verhindern. Meher die gefchichtliche Auffafs 
fung und die in den Schriften einer Zeit, von der man vor 
Kurzem glaubte, fie. als eine vorübergegangene bezeichnen zu 
tönnen, f. mein Lehrbuch der StrafsR. W. $. 563 und 
meine Abhandlungen im Archiv des Erim. R. %. 1834. 
©. 579fg., %. 1838. ©. 296 fg., fo wie über die neuerlich 
in Gefeggebungen ausgefprochenen Anfichten: meine Bei⸗ 
sräge zur Kritik des Preuß. Strafgeſetzentwurfs 

v. J. 1843. ©. 322 fg. 3239 fg., vom 3. 1847. ©. 34fg. und 
1851. ©. 60fg. 

.:89) Ein Vorwurf, der nicht felten aus Mißverftännnig den Netz 

. : Mbeidigern ber Sheorie der Gerechtigkeit, gemadn warten IN. 


wähnten Religionsdifferenzen, ober deshalb beliebt worden, 
weil die Verweiſung auf die Reichögefebe für genügend 
erſcheine, wird ſchwer zu entfcheiden feyn. Man könnte 
an daß leßtere denken, — wiewohl das, was die P. G. O. 
beflimmt und durch die allgemein geltenden Reichsgeſetze 
in Bezug nimmt, nicht dafür fpriht — und fich allenfalls 
auch darauf berufen, daß in der Hefiifchen H. ©. D. von 
1535 diefer Artikel fehlt. Allein diefe ift überhaupt uns 
vollftändig und ed würde zu viel (folglich nichts) beweifen, 
wenn man die, ohnehin ungegründete Behauptung aufs 
fielen wollte, taß die Mobdificationen, welche jene enb 
hält ®), ſämmilich aus einer andern religiöfen Auffal: 
fung hervorgegangen feyen. Wo dies der Fall, oder wahr 
ſcheinlich iſt, werde ich es anführen. 


8. 9. 


Bon dem Art. 107 ,Straff der jhenen fo einen 
gelerten eydt vor Richter und geriht meyn 
eydig ſchweren“, welder mit dem Artikel 128 der 
Bamb. und Brand, 9. G. D. und Artikel 113 der 
beiden Projekte gleichlautend iſt, bekundet fchon bie 
Stellung, daß man daß in derfelben verpönte Verbrechen 
vom religiöfen Standpunkt aus, und nicht als bloßen 
Betrug betradter hate. In der That entfpricht dies 
nicht nur der Anficht jener Periode, fondern ber Sache felbfl, 
worüber zu feiner Zeit eine Verſchiedenheit der Meinungen 
berrichen ſollte. Der Eid ift ein religiöfer Akt und buch 
die Eidesleiftung wird die Pflicht, welches auch ihre befons 


55) Es fehlen die Artt. 104— 138 der C. C. C. gänzlich, zum 
heil das, was die C. C C. Art. 88— 94 enthält, daruns 
ter eine Reihe von Beilimmungen, die außer aller nähern 
Beziehung auf die Religion, vollends auf die Eonfeffion, fles 
ben; und gewiß konnte die Abficht nicht fenn, die ü rganges 
nen Verbrechen fammtlich für ftraflos zu erklären. 





auöfchließt, da wo dem-richterlichen Ermeflen ein gewiſſer 
Kaum geftattet if, die individuelle Strafbarfeit des Einen 
und Anbern zu berüdjichtigen, nicht nothwendig die wört: 
liche Gleichheit der Strafe bedingt 2), jedoch grade für den 
vorliegenden Fall, fo lange die in der ©. C. C. gebrohte. 
Strafe unverändert zur Anwendung kam, zu jenem Ergeb⸗ 
niſſe führen mußte. 


$. 10. 


Nach dem Syſteme der P.G.D. nimmt der Art. 108 
„Straff der, fo gefhworne urphede brechen“ 
mit Recht hier .feine Stelle ein, da dad Wefentliche bed 
Berbrechend und die allgemein formelle Seite deſſelben die 
Verletzung der Eidespflicht iſt. Das Gefek ftellt diefe 
Handlung als ſolche undin der Strafe dem Dteineide gleich. 
Dabei fann und darf natürlich nicht die criminelle Eigen: 
fchaft der. Handlungen unberüdfichtigt bleiben, mittelft 
welcher ber Bruch der geleifteten Urphede (de non ulci- 
scendo) begangen ift ; ‚vielmehr iſt, wo biefe todeswürdig 


. G. D. ift diefer Nachſatz weggeblieben. Für die Sefchichte 
iR dies nicht ohne Bedeutung. Es fcheint wie eine Verwah⸗. 
rung, gegenüber der wohl anfangs gehegten und im Ganzen 
auch überall durchgeführten Abficht, an dem hergebrachten und 
geichriebenen Rechte fo wenig mie möglich zu ändern, wie 
man denn eine neue Gefepgebung dem gefammten Jna 
halte nad) nicht bezwedte, und ſich durch das beitehende 
Recht, auf weiches fo oft verwiefen wird, mehr oder minder 
gebunden erachtete. So mag man jenen Aufeg für angemefs 
fen gehalten haben. Wenn er in der P. &. D. fehlt, fo bes 

ruht dies nicht auf einer Aenderung der Anficht, von der man 
im zweiten Projekt ausging, daß es bei Abfaffung der P. G. O. 
unbenommen fey, auch Reuerungen einzuführen, die man für 
zwedmäßig hielt. Bielmehr glaubte man, daß fich bies von 
ſelbſt verftche, wie denn auch in ſämmtlichen. Werfen, gegens 
über dem ältern Recht und in der P. G. D. gegenüber deren 
Vorgängern, von ſolcher Beruaniß b zer, Belekgebung Gebrauch 
gemacht wurde, vgl. z. B. Art. 1 

62) Vgl. meine angef. Abhandlung m — des, Seim. &. 

. 3 1841. ©. 379fg. 


nicht außerhalb ihres Gebietd und ihrer mit bem Recht zu⸗ 
fammenfallenden Pflicht, da, wo fie von ihrem Stand: 
punkte aus berufen ift, einzufchreiten, die zu ahndende 
Handlung nach ihrem wahren Eharafter zu würdigen. 
Ueber den Inhalt des Art. 107 ift für unfern Zweck 
nichts weiter zu bemerfen. Doch mag erinnert werben, 
daß, gegenüber der frühern römifchen Theorie, die ange 
tragene oder zurüdgefchobene Eidesleiftung in einer bürger: 
lichen Rechtöftreitfache ald eine Transaktion anzufehen, wos 
mit befondere praftifche Kolgen verbunden waren °®), jenet 
Artikel eine befondere, jetzt noch für dad gemeine bürgerlicde 
Hecht wichtige Bedeutung habe, indem der Beweis beb 
Kalfh:Eides ftart findet ®), daß ferner in ber ordentli⸗ 
hen Etrafe des Meineids (nicht des Eidesbruches , von 
welchem das Geſetz gar nicht handelt), Die als ein gemei: 
ner Gebrauch — nicht geändert werden fol, die Spur 
oder Form ber Talion erkennbar fey®®), und daß endlich 
diefer Artifel die Hauptquelle fey für Die gemeinredt: 
liche Gleichſtellung des Anftifterd oder f. g. intellectuellen 
Urhebers und des Thäterd 1); ein Sag, ber zwar nicht 


Gm a — — 


88) v. Savigny, Syitem des römifchen Rechts. Band VIL 
6. 309fg. 311 fg. 

59) v. Sapigny a. a. D. $. 314; Linde, Lehrbuch des 
Civilprozeſſes $. 248. Not. 16; Heffter, Syſtem des roͤmi⸗ 
fhen und deutichen Civilprozeßrechts. ©. 283 fg. 

60) Sal. auch Bamb. und Brandenb. 9. G. D. Art. 224. 6.1: 
„die zween finger, damiter mißhbandeltundgefüns 
digt hat.” Projekte Art. 206. P. G. O. Art. 108; meine 
GStrafrehtsrheorien:. S. 128. Not. 141, und meine Abs 
handlung im Archiv des Erim. R. 3. 1835. ©. 151fg. 
und 1841. S. 379 fy. 


61) Die 9. ©. D. fagt Art. 107 a. E: „Wer folch falſch 
fhmerer mir Wiffen, fürſetzlich und argkliftiglich darzu anrich⸗ 
tet, der Leider gleiche peen.” Die angef. 9. G. D. und die 
Projekte fagen nur: „mit wiffen darzu anrichtet”, was auch 
wohl ausreichend if. Das zweite Projekt ſetzt aber Hinz: 
„unangefeben ob etlich unnfer und unnfrer Vorfaren kayfer⸗ 
lichen Geſetz darwider verltanden werden mochten.” In der 
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- Nicht nur in der P. G. O., fondern fchon in den bei: 
Den Projekten ift diefer Artikel weggeblieben. Man 
darf bier unbedingt den Einfluß der Kirchenreformation 
eriennen, der fich bei. diefer wichtigen Grundfrage noth⸗ 
wendig geltend machen mußte, und zwar gleich unmittels 
bar nad dem erften Erfcheinen der Trennung der erft nach⸗ 

= ber. durch ein beſtimmtes Bekenntniß genauer begrenzten Res 
ligionsparthieien. Vollends mußte in ber C.C.C. (1532), 
welcher die Uebergabe der Augsburgiichen Confeſſion voraus: 
gegangen war, und nach dem erften Religiondvertrage, bie 
Aufnahme einer derartigen Beſtimmung eine Unmöglichkeit 
feyn ®), Ä 


und gebracht werden.” Mandat gegen die Wiedertaufer ej. a. 
6.39. vgl. Abſchied des Meichstags zu Augsburg v. Jahr 
Peer $. 89: „Conſtitution die Strafe gegen die Widers 
aufer.” 

65) Eine Kolge hiervon mußte auch feyn, daß in dem Art. 109 
der C. C. C. u. Art. 115 der beiden Projekte „Straf der 
Zauberei”, wo die Strafe des Zeuers gedroht wird, 
die in der Bamb. und Brand. H. G. D. Art. 131 vors 
fommenden Worte „gleih der Ketzerei“ weggelaflen 
wurden. Vol. v. Wächter, Beitrag zur Gefchichte des 
Deutfhen Straftehts. Zübingen 1845. S. 2090. Malblant 
a. a. O. ©. 207 bemerkt; „Pie und da finden fich in der 
Bamb. Eonftitution Spuren der freieren Denkungsart Schwars 
zenberg’s und feiner heimlichen Abneigung gegen die Geiſt⸗ 
lichkeit und das alte Religionss@yftem, welche hernach in der 
©. C. C. zum Theil ausgemerzt worden find. 3. B. in der 
Bamb. Art. 130 wird von der Keſtzzer ei gehandelt und dies 

- ... Berbrechen der Beftrafung der weltlichen Gerichte in fo fern 
unterworfen, wenn zuvor die Keger durch den ordentlichen 
geiftlichen Richter für folche erfannt und dafür dem weltlichen 
Richter überantwortet wurden. In der C. C. C. ift dieſer 
Artikel weggelaffen, weil vermuthlich die Geiftlichkeit allerlei 
Bedenken gehabt und eine Ufurpation von den weltlichen Ges 
richten beforgte.” In einer Note a) fügt er bei: „Andere 
glauben, daß diefer Artikel wegen der gährenden Reformas 
tion ausgelaffen worden. Da aber felbft Proteftantifche Rechts⸗ 
gelehrre nachher. in Beftrafung der Kegerei noch fehr flrenge 
Grundfäge aufftelten, fo kommt mir meine obige Meinung 
wahrfcheinlicher vor.” Dadurch mwird die ganze Sache vera 
kehrt. Jener Artikel, der die Geiftlichkeit zum Richter und 
diefen zum BVollſtrecker macht, beftimmt nihts Neuss. &, 
eben Rot. 18. " . 


find, die fhon dadurch verwirkte S’rafe zu erfennen, da 
fonft 5 B. ein Mörder, der zugleich jene Eideöverlekung 
fi zu Schulden hat fommen laffen, durch die Strafe des 
leßtern zu gering büßen würde; bet einer folchen Goncur: 
ren; muß die Strafe der ſchwerern Verwirkung flatt finden. 
Ueberall wird ein Vorbehalt gemacht wegen künftig zu bes 
forgender Angriffe, wo dann Sicherftelung, Gaution, ſelbſt 
dauernde Haft bedingt find 8). 


g. 11. 


Die Bamb. und Brand. H. G. O. beſtimmen 
Art. 130 „Straffder Ketzerei.“ „Item wer durch 
den ordentlichen geyſtlichen Richter für einen Ketzzer erkannt, 
und dafür dem weltlichen Richter geantwort wurde, der 
fol mit dem feur vom leben zum todt geftrafft werden.” 

Hier liegt ein ungweifelhafter Fall eines außerhalb 
ber weltlichen Gerichtsbarkeit ftehenden, nur von der Kirche 
für ein folches erflärten Verbrechens vor, in welder Hin 
fit übrigens da8 Geſetz hier nihtö Neues, von ber frühern 
Auffaffung und Behandlungsweife der Sadye Abweichende 
beftimmt. Ueber dad Verbrechen (crimen haereticae pra- 
vitatis) urtheilt der geiftliche Richter; nur behufs der Voll: 
firedung der Strafe follte der Verurtheilte dem weltlichen 
Richter überantwortet werden ®). 


63) Die Bamb. und Brand. H. ©. D. Art. 129 vermeifen 
auf Art. 202 (dgl. mit Art. 221). Von den beiden Pres 
jetten Art. 114 läßt das erfte das Citat unausgefüllt, dab 
zweite führt den Art. 183 an, die C. C. C. den Art. 176, 
während dem Art. 221 der Bamb. und Brand. 9. ©. O. 
die Projekte Art. 203, die P. G. D. Art. 195 entfpredhen. 

64) Indeß beſtimmte der Abfchied des Reichstags zu Speyer an. 
1529 6. 6: „Daß alle und jede Wiedertaufer und Wieder⸗ 

. getaufte” — (wobei der „, Wiedertauf” als. ,, alte Keperei” 
bezeichnet wird) Manns und WeibssPerfonen verfiändigen Als 
ters, vom nanirlichen Leben zum Zodt, mit euer, Schwert 
oder dergleichen, nad) Gelegenheit der Perfonen ohne vor⸗ 
gehend der geiftlihen Richter Inquifitton gericht 





von feiner chriftlichen Obrigkeit ohne eigne fchmere Berant⸗ 
wortung zu Duldendes; es har nichts gemein mit einer 
Zrennung der Ehriften innerhalb de 8 Gebietes, . fürwelches 
eine gemeinfchaftliche Grundlage ſtets anerkannt wurde. 
Es foll hier von der Zauberei nicht weiter gefprochen 
werden. Geſchichtlich ift der Gegenftand vielfach beleuch 
tet®), die Kritit hat ihn ausführlich erörtert, und ein prab 
tiſches Interefle findet Gottlob nicht.mehr ftatt”). Doc 
möge erinnert werben, daß lange nach der Publication der 
P. G. D. und nicht minder in proteftantifchen Ländern die 
Herenverfolgungen auf eine furdhtbare Weife ftatt fanden, 
wobei Theologen ®), Zuriften und Medicine — und ger 
wiß meift in gutem Glauben — wetteiferten, dem Unſinn 
Dpfer zu bringen. Die Schuld darf jedoch keineswegs 
anbebingt der P. G. DO. zur Laſt gelegt. werden ®). Ä 
Der Art 109 „Straff der zauberey” lautet: 
„Item fo jemandt den leuten durch zauberey fehaden oder 
nachtheyl zufügt, fol man ftraffen vom leben zum tobt, 
und man foll folche ftraff mit dem fewer tbun. Wo aber 


66) ©. die trefflihe Darflelung von Wächter a. a. O. 
83 und 279 fg., wo auch eirie Weberficht der Literatur gegeben 
iR. Hervorzuheben find 3. Grimm's deutliche Mythologie. 
2. Ausg. 1814. ©. 936f9.;5 Soldan, Geſchichte der Herens 
prozefle, Stuttgart und Zübingen 1843, wobei denn auch 
der Verdienfte von Weter (Mierus) einem Arzt, Friedrich 
Speer, Better und Thomaſius zu gedenken ill. Zrump 
mer, Vorträge über Zortur, Herenverfolgungen zc. in der 
Hamburg. Rechrsgefchichte 1. 1844. S.Y5fg-; Wilda, Straf 
recht der Germanen. S. 961 fg. 

67) Doc haben fih Spuren des Volksaberglaubens mit beträs 
benden Erfolgen noch bis vor Kurzem gezeigt. 

68) Wilda, Strafrecht der Germanen ©. Hifg. Man bes 
rief fi unter andern auf IE. Buch Mofts Cap. 22. ©. 18: 
„Die Zauberinnen ſollſt du nicht leben Laffen” It. Cap. 20. 
8. 27; dann nad) jüdifchsrabbtnifchen und heidniſch⸗neuplatoni⸗ 
fhen Ideen auf 1. Mof. Gap. 6. B.1—4. Bol. Caus. XXVI. 
qua. 5. insbefondere GC. 14. (Wächter a. a. D. S. 853), 

69) Bol. was Wächter a. a. D. ©. 38 verameti. -- 


jemandt zauberey gebraudt, und damit niemant ſchaden 
getban bett, fol funft geftrafft werten, nach gelegenheit 
der Sache darinnen die urtbeyler radts gebrauchen follen, 
wie vom radt fuchen hernach gefchrieben ſteht.“ 20) 

Hätte man bei den Vorausſetzungen, auf welden 
diefe Beſtimmung beruht, ſich überall fireng an biefelbe 
gehalten, ed würden nicht fo viel beflagenöwerthe Opfer 
gefallen, nicht fo viele Suftizmorde vorgefommen fepn, ald 
leider ftatt gefunden haben. Die fo oft und mit Unrecht 
angegriffene P. G. D., die häufiger getadelt als ſtudirt wor: 
den ift, wovon Beweife anzuführen hier nicht nöthig er 
fcheint,, bedroht mit der Lebensſtrafe nur die, welche ben 
Leuten Schaden oder Nachtheil zufügen — aller 
dings eine hinlänglicdy weite Beitimmung, die aber doch 
bei weitem nicht da8 umfaßt, was man hineingelegt hat, 
und was auch, fo wie ed gefchehen ift, nicht unter bie 
zweite Alternative des Sefebes gezogen werden fonnte, 

Hiebei muß jedoch noch auf dad römifche Recht auf 
merffam gemacht werden, obſchon die Gründe der ftraf 
rechtlichen Behandlung ter Zauberei und Dererei, mit allen 
Verirrungen und dem unglüdlihen Wahn, nicht aus bie 
fem, fondern aus germanifchen Anfichren des Mittelalterd 
und der vorausgegangenen Periode, und aus der ſpecifiſch 
kirchlichen Auffaffung unter dem Einfluffe der angeben: 
teten Umftände gefucht werden müffen ?'). Der Zuſam⸗ 
menbang, in welchen fchon frühzeitig malefici und vene- 
Hei geftelt wurden, ift befannt 72), obfchon gegenüber ber 


70) GSleichlautend die Bamb. und Brand. 9.8.0. Art. 181, 
die die erwähnte Bejugnahme auf die Ketzere i enthalten, 
und ohne diefe die beiden Projekte Art. 115. 

71) ©. Not. 66 und 73, und Wächter a. a. O. ©. 8fg. 

72) Nachweiſungen finden fih in der ſorgfältigen Arbeit von 
Sengler, die flrafrechtliche Lehre vom Verbrechen der Ber⸗ 
giftung. Bamberg 1842. ©, 33, 


anfänglichen Betrachtungsmweife der Handlung, bie unter 
den Geſichtspunkt eines frevelhaften Gehahrens durch ma, 
gicae artes gezogen wurde, bie Lex Cornelia’ de sica- 
riis und wohl nicht erft diefe, beide Verbrechen audeinans 
derhält, die fpäter im Zuftinianifchen Rechte wieder in Bers 
bindung gefegt wurden ”?). Doc hat ſich der Uebergang hiezu 
allmählig vorbereitet, indem ‚unter die Lex Cornelia un: 
ter andern. auch folhe Handlungen gezogen wurden 7%), 
von denen freilich zwar die Verbindung, und nicht blos 
Die äußere, fondern auch die innere im Willen des Schuf: 
digen erfennbar ift, aber fo, daß vie böfen Künfte unter 
ben Sefichtöpunft der Verlegung bed Menfchen, nicht diefe 
unteren der Zauberei geflelt werden. Mehr tritt dies im 


73) $. 5. J. de publicis jndiciie. Aus der Sufammenftellung 
von veneficus sive maleficus und „maleficiorum scelus und 
insidias venenorum”, welche von der Indulgenz a. 367. 368 
von Balentinianze. ausgefchloffen werden, läßt ſich nichts 
Beſtimmtes fchließen, fo wie a. 384: „deiudo homicidil, 
veneficiique ac malefciorum” L. 3. 4. 7. Theod. Cod, 
de indulgent. crim. Aber eine Peziehung ift doch nicht zu 
verfennen. ©. L. 6. eod, „Vel Qui uoxiis quaesita gra- 
minibus et diris inmurmurata secretis mentis et corporis 
venena composuit” (dgl. meine Unterfuhhungen aus dem Ges 
biete der Straf⸗R. W. Dritte Abhandlung. ©. 278 fg.), vgl. 
Tit. Theod. Cod. de maleficiis et mathematicis und 
Sothofred im Commentar Tom, Ill. P. 122 fg. Ganz ents 
fhieden ift ber den mathematici der Charakter religiöfer Vers 
legung ausgefprochen in L. 12. Thead. Cod tit. cit. von 
Honoriusund Theodoſius a. 409: „„Mathematicos nisi 
parati sint, Codicibus erroris proprii zub oculis Episcopo- 
rum incendio concrematis, Catholicae religionis cultuf 
fidem tradere, nunquam ad errorem praeteritum reditari, 
non solum urbe Roma, sed etiam omnihus civitatibus 
pelli decernimus. — ” Sn dem Zitel Theod. Cod, 
Quorum appellationes non recipiuntur L. 1. von Conſtan⸗ 
tin a. 314 werden gefondert genannt „vel maleficus vel ve- 
neficus”, in L. 7. eod. von Gonitantius a. 344 ohne Tren⸗ 
nung „ne quishomicidarum, veneficorum, malcficorum etc.” 
(vgl. noch den Zitel: de paganis sacrifciis et templis 
XVI. 10). 

74) Vol Paul. sent. recept, V. 23. 6. 15.17.18. &ruays 
ler aa D. ©. 54. 104, on on 
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Ganonifchen Recht hervor, wo dad maleficium, dad zortile-, 
giam die magia, divinatio, überhaupt „magicae artas’ 
neben der haeresis, als befonderd fhwere Berbrechen darge⸗ 
ftellt werden ??). Eine Anficht, die auch in den frühern deut⸗ 
ſchen Rechten theilweifen @ingang fand, deren einige 
mit dem Verbrechen der Zauberei dad der Vergif⸗ 
tung in Verbindung feben, während andre dieſe letztere 
zu den audgezeichneten Arten der Tödtung rechnen °P). 
So heißt et, um nur Einiged anzuführen, in dem Schwä⸗ 
bifhen Landrecht Art. 174: „Smelhrifien mem 
ſche ungelovbig ift, oder mit zovber umbe gat, oder mit 
vergift, man fol in uf einer hurde brennen, ez fi man oder 

wip.” 77) Die Auffafiung der Handlung ald Abfall vom 
Chriſtenthum ift auch hier deutlich audgefprochen °%). Mehr 
als Ergebnig damaliger praktiſcher Auffafiung mag bie Wit: 
thellung von Tengler „ter neu Laienfpiegel” gelten, 

wonach jene Handlungen einerfeits wie Mord betrachtet 

und geahndet wurden, andrerfeitö in der gegen ſchuldige 
Srauensperfonen erfannten Strafart fi) eine Spur der 
Unterftelung unter die canonifhe und frühere Anficht 
zeigt, was auch die Aufzählung der Verbrechen mit den 
lateinifchen Benennungen beftätigt. Ich verweife hier auf 


75) Die Hauptitele C. 14. Caus. XXVI. Qu. 5 ift fchon oben 
Note 68 angeführt. Vgl. noch L. 4. 5. Cod. Just. de ma- 
leßcis et mathematicis etc.; Roßhirt, Gefhichte und Sy 
ftem, Band I. &. 128fg., und befonders Gengler a. a. D. 
©. 144g. 

76) Genaue Nahmweifungen bei Gengler a. a. D. ©. 154fe. 

m) Ausg. v. Lafberg J1R40. ©. 841. vgl. Sengler a. a. 

D. ©. 176, der die Etelle nad) andern im Sinn übereins 
fimmenden Lesarten mittheilt. 

78) Daher anerkannt, worauf auh Gengler ©. 177 aufmerk⸗ 
fam madt, daß nur ein Chriſt diefes Verbrechens fchuldig 
werden Fönnte, welches von Andern z. B. Juden verübt, einen 
andern Charakter annehme, die Vergiftung insbefondere den des 
Mordes. Doc hielt die Praris dies nicht fo feit, um nicht 
zu den durch Wahn veranlaften graufamften- Berurtheilun⸗ 
gen zu gelangen. 
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Sengler ’®%), der die Mittheilung. des Spiegler's mit 
Recht „kaum als ein Produkt Jiterarifcher Forſchung“ bes 
trachten zu können glaubt. Wenn nun gleich in bey 
Bamb. und ihren Nachfolgern, insbefondere der C. C. C., 
die Bergiftung, wie fchon die Reihenfolge ber Titel 
und unzweifelhaft die fuftematifche Stellung ergiebt ®°), uns 
ter dad Berbrechen der. Tödtung geftellt wird, ‚wie dies 
auch fchon bei Ruprecht von Freifingen geſchieht 
und in der Prarid z. B. von Nürnberg — (möge auch 
Darüber Zweifel berrfchen, ob Schwarzenberg jene oder 
dieſe Quelle gekannt und benußt habe) ®’) und die Zurück⸗ 
führung auf Zauberei.micht mehr. ftatt findet. fo mag doch 
umgefehrt jene mit der. Vergiftung, überhaupt der beim 
lichen Befhädigung von Menfchen in fo fern in Verbin: 
Dung gefegt worden feyn, ald man, eben nur wo ein fol: 
cher Erfolg eintrat, die Zauberei für ein in fo hohem 
Grade ftrafbares Verbrechen erflärte®?). Gefeglih war 





N a. a. O. ©. 19. Die Stelle lautet (P. CLXXXVI. v. Abs 
fa 3 der. Ausgsburger Ausg. v. 1511. Fol.) wo am Rande 
eine lex Julia „de veneficis ef sicariis” angeführt wird: 
„Stem nach bemelten geſat (nämlid, daß .,fürfeglicher 
todflag als ain mordt.mit dem rad” beftrafft werden fol) 
mögen auch geftrafft werden, die mit vergifft, zauberen oder 
andern verpoten fachen die menfchen zu ertödten, zu latein 
genannt venefici, malefici, incantatores, phitoniffe. Doch wers- 
den ſolche weibsperfon gemwonlichen im feur oder waſſer. 
vom leben zum tode gericht, oder zu äfchen verbrannt.” - 

80) Bol. Bamb. und Brand. Art. 155. (mit 45 u. 62) die 
Projekte Art. 135, (38 u. 51) C. C. C. Urt. 130 mit 
Art. 37 und 50) die Lehre von den „böfen tödtungen”, welche 
mit der Vergiftung eröffnet wird. ©. auch meine Abhandlung 
im Archive des Erim. R. J. 1836. ©. 182 fg. 

81) Sengler, a. a. O. ©. 19. 

82) v. Wächter a. a. D. ©. 290 bemerkt: Gr (Echwarzens 
berg) befchränfte die Zodesftrafe bei Zauberei in einer Weife, 
wie es nur irgend im Anfange des XVI. Sahrhunderts und 
unter der Herrfchaft eines geiftlihen Herrn möglich war.” — 
„Nach diefem Reichsgefege follte alfo bei Zauberei die Strafe 

‚des Feuers nur eintreten, wenn Jemand dur Bauberei 


alfo die Sache entfchieden, und gegen bie ſchwankende Pre 
ris muß von der Bamberger 9. ©. D. an und m 
weitern Umfange feit der P. G. D. die völlige Trennung 
des Werbrechend der Vergiftung von dem der Zauberei 
angenommen werben ®2), wenn aud immer noch Spuren 
der frühern Verbindung in der Anwendung und ben 
Schriften ber Praktiker fih zeigen. Daran ift für unfre 
Betrachtung feftzuhalten. Es bedarf keiner Bemerkung, 
daß, nachdem dad Verbrechen der Zauberei nicht mehr an 
genommen wurde und beffen Erwähnung aus dem Gefehe 
verſchwand, nicht erſt auf einem Ummeg ober ber Außle 
gung die Strafbarkeit der Vergiftung zu begründen wer, 
die bereits eine felbftftändige Bedeutung hatte. 


$. 13. 


Auch der Art. 116 der P. ©. O. darf hier nicht un: 
erwähnt bleiben. „Straff der unkeuſch, fo wider 
die natur befhiht.” Die Schuldigen „haben au) 
dad Leben verwürft, und man [oll fie der gemeynen gewon: 
heyt nady mit dem fewer vom leben zum todtrichten.”*) 

An eine Religionswidrigkeit in dem Sinne, wie be 
dee Sotteöläfterung und der Verlegung der Eidespflicht, ifl 
allerdings nicht zu denfen, wohl aber hat man biefe Ber: 
werflichleit, über welche früher bei den Römern andre 
Anfichten herrfchten®?), unter den chriſtlichen Kaifern, unter 
dem Einfluß ded Mofaifhen Rechte, ald die WBerfündt 


wirflih Schaden oder Nachtheil zugefügt wurde; me 
Dagegen zwar Zauberei gebraudt, aber Niemanden ein Schas 
den zugefügt wurde , fol gelindere Strafe nach Ermeſſen dis 
Richters ftatt finden.” 

83) Gengler, a. a. D. ©. 204fg. 

84) Gleichlautend Bamb. und Brand. 9. G. D. Art. 141. 
und die beiden Projekte Art. 122. 

85) Mein Lchrbud der Straf⸗R. W. $. 551. 


8 
ginig gegen A iäöttlichen Gebet betnachtet Te). Hictauf 
satifen ala Bitelen: kin, te ‚dank nuch zeigen, ein un 
fernt/ unch von der; Anficht. unſrer Zeit Wwar;, : nur ſ.:g. 
Ruchtäseräöneden., mis. Handlungen, welche: cint 
Werlepung beſtimmter, den Einzelnen ober der Geſaumb 
heit · zuſtehender/ Rechte enthalten, ‚für: firafbnr. zu erkla⸗ 
ra york nuniſihe · Recht folät ;;hier: ſeinen 
Standpunäte ;: nimmt auf das Moſai ſche Recht ganz 
beſondre Rückſicht; un: durch diefes iſt zunachſt dit enen⸗ 
nun des Berbrechenbeſals Sodomie: oder Sodomi⸗ 
tas ei, gangbar gewotben). So ecklaärt ne auch bie 
Sapaie det Teutus #9), edlen 

Ja nach wer Auffaſſung der geir if ſelbſt eine Bein 
zug auf dad Verbrechen der Zauberei und Hererei ih fo fern 
nicht ausgeſchloſſen; als Bei: dieſem, nach den ‚Dusch bie 
Halter erpreßten Geſtãndniffen der Unglücklichen, die Unzucht 
wit:biebnlifchen Wefen eine befondse Rolle fpielt 9). So 
viel iſt gewiß,/ daß, wenn die P. G. O. und. ihre Vorgůn⸗ 
ger, welche diefes Berbrechen an einer ſpätern Stelle er⸗ 
waͤhnen, als die den wider die Religion gerichteten Hand⸗ 
langen angewiefen iſt, indem fie Davon in der Reihe [pres 
eh, wo die meiſt f. g. ‚delicta catnis berührt werben 
Seh Emtũtruns Rolhzatꝛt/ Ehebruch, Digamir, 
HR P — sp 4 

23*8 net Dad ai NE Zu. de at ooık 1eg 
— —— habe ich im Ort Lehrbuch Re 1281 


Hinzuzufügen find aus dem neuen Seftament. bie 
Br Pauli * die Römer Cap. 1. V. 26. 27 


27) ol. Nov. 77 und die (nicht gloſſirte) Nor. 131. bap. 1. 

88) Die Hauptſtellen in meinem Lehrbuch 6. 552: „Flagitia, 

quae sunt contra naturam, ubique et semper repudianda 

- sunt, qualia Sodomitarum fuerunt.” Auch auf die von mir 

—X fränkiſchen Capitularien iſt aufmerkſam zu machen. 
89) Meine Strafrechtstheorieen S. 129. Not. 141. 


90) Wächter, a. a. 9. ©. 202fg. 
Acais d. Er. A. (Beilage: Seft zu 186%.) & 


‚Kuppelei)R), hier nicht eine befondre Rüdficht der meitli 
chen Strafbarkeit auffichen konnten und wollten, nur bie 
angegebene der Verlegung eines gättlihen Geſetzed die 
beftimmenbde ſeyn konnte, die ald eine anerkannte veraub 
gefegt wurbe. Diele hat fih denn auch in ſpätern Geſch 
gebungen, ſelbſt proteftantifcher Länder, erhalten, wo die 
Bedeutung des f. 9. jus divinums nicht: geringer war. 
Daß man in der firafrechtlihen Behandlung "in ber Folge 
von andern Grundfägen ausging, da es hiefür an 
einer innern Rechtfertigung nicht ‚fehlt, ift wohl zu billi⸗ 
gen, und dafür, daß oft befier folche Frevel gar nicht and 
Licht gezogen worden, wenn fie nicht ſchon unter Seb 
beiführung öffentlichen Aergerniffes offen vorlagen, durfte 
man fih auf das Canoniſche Recht berufen 9) Mau 
mochte auch in der Verletzung der Gitte, die ihre Geltung 
im Rechte hat, einen Gefichtöpuntt der Ahndungswuͤrdig⸗ 
keit finden, da man glaubte, die alte Anficht verlaflen zu 
müflen, fey ed wegen der Conſequenz; zu der biefe hin: 
fihtlih der Strafe führte, die man nicht mehr anerfennen 
tonnte, fey ed, weil man mit dem Princip ber frühern 
Zeit völlig brach, worliber wir hier. nicht weiter zu ſpre⸗ 
hen Veranlaſſung haben. Man Eonnte fich, gegenüber 
einem mißverftandenen Religiond: Eifer und einem für 
den Staat und feine Gefeßgebung, die fich ihres eignen 
fittlihen Princips bewußt find, nicht zu duldenden uns 
mittelbaren Einfluffe der Kirche, wohl auch darauf berus 
fen, daß Toͤdtung, Diebftahl:c. ſtets ald rein weltliche 
Verbrechen behandelt würden, und die Gebote „Du folft 
nicht tödten”, „Du ſollſt nicht flehlen”, ungeachtet ber 


91) So die Folge in den Artt. 116 — 123 der P. G. O., mes 
chen die Artt. 141—148 der Bamb. und Brand. 9. ‘8.9 
und 122 — 129 der beiden Projekte entfprechen. 


92) Mein Lehrbuch 6.553. Anm. Roßhirt, a. a. O. Band II. 
©. 125g. 


Ur 


vollen: ihnen: ; gebährtuben: Anerkennung: doch nicht: eitie 
uunmittelbare: Wirkfantleit im Straftechte hätten: — wie 
beten. bie: nothwendige Selbſtſtändigkeit beflelben und be® 
Staat; durchaus nicht zu dem -Ergebniß einer ‚gänzlichen 
Losreißung vor-bem führt, was dieſem einen tiefern Ge⸗ 
halt verleiht und für die im: Staate mit beſtimmten Rech⸗ 
ten / und Pflichten. labenden Individuen die höhere Bewib⸗ 
zung darbletet. 

Aber daraus dürfte nicht gefolgert werden, daß, wis 
Roßhirt ®) richtig bemerkt, „in der neueften Zeit, wo 
Altes auf Restöfräntung hinaudgeführt werben follte, man 
für’ diefes — Delict feinen Platz im Strafrechte finden 
wollte” Die neueften Seftugebungen find wieder zur rich 
tigern Auſichten zuruckgetehrt I 


a Pad tn 8. 14. Bu oda 


In dem folgenben Kt. „Siraff der Untey ſch 
mi t nahent gefipten freunden”®%) dürfte wohl 
aux: eine entfernte ‚Spur religiöfer Beziehung gefunden 
werben, Die Bamberger und Brandenburger, 
H. G. O. bedrohen den Inceſt mit nächſten Verſchwaͤger⸗ 
tem mit derſelben Ahndung, bie fie auf den Ehebruch 
ſutzen °°) und fügen hinzu: „Aber von neher unkeuſch 
wit um zucht und ergerniß willen zu melden unterlaflen,. 
wo.aber nod) nehere und »epligere unbeufh geibt würdt, 


by 


93a. a. O. ©. 126, wo die Anmerkungen zu dem bayr. 

Gtrafgefegsud Art::186 In Bezug genommen tverden. ‚ 

94) ©. 3. B. das Preußifche GStrafgefegbuh vom 3. 185.; 
Art. 143, — Ueber das Vergehen im Allgemeinen: v. Wäch⸗ 
ter, Abhandlungen aus dem Strafrechte. Leipzig 1835. 
©. 180fg. 

95) Bamb. u.Brand:H. G. D. Art. 142, beide Projekte 
Art.123. und 9. &. D. Art. 147. 

96) Bamb. und Brand. H. ©. D. Art. 145. j 
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Kuppelei) ®*), hier nicht eine befonbre Rüdficht ber weit» 
chen Strafbarkeit auffiellen konnten und wollten, nur bie 
angegebene der Berlekung eines göttlichen Geſetzes ie 
beftimmenbe feyn fonnte, die ald eine anerkannte voraub 
gefegt wurbe. Diele hat fi denn auch in fpätern Geſch 
gebungen, ſelbſt proteftantifcher Länder, erhalten, wo bie 
Bedeutung bed ſ. g. jus divinum nicht. geringer wer. 
Daß man in ber firafrechtlihen Behandlung in der Folge 
von andern Grundfägen ausging, da es hiefür an 
einer innern Rechtfertigung nicht fehlt, ift wohl zu bil; 
gen, und dafür, daß oft befier folche Frevel gar nicht and 
Licht gezogen worden, wenn fie nicht ſchon unter Her 
beiführung öffentlichen Aergerniffes offen vorlagen, burfte 
man fi auf das Ganonifche Recht berufen ®), Dean 
mochte aud) in der Verlegung der Sitte, Die ihre Geltung 
im Rechte hat, einen Gefichtöpunft der Ahndungswuͤrdig⸗ 
feit finden, da man glaubte, die alte Anficht verlaflen zu 
müflen, fey es wegen der Confequenz, zu ber dieſe hin 
fihtlih der Strafe führte, die man nicht mehr anerkennen 
fonnte, fey ed, weil man mit dem Princip der frühern 
Zeit völlig brach, worüber wir hier nicht weiter zu fpre 
chen Veranlafjung haben. Man konnte ſich, gegenüber 
einem mißverflandenen Religions: Eifer und einem für 
den Staat und feine Gefebgebung, die ſich ihres eignen 
fitttichen Princips bewußt find, nicht zu buldenden um 
mittelbaren Einfluffe der Kirche, wohl auch darauf berus 
fen, daß Toͤdtung, Diebftahlic. ſtets als rein weltliche 
Verbrechen behandelt würden, und die Gebote „Du folk 
nicht tödten”, „Du ſollſt nicht fehlen”, ungeachtet ber 


91) Eo die Folge in den Artt. 116—123 der P. G. D., wels 
hen die Artt. 141—148 der Bamb. und Brand. H.9.D. 
und 122— 129 der beiden Projekte entfprechen. 


92) Mein Lehrbuch 9.553. Anm. Roßhirt, a. a. O. Band II. 
©. 125fg. - 


53 
E45. 


* Wichtiger if fir uns bie Geſhichte d der —*—* 
——— — —⏑——— Entführung Die Bamberger 
und Brandenburger d. ©: Ogeben bem Art. 148 
te Ueberſchrift: „Straff der jhenen, fo. Erwery- 
her, :Quntfrawen: oder ‘Glofterfrawen em⸗ 
ahürn.” Nachdem hier dem Entführer einer Ehefrau ober 
siner unverleumdeten Jungfrau, ‚wenn der Gattk ober 
Bater peinlich klagt („unaugefehen ob die Eefram oder 
junkfraw iren millen dazu giebt”) Die: Todesſtrafe "Durch 
Enthauptung gedroht iſt, heißt es am Schlufle: „Deßgley⸗ 
chen ſollen geſtrafft werden, die ihenen fo geyſtlich 
Cloſterfrawen emphüren, oder mit ſcheinlichen werken 
ſolches zuthun underſteen. u | 


Füuͤr dieſe letztere Befftramung hatte man ſchon das 
ei de Recht ald Vorgang). In -der L. 834. Cod. 
de episc.: et ler. vor Juſtinian wird der: relis 
gidfe Geſichtspunkt au die Spike geffellt: „, Raptores 
virginum vel viduaruni:vel diaconissarum, quae Deo 
fuerint dedichtde, pessima crirkinum -peocantes, c@- 
pitis supplicio plectendos esse decernimus ; quod non 
solum ad injuriam hominum, sed et ad ipsius om ni- 
poteiitis Dei irreverentiam chmmillitur.” . 


— — 


* Im Theod, Goa wird neben den Zitel. 8 rapta virgi- 
d mum vel vidnarum MX. 24) der. andre. geſetzt: de-reptu vel 

.  matrimonio sarctimonsalimn. virginum vel viduarum 
ax. 25). Im Jufie. Coder iſt es ein Zitel de..rap- 

Bu Ne a sen. viduarum, ne nos santtimonialium 
. 13), vgl. Ku. 58. Cod.:de episcopis et ciericis 
3) Nov.:128, Cap. 4%, deren Juhalt aufgenommen ifl 

in C. 30. Caus. ÄXVH. Out. (vgl: Gavigny, Geſchichte 
des Röm. Mechse: im Mittelalter, Band 11. ©. 274fg. und 
Le Yale gehehud) des Crim: R. vedewere ui. . 

’ -ı 
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Die Aufnahme einer folhen Beſtimmung in bie 
9. G. O. für das Bisthum Bamberg im Jahr 1507 hatte 
äbre Berechtigung, und war den berrfchenden Anfichten 
entfprechend; auch für die Brandenburgifch : Fräntifchen 
Lande war im I, 1516 feine Beranlaflung, etwas Abwei⸗ 
chendes anzuordnen. Ohne Zweifel follte auch, da bie 
im erften Falle aufgeftellte Vorausſetzung des zur Klage 
Berechtigten nicht Platz greift, von Amtswegen Y) oder 
auf Beranlaflung ber .Klofterobern verfahren werben. 
Aber fchon die beiden Projekte Art. 124 erwähnen 
Ser Entführung von Klofterfrauen nicht mehr, und 
eben fo wenig die mit diefen übereinflimmende P. G. D. 
Art. 118. oo: | 


Schwerlih war die Abſicht, hier ſtillſchweigend dad 
römifche Recht zu beftätigen.. Man muß vielmehr an eine 
swohlüberlegte Anwendung beffen denken, was bie Bam: 
berger 9. &. D. beſtimmt hatte, und ed als richtig 
anerkennen, daB „die religidie Idee des Klofterlebens, 
welche der Grund jener Straffäke war, fchon zu jener 
Zeit ihrer Vernichtung entgegenging” Diele Anficht, 
welche Roßhirt aufſtellt '9), wird auch von Wäch⸗ 


100) Vol. Bamb. und Brand. H. ®. D. Art. 10, beide Pros 
jekte und C. C. C. Art. 6. 


101) Roßhirt fagt a. a. D. &.483: „No tft fonderbar, 
daß in der Carolina der Entführung der Klofterfrauen 
nicht gedacht iſt, welche in der Biambergenfis ganz vor⸗ 
züglich hervorgehoben wurde.” (In der Net. 5. fept er bins 
zu: Auch der conatus foll hier mirder Zodesftrafe belegt werden 
„oder mit fcheinlichen werfen foldyes zu hun wunterfleen.”) 
Freilich finder man den Schlüffel leicht, wenn man die Vers 
bältniffe jener Seit und den Umſtand in Berracht zieht, 
" Bf Schwarzenberg ſelbſt fpäter fi bier für berechtigt 
 - bielt, feine Tochter aus dem Klofter zu entnehmen; die relis 
gibſe Idee des Kiofterlebens , welche der Grand jener 
Strafſätze war, ging ja fchen im jener Zeit ihrer Wernichtung 

entgegen.” Wran der Exrüfei Sch fa Leicht ſindet, fo kann 


nen AP) welcher buertt daß, dir Wenigſten fich auf die 
Srage zinkaffenn,; warum wohs die Carolina ber Kloſterfrauen 
aüht ermnhut wßhrend :bied doch die Bamb ergen fis 
ur?!’ getkeilt :und:- weiter aubgeführt: Und gewiß darf 
man hier eine Berüdichtigengber.bereitö-anerfannten pres 
Aftantifchen Lehre und der derſelben zugethanen Reichsfün 
Kar finden / woelchen aicht in eine Strafbeſtimmung willi⸗ 
gets konnten ‚tie; an ·ſich und im ihren Folgen, für fie 
wicht Geltung haben durfte. Daher würbe auch eine ſtill⸗ 
hwõgende Outheifsing DE Beſtimmungen bes Römifchen 
and ::Ganenifhen Merhit einen : Widerfpuch: mit :ben 
Granbfägen. enthalten. haben, : Die; ich: -baminkt: ;geltehh 
mechten. OMDhne Zweifel ging: bie Meinung dahin/ ge⸗ 
æxintechtlich nichts über jenen Punkt ju-beftimmen, über 
Arabic. Evangeliſchen wefentkich andere Grunbfäge: auf 
andern Vorausfegungen' hatten, und dad: Mrforderlice d ten 
— du cuerlaſſean m 


char yatı 
6 16. 


: 7 Anh and. Berbrehen der Biga mie iſt von einem 
religisſen Standpunkte aus 'aufgefoßt;,- die: Handlung 
wird mit ausdrücklichen Worten als gegen bie Heilig: 






2° Me in der dB. D-getiofene Hoänderuif uber: 
v.Bar, Mean a —— umb —— 
‚den. Bol.· neach . H.Boehmer J. E. P. Tom. V. 2. 20h: 


Aa02) Abhı ans. En; eh. Bi; 1885. BR. L 
es — Grnub/ epp im Ar⸗ 


J 10 Zu ein e. 84 fa.: „in der Zhen wird in Por 
teftantifchen Staaten Fein Gefeg die Wegführung einer freis 
—— Folgenden „gtoft Er für ein Verbrechen der Ente 
führung? exflären’* und. feht Not. 74 "hinzu: „‚Menn die 
Sandiung wider ihren Bi * vorgenommen fey, fo müffe 
fie natürlich, nad den (von ihm E 72. Nr. I. angeführten) 
allgemeinen ee ——— werden.” ER ‚onfess. 
August. Art, 27. —38 


keit der Ehe gerichtet und ald Mißbrauch derfelben 
bezeichnet; wogegen alle Andere, was babei concurrirt, 
alt Mittel gebraucht wird, ober als Felge eintritt,. eine 
umtergeorbnnete Stelle einnimmt. Dan hat dies nicht ſel⸗ 
ten überfehen, ober, indem man jenen Standpunkt be, 
wo bie Ehe nicht als Sacrament betrachtet wird, nicht 
annehmen zu Lönnen glaubte , abfichtlih dem andern Be 
ſichtspunkte eine größere Bedeutung beigelegt, wozu aller 
bingd, neben ber veränderten Auffaſſung, auch die Aus 
drucksweiſe bed Geſetzes mit Weranlaffung bot. Ge if 
man — vollends unter dem Ginfluß der durchaus fal⸗ 
ſchen Anficht von der Ehe, als eines Bertrages !*), 
wmodurch deren fittlicdhe Objeltivität verfannt wird, die wir, 
ohne deshalb die facrramentale Eigenſchaft anzunehmen, 
anerfennen müflen — zu Ürgebniflen gelangt, welche 
weber bem Begriffe noch dem Geſetze entfürechen, namens: 
lich was die Erforberniffe bes TShatbeſtandet und die Bol- 
endung betrifft. Hierauf habe ich bereitd früher auf: 
merkſam gemacht 7%), 

Eine nähere Betrachtung bed geſchichtlichen Ber: 
haͤltniſſes wirb dies beflätigen und vieleiht auch für bie 
praftifche Seite nicht ohne Nuben fepn. 

Die Bamberger und bie Brandenburger 
H. G. O., welche in dem Art, 146 „Straff des übels 
das in geftalt zwifacher Ee gefhiht” in großer 
Ausführlichkeit von diefem Verbrechen handeln, beginnen 
mit den Worten: „Item fo ein Erman ein ander weyb, ober 


104) Bal. Hegel, Grundlinien ber. Philefopbie des Rechts 
. 161. v.&avigny, Syſtem bes römifhen Rechts, IH. Il. 
‚319 und Met. f. Gtpler, Handbud des gemeinen und 

Dreufifhen Eherechts ber Aatholiken und Epangeliſchen. 
Breslau 1840. Eint. &.4 fg. ‚Mein Lehrbuch der Etrafs 
techtewiffenfchar: 6. 519. m 


105) Mein angei. Tehrbui 6. 820. 


rin Eeweyb ein andern man, in: gefka 14:9cH heyli« 
gen Ge, bey leben des erſten Eegefellen nimpt, und 
fetzen datauf zum Theil and dem römiſchen Rechte ent 
lehnte Nachtheile, unter andern auch am Bermögen,’ rom 
Spell neu hingütretende Uhndungen. -. .:- 

Von den beiden Projekten: hat dab uokk 
Urt. 127: mit geringen, nachher zu berührenden -Abweis 
Hungen, bie Art. 146 der Bamb. und Brand. H. G. O. 
‚wiederholt, und insbeſondere ‚mit dieſen ausgeführt, wir 
zwar die an manchen Orten beſtehende Gewohnheit; fob 
GH Verbrechen am Beben zu ahnden, gemißbilligt wer 
de, da auch „die gemeinen kayſerlichen Rechte deshalb 
Berne todesſtrafe ſetzen?, deundch unter beſonders erſchwe⸗ 
wenden Umftänden;: nach Rath der: Rechtsverſtaͤndigen, 
auch dieſe Strafe -folle erkannt ‚werben dürfen. -- Das 
gweite Projekt; Art. 127. behält zleich dem Heften umd 
Gen: beiben- vorhergegangenen H. G. O. die Aufftellung 
des Gefichtöpimtteß der Verlegung der Heiligkeit: bir 
he: bei, kuͤrzt dagegen die ganze Ausführung ‚namen 
lich der. Gründe für und ‚wider bie: Todesſtraft ab, und 
fügt durch die Bezugnahme auf dm Ehebruch, auch hie 
fichtlich der nicht näher angegebenen Strafe, sin. neueb 
Moment hinzu, auf welches man, wie gefagt, ein zu 
großes Bericht gelegt hat, wofür jedoch die veränderte: 
Anſicht in der Iwifchenzeit über. dad Weſen der Ehe, mit 
einigem Schein geltend gemacht werben kann 19), . Der 
Art. 121 der P. G. D. if, von der Schreibarf abgefehen, 
ganz gleichlautend. Zum Zweck unferer weitern: Eroͤrte⸗ 
zung nehme ich ihn hier auf: 

„Item fo eyn chemann eyn ander weib, ober eyn 
eheweib eyn andern mann, in gefialt ber heyligen 
ebe bei leben des 'erften ehegefellen nimbt, welche übels 


106) Wächter, Abhandlungen ꝛc. ©. ME. ni 





that dann auch eyn ehebruch ‚und größer dann- Das felbig 
daſter iſt, und wiewol die Keyſerlichen wecht auff ſolch 
abhelthat keyn ſtraff am leben ſetzen, So wollen wir doch 
welcher ſolchs laſters betrüglicher weiſſ, mit wiſſen und 
willen urſach gibt und vollbringt, daß die nit weniger 
dann bie ehebrüchigen peinlich geſtrafft werden follen.” 

> Diefe Worfhrift, die nicht alle denkbaren Fälle ev 
ſchöpft, welche firafbar feyn können, iſt nun auf ver: 
ſchiedene Beife ausgelegt worden. Ich übergehe dem. hie: 
der gar nicht gehörenden Ball der f. g. ſuceeſſipen Pos 
Iggamie, und den im Röm. R. erwähnten bei und wegen 
der Form der. Schließung der Ehe nicht möglichen all, 
„daß eine unverheirathete Perfon zugleich mit zwei 
unverheiratheten Perfonen andern Geſchlechts eine (Ehe 
eingeht” 397), Die einheimifche Geſetzgebung berührt 
aur bie Dandlung einer verheiratbeten -Perfon, welche 
seährend des Beſtehens dieſes ihres, ehelichen Verhaͤltniſſes 
sin neues eingeht. Wächter *0) ſtellt hier die Geſichts⸗ 
yunlte auf, von welchen möglicherweife eine Geſetzgebung 
Bei der ftxafrechtlihen Behandlung ſolchen Frevels aus⸗ 
geben fanı. Der eine ift der der Polygamie. über 
Jaupt, wo für die erfle und zweite Che die anımi desti- 
— —⸗ 


u Br Bihterme 2. S. 146. L. 1. in f. D. de his qui 
notantur inf.: „Quive bina sponsalia, binasve nuptias in 
: sodem tlempore constitutas hakmerit.” 1.13. 9.2 — 4. 
„." D. eod. Alſo ea nicht eine Ehe eingeht, worauf auch 
aicht die Abficht ter iſt, fondern zweit Ehen, da bies 
für Die —ã Seune eb ner darauf, er. en 

8 — eivilrechtlichen Folgen ankommt. S. noch L 
Cod. de incest. nupt. und L. 18 pr. Cod. ad leg. Jul. ‘de 
adult. In Lepteree Stelle heißt es am Schluß: ;‚in en 
:  . Bamque re non juris effectus, quo cives nostri ma- 
trimonia contrahere plura prohibentur , sed animi de- 
stinatio cogitatur.” ©. noch die bei —— angef. 
Zarde Handbuch des Straf⸗R. II. S. 67. Net. 8. vgl. mit 
Heffter Lehrb. $. 45. Not.2. Henke Hand. I. &. 301. 

Mein Lehrbuch 6. 527 


108) 0.0.0. &.8 . 


natio Der: the gerri: Wer Verbavung unter der Beedam 
tung der Ehefbimenhinrriche, vagegen aufi' die Gultigkelt 
bet erſtenEhe und auf: bie % "Eh fömmarien der zweh 
ven aicht⸗ ee, nn pri 
Der 'gielte: ‚Scfctsöheee PR ſeyn :baß:,; map 
hauptfaͤchlich Vie Berletzung veriedelihen Treukl 
jedoch ohne Hinen wahren Ehebruch zu’ fd 
dern, ins Kaye faßt , alfo: die: Bigamie Yaam'als von 
handen annintme, wenn ein Ehegatte eine bigambt 
ſche Eye abſſchließt,! ſomit in Diefe zweite She ad 
ſich, und die duch fle begangene Verletzung der ehö 
Uchen Treue, welche durch die concurrirende VPolygeale 
einen beſonderen ſtrafrechtlichen Eharakter detomnn das 
Bafen der Bigamie fegt n1o)y. 2 mn... 
“2 „Dee dritte mögliche Seſichispunkt iſt, v6 man 
bie Bigamie als einen, unter bet Form and dem Scheiu 
von zweiter Ehe begangenen, wahren Ehebruch aufı 
fast, welchet durch die damit concurrirende beſondere Ben 


3 an 


..109) „Goncuerirt in einem kein Bel eine BE ir 
- ehelichen Ireue, ein vollendeter eder cin. de ante 
ser: fo müßte Dieb einen Straferhö kt bilden; ; 
Gleiche wär Die Sail; wenn zugleich ein —— 
ten Ehegan Hangen. würde,” . — — ſchent ‚puir N, BB 
unter —* —— — 4. 3 
5— Km Acht. 4 hekas 443 — er 
a in uffoffun * exe i erletzung der 
chen — flets * darin ' — ein jene 
ne „rise, has ch sa :@&ie iuigt uhmittelbauıtı 
‚ der Polygamie, die ‚chen, das Strafbare if, mo nur die Mq⸗ 
nogamie rechtlich und fittlich anerkannt wird. ' 


110) In diefem Fall erft läͤßt Wächter den Geſichtspunkt eintres 
ten, den ich ſchon als bei. dem erften vorhanden ‚angedeutet 
habe. Wenn aber, obſchon die Werlegung der ehelichen 
Treue das eigentlich Strafbare it, dennoch und mit Hecht, 
das Abfchliehen der bigamifhen Ehe als das den 
der Bigamie gilt, fo Tann doch wohl Me Yolygamie nicht 
als blos. concurrirender und den ftrafrechtlichen Charakter der 
Handlung nur beſonders heſimmender Umſtaud in Berrächt 
kommen. au 


. PP 


Iehung der Ehegeiehe beſonders firafbar erfcheint,” 11) 
Demnach müfle der volle Thatbeſtand bed Ehebruches, 
und daß die zweite Verbindung während ber Dauer ber 
erften unter Beobachtung der äußern Eheformen eingegan: 
gen fen, erfordert werben 11%), Die Behauptung, baf 
die Carolina von bem britten. Geſichtspunkte auß 
gebe 212), wogegen bie Bamberger 9. G. D. und ber 
erfte Entwurf vom 3. 1521 von dem zweiten, erfcheint 
fon darum ungegrünbet, weil in ber That, ungeachtet 
der oben erwähnten Abänderungen, walche ber zweite 
Entwurf und die C. C. C. felbft getroffen haben, ber 
entfcheidende Befichtöpunft in allen biefen Werfen mit 
denfelben Worten angegeben wird. Diefer liegt in bey 
Worten: „in Geftalt der heiligen Ehe”, die 
man nicht fo Leichthin überfehen oder als blos gelegent: 
lie Aeußerung, im. Verhältniß zu andern Momen- 
ten, bie bad Uebergewicht hätten, betrachten darf. Ich 
babe auf diefelben fchon früher an verfchiedenen Orten 
aufmerkſam gemacht 11). Wie man bdiefe deutliche Be 
fiimmung bei Seite fegen. fonnte, die noch dazu in bem 
Canonifhen Rechte und ber damaligen Auffaffung ber 
chriſtlichen Ehe ihre Stüge und Begründung hat, würde 
kaum zu begreifen feyn, wenn man nicht annehmen 
dürfte, daß dazu die übrige Kaflung des Art. 121 in einer 
Seit und unter Verhältniffen Beranlaffung gegeben, wo 
man von der Annahme ded Sacramentd der Ehe nidt 
mehr allgemein auöging, und fi nach firengeren Erfor 
111) Bol. Wächter a. a. O. S. 150. 
112) a. a. D. ©. 149 fg. | 


1123) oder „‚ansjugehen fheine” a. a. D. S. 151. ©. jedoeh 
auch ©. 145. Kor. 2. 


114) 3. B. mein Lehrbuch der Straf⸗R. W. $. 597 — 531, 
befonters & 529, wo die Strectitann no den nerfchledenen 
Gefichts puntten erörtert werten. 


betuifen bes Thatmm kandes ee jr Ainabie, 
bannit die Anwerdumg drbintuthin ſchweren Serafe bo 
ſtocatt werbe. Welchen Einflußz dies namentlich "dit 
ve Bekimmmnkbeffen halte, was zum Thatbeſtande dub 
vooo klend ot en Verbtechens gehore; diſt ¶mit NRückficht 
auf jene Geſichispunkte bereltscgenügend ausgeführt wien 
den 228), Ma: meiner Anficht maß. mit Schließung der 
zwelten (digamiſchen) gel oem nad; ohne Riute 
ſicht auf ſonſtige Bedingungen ber Conſummation und uuf 
eine noch: weitere Verletzung der Trene = Da fhondieh 
Biriteiht: das Werbrecheil der Wigamle als vollendet der 
trachtet werben 139). ..:@&8 ſollnicht xoiederholt werdeii 
daß die Worte: „welche übelibet dann auch rin Ehr⸗ 
bruch und: gröbßer denn dieb laſter iſten, keinesweges 
in dem Zuſammenhunge, wo fle gebraucht werbaf,. mus 
He Bedeutung haben, die Bigamie als eine Unterart daß 
Ehebruchs, der allerdings auch darin enthalten iſt, zu 
bezeichnen; denn daB dieſe Handlung ein ſalbſtſtaͤtidiges 
Berbrechen begründet 117); wird ſeibſt son den’ Wertheis 
Digein der Anficht nicht bezweifelt, gegen Die wir. und 
erklären. Eben fo wenig mag man aus ber veränderte 
Zaſſung gegenüber dee Bamb. und Brand: N G.Di 
und den erften Projetten, welde nur. die Strafe, 





— 


115) ©. die in meinem Lehrb. a. a. O. angef. Roßhirt, 

Wächter, Henker, Heffter, und.die bei Bicter Abb. 
S. 151 erwähnten Fenerbach, Srolmas, Martin, 
Zarde, Kittmann: . _ 


116) Mein angef. Lehrbuch 8. BD. 530: 


417) Wie ich deun auch ausgeführt habe, kip no ganz; andere 
Motive als die vorüberge enden des eigentlichen Ehebruchs 
bier. ftatt finden Eönnen und meift werden, wo e& zur wirfs 
lichen kirchlichen Schließung der zweiten Ehe kommt, die 

nach den jepigen Erforderniſſen kaum ohne einen cancurris 

renden Betrug an Der. hen und weltlichen Bebörde 
möglih if, während nicht üherall ein Betrug zen ON 
andern Iheil verübt wird. Mein Tehrbun S. RE ig 


nicht bie Natur deb Berbrechens betsifft, etwas fchließen. 
Bir ſlellen die Bedeutung aller andern concurrirenden 
Momente ker Strafbarkeit, die durch die abgekuͤrzte Faf⸗ 
fung der P. G. O. nicht von der rechtlichen Berüdfichtis 
gung auögefchloflen werben, keineswegs in Abrebe. Aber 
das Weſen bed Verbrechens müflen wir, mit bem Gelege 
in dem Mißbrauch ‚der geflalt der. heiligen Ehe” erken⸗ 
nen; Es ift daher auch nicht nöthig, um die Bezeich⸗ 
nung „jweifache Ehe” zu retten, wofern ein Fall zur 
Beurtheilung vorläge, da Jemand nicht bloß eine zweite, 
fondern auch britte,. vierte Ehe, unter den erwähnten 
Bereusiehungen eingegangen hätte, die: künſtlichen Aus- 
wege einzufchlagen, wonach entweder jebe fernere Ehe nur 
in Bezug auf die allein gültige erſte Ehe firafbar, mithin 
eine Doppelehe ſeyn fol 128), was unbedenklich zuzugeben 
it, oder, wenn einmal die Doppel: &be geſchloſſen war, 
jede fernere Ehe firafrechtlich nicht in Betracht komme, 
worüber Wächter 119) bemerkt, daß dieſes nach der Ca⸗ 
rolina, welche bie Bigamie blos als Ehebruch auffaßte, 
aur in fo weit der Fall fey, als die Concurrenz mehrerer 
Ehebrüche die Strafe des. Ehebruchs nicht erhöhe 120), je: 
dos) mit Recht hinzufügt, daß auch unfere Praxis, welche 





118) Heffter Lehrbuch 8. 249. Not. 1. 
118) a. a. 9. ©. 145. 


120) Abgefehen davon, daß ich den Dberfag über die Auf⸗ 
faſſung der Bigamie nur ale Ehebruch in der C. C. C. nicht 
einräumen fann, muß diefer Schluß befchräntt werden. Im 
Verhältniß zu denfelben Perfonen mag eine Concurrenz meh⸗ 
rerer Ehebrüche , d. h. wiederholte den Ehebruch begründende 
Handlungen, allenfalis kein Erhöhungsgrund feyn, wiewohl 
bei unbeftimmter Strafe dies doch als ein Zumeflungsgrund 
zu berüdfichtigen ift; aber wenn Jemand, mit verfchledenen 
Zeionen — unter Umfländen,, wo nicht wegen früher 
ereits erlittener Strafe ein Rückf all vorhanden ift — im 
Ehebruch lehrt, da ift jene Behauptung ungegründet umd die 
VPraris wohl gerechtfertigt. ' 


Die Bigamie auf die glelche Weife auffaßt, bel dei jeht an⸗ 
genommenen erbiträren Strafe bed Verbeechens is: Viefeb 
als erfehwert betrachten und die Strafe erhoͤhen werde, wenn 
noch mehr als zwei Ehen' geſchloffen wurden 49), :: 1 
Der Ausdruck, zweifache Ehen, der in den Weber 
ſchriften vorkomint, ſindet ſich im Texte: ſo wenig ald’ein 
anderer gleichbebeutender; es iſt vie Rede daͤvon, daß 
Semande, in geſtalt der heiligen Ehe bei leben des erſten 
ehegeſellen einen andern nimbt.” Anderer heißt aller 
dings, auch und zunaͤchſt, befonders in: der: Alten‘ Spra⸗ 
che, foviel als zweiter; aber doch nicht ausſchließend. 
Es bedarf Feiner Berufung auf ein Argument vom Gegen: 
theil aus L. 12. D. de Towtibus 9), . une yıs zeigen) 
daß wenn der Begriff Mehrerer: ſchon durch Zwei: afüne 
werde, insbeſondere da wo von’ verbotenen: Handlungen 
die Rebe ift, mehrere foldye ‚nicht :mindeflens -auch zwek 
bedeuten, und was von biefen gilt, für jene im: erhöhten 
Maaßſtabe in Anwendung kommen müfle Wie :follte 
der fchwere Frevel, daß Iemand die Firchlichen Feierlich⸗ 
keiten in ſolcher Weife (, geſtalt der Heiligen Ehe”) mp 
als: einmal mißbraucht , unbeachtet bleiben? 
Der wichtigſte Einwand würde ſeyn, daß die Gone 
gelifchen bie Ehe nicht ald Sacrament anertenneh wy 


121) a. a. O. Not. 2. a. E. Jedenfalls aber gelten wie 
allgemein ‚angenommen wird, .die Strafbeflimmungen der Ges 
ſetze über aweifache Ehe zum wenigſten and bei einer 
mehrfachen.” 

132) Ulpian: „ UHi numerus testium non adjlcitur, etiam 
duo sufficient; piuralis enim elocutio duoram numero 
contenta est.” 


133) Hepy im Archiv XIV, ©. 347 fagt: „Faßt man beide 
Delikte (Ehebruch und Bigamie) mit der 9. ©. O. als qua⸗ 
lificirte Zleifchesverbeechen auf” (— davon flieht kein Wort 
in der P. @. D.) „ſo werden zwar alle jene Gonfequenzen” 
(nämlich andere Au faffungen) ,,glüdlih vermieden. Allein 
dieſer Gefichtspuntt wollte nie reiht behagen ” (aeoi mit 


“ 
Dann aber hätten wir bier ein Beiſpiel, wie ungeachtet 
ber fonft wohl bei der Schlußrebaftion ber P. G. D. beob» 
achteten Rückſicht auf bie Proteflanten, wovon wir an 
mehreren Stellen zu fprechen Gelegenheit gehabt haben, 
diesmal eine foldye nicht flatt fand. Das findet fich zwar 
noch einmal recht berbortretend bei dem Kirchensaub und 
Diebſtahl ?*). Allen, da die Evangelifche Kirche nicht 
minder die Heiligkeit der Ehe erkennt, wenn fie auch 
nicht derfelben die facramentale Eigenfchaft beilegt und 
die befondern Folgen anerkennt, welde das katholiſche 
Kirchenrecht in Betracht der Ausfchließung der Ehefcheb 
bung und ber Wiederverheirathung bei einer nicht durch 
den Tod bes einen Ehegatten getsennten Ehe annimmt, 
fo lag ein Grund diefe Faſſung des Art. 121 zu verändern 
wohl nicht vor. Die Veranlaffung wäre fonft nahe ge 
nug gewefen, ba gerade diefer Artikel gegen bie frühere 
beliebte Faſſung fo fehr verändert und abgefürzt wurde. 
Grade der Umſtand, daß das in allen früheren Redaktio⸗ 
nen aufgefiellte, dad Verbrechen feinem innern Grund 
wach bezeichnende Motiv der hohen Strafwürbigfeit, niit 
denfelben Worten beibehalten worden, dürfte dafür fpres 
chen, daß man Seitens der Evangelifchen keinen Anftoß, 
keine Beeinträchtigung bier fand. Gegen bie Anwens 
dung der praftifchen Folgen auf einen ſich wieder verhei⸗ 
rathenden, vom Bande der Ehe gefhiedenen Evangelifchen, 

gutem Grunde) „entweder weil man ihn gegen bie Heilige 

keit der Ehe gehalten, zu vulgär uud trivlal fand, oder” 

(dies tft ein falfcher Gegenfag, denn es folgt aus der richti⸗ 

gen Anfitbt von jener Zrivialität) „weil man glamdte, 

einen entforechenden Gefichtspunts anffinden zu müflen. Su 

diefem gehören: die Verlegung des Sacraments, ein 

Gefichtspunkt der aber auf das mrotehanstfche Deutſchland 


nicht anwendbar iſt.“ Vgl. indeß Dr. M. Luthers Trau⸗ 
buchlein. 
120) Fe 9. * O. Art. 171. 172 mit Bamb. und Brand. 
D. 197. 198. und den beiden Projekten 
a 178. ” und was darüber weiter unten zu bemerken 
feon wird. 


65 
deſſen Ehegatte noch am Leben war — ein Fall den man 
damals übrigens ſchwerlich ſich ganz deutlich machte — be⸗ 
durfte es Feiner Sicherung, und wo dieſe bei der, auch in 
unſerer Zeit ſtattfindenden Streitfrage in der Praxis 
(wenn man es eine Streitfrage nennen darf, worüber 
jede Confeſſion beſtimmte, und aus ihren Principien 
folgerichtig ſich ergebende Regeln aufſtellt) etwa Bedürf⸗ 
niß find, da ſehen wir, daß eine Abhülfe ‚nicht darin 
liegt, jene Bedeutung der Worte „heilige Ehe” zu be 
feitigen, oder, wie ed die neueren Gefebgebungen thun, 
ſolche ganz wegzulaflen. Für jeden Andern — für den 
einer wahren Bigamie Schuldigen eine andere Beurthei: 
lung zu fordern, ald nach dem Geſichtspunkt eines Fre⸗ 
veld an der Heiligkeit der Ehe 20), Tag fein Grund vor, 
und man hat Feine Berechtigung, durch Vorausſetzung 
eines folhen die. Meinung zu rechtfertigen als follte 
der immer wiebderfehrenden Bezeichnung auf einmal in ber 
9.6.2. ein anderer Sinn, ald der urfprüngliche bei⸗ 
gelegt werden, wo man denn um in den fonft gebrauchten 
Worten des Geſetzes eine Stüße zu finden, ganz befon- 
‚ ders Gewicht auf den „Ehebruch“ und das ‚, betrüglicher: 
weiß” gelegt bat — was den Regeln gefchichtlicher und 
Iogifcher Auslegung fo wenig entfpricht, als man die Fols 
gerungen gut heißen fann, die fich aus den willfürlich 
aufgeftelten Prämiffen ergeben. Mir wollen jedoch nicht 
verfchweigen, daß. die moderne Betrachtungsweife zum 
Theil eine andere ift, was ſich übrigens leicht auß der 
Geſchichte der wiffenfhaftlihen Behandlung und ber 
Praxis erklärt, — aber deshalb noch nicht rechtfertigt. 


125) Denn diefe und die Ehe, als von Gott eingefeßt, erkennt 
Die evangelifche Lehre nicht minder an. Bu welchen Folgen 
die Auffaffung der Ehe als blos bürgerlichen Bertrages und 
die Einführung der f. g. Eivils Ehe führen, ift Hier nicht zu 
erörtern. Zur Zelt der Neformation batte man davon keine 
Borkelung. ©. oben Not. 104 - 

Archiv d. Gr. W. (Beilage: Seft au 1952.) 5 
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Der Art. 123 vr P. G. O. „Straffderverfup: 
Iungunnb helffen zum ehebrucdh” 128) bezeichnet 
gleich den Vorgängern !?7) die hier angegebenen verbreche: 
rifhen Handlungen ausdrücklich ald „Tünblihe Werke” 

Wir wollen zwar auf diefed Wort, welches weder 
Gobler noh Remus in ihren Ueberſetzungen wiederge: 
ben ?°9), nicht ein beſondres Gewicht legen, da nicht bie 
Abfiht dahin geben follte, hier grade, was ja auch bei 
den unmittelbar vorher erwähnten Verbrechen (Ehebruch, 
Kuppelei des Gatten oder Vaters) hätte gefchehen fönnen, 
ein Verbrechen von vorzugöweife religiondwidriger Ric; 
tung aufzuftelen. Allein ed darf an die Auffaflung aller 
diefer Vergeben, ald zugleich gegen ein göttliches Gebot 
gerichtet, erinnert werben, wie denn auch bier das Mo⸗ 
faifche und Canoniſche Redt für die Würdigung ber 
verwerflihen Handlung maaßgebend find), während in 
Betreff der Beſtrafung theild eigne Beflimmungen aufge: 
ſtellt ſind, theild die Praris dem Römifchen Rechte wenig: 
ftend Anhaltepunfte entlehnte. Ja dieſe und ähnliche 
Verbrechen wurden auch fpäter noch in Proteftantifchen 
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126) Bom Ehebruch, zu welchem eine Gelegenheit argeben 
worden , handeln noch befonders die Bamb. und Brand. 
9. ©. D. Art. 148 a. €. Schon die beiden Projekte 
Art. 129 laſſen diefe Stelle hinweg; das zweite enthält zu⸗ 
gleih, mit Wermeidung einer unnöthigen Wiederholung in 
Berreff des Leihbens der Häufer, eine etwas veränderte 
oe: Die C. C. C. im Unſchluß an das zweite Projekt 
at — nicht jene Schlußbeſtimmung von „Helfen zum 
Ehebruh”, da fchon die Einleitung, wo die Rede ift von 
— niungtfeenfider oder frewlich ehr”, das Erforderliche enthält. 


Eiche die in der vorhergehenden Note angef. Artikel. 
ne die von mir beforgte Ausgabe der Interpretatio J. 
hleri und der Nemesis Carulina G. Remi. MHeidelb, 
* ar. 134. 135. 
—*X oben Note 34 über die „Delikte miber Das s feste 
358 * xwähnt if. Malblank um D. ©. 3 
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Geſetzgebungen, vornehmlich in den Kicchen: Ordnungen 
vörgefehen, der geiftlichen oder Confiftorial : Serichtöbarkeit 
unterworfen und zum Theil mit Kirchenflrafen und Bu- 
Ben belegt 1%), Es ift ein Kortfchritt, daß. die Tirchliche 
Gerichtöbarkeit in ihre richtigen Grenzen gewiefen und auf 
bie Heilmittel befchränkt worden, die in dem Gebiet und 
dem Princip-ded Kirchlichen liegen, aber für den gefchicht- 
Iihen Stanbpunft der auch in der P. G. O. behandelten 
Lehren muß ald unzweifelhafte Thatfache jene. tiefere 
Würdigung der: Wermerflichleiten angeführt werben, bie 
in den Geſetzgebungen unfrer Zeit aufgegeben ift, wodurch 
zwar gewiſſe Nachtheile der frühern Behandlung vermie⸗ 
ben find, zugleich aber auch der Verluſt des Guten herbei⸗ 
geführt ift, welches damit, verbunden war, und dad mög- 
licher Weife hätte erhalten werben können, ohne daß noth: 
wendig den Mißftänden, die. Niemand in unfrer Zeit 
verkennt, eine Dauer gefichert worden wäre. 


$. 18. 


Ich verfage mir jedoch hierüber eine weitere Ausfüh: 
rung und wende die Betrachtung dem nun an die Reihe 
tommenden Art. 131 der P. G. O. zu, deſſen Ueberfchrift 
kautet: „Straffder weiber fojre finder tödten.” 

Hier wird ausführlich von dem Verbrechen de jetzt |. g. 
Kindesmords (in der weiteren Bedeutung, wo auch dic 
felbft nur fahrläffige Berurfachung des Todes mit inbegrif: 


— — 
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130) Bol. ; 3. Chur⸗Sächſ. Kirchen » Ordnung vom 3. 1580 
Mandat 5. 30. @rpt..1609, die Ghe-Drbnung v. 1624, und 
darüber v. Wächter a. a. D. ©. 179. Not. 39. ©. 191, 
Not. 58. und ©. 211. Sn Berraf Würtiember ’6 Ders 
felbe: „Die Sreafarten und Gtrafanftalten des Königreichs 

. Württemberg.” ©. Preußens: Mein Verfud 

einer Geſchichte be Potraftegis und der Gtrafs 
gefeggebung der Brandenburgs Preuß. gonde 
©. 148. Rot. 192. J. H. Boebmer J. E.P.1I. 9. 8 
NE 300, 6, ee 





fen iſt), als eines eigenthumlichen von der Mutter au ihrem 
neugebornen Kinde verübten, gehandelt. Bei aufmerkſa⸗ 
mer Durchficht bed Artikels, welcher mit den entfprechen- 
den der voraußgegangenen Geſetzeswerke und Entwürfe 
übereinftimmt 220), wird man leicht die Ueberzeugung ge 
voinnen, baß die Abficht nicht dahin ging, biefe Handlung, 
welche unter den Begriff ded Bermanbtenmordes (for 
fern fie Mord ift) fällt, gelinder als diefen und felbft 
als den gewöhnlichen Mord zu beftrafen 13%). Die jegt 
in Lehrbüchern und auch in den neuern Sefeggebungen auf: 
geftellte Anficht, wonach eine mildere Behandlung der Thaͤ⸗ 
terin gerechtfertigt ſeyn follte, laͤßt fich vertheidigen, aber 
fie kann weder gefchichtlich, noch für daB gemeine Recht dog⸗ 
matifch :praftifch, aus den angeführten Rechtsquellen abe 
geleitet und begründet werden. Ich kann unter Bezug: 
nahme auf neuere Unterfuchungen — und dajegtwohl kaum 
bie dem pofitiven Rechte untergelegten Behauptungen, be: 
fonderd von Feuerbach, Grolman, Zittmann, 
ald quellenmäßige vertheibigt werden — hierüber hinweg: 
geben, und als fefigeftellt annehmen, daß bie Abfchaffung 
der furchtbarften Art der Todeöftrafe „um Verzweiflung 
zu verhüten” und zwar nur ald Regel, fo daß jene 
dennoch zur Anwendung fommen follte, wenn bei Ueber: 
bandnehmen des Verbrechens ftärfere Abfchrediungsmittel 
nothmenbig erfchienen 128), — wenn man berüdfichtigt, was 


131) Bamb. und Brand. H. G. D. Art. 156; die beiden 
Projekte Art. 137. 
132) ©. befonders Hepp ‚über den Grund der mildern Bes 
handlung des Kindermords, dogmengefchichtlich Dargeftellt”, im 
Archiv des Erim. R. 3. 1847. ©. 188 fg. 289 fg. 

‚ 133) 9. ©. D. Art. 131 „Item welches weib jre Eind, bas 
leben und glidmaff empfangen bett, heymlicher boßhaftiger 
williger weiß ertödtert, die werden gewonlich les 
bendig begraben und gepfelt, Aber darinnen 
VBerzweiffelung zu verhütten, mögen die felben übels 
thätterin, in welchem gericht die bequemlichkeit des waffers 
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am die Stelle gefeht wird‘, und den in andern Fällen ges 
drohten gefchärften Todesſtrafen entfpriht — weder dem 
Inhalte nach eine Milderung im Verhältniß zur gewöhnli⸗ 
hen Strafe des Mordes,: noch daß, wie über dies 
ſes Verbrechen geſprochen wird, eine hierauf gerichtete Ab⸗ 
Acht nachgewiefen werben könne 1%), Während z. B. in 
Art. 137 der C.C.C. Mörder und Todtſchläger 
nur: eben mit diefer- Benennung bezeichnet und mit des 
geſetzlichen Strafe bedroht werben, fo findet fich. hier eine 
ausführliche Auseinanderfegung der Schwere der Miſſe⸗ 
that, und ed wird ganz befonderg diefe, an dem. ,, unfchuls 
bigen Findtlein” verübt, aldein „unchriſtliches 
und unmenfhlidhes itbel” geſchildert. Man bat 
dieſe fonft bei keinem Verbrechen vorkommende Weife 
ber Bezeichnung meift unbeachtet gelaflen, und fie wohl 
nur als eine- gelegentliche Aeußerung angefehen, die eine 
befonbre praftifhe Bedeutung nicht haben fol. Letzte⸗ 
res iſt richtig : dad Ergebniß der Auslegung des Geſetzes 
iſt nicht durch: diefe Worte bedingt, es würde völlig ein 
Gleiches feyn, wenn fie fehlten, oder durch andre die hohe 
Berwerflichfeit der. Handlung angedeutet wäre. Weber 
Gobler noh Remus behalten in ihren Ueberfeßungen 


dazu vorhanden iſt, ertrenft werden. Wo aber fold 
übel offt gefhehe, wollen wir die gewelten gemonhenyt 
Des vergrabens und pfelens, umb mer fordt 
willen folder boßhaftiger weiber auch zulafien oder aber 
daß dor. dem erdrenken die übelthätterin mit glüenden zangen 
geriffen werde, alles nach radt der rechtverfländigen” ; vol. 
L. 16. $. 10. D. de poenis: „NXonnunquam evenit, ut 
aliguorum maleficiornm aupplicia exacerbentur, quotiens 
nimirum multis personis grassantibus exemplo opus sit.” 
Meine Schrift: die verfchtiedenen Strafrechts⸗ 
—theorten @. 184. NMot.*132. mit & 88 (mo buch 
einen Drudfehler das Citat aus Claudius Saturninus uns 
richtig iſt. Die richtige Stelle iſt L. 16. $. 10. D. de 
poenis). f 
134) Meist Behrbud der Straf⸗R. WB: 8... 
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den Ausdruck „unchriſtlich“ bei '), und die Commenta⸗ 
toren der P.G.D. übergehen denfelben mit Stilfchweigen. 

Dennoch muß man annehmen, daß diefer Ausdruck, 
der grade nur bier gebraucht wird, während doch auch an: 
dere Arten des Verbrechens der Tödtung nicht bloß gegen 
menſchliche, fondern auch gegen göttliche Geſetze find, und 
mehr oder minder daffelbe nody von vielen andern Uebel: 
thaten gefagt werden kann — daß, meine ich, der Aus: 
drud „undriftlich”, der bei den wiederholten Umar: 
beitungen des Werkes ‚beibehalten worden ift, nicht ohne 
Bedacht gewählt worden fey. 

Zwar ift bereits öfterd, wenigftend im Allgemeinen 
barauf hingewiefen worden, daß die flrafrechtliche Behand⸗ 
(ung diefes Verbrechens unter dem Einfluffe der chriftlichen 
Religion erfolgt fey’?®); ein nähered Eingehen findet fi 
aber vornehmlich in den Schriften von Roßhirt 37) und 
von Hepp 2%), welcher legtere namentlich mehrmald den 
Nachdruck auf das Wort „„unchriftlich” Tegt, jedoch mehr 
nur um zu zeigen, wie entfernt man von ber Abficht einer 
mildern Behandlung war. Offenbar ift damit nicht 
beflimmt, daß das Werbrechen in dem Sinne in einer 
Richtung gegen die Religion und näher gegen die chriſt⸗ 
liche beftehe, wonach grade hierein daS Charafteriftifche 
beflelben gelegt werden müßte, wie bei den eigentlichen 

135) Sobler überfegr: „tam impil et inhamani erudelisgae 


latrocinii.” Remus: „infanticidii (criminis omnem oropynv 
excedentis) indicia — f. die von mir veranflaltete Ausgabe 
©. 142. 143, 

136) Mein Lehrbuch der Straf⸗R. W. 6. 248. Anm. „Die eigents 
liche ftrafrechtliche Behandlung beginnt unter dem Einfluſſe 
der hriftlihen Religion.” 

137) Lehrbuch des Grim. 6.°156. Anm. Weniger, in: Ges 
fhichte und Syſtem des deutſchen Strafrechts, Th. 1. ©. 223 
wo jene Worte unbeachtet bleiben. Jarke, Handbuch Th. U. 
©. 268 fg., übergeht diefe Auffaffung gänzlich. 

138) a. a. D. &. 1%. 198. 305. vol. mi @. 381: . ° 
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Religions : Verbrechen, von. welchen wir bereitö gehandelt 
haben ; — daß Weſentliche bleibt. i Ämmer, daß es eine ſtraf⸗ 
bare Tödtung, ein Mord und ‚zwar ein Verwand⸗ 
tenmord ift, mit Verleugnung der heiligften Gefühle 
ber Natur. . Wir wollen nun verfuchen, jene Bezeichnung 
näher zu erklären und ihr für die Auffaffung der Srevel- 
that die rechte Stelle anzuweilen. 

So viel ift jedenſalls außer Zweifel, daß ein Gegens 
fag der hriftlichen Anfchauung und der heid niſchen 
bier auögebrüdt wird. . Man fand diefen vorzugsweife bei 
der Behandlung ber Kinder, inöbefondere der neugebor: 
nen, weshalb das, was hier von der Tödtung gilt, auch 
auf verwandte Verbrechen, Ausfegung, und in Betreff 
bed werdenden Menfchen, auf die Abtreibung mit zu 
beziehen if. Denn hiervon abgefehen, waren Mord und 
Todtſchlag bei den nichtchriftlichen Völkern, insbefondre bei 
den Römern und den germanifchen Stämmen, überall Ber: 
brechen, und mußten durch Strafen oder auf andre geeig⸗ 
nete Weiſe (Wehrgeld, Compofitionzc.) geſühnt werben, 
wenn auch in Betreff der ſtrafrechtlichen Behandlung Ver⸗ 
ſchiedenheiten eintraten und in gewiſſen Fällen ausnahms⸗ 
weiſe eine Tödtung ſtraflos, ja erlaubt ſeyn konnte 120). 

Roßhirt 0), deſſen Anſicht Hepp beitritt 1), 
macht hierauf aufmerkſam, jedoch in einem andern Zuſam⸗ 
menhange, nämlich um die Meinung, eine in der P.G. 
D. beabfichtigte mildere Beurtheilung des Verbrechens 
des Kindermords, wie fie fich in der neuern Zeit geltend zu 
machen gefucht hat, zu widerlegen. Jener bemerft, daß 
das römische Recht diefes Verbrechen (ald durch die Mut: 


139) Meine Unterfuchungen aus dem Gebiete der Strafrechts« 
wiflenfchaft. Zweite Abhandlung: „Reviton der Lehre von 

. den angeblich ftraflofen Tödtuggen.” 

140) Lehrbuch $. 156. 

143) in der angef. Abhandlung im Archiv ©. ISA. 
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fer verübt) nicht beſonders hervorgehoben , fondern ledig⸗ 
fi in dad crimen parricidii eingefchloffen habe, wobet 
er fih auf L.9. 8.3 (fol heißen 8.2.) D. ad leg. Pomp. 
de parric. beruft. Auch der größere Theil der ältern 
deutfchen Volksgeſetze habe diefes Werbrechen zmar nicht 
ungeftraft wiffen wollen, jedoch ebenfalls nichts befondere® 
darüber auögefprochen: „Der Einfluß der chriftlichen Reli: 
gion und des römischen Rechts, wovon ber le&tere in der 
Stoffe zum Sacfenfpiegel (über das parricidium) auch 
hier befonders erfennbar ift, wirkten 222) dahin, daß bie 
härtefte der Todesſtrafen gegen dieſe Werbrecherinnen zuge: 
gefügt wurde.” 

Wichtiger als biefe Purze gefchichtliche Schilderung, der 
namentlich in Betreff ded römischen Rechts noch Mandyed 
hinzuzufügen wäre 142), iſt, was Roßhirt in einer Ans 
merkung äußert: „Sie (bie chriftliche Religion) flelt den 
Sag auf, daß die unmittelbar nad) der Geburt folgende 
geiftliche Wiedergebunt dem Menfchen erft feine Würde 
giebt, und daß es daher ein grobes Vergehen gegen bie 
Menſchheit (und chriſtliche Religion) ift, durch die Tödtung 
des Kindes die geiftliche Wiedergeburt, fein eigentliched 
menfchliches Wefen, zu verhindern” 99. 


142) Hepp ©. 195 fegt hier in Parenthefe hinzu: „aber ſpö⸗ 
ter’’; vgl. de Boehmer ad art. 131. $. XV. 


143) Mein Comm, de antiquiss, Romanorum jure criminali 
$. 36. Not. 116. Rein, das Erim. R. der Römer ©. 339g. 
Für das ältere deutſche Recht |. Wilda Strafrecht der Gers 
manen ©. 724 fg. 


144) Hepp, welder a. a. D. Not. 6 diefe Anmerkung mit 
theilt, fest noch bei: „Der gleiche Gedanke liegt dem Art. 
133 der 9. G. DO. zu Grunde, welcher bei der Abtreis 
bungder Leibesfrucht zwifchen einem lebendigend.h. 
befeelten, und nicht lebendigen (noch nicht beſeelten) Zötas 
unterfcheidet, und für den erſten Fall Zodesftrafe androht, weil das 
Kind durch die Entziehung der heiligen Taufe in das emigt 
Berderben gehe. Deshalb fpricht auch die P. G. D. im Art. 
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Ob dies, was fich nur allmaͤhlig ald eine Auftaffang 
behauptet, die in ber Geſetgebung eine wenigſtens mittel⸗ 
bare Anerkennung fand, mit folder Beſtimmtheit den 
Berfaflern dee. Bamberger und der undern 9.8, D; 
bis auf die Garolina vorſchwebte, darüber lüßt ſich 
ſtreiten. Jener Anficht von ber Taufe und der Berdammk 
niß der Ungetauften — wenn wir auch zugeben, daß fie, 
obſchon nicht fo ganz begründet 14°), doch die herrſchende 
war, bürften die Worte ‚‚unfchuldige. Kinblein” enges 
genftehen — worüber jedoch hier nicht weiter zu: ſprechen 
if. Man Fönnte fonft die einfache:und naheliegende Er⸗ 
Märung verfuchen, dag das neugeborme Kind nicht, wie 
irgend ein Erwachfener, der aus Feindſchaft, Rachſucht, 
inn Streite ıc. ums Leben gebracht wird, dem Thaͤter, vols 
lends der Mutter, Veranlaſſung zu folcher Handlung geges 
ben habe, fo daß um fomehr das Srevelhafte und Undrif 
lihe eines Mords hervortritt, der an dem unſchuldigen 
Kindleln verübt wird. Jedenfalls wird aber bad „unfchuls 
dig” auf den Zuſtand des Kindes im Allgemeinen bezogen, 
was dann freilich auch die andre Bedeutung mit umfaßt: 
Aber in diefer legten werden doch auch Toͤdtungen an Pers 
fonen begangen, die dem Thäter gegenüber unfchuldig, 
wenn auch nicht im Sinn ded Kindes find !*), wiez. B. 
alle die, welche aus einen andern Motive, ald dem erwaͤhn⸗ 
ten, die aus Habfucht, Eigennuß, oder um irgend eine& 


131 vom Rindesmorde als von einem zugleich undhriftlichen 
und unmenfhlidhen Verbrechen. Wie Eonnte fie von dies 
fem Standpunkte aus nur an eine mildere Beurtheilung des 
Kindesmords als Verbrechen denken?” 

145) Es heißt im Evangel Marci Gap. 16 8. 16: „Wer da 
glaubt und getauft wird, der wird felig werden; wer 
aber niht glaubt, der wird verdammt werden.’ 

u Meiné Unterfahungen &. 27fg. und: die daſelbſt mitges 
wheilte Stelle aus Shakespeare's Hamlet Act. 1. 

cene 3. ' 


befenderen Intereſſes willen begangen werben. Aber wir 
find nicht berechtigt, je de Wort der erwähnten Rechts⸗ 
bücher als fo forgfältig gewählt zu nehmen, daß wir hier 
einen Widerſpruch mit der „Unfhuld” und der auf der 
entgegengefehten Anficht berubenden Unerläßlichkeit ber 
Kaufe zur Seeligkeit finden bürften. Das heißt: 
nicht deshalb wird die verbrecherifche Handlung ald un: 
chriſtlich bezeichnet, weil fie an einem unfchuldigen Kind: 
(ein verübt wird, ald wenn der Mord einer andern Perfon 
nicht auch den Brunbfäßen bed Chriſtenthums widerfpräche, 
fondern ed fol damit vornehmli die Unnatürlichfeit 
der Dandlung, die Verleugnung aller Gefühle, der 
Butterliebe, bezeichnet werden, worauf fi) insbelondre 
ber Ausdrud „unmenſchlich“ bezieht, wodurch jedoch 
nicht audgefchloffen wird, daß dem Worte „uncdhrifi: 
lich“ noch eine befondre Bedeutung beigelegt worben 
fey. Dafür möchte ich geltend madyen, daß die Handlung, 
deren bohe Strafbarkeit begründet werden fol, nicht blos 
ale Mord, fondern ald Wedel charafterifirt werde, da 
man diefen Auddrud, ber überall wieberkehrt, als wohl: 
erwogen annehmen darf ?*7). 

Wenn aber ein Gegenfab chriſtlicher Auffafiung 
und beidnifcher fich ausfpricht, fo fonnte um fo weniger 
grade an das römische Recht gedacht worden feyn, alö 
die früher erlaubte Tödtung, Ausſetzung des Kindes, bie 
ohnehin nur dem Inhaberder väterlihenGewalt, nicht 
der Mutter zuftand, längft und eben unter dem Einflufle 
des Chriſtenthums weggefallen und die Handlung in dem 
fpätern Römifchen Recht, welches in Deutfchland Eingang 


147) Zn allen erwähnten Artikeln heißt es: „„beftimptes undhrift: 
lihen unnd unmenfchlichen erfunden übels und merds 
balber. —” Das Verbrechen bezeichnet dann die befondre 
That; das übel, die Häufigfeit derfelben bei Rohheit und 
Gittenverderbuiß. 
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gefunden hatte, ald Verbrechen, und: ziwar al& gewößnlis 
cher Berwandtenmord betrachtet wurde 1%), und auch. had 
ältere deutſche Recht war ed nit, dem man etwe 
jetzt erfi durch folche Strafbeilimmung und deren nähere 
Begründung entgegenzutreten Beranlaflung hatte, da dies 
ſes, ‚wie bemerft, nicht ſ olche Handlung füc firaflos: era 
Härte, und auch die chriftliche Lehre, die der Anſicht von 
der Schwere bed Verbrechens des Kindesmords noch ein 
neued dringended Motiv hinzufügte, fich bereitö unter ber 
Bermittelung des römischen Rechtd Geltung verichafft hatte. 
Zu firenge Forderungen.an biftorifhe Behandlung darf 
man befanntlich bei den Rechtd: und Gefegbüchern der 
frühern Zeit nicht maden. Daß man im Allgemeinen 
an Unfitte und. Gebräuche heibnifcher Völker gedacht habe. 
in einer Zeit, wo unter andern bie Entdedung ber f. 9. 
neuen Welt und. der Verkehr mit derfelben eine Kenntniß 
der bei diefen fo häufigen Kindestödtungen, wenn audi 
nicht allein durch die Mütter, vorausfegen läßt, ‚wird 
wohl nicht ald eine zugewagte VBermuthung ganz abgewies 
fen werden. War doc) unter andern die Einführung des 
Chriſtenthums durch die Eroberer der fremden Länder (die 
übrigens mit einer dem Princip widerfprechenden Grauſam⸗ 
keit anvielen Orten erfolgte) dazu beflimmt, jene $revel und 
die Vorurtheile, von denen fie auögingen, zu unterbrüden!4P): 


148) Mein Behrbuch $. 241 fg. 247; meine Unterfuchungen ıc. 
©. 207 fg. . 


149) Bol. die Eroberung Peru’s,-von Franzisko de Zeres. Ges 
villa 1534. Deutfch bearbeiter in den „Reifen und Länders 
befchreibungen der ältern und neueften Zeit 2c.” berausgeges 
ben von Dr. E. Widemann und Dr. Hauff. Steben und 
zwanzigfte Lieferung. Stuttgart und Tübingen 1842. Hier 
heißt es ©. 42 von St. Miguel: „„Diefe Leute opfern jeden 
Monat ihre eignen Angehörigen und Rinter”; und ©. 47: 
„Manche Indianerſtämme — welche Menſchenfleiſch effen — 
gingen fo weit — daß fie. nicht einmal ihre etguen Sinter, 
Die fie mit fremden, im Kriege ercbeureten LOWER: EIEUAT 


Auch Depp 9) beruft fihb auf die „Ehinefen” 
(und andre cultivirte wie barbarifche Völker) allerdings 
im einer andern Beziehung, nämli „wie dankbar diefe, 
bei denen ber Mord eheliher und unehelicher Kinder 
zu ben tagtäglich privilegirten gehört, feyn würden, wenn 
man ihnen wenigftend in Beziehung auf die Mutter die 
volle Ungurechnungsfähigkeit folcher Unmenfchlichkeiten nach: 
weifen wollte! ” 


§. 19. 


Auchdie unmittelbar folgenden Artifel 157 der Bam: 
berger und Brandenburger 9. G. D., deren Leber: 
fchrift nicht den ganzen Inhalt bed Geſetzes ausdrückt: 
„Straff der weyber, fo jre finder (umb daß 
fie der abtommen) in verbligfeyt von in le: 
gen, die alfo gefunden und ernert werben”, 
ſchließen fich hinfichtlich der flrafrechtlichen Auffaffung an 
dab Verbrechen des Kindesmords an. Das Motiv ift daſ⸗ 
felbe, und eben fo die Mißbilligung, welche folche lieblofe 
Dandlungsweife überhaupt, und ganz befonderd vom chrift: 
lien Standpunkte aus, trifft. Mag man auch hier, wo 
ad Subjekt des Verbrechens nur die Mutter genannt 
wird, nicht gradezu an dad römifche Recht gedacht haben, 
deflen frühere Srundfäge über bie mit dem jus patriae pote- 
statis zufammenhängende Befugniß exponendiliberos, doch 


hatten, verfchonten.” &. auch ©. 151. Daſelbſt auch ein hiers 
her gehöriger Auszug aus: GBarcilaffo de la Wega — 
Primera parte de los commentarios reales, que tractan 
de el origen de los Incas, de sa idolatria, leies y go- 
vierno en paz y en guerra. Lisboa 1609. Fol., zulegt 
Madrid 1800. Aber fchon vor der Eroberung Peru’s hatte 
man in der neuen Welt foldye Beobachtungen gemacht. 

150) a. a. D. ©. 310. Er bemerkt zu dem Worte „barbarifch”” 
in der Not. 33: „„denn auf Caltur oder Uncultur Eommt «6 
* nicht an, ſondern auf Heidenthum oder Chriſten⸗ 
thum.' 


7 


auch ſchon längſt den Einflüſſen der durch das Shriftenthum 
veredelten Sitte und ber Geſetzgebung gewichen waren, fa 
iſt Doch auch bier der Grund der ſpätern deutſchen Geſetz 
gebung und in Betreff der criminalrechtlichen Auffaffung 
Alles Das anzuerkennen, was fo eben von dem Verbrechen 
des Kindesmordes audgeführt worden iſt. Außer dei hier 
obwaltenden innern Verwandſchaft, Die ſchon das römiſche 
Recht von der Zeit an anerkennt, wo jene fefihern Be 
fugniffe weggefallen waren 102), kann auch darauf Bezug 
genommen werden, daß jene beiden XArtifel, fo wie der 
Art. 138 ded erſten Projettd, am Schluß für den Fall, 
daß „das Kind von folhem hinlegen flürb”, die Strafe des 
Kindesmordes anorbnen. Allerbings läßt fich diefe legs 
tere Beflimmung in folcher Allgemeinheit nach den Grund 
fäbender Gerechtigkeit nicht vertheidigen, und ed muß für einen 
erheblichen Fortichritt erachtet werden, daß das zweite 
Drojekt Art. 138 und nach diefem die P.G.D. Art. 4132 
die Todesſtrafe nicht ohne Unterfchied, fondern eben nur 
dann droht, wenn die Handlung den-Begriffen des Kin- 
desmords unterzuftellenift, indem es bier heißt: „Stürb 
aber das Kind von folhem hinlegen, fo fol man die Mur- 
ter nad) gelegenheyt des geverlichen ‚hinlegen an leyb oder 
Leben ftraffen. ” 792) 

Es beruht died aber nicht. auf einer veränderten Ans 
Sicht über das Verbrechen, felbft, fondern auf der richtigen 
Mürdigung des Unterfchiebes, der bei den einzelnen Falk 
len je nach der Abficht, der Art der Handlung und dem 
Erfolge im Verhältniß zu der Abficht Statt findet, wonach 


151) L. 4. D. de adgnoscendis et alnendis liberis.. Pau- 
lus: „Necare videtur nen tantum’ is, qui pear- 
tum perfocat, sed et is qui abjioit, et qui alimonia dene- 
gat; et is qui publicis locis misericordiae Causa exposuit, 
quam ipse non habet.” 


152) Roßhirt, Lehrbuch $. 159; mein Tehruah 8. un 


T8 


auch verfchledene Grade der Strafbarkeit anzunehmen find. 
Die dur das Chriſtenthum bedingte Pflicht, deren Ver: 
letzung ſolche und ähnliche Verbrechen zu begründen ver: 


mag, welche geſetzliche Ahndung fordert, bat ihren be: 
ſtimmten Ausdrud in der Ausdehnung, welde dad Ca: 


nonifche Recht der Ausfehung giebt, indem ald Sub: 
jekt nicht bloß die Mutter, ald Objekt nicht blos daß 
Kind, fondern überhaupt ſchwache, kranke, hülflofe 
Derfonen genannt werden 1°®). 


6. 20. 


Nicht minder findet ſich bei der ftrafrechtlihen Be: 
handlung des Verbrechens der Kindesabtreibung, 
welches gleich nad) den beiden erwähnten Verbrechen feine 
Stelle hat 2%), der Gefichtöpunft, deſſen Aufzeigung 
und befchäftigt.. Daher bier ganz befonders der Gegen: 
faß zur römifcherechtlichen Würdigung diefer Srevelthat. 
Es ift befannt, daß das Canoniſche Recht, welches 
hier durch die Grundfäße des Chriftenthbums in Betreff der 
Beurtheilung der Handlung, als Tödtung, ober Ver: 
nichtung des werdenden Menfchen, auf die deutfche Se: 
feßgebung felbft ſchon früheren 7°) Einfluß gehabt hat, 
und daß der aufgeftellte Unterfchied der belebten ober 
noch nicht belebten Leibesfruht, den man: in Er: 
mangelung anberer Kennzeichen, nach dem damaligen 
Standpunkt der Phyfiologie an die Formation, den Grad 
der körperlichen Ausbildung Enüpfen zu müffen glaubte, 
fih bier mit dem praftifchen Erfolge geltend machte, daß 


— — —— — — 


. 1853) Cap. unic. X. de infantibus et languidis expositis. V. 1. 
154) Bamb. und Drant S he 3 Art. 148; beide Pre: 
jette Art. 139; P. G.O 
155) Bel. 4.2. Lex Vieigotkor. "Lie, VI. Tit. 3, Lex Baju- 


var. Tit. VIE Cap. 18—921 wit Lex Almannor um 
ef Fe Fit, XCI.. 


.®@. 
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die Abtreibung der bejeelten Frucht ald Tödtung 
‚beurtheilt wurde “). Auch die Römer, die diefed Ver: 
brechen nicht als ein ſelbſtſtaͤndiges behandelten, und den 
Gall „si qua visceribus suis, post ‚divortium,, quod 
praegnans fuit, vim intulerit, ne jam inimico ma- 
rito filium procrearet » 35T) extra ordinem ahndeten, 
wurden durch die Anfichten der Naturforfcher und der Phi- 
loſophie der Zeit beflimmt *%), "Obgleich nun eine Reihe 
von Mißverftändniffen auf die Schriften, die in dad De: 
cret Statiand aufgenommen wurden, und auf die fonfligen, 
mehrmald abgeänderten Beflimmungen des päbftlichen 
Rechts nicht in Abrede geftellt werben Fönnen?%?) — davon 
abgeſehen, daß wir nach dem jegigen Standpunkt der 
bier einfchlagenden Wiflenfchaft die ganze Art der Unter: 
fcheidung nicht anerkennen dürfen, fo ift doch die That: 
ſache, fo weit fie auf die Gefeßgebungen, die vr P. G. O 
zu Grunde liegen und auf dieſe ſich wirkſam geaͤußert 
hat — eine feſtgeſtellte. Unter jener Vorausſetzung mußte 
ſich dann auch die durch die religioͤſe Auffaſſung der Zeit 
bedingte Anfiht geltend machen, deren bereits gedacht 
worden iſt 109) 
156) U.8, Caus. XXXII. Qu, 2. — „Hic de anime quae- 
stio solet agitari, utrum, yuod formatum non est, nec 
animatum quidem possit intelligi: et ideo non sit Aomi- 


cidium: qui nec ezanimatum dici potest, si adhuc 
animum non habebat.” Bol. Cap. 5. X. de homicidio, - 


187) L. 39. D. de poenis. j 
158) Aristateles, Polit. Lib. VII. Cap. 16. Plutar- 
chus, de placitis philosoph, V.15. 


159) Die fiebzig Dolmetfcher zu Exod. Cap. XXI. v.. 2—_2. 
Spangenberg, über das Berbrechen der Abtreibung der 
Leibesfrucht, im neuen Archiv des Gr. R. U. ©. 1fe- fe 
Inöbefondre ©.38 fg. Jarke, Handbud 29. IH.. 3 314 6. 

ot. 13 — 16. 


1160). &. die oben Not. 144 mitgetheilte Ei: aus * obiris 
Lehrbuch. 


_ 


5. 2. 


In der Reihe unferer Betrachtungen darf audy der 
Art. 135 der P. G. D. nicht mit Stillſchweigen übergans 
gen werden: „Straff eygner tödtung.” Zwar 
wird von der Selbftentleibung nur zu dem beſchränk⸗ 
ten Zwed gehandelt, bie Fälle durch Aufftelung eines 
Brincips zu beflimmen, wo ein Angellagter „von Sachen 
wegen, fo er übermunden, fein leib und gut verwirft 
bett” — indem alddann diefe dad Strafurtheil an der 
Perfon felbft unvolifiredbar machende Handlung feine: 
wegs der verwirften Vermögensconfiscation entgegen: 
fliehen fol, während in andern Fällen des Selbſtmords 
feinerlei Nachtheile für tie Erben in Betreff des Ber: 
mögen eintreten bürfen 18). on der Handlung über: 
baupt, welche die chriftliche Lehre mißbilligt, und bie 
im Canoniſchen Rechte ohne Rüdfiht, ob das Motiv ir- 
gend ein Schuldbemwußtfeyn, oder ein fonft verbrecherifche® 
fey, oder nicht, vom kirchlichen Standpunfte aus 
für eine Sünde erflärt wird, wie denn auch firchliche 
Nachtheile, die auf die fonft dem Todten zu erweifende 
legte Ehre fich beziehen, verhängt werden 19%), ift in der 
P. G. O. nicht die Rede, und wir dürfen um fo weniger 
dem Art. 135 einen befondern religiöfen Grund unter: 
legen, als er ausbrüdlich dad römiſche Recht und nur 





161) Gegen den Art. 160 der Bamb. und Brand. 9.619. 
und den Art. 141 des erfien Projectes enthält fchon das 
zweite Projekt Art. 141 den Zufag, den die P. G. D. beibes 
hält: „und dawider keyn alter gebrauch, gewonheyt, oder 
ſatzung ſtatt haben, ſonder hiermit revocirt, caffirt und ab⸗ 

ethan ſein, und inn dieſen und andern fellen, unſer Key⸗ 

ele gefärieben recht gehalten werden.” Bol. P. ©. O. 

tt. 


162) Die hriftliche Anfiht vom Selbſtmord findet fi beſon⸗ 
der6 ausgefprochen in C. 9 sq, Causs, XXI. Qu. 5, Cap. il 
X, de sepulturis, Ill. 28, 
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in Betreff der vermögend= und erbrechtlichen Folgen des 
von einem überführten Verbrecher verübten Selbſtmords 
zur Geltung bringt, und bie andern Fälle, wo doch jene 
Handlung den Charakter, welche ihr überhaupt das Gas . 
nonifche Recht beilegt, nicht verliert, ganz entfchieben 
ausfchließt. Aber die Abficht konnte nicht dahin gehen, 
Durch dieſes Nichterwaͤhnen die. übrigen damals als be⸗ 
gründet anerkannten Folgen, welche die Kirche, und zwar 
ſpäter auch die evangelifche, mit ber Selbftentleibung — 
rückſichtlich der kirchlichen Mitwirkung beim Begräbniffe — 
verband, für unanwendbar zu erflären !®), und fo mußte 
denn fchon, um einer entgegengefeßten ungegründeten Meis 
nung zu begegnen, bier des Art. 135 gedacht werben. 


$. 22. 


Es ift bereitd oben in der Einleitung ausgeführt wors 
den, in welchem Sinn unfere Gefeßgebungen die Pflicht 
des Zürften in Beziehung auf die Ausübung der Rechts⸗ 
pflege und Handhabung der Gerechtigkeit betrachten und 
welche befondre Beflimmungen fi) aus dem allgemeinen 
Srundfaße für diejenigen ergeben, die mit dem Richters 
amte betraut find. Auch die Betrachtungen über Art. 1, 
namentlich über die Erforderniffe zum Nichteramte und 
über den Eid des Richterd und der Schöffen oder Urtheis 
ler, haben Veranlaffung geboten, hierüber Einiges zu be⸗ 
merken. Diefem fchliegt fih an, was in der P. G. O. 


4163) ©. meine Abhandlung im Archiv ‚des Erim. R. 
„, Beiträge zur Lehre von den firafbaren Handlungen in Bes 
ziehbung auf Berfterbene. ” 3.1844. ©. 398 fg. mit ©. 386 fg. 
Wilda, Strafrecht der Germanen ©. 294. Not. 1. ©. 524. 
713. ©. überhaupt: Wäcdter, Revifion der Lehre vom 
Gelbftmorde, im neuen Archiv des Erim.R. Bd. X. ©.72f9-5 
Jarke a. a. O. S. 2336. Not. 10.;5 meine Unterfuhuns 
gen S. 72 fg. 

Acrhlo . Er. A. (Beilage : Heft zu 185%.) & 


Art. 150 (mie In deren Vorgängern) ') bei Gelegenheit 
der Aufzählung der firaflofen Zödtungen, und der Hin 
weifung auf die Bedingungen, unter welchen fie folche find, 
den Urtheilern eingefchärft wird, damit fie die Unterfchiebe 
der Falle forgfältig berüdfichtigen, indem fie fonft „ſich zu 
vill malen irren, thun den leutten unrecht und werben an 
jrem blut fhuldig” 7%), fo wie umgekehrt, „auch vil 
geſchicht, daß Trichter und urtheiler Die mifitheter begün- 
ftigen, unnd jre Handlung darauf richten, wie fie jn das 
recht zu gut verlengen, und wiſſentlich übelthätter das 
durch ledig machen wöllen, vermeynen vielleicht etlich eyn⸗ 
feltig leut, fie thun wol daran, daß fie denfelben leutten 
ir leben retten.” 
Die Stelle die nun folgt, abgefehen von der befon- 
dern Veranlaſſung, hat eine allgemeinere Bedeutung und 
fteht mit dem Gegenftande unferer Erörterung in fo unmit: 
telbarer Beziehung, fie iſt zugleich in der ſchlichten Sprache 
ein fo ſchönes Beiſpiel der würdigen Darftellung, die nody 
in unferer Zeit, für Geſetzgeber als Mufter gerühmt worden 
iſt !es), daß ich fie hier aufzunehmen wohl berechtigt bin. 
„Sie follen wiflen, daß fie fich ſchwerlich Damit ver- 
fhulden, unnd fein den anflegern denhalben vor gott 
und der welt widerfehrung fchuldig, wann eyn jeder 
richter und urtheyler ift bei feinem eyb und feiner feel 
feeligtent ſchuldig nach feinem beften verfiehen gleich und 
recht zu richten — mann zu großen fachen, als zwi 
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164) „,Hernach werden etlich entleibung in gemein berürt, die 
auch enntfhuldigung auf jnn tragen mugen, fo darin ers 
dentliher weiß gehandelt wirdet.“ Bamb. und Brand. 
H. G. O. Art. 175; beide Projekte Art. 156. 


165) ©. oben Not. 38. 


166) v. Savigeny, vom Beruf unferer Zeit für Befepgebung 
und Rechtswifſſenſchaft &. 54, welcher die „Einf und 
edle Sprache der C.C.C.?” als „,unübertraffen” Gezeichnet. 
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Shen dem gemeynen nutz und der menfchen biut zu rich: 

ten, grofler ernftlicher Heiß gehört, unnd angefehret wer: 
den foll. ” 167) 

| Der ſonſtige Johalt des ausführlichen Artikels liegt 
außer der Grenze unſerer Aufgabe und iſt hier nicht weiter 

zu berühren . 


§. 23. 
Ganz beſonderd tritt der religiöſe Geſichtspunkt und 


noch beftimmter der der Fatholifchen Kirche in der ſtrafrechtli⸗ 


chen Behandlung des Kirchendiebſtahls und, was die 
P. G. O. (nicht auch die Vorgänger) daneben ſtellen, des 
Kirchenraubes hervor. Die P. G. O. Art. 181 fg. 
und das zweite Projekt Art. 178 haben die Fälle 
mehr vereinfacht und einige zuſammengezogen, insbe⸗ 
ſondere die ſchwerſte Strafe des Feuertodes nur auf das 
Stehlen „einer Monſtranz, da dad heilig Sacrament des 
Altard inn ift” beibehalten, während die Bamb. und 
Brand. H. G. 9. Art. 197 fg. mehrere Faͤlle mit jener 
Strafe und andere auch überhaupt mit Tobeöftrafe be: 
drohen, wo jene beiden erften dieſes nicht unbedingt thun, 
fondern auf die „Gelegenheit der Sachen und Rath der 
Rechtöverfländigen” verweilen. Alle aber flimmen darin 
überein, daß felbft bei den nicht todeswürdigen Diebftäh- 
len, welche durch die concurrivende Verletzung des Heili- 
gen, Religiöfen ausgezeichnet find, bei Anwendung ber 


167) Qgl. Ammianus Marcellinns lib.XXIX, Cap.2. — 
„ideoqus de vita et spiritu hominise, qui para mundi est 
et animantium numerum complet, laturum sententiam diu 
multumgue cunctari oportere, neo praecipiti stadio, ubi 
irrevocabile factum est, agitari.” Meine Unterfus 
hungen ©. 378. 


168) S. meine angef. „Redifion der Lehre von den angeblid 
ftraflofen Töädtungen ” in den Unterfuchungen ıc. ©. 55, ins⸗ 
befondre ©. 336 fgg. , 
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Grunbfäße, melde vom Verbrechen des Diebſtahls im 
Allgemeinen gelten „weniger barmberzigkeit beweift wer: 
den folle, dann in weltlichen biebflählen.” 

Bei den deutlichen Austrüden, welde in unfern 
Quellen gebraudt find, bei der in der Schilderung ber 
verfchiedenen Arten und Abftufungen bed Verbrechens 
und der Angabe der Strafen gegebenen Begründung, und 
den unmittelbar in den Strafbeftimmungen ſich äußernden 
Beziehungen auf pofitive Vorausſetzungen der Lehre der 
Patholifchen Kirche, bedarf ed bier nicht einer Ausfüp- 
rung vom gefhichtlihen Standpunfte aus, daß vor: 
nehmlich die Grundſätze des Canoniſchen Rechts über 
dad Sacrilegium hier maaßgebend geweſen ſeyen 1). 
Auch ift darüber kein Zweifel, welcher vielmehr eine ans 
dere Frage betrifft, nämlich welche Geltung jene Bor: 
f&hriften in proteftantifchen Ländern und vor einem pro: 
teftantifchen Gerichtöähofe haben können? 

Diefe Brage konnte ſchon bei der Revifion der Pro> 
jefte nicht ganz abgewiefen werben. Wenn man auch noch 
nicht von eigentlich proteftantifchen Ländern und Gerich⸗ 
ten fprechen konnte 170), fo mußte doch der wefentliche 
Unterfchied geltend gemacht werden, daß eine große 
Anzahl von Einwohnern deutfcher Lande die Voraus⸗ 


169) Jar ke a. a. O. Th. II. S. 8. Not. 10. Roßbirt, Ges 
ſchichte und Syſtem, Band III. ©. 132 fg. 


170) Roßhirt, Lehrbuch $. 182 bemerkt in der Not.7: „Auf 
den locus delicti commissi kommt es übrigens in Deutfche 
land, bei einem Falle, mo vorausgefegt wird, daß ein Kathelif 
aus einer katholiſchen Kirche ftchle, nichts an, weil die 
Arifiger 1 Sonfeffionen in Deutfchland überall gleiche Rechte 

9.6.D. Art. on terris Juris praden we 'e wenig, als von 

rotestantium gelprohen werden mag, gegen 

165) ©. oben Net. 172 $. 1.” Dies bedarf jedoch einer näheren 

166) v. Savig; fann aber, für den dort vorausgefegten Fall, 

und Rechtswijt, gemeinem Rechte zu ſprechen if, zugegeben 
edie Sprache 


& 


feßungen nicht anerkennen durften, von welchen die den 
fatholifchen Lehren und Grundfäßen Rechnung tragende Ge: 
feggebung den Thatbeſtand gewifler Arten dieſes Ver— 
brechend normirte und die Anwendung ber ſchwerſten To- 
deöftrafe 171) für gerechtfertigt hielt. Bergleicht man nun 
die verfchtedenen Werke von der Bambergenfis an bis 
zur Carolina, fo findet: man zwar, wie oben erinnert, 
in der lebtern einige Milderungen der urfprünglichen 
Härte und Beſchränkungen der Anwendbarkeit der ge> 
ſchärften Zodesftrafe und der Zodesftrafe überhaupt; aber 
mehr bat man dem proteftantifchen Princip nicht nach: 
gegeben, namentlich ift für den Hauptfall des Diebftahls 
einer Monftranz die Feuerftrafe flehen geblieben. Und 
da ed hier nicht unfere Aufgabe ift, Die Strafen und deren 
Berhältnigmäßigfeit zu der Webelthat einer Kritik zu 
unterwerfen 172), fondern den für jene Zeit ald berechtigt 
anerkannten Sefihtspunft nachzuweiſen, fo Ponnte wohl 
von Seiten der Anhänger der alten Kirche, deren Princip, 
und das Recht auf Staatsſchutz nicht deshalb aufgegeben 
werden, weil die andere Religionspartei, deren Anerkennung 
noch eine nur interimiftifche war, einem andern Grundfaße 
buldigte. In der That war für die Evangelifchen weder 
ein fo dringender Grund vorhanden, fich der Aufnahme 


171) Daß die Strafe des Feuers auf eigentlihe Religionss 
verbrehen gefegt war, z. B. Bamb. und Brand. 
9. G. O. Art. 130. 131, auch wohl 141 (und die entfpre= 
chende der Projekte, we die P. G. D. fhon den erften weg⸗ 
läßt) während fie aus andern hiftorifchen Gründen bei andern 
Verbrechen wohl auch vorkommt, Münzfälſchung, Brand⸗ 
ſtiftung (Y. ©. O. Art. 117. 131), ſoll nur im Vorübergehen 
erinnert werden. 


172) Auch die Praris in katholiſchen Ländern iſt von dieſer 
Strenge immer mehr abgegangen, nicht in Folge einer Aen⸗ 
derung der principiellen Anſichten über das Verbrechen, ſon⸗ 
dern vielmehr derjenigen über die Strafen, was ſich denn 
auch allgemeiner und nicht in Beſchränkung auf diefe Strafs 
fälle äußert. 


ſchleyffen bei jm ſeyn, die ihm zu der lieb gottes rechten 
glauben und vertrawen zu Gott, und dem verdienft Chrifti 
unfereö ſeligmachers, auch zur berewung feiner fünd ver: 
manen 1°). Man mag im auch in dem füren für gericht 
und ausfüren zum todt flettigd ein Grucifir fürtragen.” 

Bon einem Einfluß der Verſchiedenheit der chrift: 
lichen Reltgionsbekenntniffe ift hier nichts fichtbar, und 
am wenigfien würde biefer, wenn er fih zu behaupten 
Veranlafiung gehabt hätte, was nad) dem angegebenen 
Inhalte durchaus nicht der Fall iſt, die Wirkung gehabt 
baben, an die Etelle der früher allgemein gefaßten Be: 
fimmung ‚„Wermahnung zum Guten” die fpeciellere, 
welche bei der Revifion und legten Redaktion beliebt wur: 
de, aufzunehmen. Selbſt dad Vortragen eined Cruci⸗ 
fixes war damald, und iſt noch jeßt nicht etwas nur den 
Katholifen Eigenthümliches. 

Uebrigend konnte diefe Beftimmung weder auf die 
Vorausſetzung gegründet feyn, daß Feine andern Verbre⸗ 
her, als folhe, die Glieder der hriftlihen Kirde 
wären, zum Tode verurtheilt würden, da die Beifpiele 
bingerichteter nichtchriftlicher Miſſethaͤter nicht fehlten; 
noch fonnte die Meinung dahin gehen, auch Nichtchriften 
rückſichtlich dieſes die Religion betreffenden Punktes wie 
Chriſten zu behandeln. Dennoch hat früher die Praxis 
dieſes zum Theil anders aufgefaßt. Weit entfernt zu 
glauben, daß ein ſolcher, der den Werth chriſtlichen Tro⸗ 
ſtes nicht erkennt, (und der, wenn er des religiöſen Zu⸗ 
ſpruchs ſich bedürftig fühlte, auch ein Recht habe, dieſen 
von einem Lehrer ſeines Glaubens zu verlangen), auch 
nicht dieſer Wohlthat würdig, und daß ſie ihm, ohne 


184) Statt der Worte: „die ihn zu der lieb gottes — verma⸗ 
nen” haben dic erfigenannten drei &. D. nur: „die im zu 
gutem vermanen.” Und bei tem Schlußſatze heißt es ftatt: 

— „man mag” — „man fol.” 


--_-_ m 
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Gewiſſenszwang nicht aufzunöthigen fey, hat man häufig _ 
das entgegengefeßte Verfahren eingefchlagen. Und zwar 
nicht blod in den Fallen, wo die ‚Gelegenheit gebrach, 
einen Religionsdiener des betreffenden Glaubens zuzuzie- 
ben, fondern auch, wo dies möglich war, ia felbft wo 
folher feines Amtes wartete. Von den verjchiedenen 
Rückſichten, die bier als beſtimmende fich geltend machten, 
wollen wir die hervorheben, welche möglicherweife ent: 
fernt von jedem Mißbrauche die Mitwirfung der Kirche 
für eine befondre Pflicht hielt, wodurch es vielleicht noch 
möglich würde, dem Sünder, im Intereſſe fees eignen 
Seelenheild, für die wahre Religion zu gewinnen. Es 
ift Hier nicht der Ort, diefe Anficht, die dennoch zu großem 
Mißbrauche und Verwerflichkeiten führte, weiche mit den 
Grundfägen des Chriftentbums im Widerfpruche flehen, 
weiter zu würdigen. Später hat man. diefelbe und vols 
lends die Befehrungsverfuche aufgegeben, mit denen ohne 
Zweifel in Verbindung fand, was die ältern Praktiker 
unter den Gründen der Strafmilderung zu erwähnen 
pflegten, nämlich das. Erbieten des Verbrechers, zur herr: 
ſchenden Religion überzutreten 1%), Man hat, in gebüb: 
render Anerkennung der bier in Betracht fommenden 
Mechte und Pflichten, die Zulaffung von Geifllichen ande: 
ver Meligionen: (3. B. jüdifcher) oder andrer chriftlichen 
Bekenntniſſe, 3. B. des griechifchen, nicht nur geflattet, 
fondern für folche von Amtöwegen und: auf Gerichtskoſten 
185) Man nahm dies, was fpäter alletdings allgemein für 
einfluflos. auf die Beurtheilung erachtet wurde, zunähft von 

dem Webertritt zur chriftlihen Religion an, wobei man fi 
befonders auf folgende Stellen des Ganonifchen Reis bes 
tief: Can. 1. Dist. 6. Can. 2 de consecr. D. 4. C. 136 de 
consecr. D. 4. C. X. 8. de divort. C.6 de poenitentia D. 7. 
Bol. Auiftorp, Grundfäge des deutfchen peinl. R. Band I 
6.117.b. Wächter, ur) des s römife)- Seutfhen Etrafs 
rechte. Züßingen 1885. 6. 116 Die Milderung beftand 

oft nur in der er Bermandlung Sr —— Todes ſtrafe in 


eine einfache nud machte ſich in Form der Guade geltend. 
Archiv d. Er. R. (Beilage s Set au 1852.) 7 


Eorge getragen. Dagegen ift e8 nicht Regel, fondern fin; 
det meift nur auf Berlangen flatt, daB ber „Arme” durch 
Geiſtliche zur Richtflätte begleitet wurde. 18) 


$. 26. 


Den Schluß möge der Eingang des Art. 258 ber 
Bamb. und Brand. H. ©. O. machen, welchem fein 
Artikel der beiden Projekte und der P. G. DO. entfpricht. Er 
handelt „von gemeyner belonung bes Nadrid: 
ter8” und verfügt, was mit unfrer Betrachtung in Der: 
bindung fteht: 

„Nachdem allen Nachrichtern, fo jr belonung in peyn⸗ 
lichen ftraffungen der übeltetter (von jedem ſtuck jres werks 
in funderheyt nemen) dad heylig Sacrament bed 
altars verfagt wirdet, nit darumb, das follide 
volziehbung der gerechtigkent und ernftlicy firaff der übel: 
tat unrecht fey, fordern allein darumb, dad ſich um ge: 
melten funderlihen wartetten belonung willen, einer 
böfen unordentlichen begirbe, in vergißung des menfchen 
plut, bei folchen Nachrichtern verfehen wirdet ıc.” 

Man hat zu Feiner Zeit, felbft woman an der Recht⸗ 
mäßigfeit und Zuläffigkeit der Lebenöftrafe nicht den gering 
fien Zweifel hegte, verfannt, baß die traurige Ausübung 
diefer Nothwendigfeit nicht ohne eine Ueberwindung einer 
natürlichen Scheu flatt finde, welche leßtere ben, - der fie 
ſelbſt bei fi unterbrüdt, doch von Seiten Anderer und 
Aller trifft. Ich habe diefen Gegenfland und den hievon 
handelnden Artikel 258 in der „Reviſion ber Lehre von 
ben angeblich ftraflofen Zödtungen” erläutert !®7); und 
für den gegenwärtigen Zweck, die religiöfen Beziehungen 





186) Meine eeittfchen Betrahungen über den Preuß. Ent⸗ 
wurf.c ©. 9. 


187) Meine —— S. 376. Met. 308. 
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in der gemeinrechtlichen Gefebgebung nachzuweifen, genügt 
diefe Hinweiſung. Nur dad muß ich jest hinzufügen, daß 
vermöge bifchöfflicher Dispenfation doch dem Nachrichter 
die Theilnahme am heiligen Abendmahle geftattet wurde; 
und in der That wäre wohl am wenigften der Zweck er: 
reicht worden, diefen Diener der Gerechtigkeit mit feiner 
Pflicht und der Stellung zur Kirche, der er angehört, in 
Usbereinflimmung zu bringen und auf feine Sefinnung eine 
religiöfe Einwirfung möglich zu machen — wenn man ihn 
von diefer ausfchloß »88). Aber freilich wäre dies auch 
nicht der einzige Widerfpruch gewelen, den wir auf einem 
Gebiete begegnen, wo fo viele ungegründete Vorurtheile 
berrfchten, die, wie dad erwähnte, mit den Folgen, die fich 
auf die Ehre der Perfon bezogen, in Zuſammenhang ftanden! 


$. 27T. 


Schluß. 


Faſſen wir die Ergebniffe der bisherigen Unterfuchung 
nunmehr zufammen , wie fie. bereitö oben angedeutet wor: 
ben find. Die Peinlihe Gerichts Drbnung hält gleich den 





188) Roßhirt, Gefhihte und Syſtem, Band I. ©. 151. 
„Endlich ift noch anzuführen, daß die Nürnberger in ihs 
ven Chroniken ihres Scharfrichters als einer der wichtigften 
Perſonen fleißig gedenken: — derfelbe — wurde, wenn der 
Bifhoff von Bamberg feinen Einritt hielt, vom Rathe 
der bifchöfflihen Gnade in der Art empfohlen, daß er zum 
Abendmahl gehen dürfe.” Aber falfch ift es, wenn nun hins 
zugefegt wird, „woraus man auf die Gewohnheit fh ließt, 
dag ohne biſchöffliche Dispenfation Scarfrichter nicht dazu 
gelaffen wurden? ; denn die Sache verhält ſich grade umges 
ehrt. Es bedurfte Feines Schluffes auf die Gewohnheit, 
weiche längft feitftand und in der Bamberger 9.8.0. 
vorausgefegt und betätigt wird: „nachdem allen nachriehtern 
— das heylig Sacrament des altars verfagt wirdet” — was 
die Brandenburger ganz eben fo fagt — vielmehr, weil 
das Geſetz beftand, bedurfte es einer Dispenfation, und zwar 
war dies Fein weltl iches, fordern ein kichliches Ge⸗ 

1* 


feübern Gefehgebungen den Zufammenhang, ber zwifchen 
Recht und Religion, Staat und Kirche ftatt findet, durch⸗ 
aus feft, und überall ift das Chriſtenthum als Grundlage 
anerfannt. Dabei ift begreiflicherweife von den berrfchen: 
den Anfichten dee frühern Zeit ausgegangen, und in Folge 
derfelben nicht felten dem religiöfen Element eine .über 
feine Berechtigung hinausgehende Geltung in dem weltli: 
hen Recht zugeftanden worden — was fich, wie wir ges 
feben haben, geſchichtlich erflärt. Das Religiöſe behaup: 
tet fi) allgemein bei der ganzen Auffaflung der Pflicht 
riftlicher Obrigkeit, wie fie von Fuͤrſten und Landesherr⸗ 
(haften, insbefondre dem Oberhaupte des Reiches, dann 
von Richtern und Urtheilern geübt werben foll. Es äußert 
fih ferner bei den Beſtimmungen über Berbreden, die, 
ohne im engern Sinn Religiond: Verbrechen zu 
ſeyn, vielmehr auch unter den Gefichtöpunft mweltlicher 
Strafbarkeit fallen, doch zugleich ald Verlegung göttlicher 
Gebote betrachtet werben, wad dann namentlih au auf 
bie Anwendung und Bezugnahme der desfallſigen Quellen 
Einfluß hat. Insbeſondre aber zeigt ficy dieſes bei ben 


eigentlihf.g. Religions: Verbrechen, und bier’ 


vornehmlich tritt dad Interefle der Frage hervor, zu deren 
Beantwortung die vorftehende Abhandlung einen Beitrag 
liefern ſollte: welchen Einfluß die damals beginnende Kir: 
henreformation, und die, wenn gleich noch nicht als ganz 
vollendete Thatſache erfcheinende Kirchentrennung , auf 
den Inhalt der neuen Reich8 : Strafgefeggebung gehabt 
babe? | 


feß; mie e6 denn Sache der Kirche und nicht der weltlichen 
Geſetzgebung war, zu beflimmen, mer zur Communion fähig 
fey. Daher konnte auch die Dispenſation nicht von der weltlis 
hen Obrigkeit, fie mußte von der geiftlichen Behörde ausge⸗ 
ben, und der Rath von Nürnberg ſich darauf befchränfen eine 
Empfehlung zar Buoke ya gewähren. . .. 
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Diefe Frage ift in den meiften ältern und neuern 
Merken fiber dad Strafrecht entweder ganz übergangen, 
oder doch nur gelegentlich berührt worden 120); mo es ge: 
ſchehen, hat man nicht felten, mehr von dem Standpunfte 
der neuern Zeit und der praftifchen Bedeutung der gefek- 
lichen Beftimmungen für und, als von dem gefchichtlichen 
aus, den Gegenftand erörtert; wo ed dann nicht fehlen 
fonnte, daß noch andere, jener Frage fremde Rüdfidy: 
ten in die Betrachtung gezogen wurden, die einer richtigen 
Erfenntniß hinderlich waren. Unleugbar find in einzelnen 
Artikeln. nach Faſſung und Inhalt, wenn man fie mit den 
entfprechenden Beflimmungen der Bamberger und 
Brandenburger H. G. O. vergleicht, Abänderungen 
getroffen, es find andre hinweggelaffen worden, aus 
Gründen, die nur in denerwähnten religiöfen Verhältniſ⸗ 
fen zur Zeit der Schlußredaftion und in&befondre fchon vor 
Abfaflung und Revifion des zweiten Projekts gefunden 
werden können. Meiſt gelangt man zu diefem Ergebniffe 
durch die allgemein gefchihtliche Betrachtung und durch 
Induktion; zuweilen konnten (wie bei den Eidesfor⸗ 
meln) ausdrückliche Quellenzeugniffe angeführt werden. 
Mährend die in den Sahren 1507 und 1516 publicirten 
erwähnten beiden Ordnungen begreiflicherweife auf den 
alten Standpunft der Einheit der Kirche und des Blau: 
bens beruhen, zeigen ſich in den fpätern Entwürfen der 
P. G. D. die Spuren der Trennung, und zwar fo, daß 
im Ganzen genommen dad erfle Projeft, wie er: 
klärlich, fi weniger ald dad zweite von den Vorgängern 
in den Beflimmungen entfernt, die bier allein in Berüd; 
fihtigung fommen. Zuweilen flehen beide Projekte von 
1521 umd 1529 auf einer Seite, bald in größerer Annähe: 


189) Einiges enthält hierüber der bereits angef. Walch in der 
Iutrod. zu dem Glosbar. Interpret. C. C.C. inserv. y. 89.90. 


rung an die Worgänger, bald ſchon tie Beftimmungen 
enthaltend, wie fie in der P.G.D. gefunden werden, und 
ed mag bierüber wohl vielfach verhandelt und das Ergebniß 
je nachdem ber einen oder andern Partei mehr günſtigen 
augenbiidlichen Beftaltung der religiös = politifchen Werbält: 
niſſe feitgefeßt worten feyn. Hierüber entbehren wir, wie 
über fo Vieles bei der Abfaffung jened wichtigen Wertes, 
näberer Nochrichten, und ed würde gewagt ſeyn, antre 
Vermuthungen aufzuftellen, als foldye, für bie fich wenig: 
ſtens eine mittelbare Begründung beibringen läßt. Wir 
können nur bedauern, daß von den Umarbeitungen, welche 
1524 auf dem Nürnberger Reichdtage und 1526 aufden zu 
Epeyer zur Revifion vorgelegt werden follten, und wie 
weit dies gefcheben, durchaus nichts, als eben die Nachricht 
bievon, auf und gefommen iſt 1800), Indeß wenn auch die 
„Lehre von den zwei Projekten der C.C.C. von 1521 und 
1529 in Dem gewöhnlichen Sinne der beiden alleinigen Re: 
baftionen: des Entwurfed aufgegeben werden müßte”, fo 
iſt doch fo vielgemwiß, daß nur biefe beiden Redaktionen den 
Ständen mit dem Erfolg vorgelegt find, „zu Beſchlüſſen zu 
führen” ; und was wir für unfern Zwed hier vermiffen, könnte 
nur etwa feyn, daß eine der erwähnten Abänderungen des 
eriten Projekts von 1521 ſchon vor dem jeßt f. g. zweiten, 
alfo etwa fchon 1524 oder 1526, ald getroffen nachgewiefen 
wiirde 191), worauf wir nicht zu großes Gewicht legen dürfen. 


ee 


190) Hierauf hat zuerft wieder &. Herrmann a. a. O. S. 68fg. 
aufmerkfan gemacht, deffen verdienftlihe Schrift überhaupt 
für das Studium unfres Gegenſtandes von befonderm Werrhe ilt. 

191) Weshalb wir nicht ganz mit Herrmann einverjtanden 
find, wenn er a. a. D. 8.70 nad den Worten: „Nur Eines 
haben jene beiden Redaktionen voraus, daß nämlich ihre Vor: 
legung an die Etände zu Befchlüffen geführt hat, welche wir 
in die Abfchiede der Neichstage der genannten Jahre aufge: 
nommen fehen” — hinzufegt: — „ein Moment, weldes of: 
fenbar für die Gefchichte Des Pefinitiven Sefepinbalres der 
Carolina, alfo für das wi —E und praktiſche Inter⸗ 
eſſe der Hreeti vie xxrox G.. 
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Auf der andern Seite find Manche in ber Behaup: 
tung des Einflufied der Reformation auf die Abfaflung der 
P. G. D. weiter gegangen ald ſich nachmweifen läßt. Das 
Unerläßliche haben die Evangelifchen durchgefegt, aber 
mehr nicht, und es blieb mit geringen Ausnahmen der-früs 
here Standpunkt der vorherrfchende, fo baß die Beſeiti⸗ 
gung der Mipftände, die fih in der Anwendung ergeben 
möchten, ald Sache der Landesgeſetzgebung angefehen wurde. 
Hierin liegt unter andern auch ein Erflärungdgrund 
der Erfahrung, die man gemacht hat, daß die Prarid in 
den einzelnen Ländern, in welchen die Carolina die Grund: 
lage ded geltenden Strafrechts wurde, fo vielfach ver: 
fchieden war. 

Für unfer heutiged Recht und die Anwendung nehme 
ih umfo weniger eine praftifche Bedeutung meiner Dar- 
ſtellung in Anſpruch, je beichräntter jetzt das Gebiet ift, 
wo überhaupt noch von Geltung der P. G. D. die Rebe 
feyn kann, was in Kurzem garnicht mehr der Fall feyn 
wird, Möge man jene ald einen Beitrag zur gefchichtlis 
den Erläuterung gelten laſſen, zu welcher nach längerer 
Belhäftigung mit neuern Gefebes : Entwürfen wieder ein 
mal zurüdzufehren mich ein rein wiflenfchaftliches Interefle 
beftimmte. 


Gebauer Sweifäteige Buchdruckertei in Halle. 
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